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Vorworkt. 


Das vorliegende Buch iſt eine Weiterführung des Planes, den ich vor 
acht Jahren mit meinem damı 1897 erichienenen Buche „Städteverwaltung und 
Munizipal-Sozialismus in England“ in Angriff nahm. Es will als ein im 
Meientlihen felbitändiges Ganzes eine Darftellung der Aufgaben der deutfchen 
Gemeinde- bezw. Städteverwaltung auf den großen und wichtigen Gebieten ber 
Volkshygiene, des Stäbtebaus und der Haufung des Volkes geben. Die 
Sauptjchtwierigkeiten waren auch hier bdiejelben: die Sammlung des Stoffes 
und feine ſyſtematiſche Ordnung und Berarbeitung. Bei der Beichaffung 
des Materials habe ich werthvolle Hilfe faſt überall gefunden, wo ich um 
Interftügung anklopfte. Es gereiht mir zur großen Befriedigung, an 
diefer Stelle allen den Städteverwaltungen, den Herren Oberbürgermeiftern 
und Vorſtehern der jtatiftiihen Memter, die mein Erſuchen um Verwal— 
tungsberichte, Dentichriften, Ortöftatuten, Spezielle Auskünfte in der entgegen— 
tommendften Weiſe beantwortet haben, meinen tiefgefühlten Dank auszusprechen. 
Daran möchte ich gleich hier die Bitte anknüpfen, mich bei der Fortiegung 
meiner Arbeit in derjelben Weile wie bigher zu unterftiigen. Ohne ein 
ſolches, meiſt recht großes Verſtändniß für die Bedürfniſſe eines wiſſenſchaft— 
lihen Arbeiter wäre e3 mir nicht möglich gewejen, meinen Plan zur Aus— 
führung zu bringen. Nur ganz vereinzelt bin ich überhaupt feiner Antwort 
gewürdigt oder abichlägig beichieden worden. Die Motivirung war dann ges 
wöhnlich in die höfliche Form des Mangeld an Zeit oder geeigneten Sträften 
gekleidet. Nur ein Kurioſum jei hier erwähnt. Der Oberbürgermeijter einer 
weitfäliichen Stadt, den ich um Verwaltungsberichte erjuchte, verwies mid) — 
an den Berein zur Förderung des jremdenverfehrs. Und als ich jpäter 
trogdem noch einmal den Muth Hatte, mich um Auskunft über Arbeiter— 
wohnungen an ihn zu wenden, erklärte das Oberhaupt, daß es nicht die 
Aufgabe der Stadtverwaltung fei, an Private derartige Auskünfte zu er: 
theilen.. Großen Dank bin ich einer größeren Zahl von Verlegern jchuldig, 
die mir die von ihnen verlegten Bücher theil3 unentgeltlich, theils zu billigerem 
Preife zur Verfügung ftellten. Herrn Profeſſor Laſſar-Berlin habe ih für 
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die liebenswürdigen Auskünfte über die Thätigkeit des Vereins für Volks— 
bäder und für die Webermittlung feiner Publikationen, Herrn Dr. Quarck— 
Frankfurt a.M. für die Ueberlaſſung feines reichhaltigen Materials zu danken. 

Bei der Sammlung und Verarbeitung des Stoffes habe ih mid im 
Mejentlihen auf die Städte mit mehr als 50000 Einwohnern beichräntt, 
wenn ich auch bei zahlreichen Gegenſtänden fleinere Städte und Gemeinden 
berücjichtigt habe. Eine derartige Stoffbeihränfung mußte ſchon aus dem 
einfachen praftiichen Grunde vorgenommen werden, daß eine Sammlung und 
Bearbeitung des ſonſt unbeichränften Material3 mir allein nicht möglich ges 
weien wäre Fir fie fpricht aber auch der theoretifhe Grund, daß bie 
größeren Städte, weil fie eben größere Städte find, zahlreichere und ſchwie— 
rigere Probleme der Verwaltung zu löſen haben und mit ihren größeren 
Mitteln auch zu löfen vermögen, daß alſo das Leben der größeren und 
größten Städte und das reichite Bild zeigt. Mir aber war es vor Allem 
darum zu thun, dieſes Bild zu zeichnen. Auch die entwideltite Stadtverwaltung 
ftedt heutzutage noch in den Anfängen der Entwidlung; aber an den zahl: 
reihen Anfägen können wir dem Neichthum der zufünftigen Aufgaben und die 
Richtung des Entwicklungsganges beobachten. Und dieſe Richtung führt 
meines Erachtens deutlich genug auf einen Punkt Hin, ber über unfer heutiges 
auf privater Wirthichaft und privatem Eigenthum beruhendes gejellfchaftliches 
Syſtem hinausliegt. Die Erfegung privater Thätigfeit durch die Gemeinde 
tritt zumächft auf dem Gebiete, das in erjter Linie den Vorwurf dieſes Buches 
j bildet, dem der Volkshygiene auf. Aus der Beleitigung der Abfallftoffe hat 
bie private Unternehmung niemals große Profite herausholen können; fie it 
daher aud am frühelten den Gemeinden zugefallen. Von da aus dringt dann 
die Mumizipalifirung fiegreidh in die anderen Theile des großen Neiches der 
Volkshygiene vor: Wailerverjorgung, Badeweſen, Begräbnißwejen u. ſ. w. 
werben nad) und nad) von ben Gemeinden übernommen und in eigener Regie 
betrieben. Am erfolgreichiten Hat ſich noch die private Unternehmung auf 
dem Gebiete der Nahrungsmittelverforgung behauptet; aber auch hier treibt 
die ökonomische Entwidlung über diejelbe hinaus. Neben der Volkshygiene 
find es die Hauſung der weniger bemittelten Klaſſen der Bevölkerung und 
eine Neihe von Unternehmungen mit Monopolcdarakter, die der allgemeinen 
MWirthichaftspflege dienen, wie Straßenbahnen, Lichte und Kraftverſorgungs— 
anftalten, Hafenanlagen u. ſ. w., die im nächiter Zukunft allgemein dem Ge— 
meindebetriebe untertvorfen jein werden. So umfaſſend und groß das Neich 
ift, das die Gemeinden ihrer Thätigfeit bereit3 erobert und noch zu erobern 
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haben, ſo iſt es doch nicht unbegrenzt. Im Weſentlichen bleibt die Gemeinde 
mit ihrer Thätigkeit an ihr lokales Gebiet und den nächſten Umkreis des: 
jelben gebunden, ſoweit auch die Befriedigung der zahllojen Bedürfniffe ihrer 
Angehörigen fie dariiber hinauszutreiben bejtrebt if. Die größeren Kom— 
munalverbände, aber auch bejondere Zweckverbände müſſen da ergänzend eins 
treten, wo interlofale Aufgaben zu erfüllen find. Aus diefer Iofalen Be— 
ſchränktheit der Gemeindethätigfeit ergiebt fih eine Anzahl von Folgerungen, 
denen wir hier nicht weiter nachgehen können. 

Es mürde über den Rahmen des Buches hinausgehen, ſämmtliche bei 
der Abfaſſung desjelben benützten literariichen Hilfsmittel — den Begriff in 
weitem Sinne gefaßt — in einen bejonderen Literaturverzeichniß bei Nanten 
aufzuführen. Ich muß mic darauf bejchränfen, die wichtigiten Quellen an 
diejer Stelle anzugeben, und die Lejer, die fich eingehender mit den einzelnen 
Gegenftänden zu beichäftigen beabfichtigen, auf die Stellen verweilen, wo fie 
ausführliche Literaturangaben finden werden. 

Für das ganze Gebiet der Städteverwaltung find natürlich als Quellen— 
ſtudium unentbehrlich die von dem Städten herausgegebenen Verwaltungs: 
berihte. Diejelben erjcheinen entweder alljährlich oder in verjchieden langen 
Zwifchenräumen. Berlin 3. B. giebt Verwaltungäberichte beider Art heraus. 
Die letteren gehen bis zum Jahre 1829 zurüd; es find die folgenden Perioden 
in denjelben behandelt: 1829 bis 1840, 1841 bis 1850, 1851 bis 1860, 
1861 bis 1876, 1877 bis 1881, 1882 bis 1888, 1889 bis 1895. Die 
Bedeutung diefer Berichte joll nicht verfannt werben. Im Allgemeinen wäre 
aber eine größere Materialfammlung jehr wünjchenswerth gemweien, und ben» 
erforderlichen Raum hätte man jehr gut durch die Unterdrückung ber byzan— 
tinifchen Anreden und Adreſſen gewonnen, die bei den verjchiedeniten Anläfjen 
von der Stadtverwaltung an die höchſten Herrichaften gerichtet worden find. 
Sehr reiches Material bieten dagegen die jährlichen Berichte. In größeren 
Perioden erjcheinen ferner die Berichte der folgenden Städte: Breslau, Altona, 
Kiel, Spandau, München-Gladbach, Würzburg, Stuttgart, Mannheim, Braun: 
ihweig, Straßburg. Cine hervorragende Arbeit ijt der Verwaltungsbericht 
Mannheims für die Jahre 1892, 1893 und 1894 (3 Bände), der eine um: 
faffende gejchichtliche Darftellung der Mannheimer Verwaltung, alſo viel mehr 
als fein Titel, bietet. Die übrigen Städte geben entweder jährliche Berichte 
oder beichränfen fi) wie Hannover, Glberfeld, Freiburg, Karlsruhe zc. auf 
beionders ausführliche Haushaltsetats. Neben den Berwaltungsberichten find 
als Duellen zu nennen: die Etat? und Rechnungsergebniſſe, ſpezielle Denk: 
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Ichriften und Vorlagen, die Veröffentlihungen der ftatiftiichen Nemter (Monats 
berichte und Jahrbücher, ſowie bejondere Publikationen, in erjter Linie über 
die Bevölkerungs- und Wohnungsaufnahmen), Ortsftatuten und Polizei— 
verordnnungen. In einer ganzen Zahl von Städten find Sammlungen der 
giltigen Ortsftatuten und Polizeiverordnnungen theils von der Stadtverwaltung 
jelbft, theils von Privaten oder Beamten in privaten Auftrage herausgegeben wor— 
den. Daneben eriftirt die Stolpfche Sammlung der Ortögejege (Berlin 1870 ff., 
Supplement zur Deutjchen Gemeindezeitung). Von Werth für eingehenderes 
Studium find auch die Protokolle der Stadiverordnetenverfammlungen, Ges 
meinderäthe, wie fie von einigen Städten in Gemeindeblättern veröffentlicht 
werden. 

Von Zeitichriften, die ausichließlih der Gemeindeverwaltung gewidmet 
find, haben wir benügt: Deutiche Gemeindezeitwig, Blätter für foziale Praxis, 
Techniiches Gemeindeblatt. Die „Blätter für joziale Praxis“ find leider nad) 
furzer Lebenzfrift mit dem Sozialpolitiichen Zentralblatt verſchmolzen worden, 
wobei die Gemeindeverwaltung gegenüber der Sozialpolitit zu kurz kam. Fort: 
fegung der „Blätter für foziale Praxis“ ift die „Soziale Praxis“, zuerſt von 
Jaftrow, jet von E. Franke herausgegeben. Hier find noch zu nennen die 
Zeitichrift des Vereins für MArbeiterwohlfahrtseinrichtungen und der Arbeiter— 
freumd. Einzelne Artikel über Fragen der Gemeindeverwaltung finden ſich in 
nationalöfonomiichen, ſtaats- und finanzwiſſenſchaftlichen Zeitichriften, ſowie 
den Zeitichriften für die Verwaltung der einzelnen Bundesſtaaten. 

Als ein ſehr bedeutendes ftatiftiihes Hilfsmittel iſt das Statiftiiche Jahr: 
buch deuticher Städte Jahrgang I bis VIII zu erwähnen. 

Zum erjten Theil: „Die voltöhhgieniichen Aufgaben der Städte“ wurden 
benützt die wichtigeren hygieniſchen Zeitichriften, vor Allen die Vierteljahrs: 
ſchrift für gerichtliche Medizin und öffentliches Sanitätsweſen, das Zentral: 
blatt für allgemeine Gejundheitöpflege und die Deutiche Vierteljahrsichrift für 
öffentliche Gejundheitspflege. Die letztgenannte Zeitichrift giebt alljährlich eine 
vortrefflihe Zufammenftellung der in deutichen und ausländischen Zeitichriften 
erichienenen Aufiäge über öffentliche Geſundheitspflege, vierteljährliche Literatur: 
überfichten umd ein jährliches Supplement iiber die Fortichritte der öffentlichen 
Geſundheitspflege. Dieſe Literaturangaben find außerordentlich werthvoll. 
Gute Literaturangaben giebt ebenfall® das von Weyl herausgegebene Handbuch 
der Hygiene. Reichfließende Quellen find ferner die von den Stadtverwal: 
tungen herausgegebenen Dentichriften zu den Jahresverlammlungen des Deutichen 
Vereins für öffentliche Gefundheitspflege, des Vereins deuticher Naturforicher 
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und Aerzte, des Architekten- umd Ingenieurvereins. Kurze Notizen findet 
man auch in den Generalberichten über das Medizinal: und Sanitätsweſen 
der Bundesstaaten, in den PVeröffentlihungen des kaiſerlichen Geſundheits— 
amtes u. j. w. 

Zum zweiten Theil. Das Bud) Stübbens „Der Städtebau” im Handbuch 
der Architektur, fowie der gleichfalls von ihm bearbeitete hierher gehörige Theil 
des Weylſchen Handbuchs der Hygiene Band IV geben reichhaltige Literatur: 
angaben, auf die hier verwiejen jei. Ueber Wohnungswejen und Wohnungs: 
inipeftion giebt es eine jehr tweitichichtige, meilt in Brofchüren, Journals und 
Zeitungsartifeln bejtehende Literatur, über die auc die zum erften Theile 
genannten Zeitichriften, 3. B. die Deutiche Bierteljahrsfchrift für öffentliche 
Gejundheitöpflege, fortlaufend berichten. Ein großer Theil der benützten Literatur 
ift an den einichlagenden Stellen in den Noten angeführt; auch im Text ift 
des Defteren auf die wichtigeren Erſcheinungen Bezug genommen. 

Zur ſyſtematiſchen Ordnung des Stoffes ſeien mir hier die folgenden kurzen 
Bemerkungen geltattet. Wenn wir den geiellichaftlichen Lebensprozeß, der fich 
in einer Gemeinde abjpielt, ald das Thätigfeitsgebiet der Gemeindeverwaltung 
bezeichnen und zugleich dabei berüdfichtigen, daß diefer gejellichaftliche Lebens: 
prozei nicht nur das Leben der Gemeinſchaft als ſolcher und das Leben 
der einzelnen Individuen, ſondern ebenſo jehr der unjere heutige Geſell— 
ſchaft darakterifirenden Befigklaffen in ſich Ichließt, jo fommen wir zu einer 
fundamentalen Scheidung der Funktionen der Gemeinden in zwei große 
Gruppen: Funftionen, die der Gejammtheit der Bewohner dienen, und jolche, 
die einzelnen Befigklaflen dienen. Zu der erften Gruppe gehören die großen 
Gebiete der Volkähygiene, des Städtebaus, der Wirthichaftspflege, der Volks— 
bildung, zur zweiten die Gebiete der Armenpflege und der Sozialpolitif. 
Die beiden Gebiete der Volkshygiene und des Städtebaus bilden den Vor: 
wurf des vorliegenden Buches; die anderen Gebiete bleiben jpäterer Bearbei: 
tung vorbehalten. Die vollshygieniihen Aufgaben der Städte fünnen wir 
wiederum in zwei Theile zerlegen, je nachdem ſich diejelben auf die Verhütung 
oder die Bekämpfung der Krankheiten beziehen. Ebenſo gliedert fi) das 
Gebiet Städtebau natirlih in zwei Abtheilungen: die eine Die eigentliche 
Städteanlage, die andere das Wohnhaus und jeine Benügung umfallend. Unter 
MWirthichaftspflege jollen fpäter die Maßregeln zur Darftellung kommen, welche 
die innerhalb der Gemeinde fich abipielenden wirthichaftlichen Prozeſſe ihrer 
Glieder zu ordnen und zu fördern bezweden. Hierher gehören alio: Straßen: 
bahnen, Basanftalten, Glektrizitätswerfe, Häfen und Yagerhäufer, Schrannenu. ſ. w. 





— XI — 


Auch die Anlage und Crhaltung von Straßen hätte hier behandelt werden 
fünnen; wir zogen es aber vor, diejelbe ala Theilaufgabe der doch in eriter 
Linie den Wohnungszwecken dienenden Städteanlage darzuftellen. Die Gebiete 
der Bolfsbildung und Armenpflege find durch die Namen gemügend jcharf 
umriſſen. Nicht das Gleiche läßt fi) von der Sozialpolitif behaupten. Ich 
habe unter Sozialpolitit die Cinrichtungen und Maßregeln verjtanden, welche 
den Schuß und die Förderung der wirthichaftlich ſchwächeren, nichtbefigenden 
Klaſſen bezweden. Da die größte und wichtigste diefer Klaffen die Arbeiter: 
klaſſe iſt, jo wird hier in erjter Linie die Arbeiterpolitit der Gemeinden in 
Betracht kommen. Soweit die Gliederung des Stoffes. Bei der Darftellung 
bin ich bejtrebt gewejen, in erjter Linie typiiche Erſcheinungen und typiſche 
Entwidlungen dem Lejer vorzuführen; nur da, wo es von bejonderen Werth 
ihien, habe ich die Verhältniffe in allen Städten der behandelten Gruppe 
beichrieben. Daß auch dabei die größten Städte überwiegen, liegt in der Natur 
der Sadıe. 

Die Schwierigkeiten meiner Aufgabe find in der Natur des Stoffes 
begründet, der fich über die verichiedenften Gebiete der Wiſſenſchaft und Technik 
erftredt, dabei aber nur nad) feiner volföwirthichaftlichen Seite zur Darftellung 
fommen durfte. Ob und inwieweit e8 mir gelungen ift, fie zu überwinden, 
möge der Leſer enticheiden, deilen Prüfung ich jett dieſes Buch unterwerfe. 


Degerloh- Stuttgart im März 1901. 


EC. Hugo. 


Die volkshygienifhen Aufgaben der Atädte, 


« „Die Bapiermenihen bes ganzen Kantons haben das Spital 
als unnöthig und unmöglich befämpft; der Bureaufratie finb 
foziale Fragen Thorbeiten; das wußte ih bamals noch nicht; 
fie liebt weber Gott noch bie Menihen; wohl aber fürdtet 
fie bie Druderfhwärze.* 


Sonberegger, Der arme Lazarus im Kulturfiaat. 


Erſter Theil. 


Erhaltung und Pflege der Geſundheit. 


Erſtes Kapitel, 
Die Proanilation der öffentlichen Gefundheitspflege. 


Die Iofale Geſundheitspolizei ift in Deutichland ein Theil der Ortöpolizeis 
verwaltung und daher den Bürgermeiftern, Magiftraten, Amtövorftehern ober 
wie dieſe Organe heißen mögen, al® ein Theil der Ort3polizeiverwaltung 
übertragen. Das ift außerordentlich charakteriftiih. Nirgends zeigt ſich wohl 
die alte Theorie von der Ortöpolizei ald einem Hoheitsrecht des Staates in 
größerer Widerfinnigfeit, als wo es fih um bie Gejundheitspolizei handelt. 
Wenn Jemand ein Intereffe an der Pflege des öffentlichen Geſundheitsweſens 
hat, biejed im weiteſten Sinne genommen, fo ift e8 die Gemeinde als Inbegriff 
Iofal zujammengefaßter Gruppen von Menichen. Es ijt ferner geradezu un— 
möglich, einen Zujammenhang zwiichen dem öffentlichen Geſundheitsweſen und 
der eigentlihen Sicherheitspolizeiverwaltung zu ftatuiren. Die Organe ber 
leßteren find in der That auch vollftändig unfähig, den Aufgaben des öffent: 
lichen Geſundheitsweſens gerecht zu werden. Wie eine Trennung ber Ges 
funbheitspolizei von der allgemeinen Ortöpolizei die Worbedingung jeder er: 
ſprießlichen Thätigfeit iſt, ebenjo ift eine gründliche, fpeziell technifche Aus— 
bildung für die Ober: und Unterbeamten, das heißt auch die untergeorbneten 
ausführenden Organe unbedingt nothwendig und Vorbedingung für die erfolg: 
reihe Durdführung der Hygienifchen Aufgaben, die in ſolcher Fülle den Ge- 
meindeverwaltungen geftellt find. Bier hat wieder die deutſche Bureaufratie 
ihre verhängnißvolle Unfähigkeit gezeigt. Nach deuticher Bureaufratentheorie 
ift num der rein juriftiich ausgebildete Verwaltungsbeamte fähig, erefutive Bes 
fugnijje mit Erfolg zu verwalten; alle anderen Menjchenkinder find dazu un— 
fähig. In der That! Nur der Verwaltungsjurijt bietet Die ausreichende 
Garantie, daß die Verwaltung fich innerhalb des ihr durch unzählige Ver: 
ordnungen vorgezeichneten Rahmens bewegen und ganz gewiß niemals ben 
geringften Verjuch machen wird, iiber diejen Rahmen hinauszugehen. Er allein 
bietet aber auch die Garantie, daß er die Erforderniſſe des geiellichaftlichen 
Lebens jouverän verachten und daher jtetö beftrebt jein wird, das Leben in 
die Verwaltungsfeſſeln zu ſchlagen, nicht aber feine Verwaltung dem Leben 
anzupaffen. Sp liegen denn überall in Deutichland die Verordnungs- und 

Hugo, Deutſche Stäbteverwaltung. 1 
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Exekutivbefugniſſe für das Gebiet des öffentlichen Geſundheitsweſens in den 
Händen ſtaatlicher Verwaltungsbeamten, denen techniſche Beiräthe zur Seite 
ſtehen. Selbſt in den Hanſeſtädten iſt dies der Fall. Wir können uns da— 
her auch darauf beſchränken, die Organiſation des Medizinal- und Sanitäts— 
weſens an dem Beiſpiel eines Staates — wir wählen dazu Preußen — 
darzuſtellen, da weſentliche Unterſchiede zwiſchen den verſchiedenen Staaten 
nicht vorhanden ſind. 

Entſprechend der Gliederung der Landesverwaltung in Provinz, Regierungs— 
bezirk und Kreis, mit dem Oberpräſidenten, Regierungspräſidenten und Lands 
rath an der Spige, ift in Preußen -aud die Gliederung der Gejundheits- 
behörden. Der Oberpräfident leitet und überwacht die Mebizinalverwaltung 
der Provinz und erläßt unter Zuftimmung des Provinzialraths, dieſer echt 
preußiichen Selbjtverwaltungdtörperfchaft, geſundheits- oder mebdizinalpolizei= 
lihe Berorbnnungen für den Bereich einer Provinz. Ihm zur Seite fteht das 
für das öffentliche Geſundheitsweſen bedeutungslofe Provinzial: Mebizinal- 
follegium. Der eigentlihe Träger der Geſundheits- und Medizinalpolizei ift 
ber NRegierungspräfident, der unter Zuftimmung des Bezirksausſchuſſes gleiche 
Verordnungsrechte für den Negierungäbezirt hat, wie der Oberpräfident für 
die Provinz. Zwecks Bearbeitung der geſundheits- und mebizinalpolizeilichen 
Angelegenheiten fteht ihm der Regierungs- und Mebdizinalrath zur Seite, ein 
ärztlicher Beamter, der übrigens ärztlihe Praris treiben darf, ſoweit bies 
ohne Vernachläſſigung feiner dienftlihen Pflichten möglich ift. Für den Kreis 
übt der Landrath unter Beirath des ihm zugeordneten Kreisphyſikers die Ge— 
ſundheits- und Medizinalpolizei. Der Kreisphyfitus hat das Necht zur direkten 
Anordnung fJanitätspolizeiliher Maßnahmen nur in ganz dringenden Füllen ; 
in der Regel hat er nur feinen techniichen Rath zu geben und die Requi— 
fitionen ded Landraths abzuwarten! Die Handhabung der örtlichen Geſund— 
heitöpflege ift in Preußen Sade der Xofalpolizeiverwaltung. Sie erläßt die 
Verordnungen und jorgt für die Ausführung derielben. In Zeiten von Epi— 
demien find den Ortöpolizeibehörben nad) dem Negulativ vom 8. Auguft 1835 
Sanitätskommiſſionen beigegeben. 

Mir fönnen die klägliche Stellung, welche den Gejundheit3beamten (mögen 
fie nun Phyſikus, Kreisarzt, Bezirksarzt oder wie immer heißen) im Rahmen 
der Verwaltungsorganifation zugewieſen ift, nicht treffender charafterifiren, als 
es die „Dienftinftruftion für die Großherzoglih Heſſiſchen Kreisärzte“, Ver: 
ordnung vom 14. Juli 1884, thut. Es heißt da in 8 22: „In ihrer dienit- 
lihen Stellung als Gejundheitsbeamte haben die Kreisärzte im Allgemeinen 
die Aufgabe, den öffentlichen Gejundheitszuftand ihres Bezirkes und in deſſen 
einzelnen Gemeinden zu erforſchen und fortgejegt zu überwachen, auf die Vers 
hitung und Abwendung gelundheitsichäblicher Einflüſſe und auf die Befeitigung 
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vorhandener Schäblichfeiten Hinzumirken; ferner haben diejelben die Behörden 
bei der Ueberwachung der Ausführung der janitätspolizeilichen Anordnungen, 
ſowie der Befolgung der fanitätspolizeilichen Gejege zu unterjtügen, Der 
Kreisarzt hat hierbei, wie bei feiner ganzen amtlichen Thätigfeit, niemals den 
Grundjag aus den Augen zu verlieren, daß er jelbit feinerlei anordnende 
oder vollziehende Machtbefugniß hat, daß er nicht Bolizeibeamter ift, daß 
alſo die Ausübung der Gefundheitöpolizei nicht ihm, fondern — wie die Hand- 
habung der geſammten Polizei überhaupt — den Kreisämtern und unter den⸗ 
ſelben den Lokalpolizeibehörden, in oberfter Inſtanz aber dem Miniſterium zu— 
steht... Wenn nach dem Vorſtehenden dem Kreisarzt keinerlei anordnende 
Befugniß (Exekutive) zuſteht und er wegen ber Anordnung und Ausführung 
geſundheitlicher Maßregeln auf die Mitwirkung anderer Behörden angewieſen 
iſt, ſo muß übrigens um ſo mehr von ihm gefordert werden, daß er den 
Werth und die Wichtigkeit der ihm zugewieſenen Anregungsbefugniß und 
Anregungspflicht (der Initiative) zu würdigen und mit Eifer und Erfolg 
auszunützen wiſſe, ſowie daß er das Vertrauen und Entgegenkommen der be— 
theiligten Staats- und Gemeindebehörden zu gewinnen und die Durchführung 
nothwendiger hygieniſcher Maßregeln zu ſichern verſtehe, einmal durch un— 
anfechtbare und überzeugende Begründung wohldurchdachter Vorſchläge, durch 
Anpaſſung derſelben an die gegebenen Verhältniſſe, insbeſondere alſo durch 
Einhaltung der Grenzen finanzwirthſchaftlicher Ausführbarkeit, ſodann durch 
taktvolle Führung der Verhandlungen mit den betheiligten Stellen, endlich 
aber durd eine von überſtürzender Ungeduld und mwanfelmithiger Gleichgiltig- 
feit ſich gleich weit entfernt haltende ruhige und nachhaltige Ausdauer in dem 
Betreiben nothwendiger hugieniiher Verbeſſerungsmaßregeln.“ 

Alſo mein lieber Herr Kreisarzt, Phyſikus, Bezirksarzt — oder wie Ihr 
ſchöner Titel jonjt heißen mag — maden Sie fih es in erfter Linie voll- 
ftändig Klar, daß Sie feine anordnende Befugniß haben. Aber Anregungen 
dürfen Sie geben! Nur auch dabei wohl bedacht: an die gegebenen Ver— 
hältniffe anpafien, die Grenze finanzwirthichaftlicher Ausführbarteit einhalten 
(mit anderen Worten: mit Koften darf feiner Ihrer Vorſchläge verbunden 
fein), nur feine überftürzende Ungeduld, jondern ruhige Ausdauer mit dem 
Nahdrud auf ruhig! Seien Sie vorfihtig und quieta non movere, fo 
werden Sie ein muftergiltiger, allgemein beliebter Gefundheitbeamter fein, 
und die Ihnen und Ihrem Range gebührenden Orden und Auszeichnungen 
werden nicht ausbleiben. Vor Allem nur feine der Staatdfafje zur Laſt 
fallende Kojten! Alſo feine unnöthigen Reiſen,“ die Sie übrigens „erit nad) 


* „Die Vervielfältigung der Reifen der Kreisphyfifer bei ausbrechenden an- 
ſteckenden Krankheiten ift möglichit einzuftellen“ — Minijterialverfügung (Preußen) 
vom 27. Zuli 1846, — Auch das preußifche „Reformgefeg“ von 1899 betreffend 
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erhaltener Aufforderung ſeitens der landräthlichen oder ſtädtiſchen Polizei— 
behörde zu unternehmen“ haben! Diffieile est satiram non seribere. 

Untergeordnete Organe der Ortöpolizeibehörden find auch die Sanität3- 
fommiffionen, die ihre Eriftenz ber Cholerafurdt des Jahres 1835 ver- 
danken. Das beweiit jchon die Zujanmenjegung diefer Kommilfionen. Sie 
beftehen nämlich) aus dem Vorftand der Ortöpolizeibehörde als Vor— 
jigenden und wo biefelbe nicht zugleich die Kommunalbehörde ift, auch aus 
dem Vorſtand oder einem von bemfelben zu deputirenden Mitglied der lehteren, 
aus einem oder mehreren von der Ortöpolizeibehörde zu beftimmenben Aerzten, 
aus mindeſtens drei von ben Vertretern der Kommune — den Stabtverorb» 
neten — zu mählenden geeigneten Cinwohnern der Stadt, in Garnifonsorten 
nod) aus einem oder mehreren von ben Militärbefehlöhabern zu beitimmenden 
Offizieren und einem oberen Militärarzt. Die Berufung ber Kommiffionen 
iſt gleichfalls Sache der Ort3polizeibehörben, die die Vorſchläge anhören und 
darüber enticheiden. Ihre Aufgaben find die Ueberwachung des Geſundheits— 
zuftandes ihrer Orte oder Bezirke und vor Allem die Bekämpfung und Ber- 
hütung der anftedenden Krankheiten. Die Beihaffung der erforderlichen Mittel 
liegt der Kommune ob. Sie darf zahlen, Hat aber nichts zu jagen. Es 
ift das die probate Weife der YBureaufratie, über anderer Leute Geld zu 
berfügen. 

Die Sanitätskommiſſionen müfjen in allen Städten mit mehr als 5000 Ein- 
wohnern vorhanden fein. Won ihrer Thätigkfeit hört man nur in Zeiten ber 
Cholera, Reit und beionders gefährlicher epidemifcher Krankheiten. Sonſt 
friften fie ein jo fiimmerlihes Leben, daß in den wenigften jtäbtijchen Ver— 
waltungsberichten auch nur die Anzeichen ihrer Griftenz zu entdeden find. 
Man hat zu verichiedenen Zeiten dieſe Sanitätstommiffionen zu neuem Leben 
zu galvanifiren verfucht,* aber die Nefultate find überall gleihmäßig Null 
gewejen. 

Abgeiehen von der Mitwirkung bei dem Grlaffe von Polizeiverordnnungen 
haben aljo die Gemeindebehörden im preußifchen Staate mit der Geſundheits— 
polizei nichts zu thun; dieſelbe ift wie die gefammte Ortspolizei überhaupt 
eine rein ftaatlihe Ginrihtung. Wo die Ortöpolizei von Gemeindebeamten 
verwaltet wird, geichieht die im Auftrage des Staates. Der Gemeinde jelbft 


die Dienftitellung des Kreisarztes und die Bildung von Geſundheitskommiſſionen 
hat an der fubordinirten Stellung des Kreisarztes nicht3 geändert. Was die Reife: 
berechtigung des Kreisarzted angeht, fo bat er nad) 86 feinen Amtsbezirk auch 
ohne bejonderen Auftrag nah Maßgabe der minifteriellen Geſchäfts— 
anmweifung zu bereifen. Diefer Paſſus ijt von der Kommilfion des Abgeordneten- 
hauſes eingefügt worden, 

* Zum Beifpiel in Bofen 1890 und 1891. 
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fteht aber nicht der geringfte Einfluß auf ihre Verwaltung zu. Wie in 
Preußen liegen die Verhältniffe auch in den übrigen deutſchen Staaten. 

Mit einer derartigen Organifation der Geſundheitspolizei ift aljo eine 
einheitliche Verwaltung des gejammten Gebiet3 bes öffentlichen Gefundheits: 
weſens und damit auch eine erfolgreihe Lölung feiner zahlreichen Aufgaben 
unmöglihd gemadt. Wollten nun die Städte — mit ihnen haben wir es 
hier faft ausschließlich zu thun — die große Mehrheit diefer Aufgaben nicht 
ungelöft laſſen, jo mußten fie den Verſuch machen, innerhalb der Rahmen ihrer 
Städteverfajlungen fi die nothwendigen Organe zu ſchaffen. Wir verfolgen 
nun dieſe Beitrebungen, wie jie von einer ganzen.Reihe von Städten der ver- 
fchiedenen deutichen Staaten gemacht worden find, um auf Grund dieſes Ma— 
teriald eine kurze Skizze wirkungsvollerer Organijation zu entwerfen. 

Preußen. Das bereit3 erwähnte Geſetz betreffend Dienjtftelung der 
Kreisärzte u. |. w. von 1899 orbnet die obligatorifche Einſetzung von Ge: 
fundheitäfommiffionen in Gemeinden mit mehr als 5000 Einwohnern art. 
Die Zufammenjegung erfolgt in den Städten gemäß ben in den Städteordnungen 
vorgejehenen Beitimmungen, die die Bildung von Kommilfionen regeln. In 
ländlihen Gemeinden befindet darüber der Landrath. Der Kreisarzt kann 
an allen Situngen ber Geſundheitskommiſſion theilnehmen und darf jeder Zeit 
die Zufammenberufung derjelben verlangen. Im allen Verhandlungen ber 
Geſundheitskommiſſion hat der Kreisarzt berathende Stimme und muß jeder 
Zeit gehört werben. Dies ijt die Fallung des Herrenhaujes, wie fie von 
den Bertretern der großen Städte durchgejeßt wurde. Nach dem Regierungs— 
entwurf hatte der Kreisarzt nicht nur Sig, fondern auh Stimme und Bor: 
fig in der Geſundheitskommiſſion. Es jollte aljo wieder einmal ein jtaat: 
fiher Beamter in die Selbftverwaltung der Gemeinde hineingezwängt und 
diejelbe auf einem neuen Gebiete bejchränft werden. Daß aber Kommiffionen, 
die fih aus Mitgliedern der Selbitverwaltung und jtaatlichen Beamten zu: 
fammenfegen, der Anfang vom Ende ber Freiheit und Selbitändigfeit der 
Selbjtverwaltung find, das hat das Beilpiel der Schuldeputation aufs klarſte 
bewiefen. Da num, wie der KHultusminifter Boffe im Herrenhaus zugeftanden 
hat, die Städte dad Recht behalten, eigene Gejundheitöbeputationen weiter 
beizubehalten, jo ergiebt fi) als der einzig richtige Weg, um bie Angriffe 
auf und die Einmiſchung in die Verwaltung feitens der ftaatlichen Behörden 
zu verhindern, die Einrichtung eigener ftädtiichen Gejundheitsbeputationen, von 
denen der Sreisarzt ausgeſchloſſen wäre. Nur durch ftrengfte Scheidung 
zwiſchen der jtaatlichen und kommunalen Deputation laſſen ſich die gefähr: 
lihen Wirkungen diefer Attentate auf die Selbftverwaltung unſchädlich machen. 
Wie wir noch öfter jehen werben, benüßt die jtaatliche Bureaufratie jedes Mittel, 
ihr Machtbereih auf Koften der Selbftverwaltung zu vergrößern. Nur fomweit 
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die Regelung auch der wichtigften Materie, wie zum Beifpiel der im höchſten 
Grade rüdjtändigen Organifation der öffentlichen Gejundheitöpflege, ihr die 
Gelegenheit hierzu bietet, wird biejelbe von ihr in Angriff genommen. Ahr 
it die Mebizinalreform jo gleichgiltig, wie die Reform des Krankenkaſſen— 
weſens; die eigene Macht, die Knechtung jeder freiheitlichen Selbjtverwaltung 
iſt das Ziel ihres Strebend. Für fie läuft die ganze Medizinalreform darauf 
hinaus, daß den Städten der Kreisarzt aufoftropirt, in die Selbſtverwaltungs— 
förper die ftaatlihen Beamten hineingezwängt werben. 

Berlin. Auf Grund eines VBejhluffes vom Januar 1874 wurde nad) 
$ 59 der Stäbteordnnung für, die ſechs dftlichen Provinzen vom 30. Mai 1853 
eine gemiſchte ftäbtifche Deputation für die öffentliche Geſundheitspflege ge— 
bildet. Den Anlaß dazu bildete ber Bau des Krankenhauſes im Friedrichs— 
hain. Diejer Deputation wurde die Aufficht iiber die ſtädtiſchen Kranken— 
häufer und Badeanstalten übertragen. Doch follte jih die Deputation mit 
allen Angelegenheiten der öffentlichen Gejundheitspflege beichäftigen. 

Charlottenburg. Durch Beihluß vom 8./15. Dezember 1897 wurde 
eine Deputation für Gefundheitspflege eingefeßt. Derjelben wurben 
überwiefen: 1. die Volfsbadeanftalt; 2. die öffentlihe Fleiſchſchau; 3. die 
öffentlichen Bebürfniganftalten; 4. die Dedinfektionsanftalten; 5. Unterfuchungen 
bes Trinkwaſſers. 

Frankfurta.M. Solange Frankfurt a. M. freie Reichsſtadt war, lag 
das gefammte Mebizinal: und Sanitätsweien in der Hand des Sanitäts— 
amtes als der oberjten Medizinalbehörde, war alſo aufs Wirkjamfte konzen— 
trirt. In dieſe praftiih bewährte Organifation brachte die preußifche Annexion 
die heillofeite Zerjplitterung hinein. Der durch Gejeg vom 20. September 
1870 eingerichteten königlichen Bolizeiverwaltung wurde die „Sorge für Leben 
und Gejundheit“, wie diejer ſchöne Ausdrud des preußiichen Molizeirechtes 
lautet, übertragen, mit Ausnahme der Befugnifje, die auf den Regierungs- 
präftbenten übergingen. Alle die örtliche Geſundheitspolizei betreffenden Anz 
ordnungen wurden von dem Polizeipräfidenten unter Beirat und Mitwirkung 
der Kreismebizinalbeamten getroffen und zur Ausführung gebracht, jede eigene 
adminijtrative Thätigkeit alfo den ftädtiichen Behörden genommen — troßdem 
doch in erfter Linie gerade dieje Behörden zur Pflege des öffentlichen Ge— 
ſundheitsweſens berufen find. Es blieb ihnen nur die Feuerlöſchpolizei, Feld— 
polizei, Baupolizei und die Marktpolizei mit Ausnahme der Kontrolle der 
Lebensmittel in fanitärer Beziehung. Trotzdem aljo die jtäbtifchen Behörben 
bon der eigentlichen Verwaltung der öffentlichen Gejundheitspflege ausgeſchloſſen 
blieben, brachte fie doch ihre eigentlihe Thätigkeit, die ftäbtijche Verwaltung, 
auf Schritt und Tritt mit Fragen der öffentlichen Gefundheitspflege in Bes 
rührung und erwies damit die Nothwendigfeit eines jachverftändigen Organs. 
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So wurde denn bereits durch Magiſtratsbeſchluß vom 4. Auguſt 1870 ein 
proviſoriſcher ſtädtiſcher Geſundheitsrath gebildet, der in den folgenden 
Jahren ein reiches Arbeitsfeld fand. Im Jahre 1883 wurde der Geſundheits— 
rath neu organifirt (Ortöftatut vom 8./1. Mai 1883). 

Der ftäbtiihe Gejundheit3rath beiteht aus 15 auf 6 Jahre ernannten 
Mitgliedern: 2 Magijtrat3mitgliedern, 2 Stadtverordnieten, 4 praftiichen Aerzten, 
dem Stabtarzte, den beiden Stadtbauräthen, einem Chemiker oder Apotheker, 
einem Schulmanne, einem Thierarzte und einen Gemwerbetreibenden. Diejer 
Gefundheitsrath übt (8 7) eine begutachtende und fontrollirende Thätigfeit in 
allen die öffentliche Gejundheitöpflege berührenden Angelegenheiten aus, welche 
in den Bereich der jtäbtiichen Verwaltung gehören. Er hat aber auch das 
Recht, aus eigener Initiative Anträge in Betreff dieſer Punkte zu ftellen. 

Wir haben aljo in Frankfurt a. M. zwei Behörden: das Polizeipräfidium 
mit feinen Kreisphyfitern und die ftäbtiichen Behörden mit dem ſtädtiſchen 
Geiunbheitsrath und dem Stadtarzte nebeneinander. Außerdem friftet noch 
eine Sanitätsfommiifion ihr traurige Dafein. Außer dem Gefundheitsrath 
befigt die Stadt Frankfurt a. M. ein fpezififch technijch gebildetes Organ der 
öffentlichen Gefundheitöpflege, den Stadtarzt. Dies Amt wurde 1882 ges 
ihaffen. Der Stabdtarzt iſt Gemeindebeamter und al3 jolher dem Magiftrat 
unmittelbar unterftellt. Er fungirt als technifcher Beirat in allen in der 
jtädtiichen Verwaltung vorfommenden, auf die Gejundheitäpflege bezüglichen 
Angelegenheiten und Fragen. Er hat ſowohl auf Auffordern wie aus eigener 
Initiative dem Magiſtrat und den übrigen ftädtiichen Memtern Gutachten ab» 
zugeben und Vorſchläge zu machen. Gr iſt ftändiges Mitglied des Armen 
amtes und des jtäbtiichen Gejundheitsrath3 und kann vom Magiftrat zum 
Mitglied anderer ftädtiiher Aemter und Deputationen mit berathender Stimme 
ernannt werden. Cr ijt verpflichtet, von Zeit zu Zeit die ſtädtiſchen Schulen 
und fonftigen Anstalten und Einrichtungen der Stadt zu revidiren. Cr be: 
gutachtet den Gejundheitsitand der jtädtiichen Beamten und Angeitellten. Als 
Vorftand ber Armenärzte beauffichtigt er die ärztliche Behandlung armer Hilfs— 
bedbürftiger jowie der Kranken im ftädtiichen Armenhaufe. Ferner liegt ihm 
die Bearbeitung der Medizinalitatiitit jowie die Erjtattung von Jahreöberichten 
über die öffentlihe Gejundheitöpflege ob. Der Stadtarzt ift ausschließlich 
ftädtifcher Beamter und darf daher feine ärztliche Privatpraris ausüben. 

Wie man fieht, hat der Stadtarzt ein großed und reiches Feld der Thätig- 
feit. Beionderd auf dem Gebiete der Schulhygiene wurde ſehr viel Segens— 
reiches geleiftet. Die neuen Schulen der legten Jahre entiprechen bis ins 
Hleinfte allen Hygieniihen Anforderungen; in allen älteren Schulen wurben 
joweit möglich durch bauliche Verbeilerungen günſtigere hygieniſche Verhältnifie 
bergeftellt. Daneben lief die fortgeſetzte Revifion des Schülermaterials. Eine 
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weſentliche Aenderung in der Thätigkeit des Stadtarztes beim Schulweſen 
trat dadurch ein, daß vom 1. April 1899 ab 11 Schulärzte an 27 Volks— 
ſchulen ihr Amt antraten. 

Hannover beſitzt ſeit 1890 einen auf Grund bes 8 77 der Städte— 
ordnung ernannten Geſundheitsrath. Nah 8 5 des Statut befteht jeine 
Aufgabe darin, Vorgänge und Ginrichtungen, welche für den Gejunbheits- 
zuftand im Stadtbezirk von Bedeutung find, aus eigener Anregung wie auf 
beſonderes Grfordern des Magiſtrats zu begutachten. 

Köln hat jeit dem 1. April 1894 die Verwaltung der Gejundheitspolizei 
übernommen. Als berathende Organe find vorhanden: 1. die au 16 Mit: 
gliedern bejtehende jtaatlihe Sanitätstommilfion und 2. für Aufgaben, die 
nicht in den Wirkungäfreis der legteren fallen, die ſtädtiſche Sanitäts— 
kommiſſion, die aus 7 Stabtverorbneten, den zwei ſtädtiſchen Oberärzten 
und dem Bolizeibaurath unter dem Vorſitz bes Leiter der Gejundheitöpolizei, 
jelbitverftändlich eines Juriſten, befteht. Eine Geſchäftsordnung befteht für diefe 
Kommilfion nicht. Die Kommijjion tritt, wie die ftaatlihe Sanitätsfommiffion, 
nur bei wichtigen Fragen allgemeiner Natur in Ihätigleit, während für die 
laufenden Fragen die Gefunbheitöpolizei auf das Gutachten des königlichen 
Stadtphyſikus angewieſen ift. Es fehlt alſo ein geiundheitstechnijcher Beirat 
und ebenjo fehlt es an geiundheitötechnifchen Crekutivorganen, die durch die 
Polizeimannſchaft erjegt find. Am einfachiten würde fich natürlich die ganze 
Drganifation geftalten, wenn an Stelle des Juriften ein techniich gebilbeter 
Hygieniker die Leitung der Gejundheitöpolizei übernehmen twiirde. 

Bayern. Die Gemeindeordnung vom 29. April 1869 giebt im $ 71 
den Städten bad Recht, „für Gejundheitpflege und Mebizinalpolizei Sad): 
veritändige als Mitglieder des Magiftrat3 mit voller Stimmberechtigung in 
Gegenftänden ihres Wirkungskreiſes aufzuftellen“. In 8 72 heißt e8 ferner: 
„Die Gemeinden find ferner berechtigt, Beamte... für öffentliche Gefund: 
heitöpflege aufzuftellen.” Ferner iſt den Magiſtraten der unmittelbaren 
Städte, mit Ausnahme Münchens, die gefammte Ortöpolizei und damit aud) 
die Sanitätspolizei übertragen. Auf Grund diefer Beftimmungen wäre es 
alfo den Städten möglid), eine vortrefflihe, auf dem Boden der Selbſtver— 
waltung aufgebaute, von Sachverſtändigen geleitete Organifation des öffent: 
lihen Geſundheitsweſens mit einem ausreichenden Stabe von niederen Gejund- 
heitöbeamten zu jchaffen. Keine derſelben hat von diefer Möglichkeit Gebrauch 
gemacht. 

Sachſen. Nach der revidirten Städteordnung vom 24. April 1873, 
8 101, liegt die Verwaltung der Ortspolizei unter Aufſicht der Staats— 
regierung dem Stabtrath ob. Die Verwaltung der Sicherheitöpolizei erfolgt 
unter perjönliher Leitung und Verantwortung bed Bürgermeifterd. Die 
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Stabtverordneten find mit ihrem Gutachten vor dem Grlaß polizeiliher Ver« 
ordnungen der Lofalpolizeibehörde zu Hören. In Dresden und Leipzig find 
beiondere Einrichtungen getroffen. Nach dem Gejeg vom 30. Juli 1836 
fönnen ferner die Stabdträthe, ſowie die Patrimonialgericht3obrigkeiten, welche 
entweder für fich allein oder durch freiwillige Vereinigung mehrerer einen 
Medizinalpolizeibezirk bilden wollen, zur Verwaltung der Mtebizinalpolizei in 
dieſem Bezirk einen mit gejeklicher Befähigung verfehenen Bezirksarzt 
wählen und nach erfolgter Beftätigung ſeitens der Staatsregierung anftellen. 
Derartige Bezirksärzte find zum Beilpiel von Dresden, Leipzig, Hainichen, 
Oſchatz angeitellt worden. 

In Leipzig hat mun der Bezirkdarzt nach feiner Dienjtinftruftion vom 
10. Juli 1884 in allen Angelegenheiten, welche dad Medizinalweſen betreffen, 
unmittelbare Aufficht zu führen, den öffentlichen Gefunbheitäzuftand und die 
auf die öffentliche Gejundheitspflege abzwedenden Maßregeln zu überwachen 
und in allen medizinalpolizeilihen Angelegenheiten dem Rathe, auch ohne be= 
fondere Aufforderung dazu, beiräthig zu fein. In Fällen, in denen Gefahr 
im Berzug ilt, fteht ihm das Recht zu, jelbit Anordnungen zu treffen und 
diejelben nad) Befinden mit Androhung angemefiener Gelditrafe zu verbinden. 

Zu dem Arbeitögebiet des Stabtbezirksarztes gehört insbeſondere die Ueber: 
wahung und Bekämpfung von Gpidemien, dad Impfweſen, die Aufficht über 
die Beichaffenheit von Nahrungsmitteln und Getränfen, die Mitwirkung bei 
der Handhabung der Baupolizei, die Wohnungspolizei und die Reinhaltung 
des Stadtgebiet und der Gewäfler, die Schulhygiene, die Nevifion der öffent: 
lihen und privaten Krankenhäuſer, Irren- und Entbindungsanftalten, Armenz, 
Watien-, Siehen: und Nettungshäufer, Zwangdarbeitsanftalten und Gefäng- 
niſſe, die Gewerbehygiene, die Giftpolizei, das Apothefens und Hebammens 
weien, der Leichendienit. Er ift Mitglied des Ortsgefundheitsausfchufles, des 
Schulausſchuſſes, der Deputation für die Ortsbauordnung, für den Vieh— 
und Schlachthof u. ſ. w. Seit Juli 1891 ift ihm ein Stabtbezirfsaffiftenz- 
arzt beigegeben. 

Ein weiteres Organ der Gejundheitöpflege tft der Ortsgeſundheitsausſchuß, 
der 1878 ins Leben trat. Derjelbe beiteht aus drei Stabträthen, drei Stadt- 
verordnieten, dem Stabtbezirkdarzt, dem Direktor der inneren Klinik des Stadt— 
franfenhaujes, dem Direktor der Diftriktspoliflinit, zwei vom ärztlichen Bes 
zirföverein gewählten Merzten, die ftimmberechtigte Bürger mit Wohnfig in 
Leipzig fein müſſen, einem vom Stadtrath auf drei Jahre gewählten Chemiter. 
Seiner Stellung nad iſt der Geſundheitsausſchuß ein begutachtendes Organ 
de3 Stabtraths; er hat den Zuftand der öffentlichen Gefundheit fortwährend 
zu beobadhten und Maßregeln dem Stadtrath, beziehungsmweife der Medizinal— 
behörde vorzufchlagen oder auf deren Grfuchen zu begutachten, durch welche 
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der Entſtehung gelundheitsihädlicher Einflüffe vorgebeugt wird, vorhandene 
Schädlichkeiten aber thunlichft bejeitigt werben. Dem Stadtrath bleibt es 
überlaffen, bei der Ausführung und Ueberwachung von gejundheitlihen Maß— 
regeln des Gejundheitsausichuffes fich zu bedienen und ihm für beftinmte 
Zwecke das Recht jelbitändiger Verfügung zu übertragen. (Statut vom 24. Des 
zember 1877, 8 4.) Innerhalb des feitgeftellten Haushaltungsplanes kann 
der Ausihuß Ausgaben bis zur Höhe von 1500 Mark ſelbſtändig beichlieen. 

Ganz ähnlih wie in Leipzig liegt auh in Dresden auf Grund des 
Reifriptes vom 31. Januar 1853 die gefammte MWohlfahrtöpolizei in den 
Händen des Nathes, dem als Berather der Stabtbezirksarzt zur Seite jteht. 
Daneben befteht ein Ausſchuß für die öffentlihe Geſundheitspflege. Derielbe 
(feit 1874) fett fich zufammen aus: zwei Stabträthen, zwei Stadtverordneten, 
dem Vertreter der föniglichen Polizeidirektion, dem Stabtbezirksarzt, zwei Ab- 
geordneten bed ärztlichen Bezirksvereins, je einem Abgeordneten des Dresdener 
Architekten und Ingenieurvereind. (Ortsjtatut vom 4. April 1882, 8 70.) 

Württemberg. Stuttgart: Als im Jahre 1877 zum erjten Dale 
ein praftizirender Arzt als ftäbtiicher Gejunbheitöbeamter angeftellt wurde, 
genügte ed, dieſes Amt mit dem Phyſikat der königlichen Stadtdireftion (Bezirkö- 
verwaltungsbehörde) zu verbinden. Durch das Anmwachlen der Aufgaben der 
öffentlichen Gefundheitöpflege wurde indes jchon in den achtziger Jahren (1888) 
die Anstellung eines eigenen Stabtarztes nothwendig. In den neunziger Jahren 
(1891 und 1894) mußte eine Reihe von Funktionen mehr polizeilicher Natur * 
auf. einen zweiten Stabtarzt (Polizeiarzt), jowie die Leitung des ftäbtifchen 
Bürgerhofpital3 auf einen bejonderen Arzt übertragen werden. Der erjte Stadt: 
arzt ift nunmehr ausſchließlich als ſtädtiſcher Gejunbheitsbeamter thätig und 
befleidet daneben die Proſektur am Katharinenhoipital. Er iſt alfo vor Allem 
der techniiche Berather der ftäbtifchen Behörden und Aemter in allen An— 
gelegenheiten und Fragen, welche auf dem Gebiet der Gejundheitöpflege an 
fie herantreten, und übt die ftändige hygieniſche Ueberwachung der öffentlichen 
Anftalten, Krantenhäufer, Schulen, Kanalifation, des Latrinenwejend und der 
MWafferverjorgung u. ſ. w. aus. Er ift ferner der Berather des Stabdtpolizei= 
amtes in Sachen der Jrrenfürjorge, der Fürſorge für hilfsbedürftige Kranke, 
der Begutachtungen beanftandeter Wohn: und Schlafräume, gejundheitsichäblicher 
oder läftiger Gewerbe und baulicher Anlagen, der Nahrungsmitteltontrolle, des 
KurpfuichertHums und Geheimmittelweiens. Außerdem ift er der Vorftand der 
Armenärzte und bearbeitet die Medizinalftatiitit der Gemeinde. 

Die Thätigfeit des zweiten Stadtarztes beichränft ſich ausſchließlich auf 
die ärztlihe Beauffichtigung des Proftitutionswejens. 

Baden. Nah $ 19b der Stäbteordnung vom 24. Juni 1874 muß 
eine bejondere Kommilfion für die öffentliche Geſundheitspflege eingeſetzt 
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werden. In der Kommiſſion ſollen die Armenärzte und, wo die Lokalpolizei 
einer Staatsſtelle übertragen iſt, der Polizeibeamte und ferner der Bezirksarzt 
Sig und Stimme haben. Es find alſo, wie in Preußen, ſtaatliche Beamte 
Mitglieder einer ftäbtifchen Verwaltungstommiffion, woburd; das Prinzip der 
Selbftverwaltung durchbrochen wird. Der Städteordnung unterjtehen bie 
Städte Karlsruhe, Mannheim, Freiburg, Heidelberg, Pforzheim, Baden, 
Konftanz, Bruchjal und Lahr. Verfolgen wir in Kürze die Geichichte der 
Ort3gefundheitäräthe in Mannheim* und Karlsruhe. 

Das erite vom Stadtratd Mannheim auögearbeitete Statut, in dem dent 
Ortsgefundheitsrath eine wejentlich begutachtende Stellung zugewielen wurde, 
fand nicht die Genehmigung des Minifteriumd des Innern. Dasjelbe ver- 
fangte für den Ortögejundheitsrath eine größere Selbftänbigkeit. Alle in bie 
öffentliche Gejundheitäpflege einjchlagenden Zweige der ftädtifchen Verwaltung, 
zum Beifpiel Schlahthaus, Friedhof, Begräbnißweien, Düngerabfuhr, Kanali— 
jation u. ſ. w. follten der Kommiſſion zur jelbftändigen und unmittelbaren 
Fürforge anvertraut, und außerdem alle Einrichtungen und Anjtalten für 
die Krankenpflege ihrem Gejchäftsfreiß zugemwielen werben. Gegen dieje Anz 
regung, der Kommifjion jelbjtändige Gnticheidungsbefugniffe einzuräumen, 
machte der Stabtrath entichieden Front. Er war nicht geneigt, einer 
Kommiſſion, in der ftaatlidfe Beamte Sik und Stimme hatten, jeine Ver— 
waltungsbefugniffe abzutreten, und hielt daher daran feit, dem Ortsgeſund— 
heitörath eine begutachtende Stellung anzumeilen. Nach der neuen Fallung 
des Ortöftatut3 wurden aljo dem Gefundheitsrath alle mit dem Geſund— 
heitözuftand der Stadt in Beziehung ftehende oder auf denjelben einwirkende 
Verhältniffe als Wirkungskreis überwiefen. Er follte alle Maßregeln und 
Einrichtungen vorjchlagen, welche zur Verhütung gefundheitsihädlicher Zu— 
ftände geboten find, der Durchführung aller gejundheitöpolizeilichen Vorſchriften 
jeine bejondere Aufmerfjamfeit widmen und den Stabtrath, jowie die ſtaat— 
lichen Behörden bei derjelden unterjtügen. Außerdem wurde als jeine Aufgabe 
bezeichnet, die der jtädtiihen Verwaltung unterftehenden Armen und Kranken— 
häuſer, jowie die Schulen. nach der Seite ihrer die gefunbdheitlichen Zuſtände 
bedingenden Cinrichtungen, das Schlachthaus, die Fleiihbeihau, die. Dinger: 
und Kehrichtabfuhr, die Waſſer-Zu- und Ableitung, die Kanalifation, das Be- 
gräbnigweien in ihren Wirkungen auf die Gejunbheit in den Bereich feiner 
beionderen Beauffihtigung zu ziehen und behufs etwaiger Verbefferungen oder 
zur Bejeitigung vorhandener Mibftände entiprechende Anträge zu ftellen (88 3 
und 4). In den erften Jahren wurde der Ortsgeſundheitsrath häufiger be— 
rufen, allmälig verringerte fi) die Zahl der Sigungen, 1888 trat er nur 


* Vergleiche Verwaltungdbericht für 1892—1894, Il, 148 ff. 
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zwei Mal und 1889 überhaupt nicht zufammen. „Auf Andbrängen des Mini: 
ſteriums des Innern, bei welchem die Unthätigfeit des Gejundheitärath an— 
geſichts des nach feiner Auffaſſung reihlie vorhandenen Berathungsmaterials 
Befremden erregte,“ beichloffen bie ftäbtifchen Behörden eine Nevifion des 
Ortöftatut3, beitimmten den Gejchäftsfreis des Gejundheitsrath® genauer und 
machten für beſtimmte Fragen eine Anhörung obligatoriih, nämlich wenn 
es fih um den Erlaß gejumndheitspolizeilicher Vorfchriften, die Anlage von 
Sriedhöfen, die Einführung neuer Einrichtungen zur Befeitigung der Fäkalien, 
der Haudhaltungsabfälle u. ſ. w. und andere allgemeine, die Forderung des 
Geſundheitszuſtandes bezwedende Maßregeln handelt. Auch nad) der lm: 
geftaltung des Ortsſtatuts wurde die Thätigkeit des Ortögejundheitsrath 
feine befonder8 lebhafte: 1892 drei Sigungen wegen ber drohenden Choleras 
gefahr, 1893 feine Sigung, 1894 drei Situngen. — 

Der Ortögejundheitgrath in Karlsruhe hat ebenfall3 nur begutachtende 
Funktionen (Ortsftatut vom 5. Juli 1875), doch wurde ihm von vornherein 
das erweiterte Thätigfeitögebiet zugeitanden, das er in Mannheim erft durch 
die jpätere Faſſung des Ortsſtatuts erhielt. Die Ortöftatuten der beiden 
Städte ftimmen im Weſentlichen überein. 

Die heijiihen Städte Mainz, Darmftabt, Worms, Offenbach) bieten 
nichts Bejondered. Die auf Grund des $ 53 der Stäbteordnung von 1874 
berufenen Ortsgeſundheitsräthe haben in der Hauptfache berathende Funktionen 
und nur in dringenden Fällen fünnen fie die nöthigen Anordnungen inner: 
halb der von der Stabtverordnetenverfammlung bewilligten Mittel treffen. 
(Mainzer Statut $ 1.) 

Ueberbliden wir die Organifationdverfuche der Städte in den verjchiedenen 
deutfchen Staaten auf dem Gebiete der öffentlichen Gejundheitöpflege, fo finden 
wir, daß diejelben von vornherein zu Unfruchtbarfeit verdammt waren. Die Tren— 
nung ber Mohlfahrtöpolizei von der ſtädtiſchen Selbitverwaltung läßt ſich 
nicht überwinden, jo wenig fie dur die Perjonalunion von Bürgermeifter 
und Polizeiverwaltung überwunden iſt. Solange dann ferner die Trennung 
von Erekutive und techniihem Sachverſtändigenthum beftehen bleibt, folange 
der hygieniſch gebildete Arzt, der Sadverftändige, nur die Rolle bes bei: 
gezogenen Nathgeber3 vertritt, baher ohne jede Initiative und Exekutive ift, 
folange dann ferner das untere Beamtenmaterial der Sanitätspolizei fih aus 
Schugleuten refrutirt, denen jede eingehende hygieniſche Ausbildung fehlt und 
fehlen muß,* jo lange werben die zahlreihen Aufgaben der öffentlichen Ges 


*Höchſt charakteriftifch Folgendes im Stuttgarter Verwaltungsbericht für 1892 
bis 1895 ©. 200: „Im Sabre 1892 hat der Borftand der Stuttgarter Bäderinnung 
in einer Eingabe an den Gemeinderath das Gefuch geftellt, künftig den die Brot- 
fontrolle ausübenden Polizeiorganen einen Fachmann beizugeben, da auf Grund 
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fundheitöpflege niemals ihre befriedigende Löfung finden. Wenn irgendivo, 
jo ift auf dem Gebiete der öffentlichen Gefundheitäpflege die Schnelligkeit des 
Handelns die Vorbedingung jeden Erfolges. Je jchöner der Inftanzenzug, 
defto gefährlicher ift er;. jede Verſchleppung — Symonym für Initanzen- 
zug — kann Tod bringen und Verderben verbreiten. Und nun zum Bei— 
fiel der Imftanzenzug bei der Meldung von Infektionskrankheiten, wie er in 
Breslau gebräudlih war. Die Stabt ift in drei Mebizinalbezirfe ein- 
getheilt und hat dementjprechend drei Polizeiphufiter. Die vom Arzte aus— 
geftellten Krantheitsmeldungen gehen erft an das zuftändige Polizeitommiffariat, 
von da an das Bolizeipräfidium, von da an den betreffenden Phyſikus. Der— 
felbe giebt fein Gutachten und macht Vorfchläge, dann beginnt der Rückweg. 
Die entiprechende Verfügung wandert vom Präfidium zur Erledigung an die 
Kommiifariate, von da in die Hände der Schugleute, denen die Kontrolle der 
Ausführung obliegt. in prächtiger Inftanzenzug und am Ende der Schuß: 
mann! Sm neuejter Zeit fol der Inftanzenzug etwas abgekürzt jein.* 

Die VBorbedingung einer genügenden Gefundheitöpflege ift daher die Ueber— 
tragung der Wohlfahrtöpflege an die Selbftverwaltungsförper zu eigener Ver: 
waltung, nicht zur Verwaltung im Auftrag, und der Grlaß eines Gejundheits- 
geieged, das die Selbftverwaltungäförper zur Grundlage der Organijation 
macht. Diefen müßte darin die Verpflichtung auferlegt werben, Ortögejunds 
heitsämter einzurichten und zur Beauffihtigung berjelben Deputationen aus 
ihren Reihen zu beftellen. An die Spike des Ortsgeſundheitsamtes hätte ein 
hygieniſch ausgebildeter Arzt im Hauptamt zu treten, dem das nothwendige tech= 
niſche Perſonal untergeben wäre. Diefes OrtögefundheitSamt wäre die Zentralftelle 
für die gefammte Gejundheitöpflege. Damit wäre dann die Cinheitlichfeit der 
Handlung, ebenſo wie die Möglichkeit fchnellen und zielbewußten Eingreifens 
gegeben. Die Zeriplitterung, unter der bie heutige Gefunbheitöpflege zu leiden 
bat, wäre gründlich bejeitigt. Die Scheidung von Erefutive und Sachverſtändigen— 
thum wäre aufgehoben; wir hätten feinen Juriften mit einem Arzte als Bei- 
rath, ſondern einen Arzt, der fi) die erforderlichen juriftiihen Kenntniffe 
fchnell genug aneignen könnte. Dieſer Stabtarzt wäre für die gefammte 








der Viſitationen durch die Polizeibeamten einzelne Bäder ohne wirkliches Ver: 
ihulden in Strafe genommen wurden, während durch Zuziehung von Sad): 
verftändigen, die die Polizeibeamten über technifche Fragen aufklären könnten, 
manche Strafverfolgungen vermieden werden Fünnten. Das Geſuch wurde jeboch 
abgelehnt, da einerfeit3 ein Bedürfniß nicht anerfannt werden konnte, anderer: 
feitö erhebliche fachliche und rechtliche Bedenken gegen die nachgefuchte Neuerung 
vorliegen.“ Es wäre nur die logifche Konfequenz de3 Syſtems, neben jeden 
Schumann einen Sachveritändigen zu ftellen. 

* Vergleiche Simon, Englifche Lofalgefundheit3ämter in „Deutiche Biertel- 
jahrsfchrift für öffentliche Geſundheitspflege“ XXI, ©. 365 ff. 
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Thätigkeit des von ihm geleiteten Amtes in erfter Linie der Geſundheits— 
fommilfion des ftäbtiichen Selbjtverwaltungsförpers, dann dem letzteren jelber 
verantwortlid. Die weitere Gliederung des Ortögefundheitsamtes in Ab— 
theilung für Baupolizei, chemifches Unterfuchungsamt, Krankenmelde- und 
Desinfektionsamt, Wohnungsamt, Abtheilung für Hygiene und Mebizinals 
jtatiftif, wie zum Beifpiel von Simon auf dem VII. Internationalen Kongreß 
für Oygiene und Demographie vorgejchlagen ‚* würde durch die Iofalen Ber: 
hältniffe bedingt fein. Mit der Größe der Stadt würde der limfang des 
Amtes und die Zahl feiner Aufgaben wachſen; in einfacheren Berhältnifien 
wäre jeine Geftaltung einfacher. Den weientlichen Charakter müßte aber das 
Amt behalten: Zentraljtelle für die öffentliche Geſundheitspflege zu fein. 


* Vergleiche „D. 8. f. 3. ©.” XXIV, ©. 210 ff. 


Bweites Kapitel. 
Städfereinigung. 


Die Mehrzahl der größeren deutichen Städte iſt uralt, ihre Geichichte führt 
uns bis in die Anfänge des Mittelalterö, bei vielen biß in die Zeiten ber 
römischen Solonilation zurid. Es ift natürlich, daß bei der ungeheuerlichen 
Sleichgiltigkeit, mit der ıan befonderd im Mittelalter dem Verbleib der 
ſtädtiſchen Abfallftoffe gegenüber ftand, daß bei dem engen Zuſammenwohnen 
in ummauerten PBlägen — eine Folge der ftändigen Unficherheit — die Ber: 
jeuhung des Bodens und des Grundwaſſers im langen Laufe der Jahr: 
Hunderte eine außerordentliche Höhe erreichen mußte.* Die Abwäſſer Teitete 
man auf die Straßen, von wo fie entweder in offenen innen in bie bie 
Stadt durdgiehenden Flußläufe abliefen oder fonit irgendwie vom Boden 
aufgenommen wurden. Die Erfremente jammelte man in Gruben ober 
Winkeln zwifchen den Häujern, in Verjiggruben, bie oft eine Tiefe biß zu 
40 Fuß erreichten, und aus denen man die Flüſſigkeit in den Untergrund verficern 
ließ oder in den Stadtgraben oder den Fluß führte. Wo Kanäle angelegt 
waren, mit ſchlechter Mauerung, ohne Gefälle, mit breiter Sohle, ziel- und 


* Fobor hat nach Unterfuchungen von Bodenproben in Budapeft die Gefammt: 
menge der organifchen Subjtanzen im Boden der ein Areal von ca. 6 Millionen 
Duadratmeter bededenden inneren Stadttheile big zu 4 Meter Tiefe auf 467 Millionen 
Kilogramm berechnet, wovon 71 Millionen Kilogramm fticfjtoffhaltige organifche 
Subftanzen. Die in diefem Boden aufgefundene Stidjtoffmenge wird von 100000 
Perſonen in 37 Jahren entleert!! Fodor, Hygiene des Boden? in Weyl, „Hand: 
buch der Hygiene“, I, 129. Bon der Größe der früheren Stäbteverunreinigung 
fann man fich ferner aus den folgenden Zahlen ein Bild machen. Nach Blafius, 
„Handbuch der Hygiene“, II, 29, berechnet man auf 100000 Einwohner die Ge: 
fammtfumme aller Abfallftoffe ausfchließlich der Abwäſſer von Fabriken und 
Wohnhäufern in Millionen Kilogramm auf: 


deſte > Rüffige Erfremente der Menfhen . . . . . 36,5 
s » Ihe 5. 555 RO 
Haus * Siraßenlehricht, feſte gewerbliche Abfäle . . 40, 556 
89 056 


das heißt 890 Kilogramm pro Kopf jährlih. Dazu kommt dann noch die Maſſe 
der flüffigen Abfallftoffe, die zum großen Theile eine Funktion der Güte und 
Reichlichkeit der Wafjerverforgung ift. 
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planlo8, wie e8 gerade der Zufall brachte, benügte man dieſe als Behälter 
für alle Abfälle der Stadt, deren Fortführung man meijt dem Negen über: 
ließ. Indem man alfo mit ber größten Sorglofigfeit die Befeitigung der 
Abfallitoffe dem Boden überließ, fonnte es nicht außbleiben, daß ein großer 
Theil derjelben an der Oberfläche liegen blieb, hier in Fäulniß überging, aus— 
trodnete und durch Zerftäubung auf einem ber zahllojen Wege der Berührung 
in die menjchlichen Körper überging. Ein anderer Theil jammelte fich in 
den oberflächlihen Bodenſchichten an und verfiel bier theil3 ber Orydation, 
theil3 der Fäulniß. Gerade auf der Oberflähe und in den oberflächlichen 
Schichten des Bodens vermochten fi) aber auch die pathogenen Mikro: 
organismen, die mit den Abfallftoffen auf den Boden famen, längere Zeit am 
Leben zu erhalten, ja jogar zu vermehren und auszubreiten. Diefer ver: 
unreinigte Boden mit feinen Verfiggruben, Gräben, Anhäufungen von Abfall: 
ftoffen aller Art mußte nad allen Seiten hin feine jchäblichen Einwirkungen 
ausüben. Die beiden Haupterforberniffe der menjchlichen Gejundheit, Luft und 
MWaffer, wurden in hohem Grade von ihm verdorben. Seine Ausdünſtungen 
berumreinigten die Außenluft in den Straßen und Plägen, ſowie die Wohnungs 
luft in den Häufern, hier befonders im Herbft und Winter, wenn die Bodens 
luft direkt in die Häuſer hineingefogen wird. Thatjächlich lebten die Menſchen 
in ihren engen Gaffen und Winkeln Sommerd mehr in verdünnten Fäulniß- 
gafen als in reiner Luft. Die Einwirkung der verdorbenen Luft auf bie Ge- 
jundheit ift eine langjame, die fi in Störungen der Ernährung und Blut: 
bildung zeigt und dadurch den Körper gegen die Angriffe der Krankheiten wider: 
ftandaunfähig macht. Die Verfeuhung des Trinkwaſſers dagegen, das vor ber 
Einführung der Wafjerleitungen meift den Flahbrunnen innerhalb der Städte 
entnonmmen wurde, kann burd das Eindringen faulender organijcher Stoffe und 
pathogener Mikroorganismen aus den Erfrementen der Menſchen ftattfinben und 
direft gefährliche Epidemien veranlaffen. Typhus⸗, Cholera, Ruhrepidemien 
laffen fi) häufig auf den Genuß infizierten Trinkwaſſers zurüdführen. 

Im Allgemeinen hat die Wilfenihaft dad Cinhergehen der oberflächlichen 
Verunreinigung des Boden? mit dem beträchtlichen Vorherrſchen beftimmter 
Infektionskrankheiten (Cholera, Typhus, Diarrhöe) nachgewieien, wenn es 
auch noch nicht gelungen ift, den Kaufalnerus zwiſchen diefen beiden Erſchei— 
nungen feitzuftellen. Weniger ficher läßt fich ein Einfluß der tieferen Boden 
Ihichten auf die genannten Krankheiten nachweiſen. Auf Grund diejer That- 
ſachen erhebt die ſtädtiſche Hygiene die Forderung, daß zunächſt der an 
der Oberfläche fi) anfammelnde Schmuß, der die Hauptquelle der Schäbdlich- 
feit ift, ſchnell, vollftändig und gründlich entfernt und daß alles gethan werde, 
um ein Eindringen der Unreinigfeit in den Boden zu verhindern. Durch eine 
planmäßige, alle Abfallitoffe erfailende Abfuhr wird es möglich fein, den 
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reinen Boden rein zu halten und den verunreinigten langſam von feinen Un— 
reinlichkeiten zu befreien. Die Ajepfie des Bodens bezeichnet Fodor* als die 
wichtigfte Anforderung einer modernen Wohnungshygiene. 

Man kann nicht gerade behaupten, daß die deutſchen Stäbte dieſen 
Anforderungen der Hygiene ſehr früh und ſehr gründlich nachgekommen 
wären. Wohl gab es Städte wie Hamburg, die ſchon in der Mitte des 
Jahrhunderts ein einheitliches Kanalſyſtem erbaut haben, aber ihre Zahl 
war gering, und im Mllgemeinen find erjt jeit Ende der jechziger Jahre 
unter dem Einfluß des engliichen Vorbildes und gleichzeitig der rapiden Ent: 
wicklung der großen Städte und ihrer Induftrie die ftädtiichen Verwaltungen 
der gewaltigen Aufgabe der einheitlichen Regelung der Abfuhr näher getreten. 
Noch bis zum Jahre 1876 herrichten in Berlin geradezu jchauerliche Zuſtände. 
Die tiefen Rinnfteine konnten nicht gefpült werden, weil die Wafferleitung ben 
dringendften Bedarf nothdürftig dedte. Mit dem reichlicheren Wafjerverbraud) 
im Haufe wuchs die Maſſe des Schmutzwaſſers, das aus den Sentgruben in 
den Untergrund verfiderte. Die Waflerklojet3, die nad) und nach eingerichtet 
worden waren, überlieferten ihren Inhalt den unterirdifchen Kanälen, ja ſo— 
gar in einigen Stadttheilen den offenen Rinnteinen, und beide gaben ihren 
ihmugigen Inhalt an die Spree weiter ab. In Danzig war Ende der jechziger 
Jahre noch die alte Radaune das große Abfuhrfiel, in das alle Abfallftoffe 
ohne Weiteres eingeführt wurden. In Breslau fpielte dieſe Rolle die ehe- 
malige, jet zugejchüttete Ohle. „Sie zeigte mit ihren Umgebungen Bilder, 
die lebhaft an die unfauberften Partien Venedigs erinnerten . . . und dann 
fällt mir endlich das fogenannte Ausfübelgerüft wieder ein: eine ganz merf: 
würdige Einrihtung, die anı Oderufer unterhalb der VBordermühle von Holz— 
werf hergeitellt war und dazu diente, die Schmugßfübel einer Menge von 
Grundjtüden, deren geringe räumliche Ausdehnung die Anlage von Gemüll- und 
Abtrittögruben nicht geftattete, bei nächtlicher Weile in die Ober zu fchütten, 
was bei niedrigem Wafler- oder Eisſtand einen geradezu jchrecdenerregenden 
Anblid gewährte.“* Ein Beilpiel, wie ed noch in den fiebziger Jahren in 
einer Mitteljtabt des ſüdlichen Deutichlands ausjah, giebt uns die folgende 
zufammengefaßte Darftellung ber Abfuhrverhältniffe in Freiburg i. B.*** 

Die Stadt zählte 1876 ca. 31000 Einwohner. Es gab nun: 

1. Tonnen, nur in einer Sajerne, in einer Fabrik, unter dem Spielraum 
des Theaters und in der Barade des kliniſchen Hoipitals. Sie wurden in die 
Öffentlichen Waflerzüge geleert. 


"LS 2. 

* Kaumann, Ueber Reinigungdmethoden der ftädtifchen Abwäſſer auf der 
XIII. Berfammi. d. Bereins f. öffentl. Gefundheitspflege in „D. V. f. ö. G.“ XIX, 62. 
+ 9, Raft, Reinigung und Entwäfferung in Freiburg i. ®. Freiburg 1876, 

Hugo, Deutfche Städteverwaltung. 2 
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2. Kübel, jehr wenige, wurden ebendorthin geleert. 

3. Kloakengruben, in der Altftadt circa 1000, nur ein Dreißigftel aller 
Gruben war zementirt, Tiefe 30 bis 50 Fuß, bis zu 20 Fuß Durchmeſſer 
und bis zu 10 Fuber Inhalt. Einige ftanden ſogar direft im Seller der 
Häufer; alle waren von vornherein als Verſitzgruben eingerichtet. Das 
Erdreich war bis auf 10 bis 15 Fuß Entfernung von der Grube in eine 
ipedige fchtwarze Maſſe umgewandelt, die an der Luft einen ſtarken Geftanf 
verbreitete. 

4. Circa 1500 Sentgruben, oft bis zu 50 Fuß Tiefe, für bie Auf- 
nahme des Meteor: und Brunnenwaſſers beitimmt, in der großen Mehrzahl 
aber auch für die häuslichen Abwäſſer, Jauchen, Erfremente gebraucht. 

5. Pfuhllöcher und Dunglagergruben. 

6. Dunglagerftätten. 

7. Eirca 80 Häufer mit Schwemmkanaliſation direkt in den Gemwerbebad). 

Man kann ſich danach einen Begriff von der Verſeuchung des Bodens 
machen. est ift die ganze Stadt fanalifirt, und von 3487 Grundftüden 
der Altſtadt waren 1895 2975 an die Kanalifation angejchlofien. 

Gegenüber dem Abfuhrwejen vergangener Zeiten hat das ftädtijche Reini- 
gungsweſen ungeheure Fortichritte gemacht, jowohl was die Schnelligkeit und 
Gründlichkeit als aud die Ginheitlichkeit betrifft. Ein vollftändiges Abfuhr: 
weſen ſoll alle Abfälle des gejellichaftlichen Lebens der Gemeinden und Städte 
in gleicher Weife umfaflen. Dabei handelt es fi) um die Abfuhr der Fäkalien 
der Menichen und Thiere, die Ableitung der Abwäſſer (Meteorwailer, Haus: 
abwäfler, induftrielle Abwäſſer), die Abfuhr des Haus: und Straßenkehrichts 
und die Befeitigung der Leichen (der Thiere durch die Abdedereien, der Menſchen 
durd das Beitattungsmweien). Wir werden bie einzelnen Theile des Abfuhr: 
weiens für jich behandeln, um am Sclufle darzuftellen, in welder Aus: 
dehnung die größeren Städte das richtige Prinzip der Stonzentration des 
Reinigungswejend durchgeführt haben. 


A. Fäkalienabfuhr. 

Don Vogel ift in feinem Buche „Die Verwerthung der ftädtiichen Ab— 
fallftoffe*, Berlin 1896, ©. 488 ff., werthvolle® Material iiber die Zuftände 
der Fäkalienabfuhr in einer großen Anzahl von Gemeinden und Städten zu: 
fammengetragen. Wenn dasſelbe auch in manchen Punkten nicht ganz zuver— 
läffig ift, jo vermag es doch, uns ein ungefähr richtiges Bild diejer Zuftände 
zu geben. Wir werden dasjelbe daher im Folgenden als Grundlage benügen, 
bei den Städten mit mehr als 50000 Ginwohnern aber das von uns ge— 
ſammelte Material zur Ergänzung und Sontrolle heranziehen. 
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von mit: 
a. Grubenfyftem . . . 198 11 16 
b. Gruben- und Tonnen: 
fülem. . -» .. . | 14 1 2 
c. Tonnen» beziehungs— 
weiſe Kübelſyſtem.. 5 - 15 
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Total 564 Städte, wovon mit: a. Grubenfyitem 453 — 80,33 Proz., b. ge: 
mifchten Syitem 69 — 12,23 Proz., c. Tonnen- beziehungsmweife Kübelſyſtem 


24 — 4,25 Proz, d. Schwemmlanalifation 18 — 3,19 Proz. 
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Wir erſehen aus dieſer Tabelle, die fi) auf die Zuſtände im Jahre 1892 
bezieht, daß die Einrichtung der ftädtiichen Füfalienabfuhr als eine recht ver: 
altete, den modernen hygienischen Anforderungen durchaus nicht entiprechende be: 
zeichnet werben muß. In 92,56 Prozent der Städte mit über 5000 Einwohnern 
herrſcht theils allein, theil3 neben einem mehr oder weniger anfechtbaren Tonnens 
oder Kübeliyftem das Gruübenſyſtem, das heißt das hygienisch gefährlichite 
und landwirthichaftlih unvortheilhaftefte Syftem. Das Grubeniyitem und 
die Abfuhr der in den Gruben angejammelten feiten Beſtandtheile durch 
Karren auf die Ländereien ift wohl die ältefte Art der Fülalienabfuhr, deren 
Hebelftände abzujtellen auch der modernen Technik nicht gelungen iſt. Ein- 
fachheit und technifche Vollfommenheit icheinen hierbei in einem unlöslichen 
Gegenjag zu ftehen. Die einfachſte Form, die Senfgrube (Schwind- oder 
Berfiggrube), in der Mangels gedichteter Wände die Flüffigkeiten jofort in 
den Boden abfidern, während die feiten Stoffe unter duftender Gasentwidlung 
vergähren, ift wohl nur in den wenigften Städten noch polizeilich erlaubt; 
auf den Dörfern iſt fie trog der Verſchwendung der Dungjtoffe, die fie mit 
fi) bringt, noch immer die gebräuchlihe Form. Aber aud die zementirten 
Gruben, wie fie in 90 Prozent der Städte die Polizei verlangt, find nur 
wenig beifer. Unter der Einwirkung verjchiedener Faktoren (der Gaje der 
Abfonderungen, der Setungen der Wände u. ſ. w.) werden die Wände un: 
diht und treten diefelben Verunreinigungen des Bodens und der Luft ein. 
In fehr vielen Fällen wird aber auch die zementirte Grube entgegen der 
polizeilichen Verordnung durch bejondere Anordnungen, die ſich dem Auge des 
repidirenden Beamten entziehen, in eine Senkgrube verwandelt; in fanalifirten 
Städten ein Anihluß an die Kanalifation hergeitellt. Die Haußbefiger ſparen 
auf dieſe Weiſe die Koften häufiger Abfuhr. Im Städten, in denen bie 
Täfalienabfuhr in eigener Regie betrieben wird oder einem Unternehmer über: 
tragen ift, laſſen fich diefe Zuftände am einfachften dadurch verhindern, daß 
ohne Rüdficht auf die Füllung der Gruben eine mehrfache Entleerung während 
des Jahres vorgeichrieben wird und die Koſten der Abfuhr nicht nach dem 
abgefahrenen Quantum feitgejegt werben. In dem meiften Städten hat man 
aber gerade den Fehler gemacht, die Abfuhrkoften für Gruben, in die Waifer: 
kloſets ableiten, höher feitzujegen! So ftellen ſich zum Beifpiel die Koften in: 


Duisburg für 1,25 Kubilmeter auf . » » .» » .„ . 160 Mt. 
bei Aborten mit Wafferfpülung. . » » 2... 2300 : 
Stuttgart für 1 Rubifmeter uf . 2 2 22020. 880 : 
bei Aborten mit Wafferfpülung. . «© » » 2.490 : 
Düffeldorf für ein Faß (1500 Liter). . . . . Nr 
bei Aborten mit Wafferfpülung : » . 2.200 = 
Ludwigshafen a. Rh. für 1 Kubilmeterr . . . . 0,80 


bei Aborten mit Wafferfpülung . . » » . . 1,50 
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Das mag dom rein landwirthſchaftlichen und finanziellen Gefichtspunft aus 
richtig fein, vom hygieniſchen ift e8 durchaus zu verwerfen! Ganz allgemein 
findet die Feitfegung der Gebühren nach dem Quantum ftatt; einen anderen 
Modus, der die hygienischen Geſichtspunkte in eriter Linie berüdfichtigte, haben 
wir in feiner Stadt in Anwendung gefunden. 

In der Mehrzahl der Fälle (bei Städten bis zu 50000 Einwohnern) ift 
die Abfuhr den einzelnen Hausbeſitzern überlaffen, Die diejelbe meiſt den Land» 
wirthen der Umgebung übertragen. Daß diejelbe dann in der primitivften 
Weile ausgeführt wird und alle Regeln der Hygiene in der gleichgiltigiten 
Weiſe dabei vernadjläffigt werben, bedarf faum der Erwähnung. Dies gilt 
beſonders fir die eigentliche Abfuhr. Ganz abgejehen davon, daß dabei Die 
Verunreinigung der Höfe und Straßen oft eine jehr große ift, bleibt ftet3 die 
Gefahr vorhanden, daß in Zeiten, wo die Unterbringung der Abfuhrftoffe auf den 
Feldern Schwierigkeiten bereitet, diejelben ohne Weiteres heimlich dem nächiten 
Alußlauf übergeben werden. Diele Gefahr beiteht nicht nur in den Eleineren 
Städten, fie wird jogar von Städten wie Münſter, Franffurt a. O., Eſſen, 
Dortmund, Straßburg i. &., Barmen und Köln bereitwillig zugegeben. Eine 
derartige unberechtigte Bejeitigung der Fäkalien iſt natürlich bei ftäbtifcher 
Regie unmöglich und kann dort, wo die Abfuhr einen Unternehmer übertragen 
it, durch eine jcharfe Kontrolle jeitend des ftädtiichen Neinigungsamtes jehr 
erihwert, wenn auch nicht ganz verhindert werden. Hat der Unternehmer 
ein Intereife daran, die ihm läftig werdenden Abfuhrjtoffe auf irgend eine 
Weile loszuwerden, jo wird jelbit die ſchärfſte Kontrolle den zahlreichen Aus— 
wegen, die ſich ihm bieten, nicht begegnen können. 

Dies ift wohl der wichtigfte Grund, der für eine Hebernahme der Fäkalien— 
abfuhr in ftädtiiche Regie ipricht. Leider ift die Zahl der Städte, die die 
Fälalienabfuhr in eigener Regie bejorgt, eine geradezu verjchwindend kleine, 
50 von 522; etwas größer (107 von 522) iſt die Zahl derjenigen, in denen 
diefelbe an einen oder mehrere Unternehmer übertragen worden ijt und ba= 
durch Doch eine gewiſſe Einheitlichfeit und Kontrolle, ſowie eine beſſere Ein— 
rihtung der Abfuhr erreicht werden kann. 

In dem Maße, wie fi) die Stäbtehygiene entwidelt, fteigern fi auch 
die Anforderungen, die an das Grubenſyſtem geftellt werden. Man begnügt 
ſich nun nicht mehr mit der Dichtigkeit der Gruben und dem Schuße gegen 
Verſeuchung ded Bodens; dad Verlangen geht weiter nad) einer jede Be— 
ihmußgung der Höfe und Straßen unmöglich) machenden, gerudlojen Ab» 
fuhr. Die dadurch bedingten fogenannten pneumatifhen Apparate ſetzen 
größere Geldmittel bei dem Abfuhrunternehmer voraus. Die menigften 
Kleinbauern oder Gärtner find aber im Stande, derartige Koften aufzubringen. 
So wird alſo auch auf dieſe Weiſe die Konzentration der Abfuhr bewirkt. 
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Es entſtehen große Abfuhrunternehmungen (Akttiengeſellſchaften), die von ber 
Stadt mit der Abfuhr beauftragt ſind, oder die Stadt ſelbſt übernimmt den 
ganzen Betrieb in eigene Regie. 

Der Uebernahme der Fäkalienabfuhr ſeitens der Gemeinden, mögen ſie 
dieſelbe in eigener Regie betreiben oder einem Unternehmer übertragen, haben 
ſich rechtliche Schwierigkeiten in den Weg geſtellt. So hatte zum Beiſpiel 
München⸗Gladbach 1891 durch Ortsſtatut die Fäkalienabfuhr einem Unter: 
nehmer übertragen. Auf Grund verſchiedener Urtheile des Oberverwaltungs- 
und bed KHammergerichtes, die das Verbot, die Latrinenabfuhr durch andere 
als von der Stabt Eonzeifionirte Unternehmer ausführen zu laffen, als Ein— 
griff in die Gewerbefreiheit in Frage ftellten und die Verfügung über den 
Grubeninhalt als eine Verlegung des Eigenthumsrechtes bezeichneten, ſah ſich 
die Stadt gezwungen, bie Latrinenabfuhr jeit 1897 wieder den Privaten zu 
überlaffen. Auch in Leipzig wurde diefe Berechtigung der Gemeinde lebhaft 
beftritten, al3 der Rath der Stadt das 1882 erlaflene Dingererportregulativ 
auch auf die am 1. Januar 1889 und 1891 einverleibten Vororte aus— 
behnte. 8 1 dieſes Regulativs machte nämlich die VBeihäftigung mit der 
Grubenräumung und dem Düngererport von einer Ermächtigung des Rathes 
abhängig. Der Nath hatte nun der Leipziger Düngererportgejellihaft zum 
Schaden einer anderen Gejellichaft das Abfuhrmonopol in den Vororten 
ertheilt, Die zweite, in AltLeipzig ebenfall3 fonzeffionirte Geſellſchaft pro= 
vozirte daher gerichtliche Entſcheidung über die Nechtögiltigkeit des Regulative. 
Das Urtheil des Landgerichts, das das Negulativ für rechtöungiltig erklärte, 
wurbe durch dag Oberlandesgeriht (30. April 1891) aufgehoben. Die Be: 
gründung dieſes Urtheils ift unſeres Erachtens durdaus verfehlt, joweit dieſe 
Begründung überhaupt Begründung ift. 

So viel fteht feſt — und darin ftimmt eine preußiſche Minifterialent- 
ſcheidung vom 16. Januar 1894 zu —, daß dad Abfuhrweien fein kon— 
zeffionirbares Straßengewerbe ift und daher auch die Polizei fein Recht hat, 
dur eine Polizeiverordnung den Betrieb desjelben an eine Sonzeffion zu 
fnüpfen. Es fteht ferner feit, daß der Haußbefiger an den Düngermaiien 
ein Eigenthumsrecht hat und daß ihm das Eigenthum nicht ohne vorgängige 
Feſtſtellung einer Entihädigung entzogen und ihm aud die Zahlung einer 
Gebühr an den Unternehmer nicht wirkſam vorgeichrieben werden kann. Das 
ſächſiſche Oberlandesgericht hat vergeblich verjucht, um dieje Klippe herumzu— 
fommen. Es geht von der Behauptung aus, daß aus gefundheitspolizeilichen 
Gefihtöpunften dem Verfügungsrecht des Hausbeſitzers Beſchränkungen auf: 
erlegt werben können — was nicht beftritten werben kann! Daher aber, io 
folgerte es weiter, kann ihm „die freie Verfügung über den Dinger der 
Aborte überhaupt genommen werden durch Auferlegung der Verpflichtung, die 
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Räumungsarbeit und Abfuhr durch ein beitimmtes Inftitut gegen tarifmäßige 
Vergütung zu bewirken und zugleich diefem die weitere Verwendung bes 
Dunges zu überlaffen.” Cine glänzende Logik! Aus dem Rechte der Polizei, 
mein Berfügungsrecht, beſſer: die Art und Weile, in der ich mein Ber: 
fügungsrecht ausüben fann, in bejchränfender Weiſe zu beftimmen, folgt danach 
ohne Weiteres das Recht, mir das Verfügungsrecht überhaupt zu nehmen! Aus 
geiundheitspolizeilihen Gründen fann vorgeichrieben werden, daß die Grnben 
zu leeren, wie oft fie zu leeren und wie fie zu leeren find. Dieje Regelung 
des Borganges kann ſich bis auf die £leinjten Einzelheiten ausdehnen ober 
nur allgemeine Grundjäge vorfchreiben. Wie aber aus benjelben geſund— 
heitöpolizeilihen Gründen geſchloſſen werden fann, daß ich die Abfuhr nur 
durh X beiorgen laſſen darf und zugleich) mein Verfügungsrecht über den 
Dünger verliere, nicht aber durch N, der die Abfuhr auf diefelbe, alle ge— 
jundheitöpolizeilihen Forderungen erfillende Weiſe vollzieht, geht über die 
Intelligenz der gewöhnlichen Sterbliden hinaus. Das ſächſiſche Oberlandes- 
gericht fährt dann fort: „Wo dies geichehen ift, da kann aber von einem 
Betrieb des Gewerbes der Düngerabfuhr nicht weiter die Rede fein, weil 
das Objekt für biefe gewerbliche Thätigkeit fehlt.“ ine jelbftverftändliche 
Blattheit! Das privilegirte Abfuhrinftitut wird Organ der Ortöbehörde — 
und jeiner Verfügung unterliegt der Inhalt der Grube, Niemand wird bes 
ftreiten, daß dies fi in der Praxis jo abfpielt; dazu bedurfte es aber der 
oberlandesgerichtlihen Weisheit nicht. 

Das preußiihe Oberverwaltungdgericht hat in feiner Enticheidung vom 
16. April 1897 die Schwierigkeit in der folgenden Weile umgangen. Es 
handelte fich in diefem Falle um Düffeldorf, das durch ein Ortöftatut die 
Entleerung der Abtrittögruben und die Abfuhr ihres Inhaltes für alle Grund» 
ſtücke übernommen hatte, injoweit bei denjelben die Entleerung mittelft Dampf- 
jaugepumpen ober ähnlicher Apparate polizeilich vorgeichrieben war. Durch 
Bertrag hatte die Stadt dann die Ausführung der Abfuhr einem linter- 
nehmer übertragen. Die Enticheidung giebt den Stadbtgemeinden nah $ 10 
der Stäbteorbmung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 das Recht, 
durch beſondere jtatutarifche Anordnungen die Fäkalienabfuhr in den Kreis 
der von ihnen zu erledigenden Aufgaben zu ziehen und zu einer Gemeindes 
angelegenheit zu machen. Damit jei fein Eingriff in die Gemwerbefreiheit ge- 
geben. Der Betrieb des Abfuhrgewerbes jtehe nad; wie vor jedem Unter— 
nehmer frei, und es jei diefem Betrieb nur innerhalb des von dem Orts— 
ſtatut umfaßten Bezirkes der Stadt Ditffeldorf thatfächlich der Boden entzogen, 
niht etwa, indem ein Monopol für einzelne andere Unternehmer geichaffen, 
fondern, indem bie Abfuhr zu einer Gemeindbeangelegenheit gemadjt und da— 
durch; aus dem Bereich der gewerblihen Thätigfeit überhaupt ausgeſchieden 


jei.* Ganz ebenjo Landmann in Gewerbeordnung 3. Aufl., I, 47. Nad ihm kann 
eine Gemeinde durch polizeilihe Beftimmungen ein Gewerbe inbireft unmög— 
lich machen, zum Beiſpiel den Betrieb der Fäfalienabfuhr durch Einführung 
der Schwemmkanaliſation oder dadurch, dab die Gemeinde aus geiundheits- 
polizeilihen Gründen die Fäkalienabfuhr jelbit in die Hand nimmt und zus 
gleich den jämmtlichen Intereffenten die Benügung des gemeindlichen Inftituts 
zur Pflicht macht. Auf diefe Weile wird der Brivatgewerbebetrieb thatſäch— 
li unmöglich gemacht, ohne daß ein rechtliche Hinderniß feiner Ausübung 
beſteht. Dieſe Ausführungen gelten natürlich nicht nur für das Gewerbe der 
Fäkalienabfuhr; fie find für eine Meiterentwidlung der ftädtiichen Gewerbe: 
betriebe von der größten Bedeutung. — 

Sp groß aber aud) der Fortſchritt ift, deu die ftäbtiiche Negie in Verbindung 
nit der Einführung der pneumatiſchen Entleerungsvorrichtungen** bedeutet, jo 
fönnen doc) jelbjt in diefem Falle viele Uebelſtände, wie 3. B. die Verpeſtung 
der Häufer und Straßen durch die den geöffneten Gruben bejonders bei der 
nothivendigen Aufrührung des Inhaltes entweichenden Gaſe, nicht ganz ver: 
mieden werden. Erweiſt fi alfo in hygieniſcher Hinficht das Grubenſyſtem 
al3 äußerst mangelhaft, fo treten uns nunmehr bei der Frage nad) dem Ver: 
bleibe der Abfuhritoffe neue, mit der Größe der Städte ins Ungemeſſene 
wachſende Schwierigkeiten entgegen. In kleinen Städten, in denen der größere 
Theil der Bewohner ſelbſt noch landwirthſchaftlich thätig ift, werden die Ab- 
fuhritoffe von den Hauäbefigern oder den von ihnen beauftragten Yandwirthen 
direft auf die Felder gefahren und zur Düngung verwandt. Da hier, wie 
wir geliehen haben, die Gruben trog aller polizeilichen Verordnungen, die 
meijt nur das Papier zieren, Senk- oder Verfißgruben find, jo läßt fich die 
Abfuhr ſehr Leicht dem Bedarf anpaflen. Meiſt erfolgt daher die Leerung 
der Gruben im Frühjahr und Spätherbjt in Verbindung mit der Leerung 
der Dunggruben. Dieje Verhältniſſe fünnen wohl in Städten mit 5000 bis 
10000 Einwohnern als die normalen bezeichnet werden, und find auch in 
der Mehrzahl der Städte von 10 000—50000 Einwohnern vorhanden. Doc 
finden fich auch hier jchon zeitweilige Anfammlungen ber Auswürfe in größeren 


* Vergleiche Entjcheidungen des preußifchen Oberverwaltungsgerichte® XXXIL, 
©. 306. 
* Gingeführt in Städten: 
Zahl der Stäbte 
Einwohnerzagl Zahl der Städte mit pneumatijcen 


Entleerung 

vorrichtungen 
5 000—10 000 229 18 
10 000 —20 000 187 24 
20 000 - 50 000 108 40 


50 000 und mehr 45 12 


"Gruben außerhalb der Stadt, wo biejelben dann zum Theil zu Mengedünger 
verarbeitet werben. Die Koften, die den Einwohnern aus der Abfuhr er: 
wachen, find daher auch ſehr niedrig, in einigen Fällen werden ſogar nicht 
unbedeutende Summen aus dem Verkauf der Fälalien gelöft. Cine Ver— 
fradtung der Auswürfe findet nicht ftatt; dieſelben werden, joweit fie nicht 
anderweitig bejeitigt werden, von der Umgebung im Kreiſe bis zu 7 bis 
10 Kilometer aufgenommen. 

Die Schwierigkeiten beginnen in dem Falle, daß die nächite Umgebung 
nicht oder nur zeitweile im Stande ift, die Abfuhrmaffen aufzunehmen, alio 
eine Lagerung der Stoffe in großen Gruben und ein Transport in größere 
Entfernungen ftattfinden muß. Wogel* berechnet den durchichnittlichen Werth 
eine Kubikmeter Grubeninhalte® auf 3,95 Mk., Tonnen: beziehungäweife 
Kübelinhaltes auf 8,73 ME. Aus diejen Daten läßt fich jehr einfach berechnen, 
wie viel der Landwirth für Abfuhr und Verarbeitung auf dem Felde bezahlen 
fann, wenn ihn der Dünger an einer Hauptiammelftelle der Stadt foitenfrei 
zur Verfügung geftellt wird, und daraus der limfreis, bis zu deſſen Grenze 
ein Verkauf der Abfuhritoffe möglich ift. Innerhalb diejes Umkreiſes würden 
die Landwirthe einen mit der Annäherung an die Stadt fteigenden Preis zu 
bezahlen vermögen; die genaue Höhe desjelben wird außer der Entfernung 
noch durd eine Reihe anderer Faktoren beftimmt. In den meiften Fällen 
werden bie Städte mit der Firirung eines Minimalpreifes innerhalb des er- 
mwähnten Umkreiſes bleiben und die Preije jtaffelförmig mit der Entfernung 
abfallen laſſen. Die Transportkoften (Eiſenbahn-, Schiffsfracht, Wagenfradht) 
haben natürlich die Käufer zu tragen. 

Die Stuttgarter Organijation der Fäkalienabfuhr hat verfchiedenen Städten, 
wie zum Beilpiel Mainz, Freiburg i. B. und anderen als Vorbild gedient und 
verdient daher wohl, dab wir ihr eine ausführlichere Darftellung widmen. 
Dis zum Jahre 1873 war die Abfuhr der Fäkalien ganz den Hausbeſitzern 
überlaffen gewejen, die diefelben meift dur die Bauern und MWeingärtner 
der näheren Umgebung ausführen ließen. Die Gruben wurden bei Nacht aus: 
geihöpft und der Juhalt in Fäflern abgefahren. Daß es babei ohne Wer: 
unreinigung der Straßen und Häuſer nicht abging, daß die Abfuhr der 
Gruben nur jehr unregelmäßig vorgenommen wurde und oft genug heimliche 
Entladung der Fäkalien in die Kanäle oder offenen Gräben der Stabt jtatt- 
fand, war jelbitverftändlih. Die Uebeljtände wurden ſchließlich jo jchreiende, 
daß die Stadt fih im Jahre 1873 gezwungen jah, die Latrinenabfuhr in 
eigene Regie zu übernehmen. Es wurde zu biefem Zwecke die fogenannte 
Latrineninipektion gegründet, die mit der rapiden Entwidlung der Stadt 





*A. a. O. S. 198. 
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gleichfalls eine fortdauernde Erweiterung erfuhr. Die folgende kleine Tabelle 
giebt uns über dieſe ſchnelle Entwicklung, zugleich aber auch über die Richtungen, 
in denen ſich das Abfuhrgeſchäft entwickelt hat, genauen Aufſchluß und das 
Material zu einigen Schlüſſen von allgemeinerer Bedeutung. 

Von dem geförderten Material wurden befördert Kubikmeter: 
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Zunächſt erjehen wir aus diefer Tabelle, wie außerordentlich langſam ſich 
der direkte Abjag auf die Felder der Umgegend entwidelt und daß derjelbe 
von 1890 bis 1895 ziemlich ftationär ift, von 1895 an aber in fchneller 
Abnahme begriffen ift. Diefe Erjcheinung ift ohne Zweifel eine unmittelbare 
Folge der großen Terrainfchwierigkeiten, die ſich einer geregelten Abfuhr 
hindernd in den Weg jtellen. Wenn wir von den direft die Stadt umgebenden 
Berghängen abjehen, die nur einen geringen Theil des Dünger aufzunehmen 
vermögen, außerdem aber auch durch die fortichreitende Bebauung mehr und 
mehr der landwirthichaftlihen Bearbeitung entzogen werben, jo bleiben bie 
Fildern oder das untere Nedarthal als mögliche Konjumenten übrig. Ein 
direfter Transport per Wagen auf die Fildern ift aber wegen ber Höhen» 
differenz und der in das Nedarthal wegen der Entfernung zu £oftipielig. Es 
ftellte fich jehr bald heraus, daß die Markung Stuttgart und die unmittelbar 
benachbarten Markungen höchſtens ein Viertel des anfallenden Diüngers zu 
verwerthen vermochten. Gin größerer Abjat konnte daher nur im weiterer 
Entfernung geſucht werben und lohnend wurde derjelbe, wenn es gelang, die 
Eifenbahnfraht möglichft billig zu ftellen und durd die Anlage Eleinerer 
Sammelgruben in möglichft großer Nähe bei den Stationen eine ftänbige, 
aud die Hleinbauern umfafjende Kundenorganifation zu beichaffen. Das erite 
und größte Hinderniß, die Eifenbahnfradht, wurde durch Entgegentommen der 
Eifenbahndirektion aus dem Wege geräumt. Durch Vertrag beträgt feit 1882 
die Miethe für den Eifenbahnwagen 70 Me. pro Jahr, während an Fracht 
27 Pig. für den Kilometer und 6 Mt. Erpeditiondgebühr (die freie Rüd- 
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beförderung eingeſchloſſen) zu entrichten ſind.“ Schwieriger war die Organiſation 
des Abſatzes. Hier handelte es ſich bei dem Vorwiegen des kleinbäuerlichen 
Betriebes darum, Intereſſentengruppen zu bilden und dieſe zu der Anlage von 
Sammelgruben zu veranlaſſen. So entſtanden in den Jahren 1877 bis 1885 
kleinere Sammelgruben in den Gemeinden Grunbach mit 135 Kubikmeter, 
Schorndorf 81, Nürtingen 135, Aſperg 120, Marbach 120, Thamm 660, 
Holagerlingen 90, Ehningen 99, Boltringen 45, Weinsberg mit 297 Kubif- 
meter. Bereits in den Jahren 1886/87 war aber troß der reduzirten Dünger: 
preije ein größerer Theil des Dünger einfach unverfäuflih und mußte Mangels 
einer ausreichenden Zahl von Sammelgruben unentgeltlich abgegeben werben. 
Für die bäuerlichen Intereflentengruppen erwiejen fich die Herftellungsfoften 
von größeren Sammelgruben, die mit zwedmäßiger Entladevorridtung ver: 
fehen und direft an den Gijenbahnftationen gelegen find, als zu groß. Wollte 
die Stabt ihren Abfag vergrößern, jo mußte fie entweder die Sammelgruben 
ſelbſt heritellen oder die Intereſſenten, beziehungsweiſe die auswärtigen Ge— 
meinden jubventioniven. Sie entichied fi) zunächſt für den lekteren Weg. 
Auf diefe Weife entftanden die Sammelgruben in Illingen, Kornthal, Weil 
im Dorf, Eltingen. Die Erfahrung zeigte jehr bald, daß die Gemeinden 
ohne Rüdfiht auf die erhaltene Subvention nur ihre Intereſſen verfolgten, 
und jo die Stadt das angeftrebte Ziel, Füllung der Gruben in Zeiten uns 
günftigen Abjages nicht erreichen konnte. Ja es fam fogar jo weit, daß 
fubventionirte Gefellichaften dieſe Gruben der billigeren Fracht wegen mit Latrine 
aus näher gelegenen Städten füllen ließen. Wohl oder übel ſah ſich alio 
die Stadt dazu gezwungen, die Sammelgruben an auswärtigen Stationen 
jelbft Herzuftellen und fih dadurch das volle Verfügungsrecht über biejelben 
zu fihern. 1890 und 1891 wurden in Baihingen a. %. ſechs Abtheilungen 
mit 2900 Kubitmeter, 1892/93 Gruben in Nebringen mit 850, fpäter auf 
2070 Kubikmeter vergrößert, in Winnenden mit circa 1000, 1896 in Bietig- 
heim mit 900 und 1898 in Endersbach mit 1800 Kubikmeter Faſſungs— 
gehalt angelegt. Am Ganzen wurden im Jahre 1895 nah 48 Stationen 
5754 Gifenbahnwagen mit 53 512 Hubifmeter Dünger verfrachtet. Die weitefte 
Entfernung betrug 104 Slilometer. Im Laufe der Jahre ift die Verladung 
der Fäkalien in Stuttgart immer jchrwieriger geworden. Anfänglich fand die: 
jelbe auf dem inneren Güterbahnhof ftatt, mußte dann auf eine beiondere 
außerhalb der Stabt gelegene Fäkalienverlabeftelle verlegt werden umb muß 
vom 1. Juni 1898 ausichließlih auf dem ungünftig gelegenen Nordbahnhof 
erfolgen. Die Koften der Abfuhr und für die auf ben Fildern gelegenen 


* In Folge eines Notbftandstarif3 vom 13. März 1895, der bis 1. Mai 1902 
läuft, find die Frachtfäge für einzelne Stationen um 20 Prozent ermäßigt worden. 


. Gemeinden auch die Fracht werden dadurch natürlich ganz beträchtlich ver— 
theuert. | 

Aller Anjtrengungen der Latrinenverwaltung ungeachtet ift eine Erweiterung 
des Abjatgebietes in der Zufunft kaum noch möglich. Um die raſch wachlenden 
Maſſen Fäkalien überhaupt noch unterzubringen, mußten in den legten Jahren 
die bereit3 erwähnten großen Sammelgruben gebaut werden. Die Preife wurden 
ferner, um der Konkurrenz anderer Städte, wie Ludwigsburg, Gmünd, Heil: 
bronn zu begegnen, im Laufe der Jahre wiederholt herabgejett. Troß alle 
dem mußte ein beträchtliher Theil auf ftädtiihe Güter gebracht oder un— 
entgeltlih abgegeben werden. Im Großen und Ganzen gelingt es, circa 
70000 Kubikmeter im Jahre erfolgreich abzujegen. Was darüber hinausgeht, 
ift von lebel und zwar von großem Uebel. Der jährliche Zuwachs der Fälalien- 
maſſe beträgt aber circa 2400 Kubikmeter, fo daß fich bereitö 1900 ein Weber: 
Ihuß von 30000 Kubikmeter erwarten läßt. Wohin damit? Ein entfernterer 
Transport wäre ohne Koftenerhöhung für die Stadt nur möglich durch eine 
Reduktion der Frachtſätze, die höchſt unwahrſcheinlich iſt. In allen anderen 
Fällen ſteigern ſich die Abfuhrkoſten und würden bei der wachſenden Maſſe 
anfallender Fäkalien ſich wachſend ſteigern. Das dadurch entſtehende Defizit 
würde die geringen Ueberſchüſſe der letzten Jahre ſchnell aufzehren und die 
Stadt würde ſich zu einer Erhöhung der Gebühren entſchließen müſſen, die 
fiherlich bei den Hausbefigern wenig Anklang finden würde. Den einzig möglichen 
Ausweg bot die Boudrettirung der Latrine. Schon Anfangs der achtziger Jahre 
war bdiejer Gedanke aufgetaucht, dann wieder aufgegeben worden. Erſt die 
Cholerafurcht des Jahres 1892 brachte die Frage der Boudrettirung wieder 
in den Bordergrund. Bei den Ausbruch der Cholera in Hamburg erlich 
nämlich die föniglihe Stadidireftion fofort ein Verbot des Düngens mit 
jtädtifcher Latrine auf hiefiger Marfung und die benachbarten Oberämter 
ahmten diefe Maßregel nad. Man kann die Gentalität dieſes Verbotes nicht 
genug bewundern. Wahrſcheinlich erwartete die hochwohllöbliche Stadtdirektion, 
daß die Stadt die täglich anfallenden circa 212 Kubikmeter auf Flaichen 
ziehen oder durch ein ftriftes Verbot den Einwohnern, Männlein wie Weib: 
lein wie unmündigen Kindlein, jeden Harn:, Stuhl: und fonftigen Gang ver: 
bieten würde. Vielleicht hätte fie fich auch mit einer der beliebten finn= und 
zwedlojen Desinfektionen begnügt, wobei man das Geld der Steuerzahler 
dazu benüßt, um der Fäkalienjauche das angenehme Parfüm der Karbolſäure 
zu verleihen. Wie dem auch fei, erit energiihen Vorftellungen gelang es, die 
Aufhebung des Verbotes durchzufegen. Aber der Schreden war den Stadt: 
pätern in die Glieder gefahren. Wer jchügte fie gegen die Wiederkehr eines 
jolhen Schildbürgerftreihes? Durch diefe Vorgänge erhielt das Projekt der 
Poudrettirung der überflüffigen Latrine zunächſt einen mächtigen Anftoß, deffen 
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Wirkung leider im Laufe der nächſten Jahre allmälig verſchwand. Das Projekt 
ift bis jet Projekt geblieben. Im Jahre 1900 ftellte es fich ferner heraus, 
daß die ftädtiiche Fäkalienabfuhr nur einen Theil der Fäkalien bejorgt, während 
ein anderer Theil derjelben, und zwar die Fäkalien der Waſſerkloſets, nad) 
einer Sebimentirung und Verdünnung auf dem jtäbtiichen Latrinenhofe bereit3 
jeit 1897 in die Schwertimtanäle und damit in ben Nedar geleitet wird. 
Die ftädtifche Abfuhranftalt ift alfo endgiltig nicht mehr im Stande, die an— 
fallenden Abfallitoffe zu bemältigen. 

Die finanzielle Entwidlung der Latrinenabfuhr läßt fich, wenn wir fie 
als Ganzes ins Auge fallen, troß der großen Ueberſchüſſe einiger Jahre nicht 
als durchweg befriedigend bezeichnen. Die erften Jahre jchloffen mit einem 
Defizit, das bis zum 1. April 1880 (inklufive Anlagekoften) die hohe Summe 
von 395 852,70 Me. erreichte. Im Jahre 1880/81 betrugen die Einnahmen 
299869,65 ME., die Ausgaben 284191,29 Mk., es ergab fih alſo ein 
leberihuß von 15678,36 ME., aber dabei war weder eine Verzinſung nod) 
Amortijation des Anlagefapital3 berechnet. Die Entwidlung ijt ſeitdem bie 
folgende geweſen. Es betrugen die Anlagefojten und der ungededte Aufwand 
aus Anlagekoften und Betriebödefizit bei 422, beziehungäweije feit 1885 
4prozentiger Berzinfung: 





Roftenaufwanb u 


Bis | Anlagekoften 
| mE, me. 
1. April 1884. . 2 2...) 848811,65 307 878,58 
1. April 1888 602 043,35 271 629,12 
1. April 1891 714 369,96 137 239,68 
1. April 1895... ... | 845 793,80 87 370,05 
1. April 188. 2... 986 170,25 50 865,21 





1897/98 betrugen die Einnahmen 536 732,06 Mf. und balanzirten mit 
den Ausgaben, unter denen 73614,65 ME. Anlagekoften (46314,44 ME. 
Reitvorbehalt von 1895/96 und 1896/97). 

Die Ziffern zeigen uns ein rapides Anwachjen der Anlagekoften, die fich 
dur) die von Jahr zu Jahr jchwieriger werbende Abfuhr und das Anwachſen 
des Unternehmens erklären. Andererjeitö zeigen fie eine tete Abnahme des 
Defizitö, die jedoch, wie wir fehen, gleichfalld ihr Marimum erreicht hat. 

Die Geihichte der Stuttgarter Abfuhranftalt Tehrt uns aljo, daß die 
Spekulation auf den Dungwerth der Fäkalien eine thörichte Hoffnung, und 
& daher für eine größere Stadt geradezu unmöglich ift, ein Abfuhrgeichäft 
mit Profit zu betreiben, ohne daß fi) der Profit nur als verkleidete, zu 
viel erhobene Gebühr darftellt. Sie zeigt uns ferner, daß die Sättigung 
des die Stadt umgebenden landwirthichaftlid) bearbeiteten Landes ziemlich bald 
eintritt und die Beſchränkung des weiteren Abjatgebiet3 durd die Transport: 
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koſten eine ſehr enge iſt. Dieſe ſelben Erfahrungen haben auch die privaten, 
von ben betreffenden Städten mit dem Abfuhrmonopol ausgeſtatteten Abfuhr: 
anftalten in Leipzig, Chemnig und Dresden machen müſſen. Eine Analyie 
der VBerwaltungöberichte dieſer Gejellihaften wird und manche intereffante That- 
ſache ergeben. Die drei Berichte Elagen in gleicher Weiſe über bie ftetige Ab— 
nahme des Abjates, über die Steigerung der Abfuhrkoften durch die Ausdehnung 
des Stadtgebiet? und dadurch bewirkte Verlegungen der Gijenbahnverlabe- 
jtellen, über Beſchränkungen des Abjasgebietö und das Anwachſen der Dünger: 
erzeugung. „Der ganze Profit wird durd die ftundenmweiten Entfernungen 
verfahren“, jagt der Geſchäftsbericht der Dresdener Gejellichaft für 1897; 
„es müſſen weit entlegene Fluren aufgejucht werden“, drüct ſich derjenige 
der Chemniger Gejellichaft zartfühlender aus. Wohin mit den überjchüffigen 
Fäfalien? Die Dresdener Gejellihaft ließ bie flüſſigen Fälalien einfach in 
die Elbe gehen; „leider bringt aber die Bejeitigung der Mailen in den Elb— 
jtrom feinen pefuniären Nugen, fie ift aber unentbehrlid, weil eine 
anderweite Bejeitigung in abjehbarer Zeit unmöglich ift“. Die 
Leipziger Gejellichaft baut eine Poudrettenfabrif, die es ihr ermöglichen Toll, 
wenigitend den Verpflichtungen gegen die Stadt Leipzig nachzukommen, aud) 
wenn fie vielleicht feinen pefuniären Gewinn dabei machen follte. Die finan- 
ziellen Ergebniffe find natürlich feine glänzenden. Die Chemniger Gejellichaft 
vertheilte für das Jahr 1897 gar feine Dividende, die Dresdener 3 Pro— 
zent und die Leipziger 4 Prozent auf die alten Aktien, mußte aber zu diefem 
Zwede circa 3000 ME. aus dem Dispofitionsfonds entnehmen. Dabei hatten 
die Gejellichaften die Dividendenzahlungen nur durch eine Erhöhung der Ge: 
bühren ermöglichen können. Im Jahre 1891 fchloß die Dresdener Gejell: 
ichaft ihren Vertrag, 1893 wurden die Gebühren im Intereffe der Dividenden- 
zahlung erhöht (für Klaſſe I von 2,10 auf 2,50 ME., Il von 2,60 auf 
3 Mk., Ill von 3 auf 3,50 Mk., wodurd; ein Mehrertrag von circa 43 000 ME. 
erzielt wurde); und 1898 beantragte der Auffichtörath eine weitere Erhöhung 
der Süße um 0,30 Mi. In Leipzig wurden die Gebühren im Jahre 1894 
ebenfalls erhöht und 1898 eine neue Erhöhung verlangt. In Chemnig wurde 
eine Erhöhung beantragt, aber abgewiejen.* Alſo aud) in den jächltichen 
Großftädten treiben wie in Stuttgart die thatlächlichen WVerhältniffe auf Die 
Aufgabe des Abfuhrſyſtems oder auf die Verarbeitung der Latrine zu Pou— 


* Als ftädtifche Unternehmungen hätten ſich die Abfuhrbetriebe in allen drei 
Städten ausreichend rentirt. In Dresden betrug 1897 der verfügbare Rein— 
gewinn 41 587,18 Mf,, wovon 22500 ME. als verfügbare Sprozentige Dividende 
blieben. Bei ftädtifcher Regie hätte fich dDiefe Summe um 4859,76 ME,, die als 
Tantiemen vertheilt wurde, fowie um 8610 ME, für ftädtifche Auffichtsbeamte 
erhöht. Statt 3 Prozent waren alfo circa 4*; Prozent erzielt worden. 
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drette Hin, denn das Ausichütten der überfhüffigen Fäkalien in die Flußläufe, 
wie in Dreöben, wird man doch wohl faum als eine rationelle Löfung der 
Schwierigkeiten bezeichnen mollen. 

Bei Weiten nicht diefelbe Ausdehnung wie das Grubenſyſtem befigt das 
zweite der Abfuhrſyſteme, mit denen wir und zu beichäftigen haben, das 
Tonnen= beziehungsweile Kübelfyitem. Der franzöfiihe Namen „fosses 
mobiles“ fennzeichnet aufs kürzeſte dem Unterſchied desjelben von dem Gruben: 
inftem. Hier ift die Grube fejt und der Inhalt wird aus der feften Grube 
entfernt, dort iſt die Grube bemeglih und die Grube beziehungsweiſe der 
diefelbe vertretende Kübel ober die Tonne wird mit dem Inhalt entfernt. 
Bei dem Tonnenigftem find die die Grube vertretenden Gefäße größere Tonnen, 
die duch ein Fallrohr mit den verfchiedenen Aborten in Verbindung ftehen. 
Bei dem Kübelſyſtem fehlt das Fallrohr. Der kleinere Kübel fteht direkt unter 
dem Abortfig; höchitens, daß an dem Sigbrett ein kurzer trichterförmiger An- 
ſatz angebradt ift. 

Das Tonnen(Kübel)iyiten ift wie dad Grubenſyſtem ſchon jehr alt; troß- 
dem Hat eö niemals die Beliebtheit und Verbreitung besjelben gewonnen. Es 
it zumächft nicht jo bequem wie die alte VBerfißgrube, die oft 10—20 Jahre 
zu ihrer Füllung brauchte. Die Tonne oder der Kübel müſſen häufiger 
geleert werden, der legtere jehr häufig. Kann der Kübelinhalt nicht direft auf 
dem Haufe benahbarten Ländereien geleert werden, muß er abgefahren werben, 
wie das in Städten von einiger Größe ftetö der Fall fein wird, jo muß fchon 
eine gewiſſe Organifation der Abfuhr eriftiren, da die Abfuhr eines oder 
weniger Kübel fich nicht lohnt, andererjeit aber auch eine Verſchmutzung des 
Kübelraumd durch Weberlaufen der Kübel verhindert werben muß. Da, wo 
das Kübel: beziehungsweiſe Tonnenſyſtem in größeren Städten zur Ausbildung 
gelangt ift, finden wir denn auch meift eine einheitliche, von den ſtädtiſchen 
Behörden geregelte Organijation der Abfuhr. Um jo nothivendiger wirb Dies 
jelbe, je ichärfer die Forderungen der Hygiene: vollitändige Undurchläſſigkeit 
der Tonnen und Kübel, Ventilation der Aborte, häufige, regelmäßige Abfuhr 
und Auswechslung der [uftdicht verichloffenen Tonnen, Herjtellung einer gegen 
Froſt und Hitze geihüsten Tonnenfammer mit undurdläffigen Boden, gründ- 
fie Reinigung und Desinfektion der Tonnen, furz die peinlichite Sauberkeit 
und weitgehendite Geruchlofigfeit erhoben werden. Gin jedes Tonnenſyſtem, 
das den hygienischen Grundfägen auch nur einigermaßen entiprechen foll, erfordert 
daher einen ziemlich fomplizirten Apparat. Die Tonnen müfjen möglichit von 
einheitlicher Größe und Form jein, Zu einer gründlichen Reinigung berjelben 
bedarf es mechanischer Apparate, da die Abipülung mit Handarbeit nicht dazu 
ausreicht. Diejelbe peinliche Sauberkeit muß außer der Tonne auch noch dem 
Tonnen- oder Kübelraum gewidmet werden, der fich ohne eine jcharfe Kontrolle 
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und. ohne regelmäßige, jedes Ueberlaufen der Tonnen unmöglich machende 
Abfuhr nur zu leicht in eine ftinfende Schmußhöhle verwandelt. Außerdem 
erfordert die Tonnenanlage jo gut wie die Grubenanlage eine energiiche Ven— 
tilation. Und bei diefer größeren Komplizirtheit hat das Tonnenſyſtem noch 
den Nactheil, daß es in großen Städten mit Miethskaſernen einfach uns 
anwendbar ift. Wir finden ed denn auch vorwiegend in fleineren Städten 
in Gebraud. In den größeren Städten, die fi noch mit demſelben bes 
helfen, überwiegen meiſt die Häufer, die nur für ein oder zwei Familien bes 
ftimmt find, während die Miethsfafernen zurüdtreten. Auch in dieſen fehlt 
es aber nicht an Slagen und ift der Wunſch nah der Einführung der 
Schwemmkanaliſation ein allgemeiner. 

68 fann und daher nicht wundern, daß die Zahl derjenigen Stäbdte, 
welche das Tormen= beziehungsweife Kübelſyſtem allgemein oder theilweije 
eingefiihrt haben, feine jehr große iſt. Die Vertheilung ift auf Grund der 
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In den Städten, wo dad Tonnen- beziehungsweiſe Kübelſyſtem fich neben 
anderen Syſtemen findet, fpielt e8 nur eine jehr geringe Rolle. Es find 
meijt nur wenige Häufer, in denen es zur Einführung gelangt it. Von 
Städten mit über 50000 Einwohnern ift e3 das vorwiegende Syitem in 
Görlig, wo 1713 Häufer Tonnen: und nur 610 Häufer Grubeneinrichtung 
haben, in Grfurt, two die betreffenden Zahlen 2260 und 2000 find und 
Bremen, wo die große Mehrheit der Häufer, 12000 gegen 6000, Kübelſyſtem 
bat. Bon den übrigen können wir hier abjehen. Wir haben und bier in erjter 
Linie mit den 24 Städten zu befchäftigen, in denen das Tonnen beziehungs- 
weile Kübelſyſtem das allein herrichende ift. Die Tabelle auf Seite 34 und 35 
wird uns eine Unterfuchung darüber, inwieweit die beitehenden Syfteme ber 
bugienifchen Anforderungen entiprechen, beträchtlich erleichtern. 

Ueberſehen wir dieie Tabelle, jo begegnen wir derjelben Erſcheinung, die 
wir jchon bei den Städten mit Grubenfyften zu beobachten Gelegenheit hatten, 
einer im Allgemeinen noch recht großen Rückſtändigkeit. Die. von ung oben er— 
wähnten hygienischen Forderungen, die an ein gutes Tonnen- beziehungsweiſe 
Kübelſyſtem erhoben werben müſſen, find nur in wenig Fällen durchweg er: 


a I. 


fült. Da ift zunächft die wichtige Frage nad) der Geftalt und Beichaffenheit 
der Kübel. Wo eine ftädtiiche Abfuhranftalt befteht, welche die Kübel Liefert, 
werben in den meiften Fällen feine Mißſtände vorhanden fein. Wenn aber 
den Hausbeſitzern beziehungsweiſe Unternehmern die Beihaffung der Kübel 
obliegt, wird häufig auch trog aller Ortöftatuten umd Bolizeiverordnungen ein 
beliebig beichaffenes, möglichit billiges Gefäß die Stelle der Tonne beziehungs- 
weile des Kübels vertreten. Die Dichtigfeit desielben wird jchnell unter ber 
‚rüdfihtslofen Behandlung leiden und die hygieniſch jo nachtheilige Verſchmutzung 
des Tonnen- beziehungsmweife Kübelraums die unaußbleiblihe Folge jein. 
Wir können in diefer Hinfiht Vogels Beobachtungen (S. 31) nur beftätigen. 
In zahlreihen Städten werben die Kübel noch einfach auf den Abfuhrmagen 
jelbit zur Tageszeit entleert. Don Desinfektion und Reinigung derjelben 
fanıı in diefen Fällen natürlic) nicht die Rede fein. ine gründliche, allen 
Anforderungen der Desinfektionsfunde entiprechende Behandlung der geleerten 
Kübel findet nur in Greifswald ftatt, wo die Reinigung in der Abfuhranitalt 
außerhalb der Stadt mit Dampfwaflergemifch vorgenommen wird. Die in 
einigen wenigen Städten angemwendete Nachſpülung mit verbünnter Karbol— 
jäure ift jo gut wie werthlos; ganz verwerflich ift die Reinigung im Kanal, 
wie fie in Emden ftattfindet, und die einfache Spülung mit faltem Wafler, 
in der fih an vielen Stellen die ganze Reinigungsthätigfeit erſchöpft. Etwas 
beffer jteht e8 mit der Abfuhr. 

Die dritte Methode der Fälalienabfuhr ift die auf unterirdiſchem Wege 
durh Schwemmfanäle, welche die Fäkalien in Verbindung mit ben Haus— 
wäfjern und dem Regenwaſſer aufs Schnellite aus dem Bereich der Städte 
entfernen. In hygieniſcher Hinficht nicht weniger wie in äfthetiicher ift fie 
entichieden die vollfommenjte Art und Weile der Fäkalienabfuhr, die troß 
aller Angriffe beſonders von landwirthichaftliher Seite aus ſich behauptet hat 
und von Tag zu Tag fi) mehr Freunde erwirbt. Wenn heutzutage eine größere 
Stadt den lebergang von dem Spitem, das fie herfömmlich bejeffen hat, zu 
einem neuen unternimmt, jo ilt es jedesmal die Schwemmkanaliſation, der fie 
fid) endgiltig zumendet. Und bdiefer Vorgang fpielt ſich nicht nur dann ab, 
wenn ein älteres Abfuhrſyſtem ſich als vollftändig unzureichend oder zu läftig 
erwiejen hat, jondern aud) gewöhnlich in den Fällen, wo eine unzureichende 
und unhygieniſche Ableitung der Haus- und Regenwäſſer, ein zu hoher Grund— 
wajlerftand, eine reichliche Wafferverforgung den Bau eines einheitlichen Siel- 
netzes nothwendig maden. So in Berlin, Frankfurt a. M., fo auch in Bremen, 
Breslau, Charlottenburg, Dortmund, Königsberg u. ſ. w. Ueberall finden wir 
diejelbe typiſche Entwidlung. Die Einführung einer reihlichen Wailerverforgung 
zieht eine jyftematifche Kanalifirung nad) fi, und mit einer ſyſtematiſchen Kanali— 
firung ift die Schwemmabfuhr der Fäkalien als etwas Selbitverftändliches ge— 

Hugo, Deutſche Stäbtenerwaltung. 3 
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geben. Gegenüber den Maſſen, die die Kanäle abzuführen haben, den Haus⸗, 
Fabrik: und Regenwäſſern, verfchwinden die Fäkalien; ihre Einführung erhebt 
feine weiteren Anforderungen an die Ausgeltaltung und Größe eines Kanalnetzes. 
Dasfelbe gilt in fanitärer Hinfiht. Die moderne Hygiene hat bewiejen, daß 
die Haus» und Küchenabwäſſer, um ganz von den Fabrikabwäſſern zu jchweigen, 
mindeſtens ebenjo jehr die Träger von Krankheitskeimen fein können und 
find wie die Fälalien. War aljo vorher die Einführung der Abwäſſer in 
einen Flußlauf ohne Verunreinigung desſelben möglich, jo wird auch die ver- 
hältnigmäßig geringe Maſſe der Fälalien, die noch dazu in jehr verdünntem 
Zuftand in die Kanäle eintritt, an diefem Thatbeftand nichts ändern. Wir 
fönnen uns daher mit diejen kurzen Andeutungen begnügen und jofort zu einer 
eingehenberen Darftellung der Geichichte der Kanalifation und ihrer Bedeutuug 
für die ftädtiiche Verwaltung und Gefundheitöpflege übergehen, wobei wir aud) 
Gelegenheit finden werben, die frage ber Flußverunreinigung zu berühren. 
Es würde indeß zu langweilig und weitichweifig fein, wollten wir die Ges 
jchichte der Kanalijation in einer Reihe von Städten ausführlih zur Dar— 
ftellung bringen. Wir beichränfen uns deshalb darauf, die Stabt zu wählen, 
welche in vielen Punkten der Pionier der Schwenmkanalijation, fpeziell der 
Verwerthung der Spüljauche gewejen ift, wenn fie aucd nicht den Ruhm be= 
fit, die erfte deutfche Stadt mit Schwemmkanaliſation zu fein. Die Ge- 
ſchichte der Berliner Kanalifation bietet jehr viele intereffante Momente; es 
fehlt ihr nicht an dramatifchen Momenten und — fie ift lehrreid). 


B. Ableitung der Abwäſſer. 


„So neu find die Anforderungen an Reinlichfeit und Gefundheitöpflege, 
jo neuen Datums tft im deutfchen Städten die Einführung der Waiferleitung, 
fo klein ift noch die Zahl derjenigen Städte, welche erfannt haben, daß die 
alten Kunftgriffe, um fi) nur irgendivie, wenn auch in unvollfommener und 
beläftigender Weife, der verunreinigten Effluvien zu entledigen, thatſächlich nur 
in neue Verlegenheiten führen — daß wohl noch lange Zeit vergehen wird, 
ehe es ein allgemein giltige® Ariom geworden, daß nächſt ber Lebensmittel: 
verforgung Die Beſeitigung der Abwäfler und des benfelben beigemifchten Un— 
rath3 die wichtigfte und bedeutendite kommunale Aufgabe iſt.“ Hobrecht 1883.* 

Die Kanalifation von Berlin. Der größte Theil Berlins liegt flach in 
ber breiten Ebene des Spreethald; das Terrain erhebt ſich nur wenig über die 
höheren Wafferftände der Spree und ihrer Nebenläufe. Die an und für fich 
unter ſolchen Werhältniffen jchon jchwierige Ableitung der Regenwäſſer und 
Haus- und Küchenabwäſſer, die in den fo berüchtigten Rinnfteinen und flach 


* Hobredt, Die Kanalifation von Berlin, ©. 59, 60, 
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gelegten unterirdifchen Kanälen erfolgte, mwurbe mit dem Anwachſen der Be- 
völferung und der Ausdehnung der Stadt immer fchmwieriger. Der Mangel an 
ausreichendem Gefäll machte fi immer verjchärfter geltend, während anderer: 
jeitö die jtetS wachſende Maſſe der Abwäſſer ſtets größere Anſprüche an bie 
ableitenden Rinnfteine und Kanäle ftelltee So mußte denn den Rinnfteinen, 
auf die man im Wejentlihen angewiejen war, eine immer größere Tiefe gegeben 
werden, wodurd die Breite der Fahrbahn beträchtlich gejchmälert und bedeutende 
Gefahren für die Fußgänger und den MWagenverfehr gejchaffen wurden. Troß 
alfer Bertiefung der Rinnfteine erreihte man bei trodenem Wetter doch feine 
Spillung berjelben durch Spreewafler, noch vermochte man bei ftarfem Regen 
die Keller vor leberfluthungen zu fchügen. Die Kellerräume befanden ſich in 
Folge deſſen jtändig in einem folchen, die Gejundheit gefährdenden Feuchtig— 
feit3zuftand, daß die Baupolizeiordnung vom 21. April 1853* eine Aus: 
ſchachtung der Keller zu Wohnräumen nur noch bis zur Tiefe von mindeftens 
1 Fuß über dem höchſten Wallerftand der Spree fernerhin für zuläffig er- 
achtete. Dabei gab es in Berlin 1850 circa 8000 Kellerwohnungen, die nicht 
ielten 12 bis 18 Stufen unter der Erbe lagen. „Die Rinnfteine führten 
nahe dem Fenſter vorbei und ihre Ausdünſtungen drangen in die Seller. 
Dazu fam der ungelunde Untergrund. . . Im Frühjahr, wenn der Wafler: 
ftand der Spree jtieg, füllten fich die Keller mit Waſſer. Im Februar und 
März 1850 veranftaltete das Bolizeipräfidium eine Ermittlung, um die Höhe 
der Fußböden der Seller über dem Spreejpiegel nachzuweiſen, und in allen 
denjenigen Kellerwohnungen, in denen während biejer Zeit das blanke Waſſer 
geftanden, Meflungen vorzunehmen. .... Das Waffer ftand "/z Zoll bis 3 Fuß 
hoch (). — Im Winter froren die Rinnfteine ein und mußten mit uns 
fügliher Mühe aufgebrochen werden. Rieſige Haufen ſchmutzigen Eiſes thürmten 
ih darın an den Seiten der Trottoird auf. In ftrengen Wintern wurde 
die Arbeit unausführbar. Dann riejelten die ſchmutzigen Abwäſſer mit Exrfre- 
menten vermiſcht didlich über die Trottoird und Straßendämme dahin. Und 
was für Abwäfler hatten dieſe Rinnfteine aufzunehmen! Schon in Dörfern 
und in fleineren Städten mit geringer Bepölferungsdichtigkeit find die Zu— 
ftände der Ninnfteine, die von feinem Bache gejpült werben können, geradezu 
Ihauberhafte und werden bei andauernd trodenem und heißem Wetter geradezu 
merträglih. Nun denke man ſich eine Bevölkerung von circa 438000 Ein- 
wohnern — fo viel zählte Berlin 1858 — den größten Theil ihrer Ab: 


* Sie war bis 1887 in Kraft. 

»*Hirſchberg, Die foziale Lage der arbeitenden Klaffen in Berlin, ©. 27, 
nach Mittheilungen des Zentralvereind für das Wohl der arbeitenden Klafjen 
(N. F. Bd. V). 
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harmloſeſten war noch das Negenwajjer, trogbem dasjelbe die Spülung ber 
Straßen und Märkte, der Höfe und Bilrgerfteige zu beforgen hatte und 
natitrlich durch Unreinlichkeiten aller Art in jehr hohem Grade verunreinigt 
war. Der Regen bradte doch Bewegung in die ftagnirenden Abwäſſer der 
Häufer, Ställe, Gewerbs⸗ und Fabrikgebäude, die bei trocdenem und regnerifchem 
Wetter, bei Sommerhige und Wintersfälte ihre jchmugigen, oft ſchon in 
faulender Gährung begriffenen ftinfenden Maſſen in die Rinnfteine gemächlich 
abriefeln ließen. Die Verpeftung der Luft war ſchon im erſten Viertel 
des Jahrhunderts jo groß, daß, wie Virchow in einem Generalbericht über 
die Reinigung und Entwäfjerung Berlins jagt,* „die Mittel zur Abhilfe ſchon 
jeit dem Jahre 1816 von ben Staatöbehörben jehr ernfthaft ftubirt wurden”. 
Das Studium der Staatöbehörden muß wie immer fehr ernfthaft und jehr 
gründlich geweſen fein, denn erjt im Jahre 1860 fam es foweit, daß eine 
Kommilfion im Auftrag des Handeläminifteriums die wichtigſten Stäbte- 
entwäflerungsanlagen in Deutichland, Frankreich und England unterfuchte, um 
auf „wirkliche“ Erfahrungen geftügt zu einem für Berlin geeigneten Ent: 
wäſſerungsplan zu gelangen. Bis dahin hatte man, wie es jcheint, nur die 
zahlreichen Vorſchläge von allerlei Projektemachern, an denen es ja bei jolchen 
Gelegenheiten nie zu fehlen pflegt, in fehr ernithafter Weiſe geprüft. 

Bon der Einführung der engliihen Waijerleitung im Jahre 1852, deren 
Monopol die Staatöregierung in großmüthiger Weile an die Herren For und 
Grampton übertragen hatte,** erhoffte man eine reichlichere Spülung der 
öffentlichen Ninnfteine, die ausdrücklich ftipulirtt war. Die englifche Gefell- 
ihaft hat e8 aber niemals für nöthig erachtet, ihren Verpflichtungen nachzu— 
fommen, und die Gemeinde war machtlos, fie zu zwingen. Für die durch 
das Bolizeipräfidium angeordnete ftärfere Spülung hat fie der Stadt erorbitante 
Preiſe abgepreßt. Dagegen bradte die Einführung der Wafferleitung eine 
Verichlehterung in dem Zuſtande der Ninnfteine. Der Wallerleitung folgte 
das Waſſerkloſet auf dem Fuße, und diefe beliebtefte, reinlichjte, die Anforde— 
rungen der Öygiene und Nefthetit in gleicher Weile befriedigende Kloſetart ges 
wann jo jchnell an Verbreitung, daß im Jahre 1871 nicht weniger als 3646 
Grundſtücke mit 15955 Wohnungen von im Ganzen 14478 Grunbdftiiden mit 
Waſſerkloſets verſehen waren. Alle diefe Waſſerkloſets entwäfjerten entweder 
direft in die Ninnfteine oder in die 61645,11 laufenden Meter Kanäle, die 
in Berlin damals vorhanden waren. Dean kann fich denfen, daß diefe Ber: 
hältniffe nicht gerade zur Verbeſſerung der Straßenluft und zur Reinhaltung 
der Flußläufe beitrugen. 


*S. 3. Berlin 1873. 
’* Vertrag der Staatäregierung vom 14. Dezember 1852, 


— > 


Rinnfteine und Kanäle leiteten die ihnen übergebenen Abwäſſer auf dem 
fürzeften Wege in den nächftgelegenen Flußlauf oder verjuchten wenigſtens 
dies zu thun. Bei dem außerordentlich geringen Gefälle aber und bei dem 
unzwedmäßigen Bau berjelben mußte bereit3 in ihnen eine weitgehende Ab: 
lagerung der erpedirten Stoffe erfolgen. Die natürliche Folge davon war, 
daß der niedergeichhlagene Schlamm und das zu lange in den Kanälen und 
Rinnfteinen verweilende Waffer in Zerfegung überging und e8 in vielen Straßen 
ſchlimmer ſtank, als auf einem gut geordneten NRiejelfeld.* Friſches Schwemm⸗— 
waſſer fam in den Berliner Kanälen überhaupt nicht vor. Dieje jtinfenden, 
in Zerjeßung befindlichen Abwäſſer ergofjen ſich nun direkt in die Spree, die 
verſchiedenen durch Schleufen geiperrten Schiffahrtsfanäle und Gräben, welche 
in trägem Laufe die Stadt durchziehen, und verwandelten diejelben in eben- 
ſoviele große natürlihe Siele, in denen ji der Schlamm in ungeheuren 
Mailen abſetzte. Im den Jahren 1863 bis 1865 mußten jährlid 16000 
bis 21000 Thaler für die Vaggerung der Spree verauögabt werden. Der 
Zuftand des Lonifenftäbtiichen Kanals fpottete aller Beichreibung. Sein Ins 
halt beitand zur Hälfte aus unreinem Rinnjteinwaffer, und wenn es auch 
gelang, durch kräftige Spülungen vorübergehend eine größere Neinheit de 
Waſſers herzuftellen, jo traten doch jehr bald, bejonders im Sommer, die 
alten Zujtände wieder ein. Die Spree hatte fi alio als vollftändig unfähig 
erwieien, als Hauptſammler für ein ſtädtiſches Sielneg zu dienen. Wollte 
man die jcheuhliche Flußverunreinigung aus der Welt fchaffen, jo mußte eine 
andere Ableitung für die Kanalwäller gefunden werden. Es konnte feine 
Rede Davon fein, nur die Exkremente auszuſchließen und im llebrigen wie 
bisher die anderen Brauchwäfler in die Spree abzuleiten. 

Nur ein Theil der Fäkalien gelangte übrigens in die Spree, der bei 
weiten größere Theil wurde in Gruben oder Tonnen aufgenommen und durd) 
Abfuhr entfernt. Bei Weiten an Zahl überwog dad Grubenfyftem. Don 
den Gruben jelbit war ein jehr großer Theil trotz aller polizeilicher Vor: 
ihriften als Sentgruben eingerichtet und auch die meiften der vorſchriftsmäßig 
gebauten Gruben ließen das Waſſer durch. So wurde bei einer lokalen 
Recherche im Sommer 1873 die Entdedung gemacht, daß in einzelnen Häufern 
faft feine Räumung des Abortes erfolgte. Diefelben waren ſeit 10, 5 und 
3 Jahren überhaupt nicht geräumt worden. Auf jeden Fall das Vortheil- 
haftejte für die Haußbefiter, denn die Abfuhrkoften**, die fi) die Abfuhr: 
unternehmer und die Landwirthe der Umgebung für die Abholung des an— 


* Birhomw, Generalbericht, S. 28, 
* Für ein Grundftüd mit 10 Wohnungen und circa 50 Perfonen 6 bi8 12 Thaler; 
Mittelhäufer mit circa 100 Berfonen 24 Thaler und große Häufer, Schulen u. f. w., 
36 bis 50 Thaler jährlich. 
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geblih für fie jo werthvollen Düngers zahlen ließen, waren ganz beträchtliche. 
Für den Untergrund aber und das in zahlreichen Bezirken der Stadt nahe 
an die Oberfläche herantretende Grundmwafler war dieſer Zuftand mit einer 
wachſenden Verunreinigung gleichbedeutend. In einer ftetigen Verſchlechterung 
der Brunnen machte fich diefe Verunreinigung den Bewohnern zunächft bes 
merfbar, und zahlreihe Analyfen in den Jahren 1869 bis 1870 wiefen in 
verichiedenen Brunnen einen Ammoniafgehalt nah, ber von 1,25 bis zu 
56,0 Milliontel ſchwankte, während das Waſſer der Wallerleitung nur O,1 
Milliontel enthielt. Diefer Ammoniatgehalt bewies eine weitgehende Ber: 
unreinigung des Grundwaſſers, mit dem die neueſten in Alluvialboden gejenkten 
Brunnen von geringer Tiefe in Verbindung jtanden, durch menichliche und 
thieriihe Erfremente. Tonnen und Kübel forgten im Uebrigen neben ben 
Gruben für die Sammlung der menſchlichen Fäkalien. Vielfach hielten ſich 
die Hausbewohner da, wo das Tonnenſyſtem eingeführt war, der Bequemlich— 
feit wegen Nachtjtühle, deren Inhalt meift in die Müllgruben geſchüttet wurde. 
In den nahe der Flußläufe belegenen Straßen wurden die Kübel und Nacht: 
jtühle zur Nachtzeit der Einfachheit halber in diejelben entleert und „dadurch 
an einzelnen Orten die jcheußlichiten Zuftände herbeigeführt“. Die Abfuhr: 
unternehmungen, die neben den Landbwirthen die Abfuhr des Gruben: und 
Tonneninhaltes beiorgten, trieb die Noth des mangelnden Abjates jehr häufig 
dazu, fich der abgefahrenen Fäkalien in ähnlicher Weile zu entledigen. Man 
benügte nicht nur die Spree, jedes abgelegene Plägchen, ja die Wege de3 
Thiergartend mußten als Abladeſtellen dienen, wo ganze Wagenladungen von 
Fäkalſtoffen des Nachts anögefchüttet wurden.* Faſſen wir das allgemeine 
Neiultat der Abfuhreinrichtungen zuſammen in die Worte MWiebed in einem 
Bericht vom 24. Juli 1865:** „Man rechnet gewiß nicht zu hoch, wern man 
annimmt, dab in Berlin gegenwärtig durch die Undichtigkeit ber Abtritts— 
gruben, durch das Ausgießen von Urin und durch die vorhandenen Wafler: 
kloſets 90 Prozent der Abtrittöftoffe in den Untergrund der Stadt und im die 
Rinniteine gelangen.“ 

Die Darjtellung der neueren Beltrebungen, der rapide wachſenden Stadt 
eine angemeflene Entwäſſerung und Abfuhr der Abfallitoffe, vor Allem der 
Fäkalien zu verjchaffen, fünnen wir mit dem Jahre 1860 aufnehmen und 
die zahlreichen, aber immer unausführbaren Projekte der vorausgehenden Jahr: 
zehnte ohne Schaden übergehen. Im Jahre 1860 entjandte das Handels— 
minifterium eine Reiſekommiſſion, die die wichtigften Städteentwäflerungss 
anlagen in Deutichland, Frankreih und England ftudiren und auf Grund ber 
Erfahrungen Vorſchläge zu einer Entwäflerung Berlins machen follten. Als 


* Virchow, Generalbericht, S. 102. 
** Neinigung und Entwäfferung Berlins, 1, S. 84. 
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bie Frucht diefer Stubienreife läßt fi wohl der Wiebeſche Kanalifationsplan 
bezeichnen, der den Verhandlungen des Jahrzehntes 1860 bis 1870 zu Grunde 
fag. Wiebe verlegte in feinem Projekt den Ausgangspunkt. des Stelneged an 
eine Stelle unterhalb des Parkes von Charlottenburg an der Spree, wohin 
er die auf der Pumpſtation um circa 15 bis 19 Fuß gehobenen Gewäſſer 
in einen gemauerten Sanımelfanal führte. Das eigentlihe Sielnetz follte nad) 
jeinem Plane aus Haupt: und Querfanälen beitehen. Die von den oberen 
nah den unteren Theilen der Stadt gerichteten Hauptfanäle miündeten auf 
jeder Seite der Spree in einen Abfangfanal. Die beiden Abfangfanäle ver- 
einigen fich bei der Pumpſtation, wo die Abwäller der linken Seite in einem 
Düler die Spree zu paffiren hatten. Das Projekt war für eine Bevölkerung 
von circa 775000 Menfchen und die Koſten der Ausführung auf 4", Millionen 
Thaler berechnet. 

Mit dem Wiebeſchen Projeft war eine wichtige Anregung gegeben; in 
Fluß kam aber die ganze Frage der Entwäflerung und Reinigung Berlins 
erft im folgenden Jahre, als das Polizeipräfidiun bei Gelegenheit einer vom 
Chemiker Voigt nachgeſuchten Konzeflion zur Erridtung einer allgemeinen 
Batrinenanftalt für Berlin beim Magiſtrat den Antrag ftellte, die Fortſchaffung 
des Unrathes gegen eine Gebühr jelbit zu unternehmen. Der Magiftrat lehnte 
aber dies Anfinnen ab, erklärte fi) aber aud) gleichzeitig gegen die Fortſpülung 
der Erfremente in Schwenmfanälen ımd hielt nur die Desinfektion der Latrinen 
durch Polizeiverordnnung fiir nöthig. Die Stadtverordnetenverfammlung, welche 
bon dieſen Verhandlungen Kenntniß erhalten hatte, veranlaßte bei der Wichtigkeit 
des Gegenftandes eine Berathung in gemijchter Deputation. Mit der Ein— 
fegung dieſer Deputation, die bis 1865 beftand, war der erfte Schritt vor: 
wärts gethan. 

Die Verhandlungen der Deputation drehten fich um bie Frage, ob Schwemm— 
fanalifation, für die der MWiebeiche Plan vorlag, oder eine geregelte Abfuhr, in 
erfter Linie das Tonnenſyſtem, in Berlin zur Ausführung gelangen follte. 
Anstatt alio das ganze Problem, die Entwäfjerung Berlins, ins Auge zu faſſen, 
verhandelte man nur über ein Theilproblem, die Abfuhr der menschlichen Fäkalien. 
Grit in der zweiten Deputation vermochte man fi) von diefem Gegenjaß frei 
zu machen und das ganze Problem in Angriff zu nehmen. Die Gegner der 
Schwemmkanaliſation ließen alle die alten, wohlbefannten Gegengründe, mie 
fie in England in fo reicher Fülle ausgehedt waren, gegen da3 Projekt auf: 
marſchiren. Gefährliche peftartige Miasmen, unvermeidlihe Hemmung des 
Abfluffes durch Ablagerung feiter Subftanzen, Zerſetzung des Manerwerfes 
durch die bei ber Fäulniß der Abwäſſer entftehenden Stoffe, waren die alten 
Schredgeipeniter. „Wer jagt dafür gut”, fo ruft der Stadtverordnete Heyl, 
ein fanatiiher Anhänger der Tonnenabfuhr, pathetiich in miferablem Stile 
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aus, „daß, jelbft wenn es gelänge, den Bau zu vollenden, ohne daß Funda— 
mente der Häufer jo unterfpült würden, daß einzelne einftürzten, ſich nicht 
im Laufe der Jahre ber gewaltige Drud des den Kanal umgebenden fogenannten 
Schwimmenden, mit Hilfe deö von Innen an Oeffnung der Fugen arbeitenden 
Waſſers, Oeffnungen bezwede, durh die ber Schwimmſand in den Kanal 
dringt, jo nad und nad das Fundament eines angrenzenden Hauſes unter: 
höhlt und ein gelegentliher Einfturz herbeigeführt werde.“ (Reinigung und 
Gntwäfferung I, 53 biß 54.) Allerdings wäre die Einjturzgefahr ungeheuer 
groß, wenn alle Kanäle fo jchledht gebaut wären, wie die Perioden bed Herrn 
Stabtverordnieten Heyl waren! Dazu fam dann die ARüdficht auf die arme 
nothleidende Landwirthichaft, der großartige Düngerverluft, der mit einem 
Schwemmſyſtem unbedingt verbunden wäre, die Verarmung der aderwirthichaft: 
lihen Umgebung Berlins, die Verödung des Landes, Ruin und Elend! Die 
Koften der Schwemmlanaliſation wurden jo hoch als möglich geichraubt, während 
man den Ertrag bes ftäbtifchen Abfuhrgeichäftes nicht glänzend genug zu ſchildern 
wußte. Nicht nur Dedung der geſammten Koſten der Abfuhr felbit, jondern 
auch die often der Straßenreinigung und Beiprengung und die Vervollftändigung 
des Sielnetzes verſprachen die Tonnenfanatifer und malten in glühenden Farben 
das verheißene Land der Tonnenabfuhr. „Benügen wir die unverfennbaren 
Fingerzeige, welche uns gegeben find, um uns und unjere Nachkommen davor 
zu bewahren, daß wir und mit Aufwendung ungeheurer Koſten die gefunde 
Atmosphäre unferer mächtig emporjtrebenden Vaterſtadt vergiften (man denfe 
dabei an die jcheuklichen Ausdünftungen der Rinnjteine Berlins) und kehren 
wir zu ben Wegen zurüd, welche und die Natur jo deutlich bezeichnet und 
die zur Minderbelaftung unjerer Bevölkerung durch Steuern und dazu fiihren, 
daß der großentheild wenig ertragreiche Boden der Umgebungen Berlins ſich 
mehr ımd mehr mit dem Grün befleide, deſſen erfreulicher Anblid der ärmeren 
Bevölkerung bejonderd gejunde und billigere Nahrung verſpricht. Verwerfen 
wir die Sloafenfanäle und richten wir ein zwedmäßiges Abfuhrigftem ein.“ 
Die ganze Angst des unwiſſenden, um feinen Geldbeuiel bejorgten ſteuer— 
zahlenden Philifters ſpricht aus dem in dem jämmerlichiten Deutich verfaßten 
Machwerf, durd) das der Stadtverordnete Heyl der Tonnenabfuhr zum Siege 
zu verhelfen gedachte. Solchen Gegnern gegenüber hatten die Vertheidiger des 
MWiebeichen Projektes leichtes, gewonnenes Spiel. Schon einfichtövollere Freunde 
des Abfuhrſyſtems waren zu dem Eingeftändniß gezwungen geweien, daß aud) 
nad) erfolgter Organifation des Latrinenabfuhrweiens mindeſtens '/s Prozent 
des Miethöertrages Berlins zur Dedung der Koften nothwendig fein würden, 
daß ferner zur Erleichterung der Abfuhr Abfallröhren angebracht werben müßten, 
daß jchließlic eine Erweiterung des beftehenden unterirdiichen Kanalnetzes 
notdiwendig fei, um die Bejeitigung der offenen Rinnfteine zu ermöglichen. 
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Sie hatten aljo als die Summe ihrer Weisheit proflamirt: a. Anlage von 
Sielen zur Abführung des Haus- und Negenwaflers, wobei die feiten Stoffe 
vor der Einleitung in den Fluß in tiefen Senkgruben zurüdgehalten werben 
jollten, b. Organijation eines alle anderen Abgänge umfaffenden Abfuhrfyftens, 
und hatten dabei die Interftügung einer Kommiſſion gefunden, welche der Minifter 
für Landwirthihaft gleichfalls zum Studium der Abfuhr und Verwerthung 
der Dungjtoffe ausgeſandt hatre.* Die Dentichrift diefer Kommilfion, jomie 
ein Bericht zweier Mitglieder derjelben, in dem die Anlage der erwähnten 
Siele ausführlicher beichrieben war, wurden in zerfchmetternder Weile von 
Wiebe in einem Gutachten vom 24. Jult 1865 fritifirt. Er wies nad), daß 
die vorgeichlagenen Siele technifc zur Entwäſſerung untauglic feien und die 
Ueberſchwemmung der Keller jowie die Flußverunreinigung beitehen ließen, daß 
ed an genauen Vorjchlägen für das neu einzurichtende Tonnenſyſtem vollftändig 
feble und die zur Prüfung empfohlenen Syiteme unpraktiſch und undurdhführbar 
jeien; er wies ferner nad), daß der angebliche pekuniäre Gewinn eine Fabel 
jei, um Thoren zu föbern, daß die große Mehrzahl der von der Kommiſſion 
beichriebenen Abfuhrunternehmungen jchlechte Geichäfte gemacht und den Betrieb 
eingeftellt hätten und daß in den wenigen Fällen, in denen ein Gewinn erzielt 
worden, dieſer Gewinn bei dem Monopolcharafter ded Unternehmens nur 
durd eine weit über die Koſten der wirklichen Abfuhr hinausgehende zu hohe 
Beitenerung der Einwohner erzielt werden fonnte. 

Um bier gleich die weiteren Verhandlungen mit Vertretern landwirthichaft- 
licher Intereffen zu erledigen, jei hier noch das Anerbieten eines Komites 
des Teltower landwirthichaftlichen Streisvereind erwähnt.** Dasjelbe ftellte 
folgende Bedingungen auf, unter denen es möglich fein würde, mit den Land— 
wirthen der Umgegend bejtimmte Lieferungsverträge abzujchließen: 

1. Gehalt des Tonneninhalte® an Stiditoff 0,9 Prozent. Preis pro 
50 Kilogramm netto 75 Pig. mit 10 Pfg. Nabatt fir jedes "ıo Prozent 
Stickſtoffmanko. 

2. Lieferung der Waare franko auf eine Station der Verbindungsbahn 
oder eine Abladeſtelle am Waſſer. Die Lieferung erfolgt in Petroleumtonnen, 
deren Abfuhr bei Tage geitattet ſein muß. 

Der geforderte Stidftoffgehalt war entichieden zu hoch. Das Mittel aus 
19 Unterfuhungen von Tonnendünger verichiedener Städte und Kaſernen, die 
Bogel zitirt, ergab einen Gefammtftiditoffgehalt von 0,75 Prozent, *** eine 
Unterfuhung von Berliner Kübelinhalt 0,737 Prozent. Darnach würde alio 








* Dentichrift einer vom Landwirthſchaftsminiſter ausgefandten Kommiſſion: 
„Die Abfuhr und Verwerthung der Dungſtoffe“ u. f. w. 
* Birhom, Generalberidt, S. 101. 
Vogel, ©. 68. 
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die Stadt Berlin für jede 50 Kilogramm eine Zuzahlung von 15 Pf. für 
fehlenden Stidftoffgehalt zu leiften gehabt haben. Dazu rechne man bie un— 
geheuren Transportkoften von faſt 5'/ Millionen Zentnern erflufive Tonnen 
und man erhält einen Begriff von dem Werthe diejed Anerbietens, das jogar 
Virhow* als annehmbar bezeichnet, objchon er jelbft einige offenbare Nachtheile 
desſelben hervorhebt. Die Stellung der Landwirthe in diefer ganzen Frage 
der Düngerabfuhr ift fih bis in die Neuzeit gleich geblieben und läßt ſich 
in Kürze in folgender Weile präzifiren. Sie betrachten die Düngererzeugung 
als die Hauptaufgabe der Städte und verlangen, daß die Rückſicht auf Diele 
Aufgabe für die Art des Abfuhrſyſtems beftimmend fei. Sie verlangen ferner, 
daß ihnen der Dinger f£oftenfrei auf die Felder geliefert wird, verpflichten 
fi) dagegen Huldvollft, denjelben ohne weitere Bezahlung anzunehmen und zu 
gebrauchen. Glüclicherweife haben fich die ſtädtiſchen Behörden bei ihren Ver: 
bandlungen über Schwemmfanalifation oder Abfuhr jelten durch das Taute 
Geſchrei der landwirthichaftlichen Intereffenvertreter beeinfluffen laſſen und 
haben das vor Allem wichtige Moment der öffentlichen Gejundheit der ihnen 
anvertrauten Städte in ben Vordergrund derielben geitellt. 

Die Deputation fam trog breiführiger Verhandlungen zwar zu feinem 
endgiltigen Entichluffe über die ihr vorgelegte Frage, ob Abfuhr oder Schwemm— 
fanalilation; trogdem läßt fich aber behaupten, daß im Allgemeinen die Iegtere 
ftegreich au8 den Debatten hervorgegangen war und fich eine bedeutende Anhänger: 
ſchaft in den ftädtiichen Behörden und außerhalb derjelben zu erringen gewußt 
hatte. Das beweiſt jchon allein die Thatjahe, daß am 15. Mai 1866 der 
Magiftrat in einer ausführlichen Vorlage den Stadtverorbneten die Annahme 
des Miebeichen Projektes empfahl. In der Stabtverorbnetenverfammlung waren 
aber die Anhänger des Abfuhrſyſtems noch zu ftark, als daß der Magiſtrats— 
antrag ohne Weiteres hätte zur Annahme fommen können. Diejelbe verlangte 
vielmehr eine wiederholte gründliche Prüfung der beiden in Frage kommenden 
Syſteme. Die beiden ſtädtiſchen Behörden einigten fich jchließli auf die Ein- 
feßung einer gemilchten Deputation und ftellten für diejelbe einen ausführlichen 
Arbeitöplan auf. Derielbe umfaßte: 

1. Geometrifche und bautechnijche Ermittlungen, wie die Aufnahme der 
uerprofile, Beobahtung des Grundwaileritandes und des Waflerftandes in 
den verichiedenen Flußläufen, Unterfuchungen über den Werth der verichiedenen 
Abfuhrſyſteme, Ausarbeitung eines Planes für die Beriefelung mit Kanals 
wäſſern, Darjtellung der beftehenden Abfuhrzuftände u. ſ. w. 

2. Geognoftiihe und chemifche Unterfuchhungen. Die chemiſchen Unter: 
juhungen hatten fi mit den öffentlihen und Privatbrunnen, den Wafler: 





* Virchow, Generalbericht, S. 101. 
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verhältniffen der Walferläufe in der Stadt und der Brauchbarfeit vers 
ſchiedener vorgeſchlagener Desinfektiondmittel zu beichäftigen. 

3. Statiftiihe Feititellungen über die Geſundheits- und Sterblichfeits- 
verhältniffe von Berlin, beſonders aber einzelner Stabttheile und kleinerer 
Zeiträume, über das Anwachſen der Bevölkerung u. |. w. 

Bis 1869 waren dieſe Vorarbeiten vollendet, ſowie ein geeignetes Perjonal, 
bor Allem in der Perjon Hobrecht3 ein hervorragender Bautechniker gewonnen 
und jo fonnten denn in den folgenden Jahren die nothwendigen Arbeiten zur 
Ausführung kommen. Die Berichte über diefe weitſchichtigen, außerordentlich 
wichtigen und intereflanten Unterfuchungen liegen uns in 15 Heften vor. Der 
Generalbericht, der die Duinteffenz der ganzen Arbeiten enthält, wurde von 
Virchow in einem befonderen Bande eritattet. 

Die hauptfählichiten Nefultate, zu denen die Deputation kam, laffen ſich 
in Kürze in folgender Weife darftellen. 

Das unter dem 16. Oftober 1867 erftattete Gutachten der königlichen 
wiſſen ſchaftlichen Deputation für das Medizinalwefen hatte die Forderung auf: 
geftellt, daß feine Einleitung der unreinen Abwäſſer in die öffentlihen Strom: 
läufe stattfinden dürfe. Dadurch war einmal das „Sielneg” der Abfuhr: 
anhänger, dad die Haus- und Negenwäller auf dem fürzeften Wege in die 
nächitgelegenen Flußläufe leiten follte, von vornherein unmöglich gemacht worden. 
Aber auch das Wiebeſche Projekt konnte nunmehr nur noch dann zur Aus— 
führung gelangen, wenn in der Umgebung der Pumpftation die für eine 
Reinigung der Riejelfelder geeigneten Flächen vorhanden waren. Daran fehlte 
es aber und jo nahm benn die Deputation den Hobrechtihen Gedanken der 
Zerlegung des gejammten Gntwäfjerungsgebietes in unabhängige, nad) ber 
Peripherie entwäſſernde Kanalſyſteme auf. Der Hobrechtiche Plan beichräntte 
fi zunächſt auf fünf Radialſyſteme und umfaßte diejenigen Theile der Stadt, 
die mit Wafferleitung verjehen waren. 
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Zhergarten u. ſ. w. 836897200 117089 | 3897200 | 117038 — 
IV. Berlin, Ariebrid«Wilbelmftabt, Dranien- | 

burger Borftabt, Zouifenbab . - 8616670 ]| 208117 | 4458405 | 181884 | 4158266 ‚21233 


V. Rorböftlid) b. Oberfpree, und d. Rönigd- | | 
grabens, Aleranderplag, Stralauer und |, 
Frankfurter Biertel u.f.w. . . | 7974520 | 169252 | 3471 296 | 150415 | 4609224 18889 





Zunächſt jollte Syftem III, das heißt die wohlhabenderen Stadtbezirke in 
Angriff genommen werben, weil in bemjelben bie Waflerleitung und das 
Waſſerkloſet am verbreitetiten waren. Es wurbe aljo das Gebiet ausgewählt, 
wo ber Betrieb der Stanalifation die günftigften Erfolge verſprach. Damit 
war aber die Bevorzugung der wohlhabenden Bezirke nicht ausreichend be: 
gründet und mit Recht wurde die Frage aufgewworfen, weshalb die Kanali- 
fation nicht gerade in den ärmeren, übervölferten Stadttheilen begonnen wurde, 
wo ohne Zweifel die hygieniſchen Zuftände am fchlechteften waren und daher 
auch in erfter Linie Abhilfe verlangten. Gerade weil in den wohlhabenden 
Stadtbezirken Wafferleitung und Waſſerkloſets jo verbreitet waren, mußten auch 
die hygieniſchen Zuftände im denjelben günftiger fein als in den Bezirken, 
wo e& an beiben fehlte. Die Waſſerkloſets ſchwemmten ja die Exkremente, 
die Waflerleitung die Hausabwäſſer aus den Häufern der wohlhabenden Gin: 
wohner fort und führten fie anderen Bezirfen zu. — 

Die Deputation empfahl in jehr richtiger Weile den Zwangsanſchluß der 
Grundftiide an die Kanäle und die allgemeine Deranziehung aller Hausbeſitzer 
zu den Stoften. Die jährlichen Koften, das heißt Verzinſung und Amortifirung 
des Baukapitals und Betriebskoften, follten nach Abzug der Theile, die von 
der Staat: oder Stadtkaſſe aus Gründen der in Folge der Kanalifation 
eintretenden Griparniffe zu tragen jeien, von den Hausbefigern aufgebradt 
werben, weil diefen der Nugen der Kanalijation in erfter Linie zufiele. Die 
Trage der obligatoriihen Einführung des Waſſerkloſets ließ die Deputation 
dagegen offen, da fie der Anficht war, daß die Vortheile desfelben befonders 
gegenüber einem jtreng geordneten und überwachten Tonnenſyſtem fich jchon 
von ſelbſt geltend machen würden. Dagegen hielt fie e8 für nöthig, be— 
ftimmte Einrichtungen der Waſſerkloſets obligatorifch anzuordnen und für die 
nicht mit ihnen verfehenen Häufer beftimmte Abfuhreinrichtungen vorzufchreiben. 

Die Kanalabwäller jollten endlid auf Riejelfeldern zur Reinigung und 
Ausnügung kommen. 

Am 16. November 1872 beantragte der Magiſtrat bei der Stabtverorb- 
netenverfammlung die Ausführung des Radialſyſtems III und am 6. März 
1873 nahm die Stabtverorbnetenverfammlung dielen Antrag an. Nach mehr 
als zehnjährigen Vorbereitungen und Verhandlungen konnte nunmehr das 
große Werk begonnen werben; nach weiteren zehn Jahren unermüblicher 
Arbeit waren fünf von den zwölf Entwäſſerungsgebieten, die dad Geſammt⸗ 
projekt umfaßte, fertig geitellt worden. 1881 wurden die Nadialiyfteme I, 
Il, IIL, IV und V; 1885 die Syſteme VI und VII; 1890 die Syfteme VIII 
und X; 1893 die Syſteme IX und XII in Betrieb gejegt. Cine Ueberficht 
über den Stand ber Kanalifation März 1898 giebt die folgende, aus dem 
Magiftratsbericht für das Jahr 1897/98 zufammengeitellte Tafel: 
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Wie wir bei der Darſtellung der Geſchichte der Berliner Kanaliſation 
ſahen, hatte ſich der Kampf anfänglich ausſchließlich um die Fäkalienabfuhr 
gedreht, der gegenüber die Ableitung der übrigen Abwäſſer in den Hinter— 
grund trat. Erſt allmälig ſetzte ſich die Erkenntniß durch, daß das Problem 
der Fäkalienabfuhr nur ein Theilproblem iſt, das in der größeren umfaſſen— 
deren Aufgabe, der Abfuhr ſämmtlicher Abfallftoffe des gejellihaftlihen Lebens 
der Großſtadt, vor Allem der Abwäſſer inbegriffen if. So verſchob ſich 
dad Kampfgebiet. War einmal begriffen worden, daß die bisherige Ableitung 
der Abwäller auf dem fürzeften Wege in die Spree nicht mehr möglich war, 
daß alſo ſchon für dieſe eine einheitliche Organifation ſich ala nöthig erwies, 
jo war die Frage nunmehr jo geftellt, ob es nicht möglich wäre, der Abwäſſer— 
ableitung auch die Abichwenmung ber Fäkalien zu übertragen. Wir haben 
gefehen, wie biefelbe von der Berliner Stadtverwaltung beantwortet wurde. 
Die Fälalienabfuhr trat alfo hinter dem größeren und wichtigeren Probleme 
der Ableitung der Abwäller zurüd. Und in der That mit vollftem Rechte. 
Gegenüber der Maffe der ftäbtiichen Abwäffer verfchwindet dad Quantum der 
Fäkalien als unbedeutend. 

Wir haben bereits oben hervorgehoben, daß man anfänglich ſich der Regen— 
und Brauchwäſſer auf die billigſte und bequemſte Weiſe zu entledigen ſuchte. 
Zunächſt iſt die Straße das Receptakel aller Abflüſſe, die man irgendwie 
im Boden verſickern läßt. In dem Maße, wie die Befeſtigung der Straßen 
im Intereſſe des Verkehrs eine beſſere wird und ſich auf immer größere 
Theile der Stadt ausdehnt, entſtehen zunächſt die Rinnſteine, dann auch unter: 
irdifche Kanäle, ohne Zujammenhang angelegt und nur mit der Aufgabe, die 
Regen: und Brauchwäſſer auf dem fürzeften Wege in die öffentlichen Gewäffer 
abzuleiten. Flüſſe, Teiche, Feſtungsgräben werden in gleicher Weiſe beniigt. 
Bon dieſer Stufe findet die Gntwidlung zu einem planmäßig angelegten 
Kanalijationsnege nicht jo leicht ftatt. Man ift an die Verunreinigung ber 
öffentlichen Gewäfler und die Verihmugung des Bodens und des Grund: 
waſſers gewöhnt. Es bedarf ſchon einer bedeutenden hygienischen Erfenntniß, 
um die Zufammenhänge dieſer Erjcheinungen mit dem Gefundheitszuftande 
der Stadtbewohner Far zu legen. Den Hauptanftoß zur Anlage einer unter: 
irdifchen SKanalifation pflegt in den meilten Fällen die Einführung einer 
Waflerleitung zu geben. Für die wachſende Bevölkerung fehlt es an einer 
genügenden Zahl von Hausbrunnen oder die Inbequemlichkeiten des Waffer- 
transportes aus denjelben in die Stodwerfe werden zu groß. Mit der öffent: 
lichen Wafjerleitung erjcheint ſofort das Waſſerkloſet, gegen das alle Polizei— 
verbote nichts helfen; die verdünnten Fäkalienmaſſen aber, deren Abfuhr nicht 
mehr möglich iſt, werden per nefas in die vorhandenen Kanäle eingeleitet. 
Die Ableitungen erweiſen ſich den rieſig gewachſenen Maſſen der Brauchwäſſer 


40 


gegenüber als vollftändig unzulänglid. So wird mit der Einführung einer 
Wafferleitung die Stabt wohl oder übel vor die Nothwendigfeit geitellt, die 
zugeleiteten Waffermengen wieder abzuführen, mit anderen Worten eine organi- 
firte Kanaliſation einzuführen. Unterſtützt und befchleunigt wird diejer Vorgang 
dur eine ganze Reihe von Nebenmomenten. Um dad Regenmwajler hatte man 
fih bisher wenig befümmert; es war verfidert oder durch die Rinniteine ab» 
geleitet worden. Dieſer einfahe Modus wird mit der Zeit unmöglich. Für 
den ſtets wachlenden Straßenverkehr, der die höchſten Anſprüche an Reibungs— 
lofigfeit ftellt, find die Straßenüberſchwemmungen bei Regengüffen höchſt läſtig 
und hinderlich. Mit der dichteren Bebauung des Stadtgebietes nimmt das 
Berfiderungögebiet in gleiher Weile ab. Die ungepflaiterten Höfe werben 
gepflaftert, die Gärten verfchwinden. So wird auch die unterirdische Ableitung 
des Negenwaffers nothwendig. Von größerer Bedeutung find die Abwäſſer 
der in den Großſtädten raid) emporbliihenden Juduftrie, die meift dad Viel— 
fahe der häuslichen Abwäſſer betragen und durch ihre jpezielle Beichaffenheit 
die jchauderhafteiten Verſchmutzungen der öffentlichen Gewäſſer verurfachen. 
Auch die mit der Größe der Städte ſtets jchwieriger und £oftipieliger werdende 
Abfuhr der Fäkalien kann, wie wir bei Berlin gejehen haben, den enticheidenden 
Anftoß zur Ginführung einer Kanaliſation geben, die dann auch diefe Aufgabe 
mit übernimmt. So fommt im Leben jeder aufblühenden Stadt der Moment, 
wo fich dieſelbe vor die Anlage eines einheitlichen Kanalnetzes geftellt fieht. 

Ueber die Ausdehnung, in der die deutichen Städte fanalifirt find, giebt 
die folgende Tabelle, die ebenfall3 auf den Materialien Vogels beruht, hin— 
reichende wenn auch nicht ganz zuverläflige Ausfunft:* 











Es finb fanalifirt ins Außerdem mit Verhaltniß der ganz ober 
Zahl der Einwohne — ver Schwemm theilweiſe kanaliſtrten 
theil⸗ voll» i tanalifation [tdte zu ber Zahl ber 
niht | | Städte überhaupt 
weile ſiandig v 





5000— 10000 || 109 71 49 14 — 120 : 229 — 6520/0 
10000— 20000 65 87 31 14 | 4= 3,3°% | 122:187 = 665 - 
20000— 50000 12 567 | 29 7 b= 44: 91:103= 88 : 











50000-100000 | — | 6 | 8 | 3 Jı=5 - 100 » 
100000—20000 | — | 6 | 8 | 8 |4=2% - 100 » 
über 200000 | — er ı 2| ı |e=® .» 100 » 


Mit der Größe der Städte wählt auch die Zahl der fanalifirten in den 
Einwohnerzahlgruppen. Alle Städte mit mehr als 50000 Einwohnern find 
fanalifirt und zwar die größere Mehrheit vollitändig, während immerhin noch 
12 nur theilweiſe fanalifirt find. Leider ift bei der Vogelſchen Enquete die 
Frage nicht jo geitellt worden, ob ein einheitlich organifirtes Kanalnetz befteht, 





* Aus „D.B. f.d. G.“, Bd. XXX. 
Hugo, Deutide Stäbtevermaltung. 4 
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und in Folge deſſen bietet das Material nur annähernde Genauigkeit. Was 
heißt zum Beiſpiel theilweiſe kanaliſirt? Es kann bedeuten, daß einzelne Theile 
der Stadt kanaliſirt ſind, andere gar nicht; es kann wiederum bedeuten, daß 
einzelne Kanäle über die ganze Stadt zerſtreut ſich vorfinden u. ſ. w. Wir 
werden daher in der Klaſſe der theilweiſe kanaliſirten Städte ſehr viele finden, 
in denen überhaupt noch fein Verſuch planmäßiger Organifation gemacht ift, 
fondern nur alte je nad Bebürfniß entjtandene, oft gänzlih ungenügende 
und unjanitäre Kanäle vorhanden find. Es wäre aljo durchaus verkehrt, ſich 
auf Grund diefer Zahlen ein günjtige® Bild von den Kanalifationszuftänden 
ber deutihen Städte zu machen. Im Gegentheil! Die Verhältniffe Tiegen 
bier noch recht ungünftig. Selbit Großftädte mit mehr als 100000 Ein: 
wohnern find noch ohne ein planmäßiges Stanalneg. Die Aufgaben, die hier 
den ftäbtiihen Verwaltungen geitellt find, harren zum guten Theile noch der 
Löſung. 

Für die Städte, welche die allgemeine Kanaliſation, insbeſondere aber für 
die, weldhe die Schwenmfanalifation eingeführt haben, die alſo durd ein 
unterirdifhes Kanalneß nicht nur die Haus- und Sichenabwäfler und bie 
Meteorwäſſer, fondern aucd die menschlichen Fäkalien abführen, tritt nad 
der Sammlung die außerordentlich ſchwierige Frage nad) dem Werbleib der: 
jelben heran. Liegen die Städte an Flüſſen, an Meeren, an größeren Seen, 
jo drängt fi) als der nächftliegende Weg der der Ableitung der Brauch: 
wäſſer in dieje auf, ein Weg, der im Allgemeinen von den betreffenden Städten 
jahrhundertelang verfolgt ift. Wir haben oben an einigen Beiipielen gejehen, 
in wie weitgehender Weije man den Flußläufen alle Abfallitoffe des ſtädtiſchen 
Lebend anvertraute, von den Fäkalien bis zu den Thierleihen, von den 
Küchenwäſſern bis zum Hausmüll. So lange die Städte ihre Abwäſſer 
ſyſtemlos, wie eben im Laufe der Zeit nach Bedürfniß die Kanäle entitanden 
waren, in die Flußläufe abgaben, fümmerten fi die Behörden ſehr wenig 
um die Flußverunreinigungen, die bisweilen nicht viel geringer waren als in 
jpäterer Zeit (vergleiche die Geichichte der Berliner Kanalifation). Der Ber 
griff der Flußverunreinigung ijt in der That ein jehr moderner. Es find 
vornehmlich zwei Momente, welche die Erjcheinungen der Ylußverunreinigung 
in den Vordergrund des allgemeinen Intereſſes gerückt haben. Das Eine ift 
die rapide Bevölferungsvermehrung der Städte und die ungeheure Entwidlung 
der Induſtrie mit ihren zahllojen Abwäſſern, und parallel damit einhergehend 
die Entwidlung der öffentlichen, jpeziell ſtädtiſchen Gefundheitäpflege und Ver— 
waltung. In England mit feinen relativ Kleinen Flüſſen, der hohen ſtets 
wachjenden Entwidlung der Induſtrie und der großen Ausbildung des Städte- 
wejend machten fi die Mikftände maßloſer Verunreinigungen ſchon in der 
Mitte des Jahrhunderts geltend und führten zu der Ginfegung der Rivers 
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Pollution Commission bereitd im Jahre 1868. In Deutjchland ift diefe 
Frage entiprehend der ganzen Entwidlung der ſtädtiſchen Hygiene erft ſpäter 
zur Behandlung gefommen. Dazu fam als zweites Moment, daß die alte 
Art der Ableitung der Abwäfler und Fäkalien von Grund aus geändert wurde. 
Sie hatte ſich ald eine unaufhörliche Duelle der Beläftigung für die Einwohner und 
die Umgebung, zugleich unter Umständen al3 dad Mittel jehr gefährlicher Ver— 
breitungen von pathogenen Mikroorganismen heraußgeftellt. In Folge deſſen 
ging eine Stadt nad) der anderen dazu über, an die Stelle der planloien 
Sammlung alter Kanäle ein einheitliches, planmäßig angelegtes Sielneg nicht 
allein fir die Ableitung der Abwäſſer, ſondern auch für die der Fäkalien 
herzuftellen. In vielen Fällen, in denen die Ableitung der Abwäſſer in den 
Fluß feit Alters beitand, fam die Abſchwemmung der Fülalien ald neues 
Moment hinzu und gegen diejes richteten ſich, als gegen die Quelle neuer 
und angeblid viel intenfiverer Verihmugung, die Angriffe aller Derer, die 
die Neinhaltung der Flüſſe ohne Rüdfiht auf die hygieniſchen Zuftände der 
an ihnen belegenen großen Gemeinwejen proflamirten. Nun zeichnen fich 
zunächit die Fäkalien feineöwegs durch einen beionder& hohen Gehalt an 
fäulnißfähigen Stoffen aus. Außerdem aber ift ihre Maffe jo gering gegen 
über der Gejanmtheit der zu bejeitigenden Menge der übrigen Abfallftoffe, 
daß fie auf die chemilche, für die Frage der Fäulnißfähigkeit entjcheidende 
Zuſammenſetzung derjelben nur einen verſchwindend kleinen Einfluß ausüben. 
Schon die engliihe Flußverunreinigungstommiljion fonftatirte, geſtützt auf die 
Analyfe von circa 100 Sanalwafjerproben aus vielen Städten Englands, daß 
das Kanalwaſſer in Städten ohne Waſſerkloſets reicher an gelöften organiſchen 
und ſuſpendirten Stoffen ift, als die Spüljauche der Städte mit Wafferflojets. 
Dieje Thatſache erklärt fich jehr einfach aus dem gefteigerten Wafferverbrauch, 
der mit den Waſſerkloſets unvermeidlich verbunden ift, und ber dadurch be- 
wirkten Verdünnung der Kanalwäſſer.“ Aus der alleinigen Thatſache einer 
die Fälalien umfaſſenden Schwemmkanaliſation läßt jih alſo noch durchaus 
nicht mit Nothwendigfeit eine Flußverumreinigung fonjtruiren. Ebenſo wenig 
folgt eine ſolche aus der Anlage eines planmäßigen, alle Brauchwäffer unter: 
halb der Stadt in den Fluß ableitenden Sielnetzes. Gegenüber den alten, 
meift viel zu großen Kanälen, die oft ohne genügende Gefälle waren, in denen 
jih die ſuſpendirten Schlammtheile niederichlugen und in Fäulniß geriethen, 
bis jie endlich ein energiicher Negenguß in den Fluß abſchwemmte, haben die 
modernen Sielnege den umgeheuren Hygienifchen Vorzug der jchnellen Ableitung 
der Brauchwäller in den Fluß voraus. Dieje gelangen daher in friſchem 


* Dasjelbe gilt auch in bakteriologifcher Hinficht, wie Ambrofius („D. ©. 
f.8. G.“ 1896, ©. 322) ausgeführt hat. 
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Zuſtande in den Fluß und erleiden hier eine ſo weitgehende Verdünnung, 
daß der Oxydationsprozeß in kürzeſter Zeit vollendet iſt, eine Fäulniß alſo 
überhaupt nicht eintreten farn. Allerdings darf hier nicht ein Nachtheil 
rationeller Städteentwäfferung verfchwiegen werden. In einer nicht oder fchlecht 
fanalifirten Stadt fließen die Brauchwäller an unzähligen Stellen dem Fluffe 
zu. Es kann aljo eine viel größere Vermifchung derfelben mit dem Fluß- 
waſſer eintreten. Bei einem einheitlichen Sielnege werden dagegen die Ab— 
wäſſer im Allgemeinen in einem großen Hauptjammler dem Fluffe zugeführt. 
Die Folge davon ift, daß die Vermifchung erft nach geraumer Zeit vollendet ift. 

Troßdem fi) alfo aus der Ginführung der Schwemmkanaliſation (mit 
oder ohne Ginleitung der Yälalien) an und für fich noch fein Argument für 
die Nothwendigkeit einer Flußverunreinigung durch dieſelbe fonftruiren läßt, 
jo war es doc wohl dieje unbegründete Furcht vor der zentralifirten Schwemm— 
fanalifation, die die willenichaftlihe Deputation für das Mebizinalwejen in 
Preußen zu einen prinzipiellen Verbote der Ableitung ber ftäbtifchen Abwäſſer 
in die Flüffe veranlaßte. 

Zum erjten Male wurde dies Verbot gegen die Stadt Berlin ausgeſprochen, 
als diefelbe in die Verhandlungen über die Neuanlage eines fyitematifchen 
Sielnetzes eintrat. In ihrem Gutachten vom 16. Oftober 1867 erklärte die 
Deputation jede Cinleitung von Schmugwäflern in die Flußläufe für un— 
ftatthaft.* 

Diefelbe ablehnende Haltung nahm dann die Deputation in ihrem Gut: 
achten über das Kanaliſationsprojekt der Stadt Frankfurt a. M. ein (14. April 1875 
und 5. Juni 1876). Darin ging die Deputation von dem Sate aus, „daß 
nad) den traurigen, in England während der letzten Dezennien in Betreff ber 
Verunreinigung der Wafferläufe gemachten Erfahrungen jede direkte Ver: 
unreinigung der Flüſſe durh die Ausmwurfitoffe der Städte zu 
vermeiden refpeftive zu verhindern ſei“. Noch ichärfer kam dann der 
ablehnende Standpuntt in dem Gutachten vom 2. Mai 1877 betreffend ben 
obligatorifchen Anschluß der Hausentwäflerungsanlagen an das Kanalſyſtem 
zu Köln zum Ausdrud. Hier wurde als unbedingt maßgebenbe® Prinzip 
der Grundjaß ausgeiproden, daß es nothwendig fei, die MWafferläufe und 
Flüffe von dem ſyſtematiſchen Einfluffe der ſtädtiſchen Spüljauche freizuhalten. 
Damit fchien die ganze fchiwierige Frage der Yylußverunreinigung auf die ein- 
fachſte Art gelöft. Indem man prinzipiell ablehnte, ſchenkte man fich die 
mühfame Unterfuhung und Begutachtung des einzelnen Falles. Wie immer 
hätten auc in diefem Falle die Städte die Zeche zu bezahlen gehabt. Die 


* Zur amtlichen Lage der Flußverunreinigungsfrage in „D. V. f. ö. G.“ XIII 
(1881), ©. 177 bis 198, 
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gewaltigen Unkoſten, die jedes Reinigungsverfahren, das durch Rieſelfelder 
wie das durch chemiſche Klärung, den Städten auferlegt, werden wir an 
ſpäterer Stelle ausführlicher darſtellen. Hier genügt der Hinweis, daß die 
Reinigung durch chemiſche Mittel durchaus nicht ſo große Erfolge giebt, wie 
man friiher anzunehmen geneigt war. Auf jeden Fall bedeutete das Ver— 
halten der mwillenfchaftlihen Deputation für die Städte die Ausgabe von 
Hunderttaujenden. Die an ımb für fih ſchon ELoftipieligen Kanalifationen 
wurden ganz unverhältnigmäßig vertheuert, jo daß in einigen Fällen bie 
Städte geradezu davon abgejchredt wurden, Kanalifationen zu unternehmen. 
Indem fo die millenjchaftlihe Deputation das fleinere Uebel, über deſſen 
Größe auf jeden Fall fein consensus opinionum vorhanden war, im Intereife 
der am Fluſſe wohnenden Bevölferungögruppen zu verhüten fuchte, die nad) 
Größe und Bedeutung oft nur verfchwindend flein waren, trug fie dazu bei, 
die unvergleihlich größeren Uebeljtände mangelhafter oder fehlender Kanali— 
jationen in dicht bevölferten Städten zu erhalten. 

Es kann nicht Wunder nehmen, daß die ftäbtiichen —— dieſe 
autoritäre Löſung des gordiſchen Knotens nicht ohne den entſchiedenſten Proteſt 
hinnahmen. Kräftige Unterſtützung fanden ſie dabei bei dem Deutſchen Verein 
für öffentliche Geſundheitspflege. Bereits im Jahre 1876 auf der Verſamm— 
lung zu Düſſeldorf beſchäftigte ſich der Verein mit der Frage der Fluß— 
verunreinigung und ſtellte ſich dabei auf den Standpunkt, die direkte Ab— 
leitung der ſtädtiſchen Kanalwäſſer in der Regel für bedenklich zu erklären. 
Zugleich beantragte er bei dem Reichsgeſundheilsamt ſyſtematiſche Unterſuchungen 
der Flüſſe, um zu exakten, geſetzlichen Normen zu gelangen, inwieweit die 
Einleitung des ſtädtiſchen Kanalwaſſers in fließende Gewäſſer nad) der Waſſer— 
menge, Geſchwindigkeit, geologiſchen Beſchaffenheit u. ſ. w. derſelben, geſtattet 
werden könne. Auf der Nürnberger Verſammlung 1877 wiederholte der Verein 
ſeinen Antrag, richtete ihn aber direkt an den Reichskanzler. Dieſe Eingabe 
vom 5. April 1878 bat ausdrücklich um die Beſeitigung eines damals für 
Preußen bereits erlaſſenen Verbots, Kanalwäſſer mit Exkrementen in die 
Flüſſe zu leiten. Dieſe Anregung blieb ohne Folgen. Der Verein wiederholte 
ſeinen Antrag nunmehr in dringlicher Weiſe auf der XVII. Verſammlung 
1891 zu Leipzig. Auch dieſes Mal lehnte das Reichsgeſundheitsamt be— 
ziehungsweiſe der Reichskanzler es ab, ſolche ſyſtematiſche Unterſuchungen zu 
veranſtalten. Erreichte alſo der Verein auch das direkt von ihm beabſichtigte 
Ziel nicht, ſo trug ſeine Agitation doch das Gute, daß ſie die völlig verbietende 
Haltung der wiſſenſchaftlichen Deputation in Preußen ins Schwanken brachte. 

Schon in ihrem Gutachten vom 9. April 1879 betreffend die Kanaliſation 
der Stadt Pofen fehrte fie zu der früheren Methode „der rationellen Berechnung 
und Derüdjichtigung der quantitativen Verhältniffe zwifchen Bevölferungsabfällen 
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und Flußwaſſer“ zurüd. Statt der prinzipiellen Neinhaltung der Flüſſe 
wurde die thunlichite als das janitätspolizeiliche Ziel bezeichnet, woraus 
ſich mit logifcher Konfequenz die Berückſichtigung aller im fonfreten Falle in 
Betracht kommenden Verhältniffe als nothwendig ergab. Im Falle der Stadt 
Poſen führten die Unterfuchungen zu dem Verbote der Fälalieneinleitung in 
die Warthe. Ginige Monate fpäter aber (Gutachten vom 8. Oftober 1879) 
ertheilte biejelbe Deputation in ihrem Gutachten der Stadt Neiße die Erlaubnig 
zur Abſchwemmung ber Fäkalien in den Bielafluß. An die Stelle einer Ab- 
lehnung a limine trat die Prüfung des einzelnen Falles. Es mußte aljo die 
Frage beantwortet werden: Vermag das gegebene Quantum ftädtifcher Abwäſſer 
eine dauernde Flußverunreinigung zu bewirken oder iſt der Fluß im Stande, 
nah Durchmeſſung einer beftimmten Strede der Schmußltoffe Herr zu werben, 
jo daß der Neinheitsgrad feines Waflerd in chemiicher, mikroſkopiſcher und 
bakteriologiſcher Hinfiht von diefem Punkte an derfelbe ift, wie vor der Ein: 
leitung der Abwäſſer? Mit anderen Worten: wie groß tft die jelbftreinigende 
Kraft des Fluffes und innerhalb welcher Strede ift diefelbe mit ausreichenden 
Erfolge wirkſam gewejen? Die Beantwortung dieſer Frage it eine Mufgabe 
bes fpeziellen Zweiges ber Hygiene, der Lehre von der Selbitreinigung der 
Flüſſe. Allerdings fteht diefelbe noch in den Anfängen ihrer Entwidlung. 
Das Wefen der Selbitreinigung felbit ift im Ganzen noch recht wenig befannt; 
nur wenig willen wir über die Thätigfeit verjchiedener Organismen, den 
Einfluß des Lichtes, der Bewegung des Waſſers, den Kampf der Bakterien 
untereinander und den Untergang der pathogenen Bakterien u. ſ. w. Die meijten 
Gricheinungen laſſen fich, wie ſchon die englifche Flußverunreinigungstommiffion 
bervorhob, durch Sebimentirung und Verdünnung erklären. Troßden haben 
wohl die folgenden Süße in der Trage der Ableitung der ftädtiichen Abwäſſer 
ziemlich allgemeine Anerkennung gefunden, 

Das prinzipielle Verbot der Einleitung ftädtiicher Abwäſſer (ob nun mit 
oder ohne Fäkalien) in öffentliche Wafferläufe aus hygienischen und fanitären 
Gründen läßt fich nicht aufrecht halten. Ebenſo wenig ift e8 aber zur Zeit 
möglich, feite Normen aufzuftellen, unter denen die Grlaubniß ertheilt werden 
fann. Es hat alſo eine Unterfuhung von Fall zu Fall darüber einzutreten, 
ob der Fluß int Stande ift, der ihm zugeführten ſtädtiſchen Abwäſſer durch 
die fogenannte Kraft der Selbftreinigung Herr zu werden, das Heißt, ob 
eine ftetige mit der Entfernung von der Verunreinigungsquelle fteigende Ab» 
nahme der Bakterien und organiihen Subftanzen ſich nachweiſen läßt, durch 
die das Flußwaffer nad) einem mehr oder weniger langen Laufe den früheren 
Reinlichkeitszuftand wieder erhält, bevor wieder neue Unreinlichkeiten in größerem 
Umfange in dasjelbe eingeleitet werden. Zu einer Verſchärfung diefer Forde— 
rung, das heißt einer Verkürzung der Strede, innerhalb deren der Reinigungs: 
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prozeß vollendet jein muß, führt dann die Erfenntniß, daß mit der jtäbtiichen 
Spiiljauche pathogene Bakterien dauernd in -den Flußlauf gelangen und in 
demjelben eine Zeit lang weiter zu leben vermögen. Auf der Strede, inner: 
halb deren fich die Selbitreinigung vollzieht, ſollten daher feine Ortichaften 
ober jonftige Anftedelungen am Strome liegen, die ihren Wafferbebarf, ob 
nun Brauch: oder Trinfwafler, dem Fluſſe entnehmen. Unter feinen Um— 
jtänden bürfen fi) aber, aud nit an ber Einlabftelle der Sanımelfanäle, 
Fäulnißerſcheinungen bemerkbar machen. Die verichiedenen für den noth— 
wendigen Grab der Verdünnung, für die erforderliche Schnelligkeit des Fluß— 
waſſers u. ſ. w. aufgeftellten Normen (Letheby, Bettenkofer, Baumeifter u. A.) 
fönnen natürlich nur die Bedeutung von Anhaltspunften haben. 

Auf Grund jolcher fpezieller Unterfuchungen wurde dann Münden, Weglar, 
Marburg, Koblenz, Neuwied, Kreuznach, Siegen, Schwerin, Dresden die Ein- 
leitung ihrer ungereinigten Abwäſſer in den Fluß geitattet. 

Klärung der Abwäſſer. Wo die direkte Einleitung der Kanalwäller in 
einen Fluß nicht möglich ijt oder nicht geitattet werden kann, weil die Waſſer— 
mafle des Fluſſes zu fein und jeine Selbtreinigung zu gering ift, tritt an 
die Städte die Aufgabe heran, die Kanalwäſſer einer Klärung zu unterwerfen 
und erſt danad) in die Fluß: oder Badläufe abzuleiten. Die Zufammen- 
jegung der Kanalwäſſer ift eine außerordentlich verichiebene, vor Allem bedingt 
durh die Art der Bejeitigung der Fäkalien (ob Schwemmkanaliſation oder 
Abfuhr) und dur den Umfang und die Art der gewerblichen Abwäſſer. Im 
Allgemeinen unterfcheidet man in ihnen die ungelöiten Schwebeitoffe anorga= 
niſcher und organifcher Natur, ſowie die gelöiten Stoffe. Ueber das Ber: 
bältmiß, in dem die ungelöften zu den gelöften Stoffen in Abwällern mit 
Fäkalien ftehen, giebt die folgende Tabelle (vergl. Handbuch der Hygiene IL, 
1, 399) Auskunft: 
















! Rüdftand rg Schwebeftoffe Gelöfte Stoffe 


Stidfoff 





Berlin . 





I 
Dandig. - » » » . | 1266 216 | 879 499 171 65 
Breslau . . . ' 1066 100 257 466 | 243 94,6 
Frankfurt a. M. (troct. | 
Wetter). . . : 1006 70 772 573 285 47 
Frankfurt a. M. aha 
metter) . . . . 1.1488 797 208 238 250 67 





Mit der mechanischen Klärung und Befreiung der Abwäller von ben 
juipendirten Stoffen ift es alſo allein nicht gethan. Die trübe und bräun- 
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lihe Kanaljauhe fann durch die Sebimentirung der jufpendirten Schlamm 
ftoffe in eine flare, helle Flüffigkeit verwandelt werben und doch alle ihre 
Schäblichfeiten bewahren. An eine gründliche Neinigung der Abwäſſer muß 
aljo die weitere Forderung erhoben werben, daß fie auch die gelöften organifchen 
Stoffe unſchädlich macht, ehe die Abwäſſer in einen Fluß geleitet werden 
dürfen, der abwärts gelegenen Gemeinden das Trinkwaſſer liefert. Nicht 
einig find fich die Hhgienifer dagegen über die Ausdehnung, in der die Ab— 
tödtung der in ben Abwäſſern befindlichen Bakterien zu geichehen habe. Unter 
den zahllojen Bakterien der Abwäſſer werden auch gewöhnlich die pathogenen 
nicht ganz fehlen, deren Berjchleppung durch die Flüſſe die Quelle großer 
epidemiicher Gefahren werden fan. Andererſeits ift die Thatjache oft genug 
fonjtatirt worden, daß die pathogenen Bakterien in den Abwäſſern jehr bald 
bon den nicht pathogenen überwuchert werden und zu Grunde gehen. Wie dem 
aber auch fein mag, von der theoretiichen Forderung zu der praftiichen Durch— 
führung derjelben ift ein jo weiter Sprung, daß dieſe weitgehenden Anſprüche 
biöher noch ohne größere Bedeutung für die ſtädtiſche Praris geblieben find. 

Die geringite reinigende Wirkung übt die einfache Stlärmethode der 
Sedimentirung in großen Hlärbeden aus. Dabei gelingt e8 unter Anwendung 
hinreichend langer Klärbeden, wie in Frankfurt a. M.,* allerdings eine ebenfo 
große Klärung auf rein mechanischen Wege zu erzielen, als bei Anwendung 
fürzerer Stlärbeden und chemiſcher Zufäge. Von einer Vernichtung der ge— 
löften organischen Fäulnißftoffe kann natürlich feine Rede fein. Trotzdem 
genügte den preußiichen Minifterien die Anlage eines aus Doppelbaffind be- 
ftehenden Schlanmfange®, um, geftiigt auf ein Gutachten C. Fränkels, im 
Jahre 1893 der Stadt Marburg, allerdings auf Widerruf, die Erlaubniß 
zu ertheilen, die gefammten Abwäſſer mit Einjchluß der Fäkalien in die Lahn 
abzuleiten.* Der Schlamm der Klärbecken ſoll an einer weiter ftromabwärts, 
gegen Hochwaſſer geichügten Stelle abgelagert werden, wenn derjelbe in ber 
Landwirthſchaft feine Verwendung finden follte. Unter ähnlichen Bedingungen 
wurde die Einleitung der Kanalwäſſer der Stadt Weplar in die Yahn, von 
Koblenz und Neuwied in den Rhein, von Kreuznach in die Nahe genehmigt. 
Es handelt ſich hierbei um fleinere Städte, bei denen dad Quantum der 
Kanalwäſſer nicht jo groß ift, daß es dem Waflerquantum der betreffenden 
Flüffe gegenüber ind Gewicht fiele. 





* Vergleiche B. Lepfius, Reinigung des Sielwaſſers in den Klärbeden zu Frank⸗ 
furt a M. in „D. V. f. ö. G.“ XXIII, ©. 230 ff. Die Verfuche find neuerdings an- 
gezweifelt worden. 

** Bei Marburg führt die Lahn täglich bei niedrigftem Wafferitande 345000 
Kubifmeter, während ba3 Quantum der Kanalwäſſer 3000 Kubikmeter beträgt; 
die Verdünnung wäre alfo eine mehr als hundertfache. 
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In den meiſten Fällen hat man aber die rein mechaniſche Klärung für 
nicht ausreichend gehalten und diejelbe durch den Zufag von chemijchen, zu— 
gleich desinfizirend wirkenden Fällungsmitteln zu ergänzen gejucht. 

Das beliebtefte Fällungsmittel war lange Zeit der Kalk, allein oder in 
Berbindung mit Magnefia, Thonerde, Eifen oder deren Salzen, der auch den 
Vorzug einer raſchen und weitgehenden Ausfällung der fufpendirten Stoffe hat. 
Kurz nach der Füllung find die Abwäfler bafterienfrei. Wie neuere Forichungen 
aber feitgeitellt haben, enthalten die mit Kalk behandelten Kanalwäller ein 
größered® Quantum von organiſchen Stoffen und organiihem Stidftoffe in 
Löſung als vorher, die eine unmittelbare Folge der löjenden Wirkung des 
überſchüſſigen Kalkes auf die ſuſpendirten organiihen Stoffe. Nach den Unter: 
juhungen des Dr. Sibberg ging zum Beiſpiel in den Frankfurter Klärbeden 
die Anzahl der Bakterien nad) der Anwendung von Kalk ganz beträchtlich herab, 
um aber ſchon innerhalb der Slärbeden wieder von Pfeiler zu Pfeiler zu 
jteigen und am Ende derjelben diejfelbe Höhe wieder zu erreihen. So lange 
die mit Kalk behandelten Abwäſſer ruhig ftehen, übt der überihüjfige Kalk 
feine vernichtende Wirfung auf die Mikroorganismen aus. Mit der Zeit nimmt 
derielbe aber aus der Luft Kohlenſäure auf und verliert feine besinfizirenden 
Eigenſchaften. Diejer Prozeß tritt natürlich jehr viel fchneller ein, fobald die 
Abwäſſer in fließender Bewegung find, und wird durd den Gintritt derjelben 
in die Flüſſe, die ſtets Kohlenſäure enthalten, nod) beichleunigt. Dasjelbe 
gilt auch für die Schlammmailen, die Anfangs gänzlich geruchlos find, nad) 
einiger Zeit aber, in der der Kalk aus der Luft Kohlenjäure aufgenommen 
hat, in jtinfende Fäulniß übergehen. „So war in ber That die ſich dem 
Auge fo jhön darjtellende Klarheit nur eine trügeriſche Maske, unter der das 
Waſſer jeine ſchädlichen Gigenjchaften verbarg.“ Iſt alfo die Einwirkung der 
Kalfmild auf die Mikroorganismen nur eine vorübergehende, auf die Löfung 
der organiichen Stoffe aber eine geradezu fördernde, jo ſetzt ferner der Zujag 
derfelben den landwirthichaftlichen Werth des Schlammes jo herab, daß eine 
Verwerthung desielben jo gut wie ausgeſchloſſen ift. Wir werben nachher 
auf dieſen Punkt zurückkommen. . 

Was die techniihe Anordnung der Stläranlagen betrifft, jo fönnen wir 
zwei Gruppen unterſcheiden je nachdem Klärbecken mit Sedimentirung, wie 
in Frankfurt a. M. und Wiesbaden, oder Hlärbrunnen zur Anwendung kommen, 
in denen die Spüljauche einer auffteigenden Bewegung und dadurch zugleich 
einer Klärung und Yiltration unterworfen wird. 

Eine der größten Klärbedenanlagen hatte die Stadt Frankfurt a. M. 
einrichten müffen, um die Klagen der Anlieger über die Verunreinigung des 
Mains durh die Einleitung der Spüljauche abzuftellen. Die Anlage, die 
auf dem linken Ufer des Mains hergeftellt wurde und der die Spiiljauche 





deö rechten Ufers vermittelit eines Dükers zugeführt wird, befteht aus zwei 
Sruppen bon je ſechs parallel mit dem Fluffe laufenden Beden von 82,4 Meter 
Länge, 6 (am Boden) bi 5,4 Meter Breite und 2 bis 3 Meter Tiefe. Die 
Beden find durch Gewölbe mit Erdüberſchüttung gegen die Einflüffe der 
Witterung geihüst. Die Spüljauche tritt nun zunächft in die 6 Meter breite 
Zuleitungögalerie, die am nördlichen Ende zu einem halbkreisförmigen Sand- 
fange ausgebildet iſt. Durch die Herabjegung der Geſchwindigkeit von 50 Meter 
auf 5 tritt hier zunächft eine Sedimentirung aller ſchweren Stoffe, wie Sand ꝛc. 
ein, zugleich werden die gröbften Schwimmftoffe durch Eintauchplatten auf: 
gehalten. Aus dem Sandfange tritt das Waller in die Sielfammer, wo eine 
weitere Ausfiebung der gröberen Theile erfolgt, und von da in die Miſch— 
fammer. Hier werden nun nacheinander die in denn Mafchinenraume in Wafler 
aufgelöften, beziehungsweiſe mit Waſſer gemiſchten Chemikalien: ſchwefelſaure 
Thonerde und Kalkmilch zugeſetzt. Durch beſondere Miſchvorrichtungen und 
Rührwerke wird eine beſonders innige Vermiſchung der Chemikalien und 
Spüljauche erzielt. Nur in der Zeit von 8 Uhr Vormittags bis 8 Uhr Abends 
erfolgt aber die Klärung unter Zuſatz von Thonerde und Kalk; von 8 bis 
10 Uhr Abends unter Zufaß von Kalf; von 10 Uhr Abends bis 8 Uhr 
Morgens ohne Zuſatz von Chemikalien. Der Zuſatz unterbleibt ebenfalls bei 
hohem Waflerftande des Mains, 1897/98 auf die Dauer von 668,5 Tages: 
ftunden. In der YZuleitungsgalerie jchlägt fi nunmehr der gröbere Schlamm 
ab und wird zeitweife durch Baggerung entfernt. Durch abfperrbare Schlige 
kann dann dad Waſſer in die eigentlichen Klärbeden eintreten. Da die 
Tiefe derjelben von 2 auf 3 Meter anwächſt, jo tritt in den Beden eine 
weitere Verzögerung der mit 5 Millimeter Geſchwindigkeit pro Sekunde ein» 
tretenden Spüljauche auf 3 Millimeter ein. Der Zu: und Abfluß der Jauche 
ift ein kontinuirlicher. Am unteren Ende der Beden fällt das geflärte Wafler 
iiber das Ablaufswehr in die Ablaufögalerie und von da durch das Ablauföftel 
in den Main. 

Die Reinigung der Zuleitungsgalerien findet wöchentlih einmal ftatt; 
während diejer Zeit ergießt fih das Kanalwaſſer ohne jede Reinigung in 
den Main (49 Nächte mit 134 Stunden). Durchſchnittlich alle zwei Tage 
müflen die Beden von dem Schlamme gereinigt werden. Zu dieſem Zwecke 
wird das flare Waſſer dur einen Ablaßichieber in den Fluß und nach Ab— 
finfung auf Mainjpiegelhöhe durch einen Gtagenablaß in die Entwäſſerungs— 
galerie abgelajjen. Die leßtere befördert das Waller zum Entleerungäbrunnen, 
aus dem das noc klare Wafler in das Ausmündungsfiel, das trübe in bie 
Zuleitungsröhren der Chemikalien gepumpt wird. Der Schlamm wird in bie 
dafür vorbereiteten, flachen und ausgedehnten Schlanmmbeden gebradt und 
dort dur Zutritt der Luft und durch Drainage weiter vom Waſſer befreit. 
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Zu der zweiten Gruppe der Kläranlagen, bei denen die aufſteigende Klärung 
mit Filtration verbunden iſt, gehören das Röckner-Rotheſche Verfahren, 
das in Eſſen,“ Bochum, Potsdam, Pankow, Lichtenberg zur Anwendung ger 
fommen ift, und dad Nahnjen-Müllerfche Verfahren, nad) dem die Ab: 
wäfler in Ottenſen und Halle gereinigt werden. Beide beruhen darauf, daß 
die Spüljauche gezwungen wird, innerhalb eines Tiefbrunnens emporzufteigen, 
und fo während des Emporſteigens zugleich einem klärenden und filtrirenden 
Prozeſſe unterliegt. Die techniſch vollendetere Anlage iſt ohne Zweifel die 
Rothe-Röcknerſche; in Bezug auf ihre NRejultate in chemifcher und bafterio- 
logiiher Hinſicht find fie beide gleich wenig erfolgreih. Erft in neuerer Zeit 
gelingt es durch die Anwendung des Degenerichen Kohlebreiverfahrend auch 
bie gelöften organiihen Subftanzen ebenjo vollftändig auszuſcheiden, wie durch 
die Beriefelung. Es wird daher eine kurze Beichreibung der Anlagen in Effen 
genügen. 

In den 5 Meter tiefen Brunnen ift ein Heber getaucht. Der auffteigende 
Alt desjelben ift durch einen 7 bi 8 Meter hohen eilernen Zylinder, ber 
abjteigende durch ein fi) von dem oberen Rande des Zylinders abzweigendes- 
Rohr repräfentirt, deſſen Ausflußöffnung in ein unter dem Waflerfpiegel ge: 
legenes Kleines Baſſin mindet. Auf dem Zylinder befindet fih ein Aufſatz— 
rohr, in das das Abjaugerohr einer Luftpumpe eingeführt ift. 

Die Spüljauche hat zunächſt eine Reihe ſchräg geftellter Siebe und einen 
Sandfangbrunnen zu paffiren, bis fie in den Miſchkanal eintritt und hier 
mit den nacheinander zugeführten Chemikalien (Kaltmilh und Aluminiums 
julfat) in engfte Berührung gebracht wird. Durd ein Zulaufrohr wird die 
Spüljauhe dann in den Brunnen geführt, tritt hier unter einem Strom— 
vertheiler aus, der jih im ganzen Brunnenquerſchnitt trichterförmig über der 
Deffnung erhebt und aus jchräg gelegten Lattenftäben mit jaloufieartiger Ver— 
täfelung befteht, und jteigt nach) dem Gejege der fommunizirenden Röhren bis zur 
Höhe des Waſſerſpiegels der Zulaufsrinne in dem Brunnen empor. Um nun 
dad Emporſteigen der Abwäſſer bis zum Abflußrohre zu bewirfen, wirb die 
Luft in dem Zylinder durch die Ruftpumpe verdünnt und die Drudwirkung 
der Atmoſphäre ausgelöſt. Das Waſſer fteigt langſam in dem Zylinder empor, 
hat nody eine eigenartige, ebenfall3 der Stromvertheilung dienende Weberfall- 
konſtruktion zu paſſiren und fließt in dem Abflußrohre ab. 

Gleich bei dem Eintritte der Spüljauche in den Brunnen finfen die ſchwereren 
Theile zu Boden; die leichteren Theile jegen fich bei dem langjamen Auffteigen: 
der Abwäller in Schichten von immer größerer Feinheit ab, die allmälig ar 
Didtigkeit und Schwere gewinnen und eine fortgejegt nad) unten gerichtete: 


* Vergleiche „E. f. a. G.“ 1886, ©. 1. 


Bewegung verfolgen. Die auffteigende Spitljauhe muß daher außerdem noch 
durch diefe Schlammdichter hindurchfiltern, wodurd die einfache Klärung ganz 
beträchtlich verftärft wird. Der abgeiegte Schlamm wird durch Pumpen ent« 
fernt; der ganze Prozeß jpielt fi) fontinuirlich ab. 

Die Schlammpermwerthung. Die große Crux der Kläranlagen ift die 
Verwerthung der ungeheuren Maffen Schlamm, die als das Endproduft der 
Abwäfjerklärung auftreten. Die Schwierigkeiten der Behandlung der Schlammes 
find an und für fi ſchon recht große, Der Schlamm muß dünnflüjfig fein, 
um überhaupt pumpbar zu fein. In den Schlammgruben, in die der Schlamm 
aus den Klärbeden hiniberbefördert wird, dickt derjelbe dann durch Wafler: 
verdünftung bis zur Stichfejtigfeit ein. Sind die Gruben gefüllt, fo muß der 
jtihfefte Schlamm abgefahren werden. Wohin? das ijt num die große und 
jchwierige Frage. Der landwirthichaftlihe Werth des Schlammes ift außer: 
ordentlich gering — er enthält durchſchnittlich 0,2 bis 0,6 Prozent Phosphor: 
fäure und 0,2 bis 0,6 Prozent Stidftoff — und findet daher bei den Land: 
wirthen nur geringen Abjag. Der friſche Schlamm enthält 90 bis 95 Prozent, 
der durd; Trodnen an der Luft eingedidte noch immer 70 bis 75 Prozent 
Wafjer. Die übrigen 25 bi8 30 Prozent find ganz vorwiegend werthloſe 
mineraliiche Stoffe. Es liegt auf der Hand, daß dieſer waflerhaltige Schlamm 
fein Objekt war, dad die Zuneigung des Landwirthed zu erweden im Stande 
geweſen wäre. Selbſt unentgeltlich abgegeben, vermag er die Koſten der Abfuhr 
wicht zu decken und verbleibt in der Stategorie der Gegenjtände, die Niemand 
nicht einmal geichenft nimmt. Wie der eijenbeichlagene geflidte Schuh des 
orientalifchen Märchens, erregte er überall Anftoß, wo immer ihn auch bie 
vorjorglicye Stadtverwaltung abzuftogen verjucht hat. Won den Städten werben 
daher die verzweifeltiten Anjtrengungen gemacht, fich der von Jahr zu Jahr 
anwachſenden Schlammbaufen möglichit billig zu entledigen. In Wiesbaden 
zum Beiſpiel wurden, um die Yandwirthe zur Abfuhr des Schlammes zu ver: 
anlaffen, 1890/91 chemiſche Unterfuchhungen über den Gehalt an Pflanzen- 
nährftoffen in dem Kompoſt und dem Schlamme der Släranlage, jowie in 
der jtädtiichen Latrine veranftaltet und veröffentliht. Darnach enthielt: 


- Phosphorfäure Stidftoff Kali 
Kompoſt der Kläranlage . . . . 0,559 Proz. 0,718 Proz. 0,182 Proz. 
Schlamm - z ur 0354 ⸗ 0,220 = 0112 = 
Ratrine . » 2 2 2 2 22020060 = 0570 =: 0100 =: 


Der Kompoſt, der aus den im Kanalwafler anfommenden Schwimmitoffen 
und Torfmüll befteht, fand nad) der Veröffentlihung der Reſultate zum 
Preije von 75 Pig. pro Fuhre lebhafte Nachfrage, der Schlamm dagegen 
blieb trog unentgeltliher Abfuhr unbeachtet. Die Stadt fah fi) alſo zunächft 
wieder gezwungen, weitere Schlammgruben anzulegen, um darin die Schlamm: 
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produktion eines Jahres aufipeichern zu können, und den eingetrodneten Schlamm 
auf nahebelegenen ftäbtiichen Ländereien zur Auffüllung zu verwenden. lm 
die Koften des Ausfahrens des Schlammes, circa 1 Mt. pro Kubikmeter, zu 
vermeiden, wurde eine Schlammmpumpenleitung von 1200 Meter Länge gebaut. 
Man hoffte durch diefe den verbünnten Schlamm den Gütern einiger größerer 
Zandwirthe zuführen und billig in Siegelgruben und fonftigen geeigneten 
Drten der Umgebung ablagern zu fönnen. Nach mehrjährigen Berjuchen ges 
lang es enblid, den dünnflüffigen Schlamm mittelft einer Schlammpumpe 
burch die erwähnte Leitung nach den auf dein Latrinenfelde belegenen Schlamm 
gruben zu pumpen. In der Zwifchenzeit mußten die bei der Kläranlage gelegenen 
Schlammgruben gefüllt und nad) Abtrodnung des Schlammes von Zeit zu 
Zeit entleert werden. Es wurden auch Verfuche gemacht, den aus der Half: 
klärung refultirenden Schlamm nad) Art der Feldbrandziegel zu brennen und 
den Rückſtand jeined hohen Kalkgehaltes wegen ald Mörtelmaterial zu ver: 
wenden. Die Verjuche find auch von Erfolg begleitet geweſen, aber nicht 
in größerem Maßſtabe wiederholt worden. 

In Halle a. S. hat man den Schlamm durch Filterprejjen in ziemlich 
fefte, leicht transportable Preßfuchen gepreßt. Anfänglich erregte die Neuigfeit 
die Neugier der Landwirthe; das geprekte Material fand millige Abnahme 
und bradte der Stadt die gewaltige Summe von 1,50 ME. täglid ein. 
Sehr bald aber erfaltete die Liebhaberei und die Abfuhr hat faſt gänzlich) 
aufgehört. Ganz ähnlich liegen die Verhältniffe in Eſſen. Hier wirb der 
abgepumpte, ſehr dünnflüffige Schlamm in Baſſins geleitet, in denen das 
Waller des Schlammes in den Boden verfidert. Nach genügender Abtrodnung 
wird der Schlamm nad) dem Lagerplage verfarrt. Am Jahre 1887 konnte 
man ben größeren Theil des Schlammes bei Herftellung eines Stabtgartens 
unterbringen, nur ein Eleinerer Bruchtheil wurde von den Landleuten abgeholt. 
Im September 1888 hatten fi, wie die Freiburger Kommiſſion berichtete, 
ihon ganz erhebliche Maſſen angehäuft, denen man rathlos gegenüber ſtand. 
Auch Frankfurt a. M. bildet feine Ausnahme. So lagerten Ende 1898/99 
28300 Kubikmeter Schlamm. in Theil des halbtrodenen Schlammes wird 
von eimem Unternehmer auf Poudrette verarbeitet, der 1897/98 in 96 Ort: 
haften der Umgegend 257450 Kilogramm Poudrette in Säden verkaufte. 
Die Stadt hat 1898 gleichfalls einen Trocdenapparat zur Herftellung der 
Boudrette aufgeftellt. Der Hauptabnehmer von friihem Sclamme war ein 
Dekonom Weber auf dem Mönchhofe bei Raunheim, der den Schlamm mit 
Schiffen abfuhr und den Betrieb feined Gutes für die Diingung mit Schlamm 
eingerichtet hatte. Derielbe kündigte feinen Vertrag zum 1. Dezember 1898 
umd führt ſeitdem feinen Schlamm mehr ab. Zur Unterbringung des Schlammes 
mußte daher das benachbarte ftädtijche Gelände herangezogen werden. Man 
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lagerte den Schlamm ſtatt in tiefen Gruben auf flachen Feldern, wo er in 
‚einigen Wochen jtichfeft wird. Zwiſchen den Trodenfeldern find Lagerpläge 
zur Aufipeicherung des ftichfeiten Schlammes vorgeiehen. Man hofft noch, 
wohl vergeblih, auf eine Abnahme desſelben feitend der Landwirthe. 

Aus diefer Schlammnoth ſcheint das Degeneriche Kohlenbreiverfahren 
die Städte befreien zu können. Bei demjelben ift das Klärmittel fein gemahlene 
Braunkohle, die die gelöften organiihen Subjtanzen in großer Ausdehnung 
abſorbirt. Dem Sclamme wird mittelft Filterpreffen das Waſſer bis zu 
55 Prozent entzogen. Aus der ziefnlich kompakten Maffe werden Eleine Steine 
‚geformt, die an der Luft getrodnet werden und dann ohne Weiteres als Heiz: 
niittel für die Dampffeffel dienen fünnen. Auch eine Verkokung der Schlamm— 
fuchen ift möglich. 

Die Bau: und Betriebskoſten der Kläranlagen find ganz beträchtlich und 
belaften die Stadtkaffen mit Summen, die jährlich zwiſchen 60 bis 90 Pfg. 
pro Kopf der Bevölkerung betragen. In Frankfurt a. M. betrugen die 
Anlagekoften rund 750000 ME. Die jährlichen Betriebsfoften beliefen ſich 
1898/99 auf 110536 ME. glei 49 Pig. pro Kopf der Bevölkerung. In 
Wiesbaden ftellten ic; die Ausgaben für den Grunderwerb und Bau der Klär— 
anlage auf 233890,53 ME. Die Betriebsfoften beliefen fih auf 45831,39 Dit. 
In Halle a. ©. foftete die Anlage, die nur für einen Theil der Stadt beftinmt 
iſt, 30072 ME; die Betriebökoften betragen circa 9875 Mk. pro Jahr. In 
Eſſen, wo das Rothe-Röcknerſche Verfahren zur Anwendung fommt, betrugen 
die Gefammtanlagekoften 228573,15 ME. Wiebe berechnete für 1888, daß 
für Verzinfung, Amortifation und Unterhaltung jährlih 12808 Mk., für den 
Betrieb 29250 ME., im Ganzen 42058 ME. glei) 62 Pfg. pro Kopf und 
Jahr erforderlich find. Der Ottſche Bericht über die Entwäfferung Straßburgs 
fommt zum gleichen Nejultate. Stellen wir die Durcdhichnitte pro Kopf und 
Jahr noch nebeneinander. Es waren erforderlich in Frankfurt a. M. 68,8 Pfg., 
Wiesbaden 86, Halle a. S. 86, Efien 62 Pig. 

Niefelfelder. Von allen Hygienikern wird als die beite Slärmethode ber 
Kanalwäſſer die auf Riejelfeldern anerfannt. Durch den Filtrationsprozeß, 
ber je nad der Tiefe der das geflärte Waſſer ableitenden Drainröhren ſich 
dur eine Erdſchicht von 2 bis 4 Meter hindurch vollzieht, werden zunächſt 
die jufpendirten Schlammiftoffe niedergeihlagen. Darauf tritt die Filtration 
der Abwäfjer durch den Boden ein. Dabei werden die gelöften organiſchen 
Stoffe entweder theils abjorbirt, theils unter direkter Einwirkung des Sauer: 
ftoff3, ſowie unter Beihilfe beitinmmter Bakterien orydirt. Die gelöften Mineral— 
ftoffe oder die mineralijirten Verbindungen werden hauptiächlich durch den Ein: 
fluß der Pflanzenvegetation umgebildet. Die geklärten Abwäſſer werben durch 
Drainröhren abgezogen und können unbedenklich den Flußläufen übergeben werden. 
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Leider find dieſe hygieniſch und nationalökonomiſch jo vortheilhaften Riejel- 
felder an beitimmte Bodenbeichaffenheiten gebunden. Nicht jeder Boden iſt 
für die Anlage von Niejelfeldern geeignet. Schwer durdläffiger Thonboden 
eignet fih wenig dazu; thonartiger oder lehmiger Boden kann nur geringe 
Ouantitäten Waflerd aufnehmen;* am geeignetiten it mittelfeiner Sandboden 
mit etwas Humusboden und durchläffigem Untergrunde. Das Gelände muß 
auf jeden Fall hochwaflerfrei fein; je tiefer der Grundwafferipiegel liegt, deſto 
beiler. Jedes Gelände erfordert aber für die Zwecke der Beriefelung eine 
beijondere Aptirung, die verſchieden ift, je nachdem die Spüljaudhe auf £leiner 
Fläche gereinigt werben foll und der landwirthichaftliche Ertrag mweniger in 
Frage fommt, oder ob aud eine Verzinfung der Anlage ind Auge gefaßt 
wird, die Niefelung alſo wenigftend auf dem größeren Theile der Anlage der 
landwirthichaftlihen Nußung angepaßt werden muß. 

Eine kurze Beichreibung der größten Niefelfelder der Welt, derer der Stadt 
Berlin, wird am geeignetjten fein, uns ein Bild von der Anlage umd dem 
Betriebe von Riejelfeldern zu geben. 

Bon der Hauptjammelftelle wird die Spüljauche in eilerner Drudtohr: 
leitung nad den NRiejelfeldern geführt. Auf die Drudrohrleitung ift an einen 
möglichit hohen Punkte des Niejelfeldes ein Standrohr aufgeiegt, das oben 
offen und von gleihem Durchmeſſer iſt. Im Innern deöfelben befindet ſich 
ein Schwimmer, der eine Signaltafel, bei Nacht eine Laterne trägt. Der 
Abitand von der feiten Oberkante ded Standorte bis zur Signaltafel be- 
ziehungsweije Laterne macht die Höhe des Waſſerſtandes im Standrohre weit- 
hin fichtbar und ermöglicht es den Niejelmärtern, danach das Ablaffen des 
Waſſers zu reguliren. Das Standrohr dient zugleich als Sicherheitsventil 
für die Drudrohrleitung. Sollten einmal alle Auslaßfchieber geichloffen ſein, 
jo kann das Waller durch ein jeitliches Fallrohr oben aus dem Standrohre 
in eine große Vertheilgrube ablaufen. Auch dadurd werden Störungen in 
dem Betriebe der Rielelfelder ausgeglichen und der normale Abfluß des Waſſers 
gefichert. 

Die Drudrohrleitung verzweigt fih in ein ſyſtematiſches Rohrnetz, das die 
Spüljauche den geeigneten Höhenpunften des Rieſelfeldes zuführt. Durch jeit- 
lihe Auslaßichieber fließt dann die Spüljauche von da aus den von dieſen 
Stellen abzweigenden Zuleitungdgräben zu, welche dem Gelände und der durch 
den Feldbau bedingten Grundftücdseintheilung folgend die Weberriefelung der 
einzelnen Abtheilungen vermitteln. Diefen Bemwäflerungsgräben entiprechen 


*" Doch giebt es in England einige Riefelfelder, die auf ſchwerem Thon: 
oder Lehmboden liegen. Röchling hat auf der XXI. Berfammlung des Deutjchen 
Vereins für öffentliche Gefundheitäpflege 1898 diefelben namhaft gemacht. „D. V. 
f. ö. G.“ 1899, ©. 184. 
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Entwäſſerungsgräben, welche das in den Untergrund verſunkene und durch 
Filtration des Bodens gereinigte Rieſelwaſſer durch Drains, oder wo ſolche 
nicht vorhanden find, aus dem Boden direkt wieder aufnehmen und ben öffent: 
lihen Wafferläufen zuführen. ine unmittelbare Verbindung der Ber und 
Entwäflerungdgräben und ein unmittelbares Einftrömen der ungereinigten Riejel- 
wäller aus jenen in diefe wird durch breitere Wege oder hoch gelegene Dämme 
verhindert. Es ift dabei natürlich von der größten Bedeutung, daß dad Ge- 
lände eine hügelige oder wellige Geftaltung befist, damit fi) die Spüljauche 
durch Gravitation über da3jelbe verbreiten fann. Durch die Auslaßſchieber 
und Hauptentwälferungsgräben wird das Gelände in großen Zügen fo ein- 
getheilt, daß infelförmige Terrainabfchnitte entjtehen, die fih nad dein Ent: 
wäfferungsgraben hin abdahen und auf ihrem höchiten Punkte einen Auslaß— 
ichieber tragen. Vor den Auslakjchiebern befinden ſich feit neuerer Zeit 
Schlammfänge, circa 30 Quadratmeter große und "/s Meter tiefe Baſſins, die 
zur Sclidablagerung dienen. Der Schlid wird als Diinger verkauft. Die 
Abfchnitte find noch weiter in Interabtheilungen zerlegt, die je nad) ihrer 
Verwendung als Beete, Wiejen und Baifind angelegt werben, fo zwar, daß 
die jtärfjt geneigten Theile als Wiejen, die flacd geneigten als Gemüſebeete 
und die annähernd horizontalen ala Einftaubaffing dienen. 

Zum Zwecke der lanbwirthichaftlichen Bearbeitung iſt jedes Wieſen— 
oder Beetſtück von 2 bis 2,5 Hektar Größe auf allen Seiten von Fahr: 
wegen umgeben. 

Die Wiejen beftehen im Allgemeinen aus regelmäßig geformten Flächen, 
die hangartig und möglichſt gleihmäßig geneigt find. Das Waſſer wird vom 
höchiten Punkte in eine Furche von circa 30 Zentimeter Breite und Tiefe, die 
an der höchſten Seite des Stüdes entlang läuft, eingelaffen und verbreitet 
fih von da, dem Gefälle folgend, über die ganze Fläche. Um eine möglichft 
gleihmäßige Bewäſſerung zu erzielen, werden die Flächen durch Dämmchen 
oder Furchen in Unterabtheilungen von circa 10 bis 30 Ar zerlegt. 

Die Beetkulturen beitehen aus mehreren terraflenförmig aufeinander: 
folgenden Gruppen von einzelnen Beeten, die circa 1 Meter breit, verjchieden, 
doch höchſtens 20 bis 30 Meter, lang find, und zwilchen denen 0,3 Meter breite 
und tiefe Zmilchenrinnen das Waſſer zuführen. Die Spüljaucdhe fällt alio 
bon der Seite in die Beete hinein und kommt nur mit den Wurzeln ber 
Pflanzen in Berührung. Diefe Rinnen werben aus dem Zuleitungsgraben 
durch Zubringer geipeit, die in Entfernungen von 40 bis 50 Meter die Beet- 
flähe durchichneiden. In den einzelnen Terraffengruppen wird das lette Beet 
etwas höher angelegt, um zeitweile eine Weberjtauung der Beete zu ermög— 
lihen. Da natürlid) der Boden in den Rinnen eine ftärfere Düngung er: 
hält, fo empfiehlt fich eine häufige IUmgeftaltung der Beeteintheilung. 


Die Einftaubaifins find größere horizontal gelegene Flächen von ſehr 
verichiedener Größe, die zum Beiipiel in Osdorf von 2 bis 9 Hektar ſchwankt. 
Jedes Baſſin ift von 0,7 bis 1 Meter hohen, 4 bis 6 Meter breiten Dämmen 
umgeben, die als Wege dienen. Die Größe der Baſſins wird dadurch be: 
ſtimmt, daß landwirthichaftliche Beitellung in denjelben möglich ift, und daß 
das Waller noch nicht verjunfen ift, ehe es die vom Schieber entfernten 
Stellen erreiht. In dieſe Balfins wurde früher die Spüljauhe in ben 
Monaten November-April, in denen feine geregelte Riejelung möglich it, ein- 
gelaſſen und gelangte darin zur Verfiderung. Seit Jahren erhalten aber die- 
ielben durchaus feine andere Beriefelung als gewöhnliche Beetanlagen, dienen 
alio bei regelmäßiger Bewirthichaftung dem urjprünglic in Ausficht genom— 
menen Zwede nur nod bei Nothlagen ald Sicherheitöventile, 

Als Berlin die Bewirthihaftung der Niefelfelder in Angriff nahm, wurde 
nach englifchem Vorbilde mit einer jogenannten wilden Beriefelung begonnen 
und ausſchließlich Wieſen- und Gemüjebau betrieben. Sehr bald ftellte ſich 
aber die Nothwendigkeit planmäßiger landwirthichaftlicher Einrichtung und Be: 
arbeitung der Riejelfelder heraus. Bei den Mangel an Grfahrung konnten 
zahlreiche Mißgriffe nicht außbleiben. Die Stadt mußte beſonders auf ben 
ſüdlich gelegenen NRiejelfeldern manches Lehrgeld zahlen. Heutzutage aber ift, 
wie man mit Nedt behaupten fan, die Frage der Bewirthichaftung der 
Niefelfelder ala gelöft zu betrachten. Mean zog aljo anfänglid) auf den Riejel- 
feldern die verichiedenartigiten Gemüſearten, Handelsgewächſe und Beeren: 
früchte und nicht mit ungimftigem Erfolge für die Qualität und Quantität 
der Produkte. Der Verkauf im Detail erwies ſich nicht als lohnend, im Großen 
fonnten fie aber nur zu fo niedrigen Preiſen abgejest werden, daß fie bie 
Koften nicht dedten. Man beſchränkte daher die Zahl der Kulturen auf 
7 bis 8 Kohl» und Ribenjorten, vor Allem Zuder:, Runkel-, Pferderüben und 
Weißkohl. Einer günftigen Verwerthung der Zucderrüben tritt der Mangel 
an einer Zucerfabrit hinderlic in den Weg. 

Mit der Bereinfahung der Bewirthſchaftung war es möglich, von ber 
theuren Spaten» zur billigeren Pflugkultur überzugehen. Der Abjag der 
Kohlarten wurde allmälig ein geregelter; das übrige Gemüſe wurde von großen 
Berliner Firmen abgenommen; die Rübenarten wurden auf ben angrenzenden 
Gütern, von Pferdebahngejellichaften, Kapvallerieregimentern u. ſ. w. verfüttert. 
Im Intereffe der Pächter von Riejelland, beziehungsweije von Spüljauche, wurde 
der Gemüſebau in eigener Regie mehr und mehr beſchränkt. Der Anbau von 
Oel: und Halmfrüchten trat in den Vordergrund; Hadfriichte wurden nur 
noch als zweite Frucht gebaut. 

Bon den Städten mit mehr als 50000 Einwohnern find die folgenden 


mit Niefelfeldern verjehen: Berlin, Braunfchweig, Breslau, Charlottenburg, 
Hugo, Deutihe Stäbteverwaltung. 5 


Danzig, Freiburg i. B., Liegnig, Magdeburg. Ueber die Größe der Niejelfelder, 
die Betriebsart, Einnahme u. ſ. w. giebt die folgende kleine Tabelle Auskunft. 








Einnahme | Ausgabe 








Stadt ' Fläge | floffenen | leiteten | rt bes Betrichs 
| Benölte: | Spütjauche | 
| Seltar | rung aubitmeter Mark | Wart 

Berlin 1897/98 . . || 5606 | 1744148 | 78180728 — — 2006731,67|1982869,80 
Braunfgwig . . | 453 ‘ 109000 | 4114000 124964,66 131 02,59 
Bredlau -» 2... 800 | 898308 | 18179586 — 

Charlottenburg . . || 168,87 288 008 | 8348 470 bto. 26.008, 61 29973, 75 
Daniig. -» - » - 151,21 | 5149 625 bto. 17 617,50 = 
Freiburg i.B. . . Ä 230 | 49085 | 4300000 iger 178 446,—| 148248, — 
Liegnig .. 1 18% — | 2267645 17197,— |  8900,— 
Magdeburg -» . . | 395 195000 , 7505000 ne 135 836,45! 132622,91 


Die Hälfte der Städte bewirthichaftet alio die Niejelfelder felber, während 
die andere Hälfte diejelben verpachtet hat. Die Cinnahmen und Ausgaben 
beziehen ſich nur auf die Nielelfelderbewirthichaftung, aljo erflufive der Aus: 
gaben für die PBumpftationen. Die Rentabilität der Güter ift, wie man aus 
einer Bergleichung der beiden legten Spalten fieht, feine jehr glänzende. Es 
wäre aber auch volljtändig ungerecht, wollte man den Maßſtab der allgemeinen 
fandwirthichaftlihen Rentabilität an diefe Güter anlegen. Die Rieſelgüter 
jind feine rein landwirthichaftlichen Betriebe, fie find Kläranlagen für die 
ſtädtiſche Spüljauche in erjter Linie, nur in zweiter Linie fann ber landwirth— 
ichaftlide Betrieb Berüdfichtigung finden. Dieſer hat fi) dem Riejelbetriebe 
und deilen Anforderungen unterzuordnen. Die geregelte Abfuhr und Klärung 
der Abwäſſer ift die Hauptaufgabe der Niefelfelder. Der Betrieb der Riejel- 
güter jelbft erfordert ein weit größeres Perſonal al3 der gewöhnliche land» 
wirtbichaftlihe. Dazu fommt noch ferner, daß die Aptirung der Güter für 
den Niefelbetrieb einen außerordentlich großen SKapitalaufwand erfordert, der 
in einigen Fällen die Höhe der Kaufgelder erreiht. Die Auswahl der Güter 
ift eine jehr beichränfte. Leber eine beſtimmte Gntfernung von der Stadt 
kann man nicht hinausgehen, und als weiteres Dinderniß tritt das Erforder— 
niß beftimmter Bodenjorten hinzu. Beide Momente haben die Wirkung, die 
Kaufpreiſe in die Höhe zu treiben. 

Ein Bergleich der Niejelfelder mit den übrigen Kläranlagen fällt dagegen 
gänzlich zu ihren Gunſten aus. Nicht allein daß die Betriebskoften im All: 
gemeinen geringer find; der Werth der Kläranlage unterliegt auch einer fort: 
gelegten Abnahme, während der Grund und Boden der Riejelfelder in Folge 
der Verbeilerung der Bodengualität und der iibrigen den Bodenpreis fteigernden 
Tendenzen in jtetem Steigen begriffen ijt. 

Unter dem Gejichtspunfte der Kläranlage muß man aud die Verwerthung 
der in der Spüljauche enthaltenen Dungftoffe auf den Riefelfelbern beurtheilen. 
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Nach König kann der Boden und die auf ihm wachſenden Kulturpflanzen 
im Durchſchnitt pro 1 Hektar nur die Abgänge von 60 bis 80 Menſchen be— 
wältigen, in denen das Marimum an Stidjtoff enthalten ijt, das dem Boden 
durch die Pflanzen entzogen wird. Dagegen verlangt der Bedarf an Phosphor: 
fäure die Prodbuftion von 110, der an Kali die von 190 Menichen. Es tritt 
alfo in der einen Nichtung Meberfättigung ein, während in anderer der Bes 
darf noch nicht gededt ift! Es wäre daher zur Ergänzung eine bejondere 
Düngung mit Kali und Phosphorſäure mothwendig. Nun kommen aber in 
der Praxis bei Weitem mehr Menſchen auf 1 Hektar Riejelfeld; in Berlin 
270 u. 5. w. Dieje Thatfahe bedeutet alfo eine ungeheure Berichwendung 
landwirthichaftliher Dungftoffe, bejonders von Stidjtoff. Es gingen von 
legterem verloren: in Berlin 86 Prozent, in Breslau 92, Danzig 94, in 
Paris 96 Prozent. Die jährlihe Wäflerungshöhe dürfte nur 0,17 bis 
0,23 Meter betragen, beträgt aber in Wirklichkeit in Berlin 1,4 Meter, 
Breslau 2,4, Danzig 3,3, Paris 5 Meter. Wollte Berlin nicht mehr als 
rund 2000 Kubikmeter pro 1 Hektar im Jahre zuführen, jo wären dazu 
31780 Hektar Riefelland erforderlih. Trotz der jo vorhandenen Verſchwen— 
dung fommt der Stidjtoff doch zu einer Ausnügung, die feine geringere iſt 
als in Städten mit Grubensgitem. Phosphorſäure und Kali werden jogar 
befler vermwerthet als bei den leßteren. Schon eine Verdoppelung der Rieſel— 
felder in Berlin würde eine Ausnützung der Spüljauche ermöglichen, wie fie 
in Städten mit muftergiltig eingerichterem Kübelſyſtem ftattfindet. 

Mit diejer Verihwendung der Dungjtoffe jollen nad Anficht der Gegner 
der Niejelfelder außerdem noc weitere llebelftände bedenklichfter Art verbunden 
fein. Der Boden werde mit der Zeit jo überſättigt, daß er die ihm zu: 
geführten Stoffe nicht mehr zu abjerbiren vermöge. In Folge deſſen müſſe 
eine DBerunreinigung des Grundwailers eintreten; die Filtration werde une 
wirkſam und der ganze Erfolg ſei eine Translofation der Bodenverunreinigung 
aus den Städten auf das platte Land. Die Praris hat indeß noch feinen 
Beweis fir dieje Behauptungen geliefert. Nichtig iſt es allerdings, dab eine 
Berjumpfung des Bodens bei zu geringer Poröfität, zu jtarfer Beriejelung 
und bei jchlehter Drainirung eintreten kann. Rationell bewirthichaftete Rieſel— 
felder aber, wie die in Danzig, Berlin u. ſ. w., haben noch feine Spuren von 
Berfumpfung und Erichöpfung des Bodens gezeigt. 

Hält man aljo daran feit, daß e3 micht die Aufgabe der ftäbtiichen Rieſel— 
felder jein kann, die Dungkräfte der ihnen zugeführten Abwäſſer voll auszu— 
nügen, fondern daß die Ausnützung durch den hygienischen Endzweck beftinmt 
wird, fo wird man von der Art, wie die Dungmaflen ausgenügt werden, noch 
immer in hohem Grabe befriedigt fein. Und das um fo mehr, wenn man 
den Ausnügungsgrad der Riefelfelder mit dem in der Kläranlage erreichten 
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vergleicht. In ber letzteren iſt er thatlächlich glei Null oder jo gering, daß 
er nicht berückfichtigt zu werden braudt. 

Bon der größten Bedeutung ift natürlich die Frage nach dem Berbleibe 
der pathogenen Mikroorganismen, die jicherlih no in virulentem Zuſtande 
auf die Niefelfelder gelangen können. Auf Grund diefer Annahme hat man 
vor Allen zwei Einwände gegen die Niejelfelder erhoben. Sie follten die 
Berbreiter von Infektionskfrankheiten dadurch werden, daß die Krankheitskeime 
an den auf ihnen wachlenden Pflanzen oder Früchten haften und dadurch ver- 
jchleppt werben. Zum zweiten follte die Bobdenfiltration ungenügend und 
pathogene Bakterien in den Drainmwällern vorhanden fein. Vorzüglich ſchob 
man ihnen die Verbreitung des linterleibstyphus in die Schuhe. 

Die Berichleppung von Krankheitserregern ift ja theoretiſch möglich; in 
der Erfahrung zweier Jahrzehnte Berlins hat aber nicht ein einziger der— 
artiger Fall fonftatirt werden fünnen. Den zweiten Vorwurf widerlegt die 
Statiftit der Niefelfelder in jchlagender Weile. Im Verlaufe von 10 Jahren 
(1884 bis 1896) famen auf den Berliner NRiefelfeldern 16 Grfranfungen, 
wovon zwei Todesfälle, an Unterleibstyphus vor, während in Berlin jelbjt 
recht umfangreiche Epidemien herrichten. Die Jahre 1888, 1890, 1891, 
1893, 1895 waren vollftändig frei von Erkrankungen an Typhus. Ebenſo 
wenig ließ fich in den zwei auf den Danziger Niejelfeldern gelegenen Dörfern 
Heubude und Weichſelmünde eine Steigerung der Typhusſterblichkeit nach: 
weifen. 1 

Dieje Erjcheinungen erklären fich jehr einfah. in Theil der pathogenen 
Mikroorganismen wird auf der Oberfläche niedergeichlagen und unterliegt hier 
einer fchnellen Abtödtung durch Licht und Luft. Gin anderer Theil wird beim 
Verjidern des Wafler® mit in den Untergrund hineingeriffen. Hier Liegen 
aber die Verhältniffe für eine Weiterentwidlung derjelben noch ungünftiger. 
Im Allgemeinen hat man den Boden in einer Tiefe von 2 bis 3 Meter voll: 
ftändig Eeinfrei gefunden. Selten werden daher pathogene Keime in die 2 bis 
4 Meter tief liegenden Drainröhren gerathen können, und die wenigen, Die 
dorthin gelangt find, werden von den in denjelben hauſenden ſaprophytiſchen 
Bakterien ſchnell überwuchert fein. 

Aufbringung der Koften. In den meiften Fällen wird bei der Ein: 
führung eines neuen SKanalifationsiyftens, vor Allem, wenn dasielbe zugleich 
die Fäkalien mit abſchwemmt, die Frage entitehen, wie find die meift fehr 
bedeutenden Koften einer jolchen gewaltigen Anlage aufzubringen und mie zu 
amortifiren und zu verzinfen. 

Auch hier wieder wird es fich empfehlen, die Geſchichte der Kanalijation 
unter dieſem Geſichtspunkte zu ftubiren, um dann auf Grund diefes Materials 
zu beftimmten Schlüffen zu gelangen. 
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In der Zeit, in der überhaupt keine Kanalilation und jedenfalls fein aus: 
gebildete Kanalneg mit Zwangsanſchluß beftand, entwällerten die Häuſer 
direft in die Rinnfteine der Straßen, beziehungsweiſe die vorhandenen Kanäle. 
Den Hausbefigern erwuchfen aljo nur infoweit Koften, al3 fie für die Reinigung 
der Straßenrinnen, als einem Theil der ihnen allgemein obliegenden Straßen: 
reinigung, aufzufommen hatten. Die Abfuhr der Fäfalien war in den Städten 
mit Grubenſyſtem eine Laft, die fie allein zu tragen hatten. In Städten 
wie Berlin aber, wo eine direfte Abſchwemmung der Fäfalien aus Aborten 
mit Waſſerkloſets in die vorhandenen Kanäle und die Straßenrinniteine, ober 
wie in München direkt ungejeglich allein in die Kanäle ftattfand, hatten die 
Hausbeſitzer es verftanden, auch diefe Laft von fich abzumälzen. Derartige 
Fälle find aber Ausnahmen; im Allgemeinen ift wenigftens in Deutichland 
die Einführung der Waſſerkloſets mehr eine Folge der Kanalifation, als eine 
Urfache ihrer Anlage. Bei der Einführung einer Schwemmkanaliſation wird 
alfo die Erhebung einer Gebühr für die Benügung der Kanäle jeitens der Haus: 
befiger, infoweit fie fich darftellt al3 Gebühr für die Ausführung einer Leiftung 
feiten® der Gemeinde, die früher den Hausbefigern felbit zur Laſt fiel, hiſtoriſch 
begründet jein. Anders liegt die Sache, joweit das Sielneg nur der Ableitung 
der Haus» und Negenwäffer dient, aljo die Fälalienabfuhr ausgeſchloſſen ift. 

Eine fejte rechtliche Unterlage, von der die preußifchen Städte bei ber 
Regelung der Kanalfoftenbeiträge ausgehen konnten, wurde ihnen in dem Baus 
fluchtengefeß vom 2. Juli 1875 zu Theil. Hierbei handelt es fi aber nur 
um die Anlegung neuer oder die Verlängerung ſchon bejtehender Straßen, 
wenn jolche zur Bebauung beftimmt find, ſowie um den Anbau an jchon 
vorhandenen, bisher unbebauten Straßen und Straßentheilen. In diejen Fällen 
fonnten die Städte die gefammten Koften für die Entwäflerung, ſowie für 
die höchſtens fünfjährige Unterhaltung der Entwäfjerungsanlagen einen ver: 
hältnigmäßigen Beitrag oder den Erſatz derjelben durch Ortsftatut auf die 
angrenzenden Gigenthümer umlegen oder die Beichaffung der Entwäſſerungs— 
anlagen verlangen (8 15). Von dieſer Befugniß haben die Städte Berlin, 
Breslau, Köln, Frankfurt a. M., Magdeburg, Hannover, Düfleldorf, Königs: 
berg, Altona, Elberfeld, Charlottenburg, Barmen, Danzig, Wiesbaden, 
Stettin, Nahen, Halle a. S., Kiel, Spandau Gebrauch gemadt. Weiter 
gehen die badiichen Gelege betreffend die Anlage von Ortsftraßen und bie 
Seititellung der Baufluchten von 1868 bis 1890, fowie das heſſiſche Geſetz 
betreffend die allgemeine Bauordnung von 30. April 1881 (88 21 und 32). 
Danad) können nicht nur die Anlieger au neu anzulegenden Straßen, fondern 
auch die Anlieger an bereits beftehenden zur Dedung der Kanalijationsfoften 
berbeigezogen werden; jedoch können bdiejelben in Baden nur zum Theil, in 
Helfen ganz von der Gemeinde überwälzt werben. 
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Demgemäß erhebt Karlsruhe (Ortsſtatut vom 21. März 1883) einen 
Koſtentheil von 40 ME. für den laufenden Meter Front; Freiburg i. B. 
von 8 ME.; Heidelberg von 8,60 Mt. In Darmftadt werben die Ans 
lieger zur Hälfte der Soften der Kanalheritellung herangezogen (Ortsftatut 
vom 26. Mai 1886); in Mainz haben für den Umfang der Stadterweiterung 
(Gejeß, die Ausführung des Bauplans fiir die Erweiterung der Provinzial: 
hauptjtadt Mainz betreffend, vom 13. Juli 1875) die Grundbeſitzer die Koſten 
der Herjtellung von Nebenfanälen und in Straßen, wo ein Sammelfanal an— 
gelegt wird, einen den Koſten eines Nebenfanal3 entiprechenden Beitrag zu 
leijten; in Offenbach a. M. (Ortöftatut vom 11. Mai 1887) haben die An 
lieger 20 ME. pro laufenden Meter Kanal, foweit derjelbe längs bebaubarer 
Straßenfluht zu liegen kommt, an die Stabtfaffe zu zahlen. 

Auh in Bremen find die Sanalifirungsfoften von den Anliegern zu 
fragen, umd zwar werben dielelben nad) dem Verhältniſſe der angrenzenden 
Straßen: oder Fußwegflähe und der betreffenden Saumfteinlänge berechnet 
(Bauordnung vom 15. Auguft 1883, 88 127, 128, 134, 137). In Straß: 
burg i. &. haben die Hauseigenthüimer der Stabterweiterung nad) Gefeß vom 
21. Mai 1879 die Koften der Entwäfferungsanlagen bei Straßenneuanlagen 
im Berhältniffe zur Faſſadenlänge zu tragen. 

Im Allgemeinen ift diefe Methode der Umlage der Kanalkoften nad) der 
Srontlänge eine durchaus ungerechte. Es läßt ſich außerdem nicht einjehen, 
weshalb die Anlieger zum Beiſpiel die Koften eined Sammelfanald aufbringen 
jollen, nur weil diefer Kanal zufällig an ihren Grundſtücken vorbeigeführt 
wird. Um dieſe Ungerechtigkeit zu vermeiden, haben daher die meiften Städte 
Einheitsſätze feitgeitellt, die allgemein zur Erhebung fommen, oder erheben 
nur die Koſten der Anlage eines Kanals von beftimmten Profil. 

Wo die Anlieger an bereit3 ausgebauten Straßen nicht zu der Leiftung 
von Beiträgen zu den Koften herangezogen werden können, die durch die Um— 
geitaltung eines bereits beftehenden Sielneges oder den Neubau eines den 
modernen Anfprüchen des Verkehrs und der Hygiene entiprechenden Sielnetes 
veranlaßt werben, hat man einen Griag in der Anſchlußgebühr gefunden, 
die jedesmal für die Grlaubniß, eine Hausleitung in den Kanal einzuführen, 
erhoben wird. Meift ift bei diefer Form der Kanalabgabe der Anſchluß an 
den Stanal ein obligatorifcher und muß es ſchon fein, foll die oft recht hohe 
Anſchlußgebühr nicht die ſparſamen Hausbefiger abjchreden. Ein folder An: 
ihluß fann auf verjchiedene Weile erziwungen werden, entweder direlt durch) 
dad Gebot des Anſchluſſes oder indirekt durd das Verbot der bisherigen Ent: 
wäfjerungsart. Die Feftiegung der Anjchlußgebühr erfolgt vorwiegend nad) 
der Länge der Grundſtücksfront beziehungsweife Faſſadenlänge. So erhebt 
Aachen (Ortöftatut vom 20. Juni 1874) bei alten Häuſern 12 Mk. pro 
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faufenden Meter Falladenbreite, bei Neubauten 180 Det. für Falladen bis 
8 Meter, über 8 Meter 210 Mk.; Frankfurt aM. 30 Mi. für den 
laufenden Meter Grundftüdsfront; Halle a. S. 9 ME. pro laufenden Meter 
Straßenfront; Kaſſel (Ortöftatut vom 1. Oktober 1882) 15 ME. für den 
laufenden Meter Straßenfront; Kiel (Ortsftatut vom 16. Oftober 1883 und 
1. Juni 1889) 5 ME. für den laufenden Meter Front; Nürnberg (Orts— 
ftatut vom 19. April 1877 und 14. Juli 1885) 15 ME. für den laufenden 
Meter Frontlänge, die aber bei Zahlungsunfähigfeit des Beſitzers in eine 
jährlihe Gebühr verwandelt werden fann; Stuttgart 18 bis 50 ME. bei 
Rordergebäuden, je nachdem ein ober zwei Kanäle angelegt werden, und bei 
ungewöhnlicher Abwaflermenge, wie Brauereien u. ſ. w., bei Hintergebäuben 
15 bis 30 Mt. für den laufenden Meter Frontlänge, wobei als Frontlänge 
die Quadratwurzel aus dem Meßgehalte gerechnet wird; Hamburg (Baus 
polizeigejeg vom 23. Juni 1882 8 93) bei bebautem Grunde 21 Mf., bei 
unbebautem 9 DE. für den laufenden Meter Frontlänge. Abweichend ijt der 
Gebührenmodus in Mannheim, wo für jedes Einlaßſtück der einmalige 
Vertrag von 6 Mk. erhoben wird. 

Sind dieje beiden Arten von Beiträgen, die Sanalkoftenbeiträge der Anz 
lieger und die Anfchlußgebühr, in der Hauptjache dazu beftimmt, den Koſten— 
aufwand für die eigentlichen Kanalbauten (erflufive der Stläranlagen und 
Pumpftationen) zu deden, jo liegen die Verhältniffe bei der Kanalbenützungs— 
gebühr, die in Preußen bejonderd nad dem Grlaffe des Kommunalabgaben— 
geſetzes von 1893 eine größere Ausdehnung gefunden hat, nicht jo einfach). 
Die Kanalbenügungsgebühr dient in den meilten Fällen zwei Zweden, einmal 
der Amortijation und Verzinſung der gefammten für die Entwäſſerung ber 
Stadt erwachſenen Ausgaben, und zweitens der Dedung der Betriebd> und 
Unterhaltungskoften der Kanalijationsanlage, die Kläranlagen in beiden Fällen 
einbegriffen. Gine derartige Gebühr, deren Ertrag ſowohl die Amortifations- 
und Zinslaft, wie die Betrieb! und Unterhaltungsfoften zu deden im Stande 
wäre, ließe fi aljo ihrem Weſen nad ipalten im einen über die Neihe der 
Amortifationsjahre vertheilten Stanalbeitrag zu den Baukoſten, wie wir dem: 
jelben bereit3 oben begegnet jind, und die eigentliche Benügungsgebühr, dazu 
beitimmt, für Betrieb und Unterhalt der Anlage aufzufommen. In der Praris 
iſt der Sag der Gebühr niemals jo hoc) gegriffen, daß dadurd; die beiden erwähnten 
jährlichen Laften ganz gededt würden. In Berlin zum Beilpiel muß nad 
$ 7 Abſ. 2 des Ortsſtatuts vom 4. September 1874, beziehungsweije 12. Februar 
1879, die Kanalifationdgebühr allerdings jo hoch bemeifen werden, daß da— 
dur die laufenden Ausgaben der Kanaliſation einſchließlich der Verzinſung 
und Amortijation des Anlagefapitals gededt werden. Da zwiſchen den eigent: 
lichen Stanalijationsbauten und den Niejelfeldern nicht unterfchieden ift, fo 
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müßte thatfächli; der ganze Gelbbedarf der Kanalijation und der Niejelfelder 
durch die Gebühr gebedt werden, für das Jahr 1897/98 6119553,19 ME. 
Dagegen brachte die Kanalijationsgebühr nur 4737682,24 Mt. auf, jo daß 
alfo ein Zufhuß von 1381870,95 Mk. aus der Stabtlaffe nöthig wurde. 
Bei diefer Berechnung ift natürlich fein Unterſchied zwiſchen Riefelfeldern und 
Ktanalijationswerfen gemacht worden, wie ihn der Verwaltungsberiht von 
1895/96 in ganz unberechtigter Weife zu ziehen jucht.* Die Gründe für 
dieſe Erſcheinung find jehr einfacher Natur: es ift die Vorherrſchaft der Haus: 
befiger in der Berliner Stabdtverordnetenverfanmlung. 1874 wurde Die 
Stanalifationsgebühr auf 1 Prozent des Ertrags feftgejegt, um den damals 
in gefährlicher Krifis ftehenden Grundbefig zu ichonen. Als dann das neue 
Kommunalabgabengejeg eine Reviſion der Steuerverhältniffe nöthig machte, 
iuchte der Magijtrat die Gebühr auf 2 Prozent zu erhöhen, um durch den 
Ertrag der Steuer die jährlichen Koſten der SKanalifation zu deden. Auch 
jeßt wieder gelang es den Haußbefigern, in der Stabtverordnetenverfammlung 
die 2prozentige Kanaliſationsgebühr zu Fall zu bringen, gleichfalls aus Rück— 
jiht auf die den WVermiethern ungünftige Konjunktur, Nach langen Verhand— 
lungen einigte man fich jchließlich auf 1’/a Prozent. 

Aehnlich wie in Berlin liegen die Verhältniffe in den anderen Städten. 
Entweder joll die Kanalifationsgebühr nur einen Theil der Verzinfungs- und 
Amortijationsgelder, jowie ber Betriebs: und Unterhaltungstoften der Kanal: 
bauanlagen, 3. B. in Breslau nur Ye, in Braunfhweig nur °, in Char: 
lottenburg (DOrtöftatut vom 6. Mai 1896) mindeſtens ’”/so des Aufwandes 
für Verzinfung und Amortifation, Unterhalt und Betrieb, decken, oder ihr Er— 


* Hier wird nämlich der Berjuch gemacht, Niefelfelder qua Kanalifations- 
wert und Rieſelfelder qua landwirtbichaftlicher Betrieb voneinander zu jcheiden. 
Zu den Sanalifationdtoften werden die Ausgaben für die Aptirungd: und 
Drainirungsanlage gerechnet, deren Verzinfung und Amortifation durch die 
Ranalifationsgebühr mit zu deden fein würde; die übrigen Anlagekoften, die 
Raufgelder der Niefelfelder (!) und die Ausgaben für Wirthfchaftsbauten, Melio- 
rationen u. ſ. w. werden dem landwirthichaftlichen Betriebe zur Laft gelegt. Dieſe 
Theilung ift Doch geradezu finnlo8, wie am beften die Unterbringung der Kauf: 
gelder für die Riefelfelder sub b beweift. Mit der Unterbringung der Abwäſſer 
auf den aptirten und drainirten MNiefelfeldern ift Doch die Aufgabe der Kanali- 
fation noch nicht gelöft, fondern erjt mit der Uebergabe der geflärten Abwäſſer an 
die Wafferläufe. Für die Klärung ijt aber der landwirtbfchaftliche Betrieb eine 
Bedingung sine qua non; allerdings nicht umgefehrt die Kläranlagen eine folche 
für den landwirthichaftlichen Betrieb, wie der Verwaltungsbericht weisheit3voll be: 
merkt. Diefe ganze Scheidung ſoll dazu dienen, den fraffen Widerfpruch zwiſchen 
der Elaren Forderung des Ortsſtatuts und der Praris der Berliner Verwaltung 
zu verhüllen. Wir fönnen mwenigitens feinen anderen Zweck in diefer langen Be: 
rechnung auf Seite 42b des Verwaltungsberichtes für 1895,96, Nr. 23, entdeden. 
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trag bleibt, auch wo nichts über die Höhe des beabſichtigten Erträgniſſes be— 
ſtimmt iſt, ganz bedeutend hinter dem geforderten Betrage zurück. So erträgt 
die Gebühr in Augsburg 1898 nur 3127,34 Mk., während die Unter— 
haltungskoſten 12638,43 ME. ausmachen. In Worms bringt ſie nur eine 
Berzinjung des Anlagefapital3, ganz abgejehen von den Koſten des Betriebs 
und der linterhaltung, von 1,65 Prozent auf; in Dortmund finft diejelbe 
ſogar auf 0,6 Prozent, wobei allerdings die Anlagekoften der Kläranlagen in 
den Baukoſten der Kanäle inbegriffen find, 

Eine Erklärung für diefe Erjcheinung dürfen wir wohl in dem Vorwiegen 
der Hausbefigerelemente in den Stadtverorbnietenverfammlungen finden. Die 
Ktanalbenügungsgebühr ſtellt fi) oft ala ein Kompromiß dar zwilchen den 
Intereſſen der Haußbefiger, die natürlich die Koften der Entwäfferungsanlage 
am liebjten auf die Gemeinde abwälzen, und den Anforderungen der Res 
gierungen, die häufig ihre Zuftimmung von der Einführung einer ſolchen 
Gebühr abhängig machen. So wird denn eine Kanalgebiihr eingeführt, aber 
ihre Süße vorjorglich jo getroffen, daß fie den Hausbefigern nicht wehe thun 
und nicht einmal die Höhe der früher von ihnen gezahlten Abfuhrgebühren 
erreihen. Ganz intereffante Daten gewährt uns in diefer Hinfiht die Ge— 
ihichte der Kanalijationdgebithr in München. Die Vorlage des Magiftrats, 
wie fie in der Magiftratsfigung vom 20. März 1893 zur Verhandlung kam, 
behielt zunächſt die einmalige Anfchlußgebühr von 12 ME. fir den laufenden 
Meter Straßenfront für die Einleitung der Abwäſſer bei, führte aber für die 
Finleitung der Fäkalien eine neue jährliche Gebühr von %/; Prozent des Mieths— 
werthes ein, wie berjelbe nad den Beſtimmungen des Geſetzes betreffend die 
Erhebung der Hauöftener bejtimmt ift. Für die nicht haußfteuerpflichtigen 
Srundftüde jollte der Miethöertrag vom Meagiftrat nach Einvernahme der Be— 
figer fejtgejegt werden. Es war nun vor Allen dieſe neue Gebühr, welche den 
Zorn der enragirten Vertreter der Haußbefiterintereffen erregte, obſchon nad): 
gewiejen wurde, daß höchſtens ein Sechötel aller Anwejen, und zwar Die 
großen, hohe Miethserträgniffe abwerfenden Grundftüde, höher belaftet werben 
würde, als bisher durch die Koften der Latrinenabfuhr, ein weiteres Sechstel 
etiva den gleichen Betrag und die übrigen vier Sechstel beträchtlich weniger 
aufzumenden haben würden. Es wiirden nämlich von 12600 Anweſen 5650 
einen Betrag von 5 bis 10 Mk., 3605 einen jolchen von 15 bi 30 Mk., 
1905 zwiihen 35 und 50 ME. zu bezahlen haben, darunter Anweſen mit 
einem Miethsertrag von 8000 Mk.! Diefe Zahlen juchten die Vertreter der 
Hausbefiger einfach zu ignoriren; fie eremplifizirten ſtets nur auf die wenigen 
Höchftbeiteuerten, bei denen eine Koftenfteigerung allerdings zugegeben werden 
mußte. Dabei ging dieje Fälichende Beweisführung von ungejeglichen Zuftänden 
alö den normalen aus. Dei einer Unterfuchung der Grubenverhältniffe hatte 


ie A 


es ſich nämlich herausgeftellt, daß der größere Theil der Gruben fogenannte 
Ueberlaufgruben waren und daß aus diejen das Weberlaufwailer per nefas 
in die Kanäle und Stadtbäche abgeführt wurde. Daß ſich bei diefen Ueber— 
laufgruben die Abfuhrkoften ganz beträchtlich niedriger ftellen al® bei normalen 
Gruben, liegt auf der Hand. Das hinderte aber unjere Hausbefiger nicht, 
bei ihren Koſtenberechnungen von dieſen zu Unrecht beftehenden Säten aus— 
zugehen und die ganze Gebühr als eine jchändliche Weberlaftung der armen 
nothleidenden Hausbefiger zu brandmarfen. Thatjächlich blieb der Geſammt— 
ertrag der Gebühr von 5 Prozent hinter den Geſammtkoſten für die Latrinen: 
abfuhr ebenfo zurüd, wie er zur Dedung der Verzinſungs- und Amorti: 
fationsbeiträge, ſowie der Betriebs: und Unterhaltungskoften der Kanäle un— 
genügend war. Troß allen Hausbefigergeichreis ftellte fi bei den Verhandlungen 
die heitere Thatſache heraus, daß die Stadt die größere Hälfte der Unkoſten 
troß der erdrildenden Gebühr von °/5 Prozent in Zukunft zu tragen haben 
würde! * 

Wir begnügen uns an diefer Stelle zunächit mit der Feſtſtellung der 
Thatjache, daß die Benügungsgebühr in feinem Falle zur Dedung der Kanal— 
laften ausreicht, und fparen uns eine Kritik diefer Thatlache fiir ſpäter auf. 
68 wird nämlich nothwendig fein, die Grundlagen für unſere Kritik aus 
einer Darjtellung und Beſprechung ber verichiedenen Arten der Veranlagung 
diefer Gebühr zu gewinnen. 

Der Beranlagungsmodus iſt ein jehr verjchiedener in den verichiedenen 
Städten und hat nur das gemeiniam, dab in allen Fällen die Gebühr zu: 
nächſt den Haußbefiger trifft. Ob aud in letter Linie, werden wir ſpäter 
zu unterfuchen haben. Feſte Jahresgebühren werden nad) der Zahl der Haus: 
fanalanjhlüffe und nad der Frontlänge erhoben. So beiteht in Darmjtadt 
eine jährliche Nekognitionsgebühr von 3 ME. für eine Kanaleinleitung. In 
Düffeldorf, Augsburg, Köln werden die Gebühren nad) der Frontlänge 
berechnet. Sie betragen in Düfjeldorf pro laufenden Meter 1 bi8 2 ME, 
bei Einführung von Fäkalien 3 ME. (Ortöftatut vom 26. März 1895); in 
Augsburg TO Bf. pro laufenden Meter; in Köln 4 bis 6 Mk., je nachdem 
das Grundſtück bebaut oder unbebaut ift. Gegen diefen Erhebungsmodus laſſen 
jih alle Einwendungen erheben, die auch die Umlage von einmaligen Bei— 
trägen zu den Kanalfojten nach der Frontlänge treffen. Er berüdjichtigt weder 
die Tiefe des Grunditüds, noch die Art der Nutzung, nod) die Ausdehnung 
und den Grad der lleberbauung und läßt Grundftüde, die mur dur einen 
Ausgang mit der Straße in Verbindung ftehen, vollitändig frei, trogdem die: 


* Verhandlungen des Magijtrat3 und der Gemeindebevollmächtigten in 
„Münchener Gemeindezeitung“ 189, Nr. 25 bis 30. 
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jelben ebenjo in den Straßenkanal entwäſſern, wie die direkt an der Straße 
gelegenen Anweſen. 

Nah dem Vorbilde Berlins hat in Preußen, bejonders nad) dem Er— 
laffe des Kommunalabgabengejeges, ein anderer Veranlagungsmodus allmälig 
an Verbreitung gewonnen, der nach dem Nugertrage des Grundſtücks. Hierbei 
fönnen wir die Städte in zwei Gruppen unterfcheiden, je nachdem eine fejte 
Quote des Nußertrages, wie in Berlin 1'/s Prozent, Magdeburg "/z Prozent, 
Nünden °/5 Prozent, Nahen (1896) "/ Promille und andere, oder eine 
feite Quote der jährlichen Stanalijationglaften, wie in Breslau die Hälfte, in 
Spandau die Geſammtſumme zur Erhebung fommen. Von der größten Be: 
deutung tft hierbei natürlich die Art und Weile der Feſtſtellung des Nutertrages. 
Bei den großen Veränderungen, welche derſelbe im Laufe weniger Jahre er: 
leiden fan, muß die Veranlagung derjelben Zu folgen im Stande fein. Einige 
<tädte haben daher wie Berlin,* Magdeburg, Spandau eine bejondere Ver— 
anlagung für die Kanalgebühr eingerichtet und revidiren die Ergebniſſe theils 
jährlich, theild in etwas längeren Zwifchenräumen. In Breslau, ** München 
und anderen Städten werden dagegen die der ftaatlichen Veranlagung zur Ge- 
bäudefteuer beziehungsweije Grundfteuer zu Grunde liegenden Nugungswerthe zu 
runde gelegt. In diefen Fällen ift aljo die Gebühr thatſächlich nichts Anderes 
as ein Zufchlag zur Gebäudefteuer, die aud) in Dortmund** und Kaſſel 





In Berlin wird diefer Nußertrag nach dem wirklichen oder gejchäßten 
Mieth3ertrage der Liegenfchaft berechnet. Die Gebühr betrug anfänglich 1 Prozent 
und wurde vom 1. April 1895 ab auf 1’/: Prozent erhöht. In Magdeburg 
Ottsſtatut vom 25. April 1895) wird der Berechnung der Gebühr der Jahres: 
nutzungswerth des Grundftüds zu Grunde gelegt. Die Veranlagung erfolgt feitens 
der Stadt alle fünf Jahre nach dem durchfchnittlichen Ertrage der drei letzten 
Jahre, der für den gemeingemwöhnlichen Gebrauch oder die gemeingewöhnliche 
Nugung aufgelommen oder durch Schäßung ermittelt ift. Die Gebühr beträgt 
': Prozent des Nutzungswerthes. In Spandau (Ortäftatut vom 24. November 
reſp. 15. Dezember 1892) und Charlottenburg (Ortsſtatut vom 6. Mai 1896) 
wird der Nutzungswerth alljährlich feitgejtellt. 

* In Breslau (Drtsftatut vom 1. Februar 1895) wird die erforderliche 
Summe nach dem Berhältniffe des Nubungswerthes der auf den Grundftücden 
beiegenen, an die Kanalifation angefchlofjenen Gebäude berechnet, welcher durch 
die Veranlagung zur Gebäudeſteuer ermittelt worden if. In München (Orts: 
tatut vom 1. Dftober 1893) bejtimmt fich die Gebühr nach dem die Grundlage 
der Hausfteuererhebung für da3 betreffende Jahr bildenden Miethsertrage des An- 
weieng. 

“ In Dortmund (Ortsitatut vom 15. November 1887) wird eine Gebühr 
von 5 ME. bei einer jährlichen Gebäudefteuer von weniger als 30 Mi., von 
IH ME, bei einer folchen von mehr als 30 ME. erhoben. In Kaffel (Statut 
vom 16,/31. Juli 1894) wird eine Gebühr von 10 Prozent der auf den an- 
geſchloſſenen Grundſtücken ruhenden ftaatlichen Grund: und Gebäudefteuer erhoben. 
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(hier Grund» und Gebäudeftener) direft ald Duote der Gebäudeiteuer feft: 
geftellt wird. ine derartig veranlagte Kanalgebühr wird natürlich jehr bald 
hinter dem thatſächlichen Anwachſen des Miethöwerthes, das in den meiften 
großen Städten wohl die Regel ift, zurüdbleiben und fi mehr und mehr 
von dem urfprünglichen Duotenverhältniffe entfernen. Die Seltenheit der Neu: 
veranlagumgen, die in Preußen zum Beijpiel alle 15 Jahre ftattfinden, iſt 
daher ein großer Nachtheil, der von den Städten nur dur jelbitändige, in 
furzen Intervallen vorgenommene Veranlagung vermieden werden kann. 

Das Charakteriftiiche aller diejer erwähnten Dedungsmethoden, Zahl der 
Anſchlüſſe, Frontlänge des Grundftüds, Höhe des Miethöertrages, Höhe ber 
Grunde und Gebäudefteuer ift ein boppeltes: fie treffen zunächſt nur Die 
Hausbefiger und fie nehmen zum Maßftabe der Gebühr weder ein aus dem 
Weſen und Zwecke der Einrichtung entipringendes Verhältniß, noch ftügen 
fie fi auf das Prinzip von Leiftung und Gegenleiftung. Betrachten wir 
zunächft diefen zweiten Punkt. Niemand wird beftreiten wollen, daß der Maß— 
jtab nach der Frontlänge des Grundftüd3 ein rein äußerlicher ift; mit dem— 
jelben Nechte könnte die Höhe der anliegenden Gebäude, mit größerem bie 
Grundflähe des bebauten beziehungsweije des ganzen Anweſens angezogen 
werden. Und fat ebenjo liegt die Sadje, wenn man den Nutzungsertrag eines 
Grundftüds zum Maßſtabe nehmen will. Es dürfte ſehr jchwer fein, die 
PBroportionalität des Verhältniſſes zwiſchen Nußertrag eines Anweſens und 
Benügungsgrad der SKanalifation als allgemein giltig hinzuftellen. Gerade bie 
Srundftüde, die den höchiten Ertrag abwerfen, die in den Geichäftszentren 
belegenen Ladens und Gejchäftshäufer liefern nur ein minimale® Quantum 
von Abwäjlern gegenüber den dicht bevölferten Miethskaſernen, die einen weit 
geringeren Grtrag abwerfen. Will man einen den Grundiag von Leiftung 
und Gegenleiftung genau erfüllenden und zugleich einen aus dem Zwecke der 
Kanalifation fich ergebenden Maßſtab anwenden, jo kann es fih doch nur 
um das aus den einzelnen Grundjtüden abgeſchwemmte Quantum von Fälalien 
und häuslichen Abwäflern, jowie von Negenwafler handeln. Betreff3 der Ab- 
ihwemmung der Fäkalien würden wir aljo direft zu einer Kopffteuer fommen. 
Betreff3 der häuslichen Abwäſſer ließe fi) da8 Quantum abgeleiteten Waſſers 
in Städten, wo die überwiegende Zahl der Grundftücde an die Waſſerleitung 
angeſchloſſen iſt und das Waſſer nach Waſſermeſſer verkauft wird, mit ziem— 
licher Genauigkeit feſtſtellen.“ Wo dagegen die Waſſergebühr nach dem Mieths— 
ertrage berechnet wird, würde uns eine Veranlagung nad) der Waſſergebühr 


* In Stettin und Königsberg beträgt die Ranalgebühr ein Drittel des 
Wafferzinfed. Der Wafferzins felbft wird nach der Zahl der bemohnbaren Räume 
fejtgeftellt. Waſſerzins und Ranalifationsgebühr wirken alfo beide als Wohn— 
fteuer — ein durchaus vermwerfliched Syſtem. 
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auf einem Umwege zu unjerem Ausgangspunfte zurüdführen. Schtwieriger 
liegt die Sache in ſolchen Städten, wo noch ein großer Theil der Gebäude 
fein Waller Bumpbrunnen entnimmt. Hier ließe ſich doch nur ein durch— 
ichnittlicher jährliher Waſſerverbrauch anjegen und wir wären glücklich wieder 
bei einer Gebühr angelangt, die wie eine Kopfiteuer wirkt. Wir mögen uns 
drehen, wie wir wollen, fchließlih kommen wir bei unſerem Werfuche, die 
Gebühr nad) dem Prinzipe von Leiftung und Gegenleiftung feitzuitellen, doch 
jtetö bei der Kopfiteuer an. Iſt aber jede Kopffteuer vom fozialpolitifchen 
Geſichtspunkte aus verwerflich, jo gilt dies in noch höherem Grade bei Eins 
richtungen, die eine jo eminent janitäre Bedeutung haben, wie die Stanalijations- 
anlagen. Was wir oben bei der Feitfegung der Gebühren für die Benügung 
von Abfuhreinrichtungen hervorgehoben haben, gilt mit bemjelben Rechte aud) 
bier. Bei janitären Einrichtungen muß die Gebührenorbnung eine jolche fein, 
das dadurd die Benügung derjelben nicht beichräntt, fondern im Gegentheile 
möglichit erleichtert wird. Es darf bei Schwennmfanalifationen nicht durd) 
Gebühren, wie Klojetiteuern, geradezu eine Prämie auf das fittlich wie hygieniſch 
gleich veriverflihe Zuſammenpferchen möglichit vieler Menjchen auf ein Kloſet 
und die damit ſtets entjtehende Unreinlichkeit gejegt werden. Von biejem 
Geſichtspunkte aus hat die nach dem Miethöertrage feſtgeſetzte Gebühr ent: 
ihiedene Vorzüge. Sie maht es dem Haußbefiger unmöglich, auf die Höhe 
der von ihm zu zahlenden Gebiihr auf irgend eine MWeife einen Einfluß aus— 
zuüben. 

Auch in joztalpolitiiher Hinfiht hat eine ſolche Gebühr nicht unbeträcht- 
liche Vortheile, die auf dem Gebiete der Heberwälzung zu juchen find. SKommnıt 
eine ſolche Kanalbenügungsgebühr nad) dem Nugertrage zur ſelben Zeit zur 
Einführung, in der die Einleitung der Fäkalien in die Kanäle gejtattet wird, 
und ift der Betrag jo bemeijen, daß fie im Allgemeinen die Hausbeſitzer 
nicht ſchwerer belaftet, als dies die frühere Abfuhr that, jo wird voraus— 
ſichtlich die Einführung einer Gebühr nicht zum Vorwande genommen werden, 
um eine Erhöhung der Wohnungsmiethen eintreten zu laffen. Anders wird 
die Sache in Städten, wie zum Beilpiel Breslau, liegen, wo die Einführung 
der Gebühr und die der Schwenmfanalifation zeitlich nicht zufammenfallen. 
Breslau erhob bis 1895 überhaupt feine Gebühr von den Hauäbefigern für die 
Benügung des Sielneges zur Abſchwemmung der Fälalien und machte damit 
den Hausbefigern ein Geſchenk gleich dem Betrage der gejammten Abfuhr: 
foiten. Die koloſſale Laft, weldhe die Stadt durch die Kanalijation auf fich 
genommen hatte, wurde in dem Maße drüdender, als weitere große Aniprüche 
an die Stabtkaffe herantraten. Das Kommunalabgabengejeg von 1893 gab 
dann fchließlich den Anstoß zur Einführung einer Kanalgebühr, deren Ordnung 
wir ihon oben bargeftellt. Bon wen wurde num diefer Betrag aufgebracht? 
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Bon den Hausbejigern oder gelang e3 denjelben, die durch das Gejchenf der 
Abfuhrkoften bewirkte Grumdiwerthiteigerung feitzuhalten und die neue Belaftung 
auf die Miether abzumwälzen? Ganz ähnlich ift der Fall, wenn ein nur für 
die Ableitung der Haus: und Regenwäſſer beftimmtes Sielneg zum Ausbau 
gelangt und für deifen Benügung von den Hausbeſitzern, die früher ihre 
Grundftüde ohne Koften in die Ninnfteine oder alten Kanäle entwäſſerten, 
nunmehr Gebühren erhoben werden follen. Nein theoretiich wird fich Diele 
Frage nicht ohne Weiteres enticheiden laffen. Auch wenn wir die Tendenz 
der Hausbefiger zugeben, alle Laſten, die fie als Hausbeſitzer treffen, auf die 
Miether abzuwälzen, fo giebt es doch noch eine Reihe weiterer Faktoren, die 
auf das Verhältniß von Haußbefiger zu Miether bejtimmend find und daher 
auch die Abwälzung der Stanalijationsgebühr berühren können. Wir erwähnen 
bier nur das wichtige Verhältniß von Angebot und Nachfrage, das freilich 
niht auf alle Wohnungen in gleicher Weile einwirkt. Statiftiih wird der 
Nachweis der Abwälzung noch viel ſchwieriger fein. Zunächſt ift das ftatiftifche 
Material betreffend den Nußertrag der ftädtiihen Grundjtüdfe ein außer: 
ordentlich lückenhaftes. Selbſt wenn es aber gelingen follte, diefen Mangel 
zu überwinden, fo jtellt ji uns eine andere Schwierigkeit entgegen. Die 
Kanalilation wird in einer Stadt ſtets ſtraßen- oder viertelweiſe vor fich gehen 
und in Allgemeinen in den fanalifirten Vierteln, zumal wenn die Fäkalien 
nit abgeſchwemmt werden, von einer allgemeinen Miethserhöhung begleitet fein. 
Sehr ſchwierig, faſt unmöglich wird ſich daher feititellen laffen, ob die Ein: 
führung einer Sanalijationsgebühr überhaupt zu der Miethserhöhung beigetragen 
hat und wenn ja, welcher Antheil an derjelben ihr zuzuſchreiben ift. 

Wir fönnen es als eine in der Hauptſache richtige Annahıne bezeichnen, 
daß das Streben der Hausbefiger, die Kanaliſationsgebühr auf die Miether zu 
überwälgen, meift von Erfolg begleitet fein wird. Thatſächlich trägt in den 
beiden unterjuchten Fällen der Miether den von der Kanalgebühr gededten An: 
theil an der Laft der Kanalifation und der Hausbeſitzer jtreicht voll Profit die 
ih ihm in erhöhten Miethen darjtellende Werthiteigerung feines Grundbefiges 
ein. Nur injofern ihn die durch den Bedarf des ungededten Theiles gejteigerte 
Gemeindeeinfommenfteuer trifft, trägt der Hausbefiger zu den Koſten der Kanali— 
fation bei. Was die ſtädtiſchen Behörden zu der Einführung von Kanalifationg- 
gebühren veranlaßt hat, ift ohne Zweifel das an und für fich ja recht lobenswerthe 
Beitreben, die Koſten der theuren Kanalifation wenigſtens zum Theil auf die 
Einwohner zu legen, die dad größte Intereife an einen volltommenen Siel: 
nege haben und für die fich der WVortheil desfelben direkt in einer Steigerung 
ihres Ginfommens ausdrüdt. Leider ift diefer Verſuch in den meijten Fällen 
ein Verſuch mit untauglihen Mitteln, wobei wir uns allerdings nicht bes 
Argwohns zu enthalten vermögen, daß bei dem überftarfen Vorwiegen bes 
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Hauöbefigerelementes in den jtäbtiichen Behörden Deutichlands abfichtlich ein 
untaugliches oder möglichft wenig taugliches Mittel gewählt wurde. Wir 
haben bereit3 oben dargejtellt, daß die Kanalifationsgebühr in den meijten 
Fällen nur einen Theil der Kanallaften det. Man hat dies damit zu recht: 
fertigen gejucht, daß die Kanalifation als eine hygieniſche Maßregel nicht 
nur einer beftimmten Klaſſe, den Hausbefigern, fondern allen Einwohnern zu 
Gute fomme und daß baher diejelben wenigjtens einen Theil derielben auf— 
zubringen hätten. Beide Sätze find ohne Weiteres richtig. Nur darf nicht ver: 
geifen werden, daß die Miether bereit3 in höheren Miethen, einer Folge der 
Kanaliſation, für dieje hygienische Wohlthat an die Haußbefiger ihren Beitrag 
zu entrichten haben. Wir haben ferner gejehen, daß fie in den beiden von 
uns umterjuchten Fällen auch die den Haudbefigern auferlegte Kanalgebühr 
zu zahlen haben. Eine Beitragöleijtung der Gemeinichaft, daS heißt lleber: 
nahme eines Theile der Kanalfoften auf die Stabtlaffe und Dedung der: 
jelben durch die Gemeindeeintommenfteuer, könnte daher nur in dem Falle 
zugegeben werben, daß die Kanalilationsgebühr auch thatlächlih und endgiltig 
die Hausbefiger trifft und die durch die Stanalifation bewirkte, den Haus: 
befigern ohne das geringfte Zuthun zuwachſende Grundwerthöfteigerung, von 
der Gemeinichaft in ihrem Intereſſe abgefangen wurde. Ob und inwieweit 
dies möglich ift, das zu unterfuchen ift hier nicht die Stelle. Wir müſſen in 
Betreff diejes Punktes auf dad vom Städtebau handelnde Kapitel verweilen. 

Hat ji die Umlage nad) dem Nukertrage troß aller Verbefferungsbebürf- 
tigfeit immer noch als die relativ einwandfreiefte Gebühr von den verſchie— 
denen auf die Hausbejiger ungelegten Stanalgebühren erwieien, jo behauptet fie 
diejen Rang mit noch größerem Rechte, wenn wir fie mit den auf alle be- 
theiligten Einwohner umgelegten Kanalgebühren vergleihen. Was wir jchon 
oben gegen eine Ilmlage der Kanalkoſten auf die Gefammtheit der Einwohner 
gelagt haben, gilt natürlich auch Hier. Dazu fommt ferner noch, daß Diele 
Art Hanalgebühr zum Bemefjungsmaßjtabe die Zahl der Wohnräume nimmt, * 
alio direkt alö eine Wohnſteuer wirkt. 


C. Bevürfnißanflalten. 


Kaum auf einem anderen Gebiete find die deutſchen Städte wohl noch 
glei rüdjtändig, wie auf dem Gebiete der Bedürfnißanftalten. Die geradezu 
alberne, aus lächerliher Prüderie und jentimentaler Mefthetit hervorgegangene 
Scheu des Philifters vor Bedürfnißanftalten, der in ihnen die parties hon- 
teuses einer Stadt fieht, jcheint auch die ftädtiihen Behörden noch in meit- 
gehender Weije zu beeinflußfen und von der Errichtung diejer im Intereſſe der 


Liegnitz. 
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Öffentlichen Geſundheit durchaus nöthigen Anjtalten abzuhalten. Ueberall fpielt 
fi derfelbe Vorgang ab. Die Bauverwaltung jchlägt die Errichtung einiger 
Bedürfnißanftalten vor. Die Pläne und Entwirfe find zwedmäßig und hübſch. 
Eine Eleine Gebüſchanlage umgiebt die Anftalt, deren äußere Formen den Plag 
in feiner Weiſe verunftalten. Natürlich jeßt die Bauverwaltung dieſe Anftalten 
auf die belebtejten Pläße oder Straßenfreuzungen, dorthin, wo der Berfehr 
regelmäßig große Mafjen der Einwohner zufammenführt. Sofort beginnt ber 
Anfturm der Bhilifter. Die Anwohner werden in Bewegung geießt. Den 
Hausbefigern wird eine Schädigung ihres Grund: und Hausbeſitzes vorgeredet. 
Das äſthetiſche Gefühl, die Sittlichkeit, kurz alle Tugenden, die den Philiſter 
in jo hervorragenden Maße jchmüden, werden zur Vertheidigung der Ichlechten 
Sache mißbraucht. Die Stabtverorbneten werden mobil gemacht und bei ber 
Berathung der Bofition „Bedürfnißanſtalten“ entſpinnt ſich eine Debatte, wie 
wir fie fonft nur beobachten können, wenn es fich um die geheiligften Geld: 
jadsintereflen der Hausbefiger handelt. Häufig, meift giebt die Bauverwaltung 
nad). Die Anftalten werden entweder falfirt und die bedrohte Aeſthetik und 
Sittſamkeit athmet frei wieder auf, oder fie werden Ichüchtern in irgend einem 
Winkel oder einer Nebenftraße verſteckt, damit fie der bebitrftige Einwohner ja 
nicht finden kann. 

Die Geſchichte der Bedürfnißanftalten in Köln iſt ſo charakteriſtiſch und 
typiſch, daß wir mit einigen Worten auf ſie eingehen wollen. Ende 1856 
wurde nach mehrjährigen Verhandlungen der ſtädtiſchen Verwaltung und der 
Polizeidirektion das erfte öffentliche PBilfoir auf dem Waidmarkt eröffnet: eine 
einfahe Brettrinne mit Gefälle an einer Holzwand. Als im folgenden 
Jahre der Stabtbaumeifter Raſchdorf 24 Piſſoirs aus Gußeiſen mit Lad: 
anſtrich beitellte, erhielt er für feinen Webereifer, den er durch die Bejtellung 
einer jo großen Zahl von Biffoirs bewiejen hatte, einen Verweis vom Ober: 
bürgermeifteramt. Der voreilige Beamte hatte auch die Stadt durch feinen 
Uebereifer in die riefige Ausgabe von circa 800 Thalern geftürzt. 1860 gab 
ed 59 öffentliche einftändige Pillfoird ohne Schirmwände. Die Yeindihaft 
gegen diejelben hatte fi) im Laufe der Jahre eher gelteigert, al3 vermindert. 
Man machte ihnen nicht ganz mit Unrecht Verlegung des Schamgefühles, 
Verunreinigung der Winfel und Häufer u. j. mw. zum Vorwurfe. Da Köln 
damals noch ohne Wafferleitung war, die Stände alfo auch feine Waffer: 
ſpülung hatten, der Urin vielmehr in Behältern aufgefangen wurde, jo wur— 
den dieſe Piſſoirs jchnell zu Stellen übler Ausdünftung und Verunreinigung 
des Bodens. Dieje böfen Begleitericheinungen der Pilfoird benützte das Ober: 
bürgermeijteramt zur Begründung feiner ablehnenden Haltung gegenüber der 
GSrrichtung weiterer Piſſoirs. Außerdem begründete es diejelbe noch auf eine 
viel genialere Art und Weile: „lebrigens wären viele Piſſoirs in einer 
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Stadt eher als ein Uebelſtand zu betrachten; fie privilegirten das Männer: 
geichlecht in der Gleichgiltigkeit, fein Bebürfniß zu befriedigen, wo es immer 
jei, während es ebenfo gut mie die Frauen in fittfaner Weiſe im Hauſe 
dafür jorgen könne. Hier namentlich verdiene der Unfug, fich überall zur 
Berrihtung der Nothdurft hinzuftellen, eines verjchärften Entgegentretens, weil 
insbejondere die Wirthshausbeſucher die Straße mitbenügten, gleichviel ob ein 
Bilfoir in der Nähe fei oder nicht.” Gin glänzendes Raifonnement! Aus 
der fittiamen Bebürfnißbefriedigung der Frauen, bie bei dem Mangel jeder 
für fie beſtimmten Anftalt auf das Haus angewiejen find, deren Gejundheit 
oft in verhängnißvoller Weije durch diefen Mangel geichädigt wird, Gründe 
gegen die Errichtung von weiteren Pilloird für die Männer herzuleiten, muß 
als eine Verkehrung jeder logiichen Schlußfolgerung bezeichnet werden. Anz 
itatt den Mangel an Bebürfnißanftalten für die Frauen zu beflagen und 
eine Abhilfe in entichiedener Weiſe in Angriff zu nehmen, operirt die biirger: 
meifterliche Weisheit mit einer Gleichheit der Geichlechter in Bedürfnißanſtalts— 
angelegenheiten, die fie auf anderen Gebieten wohl faum vertreten würde. 
Noch glänzendere Blüthen treibt fie aber in dem letten Saße des zitirten 
Paſſus. Weil die Männer die Straße benügen — ein Unfug, der mit aller 
Entſchiedenheit befämpft werden joll — deshalb follen mehr Piſſoirs ange- 
ihafft werden, jo würde das unbefangene Gemüth urtheilen; aber das Ober: 
bürgermeijteramt will deshalb ihre Zahl eher herabjegen, auf feinen Fall aber 
vermehren. Die Polizeidirektion ließ fi) von dieſer Begründung nicht über: 
zeugen, fondern fuhr fort, die Stadtverwaltung zur Vermehrung der Piſſoirs 
zu drängen. Das Bedürfnig war jtärfer als die bürgermeifterliche Logif. 
Die einftändigen Piſſoirs wurden durch mehrjtändige eriegt, jo daß Köln 
jegt 34 Piſſoirs mit 180 Ständen befigt. 

Während man für die Männer, deren Urinirbedürfniß in ‘Folge ihrer 
natürlichen Anlage und Stleidung an und für fich viel leichter befriedigt 
werden fann, in jo mweitgehender Weile gejorgt hat, erhielten die Frauen erft 
im Jahre 1889 die erjte Bedürfnißanftalt mit zwei Kloſets und 1898 eine 
zweite ebenfalls mit zwei Kloſets. Für die gejammte weibliche Bevölkerung 
Kölns find aljo vier öffentliche Klojet3 vorhanden. Wir fünnen dem Stadt: 
bauinipeftor Gerlady nicht darin zuftimmen, daß ein Vergleich der heutigen 
Berhältniffe mit den Zuftänden, wie fie noch vor drei bis vier Jahrzehnten 
in Köln herrichten, die Bevölkerung mit danfbarer Befriedigung erfüllen muß. 
Auf keinen Fall die Frauenmwelt ! 

Um nichts beiler find die Verhältniffe in Berlin, Frankfurt a. M. und 
anderen Großſtädten. Es gab in Berlin am 31. März 1898 157 Be- 
dürfnißanftalten für Männer, drei für rauen und drei für Kinder. Ein 
geradezu ſtandalöſes Verhältniß, bejonders wenn man weiß, daß dieſe brei 

Sugo, Deutſche Städteverwaltung. 6 
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Anjtalten für Frauen 1874 und 1876 errichtet wurden, die Stabt aljo in 
faft einem Bierteljahrhundert feine weitere Anitalt gebaut hat. Auch bier 
wieder hat die ftäbtifhe Verwaltung ihre Pflichten auf private Unternehmer 
abgewälzt. Bereits 1879 hatte der Unternehmer Prog gegen unentgeltliche 
leberlafiung des Straßenlanded Klofetanftalten für Männer und Frauen ein: 
gerichtet. 1889 wurde fein Vertrag unter der Bedingung, in jeder Anſtalt 
zwei ?freizellen für Frauen einzurichten, bis 1901 verlängert. Gleichzeitig 
wurde mit zwei weiteren Unternehmern ein ähnlicher Vertrag abgeichlofien. 
An die Stadt ijt eine Abgabe von 10 Prozent der Bruttoeinnahme zu zahlen, 
die 1897/98 16456 ME. abwarf. Bon den Iinternehmern find aljo 44 Anz 
jtalten hergeftellt worden, die im Jahre 1894/95 von 1082465 Männern 
und 1085929 Frauen befucht wurden. Die geringe Zahl diefer Anjtalten, 
44 in ganz Berlin, kann natürlich dem großen Bedürfniß, wie es durch Die 
Bejuchöziffern eriwiejen wird, in feiner Weije genügen. Es giebt Stadttheile, 
in denen ed ganz uud gar am folchen fehlt. Außerdem jind die Freizellen 
äußerft primitiv eingerichtet und über ihre Zwedmäßigfeit find die Anfichten 
ſehr getheilt. So viel ſteht feit, daß die ftädtifche Verwaltung ihre Aufgabe, 
auch für das weibliche Geichlecht die gemigende Anzahl von Bedürfnißanſtalten 
zur Verfügung zu Halten, in der mangelhafteiten Weije erfüllt hat.* 

In Frankfurt a. M. gab es bis Mitte 1895 feine öffentliche unent— 
geltliche Anstalt für Frauen. Ob jeitdem eine ſolche errichtet worden tit, er: 
icheint uns fehr zweifelhaft. An Piſſoirs für Männer waren 46 Anftalten 
mit 169 Ständen vorhanden; außerdem (von einem Unternehmer betrieben ?) 
6 Kloſetanſtalten mit 37 Kloſets. Wie viele Kloſets davon für Frauen bes 
jtimmt find, habe ich nicht Feititellen können. 

Auch in anderen Städten wird mit Vorliebe die Errichtung und der Be— 
trieb von Stlofetanftalten an Unternehmer vergeben und für die Beniigung der 
Straßen von denjelben eine Abgabe erhoben. Die natürliche Folge davon ift 
es, daß dieſe Anftalten nun nicht mehr Eoftenfrei jeitensd des Publikums benügt 
werden fünnen. Gin Inſtitut, daS der öffentlichen Hygiene dient, muß alſo 
einen Brofit abwerfen, von dem einen Theil einzuftreihen die Städte ſich 
nicht ſcheuen. Außerdem muß bis in dieſe Inſtitute der Klafjenunterfchied 
hineingetragen werden. In den meiſten derartigen Anftalten find zwei Klaſſen 
mit verſchiedenen Preiſen eingerichtet, meiſt 10 Pfg. in der erften und 5 Pfg. 


* ‚Am Sonntag Abend 8°, Uhr betrat ich mit einem Bekannten die Retirabe 
für Männer am Laufigerplage gegenüber der Emmauslkirche. Wir bemerkten zu 
unferem nicht geringen Grjtaunen, wie eine junge, vornehm gefleidete Dame in 
der nur für zwei Perfonen eingerichteten Anftalt in Gegenwart eines Soldaten 
und zweier anderer junger Männer ein Vedürfniß verrichtete und fich dann eilig 
entfernte.” Vorwärts vom 1. Januar 1900. 
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in der zweiten Klaſſe. Das fiskaliſche Intereſſe ſetzt ſich ſogar ſo weit durch, 
daß in Städten wie zum Beiſpiel Breslau die frühere Gebührenfreiheit auf— 
gehoben und eine Gebühr von 5 Pfg. für die zweite Klaſſe erhoben wurde. 
Nur die Konzejfion wurde gemacht, je ein Freiklojet für Frauen in den zehn 
ftädtiichen Anftalten einzurichten, jo daß aljo in ganz Breslau zehn Kloſets 
den Frauen gebührenfrei zur Verfügung ftehen. Dagegen giebt es nicht weniger 
ald 23 meift mehrftändige Piſſoirs. 

Gegen die Gebührenfreiheit der Kloſetanſtalten jträubt ſich das in den 
jtädtiichen Verwaltungen vorherrichende Prahlbürgerthum meift jehr energiſch. 
Der echte Pfahlbürger fieht in diejen Anftalten einen fträflichen Lurus, fir 
deſſen Benügung auch bezahlt werden ſoll. Der gute Bürger erledigt jeine 
wichtigeren Geihäfte zu Haufe. Ihm erjcheint es als eine Profanation, dazu 
das Getümmel der Straßen aufzufuchen. Und was gehen ihn die Weiber 
an?! Die gehören ins Haus und fönnen dann aud gar nicht in ſolche un— 
paiiende Lage fonımen. Der Prahlbürger bleibt der Prahlbürger, der auf 
der eigenen Mifte miſtet. Die Großftadt aber mit ihren riefigen Entfernungen, 
mit der Trennung von Haus und Gejchäftsftelle, mit der Frauenarbeit, mit 
den täglichen Wanderungen von Taufenden und Zehntaujenden verlangt ge— 
bieteriich, daß für die neuen Bedürfnifje gejorgt werde. Es handelt fich außer: 
dem bier durchaus nicht um Lurusgegenftände, jondern um Einrichtungen der 
öffentlichen Gefumdheitöpflege, bei denen jede Gebühr vermwerflich ift, jo ferne 
dadurch die möglichit zahlreihe' Benügung der Anitalten gehindert wird. Iſt 
aber die Gebührenfreiheit die erfte Forderung, die wir erheben, jo folgt daraus 
mit Notwendigkeit, daß die Anstalten von der ftädtiichen Verwaltung einzu— 
richten und zu betreiben find. Private Unternehmer lieben es nicht, Wohl: 
thäter der Menichheit zu jein. — 


D. Straßenreinigung und Müllabfuhr. 

Bon Alters iſt es die Pflicht der Hausbefiger, die vor ihrem Grundſtücke 
gelegenen Theile des öffentlichen Bürgerfteiges und der öffentlihen Straße 
zu reinigen. Sie bejteht auch heute nocd in allen den Städten, in denen die 
Gemeinde die Straßenreinigung nicht jelbft übernommen hat, unverändert fort 
und liegt aud in den Städten, wo die Gemeinde diejelbe in eigener Regie 
ausführt, einer eventuell vorhandenen Gebührenordnung zu Grunde. In Heineren 
Ortſchaften, bejonders da, wo die landwirthichaftliche Produktion noch vor: 
herrihend ift, fan die private Straßenreinigung ihren Zwed ohne große Mühe 
und Uebelſtände erfüllen. Schon in fleineren Städten aber, in denen Die 
Induſtrie der Hauptfaktor des wirthichaftlichen Lebens ift, kann fie an der 
bngieniihen Löfung der Frage, wohin mit dem zufammengefegten Kehricht, 
ſcheitern. Denn die Aufftapelung des Straßentehrichtes in Müllgruben auf 


dem Hofe, mit anderen Worten dad SHineintragen der Unreinlichfeiten der 
Straßen in bie Häufer, muß doc ohne Weiteres als eine verwerfliche Methode 
der Kehrichtbefeitigung bezeichnet werden. Wollftändig Hilflos ift aber bie zer- 
iplitterte private Straßenreinigung in ben größeren Städten mit ihren breiten, 
aus den verfchiedeniten Materialien gebauten Straßen, auf denen fid ein 
unabläffiger Verkehr abjpielt; ihre Mittel find unzulänglich, ſowohl was den 
Grad der Neinlichkeit, als die Schnelligkeit der Reinigung angeht. 

Ein Hauptmangel der privaten Straßenreinigung befteht darin, daß man 
den Grundbeſitzern, natürli) nur in fchematiiher Weile, die gleichen Ber: 
pflichtungen auferlegen kann. In den meiften Fällen müſſen fie die vorliegenden 
Bürgerfteige ganz und bie Straßen bis zur Mitte auf ihre Koften reinigen 
Iaffen. Eine ſolche Beftimmung belaftet natürlic; die Anlieger an breiten 
Straßen in ganz anderer Weile, ald die an jchmalen Gaſſen. Sie nimmt 
ferner feine Rüdjicht auf die Stärfe des Verkehrs, der die einzelnen Straßen 
belaftet und vernachläſſigt in Folge deffen den Grad der täglichen Verunreinigung. 
Rechtfertigen läßt ſich eine jolche verichiedene Belajtung der Hausbeſitzer allen: 
fall3 noch durch die lieberlegung, daß die Anlieger an breiten Verkehrsſtraßen 
aus der Thatjache der Verkehrsbewegung beiondere, in höherer Grundrente 
fich darstellende Vortheile beziehen. Man hat nun, um eine folche ungleiche Be— 
laftung der Hausbefiger wenigjtens zum Theil aufzuheben, eine Maximal— 
breite der Straße bejtimmt, bis zu der die Neinigungspflicht den Anliegern 
obliegt oder gleihmäßig die Breite des Straßenftreifens feſtgeſetzt, der in 
Verbindung mit den Gehmwegen von den Daußbefigern zu reinigen ift. An 
dem Hauptmangel der privaten Straßenreinigung, der fchematiichen Gleichheit 
der Verpflichtung, ift dadurch nichts geändert worden. Es ift bei ihr einfach 
unmöglich, die Neinigungspflicht der Anlieger der verfchiedenen Stärfe bes 
Verkehrs oder der wechjelnden Witterung anzupafien. Eine einheitliche Organi— 
jation dagegen, die das gefammte zu rveinigende Straßenneß ald Ganzes be= 
trachtet, kann die Reinigung der verichiedenen Stärfe des Verkehrs, der 
wechjelnden Witterung und den anderen Faktoren anpaſſen, die die Reinlichkeit 
der Straßen bejtimmen mögen. Sie vermag auch die Straßenreinigung zu 
der Zeit vorzunehmen, wo der Verfehr am wenigften geftört wird, das heißt 
zur Nachizeit. Indem fie von allen mechanischen Hilfsmitteln in außgiebigfter 
Weile Gebrauch macht, einen geichulten leiftungsfähigen Arbeiterftamm heran 
zieht, wird fie ferner die Straßenreinigung in viel grimdlicherer Weile aus— 
führen können, als die von den Privatleuten damit beauftragten Arbeits— 
fräfte, wie Dienſtmädchen, Putzfrauen, Hausfnechte u. j. w., die meift nur 
unwillig die unbeliebte Arbeit verrichten, 

In derfelben Richtung — der Ausichaltung der Privatthätigkeit — wie bie 
Entftehung eines nad) Stärke des Verkehrs, Straßenbreite u. ſ. w. differenzirten 
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Straßenneges wirft die moderne Gntwidlung des ftäbtiihen Straßenbaues. 
Schon die Neinigung der Makadamſtraßen mußte wohl oder übel von ber 
Gemeinde übernommen werben. Nocd mehr gilt das aber für die Aöphalt- 
und Holzpflafterftraßen, die einer ganz anderen Reinigung bedürfen als bie 
gewöhnlichen Steinpflafterftraßen. Es hat fih da eine ganze Technik ber 
Straßenreinigung entwicelt, die große, weit über die Kräfte des einzelnen 
Hausbefigers hinausgehende Mittel fordert. Dieje Straßen bedürfen zunächſt 
der fortgeiegten Entfernung des ftändig anfallenden Pferdebüngers; bei feuchten 
Wetter gründlicher Abſpülungen und der Bearbeitung mit der Gummikratze u. ſ. w. 
In folhen Straßen würde alfo die Neinigung nur höchſt ungenügend von 
den privaten Anliegern ausgeführt werden können und die Leichtigkeit des 
Verkehrs dur den jchmugigen Zuftand der Straßen ganz bedeutend gehemmt 
werben. 

Es waren wohl in erfter Linie verfehrötechniiche Gründe, welche eine 
periodiiche Reinigung der ftädtiichen Straßen durdjjegten. Zuftände wie im 
Orient, wo die Straße einfach als Neceptafel für alle Abfallitoffe dient, 
haben bei uns ja jchon jeit längerer Zeit aufgehört, wern auch nicht fo 
lange, als man gemeiniglid) anzunehmen neigt. Aber in die geradezu jchauder: 
haften Straßenzuftände, eine Folge mangelhafter Reinigung und jchlechter 
Plafterung, hat doch erit der moderne Großjtabtverfehr mit feinen jtet3 
wachſenden Anfprühen an die Glätte und Neibungstlofigfeit feiner Bahnen 
mit energiiher Hand eingegriffen. Die hygieniſchen Gründe haben daneben 
anfänglic eine jehr beicheidene Nolle geipielt und erft in neuerer Zeit mehr 
und mehr an Bedeutung gewonnen. Die jchädlichen Folgen der Verfchmugung 
des Untergrumdes, die gelundheitlihen Gefahren des Straßenjtaubs find erft 
in den legten Jahrzehnten erkannt und berüdfichtigt worden. 

Das find in Kürze die wichtigften Faktoren, welche auf eine einheitliche 
Irganifation der Straßenreinigung hingewirkt haben. Sie allein hätten aber 
wohl faum eine jo jchnelle Entwidlung des ſtädtiſchen Straßenreinigung 
dienftes herbeizuführen vermocht, wenn ſich nicht im diefem fpeziellen Falle 
das mächtige finanzielle Intereffe der in den ftädtiichen Kollegien vorherrjchenden 
Hausbefiger mit den Anforderungen der Hygiene und des Verkehrs in günftigfter 
Reife verbunden hätte. Die Straßenreinigung wurde in dem Maße, in dem 
die Straßenbreite und der Straßenverkehr anmwuchien, eine pekuniär recht um: 
angenehme Laſt für die Dausbefiger, deren fie fich jo ſchnell als möglich zu 
entledigen juchten. Und das war für fie nur dann möglich, wenn es ihnen 
gelang, die Meberführung der Straßenreinigung in ftädtifcher Negie durch— 
zulegen und die Koſten derfelben der allgemeinen Stadtkaſſe zuzuwälzen. Der 
Haß gegen die Straßenreinigung fteigerte fi) bei den Hausbeſitzern noch 
durch die ftändigen Konflikte, in die fie in Folge derjelben mit der Polizei 
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Ganz ebenio liegen die VBerhältnifie bei der Straßenbejprengung. Die 
meisten Städte beiprengen nur die Fahrbahnen, während die Beiprengung 
ber Gehwege Sadje der Hauöbefiger ift. Nur in Braunſchweig, Darmftadt und 
Stuttgart werden aud) die Gehwege von der Gemeindeverwaltung beiprengt. 
Im Allgemeinen läßt ſich dies auch als das richtige Verhältniß bezeichnen. 
Die Gehwege entwideln nur geringe Mengen Staub und eine Beiprengung 
derjelben ijt mit wenigen Sannen Waflers erreicht. Ganz anders bei ben 
Fahrbahnen! Die Staubimengen find hier oft ganz enorm und eine gründliche 
Beiprengung, die den Staub auch thatjächlich feftlegen will, bedarf bedeu— 
tender Wajjermaffen, ganz abgejehen davon, dab fie öfter am Tage wieder: 
holt werden muß. 

Mit dem Uebergange der Straßenreinigung auf die Gemeinde pflegt eine 
doppelte Revolution in den techniſchen Verhältniſſen derjelben verbunden zu 
fein. Es wird einmal in möglichjt weitgehender Weife die Handarbeit durch 
die Majchinenarbeit erjegt und zweitens vollzieht ſich als unmittelbare Folge 
dieſer technifchen Umgeftaltung im dem Berjonale der Straßenreinigung die 
Verdrängung der alten, mehr oder weniger arbeitäuntauglichen Armenpfleglinge, 
denen bisher die Straßenreinigung oblag, durch vollbezahlte, arbeitsfähige 
Arbeiter. 

Als zum Beifpiel die Stadt Berlin 1875 die geſammte Straßenreini- 
gung, die bisher vom königlichen Polizeipräfidium ausgeführt worden war und 
in engfter Verbindung mit dem Feuerlöſchweſen gejtanden hatte, in eigene 
Verwaltung übernahm, war die erfte organilatoriihe That der Verwaltung 
die Einführung von Kehrmaſchinen an Stelle der Handarbeit. Da die Sprigen: 
männer zugleich als Feuerwehrleute beichäftigt waren, hatte die ftaatliche 
Berwaltung fein Intereffe daran gehabt, die Zahl der Mannfchaften zu ver: 
fleinern. Die vorhandenen vier Kehrmaſchinen waren daher faft niemals in 
Gebraud genommen worden. Die jtädtifche Verwaltung hatte diejes Intereſſe 
nicht; im Gegentheil, und fchaffte daher bereit3 1876 26 neue Kehrmaſchinen 
an. Hand in Hand damit ging die Einführung der Nachtarbeit, die eine un— 
geitörte Anwendung der Maſchinen ermöglichte. Seitdem ift die Zahl der 
Kehrmaſchinen von 26 auf 63 im Jahre 1897/98 gejtiegen, während die 
Zahl der Arbeiter erflufive Aufieher von 512 im Jahre 1874/75, wo feine 
Kehrmaſchinen in Anwendung waren, und 760 (influfive der Vorarbeiter) im 
zweiten Dalbjahre 1876 in der folgenden Weile wuchs: 


1877.22 2 202020. 765 Urbeiter 42 Mafchinen 
1880... 2.2 2020. 560 E 36 ⸗ 
1888/89 . 2. 2 2..058 = 42 « 
188/97 . 22.2.2. 706 = 61 s 


1897/98 . 2... 2.2... 806 ; 63 s 
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Zu den 806 Arbeitern kommen nod 200 Arbeitsburfchen für die Tagesreint- 
gung der Aöphaltjtraßen. 1876 betrug die Reinigungsfläche 480 Hektar, 1881 
678, 1897 901 Hektar; 1882 waren täglid) 2708300 Quadratnıeter Pflafter 
zu reinigen, 1897 bereit3 3769201. Troß ftetig wachlender Reinigungs 
fläche hat aljo die Zahl der Arbeiter erit 1896/97 die Höhe erreicht, die fie 
vor einer erprobten Organijation der Straßenreinigung und praftiichen An— 
wendung der Kehrmaſchinen hatte. 

Selbitverftändlich bedeutet die Anwendung von Kehrmafchinen eine ganz 
beträchtliche Erſparniß. 1886 berechnete der Bericht über das Straßenreinigungs= 
weien in „Die Anftalten der Stadt Berlin“, S. 223, die Geſammtkoſten einer 
Kehrmaſchine inklufive Walzenabnügung pro Tag auf 7 ME* Für die gleiche 

* Die Unterhaltung der Kehrmaſchinen in Berlin ift Sache des Unternehmers, 
welcher die Bejpannung bderfelben zu ftellen bat. „Aus diefen Beftimmungen 
heraus erklärt e3 fich, daß unfere Kehrmajchinen, welche zum allergrößten Theile 
noch) aus den Jahren 1875 und 1876 berftammen, aljo etwa 21 Jahre im Be: 
triebe find, immer noch als brauchbar gelten können. Unter anderen Berhältnifjen 
wäre eine joldhe Kehrmafchine, welche fich erfahrungsgemäß durch den Gebrauch 
itarf abnüßt, längft als ganz unbrauchbar ausrangirt worden, fie würde kaum 
die Hälfte der Zeit ausgebauert haben. Unter unferen Kehrmafchinen befinden 
ich viele, bei welchen auch nicht mehr der geringite Theil der urfprünglichen 
Konftruftion vorhanden iſt ..... daß die älteften der Mafchinen im Laufe der 
langen Jahre Reparaturlojten verurfacht haben, welche etwa das Fünffache der 
Anſchaffungskoſten betragen.“ Man könnte in der That die Stadt nicht genug 
zu dem Belize fo fparfamer und hervorragender Verwaltungsbeamten beglüd: 
wünjchen, wenn fich nicht diefes unangenehm dick aufgetragene Eigenlob bei näherer 
Betrachtung als eine lächerliche Blamage entpuppte. Es heißt nämlich weiter 
unten: „Erflärlich ift es, daß die Unternehmer troß aller fontraftlichen Feſt— 
jegungen immer nur fchwer an Reparaturen, welche zumweilen erhebliche Koſten 
verurfachen, herangehen, wenn nicht bejonderer Zwang dahinter gejegt wird, 
an welchem es allerdings niemals fehlen darf.” Damit ijt zugegeben, daß die 
Unternehmer möglichft wenig repariren, und wie felbjtverjtändlich auch möglichft 
ſchlecht repariren laffen. Für diefe Reparaturen erhalten fie in ihrem Paufch- 
quantum bezahlt. Der bejondere Zwang, das heißt eine befonders fcharfe Auf: 
ſicht, koftet die Stadt natürlich auch etwas. Dazu fommen dann noch jährlich 
circa 1500 ME., die für die Reparatur von drei bis fünf Mafchinen in den Etat 
eingeftellt werden. In der That ein fehr billiger Modus der Neparaturbewerf: 
ftelligung! Aber weiter! Die Reparaturfoften haben bei den älteſten Mafchinen 
da3 Fünffache der Anfchaffungsfoften betragen. Das Alter derfelben iſt circa 
21 Jahre. Unter anderen Berhältniffen wären fie nach der Ausſage des Berichtes 
in der Hälfte der Zeit, alfo in circa 10 Jahren verfchlijfen. In einem gemöhn: 
lichen Geichäftsbetriebe hätte man im Laufe der langen Jahre zwei Mafchinen 
gebraucht ftatt einer und an Reparaturkoften drei Mafchinen erfpart. Mit welcher 
geradezu abgöttifchen Liebe muß die Berliner Verwaltung an ihren alten Mafchinen 
hängen! Und was für unfchuldige Begriffe muß fie von Sparfamteit haben! 
Auf alle Fälle aber ift diefe ganze lächerliche Gefchichte ein fchlagender Beweis 
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Leiſtung würden 14 Arbeiter erforderlich fein, das heißt circa der ſechsfache 
Aufwand. 

Sand in Hand mit der Ginführung der Majchinenarbeit, beſonders aber 
in Verbindung mit der Ginführung ber nächtlichen Straßenreinigung geht die 
Griegung der mehr oder weniger arbeitsunfähigen Armenpfleglinge durch voll: 
bezahlte arbeitsfähige Arbeiter. Die Straßenreinigung wird alio aus einen: 
Zweige der Armenfürjorge, als welche fie bei ausjchließliher Beichäftigung 
von Armenpfleglingen uns erjcheinen muß, einerlei ob fie unter Zeitung der 
Bauverwaltung oder anderer VBerwaltungsabtheilungen jteht, zu einem Departe: 
ment der jelbjtändig organifirten ftädtiichen Neinigungsanftalten, wie wir fie 
zum Beijpiel in Mannheim, Stuttgart, Mainz und anderswo haben, oder der 
Bauverwaltung, oder erjcheint auch als eine jelbftändige Abtheilung der jtädtiichen 
Verwaltung, wie zum Beiſpiel in Berlin und anderen Orten. Ebenjo werden die 
weiblichen Arbeitskräfte durch männliche erjegt. Als zum Beijpiel Mannheim 
1890 die Straßenreinigung neu organifirte, wurden die 18 Tagelöhnerinnent, 
die bisher mit dem Zufammenhäufeln des von der Majchine zujammengefegten 
Kehrichtes beichäftigt waren, durch eine Arbeiterfolonne von circa 20 Dann 
erſetzt. 

Mit der vollendeten Reinigung der Straßen und Gehwege iſt zunächſt 
nur der eine Theil der Aufgabe erledigt. Sofort entſteht nämlich die weitere 
Frage: wie ſind die bei der Straßenreinigung anfallenden Maſſen des Straßen— 
kehrichtes am beſten und ſchnellſten zu beſeitigen? Die Organiſation der Abfuhr 
des Straßenkehrichtes muß Hand in Hand mit der Organiſation der eigent— 
lichen Straßenreinigung gehen. Beide bedingen fic) gegenfeitig. Sind Straßen: 
reinigung und Abfuhr der Privatthätigfeit überlaffen, jo wird ſich mit der 
nacjläjfig betriebenen Straßenreinigung meijt auch eine ungeorbnete und un— 
genügende Abfuhr verbinden. Die polizeiliche Aufficht findet dabei nur zu bald 
die Grenzen ihrer Thätigfeit und das ganze Verhältniß beweilt wieder einmal 
aufs Schlagendite, wie wenig und dies Wenige mit welchen NReibungsverluften 
dur das Verordnungsweſen geleiftet werben fann. Die Anerkennung dieler 
Säge ift wohl eine allgemeine; nur jehr wenige Städte, wie Halle a. ©., 
Krefeld und andere überlaifen e8 den Hausbefitern, für die Abfuhr des 
Straßenfehrichtes zu forgen. In den meisten Fällen, auch da, wo die Straßen: 
reinigung Sache der Hausbeſitzer ift und von dieſen direft ausgeführt wird, 
haben es die Städte übernommen, den zujammengefegten Kehricht abzufahren. 
Ob fie nun die Abfuhr im eigener Negie durch den eigenen Fuhrpark bejorgen 
laffen oder die Gejammtabfuhr einem Unternehmer übertragen, das ändert 


gegen das von der Berliner Verwaltung vertretene Prinzip der Vergebung der 
jtädtifchen Arbeiten an private Unternehmer! 
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an der Thatſache der Zentraliſation und Organiſation der Abfuhr nichts. 
Auf dieſe Weiſe kann auch allein die nothwendige Schnelligkeit derſelben erzielt 
und vermieden werden, daB die zuſammengefegten Kehrichtmaſſen tagelang 
umberliegen, in Zerjegung übergehen und die Luft verderben. 

Außer den großen hygieniſchen Vorzügen, welche die einheitliche ſtädtiſche 
Straßenkehrichtabfuhr hat, ift fie auch vom gemeinwirthichaftlichen Standpunfte 
aus entichieden vorzuziehen. Die zerjplitterte private Abfuhr erfordert eine 
beträchtlich größere Anzahl von Pferden und Abfuhrwagen, alö die zentralifirte 
ſtädtiſche; es gilt hier alfo dasjelbe, wie für die Straßenreinigung. * 

Sehr viel ſchwieriger iſt die Frage nad) dem Werbleibe des Straßen: 
fehrichtes zu Löfen, zumal da fid) diefelbe in den meijten Städten mit ber 
Frage nach dem Verbleibe des Hausmülls fomplizirt. 

Sp wichtig die ſchnelle und gründliche Reinigung der Straßen und die 
Befeitigung des Kehrichtes ift, jo wichtig iſt aud die Reinigung der Häufer 
und Höfe und bie fchnelle Abfuhr der Hausabfälle. Je größer die Häufer 
und je dichter gedrängt die Bevölkerung, deito größere Aufmerkjamfeit erfordert 
im Intereſſe der öffentlichen Gefundheit der Verbleib des Hausmülld. Denn 
die ungeheuren Maffen organischer Stoffe, die der ftädtiiche Hausmüll enthält, 
machen denjelben zum Gegenftand jchneller Verfaulung und Zerjegung und 
damit zum günftigen Nährboden für Mikroorganismen. Je rajher und jauberer 
daher die Abfuhr diefer Abfallitoffe fich vollzieht, deito beiler für die Bewohner. 
Das Auffpeichern derjelben in großen Gruben und wöchentliche oder monat= 
liche Abfuhr derjelben find vom Hygienifchen Standpunfte aus durchaus ver— 
werflih. Stellen wir aber die hygieniſche Forderung der täglichen Abfuhr 
auf, jo ift als unabweislihe praftiiche Folge die Organijation der Hausmüll 
abfuhr gegeben, mag diejelbe nun durch Haußbefigervereine oder die ſtädtiſche 
Berwaltung eingerichtet werden. Der Unterjchied der beiden Organilationen 
wird allerdings bei der Durchführung der Abfuhr klar genug hervortreten. 
Das Streben der Hausbeſitzervereine geht natürlich) dahin, diejelbe jo billig 
wie möglich zu geftalten; fie werben dem billigiten Angebote der Unternehmer 


* „Schon der Ab: und Zugang des Dienjtperfonald oder der Hauswirthe 
allein nimmt faft ein Viertel der für den geübten Straßenreiniger zur Rein: 
haltung de3 betreffenden Straßentheil3 erforderlichen Zeit weg. Ein weiteres 
Viertel nimmt ficherlich die mit der privaten Reinigung verbundene Zerfplitterung 
in eine große Zahl von Arbeitskräften ein, davon gar nicht zu reden, daß durch 
die bei einem Großunternehmen mögliche Mafchinenarbeit wefentliche Erfparnifie 
erzielt werden. An Arbeitögeräthen, insbeſondere Beſen, Kragen und Schaufeln 
wird feitend der Hausbefiger wohl das Fünfzigfache desjenigen Beitandes auf: 
gebracht, welcher für ein organifirte8 Unternehmen erforderlich wäre.“ Brir 
in Behring, „Die Belämpfung der Infektionskrankheiten“, Hygienifcher Theil, 
Leipzig 1894, ©. 194. 
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den Zuichlag geben und der Gemeinde die Ueberwachung der Abfuhrunternehmer, 
ipeziell mit Nüdficht auf die Ablabung des Mülls zuwälzen. Wo aber die 
öffentlihe Hygiene und das private finanzielle Intereſſe in unlöslichen Konflikt 
miteinander kommen, ift e8 die Aufgabe der ftäbtiichen Verwaltung, der Ver: 
treterin de3 Gemeinmwohls, erjegend an die Stelle der privaten Unternehmung 
zu treten. 

In der That haben auch die meiften Städte die ihnen auf dieſem Gebiete 
geitecten Aufgaben erfannt und zu löſen verfucht. Die folgende Ueberſicht 
beweift dies Elärlih genug. Es wird nämlich ausgeführt die Abfuhr: 

1. des Straßenfehrichtes (allein, erflufive Hausmüll) dur die Ge— 
meinde in eigener Regie in: Magdeburg, Leipzig, Dresden (theilweiie); 

dur beauftragte Unternehmer in: Berlin, Charlottenburg, Görlig, 
Dresden (theilweije), Nitrnberg ; 

dur die Hausbeſitzer in: Barmen, Halle a. ©., Strefeld; 

2. des Straßenfehrihtes und Hausmülls dur die Gemeinde in 
eigener Regie (mit eigenem Fuhrwerke) in: Breslau, Köln, Diifeldorf, 
Königsberg, Danzig, Kiel, Kaffel, Mannheim, Mainz (Hälfte), Braunichweig, 
Stuttgart (theilweile); 

durh beauftragte Unternehmer in: Elberfeld, Altona, Dortmund, 
Erfurt, Aachen, Polen, Duisburg, Spandau, Bodum, München-Gladbach, 
Liegqnig, Miinchen, Augsburg, Würzburg, Karlsruhe, Mainz (Hälfte), Darm: 
ftadt, Plauen i. V. Zwidau, Hamburg, Bremen, Lübeck, Straßburg, Metz; 

3. des Straßenkehrichtes in eigener Negie, des Hausmülls durch 
beauftragte Unternehmer in: Frankfurt a. M., Hannover; 

4. des Hausmüll durd die Hausbejiger in: Berlin, Magdeburg, 
Gharlottenburg, Barmen, Halle a. S., Krefeld, Görlik, Potsdam, Frankfurt a. O., 
Nürnberg, Leipzig, Dresden, Chemnig. 

Es find alfo nur 12 Städte, in denen die Abfuhr des Hausmüll feitens 
der Hausbefiter zu erfolgen und die ftädtiiche Verwaltung die Uebernahme 
abgelehnt hat. Und nur in zweien ift auch die Abfuhr des Straßenfehrichtes 
von jenen zu bejorgen. Alle übrigen Städte haben die Abfuhr des Straßen: 
fehrichtes und des Hausmülls übernommen und bejorgen dieſelbe entweder 
durch eigene® Fuhrwerk oder dur Unternehmer. 

Das für die Straßenreinigung, die Abfuhr des Straßenfehrichtes und 
des Hausmüll nothwendige Fuhrwerk bildet dann den Kern, aus dem ſich 
die jelbjtändigen jtädtiichen Fuhrparks entwideln. Diejelben beiorgen das ganze 
ſtädtiſche Fuhrweſen, joweit möglich mit dem eigenen PBferbemateriale oder, 
wenn nöthig, mit dem der verpflichteten Unternehmer. Wir laſſen nun zunächit 
eine Weberficht über dieſe Inſtitute in dem verjchiedenen Städten folgen, um 
dann aus diefem Materiale eine Reihe intereflanter Schlüffe zu ziehen. 
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Breslau. Die Leitung des Marjtalld liegt in den Händen des Brand» 
inipeftorö unter Oberleitung des Branddirektors. Das Perſonal beitand 1897/98 
aus 2 Oberaufjehern, 7 Aufiehern, 1 Marftallihaffer, 2 Hilfsauffehern und 
120 Kärrnern. Bon den 143 Pferden find 28 bei ber Feuerwehr, 78 bei 
der Abfuhr, 5 bei der Kanalijation, 8 bei der Gullyreinigung, 16 bei der 
Beiprengung, 8 für andere Zwecke bejchäftig. Der Marftall bejorgt die 
Abfuhr des Straßenfehrichtes und des Hausmüll, die Beipannung der Kehr— 
mafchinen und Sprengwagen, zum Theil auch die Schneeabfuhr. Yon den 
7512 im Jahre 1897/98 geleifteten Fuhren entfielen 3934 auf diejes Thätig- 
feitöfeld des Marſtalls. 

Köln. Da die Abfuhr des Straßenkehrichtes und Hausmülls durch die 
Unternehmer viel zu wünfchen übrig ließ, jo ſchlug bereit$ 1881/82 der be— 
auffichtigende Branddireftor zwecks Abfuhr in eigener Negie die Einrichtung 
eines ftädtiichen Fuhrparks vor, aber erſt 1890 fand der Vorſchlag Realifirung. 
Der Fuhrpark jteht, wie die Straßenreinigung, unter einheitlicher Oberleitung 
des Branddirektors; die eigentliche Betrieböleitung liegt in den Händen bes 
Inſpektors des Fuhrparkes und der Straßenreinigung. Das Perjonal des 
Fuhrparkes befteht aus 1 Schirrmeifter, 4 Auffehern, 118 Kutichern. Der 
Beitand an Prerden betrug 1898 127, wovon 16 für die Feuerwehr, 35 
für die Straßenreinigung, 43 für die Hausfehrichtabfuhr, 7 für die Gully- 
reinigung, 3 für andere Zwede. Es wurden 1898 39566 Tagwerfe (gegen 
4989 von Fuhrunternehmern) geleiftet. Da die Verträge mit den Abfuhr: 
unternehmern der Wororte am 31. März 1900 abliefen, die neu eingezogenen 
Angebote aber eine ganz bedeutende Steigerung der Abfuhrkoſten ergaben, 
wurde beichloiien, die Abfuhr in den Vororten ebenfalls durch den ftädtiichen 
Fuhrpark ausführen zu laſſen! 

sranffurta.M. Der Fuhrpark ift nach Auflöfung des Feuer: und 
Fuhramtes dem Tiefbauamte unterftellt. Das Perjonal des Fuhrparfes beitand 
1899/1900 au3 1 Verwalter, 1 zuttermeifter, 10 Handwerkern, 70 Fahrburichen. 
Die Zah! der Pferde belief fih auf 102, von denen 40 für die Straßen: 
reinigung, 5 für die Gullyreinigung verwandt wurden. Die Abfuhr des 
Hausmülls erfolgt duch Unternehmer. Es wurden 8630'/, Einſpänner- und 
5367? Zweiſpännertagwerke, jowie 61 Einſpänner- und 16091 Zweiipänner: 
aftordfuhren geleiftet. 

Magdeburg. Die Stadt reinigt nur die Straßen vor den ſtädtiſchen 
Grundſtücken und die durchgehenden Hauptverkehröftraßen. Der Fuhrpark für die 
Abfuhr des Straßenfehrichtes und die fonftigen Zwede der Straßenreinigung 
beitand 1898/99 aus 78 Pferden, das Perjonal aus 27 Fahrern und 1 Hof— 
mann. Geleiitet wurden 6890 Fuhren Straßenfehriht, 4710 Fuhren Kanals 
Ihlamm, 1283 Fuhren Aſche, Sand u. ſ. w. und 465 Fuhren Schnee. 


Düſſeldorf. Der jtädtiihe Fuhrpark beiorgt die Straßenreinigung und 
die Abfuhr de Hausmülld. Das Perjonal beitand 1898/99 aus 2 Stall: 
beanıten, 36 Knechten, 39 Arbeitern, 4 Schmieden und 21 Kehrern. Die 
Zahl der Pferde belief jih auf 34. Es wurden 35808 Tagwerfe geleiftet, 
wovon 1429 auf die Beiprengung, 27361 auf die Straßenreinigung, der 
Reſt auf die anderen Verwaltungen entfiel. 

stönigsberg. Der ſtädtiſche Fuhrpark beiorgt die Abfuhr der Kloake, 
des Straßendunges, die Straßenbeiprengung u. f. w. Das Berfonal beftand 
1898/99 aus 1 Oberinjpeftor, 3 Infpeltoren, 53 Kutſchern. Die Zahl der 
Pferde belief fi) auf 154, wovon 106 für die Abfuhr von Haus—- und 
Straßendung, 12 für die Gullyreinigung, 20 für die Feuerwehr, 4 für die 
Bauhoföverwaltung und 12 für verſchiedene Zwecke. Es wurden geleitet 
81014 zweilpännige uhren für die Haus- und Straßenreinigung und 33067 
für andere Verwaltungen. Der PVerwaltungsbericht berechnet die Erſparniß 
im Jahre 1898/99 auf 43121,90 ME. gegen bie Unternehmerpreiie. 

Danzig. Der Fuhrpark beforgt die Straßenreinigung, einſchließlich der 
Beiprengung und, jomeit möglich, der Schneeabfuhr, forwie die Abfuhr des 
Hausmülls, außerdem die Fuhren der anderen Verwaltungen. 8 Fahrer, 
45 Pferde. 

Stiel. Der Fuhrpark bejorgt die Straßenreinigung, die Abfuhr des Haus— 
mülls, die Beipannung der Feuerwehrgeräthe und der Desinfeftionswagen, Die 
Reinigung der Schlammfäften jeit 1891. 1895/96 belief fich die Zahl ber 
Pferde auf 28. 

Kaſſel. Die für die Straßenreinigung und Ajcheabfuhr nöthigen Fuhren 
werden von der Verwaltung des ftädtifchen Forſtguts gejtellt, die auch die 
Latrinenabfuhr bejorgt. Im Jahre 1897/98 Teiftete das Forftgut 5192? /a Pferbe- 
arbeitstage, für die die Erſparniß gegen die Unternehmerpreiie 4890,54 Mt. 
betrug. 

Mannheim. Die ftäbtifche Abfuhranitalt, in der das gefammte Reinigungs: 
weſen der Stadt fonzentrirt it, ftellt auch joweit möglich aus ihrem Fuhrparke die 
erforderlichen Zuhren. 1894 betrug die Zahl der Pferde 84, 1899 124. Zahl 
der Fuhrknechte 69. — Mit dem Fuhrparke ift eine Schmiede, Sattlerei und 
Wagnerei verbunden. 

Freiburg i. B. Städtiſche Abfuhranjtalt wie in Mannheim. 

Mainz. Der ftädtiihe Fuhrpark beſorgt die Latrinenabfuhr, die Straßen: 
reinigung, Die Hausmüllabfuhr u. |. w. Die Zahl der Pferde betrug 1898/99 
18, die 1338'/, Zweiſpänner- und 1827 Ginfpännertagwerfe leifteten. Die 
Koſten der Pferbehaltung betrugen 25203,59 ME., gegen die Forderungen 
der Unternehmer ergab ſich eine Eriparnig von 12069,35 Mk. „Troß ber 
herrſchenden, jchweren Krankheit (Bruftieuche bei 18 Pferden) trat hierbei die 
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Nentabilttät des Betriebs mit eigenen Pferden und deſſen Nothwendigkeit auf 
das Glänzendfte zu Tage.” Verwaltungsberiht 1898/99, ©. 132. In Folge 
zu hoher Forderungen der YFuhrunternehmer übernahm die Deputation für 
Reinigungswejen die Hälfte der Abfuhr des Straßen- und Hausfehrichtes 1898 
in eigene Regie. Es wurden 6 Pferde beichafft. Kojten der Abfuhr 10 808,18 ME., 
Forderungen der Unternehmer 13800 ME., aljo Eriparnig 2991,82 Mt. Die 
Stlagen über die Ausführung der Abfuhr haben fich bedeutend vermindert. 

Leipzig. Die 28 Pferde (1898) bes Marſtalls werden bei der Straßen: 
reinigung beziehungsweife Beiprengung u. ſ. tw. beſchäftigt. Die Unterhaltungs» 
foften für ein zweilpänniges Geſchirr jtellten fi) auf 10,02 ME. pro Tag, für 
ein einjpänniges auf 6,51 ME. Der Unternehmerpreis beträgt feit 1. Juli 1898 
13 ME! Alſo eine bedeutende Differenz zu Gunfter der ftäbtiichen Pferde— 
haltung. 

Dresden. Der jtädtiiche Marjtall dient den Zwecken der Straßenreinigung, 
der ‚Feuerwehr und für die Beipannung der Leichenwagen. 1888 beftand er 
aus 46 Pferden, von denen 12 ausjchließlih für die Kehrichtabfuhr beftimmt 
iind, 1894 aus 61 Pferden. 1895 wurde der größere Theil der Kehricht— 
abfuhr an Privatunternehner vergeben, und die Entwidlung des für Die 
ſtädtiſchen Finanzen jehr vortheilhaften Marftallbetriebs, durch den bisher die 
geſammte Abfuhr des Straßenkehrichtes bejorgt worden war, Hindernd unter: 
brohen. Troßden warf das Ilnternehmen 1896 einen Reingewiun von 
44,97 Prozent ab. (Bergleichhe Verwaltungsbericht 1896, IL, ©. 344.) 

Ghemnig. Der Marftall dient den gleihen Zweden wie in Dreöben, 
aljo der Leichenbeförderung und der Fuhrleiftung für die Bauverwaltung. Er 
beitand 1898 aus 16 Pferden; dad Perfonal aus 8 Kutſchern. Der Ueber: 
ihuß betrug 8708,78 ME. 

Stuttgart. Nach lebernahme der Straßenreinigung ſeitens der Stadt 
erwies fi) dad Worhandeniein eines möglichſt wenig wechſelnden Perſonals 
und Prerbemateriald zur Nachtabfuhr des Straßen: und Haudfehrichtes als 
nothwendig. Es wurden daher im zweiten Betriebsjahre 9 Negiepferde an- 
geihafft und ihre Zahl im Laufe der Jahre auf 17 vermehrt. Die Folge 
des Negiebetriebd war eine beträchtlihe Verminderung der Koſten. Grit im 
Jahre 1897/98 übertrafen die Koſten der Pferdeitellung mit 102729,35 Mk., 
wovon 36604,15 ME. auf die Negiepferde, 66125,20 ME. auf die Unter: 
uehmerpferde entfallen, den Betrag von 99939,56 ME., der 1891/92 allein 
an die Unternehmer gezahlt wurde, trogden das anfallende Quantum Straßen: 
und Hauskehricht in den acht Jahren bedeutend gewachſen ift. 

Wenn twir von Dresden und Chemnitz mit ihrer eigenthümlichen Ber: 
bindung des Leichenfuhrweſens mit dem übrigen Fuhrweien abjehen, jo it 
die Hauptaufgabe des ftädtiichen Fuhrparfes die Straenreinigung (inklufive 
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Beiprengung) und die Abfuhr des Hausmülld; erft in zweiter Linie dienen 
fie den Bebürfniffen der Bauänıter und fonftigen Verwaltungen. In einigen 
Fällen, die in unjerem Materiale ausführlicher behandelt find (Köln, Mainz, 
Stuttgart und andere), jahen fid die Städte durd die mangelhaften Leiftungen 
ber Unternehmer einerfeit3 und die fortgeiegte Steigerung ihrer Preiſe anderer: 
jeitö gezwungen, die Abfuhr in eigene Negie zu übernehmen. Auch Die 
llebernahme des gejanımten Reinigungsweſens feitens der Stadt hat eben 
dahin geführt. Die Refultate waren in den meiften Fällen jehr günftige (ver- 
gleihe Mainz, Stuttgart, Königöberg u. j. w.). Es wurden ganz beträchtliche 
Griparniffe gemadt. Der andere Bortheil dabei war die Sicherheit geregelter 
ordnungsmäßiger Abfuhr, die bei den Unternehmern oft genug nicht einmal 
durch Strafen fich erreichen ließ. War nun einmal dur die Befriedigung 
der Bebürfniffe der Straßen: und Hansfehrichtabfuhr der Kern eines Fuhr: 
parfe3 gejchaffen, jo lag nicht3 näher, als das geſammte Fuhrweſen der Stadt 
um denſelben zu friftallifiren. Der ſtädtiſche Fuhrpark übernahm die Stel- 
lung von Fuhren für alle ftäbtifchen Verwaltungen, theil® und haupfſächlich 
aus dem eigenen Pferdentateriale, theild, und zwar im Weſentlichen nur zur 
Ergänzung, aus dem der privaten Internehmer. Die ſtädtiſchen Fuhrparts 
zeigen uns das Bild fortgejegter Entwidlung, zum Theil rapider Zunahme, 
Ihr Pferdebeſtand und damit das Bereich ihrer Thätigfeit wachſen fortgejekt. 
Wo fie noch nicht im Stande find, alle erforderlichen Fuhren zu ftellen, werden 
ihnen vorzüglich die Eleineren Fuhraufträge zur Erledigung überwiefen, bei 
denen die Kontrolle des Ilnternehmers ſchwierig ift, durch eine zentralijirte 
Organifation des ganzen Fuhrweſens aber dad Zufammenfaflen verjichiedener 
Fuhrleiſtungen zu Geſpanntagwerken mit Vortheil und pefuniärem Erfolge ſich 
leicht erzielen läßt. Lieber überträgt man in diefem Falle große einheitliche 
Leiftungen, wie zum Beijpiel die Abfuhr des Hausmülls (vergleiche Frank— 
furt a. M.), den privaten Unternehmern. Je zentralifirter das ftäbtiiche Fuhr— 
wejen, bejto größer feine Betriebsficherheit und deſto größer feine finanziellen 
Erfolge. 

An das Fuhrunternehmen werden dann, wie zum Beifpiel in Mannheim, 
die Hilfsbetriebe der Schmiede, der Sattlerei, der Wagnerei mit Erfolg ans 
gegliedert. Auch die Verbindung mit einem Gutsbetriebe, der wie in Kaffel 
das Futter für die Pferde liefert, hat fih als vortheilhaft erwielen. 

Es bleibt num nocd die Frage nad) dem endgiltigen Verbleibe der ab» 
gefahrenen Haus: und Straßenabfälle übrig, eine Frage, deren Beantwortung 
mit ber Größe der Städte immer jchiwieriger wird. Cine Eleine Stabt mit 
zentralifirter Abfuhr findet leicht in der näheren Umgebung geeignete Ablabe- 
pläge, auf denen fie den abgefahrenen Haus- und Straßenfehricht mit den 
Fäkalien zu einem mehr oder weniger werthvollen Kompoſtdünger zu ver: 


zu ‚en 


arbeiten vermag. Die Abfuhrkoften find bei den geringen Entfernungen gering 
und werden durch den Erlös aus dem Kompoftbünger oft zum guten Theile 
gebedt. Auch bei Mittelftädten find die Schwierigkeiten noch überwindbar. Bei 
den Großftädten enthüllt fih das Problem mit all feinen Stadeln. 

Die Grundfäge, welche für die Befeitigung des Kehrichtes und der übrigen 
ftädtifchen Abfälle (Hausmüll) vom hygieniſchen Standpunkte aus aufzuftellen 
iind, waren auf der 19. Verſammlung de „Deutichen Vereins für öffent: 
liche Gejundheitäpflege” in der folgenden Weile formulirt worden (Referenten 
Reinde und Meyer): 

„i. Gegen die landwirthſchaftliche Verwerthung des Kehrichtes bejtehen feine 
bugienifchen Bedenken, wenn derſelbe gleich untergepflügt oder bei feiner pro: 
viforifchen Lagerung fo verarbeitet oder mit Erde bededt wird, daß ein Verwehen 
oder Berftauben feiner Beſtandtheile ausgefchloffen ift. 

Eine längere Lagerung des Kehrichtes ohne landmwirthfchaftliche Verwendung 
und insbefondere eine Anhäufung desfelben auf Pläten, welche früher oder fpäter 
zur ftädtifchen Bebauung herangezogen werden könnten, iſt unftatthaft. 

Auch muß ficher verhindert werden, dab Lumpenſammler Theile desfelben 
in die Stadt und in den Berfehr zurückbringen. 

2. Wo Ddiefe Bedingungen nicht erfüllt werden können, wo die Landwirth— 
ihaft nicht im Stande ift, die Mengen des ftädtifchen Kehrichtes zu bemältigen, 
wo die landwirthichaftliche Verwerthung für die Städte zu Eojtfpielig wird oder 
wo Gefahr befieht, daß zu Epidemiezeiten die Abnahme des Kehrichtes auf 
Schwierigkeiten ftößt, da empfiehlt fich die Verbrennung desfelben nach englifchent 


Mufter.” 

In diejen Leitfägen, die im Wejentlichen die Grundfäge für eine rationelle 
Verwerthung des Kehrichtes enthalten, ijt auch die Bedeutung der fanitären 
und landiwirthichaftlihen Momente, die fich bei diejer ‘Frage, wie bei ber 
Ftage der ftäbtifchen Abfuhr überhaupt, widerftreiten, in der richtigen Weiſe 
gekennzeichnet. Nur Vertreter der Landwirthichaft, die überall mit einer be— 
wundernöwerthen Gleichgiltigfeit gegen alle anderen Intereſſen auögeftattet 
find und die Aufgabe der Städte darin zu ſehen jcheinen, guten und billigen 
Dünger für die Landwirthe zu produziren, werden beftreiten wollen, daß in 
erfter Linie die Nüdficht auf die öffentliche Gejundheit der Städte zu ftehen 
hat. Thatfählid enthält dev Haus: und Straßenfehriht mehr organische 
Abfallftoffe, ald in den menschlichen Grfrementen und im Abwaſſer zuſammen 
enthalten find. Die Gleichgiltigkeit, mit der man früher vom hygieniſchen 
Standpunkte aus den Haus- und Straßenfehricht betrachtet hat und noch be— 
trachtet, ift daher durchaus nicht berechtigt. Diefer Frage follte eine viel größere 
Aufmerkſamkeit zugewendet werben. Cine ganze Neihe von Schwierigkeiten 
ftellen ſich nun der Verwerthung der ftäbtiichen Abfälle in den Weg. Da ift 
zunächſt die Erjcheinung, daß der Hausfehricht in dem Maße an Dungmerth 
verliert, als die Städte ihre Schwenmfanalifation zur Wollendung bringen, 

Hugo, Deutfhe Städtevermaltung. 7 





>. —— 


weil die früher häufig ihm beigemiſchten Fäkalien nunmehr von diejer abgeleitet 
werben. Gbenfall3 gering ift der Dungmwerth de3 auf den Makadamftraßen 
der Außenbezirfe zufammengefegten Straßenfehrichtes, der nur auf lebhaften, 
asphaltirten oder gepflafterten Straßen werthvoller iſt. Diefen Thatfachen 
gegenüber finft natürlich die Bereitwilligfeit der Landwirthichaft, den Kehricht 
abzunehmen, geichweige denn für denfelben größere Summen zu bezahlen. 
In dem Mahe wie die Nachfrage nah Kehricht ſinkt, müſſen fich außerhalb 
der Stadt große Maſſen von Kehricht auf den Lagerplägen aniammeln, die 
befonders im Sommer bie Luft in der jcheußlichiten Weife zu verpeiten pflegen. 
Kein Wunder, daß fich anliegende Gemeinden, auf beren Gebiet ſehr häufig 
ſolche Abladepläge eingerichtet werden, aufs Energiſchſte weigern, die Abfälle 
der Großſtädte aufzunehmen. In Zeiten von Gpidemien geht das jo weit, 
daß, wie dies in Hamburg 1892 geichah, die Landgemeinden mit Gewalt 
die Abladung des von ihnen jelbit beftellten Kehrichtes zu verhindern ſuchen. 
Die ftädtiichen Verwaltungen ftehen damit vor der Stalamität der Ablade— 
pläge. Wo fie ſuchen, wenn das Stadtgebiet nicht groß genug ift, um fie 
weit genug von den bebauten Bierteln anlegen zu können? Und bei dem 
rajhen Anwachſen der Städte wird dad Stadtgebiet in den meijten Fällen 
zu Klein jein. Iſt aber eine jolche menichenfreundlihe Gemeinde gefunden, 
jo jtarren den Städten die ftetig wachjenden Transportkoiten entgegen und 
laffen jie aus bebrängter Seele den Wunſch nad einem einfachen Verfahren 
erheben, da3 fie von den landbwirthichaftlihen Plagegeiftern zu befreien und _ 
die ungeheuren Transportkoften zu verringern vermag. Am brennenditen, nicht 
nur in Folge der ungeheuren Mengen des anfallenden Kehrichtes, ſondern 
aud nicht minder in Folge der unglaublichen Gleichgiltigkeit, mit der die 
jtädtifchen Stollegien der Müllabfuhr gegenübergeltanden und immer und immer 
wieder die Verpflichtung der Stadt, für eine Organifation derfelben zu forgen, 
von ſich abgewiejen haben, ift ohne Zweifel die Frage der Müllabfuhr in 
Berlin. Cine kurze Darftellung diefes Problems ift nicht nur von be= 
jonderem Iofalen, jondern auch von allgemeinem Intereſſe. Es find die gleichen 
hugieniihen Schwierigkeiten, mit denen überall die Großftädte zu kämpfen 
haben. Nur einen Vortheil beſitzt Berlin vor einer ganzen Neihe anderer 
Städte, die äußerſt günftige Schiffsverbindung, die gerade bei der Müll: 
abfuhr, wo es ſich um den Transport großer, wenig werthvoller Maſſen 
handelt, von hervorragender Bedeutung it. 

In Berlin ijt die Abfuhr des Hausmüll allein Sache der Hausbeſitzer; 
die Stadt hat bisher jret3 mit einer Energie, die einer beſſeren Sache würdig 
wäre, die Verpflichtung, für eine geregelte Miillabfuhr zu ſorgen, von ſich 
gewiejen. Bis zum Jahre 1887 war nun die Befeitigung des Hausmülls 
die einfachite, die man ſich denken konnte. Oeffentliche Abladepläge eriftirten 
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nicht, und die direkte Folge davon war, daß der Hausmüll von den Kutſchern 
überall da abgeworfen wurde, wo dies unbeobachtet geſchehen konnte. „Die 
Wiederreinigung von verunreinigtem Straßenterrain verurſachte der Stadt- 
gemeinde nicht geringe Sorgen und Geldkoſten.“ Auch weigerten ſich die Nachbar— 
gemeinden von Jahr zu Jahr entjchiedener, die Berliner Hausabfälle auf 
ihrem Gebiete abladen zu laflen. In dieſer Nothlage entſchloſſen fich Die 
jtädtiichen Behörden endlich dazu, drei öffentliche Abladepläge einzurichten. 
Die Einnahmen aus dieſer Einrichtung jollten die Sloften deden. Die Frequenz 
der Abjuhrpläge war von Anfang an eine jehr rege. 1888/89 wurben bereits 
49763 Fuhren angefahren; 1894/95 erreichte die Frequenz ihren Höhepunkt 
mit 55985 Fuhren. Die Gebühren betrugen anfänglih 60 Pfg. für die 
zweifpännige und 40 Pfg. für die einjpännige Fuhre; ftiegen aber im Laufe 
der Jahre bis auf 3 beziehungsweiſe 2 Mi. Die Gebührenhöhe blieb ohne 
Einfluß auf die ‚Frequenz, da die Abfuhrunternehmer durch entiprechende Ver— 
größerung ihrer Wagen von 2 bis 3 Kubikmeter auf 13 Kubikmeter Inhalt 
derielben zu begegnen mußten. Bereits im Jahre 1894/95. war der Ablade- 
plag III bei Stralau überfüllt und mußte zeitweilig gefchloifen werden. Die 
Abräumung des Platzes koftete allein 130800 ME., das heißt verichlang die 
Gebühreneinnahme der legten zwei vorausgehenden Jahre. Allmälig dänmerte 
den ftäbtifchen Behörden die Erkenntniß auf, daß ſich „die hiefigen Ablade— 
pläge auf die Dauer nicht halten fönnten*. Sie erwarben daher bei Spreen: 
hagen am Oder-Spreekanal ein 90 Hektar großes Terrain und legten auf 
demielben einen öffentlihen Müllabladeplag an. Die Verſchiffung wurde an 
einen Unternehmer für 1,90 ME. pro Tonne vergeben, der dafür das Ein— 
laden jowie dad Ausladen und Verfahren des Hausmülls beforgt. Es wurden 
transportirt: 1894/95 37 Schiffsladungen mit 4759 Tonnen, 1895/96 
427 mit 58030 Tonnen und 118086,76 ME. Koftenaufwand, 1896/97 
272 Shiffsladungen mit 37194,7 Tonnen und 62 712,36 ME. Koftenauftwand, 
1897'98 56 mit 9516 Tonnen. Die ftädtiihen Abladepläge erwieſen ſich troß 
wiederholter Gebührenerhöhungen als keineswegs jehr vortheilhafte Anlagen. 
1894'95 betrug ihre Schuldenlaft bereitö 158437 Mk., 1895/96 239564 ME., 
1896/97 377 080,95 ME. und 1897/98 405 861,56 Mk. Den rapide fteigenden 
Ausgaben gegenüber jah die Stadt feine andere Nettung, als eine nochmalige 
Grhöhung der Tarifſätze. Um der Vergrößerung der Kaſtenwagen zu begegnen, 
wurde der Sag nunmehr pro Tonne Müll auf 2 ME. beftimmt, jo daß eine 
mweilpännige Fuhre auf 6 bis 7 ME fam. Die unmittelbare Folge dieſer 
Tarifirung war eine ganz außerordentliche Abnahme der Frequenz. Bereits 
159596, wo der Tarif auf 3 beziehungsweile 2 Mk. erhöht worden war, 
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betrug die Zahl der Fuhren nur mehr 37398, die Ginnahmen aber 109765 Mt. 
gegen die entiprehenden Ziffern von 55985 Fuhren und 76347 Mi. Ein: 
nahme im Borjahre. Im folgenden Jahre 1896/97 ſank die Fuhrenzahl aber 
auf 16335 und die Einnahme auf 60740,80 Mt. Die finanziellen Ver: 
hältniſſe des Abladegeichäftes verichlechterten fich alſo ganz bedeutend gegen 
früher, und trog ber Hoffnungen des Verwaltungsberichtes von 1896/97 auf 
einen Umſchwung, bat die Verichlehterung angehalten. 1897/98 janfen die 
Ginnahmen auf 22078,50 ME, e8 wurden nur noch 5715 Fuhren Müll 
abgeladen und 9516 Tonnen verihifft. Die ſtädtiſche Abladepolitif hatte ſich 
als bankerott herauögeftellt. Der VBerwaltungsberiht für 1897/98 will allers 
dings über dieſe Vorgänge noch fein abjchließendes Urtheil abgeben. Es find 
nah ihm jogar Ausfichten vorhanden, daß fi die Sachlage zu Gunjten 
der Abladepläge ändern wird. Unterdeſſen hatte ſich aud) der Widerſtand 
der in der Imgegend Berlins belegenen Gemeinden gegen die Miüllablage- 
rungen innerhalb ihrer Gemeindegrenzen verihärft. Am 1. Oftober 1898 
trat eine Verordnung ber Regierung in Potsdam in Kraft, welche jede Müll: 
ablagerung in den Streifen Teltow, Niederbarnim, Charlottenburg und Spandau 
verbot und für das Berliner Vorortgebiet ſehr icharfe Beſtimmungen erließ. 
Die unmittelbare Folge dieſer Beichränfungen war eine Steigerung der Abfuhr: 
preife für die Haußbefiger jeitens der Abfuhrunternehmer. Für die Stadt 
Berlin bedeutete die Verordnung, welche nur den von Papierreiten gereinigten 
Straßentehricht freigab, die Unmöglichkeit, den Straßenkehricht auf einem von 
ihr befonders angelegten Grundftiide in Treptow abzuladen. 

Auch unjere anderen Großjtädte, wie Breslau, Köln, Münden, Stutt- 
gart u. ſ. w., befinden fi in der gleichen Lage wie Berlin. Sie haben es 
aber für ihre Pflicht gehalten, für die Abfuhr des Hausmülls zu ſorgen, 
und weiſen dieje wichtige hygieniſche Aufgabe nicht den Hausbefigern zu, noch 
ziehen fie fi) auf ben allerdingd jehr bequemen Standpunft der prinzipiellen 
Inthätigfeit zurüd. Aus dieſer Noth veripricht das in engliſchen Städten 
mit größtem Grfolge eingeführte Verbrennungsverfahren auch die deutichen 
Städte zu befreien; doch ift bis jegt allein Hamburg dem englifchen Beiſpiele 
gefolgt, während man in den anderen Städten noch nicht über das Stadium 
der Verſuche hinausgefommen: ift. 

Hamburg übernahm mit der Neuordnung der Straßenreinigung und 
Kehrichtabfuhr vom 1. Januar 1886 die Straßenreinigung in eigene Regie, 
überließ dagegen bie Lieferung der Pferde für die Beſpannung der Wailer- 
wagen und Kehrmaſchinen, jowie die Abfuhr des Straßenfehrichtes und Haus: 
unrathd auf fünf Jahre großen Transporiunternehmern. Schon in dieſer 
Periode wuchſen die Schwierigkeiten, die ungeheuren KHehricht: und Müllmaſſen 
auf "dem, Lande. unterzubringen, jo gewaltig, daß man auf eine bedeutende 
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“Erhöhung der Forderungen der Unternehmer gefaßt fein mußte, Bei ber 
zweiten Ausjchreibung im September 1889 verdoppelten die Unternehmer 
auch thatlählih ihre Forderungen von 216000 Mk. auf 423000 ME. pro 
Jahr. Troßdem ſchon damald durch frühere Studien des Inſpektors der 
Straßenreinigung, Richter, die Bedeutung der Verbrennungsöfen flargeftellt 
und auch der Nachweis geliefert worden war, daß die Koſten Feine größeren 
fein würden, blieb es doc vorerft noch bei dem alten Syſtem. Grit die 
Cholera von 1892 bradte die Entiheidung. Während berjelben brad das 
ganze bisherige Syſtem der Müllabfuhr zufammen. Die Landgemeinden 
meigerten fih, den Hamburger Unrath in ihre Bezirke aufzunehmen, und die 
Stadt war gezwungen, den Müll theilö auf dem eigenen Gebiete unter großen 
fanitären Gefahren abzuladen, theils unterzupflügen, theild auf offenem Felde 
zu verbrennen. Diejen Uebelftänden gegenüber vermochten die in der Bürger— 
ihaft figenden Vertreter der landwirthſchaftlichen Intereſſen, der Transport: 
unternehmer und des alten Syſtems ſich nicht zu behaupten, und jo wurde 
denn am 12. Juli 1893 die Errichtung einer Verbrennungsanftalt beichlofien, 
die Zufuhr aber aud in Zukunft an die Unternehmer vergeben! 

Der eine Kontraft übertrug aljo den Unternehmern die Abfuhr zu der 
Verbrennungsanitalt für die innere Stadt mit 301000 Einwohnern für 
315 ME. pro Jahr und 1000 Einwohner; der Hausunrath der übrigen 
Stadtteile wurde wie bisher abgefahren für 312,50 beziehungsweiſe 366 ME. 
vro Jahr und 1000 Eimwvohner. 

Ende 1895 wurde die Verbrennungsanftalt, nachdem ſich die von ber 
engliihen Firma Horsfall Co. gelieferten Defen im Großen und Ganzen in 
einer Theilanlage bewährt hatten, in Betrieb genommen. 

Die an der Südoftgrenze des Zufuhrgebietes belegene, fir Land und 
Baflertransport gut zugängliche Anftalt befteht, wenn wir von den Ber: 
waltungsgebäuden abjehen, aus der Ofenanlage mit Majchinen= und Keſſel— 
haus und der Schladenbrehanlage mit dem Siebwerfe. 

Die Dfenanlage (36 Zellen) befteht aus zwei vollftändig getrennten 
Syſtemen, bon denen jedes für ſich im Betriebe erhalten werden kann. Je 
5 Zellen find zu einer Gruppe vereinigt. Weber jedem Zellentraft bewegt jid) 
em eleftriicher Lauffrahn, der die Wagentaften auf die Ofenplattform fiihrt 
und dort entleert. Die Füllung der Defen findet von oben alle 1'/ Stunden 
tat. In den gleichen Zeiträumen werden die aus glühender finternder Schlade 
und Aſche beftehenden Verbrennungsrückſtände von den Noften entfernt. Die 
oben eingefiillten Unrathmaſſen werden in dem jchräg geneigten Einfüllkanal 
porgetrodnet und rutichen langſam der Verbrennungsitelle zu. Die Rauchgaſe 
des Feuers, ſowie die Dämpfe und Vergafungsprodufte des Unrathes auf 
dem Trodenherbe werden durch Löcher in eine über dem Feuer liegende zweite 
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Verbrennungskammer geleitet, an deren glühenden Wänden fi die verbrenn— 
baren Gaje entziinden. Von hier gelangen die Rauchgaſe durd die zwiſchen 
den Defen angeordrreten Rauchkanäle und ſenkrechten Schlote in die beiden 
Dauptrauchfanäle der Zellentrafte, die fie in das Keſſelhaus leiten. Hier dienen 
diejelben zur Heizung zweier Dampffeilel, durd; die zwei Dampfdynamo von 
je 40 Bferdefräften betrieben werben. 

Die jo gewonnene eleftriijche Energie jeßt die beiden eleftriichen Krähne, 
Ventilatoren, die Schladenbredhanlage mit Siebwerk und die Beleuchtung der 
Anftalt in Gang. Trogdem fteht noch ein Wärmeüberjchuß von circa 100 Pferde— 
fräften zur Verfügung. Unterftütt wird die Wirkung des natürlihen Schorn= 
jteinzuge8 noch durch ein Trodenluftgebläfe, das aus zwei Zentrifugalventila- 
toren befteht. 

Die aus den Oefen geräumten Schlafen, circa 48,2 Prozent der Maſſe 
des Unrathes neben 11,3 Prozent Aiche, werden nah Abkühlung in die 
Schlackenbrechanlage und das Siebwerf gebracht, hier gebrochen und nad) drei 
Größen gefiebt. Die Metalltheile werben während des Prozeſſes auögeleien. 
Das ſämmtliche Material wird zum Preiſe von 1 ME. pro 1000 Kilo: 
gramm loco Anstalt verfauft und findet ſtets Abſatz. Das feine Korn erjegt 
den Sand, dad mittlere den Kies. Die Schladen können auch zermahlen zur 
Mörtelbereitung dienen. 

Die Herftellungsfoften der Anftalt ftellten fi) auf 480000 Mi., wovon 
51000 ME. auf Fundamente, die eigentlihe Verbrennungsanlage auf 
309000 ME., die Schladenbrechanlage auf 19000 ME. kommen. Für eine 
Anlage von 36 Zellen, von denen jede eine durchichnittliche Tagesleiftung * 
von 7000 Kilogramm zu leiſten vermag, würde bei 313 Arbeitstagen eine 
Berbrennumgsleiftung von circa 78876000 Kilogramm Unrath anzunehmen 
fein. Die Gejammtbetriebstoften würden ſich darnad) in folgender Weiſe 
berechnen : 


Verzinfung und Amortifation -. . » 2 2 2 2 2220. 0243 Mt. 
Unterbaltung . . . . ... 0,2038 = 
Kleine Materialien (Roblen, Scmier und. Fupmateria) 0,051 = 
Gehalte und Löhne . . . . F 142658 
1,762 Mt, 


Davon find abzuziehen für Erlös aus Schladen 61523 Mt, 
und aus alten Metall 2400 Mi., fowie der Werth der 
überfchüffigen Wärme von 100 HP. (9012 Marl) . . 0,925 » 
fo daß alfo die Reinunkoſten auf 0,837 ME. 
zu berechnen find. 


* Am Betriebsjahre 1896/97 wurden 47327693 Kilogramm verbrannt und 
betrug die tägliche Leiftung der Zellen durchſchnittlich 6406 Kilogramm. 
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Da aber in Hamburg die Anftalt nicht ganz ausgenügt und die über: 
ſchüſſige Wärme nicht verwerthet wurde, jo ftellten ſich die thatjächlichen Be: 
triebsfoften auf 1,441 ME. pro 1000 Kilogramm Unrath.* 

Wir haben jchon oben darauf Hingewielen, welches Intereife die Haus— 
beiger an einer Webernahnte der Straßenreinigung feitens der Gemeinde haben, 
und wie jie ihren übermächtigen Einfluß in den ftädtifchen Behörden in diefent 
Sinne ausgenügt haben. Es war ihnen aber nicht nur darum zu thun, die 
Ausführung der Straßenreinigung auf die Gemeinde überzumälzen, jondern 
no niel mehr darum, diejer auch zugleich die Koſten aufzulaften. Das tft 
ihnen auch in weiter Ausdehnung gelungen. So beihloß zum Beifpiel der 
Berliner Gemeinderatd am 2. Januar 1851, die Straßenreinigung „für 
immer” den Gigenthümern ohne jede Gegenleiftung abzunehmen, und Werjuche, 
in den fiebziger Jahren bei der Uebernahme der gefanunten Straßenreinigung 
jeitend der Stadt die Hauöbefiger zu den gewaltigen Koſten heranzuziehen, 
ihlugen fehl. In Nord» wie Süddeutſchland gleihermaßen (in Berlin, 
Charlottenburg, Frankfurt a. M., Karlsruhe, Darmitadt, Mannheim u. ſ. w.) 
nahmen zahlreihe Städte den Hausbefigern die unwillkommene Laft der Straßen 
reinigung ab und bürdeten damit den Stabtfajfen Hunderttaufende auf. So 
weit geht die Macht der Hausbefiger, daß die bei der llebernahme ber Straßen: 
reinigung jeitend der Städte neu eingeführten Gebühren nach wenigen Jahren 
aufgehoben wurden. So erhob zum Beilpiel Köln (DOrtöftatut vom 21. März 
1895) eine Gebühr von 25 Pf. pro Quadratmeter Fläche bis zur Straßen: 
breite von 5 Meter, darüber hinaus 20 Pf. Durch Beihluß der Stadt: 
verordneten wurde diefe Gebühr 1898 aufgehoben, obſchon diejelbe 1897 
243947 ME. ergab. 

Selbit da, wo Gebühren eingeführt worden find, haben die Hausbefiger 
es veritanden, aus ber llebernahme der Straßenreinigung jeitens der Stadt 
einen pefuniären Vortheil für fich zu ziehen. Es gelang ihnen, die Höhe der 
Gebühr ſo feftzufegen, daß die Selbitkojten dadurch nicht gebedt wurden und 
ein Theil derjelben aljo von der Stadtfalle getragen werden mußte. Das gilt 


* Brir, Die Belämpfung der Infektionskrankheiten, Öygienifcher Theil ©. 227, 
itellt folgende Rechnung auf. Es belaufen fich die Verbrennungstoften inklufive 
Zinfen und Amortifation der Anlage auf 1 bis 4 ME. in England. In Deutſch— 
land würde fich die Ausgabe auf 2,25 ME. pro 1000 Kilogramm Kehricht ftellen. 
Davon find abzuziehen: 

der Werth der Dampfkraft mit circa. . . . . 0,65 ME. 
der Werth der Schladen, Aſche ıc.. . » . . . 0,10—0,17 ME. 


Alſo Reinuntojten pro 1000 Kilogramm 1,45 1,50 Mt. 


Bei Horsfallichen Zellen kann diefe Summe um 30 Prozent reduzirt werden; 
das Refultat wäre dann circa 1,10 Mi. 
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zum Beijpiel für Königsberg, Stettin, Kiel, Spandau, Liegnitz, Stuttgart und 
andere Orte. Das Königsberger Ortöftatut vom 25. September 1899 
beichränft fi) daher auch von vornherein darauf, nur ein Drittel der Straßen- 
reinigungöfoften von den Hauseigenthümern zu erheben. In der Begründung 
der den Stabtverorbneten vorgelegten Entwürfe wird dieſe Beichränfung in 
elegiiher Weife in der folgenden Weiſe beiproden: „Wir (der Magijtrat) 
haben im Laufe der Verhandlungen mehrfach ausgeiprocden, daß wir von dem 
Grundjage nicht abgehen können, daß die Hausbefiger dafür, daß ihnen gewiſſe 
Verpflichtungen abgenommen werden, einen Theil der often übernehmen 
müffen; wir glauben es auch jegt nicht verantworten zu können, auch nur 
bei einem Verſuche — es follte zunächſt in einem Straßenzuge der Verjud) 
der Mafchinenreinigung gemacht werden — und vorübergehend, ohne einen 
ſolchen Softenbeitrag die Reinigung zu übernehmen. Iſt aber einmal die 
Majchinenreinigung eingeführt, jo wird Niemand mehr von derjelben abgehen 
wollen, und wir würden, wenn nad Ablauf cine Jahres die Verfammlung 
wieder eine Koftenbetheiligung der Hausbeſitzer ablehnt, genöthigt fein, gegen 
unjere lWeberzeugung die ganzen Koften den Steuerzahlern aufzuerlegen, um 
nicht genöthigt zu fein, wieder zur Befenreinigung zurüdzufehren. 

Wir find mun aus dem Laufe der Verharidlungen zu der Leberzeugung 
gefommen, daß zwei Punkte die Verfammlung (die Stadtverordneten) bewogen 
haben, das Ortsjtatut nicht anzunehmen, das ift erſtens die Aufbringung der 
Koſten ... 

In der Koſtenfrage kommen wir den Wünſchen der Verpflichteten inſofern 
entgegen, als wir die im 8 7 feſtgeſetzten Koſten zu zwei Dritteln auf die 
Stadtgemeinde übernehmen und nur ein Drittel den Hausbeſitzern auferlegen 
wollen...” Dieſe Klage des Magiftrats ift höchſt charakteriftiich und beweift 
unjere Behauptung aufs Schönfte. Nur in Dortmund (Ortöftatut vom 
21. Dezember 1892) ift die Gebiührenhöhe derartig geregelt, daß fie bie 
Selbitkoften det. Nah 8 5 des Ortsſtatuts werden nämlich die Grund— 
preife alljährlich) nad) dem Betriebsergebniß des Vorjahres in der Höhe feit- 
gelegt, dat die Auslagen, welche der Stadtgemeinde erwachſen, gededt werben. 
Auch das Kieler Negulativ vom 30. September 1892 beabfichtigt, die durch 
die Straßenreinigung entitandenen Koften auf die Haußbefiter zu vertheilen; 
indem es aber einen Marimalbetrag von 4,5 Pf. pro Quadratmeter und 
wöchentlichen Neinigungstag feitfegt, erreicht es feinen Zweck nicht. 

Der Maßſtab der Gebühr ift ein verichiedener. Jun Stettin, Dresden, 
Stuttgart, Münden u. ſ. w. wird eine einheitliche Gebühr für den Quadrat: 
meter Straßenfläche feitgejegt, deren Höhe in dem verichiedenen Städten von 
15 Pf. bis 1 ME. ſchwankt. In Kiel wird die einheitliche Grundgebühr mit der 
Zahl der wöchentlihen Neinigungstage multiplizirt. Spandau, Duisburg, 
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Dortmund legen als Maßitab die Länge der Straßenfront des Grundſtücks 
zu Grunde Spandau berüdjichtigt dabei den Interichied von bebautem und 
unbebauten Gelände (für eriteres SO Pf. pro Quadratmeter, für Tetteres 
0 PH. In Duisburg wird die Frequenz der Straße in Betracht gezogen. 
Die Gebühr jchwanft je nach der Häufigkeit der Neinigung von 50 Bf. bis 
1,20 ME. pro laufenden Meter. Am komplizirteſten ift die Berechnung in 
Dortmund. Hier wird die Länge der Grundftüdäfront mit der Zahl ber 
Reinigungdtage verbunden und außerden für bebaute Gelände ein Zujchlag 
erhoben, der nad) der Frontlänge und der Zahl der bewohnbaren Stockwerke 
bemeſſen wird. 

Wird zum Maßſtab der Gebühr allein die Frontlänge genommen, jo bleibt 
der Breitenumnterfchied der Straßen außer Anſatz, und für den Bortheil, den 
die Lage an breiten Straßen bietet, tritt feine entiprechende Belaftung ein. In— 
ſofern trifft der Maßitab nad) der Straßenfläche das Richtigere. Allein dabei wird 
wieder der Unterjchied zwijchen den belebten Verkehrsſtraßen, die eine häufige 
Reinigung erfordern, und ben ruhigen Wohnftraßen, in denen vielleicht wöchent— 
ih nur einmal gefegt wird, außer Anja gelaffen. Gerade die Lage an einer 
Verkehrsſtraße ift aber jo werthvoll, daß eine höhere Gebühr für die Straßen: 
reinigung gerechtfertigt und mit Rückſicht auf Die Höhe der Miethen leicht tragbar 
it. Dabei ift noch zu berüdfichtigen, daß dieſe Verkehrsſtraßen meiſtens be: 
ionderes, geräuſchloſes Pflaſter (Holzpflafter, Asphaltdede) befiten. Die Reini- 
gungsfoften für derartige Pflafter ftellen fich bei Weitem höher als für das 
gewöhnliche Steinpflafter oder Makadam. Es würde fi) daher empfehlen, 
Einheitäpreife der einmaligen Reinigungsfoften pro Quadratmeter ber ver- 
ihiedenen Pflafterforten aufzustellen und diefelben mit der Zahl der wöchent— 
lichen Reinigungen in Verbindung zu jegen. Da ferner bebaute Grundftüde 
die Reinlichkeit einer Straße ganz anders in Anſpruch nehmen als unbebaute, 
io wäre ein geringerer Sak für die leßteren wohl angemefjen. Dabei fann 
ih dann die Gemeinde, wie in Dortmund, das Recht vorbehalten, Grund: 
ſtücke beſonders zu belajten, die „außergewöhnlidy große und betwohnte Hinter: 
gebäude haben, oder auf denen bejondere Gewerbebetriebe, wie Wirthichaften, 
Düdereien, Schmieden und dergleichen oder eine außergewöhnliche, die Reini: 
gungs- und Abfuhranftalt in erhöhtem Maße in Anſpruch nehmende Be— 
nügungsweije eine Erhöhung der Gebiihr oder des Zufchlags rechtfertigen“ . . . 

Gebühren für die Abfuhr des Hausmülls werden nur von fehr wenig 
Städten erhoben. Es find dies: Eſſen, Kaſſel, Wiesbaden, Spandau, Darm— 
jtadt, Münden, Nürnberg, Stuttgart, Lübeck. Der Berechnungsmodus der 
Gebühren ift in den einzelnen Städten fehr verichieden. So erhebt Eſſen 
eine Gebühr für den bewohnten Naum inklufive Küchen, Waſchküchen, Bade: 
jtuben, Speiher und Vorrathsräume. Die Gebühr foll aber den Soften- 
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aufwand nicht iüberfchreiten und wird daher alljährlih durch Beſchluß der 
Stadtverordneten feitgejeßt; im legten Jahre betrug fie 50 Pf. pro Raum. 
In Kaſſel wird die Gebühr fiir die Micheabfuhr nach der Zahl der Feue— 
rungen berechnet. Für die erjte Feuerung wird eine Gebühr von 55 Pr. 
pro Monat, jede weitere eine ſolche von 30 Pf. erhoben. Für die Ent: 
leerung von Müllgruben wird die aufgewendete Zeit in Anjag gebracht (pro 
Stunde eines Gejpanns mit zwei Arbeitern Hin» und Nüdfahrt vom Forftgut 
1,50 Mk.). Nürnberg berüdjichtigt nur die Kochſtellen und erhebt für 
jede 2 Mt. In Wiesbaden geichieht die Abſchätzung der Gebiihr von 
Fall zu Fall, wobei in erjter Linie die Quantität des Hausmülls bericfichtigt 
wird. Spandau erhebt von den Hausbefigern pro Fuhre abgefahrenen Haus: 
mülls 4,50 Mk., Lübeck 50 Pf. vierteljährlih pro Gefäß. In Darmftadt 
und Stuttgart fommt eine Gebühr nur dann zur Erhebung, wenn ein ge— 
wiſſes Freiquantum überjchritten wird, und zwar beträgt basfelbe in der 
eriteren Stadt 6 Käften für die Hofraithe, in der letzteren 25 Kubik— 
dezimeter. Für jede weiteren 25 Kubifdezimeter werden hier 4 Bf. erhoben. 
Ginen ganz abweichenden Tarif hat München. Hier wird die Gebühr für 
die Hausmiüllabfuhr nad) der Geſammthöhe der Hausſteuer feſtgeſetzt, mit 
der das gebührenpflichtige Anweſen oder Grundftiid angelegt ift oder angelegt 
wäre, wenn dasſelbe nicht aus geſetzlichen Griinden ganz oder theilweiie 
jteuerfrei wäre. Die Gebiihr beginnt mit dem Sage von 50 Pf. für Grund— 
jtiide mit einer Hausftener bis zu 5 ME. und nimmt mit wachlendem Steuer: 
fapital immer langſam zu. So fteigt fie in den Klaſſen 3 bis 11 (10 bis 
100 Mt. Haudfteuer) je um 1 ME. für je LO ME. Hausſteuer, in den Klaſſen 
12 bis 16 (101 bis 200 ME.) je um 2 ME. für je 20 ME. Hausfteuer, in den 
Stlaffen 17 bis 20 (201 bis 300 ME.) je um 2 ME. für je 25 ME. Hausftener, 
in den Klaſſen 20 bis 22 (301 bis 400 ME.) je um 2ME. für je 50 Mt. 
Hausſteuer und in den höheren Klaſſen (401 ME, und mehr) je um 2 ME. 
für je 100 ME. Hausſteuer. Die Skala weift alſo eine die großen Haus— 
bejiger bevorzugende Degreifion auf, iſt aljo aus jozialpolitiichen Gründen zu 
verurtheilen. 


E. Abverkereien. 


Die Beleitigung der Thierfabaver Liegt auch heute noch in großer Aus— 
dehnung in den Bänden privater Abdedereien, die mit der ausjchliegenden 
Gewerbeberedhtigung umd dem Abdedereizwang ausgejtattet find. Gerade bei 
diefen Inftituten, deren Kontrolle wegen ihrer Lage außerhalb der Ortichaften 
bejonder8 jchwierig tit, find Häufig die jkandalöfeiten Zuftände beobachtet 
worden, jo daß die Gleichgiltigfeit der Gemeinden gegemüber denielben als 
unbegreiflich erjcheinen müßte, wäre eben nicht die Vernachläffigung aller hygie— 
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niſchen Vorichriften ein Charakterijtitum faft aller £leinen und vor Allem aller 
ländlihen Gemeinden. Schwere Epidemien find entitanden, weil die Abdeder 
das Fleiſch der ihmen überwieſenen Thiere als Nahrungsmittel vermwerthet 
haben.* Dft genug unterhält der Abdeder einen ſchwunghaften Handelöverfehr 
in rotzkranken Pferden mit gewiſſenloſen Pferdeichlächtern,** oder ift der ftet3 
bereite Helfer, roßfranfe Pferde und anderes verjeuchtes Vieh der Kontrolle 
der Behörden zu entziehen und jo die Ausführung der läftigen veterinärpolizei: 
lihen Anordnungen den Viehbefigern zu erfparen. In hygieniſcher Beziehung 
höchſt bedenflih ift dann ferner die Fütterung von eingefangenen Hunden, 
die meiſt in der Abdecderei aufbewahrt werden, und von Schweinen, die dort 
großgezogen werden, mit dem Fleiſche ſeuchenkranker Thiere, eine Erſcheinung, 
die man oft genug beobachten kann. Die Abbedereien werden jo zu den 
„allerraffinirteften Zrichinenschweine - Ziichtungsanftalten“. Das Beſtreben 
der Abdeder, Häute und Haare milzbrandfranfer Thiere zu verwerthen, hat 
zu Icheußlihen Erkrankungen der mit der Bearbeitung der Nohmaterialien be— 
ihäftigten Arbeiter geführt. Kurz, eine gewiſſenlos oder mit der Sleichgiltig- 
feit der Unwiſſenheit betriebene Abdeckerei kann ein konſtanter, höchſt gefähr- 
liher Seuchenherd werden, der die Gejundheit der Menſchen und Thiere in 
gleicher Weile bedroht. Wenn irgendwo, jo wäre daher hier die jchärfite 
hugienifhe Kontrolle am Plate. Bei der Unmöglichkeit aber, diejelbe zu 
jeder Zeit in aller Schärfe durchzuführen, bleibt nur der einzige Ausweg, die 
Vrofitjucht der Abdeder auszujchalten, die Abdederei in den Betrieb der Ge: 
meinde zu übernehmen und den Abdeder zum feitbejoldeten Gemeindebeamten 
zu maden, eventuell jeine Bezüge jo zu regeln, daß jein finanzielles Intereſſe 
mit dem Hygieniichen Ziel zufammenfällt, nicht aber wie jet ihm wiberjtreitet. 
Gilt dies ſchon für die Landgemeinden und die fleinen Städte, jo noch viel- 
mehr für die Großſtädte. Im ihnen läßt fi) die Bejeitigung der Thier- 
leihen und die Vernichtung des ungenießbaren Fleiſches nicht mehr auf den 
MWafenplägen vornehmen. Maſchinelle, Eoftipielige Einrichtungen find noth— 
wendig, um die möglichit jchnelle, die Bevölkerung am wenigften beläftigende 
und ſchädigende Vernichtung der Kadaver zu erreichen und zugleich die größte 
finanzielle Ausbeute auf technischem Wege zu erzielen. 

Der Anlage hygienisch einmwandfreier, auf der Höhe der Technik ftehender 
Abdedereien find nun bisher eine ganze Reihe von Hinderniffen in den Weg 


* Vebrigens ijt e8 nichts Seltenes, daß an Seuchen verendete Thiere zunächſt 
vorjchriftämäßig auf dem Wafenplag verfcharrt, dann aber wieder ausgegraben 
und non der ganzen Dorfbevölferung frohen Sinne verfpeijt werden — unter 
ftillfchweigender Duldung der Ortsautoritäten, 

** Mehmer, „D.B. f.d. G.“ XIX, S. 228: „Originell ift es auch, wenn der Ab: 
deder offiziell gleichzeitig Roßſchlächter iſt.“ 
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getreten: die Schen vor den Koſten, da Abdedereien mit majchinellen Anz 
lagen — und folde können und follten nur in Betracht fommen — meift 
feine ventirenden Ginrichtungen find; die Schwierigkeiten, geeignete Pläße für 
diefelben zu finden, die der Widerſpruch der Anwohner oft genug noch ver: 
mehrt, der Anfhluß der Anftalt an das Kanalſyſtem, wo ein ſolches vor: 
handen, und an die Waiferleitung — beide gleich winnjchenswerth — vor Allem 
die in vielen beutichen Staaten noch beſtehenden mittelalterlihen Bann= 
rechte der Abdeder mit der ausjchließlichen Gewerbeberechtigung und dem 
Abdedereizwang. Die Gewerbeordnung (8 7, 2) hat diefe Rechte ausdrücklich 
zu Recht beitehen laſſen und bie Abdedereien ($ 16) nur konzeſſionspflichtig 
gemacht. Die Bannrehte find allerdings ablösbar, aber jehr häufig wegen 
der zu Hohen Forderungen der Abdeder nicht abgelöft worden, und ftellen 
ſich nun einer Hygieniichen Befeitigung der Thierfadaver im höchſten Grade 
hinderlid in den Weg. 

Wo ſolche berechtigte Abdedereien nicht beſtehen, ift die Gemeinde durch 
die Reichs- und Landeögejeßgebung berufen, für die unjchädliche Beſeitigung 
der Thierfadaver und baher für die Ginrihtung von Verſcharrungsplätzen 
(Wafenplägen) zu ſorgen.* 

Als typiſches Beiſpiel laſſen wir die Geichichte der ſtädtiſchen Abdederei in 
Münden folgen. In den fiebziger und Anfangs der achtziger Jahre hatte ſich 
die Stadt damit begnügt, die Fortihaffung und Vergrabung gefallener und 
getödteter Thiere durch Vertrag an die beiden Waſenmeiſter in Sendling 
und Taufficchen gegen einen jährlichen Zufhuß von 600 ME. zu übertragen. 
Verſuche, die Unfhädlihmachung der Kadaver ſeuchenkranker Thiere durch die 
Anwendung hoher Higegrade oder auf chemiſchem Wege gemäß der Inſtruktion 


* Preußen. Das Geſetz betreffend die Errichtung ausjchließlich zu be: 
nützender Schlachthäufer vom 18, März 1868 giebt den Gemeinden das Recht, 
das heimliche Schlachten kranker, zu Nahrungszwecken ungeeigneter Thiere zu 
verbieten und deren Vernichtung durch die Abdederei anzuordnen. Das Geſetz 
vom 12, März 1881 betreffend Ausführung des Reichsviehſeuchengeſetzes legt den 
Gemeinden und Gutsbezirken ($ 25) die Befchaffung eines geeigneten Verfcharrungs: 
plages auf. Bayern. Eine Verfügung der Regierung von Schwaben und 
Neuburg weift die Gemeinden an, Berfcharrungspläge für Thierleichen herzuftellen. 
Das Geſetz vom 21. März 1881 betreffend Reich3viehfeuchengefe überträgt ihnen 
die Verpflichtung, für die Wegfchaffung der an Seuchen gefallenen Thiere zu forgen. 
Württemberg. Nach der Minifterialverfügung vom 21. Auguft 1879 hat die 
Gemeinde für allgemeinen Gebrauch einen Wafenplag mit den erforderlichen 
Einrichtungen (Abdeckereien) zur Verfügung zu ftelen. Die Wafenmeifter find 
Diener der Gemeinde. Baden. Die Verordnung vom 17, Auguft 1865, 88 5 
und 6, legt den Gemeinden die Bejchaffung eines Wafenplates und des nöthigen 
Abdedereiperfonales auf. Ebenſo in Heffen: Verfügung vom 21. März 1880. 
Sadjen ift ohne jede Regelung. 
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des Bundesraths vom 12./24. Februar 1881 den dazu geeigneten Etabliſſements 
zu übertragen, jchlugen vorläufig fehl und der Magiftrat ſah fich gezwungen, 
die Kontrafte mit den MWajenmeiftern aud noch im Jahre 1885 zu erneuern. 
Sp wurden denn die Kadaver jeuchenfranter Thiere auf einem Grundſtücke 
von DObergiefing, fpäter von Freimann vergraben; die nicht feuchenfranfer auf 
den Wafenplägen zu Taufkirchen und Aſchheim. Die Koften waren nicht 
unbedeutend; fie betrugen zum Beijpiel 1891 4600 Mk., 1893 2846 ME. 
und 550 ME. für die thierärztliche Beichau der zur Wajenitätte Aſchheim 
gebrachten Thiere. Mit dem raſchen Fortichreiten der Bebauung innerhalb 
des Stabdtgebieted wurde es für die Stadt immer jchwieriger, geeignete Waſen— 
pläge zu finden. Die Verhältniffe wurden unhaltbar und die Stadt jah ſich 
zur Einrichtung einer majchinellen Abdederei geradezu gezwungen. 

Bereit3 am 9. Auguft 1888 ftellten die Gemeindebevollmächtigten den 
Antrag auf Errichtung einer Abdederei. Faſt fünf Jahre waren erforderlich, 
um die Schwierigkeiten, die fich der Ausführung dieſes Beſchluſſes in den 
Weg ftellten, aus dem Wege zu räumen. Gegen den auf dem Sendlinger 
Oberfelde für die Beifeitefchaffung der Kadaver vom ſtädtiſchen Schlachthofe 
ſehr günſtig gelegenen, ausgewählten Platz erhoben nicht nur die benachbarten 
Grundbefiger und die Bürgervereinigung Sendling, jondern aud das Hof— 
marichallamt des Königs Einiprud. Die königliche Staatsregierung griff 
in Folge dejjen ein und vernahm den Geſundheitsrath der Stadt Münden. 
Da fi diefer jehr lebhaft für die Errichtung einer folchen Anftalt ausſprach 
und den gewählten Plag für geeignet erflärte, jo ertheilte die Lokalbaukom— 
miffton die Genehmigung, die auch in zweiter Inftanz bejtätigt wurde. Am 
11. Januar 1893 fand die Angelegenheit durd; eine der Stadt günftige 
Minifterialentfhließung ihren Abichluß. 

Die Anftalt liegt an der Grenze des Stabtgebiete auf drei Seiten von 
Ssichtenhochbeftänden umgeben. Der die Anftalt umgebende Wald gilt als 
Schugwald und darf nicht gerodet werben. Leider ift dad Grundftüd ohne 
Anſchluß an Straßentanäle und Wailerleitung. 

Die Anftaltögebäube beftehen aus einem Dienjtgebäude mit Stallung für 
drei Pferde, einem Wagen: und Holzſchuppen, einem Stallgebäude für in 
Kontumaz befindlihe Thiere und für eingefangene, ſowie wuthverdächtige 
Hunde, ſodann aus dem eigentlichen Betriebögebäube. 

Das PBetriebögebäube hat eine Länge von 22,8 Metern, eine Breiie von 
13 Metern. Es enthält einen Schlahtraum, der für dad Tödten, Enthäuten 
und Sertheilen der Thiere beftimmt ift, den Maichinenraum mit den Pode— 
wilsihen Apparaten für die Verarbeitung der Leichentheile, ſowie ein thier- 
ärztliches Laboratorium. Das Podewilsſche Verfahren hat den Vorzug, daß 
fi) der ganze Werarbeitungdprozeß von der Einbringung der erften Kadaver— 
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theile an biß zur Herausnahme des fertigen Dingers im dampf- und luftdicht 
verfchloffenen Gefäße vollzieht und jomit jede Beläftigung der Anlieger durch 
Ausdünftungen ausgeſchloſſen iſt. 

Für Abholung, Transport und Vernichtung größerer Thiere oder Kadaver 
wird feine Vergütung erhoben, wenn diejelben der Stadt zum Cigenthum über: 
laſſen werden, anbernfall® wird Transport und Benügung der Anftalt be— 
rechnet. Bei Eleineren Thieren beträgt die Gebühr 1 Mk., bei Geflügel für 
das erſte Stück 0,60 ME., jedes weitere 0,10 Me. 

Im Allgemeinen bewegen fich die Gebühren innerhalb der durch die ge: 
meindlichen Selbitfoften gezogenen Grenzen. 

Das Perſonal der Anftalt befteht aus einem Betriebsleiter und Gehilfen, 
die Wohnung, Holz und Licht frei ſowie Taglohn von 4 Mi. beziehungsweiſe 
3 ME, erhalten. 


Drittes Rapitel. 
Die Fürforge für die Ernährung. 


„Die Erhöhung der Leben3mittelpreife, die Verwendung minderwerthiger, 
geringerer, verborbener Qualitäten hat auf die Gefundheitöverhältnifje der 
Bevölkerung einen viel verhängnißvolleren und unbeilbringenderen Einfluß, 
als ihn vielleicht verunreinigte Waflerläufe oder enge Wohnungen oder ders 
gleihen auszuüben vermögen.““ Das ijt eine Thatſache, die nicht beftritten 
werden kann, die aber vielleicht gerade, weil fie jo jonnenflar und unbeftreitbar 
it, das Intereife der Hygieniker und Verwaltungsbeamten in viel geringerem 
Grade erregt hat, ald zum Beiipiel die Einflüffe verunreinigter Flußläufe 
oder eines verunreinigten Bodens auf die Gejundheit der An- und Bewohner. 
Dazu kommt, daß die Aufgabe, die Bewohner der größeren Städte mit 
billigen und guten Nahrungsmitteln zu verjorgen, mehr eine organijatorijch- 
wirthichaftliche ift, obichon wir Dabei natürlich der Hilfe der Hygiene durchaus 
nicht entbehren können, umd vor Allem, dab fie eine unendlich viel ſchwie— 
rigere ilt. Die Produktion der Lebens: und Genußmittel und der Handel 
mit ihnen find ganz und gar von der gemeinwirthichaftlihen Grundlage 
losgelöſt und aufs Engſte in den Fapitaliftiichen, allein der Profiterzeugung 
dienenden Produktions- und Diltributionsmechanismus Hineingezogen, jo daß 
jeder Verſuch, diejelben auch nur ſtückweiſe aus dem ſchädlichen Boden heraus: 
zuheben und auf gemeinwirthichaftlicher Baſis im Intereſſe der Konfumenten 
zu organifiren, dem zähen und umerbittlichen Widerftande aller an der heutigen 
Produktionsweiſe intereffirten Kreife begegnen muß. Es kann uns baber 
auch nicht wundern, daß auf diejem Gebiete auch ſeitens der fortgeichrittenften 
ftädriihen Verwaltungen fo gut wie gar nichts geleiftet ift, und daß man 
da, mo verjuchöweije eine Regelung verjucht wurde, ein falſches Ziel im Auge 
hatte und die ungeeignetſten Mittel ergriffen hat, um die beabfichtigte Nege- 
lung zu erreichen. 

Für das Gebiet der Lebensmittelverforgung gilt, jo gut wie für alle 
Waaren, die Reihenfolge: Produzent — Großhändler — Sleinhändler — 


* 5. Hofmann auf der XVII. Verfammlung des Deutfchen Vereins für öffent: 
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Konjument, die für das heutige Wirthſchaftsſyſtem typisch if. Die Elimi- 
nation der beiden Zwiſchenglieder ift allgemein das nächite Ziel jeder genoſſen— 
Ihaftlihen Organifation. Beiläufig, fie gilt auf dem Gebiete ber Lebens— 
mittelprobuftion noch in ſehr ausgebehntem Maße, nämlich überall da, wo 
die Produkte der Iandwirthichaftlihen Produktion, wie Mil, Gemüfe u. ſ. w., 
direkt in der häuslichen Wirthichaft zum Gebrauch verarbeitet werden. Die 
Elimination kann aber noch weitergehen und den Produzenten, der in folchen 
Fällen als Zwiſchenproduzent erjcheint, ſelbſt ausichalten. Diefer Vorgang 
iſt da möglid, wo die landwirthichaftlihen Produkte die Rohſtoffe eines 
gewerblichen Prozeſſes find, in den die zum augenblidlihen Verbrauch be: 
ſtimmten Waaren probuzirt werden, In diefem Berhältniß ftehen zum Bei: 
ipiel Vieh und Fleiſch, vermittelt durch das Schlädhtergewerbe. Auch meh- 
tere Glieder können ausgeſchaltet werden, wie zum Beiſpiel in der Reihe 
Korn — Mehl — Brot. Das Mehl jpielt dann eine doppelte Nolle, e8 kann 
direft als Gebrauchsartikel dienen oder ald Nohftoff in der Brotbäderei auf: 
treten. Eine Bäcereigenoffenihaft könnte zum Beilpiel das Mehl direkt von 
der Mühle beziehen und verbaden; fie könnte aber auch noch weiter gehen, 
das Korn direft vom Produzenten faufen und danı für den eigenen Ges 
brauch vermahlen. In diefem Falle würde aber, wenn der Charakter der 
Konſumgenoſſenſchaft gewahrt bleiben joll, das ſämmtliche gewonnene Mehl 
in dem Bädereibetriebe zur Verwendung fonımen müſſen. Andernfalls würde 
mit ber Genojfenichaftsmühle nur eine weitere, nad) fapitaliftiihen Grund 
jägen, das heißt für Profit produzirende Mühle zu den bereits bejtehenden 
hinzugekommen fein. Der genoffenihaftlide Climinationsprozeß, injofern fid) 
derjelbe vom Konſum aus auffteigend zur Produktionsſphäre hin vollzieht, ift 
alfo durch die Größe des letzteren ökonomisch beichränft. Hinausgeichoben wird 
diefe Beſchränkung durch die Koalition der verichiedenen SKonjumvereine. Die 
Produktivunternehmungen der engliihen Großeinfaufsgenofienihaft find ein 
Beifpiel für die eben ſtizzirte Entwicklung. 

Die Aufgaben der ftädtifchen Verwaltung, iniofern wir diejelbe als die 
Dienerin der großen Genofjenichaft, der Stadt, anjehen, find num gerade auf 
dem Gebiete der Lebensmittelproduftion und »Diftribution außerordentlich ums 
faffende und wichtige. Auch ohne an der fpezififchen Organifation derjelben 
zunächit irgend etwas zu ändern, fann fie eine große und ſegensreiche Thätig- 
feit entfalten. Sie fol den Käufer vor Lebervortheilung ſchützen, indem fie 
verhindert, daß gefälfchte oder verdorbene Nahrungsmittel zum Berfauf fommen. 
Sie ſoll durch die Anlage von Verkehrseinrichtungen dem Lebensmittelverfehr 
geregelte Bahnen anmeijen und dafür forgen, daß der Strom des Verkehrs 
in ausreichender Stärke die einzelnen Theile des Gemeinwejens durchfluthet. 
Sie muß deshalb die geeigneten Nejervoirs fchaffen, die regellojen Bäche 
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zufammenfaffen und denjelben zuleiten und von dort aus die Fluthen in 
neuen Stanälen vertheilend über das ganze Gebiet leiten. 

Die jtädtifche Verwaltung joll aber noch mehr thun: fie ſoll ſelbſtthätig 
in die bisherige Organijation des Verkehrs eingreifen und unter jteter Be— 
rüdfihtigung ihrer Ziele und der ihr zur Verfügung ftehenden Mittel den von 
und oben gezeichneten Gliminationsprozeß beginnen. Wie weit fie denjelben 
treiben kann, auf melden Gebieten fie mit demjelben am ficheriten und er: 
folgreichiten beginnen kann, das find Fragen, auf die jpezielle Unterjuchungen 
allein eine genauere Antwort geben können. Aus denjelben werden wir aber 
allgemeinere Regeln für das Vorgehen der ftädtiihen Verwaltungen auf dem 
Gebiete der Lebensmittelverforgung und damit eine feite Baſis für die 
praktiſche Bolitif gewinnen. 


A. Märkte und Markthallen. 


Wenn ein Fremder an einem Wochenmarktstage Stuttgart beſucht, die 
prächtigen Anlagen des Schloßplates überichritten hat und ſich an dem male: 
riihen Bau bes alten Schlofjes vorbei nad) Recht? wendet, fo bietet fich ihn: 
auf ber einen Seite, umrahmt von den Prunkbauten fürftlicher Herrlichkeit, das 
überrajchende Bild eines wimmelnden Wochenmarktes dar. In der Mitte eine 
Halle aus Glas und Eijen, die Straßen um biejelbe erfüllt von Ständen, 
Kiiten und Körben und von diefem Zentrum aus überfließend in die ſich ans 
ſchließenden Straßenziige die langen Reihen der Marftverfäufer und -Ver— 
fäuferinnen. Stuttgart liegt im Zentrum einer rein Eleinbäuerlichen Land— 
wirtbichaft; feine Lebensmittelmärfte find in ihrer Zujfammenjegung typiſch 
für die heilloje Zerjplitterung, die unendliche Verjchwendung von Zeit und 
Kräften, unter denen fich der Verfehr in Marftwaaren vollzieht. Zwei, drei 
Körbe voll Gemüſe und eine Berkäuferin ijt durdaus nichts Seltenes! Ind 
dieje zwei bis drei Körbe jind vielleicht jtundenlang transportirt worden; und 
wie diefe eine Verkäuferin find noch viele aus dem gleichen Dorfe mit gleich 
winzigen Produktenmaſſen mit ihr auf den Markt gezogen. Der Markt dauert 
bis Nachmittags 1 Uhr, 2 Uhr und länger. Und die ganze lange Zeit ftehen 
dieſe Verfäuferinnen hinter ihren zwei, drei Körben voll Gemüſe, alle bejtrebt, 
ihr Produkt an den Mann zu bringen. Ueber 1000 Verkäufer, am 20. Auguſt 
1898 waren es 1202, bejuchen den Stuttgarter Wochenmarft,* der an 6 Plägen 
abgehalten wird. Bon biefen 1202 Verkäufern waren 678 — 56,41 Pro— 
zent Produzenten, 473 — 39,35 Prozent Händler und 51 = 4,24 Prozent 
zugleih Produzenten und Händler. In Stuttgart jelbit waren 340 — 50,1 Pro: 


* Vergleiche Statiſtiſche Monat3berichte der Stadt Stuttgart III 1899, Nr. 11, 
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zent der Produzenten und 261 — 55,0 Prozent der Händler anſäſſig. Die 
Uebrigen kamen aus 53 verichiedenen Ortichaften in die Stadt, von denen 
nur 23 Orte mit 254 Verkäufern in direkter Bahnverbindung mit Stuttgart 
ftanden. 42 Verkäufer aus 5 Orten hatten '/ Stunde biß zum nädjiten 
Bahnhof Richtung Stuttgart, '/e bis 1 Stunde hatten 77 Verkäufer aus 
17 Orten, mehr ala 1 Stunde 208 Berfäufer aus 8 Orten. Ueberhaupt 
waren 23 Orte mit 484 Feilbietern jo gelegen, daß die Benügung der Eiſen— 
bahn für fie nicht vortheilhafter ift, al der Verkehr zu Fuß oder Wagen.* 
Die 1202 Berkäufer brachten Waaren aus 75 Orten auf den Markt zum 
Berfauf, darunter Orte in Baden, Bayern, der Schweiz, Italien und Aegypten. 
70 Brozent der Gemüſe und Blumen, 50 Prozent des Objtes, circa 20 Pro- 
zent der Trauben famen aus Stuttgart, während Kartoffeln, Molfereiprodufte 
und Gier gauz überwiegend von Auswärts jtanınten. Damit hängt zufammen, 
daß der größte Theil des Gemüſes (73 Prozent) direkt von den Produzenten 
auf den Markt gebracht wurde und nur der fleinere Theil (22 Prozent) in den 
Dänden des Zwilchenhandels lag. Dagegen wog der leßtere im Verkehr mit 
Obſt und Kartoffeln (61 beziehungsweile 77 Prozent) ganz beträdtlih vor 
und beherrichte den Verkehr mit Molfereiproduften, Giern und Geflügel voll: 
jtändig. 

Zwei Gricheinungen müſſen wir aus unjerer Beichreibung des Stuttgarter 
Mocenmarktes hervorheben: die Größe des Verforgungsgebietes und den Mangel 
an jeder Organifation, der mit einer unfinnigen Verſchwendung wirthichaftlicher 
Kräfte verbunden iſt. Auch Stuttgart mit feinen zahlreichen Gemitfegärtnereien 
ift nicht im Stande, den Bedarf feiner Einwohner zu deden; und ebenfo wenig 
genügt dafür die Produktion der unmittelbaren Imgegend. Auffäufe durch 
Händler müſſen daher im mehr oder weniger großer Ausdehnung und in 
mehr oder weniger großer Entfernung je nach der Art der Waare ftattfinden. 
Das Zufuhrgebiet erweitert ji in dem Maße, wie die Stadt an Ausdehnung 
gewinnt. Damit bildet fi) von jelbit ein Handel heraus, der anfänglich nur 
Kleinhandel iſt und erjt jehr langlam zunächit einen Zwijchenhandel, dann 
einen Großhandel aus fich entwidelt. Dieſes Stadium hat der Stuttgarter 
Marktverfehr noch nicht erreicht. Vor Allem fällt und der Mangel an jeder 
Organifation, eine Zeriplitterung in Kleine und allerkleinfte Theile auf. Greifen 
wir aufs Gerathewohl einige Beilpiele aus dem Marktverfehr des 20. Auguft 
1898 heraus. Aus Nohrader fommen 5 Verfäufer; fie bringen zu Markte 
13 Körbe Gemüfe und 1 Korb Obft. Aus Hedelfingen kommen 22 Ber: 
fäufer, fie bringen zu Markte 61 Körbe Gemüje, 4 Körbe Chit, 45 Kilo- 


* Reider jtellt die Aufnahme des Statiftifchen Amtes nicht feit, welches Trans: 
portmittel von den Verkäufern regelmäßig benüßt wird. 
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gramm Kartoffeln, 1 Korb Beeren, 19 Kilogramm Butter, 61 Kilogramm 
Käſe. Aus Sillenbuh fommen 10 Verkäufer, fie bringen zu Markte 
23 Körbe Gemüfe, 4 Körbe Blumen, 5 Körbe Obft, 1 Korb Beeren und 
318 Gier. Bon Sillenbuch bis Nohrader find es circa 1,3 Kilometer, von 
Nohrader bis Hedelfingen circa 1,7 Silometer. Aus Neuhaufen kommen 
52 Händler, fie bringen zu Marfte 146 Kilogramm Butter, 20 Kilogramm 
Käſe, 4350 Stüd Eier, 25 Stüd Wild und 99 Stüd Geflügel. Wie man 
fieht ein Zwerghandel, der um winzige Ouantitäten in Bewegung zu ſetzen 
ein unverhältnigmäßig großes Perſonal gebraudt. Möglich wird diefer Zwerg— 
handel auch nur dadurch, daß in großer Ausdehnung die Produzenten ihre 
Waaren jelbft zu Markte bringen. Sobald die Scheidung von Händler und 
Produzent eintritt, wird ein ſolcher Zwerghandel mit feiner unmwirthichaft- 
lIihen Bergeudung von Arbeitäfräften und Waaren unmöglid. Der Händler 
muß größere Quantitäten beibringen, joll fi) der Beſuch des Marktes für 
ihn lohnen. Damit jtehen wir am Beginn einer Organifation, die in den 
Sroßhändlern und den Engros-Markthallen einen vorläufigen Abſchluß er: 
reiht hat. 

Direkt haben die Städte bisher jo gut wie gar nicht in die Emtwidlung 
der Organifation des Lebensmittelverfehrs eingegriffen. Ein ſolcher Eingriff, 
der an den Probuftiondorten einjegen miißte, wiirde zunächſt einer fehr ſorg— 
fältigen Vorbereitung durch eine längere Zeit fortgejegte Marktitatiftit be> 
dürfen. Die Bildung von Sammelftätten an den Produftionsorten und die 
Ordnung des Trandportwejens wären weitere Borbedingungen des Crfolges. 
Schließlih wäre dann der eigentliche Verkauf auf dem Markte in zweck— 
entiprechender und wirthichaftlich ſparſamer Weile zu regeln. Die Aufgaben 
find alfo zahlreich und jchwierig, aber durchaus nicht unlösbar. Alles hängt 
natürlich davon ab, die Marktgemeinden in die richtige Verbindung mit den 
Produktionsgemeinden zu jegen und das vermittelnde Glied zwiichen Produ: 
zenten und Konſumenten jo zu geitalten, daß nicht die drückende Ausbeutung 
beider das Rejultat wird. 

Wo die Städte jih nicht darauf bejchränft haben, die Entwidlung jich 
ungehindert abjpielen zu laſſen, wo ihre ganze Thätigfeit fi) nicht in dem 
Frlaffe von Marftordnungen und der Erhebung von Standgeldern erichöpft 
hat, da haben jie in den letten Abjchnitt des ganzen Prozeſſes, den der end— 
lichen Diftribution der Nahrungsmittel an bie ſtädtiſchen Konſumenten ein— 
gegriffen, meiſt viel tiefer als fie urſprünglich beabſichtigten. Es handelt fih 
um die Grjegung der periodifchen Wochenmärkte duch Markthallen mit 
ftändigem Berfehr. 

Die Bedeutung der Markthallen liegt vor Allen auf dem Gebiete der 
Irganifation des Lebengmittelverfehrs, die fih in der Richtung der Konzen— 
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tration desſelben vollzieht. Wir müffen nun zunächſt bei den Markihallen 
ſehr fcharf umnterfcheiden zwiichen denen, die dem Engroshandel dienen, und 
denen, die nur ben Detailverfehr aufnehmen follen. In den meiften Fällen 
werden ja die Markthallengebäude die Einrichtungen für beide, den Engros— 
wie den Detailmarkt, enthalten, trogdem find aber dieſe beiden Funktionen 
ſcharf auseinander zu halten. Durd die Errichtung einer Zentralmartthalle 
wird zunächſt einmal eine Zentralitelle für die Sammlung der Lebensmittel, 
ein Reſervoir geichaffen, von dem aus dann die Vertheilung der Lebensmittel 
an die Detailkaufläden der Stadt erfolgt. Der periodiiche Verkehr der Wochen: 
märfte wird ein dauernder und ftändiger — häufig ift allerdings der tägliche 
Wochenmarkt die Vorftufe der Markthalle — an jeine Stelle tritt der tägliche 
Markt der Halle. 

Diefe Ausgleihung vollzieht ſich meist jehr langjam. In der Negel iſt 
die Markthalle anfänglich viel zu Elein, um alle Marktverfäufer aufzunehmen. 
In Danzig zum Beifpiel gewährt die Markthalle circa 850 Quadratmeter 
Standfläche, während die 6 offenen MWochenmärkte fi über ein Areal von 
circa 5000 bis 5500 Quadratmeter ausgedehnt hatten. Dies blieb in folcher 
Ausdehnung der Fall, daß fi die Stadt gezwungen jah, die beiden an der 
Markthalle gelegenen Plätze mit einem SKoftenaufiwand von 17000 Mk. ord— 
nungsmäßig einzurichten. Aehnlih in Frankfurt a. M., wo die Markthalle 
ichon 1879 errichtet worden war, der Ausgleich fich aber noch nicht einmal 
in den neunziger Jahren vollzogen hatte. Bier waren alle fejten Stände 
jofort monatsweiſe vermiethet; die Zahl der Marktverfäufer an den beiden 
früheren Markttagen (Mittwoch und Samstag) hat fi) aber nicht vermindert. 
Im Gemüfehandel bringt noch immer der Kleinproduzent der Umgegend feine 
Waaren direkt zu Markte. Nur langiam hat ſich eine Heine Zahl Großhändler 
herausgebildet. Im Obſtverkauf ift dagegen ein umfaffender Großhandel ent= 
itanden. Eine Zählung der Obft: und Gemüfeläden hat folgende intereffante 
Daten ergeben. Es gab 78 Gejchäfte in einer Entfernung bis zu 500 Meter 
von der Markthalle, 86 in einer jolchen bis zu 1000 Meter, 301 in einer 
jolhen bis zu 2000 Meter und 41 in einer Entfernung bis zu 4000 Meter. 
Die meiften diefer Geichäfte treiben nur Zwiſchenhandel. Sie beziehen ihre 
MWaare aus der Markthalle und werden der Bequemlichkeit wegen vom Publi— 
fum begünftigt. In den Berliner Martthallen hat fi dankt der Größe 
der Stadt und der von ihr benöthigten Zufuhren der Großhandel jchneller 
eniwidelt, vor Allem in der Zentralmarkthalle am Aleranderplag, die von 
vornherein für den Engrosmarkt bejtimmt war. Hier verforgen fi) die 
Reftaurateure, die Höfer, in der That der ganze Hleinhandel Berlins. Die 
Vorbedingung für diefe Entwidlung war bie zentrale Lage und vor Allem 
der Eifenbahnanihluß der Markthalle. Beide Punkte wurden erft nad den 
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befannten endloſen Verhandlungen mit allen möglichen ftaatlihen Stellen er— 
reiht. So nahmen an den Verhandlungen über den Eifenbahnanihluß außer 
der Stadtverordnnetenverfammlung noch theil: die königliche Eifenbahndirektion, 
die Minifterien der öffentlichen Arbeiten und der Finanzen, das Polizeiprä— 
fidium, die Minifterialbaufommiffion und das Gifenbahnbetriebsamt Stadt: 
und NRingbahn. Und das Nefultat der Vereinbarungen war viel mehr eine 
Dinderung als eine Förderung des zu erwartenden Großverfehrd. In der 
That ſcheinen alle dieje ftaatlihen Behörden nicht die geringste Ahnung gehabt 
zu haben von den Bebürfniffen eines Großhandels in Lebensmitteln, aljo den 
vergänglichiten und leichteft verderblichen Waaren, und ebenfowenig von dem 
Umfange der Zufuhren, deren eine Niejenftadt wie Berlin bedarf. Die Stadt 
mußte die Koſten des Bahnhofbaues und der Güterzuführung, die Unterhaltung 
der Bahnanlagen, die Gehälter und fonjtigen Kompetenzen des erforderlichen 
Gifenbahnperjonals, die Herftellung und Unterhaltung der Bureaus, die Liefe— 
rung ber litenfilien u. f. w. übernehmen. Dagegen leijtete die Eiſenbahn— 
verwaltung nichts weiter, als daß fie die franfirt eingehenden Güterjendungen 
in den Nachtitunden zwiſchen 12?/2 und 4'/2 Uhr durch zwei Separatzüge in einer 
Geſammtzahl von höchſtens 120 Achſen täglich nad) dem Bahnhof der Zentral: 
marfthalle üiberführte. Alle Mearkthallengüter mußten aljo bis zum Abgang 
des Hallenzugs auf den Eingangsbahnhöfen Liegen bleiben. Dazu füge man 
noch die zahlreichen Formalitäten, ohne die ja in Deutichland ſich nun einmal 
rein gar nichts erledigen läßt, die Kürze der Ausladefrift, Die Höhe der Ueber— 
führungstoften — und man kann ſich nicht wundern, daß zahlreiche Verkaufs: 
vermittler und Händler der Zentralhalle die für fie beftimmten Waaren nad) 
anderen Berliner Bahnhöfen dirigiren ließen und von da mit eigenem Noll: 
fuhrwerf abholen ließen.* Wiederum beburfte es langer Verhandlungen, um 
die verlehrswidrigen Verträge den Bedürfniſſen der Zentralmarkthalle anzupaifen. 
Die Markthallengüter werben nunmehr aud am Tage durch die auf der 
Stadtbahn eingehenden Fern» und Vorortzüge nad) dem Bahnhof Alerander: 
plag befördert. Die leicht verderblichen Waaren werden nunmehr jchneller 
erledigt; die Tarife find umgejtaltet, nach Waarengattungen fpezialifirt und 
vor Allem ganz beträchtlich herabgejeßt. Das Nejultat der Menderungen war 
ein enormer Aufſchwung des Verkehrs. Während in den erjten elf Monaten 
4070376 $tilogramm Waaren eingeführt, und nur 53855 Silogranım aus: 
geführt wurden, jtiegen die Säge im folgenden Jahre auf 11971373 Kilo: 
gramm Ginfuhr und 2229366 Kilogramm Ausfuhr. 1897/98 hatte die 
Einfuhr den Betrag von 62190962 Kilogramm erreicht, die Ausfuhr den 
von 3247460 Kilogramm. Dieje rapide Entwidlung des Verkehrs zwang zu 
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einer Grweiterung der alten Zentralhalle durd den Bau einer nur dem Engros— 
markt dienenden neuen Halle, die 1893 eröffnet wurde. Dem Kleinverkehr 
wurde bie alte Dalle, wenn auch nicht ausſchließlich, überwieſen. Ohne direkte 
Anregung der Verwaltung hat ſich außerdem noch ſpontan ein anfehnlicher 
Blumengroßhandel in der Markthalle II und in Folge der bequemen Waſſer— 
verbindung mit dem obftreichen Werder ein reger Obftgroßhandel in der Markt— 
halle IV entwidelt. 

Schneller oder langjamer, wie den auch jei, wird fi) in den Markthallen 
mit Nothwendigkeit ein Großhandel herausbilden. Damit find zwei große 
wirthichaftliche Vortheile erreicht: die leichtere Verforgung des Kleinhandels 
und die Rückwirkung auf die Produktion ſelbſt. Die eritere liegt offen zu 
Tage. Aber auch die zweite Wirkung fann nicht ausbleiben. Der Groß— 
handel bedarf der Gleichförmigfeit der Produkte. Es bilden fi Normen für die 
Qualität derjelben heraus und dadurd wird die Probuftion zur Verbeſſerung 
ihrer Methoden, zu größerer Sorgfalt in der Auswahl der Sorten u. ſ. w. 
veranlaßt. 

So geitaltet fi aljo in der That die Engrosmarfthalle zu dem zentralen 
Reſervoir aus, in das von überall her die Ströme des Lebenömittelverfehrs 
zufanmmenfließen. Je leichter und reibungslofer fich diefe Zufuhr vollzieht, 
deito beijer erfüllt die Markthalle ihre Aufgabe. Diefem Ziele müſſen daher 
aud alle ihre Einrichtungen dienen — die geräumigen Verfaufsftände, die 
gewaltigen Lager: und Sellerräume, die Kühlräume, der Cijenbahnanjchluß 
(Berlin, Dresden), die Vermittlungskommiſſionäre (Berlin, Dresden, Leipzig). 
Aus diefem Nejervoir schöpft der gelanımte Kleinhandel der Stadt, mag er 
nun in Läden, Kellern, Thorbögen oder Detailmarkthallen jeine wirthichaft- 
lihen Funktionen erfüllen, Mit der Engrosmarfthalle ift aljo der erjte Schritt 
einer Urganifation des Lebensmittelverfehrs gethan. Dabei find nun die 
jtädtiichen Verwaltungen nicht ſtehen geblieben, fie find einen Schritt weiter 
gegangen und haben die Engroshalle ergänzt durch Verfaufsftellen für den 
Detailverkehr. Dabei macht es feinen Unterichied, ob fich dieler in befonderen 
Detailmarkthallen oder in derielben Halle wie der Großhandel vollzieht. 
Wichtig ift allein die Thatjache, daß die ſtädtiſche Verwaltung der weiteren 
Bertheilung nicht völlig freie Bahn läßt, ſondern bejtrebt ift, derjelben die 
Pläße ihrer Wirkjamfeit anzumeijen. 

Wie die Engrosmarfihalle ift auch die Detailmartthalle der Ausdrud einer 
Zentralifationstendenz auf dem Gebiete der Waaren= beziehungsweiſe Lebens: 
mittelvertheilung. Gegenüber der gerade auf diefem Gebiete noch weiter um 
fih greifenden Zeriplitterung, die m die engjten Winfel der Städte ihre 
Höferbuden hineintreibt, faßt die Detailmarkthalle, injofern fie einem ftändigen 
Markte Plag gewährt, die zerjplitterten Glemente wieder zufammen. War bei 
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der Höfereizeriplitterung das Moment der eimjeitigen Zeiteriparniß durch Ver: 
fürzung des Weges zwiichen Konjumentenwohnung und Laden in übertriebener 
Weife zur Geltung gefommen, die Güte und Preiswerthigkeit der Waaren, 
ſowie die janitären Momente dagegen ganz in den Hintergrumd getreten, fo 
verhelfen dagegen die Markthallen gerade den legten Momenten zur Geltung. 
Wenn wir von den Gejundheitsihädigungen, denen Käufer und Verkäufer 
auf den offenen Wochenmärkten ausgejegt find, und ebenjo von dem beiferen 
Schuge gegen die Einflüffe der Witterung, vor Allem der Sonne und des 
Staubes, den die Lebensmittel in den Markthallen finden, Hier abjehen, 
muß al3 der Hauptvorzug der Dlarkthallen die genauere Kontrolle der Lebens— 
mittel bezeichnet werden. Dieje wird aber vor Allen von zahlreihen Händlern 
geihent und daher in eriter Linie ihre Feindichaft gegen die Marfthallen , 
und ihre Flucht in Keller, Thorbögen u. ſ. w, wo fie dent Auge der Marft- 
polizei leichter zu entgehen hoffen. Die weitgehendfte und ſchärfſte Marftpolizei 
liegt aber gerade im Intereſſe des Proletariats, das immer und überall die 
ihlechteften Nahrungsmittel am theuerften bezahlen muß. Und ebenjo liegt in 
jeinem Intereffe auch die Außstilgung der Eleinen Höferei, einer allerdings 
iehr bequemen, der Faulheit der Hausfrauen dienenden, die Lebensmittelpreije 
fteigernden, oft auch eine geregelte Haushaltsführung durch ein gewiſſenloſes 
Kreditiyftem Schädigenden Art der Ausbeutung des Proletariat3 durch den 
Zwerghandel. 

Die Erridtung von Detailmarkthallen fördert dann weiter die wichtige 
ötonomiihe Tendenz der Trennung der Wohnung von der Betriebsftätte. 
Dieje Trennung ift befonders da, wo es fich um leicht verberbliche, schneller 
Fäulniß anheimfallende Waaren, wie e3 die Marktlebensmittel meijt find, 
auch eine wichtige Förderung der öffentlichen Gejundheitspflege. Wir werben 
weiter unten jehen, wie nothivendig diefe Scheidung bei dem Schladhtbetriebe 
it, wie zunächſt die Schlachtftätten aus den Häufern entfernt wurden und 
wie die Konjequenz auch die Entfernung des Fleiſchverkaufs und der Wurft- 
verarbeitung aus den Mohnhänfern und ihre Verlegung in fpezielle Fleiſch— 
verfaufshallen oder die allgemeinen Markthallen fordert. Dasſelbe gilt aud) 
für die übrigen Marktlebensmittel; auch hier muß der Detailverfauf im 
Interefie der öffentlichen Gefundheit aus den Wohnungen verbannt werden. 
Anfäge zu einer Durchführung diefer Trennung haben wir in den Detail: 
marfthallen. Es find aber zunächſt nur Anſätze. Erſt wenn es möglich iſt, 
den Hallenzwang auch gegen die Kaufleute und Höfer anzuwenden, die in 
Kellern und Thorbögen ihren Lebensmittelhandel treiben, wird die Organifation 
der Lebensmittelvertheilung die erfte Stufe ihrer Entwiclung erreicht haben. 

Bir kommen alfo zu der idealen Forderung: eine Zentralmarkthalle für 
den Engrosverkehr, die zugleich auc eine Detailmarkthalle enthalten kann, 
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und Detailmarkthallen in den zentralen Punkten der verichiedenen Stadtviertel, 
in Verbindung mit dem allgemeinen Werbote, außerhalb der Markthallen 
Marftlebensmittel, jei e8 num in Läden oder Kellern, in Thorbögen oder auf 
der Karre, zum Verkaufe feilzuftellen. Gin folches Verbot ift heutzutage noch 
nicht geſetzlich möglich. Die Städte können alfo nur die Berfaufsftätten ein- 
richten, haben aber fein Mittel in der Hand, die Kleinhändler nun auch zur 
Benügung der mit großen Koſten hergeitellten Hallen zu zwingen. 

Am großartigften ift die Organtjation des Hallenwejens in Berlin durd)- 
geführt; ihm folgen Dresden, Straßburg, Frankfurt a. M. und Münden, 
dies mit einer eigenthümlichen Mifchung von offenen Märkten und Markthallen. 

Berlin* befaß 1886, im Jahre der Eröffnung der Markthallen, 20 Wochen: 
märfte, die fich über die innere und äußere Stadt vertheilten. Auf diejen 
Märkten wurde nur an bejtimmten Tagen Markt gehalten, mit Ausnahme 
des Neuen Marktes und des Marktes auf dem Oranienplate je an zwei 
Tagen in der Woche; auf den Neuen Marfte an ſechs, auf dem Oranien— 
marfte an vier Tagen. Feſte Cinrichtungen fehlten ganz und gar, jo daß die 
Verkäufer ihre Stände jedesmal wieder aufzubauen hatten, Cine Bedachung 
der Marftjtände war nur den Sclächtern geitattet. Won den Verfäufern 
wurde ein Stättegeld erhoben, deilen Erhebung vom Magiftrate verpadhtet 
war. Bon der Zahlung desjelben waren nur die Landleute befreit, welche 
eigene Erzeugniſſe feilboten. Sie hatten auch die VBergünftigung, ihre Waaren 
von Fuhrwerfen herab feilzubieten. Trogdem war die Zahl der Produzenten 
in den legten Jahrzehnten des Beſtehens der Wochenmärkte immer geringer 
geworden. „Ankäufer und Höfer, die meilenweit in der Runde umberfuhren, 
um den Bauern und Gutöbefigern ihre Grzeugniffe abzufaufen, waren es 
endlich. fait allein, welche die Verfaufspläge der Märkte einnahmen.“ Die 
Wochenmärkte, mit ihrem wöchentlich zweimal und öfter ſich wieberholenden 
Aufbau und Abbruch der Marktitände, mit der Aufftellimg eine Wagen: 
parfes, mit den bedeutenden durch den Markt herangezogenen Menſchen— 
malen mußten natürlich, vor Allem in der inneren Stadt mit ihren engen 
Straßen und dem fih durch fie hindurchzwängenden Rieſenverkehr zu einem 
höchſt Läftigen Verfehrshinderniffe werden. Die gleihe Erſcheinung können 
wir übrigens in allen größeren Städten bemerken, wo die MWochenmärfte 
auf den zentral belegenen Plätzen der Stadt abgehalten werben und über 
diejelben hinaus in die einmündenden Straßen überfluthen. Und das wird 
meiſtens der Fall fein. In Berlin famen zunächſt die vier großen Märkte 
auf dem Mleranderplage, dem Neuen Markte, dem Gensdarmenmtarkte und 
auf dem Dönhofsplage in Betracht, denen fich dann die vier weiteren Märkte 


* Vergleiche A. Lindemann, Die Marfthallen Berlins. Berlin 1899, 
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am Oranienburger Thore, auf dem Sarlöplage, am Potsdamerplage und 
am Belle: Allianceplage anjchloffen. Diefe acht Wochenmärkte wurden alfo 
1886 durch vier Mearfthallen erjegt. Die Zentralmarktthalle wurde auf dem 
Aleranderplage errichtet, weil fich hier allein ein Eiſenbahnanſchluß an bie 
Stadtbahı ermöglichen ließ. Die Aufhebung weiterer acht Wochenmärfte 
erfolgte in den folgenden Jahren bis 1888; fie wurden durd; die etwas 
mehr peripher gelegenen Markthallen VI bis VIII eriegt. Für alle dieſe 
Hallen, mit Ausnahme der auf dem Magdeburger Plate belegenen Nr. V ift 
es charakteriſtiſch, daß diejelben zweds PVerbilligung des Grund und Bodens 
und der Ausnützung der werthvollen Straßenfronten auf Hinterland belegen 
ind. Da dieje acht Markthallen im Innern der Stadt, ringd umgeben von dicht 
bevölferten Quartieren, belegen waren, fo war es nicht weiter verwunderlich, 
daß fich diefelben auch finanziell bewährten. Schon in der Betrieböperiode 
1888/89 ergab ſich ein Ueberihuß von 433453,94 ME., fo daß eine Herab- 
legung der Standmiethen erfolgen konnte. Die finanzielle Entwidlung ber 
fieben Detailmarfthallen iſt aber jeit dem Jahre 1891, abgejehen von ben 
Zentralmarkthallen, bei denen die Standgelder, vor Allem in ber Halle Ia 
des Broßhandels, beträchtlich geftiegen find, in der abfteigenden Linie begriffen. 
Die Mindereinnahme an Standgeldern ſchwankt zwijchen 3000 bi 20000 Me. 
Diefe Ericheinung iſt bei allen ſieben Hallen die gleiche. Die erften Betriebs— 
jahre jind die einträglichften. Die Hallen find am zahlreichſten bejegt. Der 
Konkurrenzlampf zwischen den verjchtedenen Händlern der Halle endigt mit 
dem Unterliegen der fapitalichwachen, weniger getwandten Händler. Erſter 
Grodus! Sehr bald entftehen in den um die Markthallen belegenen Straßen 
elegante Läden mit Marktivaaren, die den Standinhabern, vor Allem den 
Inhabern der Fleiſch-, Butter- und Käfeftände, empfindliche Konkurrenz be- 
reiten. Zweiter Erodus! Die fonkurrenzunfähig gewordenen Händler verlafjen 
ihre Stände und etabliren fi auf der Straße. Ganze Straßenmärfte ent- 
itehen in den die Hallen umgebenden Straßen (jo in der Srautjtraße, dem 
Grünen Wege, der Invalidenftraße, der Aderftraße, der Reinickendorfer Straße 
zum befonderen Schaden der Markthallen VIII, VI und XIV).* Dritter Exodus! 
Fin vollftändiger Cireulus vitiosus, wie man ihn fich Schöner nicht ausdenken 
fönnte. Die Markthallen werden errichtet, um die Wochenmärfte im Intereſſe des 
Straßenverfehrs von den Straßen zu entfernen. Und das Nejultat ift dad Ent: 
itehen neuer Straßenmärfte mit all den Nachtheilen der alten und eigenen dazu! 

Um dad Mearkthallenigftem zum Abichluß zu bringen, mußten aud in 
den Borjtädten die erforderlichen Hallen errichtet werden. Das geihah in 


* Bor der Markthalle VIII zählte man 133 Straßenhändler, von dieſen 127 
mit Wagen, in Reihen nebeneinander aufgeitellt. 
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den Jahren 1889 bis 1892. 1891 wurden die Markthallen IX für die 
Luijenftabt jenjeitö des Kanald und X für Moabit, 1892 die Markthallen XI 
für die Tempelhofer Vorjtadt, XII für den Gejundbrumten, XIII für die 
Schönhäufer Vorſtadt, XIV für den Wedding in Betrieb genommen. Dieje 
neuen Markthallen gingen zun Theil iiber das vorhandene Bedürfniß hinaus. 
Die ftädtifchen Behörden gaben der Agitation der verichiedenen Stadttheile, 
von denen jeder jeine Markthalle haben wollte, mit nicht gerade jehr günftigen 
Rejultaten nad. Nur die Markthalle auf dem Webding (XIV) ergab von 
vornherein Kleine Ueberſchüſſe. Am Ichlechteiten fuhr die Stadt mit der Markt— 
halle XII, die 1898 geichloffen werben mußte. Diefe Halle jollte den alten 
offenen Markt in der Brinzen-Allee erjegen. Gleichzeitig mit der Schließung 
des alten Marktes eröffnete aber ein Gaftwirth in unmittelbarer Nähe des— 
jelben auf dem geräumigen Dofe feine Grunbdftüdes einen Privatmarkt und 
zog den größten Theil der Martthändler mit fi. Die Stadt hatte fein 
Mittel gegen dieſes Vorgehen. 

Das Markthallenunternehmen der Stadt Berlin beſteht alio heute aus 
15 Marfthallen: der nur für den Großverfehr beitinmten Zentralmarfthalle la, 
der dem Groß: wie dem Stleinhandel dienenden Jentralmartthalle I und 
14 Detailmarfthallen. Die Grunderwerbsfoften betrugen 14010274 ME,, 
die Baukoften und die Koften für die innere Einrichtung 13798644 Mk., 
der Werth des Inventars Gnde März 1898 235661 Mk., insgejammt 
28044579 Mt. Die Bilanz ſchloß 1897/98 mit einem Ueberſchuſſe von 
158797,02 ME., der dem Erneuerungs- und Grgänzungsfonds zugemwielen 
wurde, 

Frankfurt a. M. bejigt zwei Markthallen, 1. jeit 1879 Halle für Groß» 
und Sleinverfehr, Areal circa 5302 Quadratmeter, 2. die Lederhalle für 
Obſtverkauf und jeit 1891 für den Fiſchmarkt. 

Dresden bejigt eine Zentralmarfthalle mit Eiſenbahnanſchluß (Areal 
9495 Quadratmeter, Kellerraum 5677 Quadratmeter mit Kühlanlage), eine 
Bezirfsmarkthalle auf dem Antonsplage (Areal 4587 Quadratmeter) und eine 
andere in der Neuftäbter Vorjtadt (Areal 1180 Tuadratweter). (Fine vierte 
Halle ift in Vorbereitung. 

Straßburg befigt zwei Marfthallen. 1. Die Weſtmarkthalle feit 11. Sep: 
tember 1885, Areal 3672 Quadratmeter. Da feite Stände nicht geftattet 
find, jo ift diefe Markthalle nicht Anderes, als ein überdachter Markt. In 
derielben befindet fi ein Lokal für den Ausrufmarkt, auf dem Seefiiche, 
Geflügel, Wild, junges Gemüje u. j. w. von einem ftädtiichen Oktroibeamten 
verjteigert oder freihändig verfauft werden. Seit 1876 gelangt aud das 
nicht ladenreine Fleiſch hier zur Werfteigerung. 2. Die Obftmarfthalle in 
der großen Mebig, Areal 1480 Quadratmeter. 
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Meg beiigt zwei Hallen, die 1831 erbaute Große Halle und die Gemüſe— 
halle jeit 1884. 

Münden befigt eine eigenthümliche Miſchung von offenen Märkten ud 
Markthallen. Der Hauptmarft ift der alte Vittualienmarft mit einem Areale 
von 1,857 Hektar. Der Markt mit Garten, Wald: und Feldfrüchten, jowie 
Molkereiproduften findet im Freien ftatt. Daneben befteht eine Fleiſchhalle 
mit 46 inneren und 10 äußeren Ständen für die Bankmetzger, fowie 14 
äußeren für die Wildprethändler; ferner eine Halle an der Wejterriederjtraße 
mit 36 Verkaufsſtänden für Stuttler, Kig- und Lämmermetzger. Der gejammte 
Fleiſchhandel ſpielt ſich alſo in gededten Hallen ab, was durch Hallenziwang 
erreicht wird. Für Obfthändler ift ein Kiosk und eine Objtlagerhalle vor- 
handen, in der nur Großhandel getrieben werden darf. Außerdem noch die 
Fiſchverkaufshalle der Dampffiichereigeiellichaft Nordfee in Nordenham. Da: 
neben beitehen noch die folgenden Märkte: die Halle am Salvatorplage, im 
Erdgeſchoſſe des neuen Schulhaufes mit 28 offenen Auslagen für Gemiije- 
und Objthandel, 3 Mesgerftänden, je 1 fir Wildpret und Fiſche und einer 
Anzahl Fliegender Stände; ferner der Haidhäuſer Markt und der Marft auf 
dem Maffeianger, beides offene Märkte. 

Nur in Berlin, Leipzig und Lübeck finden nad Gröffnung der Marft: 
hallen feine Zebensmittelmärkte mehr im Freien ftatt. In den übrigen Städten 
Köln, Hannover, Danzig, Braunichweig, Leipzig, Chemnitz, Stuttgart, Nürn— 
berg wird durch die Markthalle meift nur ein Wochenmarft oder mehrere 
erjegt, während in den übrigen Stabttheilen nocd freie Märkte abgehalten 
werben. Für die Stadttheile, deren Lebensmittelverjorgung die Hallen dienen, 
befteht dann in einzelnen Städten der Hallenzwang (Hannover, Danzig, Dresden), 
nur an beſtimmten Marfttagen, an denen früher der Hauptmarft ftattfand, 
werben die anliegenden Straßen herangezogen (Danzig, Frankfurt a. M.). Ein 
gemiſchtes Syſtem aber ohne jeden Hallenzwang beiteht in Braunjchweig, 
Ghemnig, Stuttgart, Straßburg. 

Wir hoben ſchon oben hervor, daß die Einrichtung von Markthallen dahin 
wirft, den periodiichen Marftverfehr der offenen Wochenmärkte zu einem 
dauernden zu machen. An die Stelle des verfaufenden Produzenten tritt 
mebr und mehr der Händler. Es entjteht das Plabgeihäft in Marftlebens- 
mitteln und mit demjelben die Theilung der Arbeit. Der Produzent bleibt 
Produzent und braucht jeine Zeit nicht mit dem Detailverfaufe feiner Waaren 
zu verbringen. Die Berliner Martthallen find fait ausichlieglich von Händlern 
beiegt und jelbit auf dem Stuttgarter MWochenmarfte beträgt ihre Zahl, wie 
wir geliehen haben, circa 35 ‘Prozent. Begünftigt wird dieie Entwidlung durch 
die Ginrihtung von Standabonnement3. In allen Markthallen, die die Eins 
richtung der Abonnements fennen, find die Tarifjäge bei monatlicher beziehungs— 
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weife jährliher Zahlung ganz beträdtlic geringer, als bei täglicher Zahlung. 
Nur die Händler, die täglich ihren Stand beziehen, fünnen aber dieſe Gin» 
rihtung voll zu ihrem Vortheile ausnügen. Der Produzent-VBerkäufer, der nur 
an einigen Tagen der Woche die Halle mit feinen Waaren bezieht, iſt davon 
ausgeſchloſſen. In Straßburg hat man daher auch, um eben nicht den Zwiſchen— 
handel zu begünftigen, von der Einrichtung ſolcher Abonnements abgejehen. 
Hier iſt die Markthalle in der That nicht? als ein bebedter Markt. Der 
Konfurrenzfanıpf um die Gunft des Publikums, in dem aljo die Markthalle 
den Händler gegenüber dem verfaufenden Sleinproduzenten begünftigt, wird 
auch zwiichen den Händlern ein fchärferer. Der Widerjpruch zwiichen ber 
örtlichen Konzentration der Geichäfte auf der einen Seite und der Zerjplitterung 
des Marftverfehrö in die zahlreichen Eleinen Verkaufsgeichäfte auf der anderen 
Seite macht ji in der Markthalle gerade durch die enge Zuſammenfaſſung 
und die Ständigfeit des Marktes viel jchärfer geltend. Machte früher ein 
Händler viele Produzenten-Verkäufer überflüffig, jo werden jegt viele Händler 
durch die Händler ſelbſt überflüflig gemadt. Die örtliche Konzentration der 
Geichäfte führt zu einer Konzentration des Gefchäftes. Die verdrängten Händler 
aber juchen außerhalb der Marfthallen ferne der erdriidenden Konkurrenz der 
erfolgreichen Händler neuen beſſeren Verdienſt. 

So bildet ſich alfo ein Händlerftand heraus, der die ftädtiihen Markt— 
halfen zum größten Theile beſetzt und durd die von ihn gezahlten Stand- 
gelder die Unkosten der Markthallen vornehmlich det. Er verlangt nun aber 
auch, daß ihn die ftäbtiihe Verwaltung in feinem erworbenen Befititande 
gegen die Konfurrenz außerhalb der Markthallen jchüge, ja noch mehr, daß 
fie die ftändigen Abonnenten ſchütze gegen die Konkurrenz der Händler, 
die die Markthalle nur an den Hauptwochentagen bejuchen. Ein jolder Schuß 
ift ihm unferes Wiſſens nur in Leipzig zu Theil geworden, wo zu dieſem 
Zwecke die Gebühren für Tagesitände an den Hauptmarkttagen ganz bedeutend 
erhöht wurden (für Fleiichitände 1 ME. beziehungsweile 75 Pfg. pro Quadrat 
meter gegen 40 Pfg. im Abonnement und für Fiſchſtände 60 beziehungsweife 
50 Big. gegen 30 Pfg. im Abonnement). Bon größerer Bedeutung ift der Kampf 
gegen den Straßenhandel, ber vor Allem in Berlin, dann aber auch in Danzig, * 
Leipzig und am anderen Orten im Bordergrunde des Intereſſes fteht. Dieje 
Frage iſt ebenjo wenig buch die einfache Barteinahme für den Straßen- 
händler, billige Deflamationen über die Griftenzberechttgung dieſer „ärmeren 
Leute”, „Beſchränkung ihres redlichen Erwerbes“, wie durd ein Polizeiverbot 
des Straßenhandelö zu erledigen. Wir müſſen zunächſt noch einmal hervor— 
heben, daß für die Grrüchtung der Markthallen nit nur wirthichaftliche, 


* Verwaltungsbericht 1897/98, ©. 174. 
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fondern ebenjo ſehr Gründe der Hygiene und des Verkehrs geiprochen haben. 
Die von den Wocenmärkten in Anjpruch genommenen Straßen und Pläße 
follten für den Verkehr zurüdgemwonnen und zugleih von dem Schmuße und 
den Abfällen derjelben befreit werben. Noch wichtiger erichien die energijche 
Durchführung einer ftändigen Lebensmitteltontrolle, die fich allein in den 
Markthalle erreichen ließ. Um dieje drei Ziele zu erreichen, wurbe in jehr 
vielen Städten, wie Berlin, Frankfurt a. M., Hannover, Leipzig, Lübeck, Me, 
der Hallenzwang auögeiprochen und die offenen Märkte aufgehoben. Nun Liegt 
auf der Hand, daß der fliegende Straßenhandel, um den es ſich hier allein 
handelt, die geringften Garantien für eine Lebensmittelfontrolle bietet. Seine 
Beweglichkeit ermögliht es ihm, ſich jeder Kontrolle fchnell zu entziehen. 
Andererjeit3 iſt aber gerade für den Straßenhandel eine Kontrolle um jo 
nothwendiger, ald die Waaren, die in den Läden und in den Markthallen 
feinen Abjag mehr finden oder wegen der ftrengeren Kontrolle nicht aus— 
geboten werben, ihren Weg auf die Karren der Straßenhändler finden und 
von diejen in erjter Linie natürlich in dem ärmeren Quartieren abgefegt 
werben. Was die Verfehrsintereffen und die Neinhaltung der Straßen von 
Abfällen u. ſ. w. angeht, jo laflen fich dieje beiden Punkte faum gegen den 
einzelnen Straßenhändler einwenden. Da aber, wo ganze Straßenmärfte ent- 
ftehen, wo ganze Wagenburgen auffahren, wie dies zum Beiſpiel in der Nähe 
der Markthallen zu geichehen pflegt, da muß dieſe Entwidlung entichieden 
zu einem Cingreifen ſeitens der Straßenbehörden führen, ſoll nicht der ganze 
Zwef der Markthallen illuforiichh werden. Daß ſich die Straßenhändler 
natürlich da aufftellen, two der Verkehr die beiten Verkaufschancen bietet, und 
daß fie ohne Entrichtung eines Standgelde den von der Markthalle ge— 
ihaffenen Verkehr ausnügen, ift jelbjtverjtändlich. Ihnen das zum Vorwurfe 
machen zu wollen, wäre ebenjo thöricht, als wollte man die Hausbeſitzer in 
den die Markthallen umgebenden Straßen denunziren und ihnen borwerfen, 
daß fie in ihren Häufern Läden einrichten und dadurch ebenfall® den Mearft- 
ballen Konkurrenz mad)en. 

Nur aus verfehröpolizeilihen und hygieniſchen Gründen läßt fi alſo ein 
Verbot des Straßenhandels rechtfertigen, und nur da, wo der fliegende Straßen 
handel zum feften Straßenmarft wird, find die VBorausfegungen eines folchen 
gegeben. So lange der Straßenhandel Haufirhandel bleibt, erfüllt er Die 
ihm heutzutage obliegende Funktionen. Für weite reife der ftäbtiichen Bevölke— 
rung ift der Straßenhändler der eigentliche Vermittler, daS lebte Glied in 
der Vertheilung der Marktwaaren. Sehr richtig hebt daher der Berliner Ber: 
waltungsbericht für 1889 bis 1895 (I, ©. 245) hervor, daß die Großhändler 
in den Markthallen den Haufichandel kaum entbehren können: „Die Griteren 
erhalten oft, namentlih im Sommer und Herbit, die Erträge der Gärtnerei 
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und Landwirthſchaft in ſolchen Mengen, daß dieſe durch die gewöhnlichen 
Kanäle des Abſatzes nicht untergebracht werden können und verderben meiftens, 
wenn fie fie nicht Schließlich, allerdings zu gedrüdten Preiſen, den Hauſirern 
überlaffen wirden. Die hierdurch der großen Mehrheit der Bevölkerung, 
namentlich dem ärmeren Theile derjelben, gegebene Möglichkeit, fich zu billigen 
Preifen mit Lebensmitteln zu verforgen, wiegt die Nachtheile, die den Detail: 
händlern der Markthallen durch den Haufirhandel erwachſen, vollkommen auf.“ 
Sp lange daher fein andere® Organ die Funktionen des Straßenhändlers 
übernimmt, jo lange würde es .ein wirthichaftlicher Fehler jein, den Straßen— 
handel mit Marktwaaren zu verbieten. 

Die Polizeibehörben beichränfen jich meijtens darauf, jeden Straßenhandel 
mit Marktwaaren in beftimmten, in der Nähe der Markthalle belegenen Straßen 
zu verbieten. So in Berlin, Dresden, Leipzig u. ſ. w. Gin derartiges Verbot 
ift, wie wir bereits ausgeführt haben, in feiner Weije gerechtfertigt. Seine 
Wirkungen fcheinen in Berlin mur im der Dislozirung der befchriebenen Straßen 
märkte in die Neben- und Seitenftraßen bejtanden zu haben. Das Kampf 
feld ift verfchoben und die Angreifer find andere geworden. Statt der Stand- 
inhaber der Markthallen erheben jet die Ladenbefiter der betroffenen Straßen 
dad Klagegeichrei nach Aufhebung des Straßenhandels. 

Bon verichiedenen Seiten find die Städte direkt für die größere Entwidlung 
des Straßenhandel verantwortlich gemacht worden, weil fie die Standgelder 
in den Marfthallen zu hoch für den kleinen Detailhandel angeſetzt hätten. 
Mit diefem Vorwurfe verbindet fi) damı der weitere der Preisvertheuerung 
der Lebensmittel. Die erjte Behauptung läßt fich in diefer Ausdehnung nicht 
beweiſen. Es find, wie wir jchon hervorhoben, eine ganze Neihe von wirth— 
Ichaftlihen Gründen, welche die Zahl und den Charakter der in den Markt— 
halfen anſäſſigen Händlerſchaft beftinnmt haben. Daß das Standgeld für die 
kleinſten Hänbler, die fi) in der Ausdehnung ihres Geſchäftes nur wenig 
über die Haufirhändler erheben, eine fchwere Belaftung ihres Betriebs dar— 
ftellt, kann trotzdem ohne weiteres zugegeben werden. Darin bildet der Handel 
feine Ausnahme von der allgemeinen Regel, dab alles, was die Wirthichafts- 
bygiene, diefe im allgemeinften Sinne genommen, fürbert, in eriter Linie 
dem Großbetriebe zu Gute kommt, feine Gntwidlung beichleunigt, die des 
Klein» und Zwergbetriebs hemmt oder direft vernichtet. Dieſe Thatſache 
erweijt eben den Kleinhandel als rüdjtändig, aber durchaus noch nicht als 
erhaltungäwerth. Cine andere Frage iſt die, ob ſeitens der Städte die 
Standgelder in fisfaliichen Intereſſe zu hoch normirt find, ob aljo die Mög— 
lichkeit einer Reduktion gegeben ift. Ueberſehen wir aber die Rechnungs— 
ergebnifje der ftädtiichen Markthallen, jo finden wir, daß die Ueberſchüſſe in 
den meilten Fällen nur jehr geringe find. Das Markthallenunternehmen 
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Berlins ergab zum Beijpiel 1897/98 einen Ueberſchuß von 158797 ME. 
und erreichte damit jeit 1892/93 den Höhepunkt. Der ganze Betrag wurde 
dem (Ernenerungsfonds zugewieſen. Dabei iſt Berlin noch günftig geitellt. 
Die Markthallen in Chemnitz (— 2518 Mk.), Hannover (— 2825 ME.), Lübed 
(— 9276 ME), Stuttgart (— 9186 Mk. ſchloſſen ihre Rechnung mit einem Defizit 
ab. Unbedeutend find auch die Ueberſchüſſe der Markthallen in Braunſchweig 
4575 ME), Frankfurt a. M. (10291 ME.), Leipzig (7244,65 Mk.). Nur 
die Dresdener und Straßburger Markthalle ergeben größere Ueberſchüſſe. 
So lange man aljo an dem Grundfage fefthält, daß die Standgelder der 
Markthallen die Verzinfung und Amortifation des Anlagefapital®, fowie bie 
Betriebs- und Verwaltungskoſten zu deden haben, fo lange iſt eine wirklich 
rühlbare Herabſetzung der Standgelder nicht möglich. 

Welchen Einfluß üben nun die Markthallen auf die Preife der Marft- 
lebensmittel aus, inwiefern ijt der Vorwurf einer Vertheuerung derjelben, 
den die Gegner der Hallen gegen diejelben erheben, berechtigt? Die Markt: 
gebühren üben im Allgemeinen eine doppelte Wirkung auf die Lebendmittel- 
preiie aus. Sie erhöhen zunächſt die Preiſe der Lebensmittel um den Ge- 
bübrenbetrag. Außerdem können fie aber ebenfo, wie dies läſtige Marktordnungen 
thun, durch allzu große Höhe die Berfäufer zur Meidung des Marktes veranlafjen. 
Tas mangelnde Angebot wird dann eine Steigerung der Preiſe veranlafjen. Dieſe 
Sätze gelten ohne Weiteres aud für die Markthallen. Nun werben in ben 
meiiten Markthallen die Standgelder höher fein al3 auf den freien Wochen— 
märften und baher muß auc die preiserhöhende Tendenz berjelben zugegeben 
werden. Die jchärfere Lebensmittelpolizei hebt ferner das Qualitätsniveau der in 
den Marfthallen feilgebotenen Waaren, und wenn damit auch noch feine Preis 
erhöhung unmittelbar verbunden zu jein braucht, jo ift fie doch nicht untwahr- 
iheinlih. In der entgegengejegten Richtung wirkte Dagegen die Aufhebung einer 
ganzen Neihe wirthichaftlicher Unkoften. Die Güte der leichtverberblihen Waaren 
wird dur die Ginrichtungen der Marfthallen viel beifer bewahrt ala auf 
den offenen Märkten, dadurch der Abfall vermindert und eine wirthichaftliche 
Griparnig gemacht, die allein jchon genügt, die höheren Plaßgelder aus: 
zugleihen. Es werden ferner unnöthige Transportkoſten geipart, infofern bie 
an dem einen Marfttage nicht abgejegten Waaren in den Kellern der Markt: 
halle aufgeiveichert werden fönnen, alfo nicht zur Mohnung des Händlers 
zurüdtrangportirt zu werden brauden. In Verbindung damit werden die 
recht beträchtlichen Transportſchäden auf ein Minimum rebuzirt. Ganz be- 
deutende Unkoſten, die der periodiiche Aufbau des Marktes verurfacht, werden 
durch die jtändigen Einrichtungen der Hallen erſpart. In Berlin zum Bei: 
fpiel mußte für die Hergabe und Aufftellung einer Schlächterbude pro Tag 
75 Bf. bis 1,50 ME. an einen Unternehmer gezahlt werben, der auf ben 
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Wochenmärkten die Buben aufs und abſchlug. Der Transportpreis für die 
Marktutenfilien richtete fi nad) der Entfernung und ſchwankte zwiſchen 50 Pf. 
bis 3 ME. influfive Rüdfahrt.* In Danzig wurden dieſe Koften für Fleischer 
auf 1,60 bis 2,55 Mk. berechnet.** Die Erjparniffe, die alfo in dieſen 
Punkten gemacht werden, find ausreihend, um das höhere Standgeld aus— 
zugleichen. 

Als größter, die Preiserhöhung ausgleichender Vorzug muß die größere 
Gleihmäßigkeit der Preife bezeichnet werden, die in den Markthallen herrict. 
Auf den offenen Wochenmärkten find die Preife meift zu Beginn am höchiten 
und ſinken dem Scluffe derjelben zu oft ganz rapide, vor Allem, wenn die 
Wochenmärkte nur an bejtimmten Tagen ftattfinden. In den Markthallen 
braucht dagegen gegen Ende des Marktes feine Verfchleuberung der Waaren 
jtattzufinden, da der läftige, die Waaren ruinirende Rücktransport fortfällt. 
In den fühlen Stellerräumen der Hallen laſſen fich die Waaren von einem 
Tage zum andern ohne Schaden aufbewahren. Außerdem reguliren fich die 
Preiſe leichter innerhalb der Markthallen, wo in Folge der räumlichen Zus 
janmendrängung ber Berfäufer die lleberficht über die MWaarenvorräthe und 
ihre Preife für die Käufer bei Weiten leichter ift, als auf den lang fich hin— 
jtredenden offenen Wochenmärften. In derjelben Richtung wirft auch die 
größere Ständigfeit der Zufuhren, durch die der lokale Markt mit den aus— 
wärtigen Märkten in Berbindung tritt. Es iſt das ein Wortheil des in den 
Hallen ſich Herausbildenden Großverfehr3 in Lebensmitteln. Je weiter bas 
Verforgungsgebiet der Stadt ift, deſto regelmäßiger geitaltet fi) auch die 
Zufuhr. Zu große Schwankungen, wie jie rein lofalen Märkten eigen find, 
werden ausgeglichen und ein Springen der Preiſe in gewiſſem Grade verhindert. 

Bon den ftädtiihen Verwaltungen wird denn auch ein Steigen der Lebens— 
mittelpreije in Folge der Marfthallen direkt verneint. Es wird im Gegen- 
theil behauptet, daß ohne diejelben ein bedeutendes Steigen eingetreten fein 
würde, da durch die Marfthallen eine beſſere reichere Zufuhr erreicht würde.*** 


B. Hnterfuchung von Bahrungsmiltteln., 

Die Fiktion, dat der MWaarenverfäufer zugleich Waarenkenner fei, it fo 
alt wie die Waarenproduktion ſelbſt und hat ſtets unbeftritten praftijche Giltig- 
feit gehabt. Niemals wahr, wie ſchon das jchöne Wort von Treu und Glauben 
beweift, hat fich dieſe Fiktion in den legten Jahrzehnten der modernen In— 
duftrieentwidlung in der ganzen abfchredenden Häßlichfeit ihrer Unmwahrheit 
enthüllt. Hilflos fteht der Konjument den zahllojen, ſtets an Zahl wachſenden 
u Verwaltungsbericht 1882 bis 1888 I, ©. 158 ff. 


+ Vermwaltungdbericht 1892/98, ©. 66, 
"+ Mergleiche Statiftifche8 Jahrbuch VIII, ©. 342, 


— 129 — 


Woaren der modernen Induftrie gegenüber. Er kann es der Waare nicht 
anfehen, ob fie das ift, was er wünfcht, ob fie die Eigenichaften befigt, die 
er begehrt; ja in dem zahlreichiten Fällen weiß er nicht einmal, welche Eigen: 
ihaften die von ihm geforderte Waare befigen joll. Das gilt von den ein- 
fahjten, gewöhnlichiten Nahrungsmitteln fo gut wie von den fünftlichiten 
Präparaten der modernen Chemie. Auf Gnade und Ungnade den Fabritanten 
überliefert, die die Konkurrenz, die Jagd nad den billigiten Preiſen unmider- 
ftehlih zwingt, von den raffinirteften Fälſchungen oft wider Willen Gebraud) 
zu machen, jieht der Konjument das’ Elend der Verfälichung fein ganzes 
Leben durchdringen, fein Wohlbehagen und jeine Gejundheit bebrohen, oft zer: 
ftören. Und hilflos wie ein Kind jteht der einzelne Konſument diefen Mächten 
der Fälſchung gegenüber. In gleicher Weile fehlen ihm die Kenntniſſe und 
die ökonomische Macht, fich ihrer zu erwehren. Gr befindet fi) in derfelben 
Lage, wie der einzelne Arbeiter gegenüber den Scädlichkeiten und Gefahren 
des tyabrifbetriebes, in dem er arbeitet, und aus dieſer Lage führt auch nur 
die genoſſenſchaftliche Organifation, mag fie eine private oder öffentliche fein, 
heraus: Konfunwereine, Consumers Leagues, Bereine gegen Nahrungsmittels 
verfälihung u. j. w. auf privatem, der Staat und die Gemeinde und weiter: 
greifend internationale Verbände der Staaten auf öffentlichem Gebiete. 

Schon auf dem internationalen medizinischen Kongreß zu Amſterdam 1879 
hatte Finkelnburg die Kontrolle des Handeld mit Nahrungs- und Genuß: 
mitteln als eine Aufgabe der internationalen Verftändigung bezeichnet. Auf 
den internationalen hygieniſchen Kongreſſen zu Genf (1882) und im Haag 
(1884) war bie Frage wiederum verhandelt worden und jchließlid eine 
aus Vertretern verjchiedener Nationen zujammengefegte Kommiſſion gewählt 
worden, die über eventuelle internationale Maßregeln gegen die Verfälichung 
von. Nahrungsmitteln und Getränken Berathungen pflegen jollten. Won zwei 
Mitgliedern berjelben, Brouardel (Paris) und Caro (Madrid), wurden dem 
Diener Kongreffe 1887 jchriftliche Berichte vorgelegt.* In Wien entipann 
fh nun eine längere Diskuffion, die ſich auf die Neferate der beiden ge: 
nannten Perſonen, jowie die Hilgerd- Erlangen und Hamel Roos’: Amiter: 
dam gründete. 

Allgemein wurde zugegeben, daß die Nefultate der mit großer Begeilterung 
begrüßten Gejege gegen die Fällhung von Nahrungs: und Genußmitteln in 
den verichiedenen Ländern mur außerordentlich geringe ſeien, und daß Die 
Fortſchritie der Wiſſenſchaft und Technit mehr den Fälichern zur Verbunfelung 


mittel auf dem VI. internationalen Kongreß für Gefundheitspflege in Wien. 
Bergl. „D. V. f. ö. G.“ XX, ©. 303 ff. 


Sugo, Teutide Stäbteverwaltung. 9 
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gefundenen Fälſchungen. In Folge deffen hat der Handel mit gefälichten 
Nahrungsmitteln auch nicht im Geringften abgenommen. Der Handel mit 
gefälichten Nahrungsmitteln ift eben international. In den einzelnen Ländern 
verjchieden ftrenge verfolgt, jchwankt er hin und her, von Land zu Land, von 
Landestheil zu Landestheil, ſich elaftiich der Strenge der Gejeßgebungen, 
der Strenge der einzelnen Verwaltungsbehörden anpaflend. Die Verfolgung 
entmwidelt das Genie ber Fälſcher, denen alle Fortfchritte der Chemie in erfter 
Linie zu Gute fonmen. 

Die Gründe fir diefen Mißerfolg find zahlreih. Zunächſt fehlt es an 
einer Beitimmung des Begriffes „Fälſchung“ und wird es auch fo Tange 
fehlen müſſen, als e3 nicht möglich fein wird, die genauen Normalzufammen 
jegungen eines jeden einzelnen Nahrungs: und Genußmittels feitzuftellen. Es 
fehlt ferner an den für eine Ausübung der Nahrungsmittelfontrolfe noth— 
wendigen Unterfuhungsftationen und Sachverſtändigen, fowie an ben einheit- 
lihen und zureihenden Unterfuchungsmethoden zur Erkennung und Feitftellung 
der Fälfhungen. Es fehlt ſchließlich an einer internationalen Gejeggebung 
auf dem Gebiete der Lebensmittel, die vermöge ihrer einheitlichen Geftaltung 
dem internationalen Handel aud über die Landesgrenzen biß in jeine Schlupf: 
winfel auf fremdem Gebiete zu folgen vermag. Mit der Verfolgung des 
Stleinhandels, auf den fih der Kampf in erjter Linie bejchränkt, ift es micht 
gethan; nur durd eine Ausrottung der Großinduftrien, des Großhandel auf 
diefem Gebiete kann die Erlöjung der Menjchheit von den Giften ber ge: 
fälihten Nahrungs: und Genußmittel erreicht werden. 

Aus diefer doppelten Aufgabe, der Verfolgung des Kleinhandels und der 
Verfolgung des Großverfehrs ergiebt fich eine ungezwungene Arbeitstheilung 
der Staaten und der Gemeinden. Die Heberwahung des Kleinhandels, der 
lokalen Induſtrie und des Iofalen Verkehrs muß von den Gemeinden beziehungs- 
weile den größeren Kommunal- oder Sanitätsverbänden unternommen werden. 
Die Ueberwachung de3 internationalen Verkehrs, der Importe an ben Grenzen, 
bed Großverfehrs im Innern der einzelnen Länder fann nur von den Staaten 
durchgeführt werden. 

Wir haben es hier nur mit den Leiftungen der Städte auf dieſem Ge: 
biete der Nahrungsmittelverforgung zu thun; fehen wir zu, was von ihnen 
geihaffen wurde. Wir jcheiden dabei zwei der wichtigiten NahrungSmittel, 
Fleiſch und Milch aus, da wir diejelben eingehender behandeln müſſen. 

Die Vorbedingungen jeder erfolgreichen Thätigkeit auf diefem Gebiete find 
die Griftenz eines techniich ausgebildeten Kontrolle oder Inſpektionsperſonals 
und die Möglichkeit, die als verdächtig beichlagnahmten Nahrungsmittel auf 
ihre Gejundheitsichäblichkeit und Verfälſchung zu unterfuchen. Am ungünftigften 
liegen die Berhältniffe in Deutfchland auf dem Gebiete der Kontrolle der 
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Berfaufsjtätten und Märkte. Diejelbe ijt überall Sacde der polizeilichen 
Organe, die dabei durch technische Beamte (Thierärzte, Bezirfsärzte, Beamte 
der Unterfuchungsanjtalten) unterftügt werden oder aud ohne biejelben ihres 
Amtes walten. An einer jpeziellen Organifation für diefe Zwecke fehlt es 
durhaus, wie das ja auch bei dem Mangel einer allgemeinen Organifation des 
öffentlichen Geſundheitsweſens nicht anders zu erwarten ift. Und diefer Rück— 
ftändigfeit entſprechend ift auch die Zahl der ftädtifchen Unterfuhungsämter* nur 
eine jehr geringe. Die meiften Städte — nicht nur die fleineren, in denen bie 
Zahl der im Jahre anfallenden Analyjen nicht zur Beihäftigung eines eigenen 
Beamten ausreihen würde — haben es vorgezogen, Privatchemifer mit ber 
Ausführung der nothwendig gewordenen Analyjen zu betrauen. Cine fleine 
Minderheit, wie Köln, Barmen, Dortmund, Spandau nehmen gegen einen feften 
Tarif auch von Privaten Proben zur Unterfuchung, übertragen aber die Aus: 
führung der Analyſen privaten Chemifern, mit denen jie Verträge abgeſchloſſen 
haben. Diefe Aushilfseinrichtungen, anders kann man fie ja nicht bezeichnen, 
find von ber preußiichen Regierung als öffentliche Unterfuhungsanftalten ans 
erfannt worden. Gin derartige Vorgehen mag für die Stabtverwaltungen 
dequemer und aud ganz im Sinne der in den Stadtverordnetenverfammlungen 
vorherrichenden privatfapitaliitiichen Intereflenvertretungen jein, Niemand wird 
aber behaupten wollen, daß dies eine wirflihe Löjung der Trage der Lebens: 
mittelimterjuchung fei. Es ijt beitenfall3 eine billige Aushilfe, aber aud) 
nichts weiter. 

Derartigen Einrichtungen gegenüber befigt die öffentliche, von der Stadt: 
gemeinde betriebene Unterfuhungsanftalt eine ganze Reihe enticheidender Vor— 
Züge. Die Thätigfeit des beauftragten Privatchemifers erſchöpft fih gewöhnlich 
in der Analyje der ihm gegebenen Aufträge. Weiter geht ſein Intereſſe nicht. 
Der Beamte der öffentlichen Unterfuchungsanftalt hat dagegen naturgemäß 
ein viel größeres Feld der Wirkjamfeit. Er ift zunächft der geborene Träger ° 
der gelfammten Nahrungsmittelfontrolle mit Ausnahme der nicht in fein Gebiet 
fallenden Fleiihbeihau. Darm müſſen wir es als feine Aufgabe bezeichnen, 
durch geeignete Vorträge die großen Schichten der Bevölkerung auf die fort- 
gejegt fie bedrohenden Waarenfälfchungen aufmerkffam zu machen und fie Darüber 
zu unterrichten, wie fie fich gegen diejelben zu jchüßen vermögen. Für dieſe 
Erziehung des Publitums, wie überhaupt für den ganzen Kampf gegen bie 
Nahrungsmittelverfälihung ift es von der größten Wichtigkeit, daß die jtädtifche 
Unterfuhungsanftalt bei der Bemeffung der Unterfuchungsgebühren nicht durch 
die Rüdfiht auf die private Konkurrenz behindert ift. Sie muß die Gebühren 





* Vergleiche Rümelin im XXX, Bande der „D. ®. f. ö. G.“ (Vortrag auf der 
22. Berfammlung zu Karlsruhe). 
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To bemeifen, daß dadurch die außgiebigfte Benügung der Anftalt jeitens des 
fonfumirenden Publikums gefihert wird. Nichts wäre verfehrter als ber 
Verſuch, in ihnen eine Einnahmequelle für die Gemeinde zu fehen. Sind e& 
doc gerade die weniger bemittelten Klaſſen der Gemeinden, die am meiften 
von der Waarenverfälihung bedroht find und fi am wenigften dagegen zu 
ſchützen vermögen. Die Tarife unferer ftäbtiichen Unterfuchungsanftalten find 
aber alle fo hoch, daß eine Berügung feitend der Arbeiterklaffe von vornherein 
ausgeichloffen erjcheint. Der Preis der billigften Analyfe im Tarife des Unter: 
fuchungsamtes der Stadt Dresden geht zum Beiſpiel nicht unter 1 ME., des Bres- 
lauer Amtes nicht unter 3ME. herab. Statuirt dagegen die Gemeinde Gebühren: 
freiheit in allen den Fällen, wo die Entnahme der Waare derart ftattgefunden 
hat, daß eine Beitrafung des Verkäufers erfolgen kann, fo vermag fie die ganze 
Bevölkerung zu Kontrollorganen heranzuziehen. Der Stäufer, dem die Möglichkeit 
einer umentgeltlihen Interfuchung der von ihm gefauften Waare offen fteht, 
wird viel weniger geneigt fein, fi mit Fatalismus die gefälfchte Waare 
anhängen zu laſſen, als wenn er gezwungen wäre, zu dem Schaden noch 
mehr oder weniger große Unterfuhungstoften auf fi) zu nehmen.* Auch der 
Kampf gegen das Geheinmmittelunmwejen, wie ihn zum Beifpiel Karlsruhe mit 
fo großem Erfolge jeit vielen Jahren betreibt, gehört zu den Aufgaben bes 
öffentlichen Unterfuchungsamtes. Der private Chemiker, dem die Stadt ihre 
Analyfen übertragen hat, vermag natürlich dieſe verichiedenen Aufgaben nicht 
zu löſen. Die Thätigfeit im Dienfte der Stadt nimmt nur einen Bruchtheil 
feiner Zeit in Anspruch; in der Hauptſache ift er auf die private Kundſchaft 
angewiejen und daher oft gezwungen, Rüdjichten walten zu laffen, von denen 
der ſtädtiſche Chemiker frei ilt. 

63 liegt auf der Hand, daß die privaten Chemiker in den öffentlichen 
Unterfuhungsanftalten ihre gefährlichften Feinde jehen und diejelben mit der 
größten Hartnädigkeit befeinden. Das trifft um jo mehr zu, wenn dieſe An— 
ftalten fich nicht darauf beichränfen, Analyien von Nahrungs: und Genuß 
mitteln für das fonfumirende Publikum zu machen, fondern ihre Dienfte auch 
Fabrifanten und Zwiichenhändlern zur Verfügung ftellen. Diefer Feindichaft 
ift manches geplante Unterfuhungsamt zum Opfer gefallen, jo noch in neuerer 
Zeit das in Frankfurt a. M. 

Die Grundlage für die Erridtung öffentlicher Unterfuchungsanftalten bildet 
der $ 17 des Reichsgeſetzes betreffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln vom 
14. Mai 1879. Nach diefem Baragraphen fallen den öffentlichen Anftalten, 
die ſich die technische Unterfuchung von Nahrungs: und Genußmitteln zur 
Aufgabe machen, beziehungsweiſe der Kaffe, welche die Koſten ihrer Unter— 


* Vergl. die Einrichtungen in Graubünden. Soziale Praris, VI (1896), ©. 643. 
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haltung trägt, die auf Grund bes Geſetzes auferlegten Gelditrafen zu, foweit 
diejelben dem Staate zuftehen. Das Neichögefet giebt diefen Anftalten damit 
eine allerdings jehr jchwankende und ungenügenbe finanzielle Grundlage. In 
den wenigften Fällen werden die Strafgelder zur Dedung der nicht uns 
bedeutenden Koften einer ſolchen Anftalt ausreihen. Außerdem aber muß die 
Thätigfeit der Anftalt geradezu dahin führen, die Zahl der Straffälle und 
damit auch die Summe der eingehenden Strafgelder mehr und mehr zu ver: 
ringern, das heißt fich felber die finanziellen Einkünfte abzugraben. Landes: 
gefeglihe Ausführungsanweifungen find zu diefem Paragraphen nicht ergangen. 
Ueberhaupt ift, wenn wir von Baden und Bayern abjehen, ſeitens der Einzel: 
ftaaten jo gut wie gar nichts gejchehen, um die Errichtung von Unterfuchungs- 
anftalten durch Kommunalverbände oder die größeren Stabtgemeinden zu fördern. 
In Preußen ift in dem Minifterialerlaffe vom 26. Juli 1893 bejonders 
darauf hingewieien, daß Staatsmittel zu dieſem Zwecke, das heißt ber Gründung 
von NahrungsmittelsUnterfuchungsanftalten durd die Kommunalverbände und 
größeren Stadtgemeinden nicht zur Verfügung geftellt werben fünnen, da die 
Anitalten in erfter Linie örtlihen Bebürfniffen dienen. Dagegen hatte diejer 
jelbe Staat Preußen für den Rennſport fo viel Geld über, daß er die Sub» 
ventionsfumme für denjelben in den legten Jahren ſogar zu erhöhen vermochte. 
63 fann und daher auch durchaus nicht wundern, daß die Zahl der öffent: 
lichen Unterfuchungsanftalten in Preußen eine außerorbentlid) geringe ift. Von 
preußiſchen Städten mit über 50000 Einwohnern haben nur 8 foldhe Anftalten 
eingerichtet, nämlich: Breslau, Haunover, Düfjeldorf, Altona, Elber— 
feld, Kafjel, Duisburg, Münden: Gladbad (Gemeinjames Unterſuchungs— 
amt rheinifcher Städte). Nad) Piltor gab es Ende 1896 45 öffentliche Unter— 
juhungsanftalten im Sinne des $ 17 des Nahrungömittelgejeßed. Der Charafter 
dieſer Anstalten ift aber in feiner Weiſe verbürgt. Sie dienen zum großen Theile 
ganz anderen Zweden und benügen die Nahrungsmittelunterfuhung nur, um 
daraus eine finanzielle Unterjtügung zu gewinnen. So ift zum Beifpiel die Stadt 
Berlin ohne ein ftäbtifches Unterfuhungsamt, dagegen unterhält die Land» 
wirthihaftsfammer der Provinz Brandenburg ein fleines, aus einem Zimmer 
beſtehendes „chemijches Laboratorium”, an das troß aller Protejte die Berliner 
Gewerbetreibenden bei Uebertretungen des Nahrungsmittelgefeges ihre Strafen 
zahlen müffen!* Noch kraſſer ift die Bevorzugung des Agrarierthums in 





* Charakteriftifch ift folgender Proteft Berliner Milchhändler aus dem Jahre 
1898: „Die heutige Berfammlung erhebt hiermit eindringlichit Widerfpruch dagegen, 
daß fortgeſetzt Berliner Gewerbetreibenden, Darunter auch Mitgliedern des Verein, 
aufgegeben wird, Strafen an die Landmwirthichaftstammer der Provinz Branden- 
burg zu bezahlen, obwohl ohne jede Widerlegung von maßgebender Seite feit- 
geftellt worden ift, daß die Unterhaltung eines chemifchen Laboratoriumd in 
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Kaffel. Hier beiteht eim ſtädtiſches Amt neben einem von agrariicher Seite 
eingerichteten Inftitute, das fich gegenüber der ſtädtiſchen Anftalt der Protektion 
der ftaatlichen NRegierungsbehörden zu erfreuen hat. 

Größerer Förderung haben ſich die Städte auf diefem Gebiete in Baden 
zu erfreuen gehabt. In der Verordnung vom 28. Februar 1882 find Die 
Bedingungen aufgeftellt, unter denen die von den Gemeinden errichteten An— 
ftalten zur Vornahme amtlicher Unterfuchungen berechtigt und als öffentliche 
Anftalten im Sinne des 8 17 des Nahrungsmittelgefeges anzuerkennen find. 
Alle Geldftrafen, die für Zumwiberhandlungen im Bezirfe der Gemeinde gegen 
das Neichögejeg vom 14. Mai 1879 erkannt werben, fallen benjelben zu. 
Außer der ftaatlihen Anftalt in Karlsruhe eriftiren in Mannheim, Frei— 
burg, Heidelberg, Pforzheim, Baben, Lörrach, Waldshut, Konftanz und Wert: 
heim Gemeindeänter. 

In Bayern liegt die Unterfuhung der Nahrungsmittel in erfter Linie 
in den Händen ber brei ftaatlihen Anftalten zu München, Grlangen und 
Würzburg. Diefe führen auf Antrag die techniichen Unterfuchungen aus und 
unterftügen die Ortöpolizeibehörden bei der Beauffihtigung des Verkehrs mit 
Nahrungs: und Genußmitteln. Außer diefen drei Aemtern beftehen in Nürn= 
berg und Fürth ftäbtifche Unterfuchungsanitalten. 

Die ältefte Unterfuhungsanftalt, nicht nur in Württemberg, ift die Der 
Stadt Stuttgart, die bereit3 1873 errichtet wurde. Außerdem ift auch die 
Stadt Ulm im Beſitze einer ſolchen Anftalt. 


Berlin feitend der Brandenburgifchen Landwirthichaftsfammer in feiner Weife 
eine folche Befteuerung der Berliner Bürger zu Gunften der Landwirthichafts: 
fanımer rechtfertigt, die Stadt Berlin der Zuftändigkeit diefer Landwirthſchaſts— 
fammer gar nicht unterfteht, das bezeichnete Laboratorium auch nicht3 zur Unter: 
fuhung der Berliner Gefetesübertretungen beiträgt und die Unterfuchungs- 
methoden genannten Laboratoriums, fpeziell in Bezug auf Milch, erniten Bedenten 
feitend kompetenter Autoritäten begegnet find, das Lönigliche Polizeipräfidium 
übrigens auch die Erhebung diefes Laboratoriums zur öffentlichen Unterfuchungs: 
ftelle für Berlin abgelehnt hat“. Bon einer Aenderung dieſes Zuftandes ift auch 
Ende 1900 nichts befannt. Die Abficht de3 Berliner Magiftrats, ein ſtädtiſches 
Unterfuchungsamt einzurichten, ift bisher an dem Widerftande der Regierung 
geicheitert. Diefelbe beabfichtigt ein ftaatliches Laboratorium einzurichten, Dem 
die Stadt ihre ſämmtlichen bygienifchen Unterfuchungen zumeifen follte. Da aber 
verfchiedene Zmweige der ftäbtifchen Verwaltung, unter Anderem die Gas: und 
Waſſerwerle, bereit3 eigene Laboratorien befien und auch in Zufunft nicht ent— 
behren können, mußte der Magijtrat eine derartige Verpflichtung ablehnen. 
Uebrigen3 wird an manchen Stellen angenommen, daß hinter dem Wibderjtande 
der Staatsregierung al3 treibende Kraft — die Landwirthichaftsfammer der 
Provinz Brandenburg fteht, und glaubt man, fie werde e3 wohl zu verhindern 
wiffen, daß der Fiskus oder die Stadt Berlin aus dem 8 17 des Nahrungs: 
mittelgefege8 Gemwinn ziehen. 
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In Sachſen haben Leipzig und Dresden, in Heſſen Mainz und 
Darmſtadt ftädtiiche Aemter eingerichtet. Mit denen in Bremen und Ham— 
burg ift die Zahl der hier zu erwähnenden Anftalten erichöpft. 


6. Milch. 

Im Allgemeinen hat ſich die ſanitätspolizeiliche Kontrolle der Milch* 
darauf beſchränkt, den Konſumenten gegen ein minderwerthiges Produkt zu 
ihügen — im Wefentlihen wohl ohne hervorragenden Erfolg. Gerade die 
raffinirtefte Füllung, die Verbindung von Entrahmung und Waiferzufag, 
die aljo eine doppelte Entwerthung des Probuftes bewirkt, ermöglicht e8, bie 
von der Marktpolizei geübte Kontrolle des fpezifiichen Gewichtes mit der 
Milhwaage wirkungslos zu machen, injfofern fie das urjprüngliche fpezifiiche 
Gewicht der Vollmilch wieder heritellt. Eine ſolche Fälſchung wirb alfo nur 
fehr geringe Gefahr der Entdeckung laufen, da der Verdacht des fontrollirenden 
Polizeibeamten niemal3 erregt wird, und nur eine chemiſche Analyfe dieſe 
Fälſchung aufdeden fann.** Stuger (a. a. D. S. 180) verlangt daher, daß die 


* Vergleiche: Die fanität3polizeiliche Kontrolle der Milchprodultion, VII. Snter- 
nationaler bygienifcher Kongreß in Budapeft, „D. V. f. d. ©.” XXVIL, ©. 486 ff.; 
A. Stuger, Nahrungs- u. Genußmittel in Weyl, Handbuch d. Hygiene III, ©. 151 ff. 

** Die raffinirt folche Fälfchungen vorgenommen werden, bemeilt die Bes 
lehrung (8 2) zu der Verordnung des Löniglich mwürttembergifchen Minifteriums 
de3 Innern vom 12, Mai 1886 betreffend die polizeiliche Kontrolle des Milch- 
verlehr3; hier heißt e8: „Erfahrungsgemäß jegen nämlich nicht jelten Produzenten 
und Händler unter Benüßung de3 Lactodenfimeterd zu ihrer von Haufe aus 
ſchwereren Milch von 1,033 bis 1,034 fpezififchen Gewichts fo viel Waffer zu, daß 
jene gerade die bei normaler Milch noch vorfommende untere Grenze (1,029 
bis 1,030) erreicht, um fo die polizeiliche Kontrolle zu bintergehen“. 

Auch in Baden macht die Naffinirtheit der Fälfcher den Behörden fein geringes 
Kopfzerbrechen. Nach einer badischen Minifterialverordnung vom 17. Juni 1884 ift 
die Beitrafung ausgefchloffen, wenn die chemifche Unterjuchung ergiebt, daß die 
Milch in 100 Gemwichtstheilen 10,9 Trodenfubftang und 2,4 Butterfett enthält. 
Die in Karlsruhe zum Verlaufe fommende Milch fchwanlt zwifchen 12,25 bis 
10,9 Prozent Trodenfubftang und 3,1 bis 2,4 Prozent Fett. Man hat jedoch von 
einer Zandespolizeiverorbnung Abftand genommen, „weil beim Erlaſſe einer 
folden Borfchrift die Milchhändler zu leicht geneigt find, beffere Milch mit 
höherem Gehalte an Trocdenfubitanz und an Fett, als es die ort3polizeiliche Vor: 
fchrift beftimmt, bi zu den vorgefchriebenen Grenzen herab zu verbünnen“ 
(Rarlörube, Hygienifcher Führer 1897, ©. 35). Da aber fchon die Grenze vom 
Minifterium des Innern gezogen tft, fo haben die Milchhändler innerhalb der: 
felben freie Bewegung, zumal da.aud) in Karlsruhe bei der polizeilichen Vor— 
prüfung ein Spielraum von 1,029 bi3 1,034 fpezififches Gewicht bei 15 Grad 
Gelfius erlaubt ift. 

Man denke fchließlich noch an die raffinirtefte Verwäſſerung der Milch: 
„Die Wäſſerung der Milch durchs Maul der Kuh“, wobei durch fehr waſſer— 
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Marktpolizei niemals direkt eine Milch für verfälicht erklären folle, 
fondern nur ber Ehemifer. Als ihre Aufgabe bezeichnet er es, verdächtige 
von unverbächtiger Milch zu jcheiden; muß aber felbft zugeben, daß fie in 
ben Falle der doppelten Fälſchung dazu nicht im Stande ift. Es ift daher 
eine charakteriftiiche Meußerung, die wir in ber Feſtgabe zur 63. Verfammlung 
der Geſellſchaft deutſcher Naturforfher und Aerzte „Die freie Hanfeitabt 
Bremen und ihre Umgebungen“, Bremen 1890, S. 349, leſen: „Dieje Unter: 
fuhungen (mit der Milchwage) werden bis jetzt dad ganze Jahr Hindurd) 
fortgejegt in immer größerem Umfange, zum Betipiel 1884 5850, 1885 8528, 
1886 11950 Prüfungen mit dem Erfolge, daß Verdünnung mit Wajfer, 
welche ftrafbar it, immer jeltener nahgewiejen werben fann.“ 
Nachgewieſen werden fann — die Mildhwage verjagt einfach; ob die 
Verdünnung mit Waſſer thatfächlic; abgenommen hat, ift dadurch noch gar 
nicht nachgewiefen. In Bremen wurbe daher auch eine langſame Verbefferung 
der Milh durch andere Mittel, wie Gründung einer Genoffenihaft u. ſ. mw. 
erreicht. Eine gewiſſe Wirkſamkeit fol übrigens der polizeilihen Kontrolle mit 
der Milchwage nicht abgeiprochen werden; biejelbe ift aber jehr bejchränft und 
wahricheinlich nur in ben Kreiſen ber Eleinbäuerlichen Produzenten zu fonftatiren. 
Und jeldft Hier nur in der erjten Zeit! Denn fchnell genug wird die Er- 
ziehung der Milhprodbuzenten bewirkt jein und die Anpafluug an die Polizeis 
verordnung fich vollzogen haben. Der Milhhändler wird zur raffinirteren 
Doppelfälihung greifen und feine Milch daburd vor jedem Verdachte, der 
ja nur durh die Milhwageunterfuhung rege wird, zu bewahren willen. 
In zahllojen Fällen wird die fogenannte Sonderung ber verbädtigen bon 
den unverbädhtigen Fällen aljo ein negatives Reſultat ergeben, und die polizei= 
liche Milchkontrolle mit der Milchwage fi) als eine Selbittäufhung heraus— 
ftellen, die mehr oder minder bewußt ift. Logiſch konſequent verzichtet daher 
Blauen (Bolizeiverordnnung vom 13. November 1896) * auf jede Marftkontrolle 


reiched Futter, wie Schlempe, Rübenfchnitel, Biertreber u. f. w. die Quantität 
der Milch auf Kojten ihrer Qualität vergrößert wird. Intereſſante Thatjachen 
giebt der Verwaltungsbericht der Stadt Plauen i. V. für 1898, ©. 76 ff. Hier 
wird nachgewiefen, daß vor Weihnachten der Fettgehalt der Milch geringer iſt, 
als der der Milch desfelben Stalled nad; Weihnachten. Die Differenzen fhwanlen 
zwifchen 0,3 Prozent und 1,74 Prozent und liegen in der Mehrzahl um 1 bis 
1,2 Prozent. Grund: Fütterung der Kühe auf Quantität allein! 

Zufäße von KRonfervirungsmitteln und Verfälfchungen mit Mehl, Kreide, Gips, 
welche entrahmter Milch beigemifcht werden follen, um die bläuliche Farbe der Milch 
zu verdeden, werden von den unredlichen Milchhändlern überhaupt höchft felten vor- 
genommen, da fie wifjen, wie leicht der Nachweis einer folchen Verfälfchung ift. 

* Vergleiche Verwaltungsbericht 1896, ©. 176, 1897, ©. 73, 1898, ©. 70 ff.; 
ähnlich in Düffeldorf, vergleiche Feitfchrift zur 70. Verfammlung der deutfchen 
Naturforfcher und Aerzte, Düſſeldorf 1898, ©. 132. 
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mit der Milchwage und übt biejelbe ausjchließlih im Laboratorium aus. 
Die Bolizeiverordnung enthält daher nur die Feſtſetzung des Fettgehaltes auf 
3 Prozent. Täglich werben ſechs Milchproben entnommen und im Laboratorium 
unterjucht. Die Erfolge diejer Unterfuchungsmeihobe find nad) dem Verwaltungs 
berihte 1897 jehr günftige geweſen, befonder® da man ſich nicht damit 
begnügte polizeilic) vorzugehen, fondern auch den Landwirthen, die minder: 
werthige Milch produzirten, im Laboratorium unentgeltlih Rath in Bezug 
auf die Erzeugung von fettreicherer Milch ertheilte, die Futterrationdberechnungen 
und meift auch die nöthigen Milchunterfuchungen für fie anftellte. Während 
1891 51,5 Prozent, 1892 58,5 Prozent der Stichproben beanftandet werden 
mußten, ſank die Zahl 1898 auf 16,70 Prozent der Vollmilchproben. Der 
durchſchnittliche Fetigehalt aller VBollmildhproben ftieg von 2,965 Prozent im 
Jahre 1892 auf 3,309 Prozent im Jahre 1898. Der von der Stadt Plauen 
in Folge der Milchkontrolle eriparte Betrag, den fie ſonſt für das zugejeßte 
Wafler als Mitch hätte bezahlen müfjen, wird im Werwaltungsbericht 1897 
auf 24800 ME. geichäkt. 

Die Milchregulative der Städte haben natürlich die erbitterte Feindſchaft 
der Agrarier erregt, nicht nur deshalb, weil in ihnen ein jo hoch gegriffener 
Fettgehalt vorgefchrieben ift, daß die „Wäſſerung der Milch durchs Maul der 
Kuh“ dadurch unmöglich gemacht ift, fondern allein ſchon weil fie überhaupt 
einen sFettgehalt vorjchreiben. In Sachſen ift diefer Kampf des Landes 
gegen die Stadt mit bejonderer Schärfe gefiihrt worden. Hier verlangten 
die in dem Landeskulturrath organifirten Agrarier die allgemeine Herabjegung 
der Untergrenze bes Fettgehaltes auf 2,8 Prozent gegen 3 Prozent wie früher 
in den meiften Milchregulativen der Städte und festen auch bei dem Minis 
fterium eine Verordnung durch, wonach alle Mil, zu der nichts zugejeit 
worden jei, als Vollmilch zu . gelten habe. Damit war der weitgehendjten 
Milchverſchlechterung die Bahn frei gemadjt. Selbftverjtändlicd war bei dem 
Kampfe das Interefie des SKleinbauern in den Vordergrund geichoben. Er 
jet niht im Stande, eine Milh von 3 und mehr Prozent Fettgehalt zu 
liefern oder wiirde boch weitaus höhere Aufwendungen an Futter über jein 
Bermögen hinaus zu nahen haben. Der Planener Berwaltungsberiht von 
1898* räumt rückſichtslos mit diejer Fabel auf. Hier wird im Einzelnen 
nachgewieſen, daß die Bauernmild ebenſo fett ift wie die Nittergutsmilch, und 
daß, wo überhaupt Milchproben unter dem Fettgehalt von 3 Prozent geblieben 
find, dies jeinen Grund in einer nachträglichen Verbiinnung der Mil Hat. 
Ebenio gründlich wird die Fabel von der höheren Futteraufwendung zerftört. 
Muß alſo die Fettgehaltögrenze in dem Plauener Milchregulativ herabgefegt 





* Vergleiche Verwaltungsbericht 1898, ©. 71 ff. 
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werben, fo geichieht dad nur, um ben Milchproduzenten die Möglichkeit zu 
gewähren, durch eine Milchverjchlechterung ihre Profite zu erhöhen. 

Man hat aljo, wie wir jahen, den Konſumenten gegen finanzielle Schä— 
digungen zu ſchützen gefucht, dagegen die fanitären Gefahren des Milchverfehrs 
jo gut wie unbeachtet gelaffen. Wie Bollinger* auf dem Tuberfulojefongreß 
zu Berlin 1899 hervorhob, darf giftige durch Tuberkelbazillen infizirte Milch 
— und nicht weniger als 75 Prozent aller alten abgemolfenen Kühe find nad 
ihm tuberkulds erfranft — ftraflos verfauft werden, während Derjenige beftraft 
wird, der gute Milch mit Waſſer verbünnt. 

Die Schädlidhkeiten der Milch können doppelte fein, ſolche die in der Mil 
ihon im Guter der Kuh vorhanden find (als Folgen irrationeller Fütterung; 
von Arzneiftoffen, die bei der Behandlung franter Kühe in Anwendung fommen; 
von Krankheiten der Kühe, wie ber jehr verbreiteten Tuberfuloje, Wundjepti- 
fämie, Maul- und Klauenfeuche, Milzbrand, beſonders auch Euterfranfheiten zc.), 
und folche, die der Milch erft nad) der Entfernung aus dem Euter zukommen. 
Dieje legteren laſſen fich im Wejentlichen auf die allgemeine Unreinlichkeit zu— 
rüdführen, die in den meiſten Milchſtällen endemish it. Die Exfremente 
der Kühe, die jchmugigen Hände der Melfer, die ſchlecht geipülten Gefäße 
bringen Schmußpartifel und Mikroorganismen in die Mil, die abnorme 
Zerjegungen der Milch bewirken und fchäblihe Stoffe in derjelben entiwideln 
fönnen. Aber auch direkt pathogene, äußerjt gefährliche Organismen, wie 
die Bakterien des Typhus, Scharlach, der Cholera können von außen in bie 
Milh hineingetragen werden und dadurch mehr oder weniger große Epidemien 
ber betreffenden Krankheiten entitehen. 

Es ergiebt ſich alſo die Nothwendigkeit, die Kontrolle von dem Produkte 
in die Produktion zurüczuverlegen. Für eine ſolche Produktionskontrolle ftellte 
Dftertag in feinem Neferat auf dem VII. internationalen Kongreſſe für 
Hngiene und Demographie in London 1891 („D. 2. f.5. G.“ XXL, ©. 658) 
folgende Forderungen auf: 

1. Ale Milhwirthichaften ſollen einer polizeilihen Genehmigung unter: 
liegen. 

2. Alle Thiere, welche zur Milchgewinnung aufgejtellt werden, jollen thier— 
ärztlich unterjucht und von Zeit zu Zeit fontrollirt werben. 

3. Die Befiger der Milhwirthichaften jollen gehalten werden, nur gutes, 
unverborbenes Futter zu verabreihen, ferner jede Erkrankung eines Milch— 
thieres jofort dem zuftändigen Thierarzte anzuzeigen und bis zu deſſen Ent: 
iheidung die Milch des erkrankten Thieres nicht in den Verkehr zu geben. 

*) Bollinger, Die Tuberkulofe unter den Hausthieren und ihr Verhältniß 


zur Ausbreitung der Krankheit unter den Menfchen in: Bericht über den Kongreß 
zur Belämpfung der Tuberkuloſe ald Vollskrankheit, S. 102 bis 114. 
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4. Das Melfgeihäft joll mit der peinlichiten Sauberfeit geichehen und 
Leute, welche an einer Infektionskrankheit leiden, zum Melken nicht verwendet 
werben. 

5. Die ermolfene und gefammelte Milch joll nad) dem Melken abgekühlt 
und in bejonderen Milchkammern, nicht aber in Wohn: und Schlafräumen 
aufbewahrt werden. 

6. Der Transport joll nur in geeigneten Gefäßen geichehen. 

T. Bei Aphthenjeuhe und Tuberfulojeverdadht ſoll die Milch nur gekocht 
in ben Berfehr gebracht werben, alle übrige Milch aber, welche ala efelerregend 
oder gejundheitsichädlich angejehen werben muß, vom Verkauf ald Nahrungs- 
mittel für Menſchen ausgejchloffen werden. Ebenſo ift beim Ausbruch einer 
epidemiichen Krankheit in einem Haufe, in welchem eine Molkerei ober ein 
Milchhandel betrieben wird, der Verkauf der Milch zu verbieten. 

8. Bei der Gewinnung der jogenannten Kindermilch müſſen ganz be= 
ſonders hohe Anforderungen in Bezug auf Fütterung der Milchfühe, Sauber: 
feit der Milchgewinnung, auf Abkühlung und geeigneten Transport derſelben 
geitellt werben.* 

Ein ſolcher direkter Eingriff in die Produktion ift unjeres Wiſſens bisher 
allein in Minden i. W. gemacht worden. Dort hat nämlich der Ortsgeſundheits— 
tath 1899 eine Reihe von Vorfchriften erlaffen, deren Befolgung Vorbedingung 
für die Zulaffung von Mil auf dem Mindener Markte ift. Er verbot nämlich 
als Futtermittel: Küchenabfälle, verdborbene Futtermittel jeder Art, Schlempe 
und grüne oder rohe Melaſſe, endlich Fleiſch- und Blutmehl, Senftuchen, 
Ricinuskuchen, Kartoffelreibfel, weiße Nüben und die Blätter aus Sted= und 
Kohlrüben, Schrot und Stroh von Widen und Lupinen. Selbitverftändlid) 
it die agrariiche Preffe in allerihärfiter MWeije gegen dieſe Maßregel vor— 
gegangen. Mit agrariſcher Deutlichfeit wurde gegen den Eingriff einer 
ſtädtiſchen Behörde in die landwirthichaftlihden Probuftionsverhältniffe ein 
geharniſchter Proteſt erlafien. 

Dieſer Produktionskontrolle, durch die die hygieniſche Behandlung der 
Milch beim Produzenten geſichert wird, hätte ſich die weitere Kontrolle des 
Milchhandels anzujhließen. Wer die Anlage und den Betrieb der zahl- 
Iojen Eleineren Milhhandlungen in den Städten kennt, weiß, daß gerade in 
ihnen eine neue und jehr bedeutende Quelle der Milchverumreinigung, Infektion 


* Faft diefelben Forderungen wurden von Dammann auf dem VIII. inter: 
nationalen bugienifchen Kongreſſe in Budapeit („D. V. f. ö. G.“ XXVIL, 1895, 
S. 436 ff,) erhoben. Auch er ftellte an ihre Spibe die Forderung nad) Konzeffions: 
pflicht der Milchwirtbichaften. Eine ſolche Konzeffionspflicht beiteht bereits im 
Kanton Bafel:Stadt (Verordnung vom 19. Mai 1894, vergleiche URG. 1894, 
XVII, S. 850). 
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und -Fälſchung zu jehen iſt. Dan fuchte nun durch die Stonzeifionspflichtig: 
feit des Milchhandels die gejundheitspolizeiliche Kontrolle zu erleichtern und 
wirffamer zu machen. 8 ift aber durchaus nicht abzujehen, was durch eine 
Konzeffionspfliht der Milchproduzenten und Milchhändler erreicht werben foll. 
Das Wichtige ift doch die Durchführung einer ſcharfen Kontrolle und eine 
ſolche läßt fi ohne Konzelfionspflicht ebenio gut wie mit derjelben erreichen. 
Dieje wiirde nur das Nejultat haben, die Criftenz zahlreicher Perfonen in die 
Hände des polizeilichen Ermeſſens zu legen. Die Erfahrungen aber, die man 
in Deutichland täglih mit dem polizeilichen Ermeſſen zu machen Gelegenheit 
hat, ermuthigen durchaus nicht dazu, das Geltungsbereich desfelben auszudehnen. 
Es muß vielmehr das Beſtreben jeder demofratiihen Politik fein, das Er: 
meilen der Behörden ſoweit ald möglich einzufchränfen und durch eine Ent: 
ſcheidung nad) Geſetzen zu erjeßen. 

Das Intereflante an diefer Forderung, die von den bebeutenditen Veterinär: 
mebizinern Deutſchlands einftimmig gejtellt wird, liegt in der Anerkennung, 
daß ein Konflikt zwifchen den Intereffen der privaten Produktion und denen 
ber öffentlichen Gejundheitspflege vorhanden ift und daß derjelbe nur durch 
die Unterwerfung der erjteren unter die Intereſſen der Allgemeinheit gelöit 
werben kann. Sie verjperren fich aber den Weg zu einer Löſung von vorn» 
herein dadurch, daß fie in der Gewähr des polizeilich beglaubigten Charakters 
ber Unternehmer und in der thierärztlichen Kontrolle ihre Zuflucht fuchen. 
Dabei bedenken fie nicht, daß die leßtere an ber Zeriplitterung bes Klein— 
betriebes verfagen muß und daß ſowohl die von ihnen geforderten Cinrich- 
tungen, durch die eine ausreichende Ueberwachung der Betriebe ermöglicht wird, 
als auch die Einrichtungen, welche allein einen geiundheitlichen Betrieb er— 
möglichen, über die Kräfte des Stleinbetriebed hinausgehen. 

Das Nefultat zog auf dem Budapefter Kongrefie der Neferent Jenjen. 
Nach feiner Behauptung ließe ſich die Milchkontrolle in den größeren Stäbten 
am billigiten und leichteſten durch Grrichtung und Förderung von größeren 
Gejchäften mit philanthropiihem Endziele erreihen. In diefer Forderung ift 
die Eliminirung der beiden hinderlichen Faktoren vereinigt: die Ausichaltung 
des privaten Profits und des techniich unfähigen Sleinbetriebes, und mit ihr 
der Grundjaß ausgeiproden, daß es im Intereſſe einer hygieniſchen Milch: 
verjorgung nothwendig ift, die Milchproduftion und »Diftribution aus der 
Domäne der Privatinduſtrie herauszuiegen. 

Damit ftehen wir denn vor der wichtigen Frage der Milchverſorgung 
feitend der Gemeinden, vor Allem der größeren Städte. Es iſt dies ein 
Problem, deilen Lölung gerade wegen ihrer Schwierigkeiten nur höchit jelten in 
Angriff genommen worden ift. Die ftädtiihe Verwaltung hat dasjelbe bisher 
meift einfach ignorirt. 
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Wir haben hierbei nun zunächſt zu unterfheiden: die Milchproduftion und 
die Diftribution des Produktes, ſowie ferner die verfchiebenen Arten des Pro— 
dufteß, die für Kurzwede und Säuglingsernährung bejtimmte Milch von ber 
gewöhnlichen Marktmilh (Vollmilch, Halbmilh, Magermild). Die Beihaffung 
geiunder Kuhmilch für die Säuglinge ift eine volkshygieniſche Aufgabe erften 
Ranges, die unſeres Erachtens nicht durch die MWohlthätigfeit gelöft werden 
fonn, jondern in erfter Linie den Gemeinden geitellt if. Die ungeheuren 
Verlufte, welche die Geſellſchaft durch die enorme, bejonderd die ärmeren 
Schichten der Bevölkerung treffende Sterblichkeit der Säuglinge erleidet,* hätte 
ihon längſt die Aufmerkfamfeit der fommunalen Staat3männer erregen follen. 
Alerdingd jo lange man in einem ſolchen Eingriffe in die private Wirthichaft 
einen verwerflihen Angriff auf die geheiligte Erwerbsſphäre der Privaten 
erblidt, eine Auffaifung, die in den meiſten ſtädtiſchen Behörden herrfcht, fo 
lange werden wir vergeblich auf ein Vorgehen ber Städte auf diefem wichtigen 
Gebiete warten. So blieb denn die Lieferung von beſonders präparirter 
Säuglingamilc entweder den privaten Moltereien oder wohlthätigen Vereinen 
überlaifen.** 


* Die Schwierigfeiten, mit denen die ärmeren Klaſſen vor Allem bei der 
Aufzucht der Kinder zu kämpfen haben, find ganz ungeheuer. Auch wenn wir 
bei denfelben die für die nothwendige Sterilifirung der Säuglingsmilch erforder: 
lichen Kenntniffe und den guten Willen, das Beſte zu thun, vorausfegen — und 
Unmiffenheit und Gemiffenlofigfeit find gerade auf dem Gebiete der Säuglings- 
ernährung auch in den Alaſſen der beffer und am beiten gejtellten Bevölferungs- 
Ihichten ganz enorm groß — fo fehlt es denfelben doch meift an dem, was zu 
einer gründlichen Sterilifirung vor Allem nothmwendig ift: Geld und Zeit. 

* Menke hatte (im Archiv für Hygiene XVII, ©. 312 ff.) empfohlen, die Er- 
zeugung von Säuglingsmilch lieber Vereinen für das Vollswohl und Ähnlichen 
wohlthätigen Gefellfchaften, al3 Unternehmungen, die mit Gewinn arbeiten müſſen, 
zu übertragen. Blafius und Bedurt3 in „D. V. f. d. G.“ XXVII (1895), ©. 537, 
halten diefen Vorſchlag für fehr ideal, aber „wir gelangen mit derartigen Vereinen 
auf eine gefährliche fozialiftifche Bahn“. „Am ficherften (!!), fo fügen fie 
voll Weisheit hinzu, bezieht man immer derartige Nahrungsmittel, alfo auch die 
Milh, von den Händlern, die unter bygienifcher Kontrolle ftehen“, und fo kann 
man denn „die Herjtellung fterilifirter Kindermild in größeren Quantitäten ruhig 
den Moltereien überlaffen, die, wenn fie unter genügender Kontrolle arbeiten, 
dad Publikum am beften befriedigen fönnen.” Damit ift denn das bedrohte 
Prinzip des Privatbetriebes heilig gefprochen! Wie weit find wir doch im heiligen 
Teutfchen Neiche zurüdgefommen! Auf der IV. Verfammlung des Vereins für 
öffentliche Gefundheitäpflege zu Düffeldorf batte eine Thefe Annahme gefunden, 
die die Einrichtung beziehungsmweife Begünftigung von Mufterfubjtällen den 
Städten warm empfahl. Ein mweitergehender Antrag des Dr. Loevinfon:Berlin, 
der es den Kommunen zur Pflicht machen wollte, wie für die Befchaffung eines 
guten und reichlichen Trinkwaſſers, auch für die einer reinen Milch, zumal als 
Säuglingenahrung, zu forgen, wurde abgelehnt. Faft zwanzig Jahre fpäter 


— 12 — 


Die unmittelbare Folge diejer Gleichgiltigfeit war, daß dieje Einrichtungen 
allein wieder den Befitenden zu Gute famen, da nur fie die zum Theile 
recht hohen Preiſe für die jterilifirte Milch bezahlen können. So verkaufte 
zum Beijpiel die Braunſchweiger Molkerei (E.G.), die unter Kontrolle 
ber Brofefloren Blaſius und Beckurts arbeitet, im Jahre 1892 117579, 
1893 348003, 1896 circa 250000 Flaſchen fterilifirte Säuglingsmild 
('/s Liter = 10 Pf.) das heißt pro Tag 322 beziehungdweife 953 beziehung: 
weile 700 Flaſchen. So betrug der Abjag der Nürnberger Anitalt für 
feimfreie Kindermilch 1895 253211 Flaichen = 107,2 Liter pro Tag, während 
die Zahl der Kinder im Alter von O bis 1 Jahr 4477 betrug! In ber 
Frankfurter Milchkuranſtalt beträgt der Preis 50 Pf. pro Liter (!)), 
ein Preis, den nur wohlgefüllte Geldbörſen zu zahlen vermögen. 

Wir müſſen bier mit einigen Worten eine Verfuches gedenfen, der in 
Zeipzig* gemacht wurde, ben ärmeren Klaſſen der Bevölkerung nicht Säug: 
lingsmilch, fondern eine aus bereitö verdünnter, mit Meilchzuder verjegter Milch 
beitehende Säuglingsnahrung in bejonderen Fläfchchen gleich zum Gebraud 
fertig zu liefern. Mit Necht wurde hervorgehoben, daß aud) bie fterilifirte 
Milch bei der Zubereitung der Cinzelportionen für die Säuglinge noch zahl: 
reihen Verunreinigungen in den einzelnen Haushaltungen ausgejegt und es 
daher wünjchenswerth fei, die Sorhletihe Idee zur Anwendung zu bringen 
und bie fterilifirten Einzelportionen im Glaſe zum Gebrauche fertig zu liefern. 
Die Verjuche, durch die man in den Jahren 1887 und 1888 die Durdführ: 
barkeit diefes Gedankens prüfte, wurben feitens des ftädtifhen gemiſchten 
Gefundheitsausichuffes durch die Gewährung von Geldmitteln ermöglicht. 
Sie fielen jo günftig aus, daß man im Jahre 1890 einen größeren Verſuch 
machte. Die Apotheker der Stadt Leipzig, mit deren Hilfe man am eheiten 
zum Siele zu fommen glaubte, erklärten fich bereit, drei Arten von Milch» 
verbünnungen feimfrei herzuftellen und jo billig als möglich zu verfaufen. Als 
Preis pro Flafhe von 75 bi 150 Kubikzentimeter Inhalt wurde 5 Br. 
feftgejegt und den Armenärzten geftattet, die fterilifirte Weilh den Kindern 
von Armen auf Armenrezept zu verfchreiben. Anfangs Juli begann bie 
Lieferung. Ueber die Nefultate der erften 3 Monate bei 14 Apotheken 
folgendes. Es wurden verkauft circa 64700 Flaſchen, das heißt pro Tag 
circa 700 Flaſchen und bedeutet bei einem Konſum von 7 Flaſchen pro Säug— 
ling die Grnährung von circa 100 Säuglingen. Es haben aber bei Weiten 


bringen e3 Hygienifer von Ruf noch fertig, die Einrichtung von Mufterkuhftällen 
für die Produktion von Säuglingsmilch nicht durch die Gemeinden, bewahre, 
nur durch mwohlthätige Vereine als gefährliche fozialiftifhe Anſätze Hin- 
zuftellen!! 

* Bergleiche „Die Stadt Leipzig in bygienifcher Beziehung!“ ©. 411 ff. 
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mehr als 100 Familien von dieſer Einrichtung Gebrauch gemacht, da nur 
wenige die ganzen 3 Monate bezogen. 

Die größten Umfäge hatten die Vorſtadtapotheken (circa 120 bis 130 
Flaichen pro Apotheke täglich). Bei dem Preife von 5 Pf. pro Flaſche be- 
liefen fi die tägliden Koften für den Säugling auf 35 bis 40 Pf., ein 
Betrag, der weit über dad Budget eined Arbeitereinfommens hinausgeht. 

Soll diefe Einrichtung der Arbeiterklaffe wirklich zu Gute kommen, fo 
müffen die Preife noch ein gut Theil herabgeiegt werben. Das wäre umjerer 
Anfiht nad) ſehr gut möglid durch eine Konzentration des Herftellungs- 
betriebes, fo daß aljo den Apotheken nur der Vertrieb bliebe. Befänden fich 
nun, wie dies allein wünſchenswerth, die Apotheken in ben Händen ber 
ftäbtiichen Gemeinden, jo ftände damit zugleich ein ſehr werthvoller Verthei— 
lungsmechanismus fertig zur Verfügung, der nicht nur im biefem Falle von 
Nugen jein würde. Die Verfuche jcheinen nicht weiter fortgefegt zu fein; die 
Anregung, welche dieſe Aktion gegeben, machte fih ein Privatunternehmen, 
das im Sommer 1891 entjtand, zu Nutze. 

In einzelnen Fällen haben fi) die privaten Molfereien, um fi das 
Monopol zu verichaffen, freiwillig der Kontrolle ärztlicher Vereine oder der 
Ortsgeſundheitsräthe unterworfen. Die Anforderungen, die zum Beiſpiel ber 
Ortsgeſundheitsrath Karlsruhe in diejer Hinficht ftellt, find zwar außer: 
ordentlich weitgehende, aber auch jehr zwedmäßige. Er jchreibt nicht nur die 
Rafie der Milchthiere, Tuberfulinimpfung vor der Einftellung und jährliche 
Wiederholung derjelben, wöchentliche Meſſungen der Körperwärme, ſondern 
auch bis ins Einzelne die Fütterung, monatlich eine Buchaufnahme des Milch: 
erträgnifles der einzelnen Kühe und der Zufammertjegung ihrer Milch u. ſ. w. vor. 

Indem wir die Frage, ob fterilifirte Dauermilch oder nicht, der Ent: 
iheidung der medizinischen Autoritäten überlaffen, begnügen wir uns ala bie 
Aufgabe der Gemeinden zu bezeichnen: dafür zu jorgen, daß eine möglichſt 
ajeptiih gewonnene, friiche, kurze Streden und in reinen Gefäßen trans» 
portirte Milch zur Säuglingsernährung zugänglich ift und daß der Preis für 
diefe Milch für die Angehörigen der ärmeren Klaſſen nicht unerfchwinglich 
jei.* Ob die Gemeinde noch weiter gehen, und fterilifirte Milch in Trink 
portionen herftellen und an die Konfumenten zum Selbitfoftenpreis abgeben 
will, ift eine Frage, die unferer Anficht nach erft in zweiter Linie von Be— 
deutung ift. Im Allgemeinen wird es ſich empfehlen, daß die Städte felb- 
ftändig eigene Milchfarmen einrichten und als Iandwirthichaftliche Betriebe, 
wie fie es doch find und fein follen, außerhalb des Stadtbezirkes zum Beiſpiel 
im Verbindung mit ihren Niefelfarmen, wo foldhe vorhanden find, betreiben, 


— — — 


D. Heubner in „Berliner kliniſche Wochenſchrift“ 1894, Nr. 34 und 37. 
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um die höheren Koſten der innerhalb der Städte gelegenen Betriebe zu vers 
meiden. In ſolchen ftädtiichen Betrieben könnte die weitgehendſte Kontrolle 
geübt und den Konfumenten eine tabellofe Waare geliefert werden. In ihnen 
fönnte denn auch die fofortige Zubereitung der Säuglingsnahrung (iterilifirte 
Dauermild u. ſ. w.) erfolgen, falls man die Verunreinigung der Säuglings— 
milch in den häuslichen Wirthichaften auf ein Minimum zu reduziren wünjcht. 

Suchen wir nun über die Größe der von uns den ftäbtiichen Behörden 
zugemwiejenen Aufgabe zu einigen feiten Daten zu kommen. Nach der Volks— 
zählung vom 2. Dezember 1895 lebten in Berlin im Alter von 

0—1 Johrt . © 2 2 2 2 2 nen. . 87316 Rinder 
IR ei — 
70 759 Rinder. 

Bon den im erften Lebensjahre ftehenden Kindern werden 16097 allein 
durch Muttermilh, 536 durch Ammenmilch, 919 durh Muttermilch in Ver— 
bindung mit Thiermild, Surrogaten oder anderer Nahrung ernährt; dagegen 
wurden nur mit Thiermilch 16 918, nit Thiermilch in Verbindung mit Surro: 
gaten oder anderer Nahrung 1723 aufgezogen. Es würde fich alfo darum 
handeln, für circa 50000 Kinder im Alter von O bis 2 Jahren die erforder: 
lihe Milh zu beichaffen, das heißt unter Zugrundelegung des etwas hoch— 
gegriffenen täglihen Durchſchnittsmaßes von 1 Liter pro Kind das tägliche 
Quantum von circa 50000 Liter = circa 51500 ftilogramm (bei 1,03 
ſpezifiſches Gewicht). Der tägliche Mildhimport Berlins beträgt (nad) Er— 
hebungen im April 1894): 

Eifenbabnmild . . 2 2 2 2.» 212378 Rilogranım 
Ahfenmilh . . » “2... 117505 


329 883 Kilogramm 
Sn Berlin produzitt. . » 2 20. 0. 57777 . 


387 660 Kilogramm. 


63 handelte ſich alfo um etwas weniger als den fiebenten Theil des 
ganzen Berliner Milhquantumd. Zum Bergleihe möge noch die folgende 
Zahl dienen. Der tägliche Umſatz der Meierei Bolle betrug 1893 circa 
60000 Kiter.* 

Suden wir num über die Größe der zur Produktion von circa 50 000 Liter 
nothiwendigen Biehftandhaltung zu einigen Daten zu fommen, jo giebt uns 
die Zählung vom 24. April 1894 einige Anhaltspunkte. Danad) waren in 
Berlin circa 5017 Kühe vorhanden, der täglihe Gefammtmilchertrag belief 
fih auf circa 56013 Xiter. Nehmen wir nun 10 Liter als tägliche Pro— 








* Vergleihe Benno Martinyg, Die Milchverforgung Berlin. Verlag der 
Deutfchen Landmwirthichaftsgefellichaft 1894. 
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duftion und 3000 Liter als Jahresproduktion einer guten Milchkuh, fo würden 
circa 6100 Milchkühe zur Dedung des Jahresquantums nothwendig fein. 

Die Aufgabe, durch Eigenproduktion für eine gejunde, allen Hygienifchen 
Anfprüchen genügende Säuglingsnahrung zu forgen, iſt aljo keineswegs eine 
jo gewaltige, daß fie die Städte nicht ohne große Schwierigkeit zu löſen ver: 
möchten. 

Zu welchem Preife follen nun die Städte die Säuglingsmilch beziehungs- 
weile Säuglingdnahrung verfaufen? Unter der Annahme, daß einerjeitö die 
Milch nicht unentgeltlich abgegeben werden darf, daß ferner höchſtens bie 
Selbitkoften gebedt werben follen, find folgende drei Möglichkeiten ins Auge 
zu fallen: 

a) Die Selbſtkoſten der Säuglingsmilch ftellen ſich niedriger als die Preiie 
der Marktmilch; jo kann man die Preife nad) der Leiftungsfähigkeit der Eltern 
jo graduiren, daß die Mindereinnahme bei der ärmeren Bevölkerung durch 
die Mehreinnahme bei der mwohlhabenderen gebedt wird. Die Marimalpreife 
wären die fiir die gewöhnliche Marktmilch gezahlten. 

b) Die Selbitkoften find gleich dem Preife der Marktmilch. Auch hier 
würde fih aus hygieniſchen und fozialpolitifchen Gründen die Graduirung nad) 
der Leiftungsfähigfeit empfehlen. Denn will man gerade die ärmeren Klaſſen 
zum Gebrauche der Säuglingsmilch veranlaffen und die von ihnen gebrauchten 
Surrogate und Mehlbreie verdrängen, jo muß man ihnen die Milch zu einem 
erihwingbaren Breife liefern. Für zahlreihe Familien dieſer Klaſſen find 
aber fchon die Preife der Marktmilch zu hoch. Hier müſſen denn nach dem 
bon ung an anderer Stelle entwidelten Gejege der fozialpolitiichen Gebühren 
feftiegung die Stabtfaffe und die wohlhabenderen Bevölkerungsklaſſen unter: 
fügend eingreifen. Das Defizit müßte aljo aus der Stadtkaſſe gebedt werden. 

ce) Die Selbftkoften find höher. Der Verkauf kann in diefem Falle nur 
dadurch gejichert werden, daß der Preis gleich dem der Marktmilch gefegt und 
das Defizit aus der Stabtfaffe gedeckt würde. Die Unterfelbitkoftenpreife 
fönnten auch Hier nach der Leiſtungsfähigkeit grabuirt werben. 

AS Mab der Leijtungsfähigfeit könnte die Veranlagung zur Einkommen— 


gegangen; fo zum Beifpiel St. Helens, Rochejter und andere mehr. In Rocheiter 
hat die Stadt zwei Depot3 eingerichtet, in denen trinffähige Säuglingsmilch in 
Flaſchen verkauft wird. Zugleich wird eine Brofchüre vertheilt, die die wichtigften 
Thatfachen über Ernährung, Pflege, Bekleidung u, f. w. enthält. Die zum Ver- 
lauf kommende Mil ftammt von Kühen, die mit Tuberkulin geimpft find. An- 
fängli war die Milchlieferung an Unternehmer vergeben. Da diefelben aber 
die ihnen gegebenen Vorfchriften im Betriebe nicht beobachteten, fah fich die Stadt 
beziehungsweife der Gefundheitsrath genöthigt, einen eigenen Betrieb einzu: 
Hugo, Deutiche Stäbtevermaltung. 10 
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Viel jchiwieriger wird eine Organifation des allgemeinen Milchverkehrs 
fein.* Die Schwierigkeiten eines weiten Transporte der Milch, vor Allen 
im Sommer, die ſich übrigens heutzutage durch eine zweckmäßige Abkühlung 
nad) dem Melken, die Anwendung von Milcheis und zwedmäßige Transport: 
einrichtungen überwinden laſſen,“ geben ben ftäbtiichen Milchwirthſchaften, das 
heißt denjenigen Betrieben, die in der Stadt jelbft oder in unmittelbarer Nähe 
derfelben gelegen find, einen bedeutenden Wortheil gegenüber den entfernter 
gelegenen Wirthichaften und befreit fie alfo in gewilfer Ausdehnung bon einer 
Konkurrenz, die fonft für fie gefährlih werben müßte. Dieſe ftäbtifchen Bes 
triebe haben in Folge deſſen nur das eine Beftreben, die Quantität ohne 
Rüdfiht auf Qualität fo hoch als möglich zu treiben, und erreichen ihr Ziel 
durch eine für die Gejundheit der Kühe fchädliche, die Qualität der Milch 
beeinträchtigende, aber billige Fütterung mit Branntwein- und Bierfchlempen, 
Rübenjchnigeln, Kartoffeln u. |. wm. Hand in Hand damit geht eine fchauder: 
hafte Vernadjläffigung der Thier- und Stallpflege. Unreinlichkeit und Ueber— 
füllung der Ställe find dabei ftete Begleiter. Eine Befreiung der Städte von 
biejen kleinen Milhwirthichaften würde nicht nur einer befferen Milchproduktion 
zu Gute fommen, jondern auch fir Die allgemeine Hygiene von Bedeutung 
fein. Landwirthichaftliche Betriebe gehören nun einmal nicht in die Städte. 

Ganz ähnlich wie in der Stadt find übrigens die Verhältnijfe der Heinen 
bäuerlichen Milhwirthichaften. Wird aud die Fütterung der Milchthiere meift 
eine gejundere fein, fo find doch im Webrigen die Stallverhältniffe fowie bie 
Art der Produktion diefelben. Die Ställe find eng und ſchmutzig. Wie Die 
Ställe, die Thiere. Gönnt fi) doch der Bauer felber nicht die MWohlthat der 
Körperreinigung; woher follte ihm wohl der Gedanke fommen, daß die Körper— 
pflege der Milchthiere fiir diefe von Bedeutung fein kann. Die Milch wird 
häufig in den ſchmutzigen Ställen ober in den engen Iuftlofen Wohnräumen 
aufbewahrt, da es an eigenen Milchkammern fehlt. An dieſen Zuftänden 
wird noch feineswegs durd die Bildung jogenannter Molkereigenofjenfchaften 
etwas geändert. So lange ſich diefelben darauf beſchränken, das kleinbäuer— 
lihe Produkt zu fammeln — der Großgrundbefiger bedarf derjelben nicht, da 
er meilt hinreichend Milch produzirt, um die Sendung eines eigenen Wagens 


richten. In den Jahren 1896 bis 1897 ftarben in Mochefter im Juli Durchfchnittlich 
93 Kinder unter 1 Jahr und 18 im Alter von 1 bis 5 Jahren, im Augujt 80 be= 
ziehungsweife 13; nad) Einführung der Maßregel ſanken die Zahlen im Juli auf 
43 beziehungsmweife 7, im Auguft auf 48 beziehungsweife 18, Vergleiche Archiv 
für Rinderbeilltunde XXV, ©. 104. 

* Vergleiche Fr. Dornbluth, Milchverforgung der Städte und ihre Reform, 
„D. V. f. ö. G.“ XII, ©. 413 ff. 

** Nach Berlin werden täglich 600000 Liter Milch bis aus einer Entfernung 
von 100 Kilometer im Umkreiſe geliefert. 
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in die Stadt bezahlt zu machen — in die Stadt zu transportiren und bort 
zu verkaufen, die überſchüſſige Waare aber zu Butter und Käſe zu verarbeiten, 
haben fie nur den Vortheil der Miſchung der Milch zahlreiher Milchkühe 
und der dadurch bewirkten Ausgleihung individueller Störungen für ſich ars 
zuführen. Soll ein gleihmäßig gutes, von Infektionsitoffen freies, weiteren 
Transporten nicht unterliegendes Produkt gejchaffen werben, jo bebarf es 
einer weitgehenden Regelung der einzelnen Produktion, der Borfchriften über 
die Haltung bed Stalles, die Fütterung und Unterfuhung der Thiere, bie 
Art des Melkens, das Abkühlen und die Aufbewahrung der Milch nah dem 
Melten u. ſ. w. — Borfchriften, die alle der Qualität der Milch zu Gute 
fonımen, häufig aber die Quantität herabjegen und größere Einrichtungskoſten 
erfordern. Auch der privaten Molkereigenoffenichaft wird aber wie dem ein— 
zelnen Landwirt gewöhnlich der unmittelbare pefuniäre Vortheil höher ftehen, 
als die Rüdfiht auf die fanitäre Qualität des Probuftes.* Nur jomweit beide 
fi) vereinigen, werden bie Intereffen der Hygiene von ihnen berücfichtigt 
werden. Uebrigens ift die Milchlieferung nur eine unbedeutende Neben 
beihäftigung der Genoffenichaften. Nur 53 Prozent derſelben betrieben dies 
felbe und lieferten 1898 im Durchſchnitt 49987 Liter pro Molkerei (gegen 
1256000 Liter verarbeitete Mil), im ganzen nur 4 Prozent der überhaupt 
eingelieferten Milch. Beim Milchverfauf überwiegt auch auf dem Lande, wie 
in der Stadt, der Kleinbetrieb. Nur in den Großftädten fpielen daneben 
noh die Großbetriebe eine gewiſſe Rolle. 

Auf dem Lande fo gut wie in der Stabt liegt alfo, wie wir fehen, der 
Stleinbetrieb in Fehde mit den im Intereſſe der Volkshygiene an ihm zu 
ftellenden Forderungen. Wie wir ſchon an anderen Stellen zu beobachten 
Gelegenheit hatten, fpigen ſich die hygieniſchen Betriebsanſprüche zu einer 
direkten Empfehlung des rationellen Großbetriebs zu, geht die technifche Ent: 
mwidlung zur Konzentration mit den Forderungen der Hygiene Hand in Hand. 
Und noch einen Schritt weiter führt uns die Hygiene. Nicht nur Kleinbetrieb 
und Hygiene find Gegner; der private Geldvortheil des Ginzelproduzenten 


* „Bei der VBerdingung des Milchbedarfes für dad Garnifonslazareth in KRönigs- 
berg in Preußen war die von einer Genoffenfchaftsmolterei abgegebene Mindejft- 
forderung unter der Begründung abgelehnt worden, daß die Garnijonsverwaltung 
von Genofjenfchaften Milch nicht kaufe. Auf Grund einer dieferhalb von der 
Moltereigenofjenfchaft erhobenen Befchwerde hat ber Borftand der Landwirth: 
ſchaftslammer für die Provinz Dftpreußen bei der Garnifonsverwaltung Er- 
tundigungen hinfichtlich deren ablehnender Haltung Molfereigenofjenfchaften gegen: , 
über eingezogen und daraufhin nach eingehender Berathung der Befchwerdeführerin 
erwidert, daß der Grundfag der Garnifonsverwaltung, der Milch eines einzelnen 
Befitzers vor ſolcher aus Genoffenjchaftsmolfereien den Vorzug zu geben, aus 
fanitären Gründen wohl berechtigt iſt.“ (Vorwärts, 18. Mai 1898.) 
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tritt in Feindihaft zu der in den Vordergrund zu ftellenden Nüdficht auf 
die Pflege und Förderung der Volksgeſundheit. Je weiter fich die Lehre 
von der Volksgeſundheit entwidelt, je entſchiedener fie ihre Forderungen gegen 
die privaten Intereffen erhebt, deſto nachdrücklicher wird fie auf bie einzig 
mögliche Löjung dieſes Konfliftes, die Erjegung privater Produktion durch 
öffentlich-genoſſenſchaftliche hingewieſen. Daran vermögen auch die zahl- 
reichen Protefte der Hygieniker gegen eine joldhe Löjung, ihre geradezu wunder: 
fi berührenden Deflamationen gegen den Sozialismus, gegen den „Wirth: 
ichaftsbetrieb unter obrigfeitlicher Bevormundung“ u. |. w. nichts zu ändern, 

Die Munizipalifirung der Milchproduftion, die im Intereſſe der vollks— 
wirthichaftlihen Billigkeit am beiten an die den Konſumenten möglichft nahe 
belegene Lokalität gebunden bleibt, iſt aljo eine Forderung der Hygiene, jo 
gut wie es die Munizipalifirung der Wafferverjorgung if. Eng verknüpft 
mit der Gejundheit des Volkes, vor Allenı feiner Kinder, wird diefe Frage 
auch in Deutjchland in den Worbergrund des öffentlichen Intereſſes treten, 
wie wir dies jegt jchon in England beobachten können. Wir können es baher 
nur mit Freuden begrüßen, daß durch die Ringbildungen der Iandwirthichaft- 
lichen Produzenten zwecks wucheriſcher Preisfteigerung des Produktes, wie wir 
fie in dem letzten Jahre haben beobachten können,* die ftädtiichen Einwohner— 
maffen in ihrer Breite aufgerüttelt werden. Gegen das ausbeutende Monopol 
der privaten Produzenten giebt es aber nur eine Rettung — dad Monopol 
der Stadtgemeinde. — 


D. Fleifchverforgung. 

1. Fleiſchbeſchau. Daß die Verforgung der Städte mit einer guten 
gefunden Fleifhnahrung eine der wichtigften Aufgaben der ftaatlihen und vor 
Allem der gemeindlichen Thätigfeit ift, wird, wenn wir von dem intereffirten 
Kreife der Fleifchlieferanten abjehen, denen ihr privater Vortheil höher fteht 
als das Wohl der Gejammtheit, wohl von allen Seiten zugegeben. Es giebt 
faum ein Nahrungsmittel, dad der Träger und die Duelle jo zahlreider 
Schädlichkeiten ſein kann, das fich außerdem jo fehr zur erfolgreichen Vor— 





* Für Berlin haben die „Märtlifchen Milchproduzenten” für die Landwirthe, 
die fich der „Milchzentrale, &. m. b. H.“ angefchloffen haben, feit 1. Oktober 1900 
eine Preiserhöhung von 1 bis 2 Pf. (durchfchnittlich von 3/ Pf.) durchgefest, 
da3 heißt für die betheiligten Produzenten eine Mebreinnahme von circa 2'/; Mil- 
lionen Marf pro Jahr. Das Streben der Ringe geht dahin, die Milchproduf: 
tion für Berlin genoffenfchaftlich zu einigen, um dann dem Michhandel und ber 
KRonfumtion die Preife zu diktiren. Es follen Minimalfäge für die Produzenten 
(18’/s Pf. pro Liter) und für die Milchhändler (20 Pf. pro Liter) feftgejegt 
werden. Aehnliche Vorgänge in Leipzig, Dresden, Chemnis, Dortmund, Ham— 
burg, München, Stuttgart. 
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nahme betrügerifcher Manipulationen leiht und bei dem ſich die Schädlichkeiten 
fo fiher einer Grfennung ſeitens des Konfumenten entziehen, wie bei dem 
Fleiſche unjerer Schladhtthiere. Die zahlreichen auf den Menſchen übertragbaren 
Infektions- und Intoxikationskrankheiten und PBarafiten derfelben können alle für 
den Menjchen gefundheitsfhädliche, oft Iebenägefährliche Folgen nad) fich ziehen. 

Es ift harakteriftifch für die Gleichgiltigkeit, mit ber im Allgemeinen bie 
größten Gefundheitsihädigungen der Menfchen betrachtet und ertragen werden, 
daB troß der Kenntniß diefer Thatfahen die Forderung einer ſyſtematiſchen, 
allgemeinen, obligatorifchen Fleiſchbeſchau nicht einmal Heute allgemein au— 
erfannt, geichtweige denn zur Durchführung gebracht ift. Wo es ſich dagegen 
um bie pefuniären Intereffen mächtiger Klaffen, nicht aber um die allgemeine 
Volksgeſundheit handelt, können wir beobachten, mit welcher Energie und 
Ausdauer die Thätigkeit und Beihilfe des Staates und feiner Organe von 
den Betheiligten in Anfpruch genommen wird. Ein Reichsviehſeuchengeſetz 
haben wir jeit 1880. Die Gefahren, die von Vieh zu Vieh drohen, werben 
befämpft; den Gefahren, die von Vieh zu Menſch drohen, ftand die Gejeh- 
gebung des Neiches, die ja in erjter Linie durch die Politit des von den 
Agrariern beherrichten Preußens bejtimmt wird, fo gleichgiltig gegenüber, daß 
erſt 1900 ein fehr ungenügendes Schußgejeß zu Stande fam. Bereits im 
Jahre 1875 nahm die 2. Verfammlung des Deutichen Vereins fir öffentliche 
Gejumdheitöpflege die Theſe an: „Die allgemeine Durchführung einer obliga= 
toriſchen Fleifhbeihau ift ein dringende Bedürfniß.“ In demfelben Jahre 
gab der Deutiche Merztetag in Eifenad eine Erklärung gleichen Inhaltes 
ab. Im Jahre 1878 nahm die 3. Verfammlung des Deutjchen Veterinär: 
rath8 in Kaffel die folgende Nefolution an: „Die allgemeine Einführung 
einer obligatorischen Fleiichbeihau für alle Fleifhwaaren, die zum menſch— 
lichen Konfun veräußert werden, ift vom Standpunkte der öffentlichen Ge: 
fundheitöpflege, zum Schuge des Menſchen vor den Genuffe fchädlichen Fleiſches 
und zur Vermeidung betriigerifcher Uebervortheilungen dringend erforderlich.” 
In einer Petition an den Minifter v. Goßler vom 8. Mai 1886 äußerte 
ſich der Niederrheiniihe Verein für öffentliche Gejundheitspflege: „Es ericheint 
eine gefegliche Vorfchrift dringend geboten, dat alles Schlachtvieh zur Feſt— 
jtellung feines Gejundbheitözuftandes fowohl vor als nah dem Schladten 
einer Unterfuchung durch Sachverſtändige zu unterwerfen iſt.“ Im Jahre 1890 
erklärte die 16. Berfammlung des Deutſchen Vereins für öffentliche Geſundheits— 
pflege: „Zur wirkſamen Bekämpfung der Gefahren, welche durd den Genuß 
der mit Infektionskrankheiten behafteten Schlachtthiere der menschlichen Ge— 
Jundheit drohen, empfehlen fich folgende Maßregeln: I. Einführung der obliga- 
toriihen Fleiſchbeſchau in ganz Deutichland.* Auf der 18. Verfammlung von 
1892 wiederholte er diefe Forderung. Sie wurde ferner ausgejprocdhen von 
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ben Berfammlungen des Deutichen Fleilcherverbandes 1887, 1889, 1893, 
vom Deutichen Veterinärrathe auf feiner 8. Plenarverfammlung 1897 wieder: 
holt. Sogar da3 preußijche Abgeordnetenhaus ſprach fi) in feinen Beichlüflen 
vom 23. Juni 1897 und 29. April 1898 für biejelbe aus. 

Und nun das andere Bild! Gegenüber allen Autoritäten der Wiſſenſchaft 
haben die Agrarier mit aller Energie fich gegen eine allgemeine Fleiſchbeſchau 
gewehrt und vor Allem in Preußen, dem Lande ihrer Vorherrihaft, mit 
großen Erfolge gewehrt.* Sie wollten fih das Privileg nicht nehmen lafjen, 
ber Bevölkerung das Fleiſch erfrankter Thiere aufzuhängen, mit der Lieferung 
verborbener Waare ihre Käufer zu betrügen. Erft ald es nicht mehr möglich 
war, gegenüber den PVerhältniffen in ben anderen beutichen Staaten, bon 
denen einer nach dem anderen die allgemeine Fleiſchbeſchau einführte, und 
ebenjo gegenüber der öffentlihen Meinung bie ablehnende Haltung auf allen 
Punkten aufrecht zu halten, geftattete das preußifche Agrarierthum der deutſchen 
Reichsverwaltung, einen Gejegentwurf betreffend die obligatorische Fleiſchbeſchau 
bem Neichötage vorzulegen. Es wurde ihnen um jo leichter, fich endlich zur 
Aufgabe ihres Widerftandes zu entfchließen, als fie in der Fleiſchbeſchau das 
Mittel jahen, den Import von Fleiih unmöglid zu machen. Wir fönnen 
bier nicht auf die Gefchichte dieſes Neichögejeges vom 3. Juni 1900 eingehen; 
e3 bedeutet auf jeben Fall einen vollen Sieg der Agrarier. 

Der große Gegenjaß, gerade auf hygieniſchem Gebiete, zwiſchen Süden 
und Norden, die Rüdftändigkeit Preußens auf allen Gebieten, die nicht der 
Knechtung und Ausbeutung der Bewohner dienen, gegenüber den verichiedenen 


* Der Oberpräfident von Weſtfalen, Studt, holte durch Verfügung vom 
21. März 1890 von dem Vorjtande de3 landmwirthichaftlichen Provinzialvereins 
für Weftfalen und Lippe und bes Meitfälifchen Bauernverein ein Gutachten 
über die Einführung der allgemeinen obligatorifchen Fleifchbefchau ein. Beide 
Vereine verneinten die Bedbürfnißfrage, weil in der Provinz Wejtfalen 
derartige Krankheiten unter dem Schlachtvieh feither nicht vorgelommen jeien, 
die eine allgemeine obligatorische Fleifchbefchau erforderlich machten! Außerdem 
wurden die Unmöglichkeit der Beichaffung bes erforderlichen Schauperfonal® und 
die Koften, die in letter Linie immer der Produzent des Schlachtviehs, der Land— 
wirth zu tragen habe, entfchieden hervorgehoben. (Dr. Marr, Ueber Fleiſch— 
beſchau, „D. 2. f. d. G.“ XXVIL, ©. 496 ff.) 

Auch auf der 16. Berfammlung des Deutfchen Vereins für öffentliche Ge— 
fundheitspflege („D. 2. f. 5. ©.” XXI, ©. 120 bi8 122) wurde von Hölder:Münfter 
und Bollinger-München behauptet, daß das Haupthinderniß der Durchführung 
einer obligatorifchen Fleifchbeichau in den Viehbefigern und ihren Verbindungen, 
ben landwirthfchaftlichen Vereinen, zu fuchen ſei. Die Rurzfichtigfeit der Land: 
wirthe wurde treffend charalterifirt, Denn thatfächlich haben überall da, wo 
die obligatorifche Fleiſchbeſchau und die Veterinärpolizei energifch durchgeführt 
wird, die Viehfeuchen entfchieden abgenommen. 
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fübdeutihen Staaten, denen fi in diefem Punkte noch einige thüringifche 
Staaten anichließen, tritt auch hier wieder ſcharf und klar hervor. In Bayern, 
Württemberg, Baden und Heflen haben wir ſchon jeit den jechziger beziehungs— 
weile fiebziger Jahren eine obligatorische, wohlgeregelte Fleiichbeichau, * 

Die Beftimmungen, die dieſelbe regeln, find im Weſentlichen in biefen 
Staaten die gleichen. Danach muß jedes Schlachtthier, deſſen Fleifh zur 
menihlihen Nahrung beftimmt. it, vor und nad) dem Schlachten unterjucht 
werden. Die Ausführung der Fleiſchbeſchau ift den Gemeinden übertragen. 
Diefelben haben zu diefem Zwecke eine genügende Anzahl Fleiſchbeſchauer 
(oder Fleiſchbeſchaukommiſſionen in Württemberg) anzuftellen. Dazu find in 
eriter Linie die Thierärzte, two dieſe fehlen, empirische Fleiſchbeſchauer an= 
zuftellen, die ihre Kenntniffe in befonderen Kurjen erworben haben und von 
den Streißthierärzten geprüft find. Doc) haben diefe empiriichen Fleiſchbeſchauer 
nur bei völlig gejunden Schladhtthieren oder bei beſonders namhaft gemachten 
Grfranfungen berjelben das Recht der enbgiltigen Entſcheidung. In allen 
anderen Fällen fteht diejelbe den Thierärzten zu, die auch für alle Pferde: 
ſchlachtungen zuftändig find. 

In Preußen fehlte es dagegen mit Ausnahme der Provinz Heſſen-Naſſau, 
in ber durch Provinzialverorbnung des Oberpräfidenten vom 1. Juli 1892 


* &3 kommen in Betradht für Bayern die oberpolizeilichen Vorfchriften 
für die verfchiedenen Regierungsbezirle: Oberbayern vom 2. Yuni 1862, 20. Juni 
1882 und 16. Februar 1890; Niederbayern 21. Juli 1876 und 10. Sanuar 1892; 
Pialz 4. April 1884; Oberpfalz und Regensburg 8. Oktober 1872, 9. November 1875 
und 31. Juli 1888; Oberfranken 23. Juni 1881 und 19. Juni 1892; Mittelfranten 
18, Februar 1885; Unterfranken und Ajchaffenburg 10. September 1874 und 
15. Mai 1875; Schwaben und Neuburg 11. April 1872, 23. Dezember 1875 und 
21. Dezember 1882; bei Pferdefchlachtungen für ganz Bayern die Minifterial« 
entfchließung vom 31, Dftober 1874 einheitlich. 

Württemberg: Verfügung des Miniſteriums des Innern vom 21. Auguft 
1379 und 29. Dezember 1886. 

Baden: Fleifchjchauordnung vom 26. November 1878, dazu Minifterialerlaß 
vom 11, Januar 1886, 

Heſſen: Fleifhfchauordnung vom 10. April 1880, dazu Minifterialerlafie 
vom 12. Mai 1880, 20. März 1885, 5. Mai 1890 und 22, November 1892, ſowie 
Inftrultion vom 12, Oktober 1883. 

Bir fügen bier noh an: Sachſen, Gefet betreffend die Einführung einer 
allgemeinen Schlachtvieh- und Fleifchbefchau vom 1. Juni 1898, 

Braunfchmweig: Geſetz betreffend die Einrichtung öffentlicher Schlachthäufer 
vom 12, April 1876; Gefeb, den Schuß des Publitums gegen den Genuß trichinen- 
haltigen Fleiſches betreffend vom 15. März 1866; Belanntmachung des Herzog- 
lichen Oberfanitätstollegiums betreffend die Nachprüfung der Trichinenfchauer 
vom 30, September 1888; Geſetz betreffend Unterfuchung von Schlachtvieh vom 
29. Mai 1898. 
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eine obligatoriiche, in ihrer Anordnung mit den fübbeutihen Staaten über: 
einſtimmende Fleiſchbeſchau eingeführt ift, an jeder allgemeinen Regelung. 
Hier find es in erfter Linie die größeren und mittleren Stäbte, die zugleich 
mit ber Einrihtung von Schlahthäufern und dem Schlachthauszwange aud) 
bie obligatorische Fleiſchbeſchau alles in der Stadt geſchlachteten Fleiſches ein- 
geführt haben. Sehr bald ift dann bie Beſchau auch auf das eingeführte 
Fleiſch ausgedehnt worden. 

Was für bedeutende Aufgaben nun die Städte mit der Fleiſchbeſchau 
übernommen haben, wird an einigen Beifpielen am beten Klar werben. 

In Würzburg, einer Stabt ohne Trichinenſchau, wurde bis zum Jahre 1895 
bie Fleiſchbeſchau von 5 empiriſchen Fleiſchbeſchauern unter Auffiht und Nach— 
prüfung des Polizeithierarztes ausgeübt. Von 1895 ab wurben diejfelben durch 
einen zweiten ſtädtiſchen Thierarzt erjegt. Im Jahre 1895 wurden 52751 Stüd 
Bieh im Schlahthofe geichlachtet. Außerdem wurden 377014 Pfund importirten 
Fleiſches und 225381 Pfund Wildpret unterfuht. Von den gejchladhteten 
Stüden wurden 2073 beanjtandet. Ueberhaupt wurden 101854 Pfund der Frei— 
banf überwiejen, 2064 Pfund zum Hausgebrauche begutachtet und 12705 Pfund 
für ungenießbar erflärt. 

Die Trichinenſchau benöthigt, wo fie eingeführt ift, ein ganz bedeutendes 
Perſonal. So waren in Düſſeldorf für die Fleiichbeihau außer dem Direktor 
des Schlachthofs, der die Oberauffiht hat, 2 Thierärzte angeftellt, für Die 
Trihinenihau dagegen 1 Trichinenſchauamtsvorſteher, 32 Trichinenſchauer und 
3 Probenehmer. 

In Stuttgart ohne Tridinenichau befteht die Fleiſchſchaukommiſſion aus 
1 Borftand, 3 weiteren Stabtthierärzten und 3 Nififtenzthierärzten. 1898 
wurden von ihnen 124922 Stüd lebend und 28558 Stüd geſchlachtet ein— 
gebrachtes Vieh im Schlachtgewichte von 11251766 Kilogramm unterfucht; 
davon wurden 4790 Stüd frank befunden. Außerdem wurden 2920 Unter— 
juhungen auf Tridinen an Präparaten von Schweinefleiih und Wurſtwaaren 
und im Schlahthaufe gejchoffenen Ratten gemacht. Cine weitere Aufgabe ber 
Kommiſſion ift die Reviſion der Verkaufslokale der Metzger und ber mit 
Fleiſch und Fleiihwaaren Hanbeltreibenden. 1898 wurden 16056 derartiger 
Nevifionen vorgenommen, 

In Berlin bejtand das Perſonal 1895 aus 21 Thierärzten, 4 Hilfsthier- 
ärzten, 202 Fleiſchbeſchauern, 50 Probenehmern, 17 Stemplern, 8 Schauamts= 
vorſtehern, 12 Stellvertretern berjelben.* In Zeiten ſtärkeren Schladhtbetriebes 
wird dies Perſonal durh Hilfskräfte vermehrt. 


* Fleifhichau auf dem Berliner Zentralfchlachthofe. Nach Dr. Hertwig, 
„D. V. f. ö. G.“ XIX, ©. 899 ff. 
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Die Beichau der lebenden Thiere, die fich im MWejentlichen darauf beichräntt, 
feftzuftellen, daß die Thiere ſämmtlich das Verhalten gefunder Thiere ihrer 
Art zeigen, ſowie die Unterfuhung der geſchlachteten Thiere, die theils eine 
makroſkopiſche, theils Zwecks genauer Ermittelung einzelner Krankheiten — 
von der Trichinoſe wird hier abgejehen — eine mikroſkopiſche ift, wird nur 
von ben Thierärzten vorgenommen. Gefund befundene Thiere werden ab» 
geftempelt, die nicht gefund befundenen vorläufig oder endgiltig beanftandet. 
Die vorläufige Beanſtandung kann von dem Thierarzte nad einer eingehen- 
deren Unterfuchung wieder aufgehoben oder in eine endgiltige verwandelt werben. 
In Teßterem Falle unterliegen die Thiere einer Superrevifion jeitens des Ober- 
thierarztes oder feiner Vertreter. Die Thierärzte notiren nach der Unter— 
ſuchung die Nummer der Schladhtlammer — der Berliner Viehhof ift nad) 
dem Schlachtkammerſyſtem eingerichtet — den Namen des Schlädhterd, Gattung 
und Zahl der geichlachteten Thiere, jowie Art und Zahl etwa beanftandeter 
Organe und Theile und den Beanftandungsgrund. Diefe Notizen werden 
von den Beamten bed Anmeldebureaus täglich zufammengeftellt, mit den feitens 
der Schlachthausaufſeher angeftellten Ermittelungen über die Zahl ber von 
jedem einzelnen Schlächter geichladhteten Thiere zwecks Kontrolle verglichen 
und in ein Journal (Schladhtkontrolle) übertragen, worin die Thierärzte bie 
endgiltigen Unterfuchungsbefunde vermerken. In den Schweineihlahthäufern 
werben nur die beanftanbeten ganzen Thiere oder einzelnen Theile und Organe 
von den Thierärzten vermerkt. 

Die Tridinenfhau wird von den Fleiſchbeſchauern ausgeübt, die jpeziell 
für den vorliegenden Zweck ausgebildet find, die vorgejchriebene Prüfung bes 
ftanden haben und eine beſtimmte Fertigkeit (24 Präparate in 18 Minuten 
anfertigen und genau unterfuchen) in der Ausübung ihrer Thätigkeit erreicht 
haben müffen. 

Das Schauamt befteht aus fünf Abtheilungen; eine Abtheilung aus dem 
Borfteher, feinem Stellvertreter, 1 Reviſor, circa 20 FFleiichbeichauern be— 
ziehungäweije Beichauerinnen und 8 Probenehmern. Die Vorfteher und bie 
Probenehmer erhalten einen feiten Gehalt; die Fleiſchbeſchauer find auf die 
eingehenden Gebühren angewiefen, die circa 1400 Mk. pro Jahr und Kopf 
ergeben. Die Neviforen, jowie die ala Oberreviforen fungirenden Ihierärzte 
überwaden die Thätigfeit der Beſchauer und revibiren von Zeit zu Yeit ihre 
Unterfuchungen. 

Der Geihäftsgang ift nun folgender. Der Probenehmer entnimmt nad 
erfolgter Anmeldung der beendeten Schlachtung die Fleifchproben aus dem 
Zwerhfell, den Kehlkopf-, Bauch: und Zwifchenrippenmusfeln des geichlachteten 
Thieres und verjchließt fie in einer nummerirten Probebüchſe. Thier und 
Geihlinge werden mit der entiprechenden Nummer gezeichnet. Hierauf unter= 
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fucht der Probenehmer das Thier auf das PVorhandenfein von Finnen und 
ſonſtige Veränderungen des Fleiſches hin, beanftandet frank oder verdächtig 
befundene Thiere vorläufig und trägt in fein Buch, jowie das des Schlachters 
die vorjchriftgmäßigen Daten ein. Die Proben werben auf dem Schauamt 
abgegeben, dort unterfucht und ber Befund in das Buch des Probenehmers 
eingetragen. Darauf findet die Abftempelung ftatt. Trichinöſe Schweine 
werden roth abgeftempelt und fofort der Polizeibehörde überwielen. Um eine 
eventuelle Verwechslung unihädlih zu machen, werden alle Schweine, von 
denen ber Probenehmer gleichzeitig die Proben genommen hat, angehalten 
und einer nochmaligen Unterfuchung unterworfen, fall3 unter ihnen ein trichi— 
nöſes Thier entdeckt wurde. 

Sämmtliche beanftandeten Thiere beziehungsweije Theile und Organe von 
folhen werden der Polizeibehörde überwiejen.* Die mit Finnen behafteten 
Thiere beziehungsweife ſolche, deren Fleiſch mit Strahlenpilzen oder nicht 
trichinöſen Kalkkonkrementen durdhlegt find, werden unter amtlicher Aufficht 
in der auf dem Schlachthofe befindlichen Schmelzküche ausgeihmolzen. Aus 
den Magerfleifh und den Knochen wird in einem großen Digeftor Fett und 
Leim gewonnen. Die Rückſtände werden an Diüngerfabrifen abgeführt. 

Import ausgeſchlachteten Fleifhed. Nur in den mwenigiten Fällen 
beden die größeren Städte ihren Fleiſchbedarf durch im Orte geichlachtete 
Thiere; in den meijten Fällen bedarf es einer mehr oder weniger großen 
Zufuhr friſchen Fleiiches von auswärts. Mit der Cinführung des Schladt: 
hauszwanges ergiebt fih num für die Gemeinden die Nothwendigfeit, um ſich 
vor einer Weberfluthung mit verdächtigem auswärts ausgeſchlachtetem Fleiſche 
zu jchügen, für das importirte Fleisch einen erneuten Unterfuchungszwang zu 
ftatuiren.** Bei den geradezu jkandalöfen Zuftänden in vielen kleineren Stäbten 





* Für die ganze Yämmerlichleit preußifcher Selbftverwaltung charafteriftifch 
ift Die Thatfache, daß die ftädtifchen FFleifchichaubeamten nur das Recht haben, 
da3 Fleifch zu beanjtanden. Als der Magiftrat bei Abfaffung des Fleifch- 
ſchauregulativs auc die Befchlagnahme des beanjtandeten Fleiſches feinen Be: 
amten übertragen wollte, hatte dieſes Vorgehen den lebhaften Widerfpruch des 
Bolizeipräfidiums gefunden. Das Recht der Befchlagnahme und Verfügung über 
beanitandetes Fleifch ift ein Polizeihoheit3recht ded Staates, das fid) das Polizei: 
präfidium nicht nehmen lafjen wollte. So darf alfo die ftädtifche Behörde nur 
beanjtanden; beichlagnehmen und verfügen allein das Polizeipräfidium. Unnöthige 
Kojten find die natürliche Folge diefer ingeniöfen Diftinktion. Man kann auf 
Grund folder Vorlommnifje nur eine baldige gründliche Aufräumung mit allen 
ftaatlichen Hoheitsrechten herbei wünfchen. Leider ein ganz utopifcher Wunfch! 

”* Bejchau importirten Fleifches: Württemberg. Verordnung des 
Minijteriums des Innern vom 21. Auguft 1879, 8 7: Der FFleifchichau unterliegt 
alles Fleifch, ferner alle Fleifchwaaren, ohne Unterfchied ob diefelben in der 
Gemeinde bereitet oder von auswärts eingebracht find. — Durch ortöpolizeiliche 
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und Gemeinben, bei bem totalen Mangel an jeder Regelung des Fleiſch— 
verfehrs und bei der Gewiſſenloſigkeit und Profitgier der Viehzüchter, war es 
eine Maßregel der Selbfterhaltung fir die Städte, ſo vorzugehen.* Auch hier 
wieder war die Feindſchaft der auswärtigen Schlädter, der landwirthichaft: 
lichen Kreiſe, unterftügt von den Lofalbehörden, thätig, die Einführung dahin— 
gehender Regulative zu Hintertreiben. So ftreng aber eine. ſolche Unter— 
ſuchung auch tit, fo vermag fie dennoch niemals an einzelnen Fleiſchſtücken, 
und wenn dieſe ſelbſt Viertel oder Hälften wären — wie die Vorichriften 
einiger Städte verlangen — mit abjoluter Sicherheit die gejundheitliche Be— 
ihaffenheit feitzuftellen. Der Sadjverftändige befindet fi) in der Zwangslage, 
eigentlich nur bie Unverdorbenheit des Fleiſches feſtſtellen zu können. 63 
müßte daher alles ausgeſchlachtete Fleiſch, das aus Orten ohne obligatoriſche 
Fleiſchbeſchau ſtammt, von dem Verkehr der geſchützten Städte zurückgewieſen 
werden. Bollinger bezeichnet in Folge deſſen die Fleiſchbeſchau ausgeſchlachteten 
Fleiſches mehr als eine Schutzeinrichtung zu Gunſten der einheimiſchen Metzger 
(infofern fie den Import erſchwert) und der Rentabilität des Schlachthauſes. 

Größer wird die Sicherheit, wenn das Fleiſch aus Orten mit obligato= 
rüiher Fleiſchbeſchau kommt, und das Schladhtthier, von dem es ftammt, dort 
einer doppelten Fleiichbeihau vor und nad der Schlachtung unterworfen 
geweien ift. Oft geht man weniger weit und begnügt fid) mit einem Zeug: 
niffe der Ort3polizeibehörde,** das natürlic) fo gut wie werthlos ift. 





Vorſchrift kann verfügt werden, daß Jeder, der Fleifch von Auswärts importirt, 
Urkunde über das Ergebniß der Fleiſchbeſchau am Urkundsorte vorzeigt. 

In der Bolizeiverordnung für Heffen:Naffau heißt der betreffende 
86: „Wer frifches Fleifch von auswärts gefchlachtetem Vieh ($ 1) in einen Ort 
zum Zwecke des Verkaufes einführt, ſowie wer folches Fleifch zum Weiterverlaufe 
oder zur Verwendung in Gaft: oder Speijewirtbfchaften bezieht, hat Durch eine 
amtliche Bejcheinigung den Nachweis zu führen, daß diefes Fleiſch von einem 
Thiere Herrührt, welches befchaut und gefund befunden worden it. 

Kommt das Fleifch aus einem Orte, in welchem amtliche Schlachtviehbefchau 
nicht eingeführt ift, fo bedarf es einer Beicheinigung der Drt3polizeibehörde des 
Urſprungsortes, daß an demjelben anjtedende Krankheiten der betreffenden Vieh: 
gattung nicht herrichen, auch von einer Krankheit des Stüdes, von welchem das 
Fleiſch Herrührt, nicht befannt fei. 

* &o war e3 eine allgemeine befannte Thatjache, daß in der Nähe von 
Berlin nie ein Stüd Vieh frepirte, weil dasſelbe jelbft im Verenden noch ſchleu— 
nigft in die privaten Schlachthäufer gebracht wurde, 

” So beftimmt $ 9 des Regulativs der Stadt Berlin vom 28, März; 1887 
betreffend die Unterfuchung be3 von außerhalb nad) Berlin eingeführten frifchen 
Fleiſches: „Durch Befcheinigung der Ortspolizeibehörde oder eines approbirten 
Thierarztes oder eine3 geprüften Fleifchichaubeamten oder durch Stempel oder 
Plombe eines unter öffentlicher Kontrolle ftehenden Schlachthoſs muß nach— 
gewiejen werben, daß das zur Unterjuchung vorgelegte Fleifch von einem Thiere 
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Dasjelbe gilt auch für die Einführung von friihem Schweinefleiich und 
den daraus hergeftellten Fleiſchwaaren; Hier ijt ficherlih eine obligatoriſche 
Trihinenihau (wie in Berlin, Leipzig, Chemnig u. ſ. w.) das empfehlen: 
werthefte; ganz bejonders, da fich bei Nachprüfungen häufig die Mangelhaftig- 
feit der erjten Unterjuchung herausgeftellt hat. Man wird fi alſo in dieſem 
Falle nicht mit dem Nachweife begnügen fönnen, daß in dem Urfprungsorte 
obligatorische Trichinenſchau gilt. 

Die Fleifhbeihau für importirtes friiches Fleiſch ift alſo eingefihrt 
in den folgenden Städten mit mehr als 50000 Einwohnern: 

Preußen: Berlin, Köln, Frankfurt a. M., Hannover, Düffeldorf, Elber: 
feld, Krefeld, Dortmund, Eſſen, Charlottenburg, Erfurt, Kaſſel, Kiel, Duis— 
burg, Frankfurt a. DO. und Görlig. In diefen Städten ift biejelbe zugleich 
mit einer Trichinenichau verbunden. 

Baden: Mannheim, Karlsruhe. 

Bayern: Münden, Nürnberg, Augsburg. 

Württemberg: Stuttgart. 

Hefien: Mainz. 

Sadjen: Leipzig, Chemnig. 

Braunfhweig: Braunichweig. 

Lübed. Bremen. 

Eljaß-Lothringen: Straßburg i. E., Meb. 

Außerdem befigen nur eine Trichinenſchau die Städte Breslau, Magdeburg, 
Danzig, Poſen, Potsdam und Dresden. Dagegen bejteht feine Trichinenſchau 
in München, Augsburg, Mannheim, Karlöruhe, Freiburg i.B., Mainz, Stutt: 
gart, Straßburg, Meb. 

Welch einen bedeutenden Apparat die Unterfuchung des eingeführten friichen 
Fleiſches in den Großſtädten erfordert, wird die Darftellung der Berliner 





herrührt, welches vor der Schlachtung einer Befichtigung unterzogen und hierbei 
mit erkennbaren Krankheitszeichen behaftet nicht befunden worden iſt.“ Hertwig 
bemerkt dazu („D.B. f.8. ©." XX, ©. 617), daß die Zulaffung eines Atteftes der 
DOrtöpolizeibehörde allerdingd Bedenken errege, daß aber durch diefe Borfchrift 
ber Handel mit fFleifch verendeter oder fur; vor dem Berenden gejchlachteter 
Thiere erfchwert und eingejchränft werde. Bei der ungeheuren Ausdehnung diefes 
Handel3 ſei das ohne Zweifel ein Fortfchritt, der bejjer wäre als der frühere 
Zuftand. Das ift gewiß richtig; trogdem darf man den Xttejten der Orts— 
polizeibehörde feinen befonderen Werth zufchreiben. „Diefe Frage (ob das Fleiſch 
des nothgeichlachteten Thiered genießbar ift oder nicht) wird vom Dorfrichter 
oder Gemeindevorjtand nach beitem Wiſſen und Gewiſſen meift auf die Ausſagen 
des Beſitzers, Fleiſchers oder eines beliebigen Pfufcherd hin ohne jede Kenntniß 
von der Natur der Krankheit in der Negel im bejahenden Sinne beantwortet.” 
Bollinger in „D.B.f.8. G.“ XXI, S. 103 nach Johne. 
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Einrihtungen am beften zu zeigen vermögen.* Durch Belanntmahung vom 
28. März 1887 wurde verordnet, daß „alles nicht in den auf dem ſtädtiſchen 
Zentralviehhofe befindlichen öffentlihen Schlahthäufern ausgefchladhtete friſche 
Fleifh in dem Gemeinbebezirfe der Stadt Berlin nicht eher feilgeboten 
werben darf, al3 bis es einer Unterfuchung durch Sachverſtändige gegen eine 
zur Gemeindekaſſe fließende Gebühr unterzogen iſt.“ 

Bon der Unterfuhung war bis zum Jahre 1894 befreit alles Fleiſch, 
dad in den Gaft- und Speifewirthichaften zum Verkauf fommt, jowie das 
Fleiſch, das zur Anfertigung von FFleichpräparaten, wie Würften, Scinten, 
Konferven dient. Erſchwert wird die Kontrolle ferner durch den Wortlaut 
„eilgeboten”, da das Fleiſch nicht obligatoriſch zur jofortigen Unterfuchung 
nah der Einfuhr herangezogen werden fann. Der Beſitz ununterjuchten 
Fleiſches Seitens eines Fleiſchers ift alſo nicht ftrafbar, nur das FFeilhalten 
besjelben. 

Die Schwierigkeiten der Organifation waren jehr große; es galt ſowohl 
die ausreichende Zahl von zwedmäßig eingerichteten Unterfuchungsftationen wie 
ein forgfältig ausgebildetes, zuverläffiges Unterfuchungsperfonal zu beichaffen. 
Zunähft wurden 8 Stationen in der Nähe der großen Zufuhritraßen, der 
Ankunftsorte oder der Verkaufsſtellen des Fleiſches eingerichtet, von denen 
bis zum Jahre 1894 4 eingezogen wurden. Sie bejtehen im Allgemeinen 
aus einem Bureauzimmer, zwei daneben liegenden getrennten Räumen für die 
mifroffopiichen und bie mafroffopiichen IUnterfuchungen und einem Obfervationg- 
raum fir das beanftandete Fleiſch. An der Spige einer Station fteht ein 
Thierarzt, dem 1 bis 3 Thierärzte, 5 bis 12 Fleiſchbeſchauer, 2 bi$ 6 Probe: 
nehmer, 1 Stempler und 1 Stontrollwächter unterftellt find. Das gejammte 
Perjonal der Stationen beftand im April 1895 aus 106 Berjonen, näm— 
ih 14 Thierärzten, 50 Fleiſchbeſchauern, 22 Probenehmern, 8 Stempleri, 
7 Kontrollwächtern und 6 weiteren Perfonen; dasſelbe reicht aber zu beſon— 
deren Zeiten nicht aus und muß dann durch circa 40 bis 50 Fleiichbeichauer 
des Schlachthauſes verjtärft werden, Die Arbeit, die auf den Stationen 
und zwar meift während der Nacht verrichtet wird, iſt eine jehr große; jo 
wurden in den Jahren 1889/95: 905251 Ninderviertel, 859187 Kälber, 
290269 Schafe, 649314 Schweine unterjuht und davon 2671 Rinderviertel 
(0,3 Prozent), 1628 Kälber (0,2), 245 Schafe (0,08), 642 Schweine 
(0,01 Prozent) beanjtandet. 

Die Kontrolle ift natürlich ſehr fomplizirt. Vor der Unterjuhung des 
Fleiſches müſſen die Schlächter Quittungen über die Unterfuhungsgebühren 


* Hertwig, Unterfuchung des nach Berlin eingeführten Fleiſches. „D. V. 
1.8.8.“ XX, ©. 613 ff. 
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löſen, ſowie die aus den Heimathsorten ftammenden Attefte vorlegen. Grit 
dann findet die Unterfuhung ftatt. Das gefund befundene Fleifch wird durd) 
Stempelung für den Verkehr freigegeben und zugleich erhält der Fleiſcher zur 
Legitimation eine Beicheinigung über die Menge und Art des von ihm an 
einem Tage zur Unterfuhung vorgelegten Fleiſches. 

Nevifionen feiten® der Polizei: und ſtädtiſchen Beamten erftreden ſich nicht 
nur auf die Verfaufsftände in den Mearkthallen, jondern auch die Geichäfts- 
läden, Hausfluren und dergleihen. Monatlich erhält das Suratorium bes 
Schlacht- und Viehhofed, dem die Fleiſchbeſchau unterftellt ift, von ben Eiſen— 
bahnbehörden Lijten über alle eingehenden Fleifchiendungen. Diefelben werben 
dann mit den täglichen Eingangsliſten der Unterfuchungsftationen nad Quantum 
und Art des Fleiſches, Abjender und Empfänger verglihen. Der Verbleib 
des eventuell nicht zur Unterfuhung eingegangenen Fleiſches ift dann ber 
Gegenstand eingehender, meift ſehr mühevoller Unterfuchungen der Stationen. 
Für die Beobadhtung de Fleifchverfehrs, befonders während ber Nachtzeit in 
Ausipannungen, Kellerwirthichaften, wo fremde Schlädter zu logiren pflegen, 
in den Markthallen während der Anfahrt der Schlächter find zwei bejondere 
Kontrollbeamte angeftellt. 

2. Schlachthäuſer. Rechtliches und Statiftifches. $ 23, 2 der Ge— 
werbeordnung lautet: Der Landesgeſetzgebung bleibt vorbehalten für ſolche 
Orte, in welchen öffentliche Schlahthäufer in genügendem Umfange vorhanden 
find oder errichtet werden, die fernere Benützung beitehenber und die Anlage 
neuer Privatichlächtereien zu unterjagen. 

Dazu treten folgende Landesgejeße beziehungsweile Verordnungen: 

Preußen. Gejeg vom 18. März 1868 und 9. März 1881. Bis Mitte 1886 
hatten 71 Gemeinden von dem Schlachtzwange zu Gunjten eines öffentlichen 
Schlahthaufes Gebrauch gemadt. Auf 3 vor dem Jahre 1868 eingerichtete 
öffentliche Schlachthäuſer erftredte fich Die Gejegesbeitimmung betreffend Schladht: 
zwang und Unterfuchungszivang nicht. Bis 1. Juli 1898 war die Zahl der 
öffentlichen Schlachthäuſer auf 359 gewachſen, von denen 18 fi) im Befige 
von Innungen und 4 von Privaten befanden. 

Bayern. Eine geſetzliche Handhabe zur Durchführung ihrer Anordnungen 
in Sachen der von ihmen eingerichteten Schlachthäuſer erhalten die Gemeinden 
durd) 88 75 und 145 des bayerischen PVolizeiftrafgefegbuchs, welche da8 Zuwider⸗ 
handeln gegen folche Anordnungen mit Geldftrafe bedrohen. 

Dezember 1885 beftanden in 61 bayerijchen Gemeinden öffentlihe Schlacht» 
häufer, 1. Juli 1898 74, wovon 1 im Befige einer Innung. Der allgemeine 
Schlahthauszwang bejtand nur in den Gemeinden der Pfalz und in München, 
Würzburg, Bayreuth, Fürth, Alchaffenburg, Kulmbach, Kiffingen, Günzburg, 
Rehau, Memmingen, Brüdenau. In den meijten anderen Städten ift der 
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Schlachthauszwang auf beftimmte Gattungen Vieh beihränft. Faft in allen 
bayeriihen Schlachthäuſern befteht eine SFreibant. | 

Württemberg. Reſkript von 1721. Verordnung de Minijteriums des 
Innern vom 21. Auguft 1879 82. Die Oberämter haben auf die Errichtung 
von Schlachthäufern Hinzumirfen. 1886 gab es 53 öffentliche Schlachthäufer, 
1. Juli 1898 dagegen 63, wovon 20 den Mekgerinnungen gehörten. All— 
gemeiner Schlachtzwang gilt in 17 Gemeinden, darunter in Stuttgart, Böb- 
lingen, Gannftatt, Ehlingen, Heilbronn, Ulm u. | w., beichräntter in 36 Ge— 
meinden. 

Sachſen. Geſetz von 1876. Anfangs 1886 12 öffentlihe Schladhthäufer 
meiſt im Beſitze ber Fleifcherinnungen; 1. Juli 1898 25, wovon 18 im 
Beſitze der leteren. 

Baden. Molizeiftrafgefegbuh vom 31. Oktober 1863 $ 95 und Ber: 
ordnung vom 16. Juni 1876 über die Einrichtung von Schlahthäufern. — 
Anfangs 1887 gab e8 in Baden 50 öffentlihe Schladhthäufer, wovon 24 
für alle Schlachtungen, 26 nur für folhe von Großvieh eingerichtet waren. 
4 Schlahthäufer waren Eigentum von Metgergenofjenihaften. 1898 betrug 
die Zahl der Schlahthäufer 64, wovon nur 1 einer Mekgerinnung gehörig. 

Helen. Keine generellen Beftimmungen. Ende 1885 8 öffentlihe Schlacht: 
häujer, davon 5 mit Schlachthauszwang. 

Oldenburg. Gejeg vom 22. Januar 1879. 1898 1 öffentliches Schlacht: 
haus, 

Medlenburg: Schwerin. 1898 11 öffentlihe Schladhthäufer. 

Medlenburg-Strelig. 1898 2 öffentliche Schlachthäufer. 

Sadjen-Weimar. 1898 4 öffentlihe Schlahthäufer, wovon 3 den 
Innungen gehörig. 

Braunſchweig. Gejek vom 12. April 1876. 1898 2 öffentliche Schlacht: 
häufer, in Braunſchweig allgemeiner Schlahthausztwang. 

Sadjen:Meiningen. Geſetz vom 6. Mai 1875. 1886 3 öffentliche 
Schlachthäuſer mit allgemeinen Schlahthauszwang, 1898 4. 

Sachſen-Koburg-Gotha. Gejeg vom 11. April 1885. 1898 2 öffent: 
liche Schlahthäufer mit allgemeinem Schlahthauszwang. 

Anhalt. Geſetz vom 20. April 1878. 1886 1, 1898 4 öffentliche 
Schlachthäuſer. 

Schwarzburg-Rudolſtadt. Geſetz vom 16. Dezember 1887 1 öffent: 
liches Schlachthaus. 

Waldeck. Geſetz vom 2. Januar 1896. 1898 1 öffentliches Schlachthaus. 

Reuß ältere Linie. Geſetz vom 31. Dezember 1885. 1898 1 öffent- 
liches Schlachthaus. 

Reuß jüngere Linie. Geſetz vom 30. Mai 1882. 
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Schaumburg:Lippe. Geſetz vom 18. März 1893. 

Lippe. Gejet vom 30. September 1886. 1898 1 öffentliches Schlahthaus. 

Hamburg. Geje vom 19. März 1894. 

Lübeck. Geſetz vom 23. Juni 1884. 

Bremen. Geſetz vom 21. Februar 1889. 

Eljaß-Lothringen. 1887 69 öffentlihe Schlahthäufer, deren Er— 
richtung zum Theile in das achtzehnte Jahrhundert zurüdgeht. Mit Ausnahme 
von 6 Zleineren Orten find die Schlachthäufer Gemeindeanftalten, Im Unter: 
eljaß und in Lothringen befteht allgemeiner Schlahthauszwang; im Obereljaß 
nur in 17 Orten, gegen 15 mit beſchränktem Zwange 1. Juli 1898 war 
die Zahl der Schladhthäufer auf 77 gewachſen. 

Die Gründe, welche für eine Zentralifation des Schlachtbetriebs ſprechen, 
find in erfter Linie rein Hygienifcher Natur. Es handelt ſich einmal darum, 
die zahlreichen privaten Schlädhtereien, welche ebenſo viele Quellen der Ber: 
unreinigung des Bodens und der Atmofphäre find, aus der Stadt Hinaus- 
zufchaffen, und zweitens eine fcharfe Kontrolle über die Beichaffenheit des 
Fleiſches, die durch die zerftreute Lage der privaten Schlächtereien im höchiten 
Grade erſchwert wird, überhaupt erjt möglich zu machen. Mit der Zentralis 
fation des Scladhtbetriebs, der Verlegung des allgemeinen Schladhthofs vor 
die Thore der Stadt und mit der Einführung des Schlachtzwanges ließ ſich 
das eine wichtige Ziel der ftäbtiihen Opgiene, die Neinhaltung des Bodens 
und der Luft, ſoweit dieſelbe durch die Eriftenz privater Schlädhtereien im 
Innern der Stadt bedroht war, volljtändig erreihen. Ob fi der Schlachthof 
im Beſitze einer Aftiengejellichaft oder einer Fleifcherinnung oder der Stadt: 
gemeinde befand, war für dieje frage vollftändig gleichgiltig. Nicht fo aber, 
jobald es fih um den Schuß der Bevölkerung gegen die Gefahren gefundheits- 
ſchädlichen Fleifches handelte. Die Eriftenzberechtigung des Schlachthauſes 
liegt darin, daß es in erjter Linie eine janitäre Anftalt ift und die Aufgabe 
hat, die Gefundheit der Stabtbewohner zu ſchützen. Hygiene und Profit können 
aber nimmermehr und nirgends Hand in Hand gehen; fie jchließen einander 
vollftändig aus. Das Charakteriftifun privater Unternehmung ift aber ber 
Profit; es wäre thöriht von Dornen Feigen lejen zu wollen. Nur foweit 
fi) die fanitäre Kontrolle mit dem Profite verträgt, wird fie Berüdfichtigung 
finden; in allen anderen Fällen aber ohne Weiteres in den Hintergrund 
treten. In dieſem Punkte bilden die Fleiſcherinnungen feine Ausnahme. 
Im Gegentheil! Wenn fie die Befiger von Schladhthöfen find, haben fie 
ein doppelte Intereſſe an einer laren Handhabung der janitären Kontrolle, 
ald Unternehmer des Schlachthofs und in ihren einzelnen Mitgliedern als 
private Schlädter. Die Erfahrungen, die man zum Beilpiel in Hannover 
auf dem von der Fleiſcherinnung verwalteten Schladthofe 1894 gemacht 
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hat, ſprechen auf dad Entichiedenjte gegen die private Verwaltung von 
Schlachthäuſern. 

Dieſe einfachen Ueberlegungen haben ſich im Laufe der letzten drei Jahr— 
zehnte allmälig durchzuſetzen gewußt. Die erbitterten Kämpfe, die zu Anfang 
der ſiebziger Jahre gegen die Einrichtung öffentlicher Schlachthäuſer in eigener 
Regie der Städte nicht allein von Seiten des Fleiſchergewerbes und der übrigen 
Intereſſenten, wie Viehzüchter u. ſ. w. ſondern auch von rabiaten Mancheſter— 
männern und Anhängern einer Politik der kommunalen Thatenloſigkeit lange 
und zähe geführt wurden, kann man jet wohl im Allgemeinen al3 über: 
wunden bezeichnen. Das ſtädtiſche Schlahthaus in eigener Regie ift allgemein 
anerfannt. Parallel damit können wir eine immer weiter um fich greifende 
Verftabtlihung der privaten Schlachthöfe beobachten, mögen diefelben nun in 
den Händen von Aftiengejellichaften oder Fleiicherinnungen liegen. 

Die Einrihtung öffentlicher beziehungsweije ftädtiicher Schlachthäufer läßt 
fh durhaus nicht ald eine moderne Errungenschaft bezeichnen; fie ift viel- 
mehr eine Rückkehr zu den Traditionen vergangener Jahrhunderte. Und dasjelbe 
gilt auch für die Ginrichtungen des Schlachtzwanges und der Fleiſchbeſchau, 
die mit der Errichtung öffentlicher Schlahthäufer untrennbar verbumden find. 
In Norddeutichland Hatte fih im Allgemeinen der Bruch mit der Tradition 
entichiedener vollzogen, al3 in den ſüddeutſchen Staaten, auf die ohne Zweifel 
auch die fortgefchrittenere franzöfiiche Gejeggebung eingewirft hat. In zahl» 
reichen ſüddeutſchen Staaten finden wir daher auch ftädtiihe Schladhthäufer 
in ununterbrochener Folge der Jahrhunderte eriftiren und ihre gefundheits- 
fürdernden Wirfungen ausüben. So beitand zum Beijpiel in Darmſtadt 
das ſtädtiſche Schlahhthaus von 1748 bis 1893 ohne Unterbrechung an der— 
jelben Stelle der Stadt. Umbauten und Vergrößerungen haben parallel dem 
Aufblühen der Stadt jeit den napoleonifchen Kriegen ftattgefunden, aber der 
alte Kern der Anlage blieb dabei doch im Weſentlichen erhalten. Nach ber 
Schlachtordnung von 1748 waren die Mebger gezwungen, im ftädtifchen Schlacht: 
hauſe „Ihlechterdings und ohne die mindeſte Ausnahme“ zu jchladhten 
und der Verkauf hatte in den dazu eingerichteten Verkaufsräumen ftattzufinden. 
Die Einführung fremden Fleiihes von auswärtigen Mebgern und Juden 
wurde „bei Straff nebft der confiscation“ verboten. Nur „im Fall aber bie 
hiefige Metzger halöftarrig ſeyn und dieſer unſerer Schlacht- und Schirm: 
Ordnung feine Folge leiften — oder an Fleiih Mangel erjcheinen laſſen 
würden, alß dann (follte) denen Land-Metzgern, welche jedoch auff folchen 
Fall alles Vieh in hiefigem Schlachthauß ebenfallg abzuthun hätten, jemen 
zur Straffe in der Schirm ebenfallß feil zu halten“ erlaubt jein. 

War alfo in Darmftadt der Schlahthauszwang für alle Vieharten giltig, ſo 
bildete dieje Stadt damit eine Ausnahme. Im Allgemeinen beftand zu Anfang 

Hugo, Deutſche Stäbteverwaltung. 11 
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unfere® Jahrhunderts der Schlahthausziwang nur für Großvieh (mie zum 
Beifpiel in Mannheim, Würzburg u. f. w.), während das Stleinvieh, Stälber, 
Schweine und Schafe in den Privatichlächtereien geichlachtet werden durfte. 
Der allgemeine Schlahtzwang wurde in Baden zum erjten Male in ber 
Stadt Baden im Jahre 1866 durchgeführt. Ihr folgten von den größeren 
Städten Freiburg, Karlsruhe, Heidelberg, unter den mittleren Konſtanz, Lörrach, 
Wertheim und Naftatt, unter den fleineren Städten Radolfszell, Engen, 
Donauefhingen, Waldshut, St. Blafien, Bühl, Eberbach, Adelsheim, Tauber: 
biſchofsheim und andere mehr. 

In Preußen datirt die moderne Entwidlung des öffentlichen Schlacht: 
hausweſens erft feit den Jahre 1868, dem Grlafje des Geſetzes betreffend 
die Errichtung öffentlicher, ausschließlich zu benützender Schladhthäufer vom 
18. März 1868. Da diejes Gejeß befonders in ſeiner Faſſung vom Jahre 1881, 
in der es jeine praftifche Vervollftändigung fand, anderen Gejeggebungen als 
Vorbild gedient hat, da außerdem feine Entwidlung uns die Tendenz der 
Fleiſchverſorgung nad) einem ftädtiichen Monopole hin klar vorführt, werben 
wir mit einigen Worten auf dasjelbe einzugehen haben. 

Das Gejeg von 1868 war außerordentlich unvollſtändig. Es gewährte 
deu Gemeinden allerdings das Necht, durch Gemeindebeijhluß den allgemeinen 
Schlachtzwang einzuführen und mit demfelben eine Unterſuchung des in dem 
öffentlihen Schlachthauſe geſchlachteten Viehes vor und nad ber Schlachtung 
zu verbinden, ließ aber eine ganze Anzahl von Lücken offen, durch die ſich 
das unwillige Fleiſchergewerbe dem Fleiſchſchauzwange und der Benützung 
des öffentlichen Schlachthauſes entziehen konnte. 

Weder wurde das eingeführte Fleiſch einer Fletihbeihan unterworfen — 
daß daher gerade alles frepirte Vieh, das man vor Grlaß des Geſetzes 
möglichſt noch lebend in die Städte zu ſchaffen gejucht hatte, nunmehr als 
ausgeichlachtetes Fleifch feinen Cinzug hielt, daß überhaupt alles Vieh, deſſen 
Zuftand offenbar fchleht und unhygieniſch war, nun außerhalb der Stadt 
geichlachtet wurde, lag auf der Hand. Zahlreiche Viehbefiger haben gezeigt, 
daß fie nicht über die Verſuchung erhaben find, auf diefe Weile den ihnen 
von einer Unterſuchung drohenden Verluſt zu vermeiden. Noch verbot das 
Gele den in der Stadt anfäffigen Fletichern, ihr Vieh außerhalb der Stabt 
zu Schlachten und als ausgeichlachtetes Fleiſch in diejelbe zu importiren. So 
war e3 denn durchaus fein jeltenes Greigniß, daß die Fleiſcher ihre Schlächtereien 
vor die Stabtthore verlegten, jobald ber allgemeine Schlachtzwang von den 
jtäbtiichen Behörden beichlofien wurde (vergleiche Berlin). In Düffeldorf 
wurde jogar 1877 die Drohung, ein Konkurrenzſchlachthaus auf benachbarter 
Gemarkung zu errichten, von den verbündeten Fleiichern als Preifionsmittel 
benügt, um den Magiftrat zur Herabjegung der Schlachtgebühren zu zwingen. 
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E war flar, daß unter foldhen Umſtänden die Nentabilität der Schlacht: 
häufer ganz von der Laune der ſtädtiſchen Schlächter abhing und nur wenige 
Städte von einer fo zweiichneidigen Maßregel, wie es die Errichtung eines 
öffentlichen Schlahthaufes jein mußte, Gebrauch zu machen wagten. Bis zum 
Jahre 1880, das heißt in einem Zeitraume von 12 Jahren hatten mur 
10 Städte, darunter 2 größere: Liegnig, Glatz, Reichenbach, Heräfeld, 
Bodum, Köln, Diffeldorf, Solingen, Mühlheim a. d. Ruhr und St. Johann 
Öffentliche Schlachthäuſer eingerichtet. Auch Berlin gehört zu biefer Gruppe 
von Stäbten, injofern es bereit im Jahre 1876 den Bau eines ſtädtiſchen 
Schlachthauſes beſchloß. Die Geſchichte ſeiner Entſtehung zeigt uns alle die 
Schwierigkeiten, denen die Städte damals bei ihrem Beſtreben, die ſtädtiſche 
Fleiſchverſorgung zu regeln, auf allen Seiten begegneten. 

Geſchichte des Berliner Schlachthauſes. Mit dem Beſchluß, einen 
öffentlichen Schlachthof zu errichten, kehrte Berlin als eine der erſten preußiſchen 
Städte dem ſonſt von ſeinen Verwaltungsbehörden ſo maßlos geprieſenen Syſteme 
der freien Konkurrenz den Rücken und nahm die Traditionen verfloſſener 
Jahrhunderte wieder auf. In den Jahren 1726/27 beziehungsweiſe 1749/50 
war da3 alte lebensgefährlich geiwordene Schlahthaus durch drei neue erjet 
worden, von denen aber zivei bereits 1810, das legte 1842 einging. Schon 
bald nach dem Jahre 1810 entitanden private Schlächtereien, die in fanitärer 
Hinfiht jo wenig geniigten, daß am 3. Februar 1814 und wiederholt im 
Jahre 1822 die Stadtverordnieten bei dem Magiftrate die Erbauung neuer 
Schladthäufer anregten. Der Kojten wegen wurde aber der Antrag damals 
abgelehnt; circa 70 Jahre fpäter durfte die Stadt dieſe Koftenfchen ihres 
Magiſtrats mit mehr ald einer Million Mark Entfchädigungsgelder an die 
privaten Schläcdhtereien bezahlen. 

Ohne Zögern bemächtigte fich die private Unternehmung des von der Ge- 
meinde freigegebenen Gebietd. Bereits 1825 Hatte ein gewiſſer Kläger Die 
Konzeſſion zur Anlage eines Viehmarftes am Landsberger Thore erhalten. 
Der hier ein Jahr fpäter eröffnete Viehmarkt diente dem Viehhandel Berlins 
bis 1871. Eine andere Viehmarktskonzeſſion wurde am 17. Juni 1867 dem 
Dr. N. Ebers von dem Polizeipräfidium gegeben, das ſtets in der Vergebung 
ſtädtiſcher Konzeffionen, die ihm nicht gehörten, die liberalfte Freigebigkeit 
bewieſen hat. Dr. Ebers übertrug feine Konzeffion an eine Aktiengejellichaft, 
die von dem Dr. Strousberg ind Leben gerufen wurde. So entitand im 
Norden Berlins zwifchen Ader: und Brunnenftraße ein Bentralviehhof mit 
Schlahthäufern und großen Fleiichverfaufsftellen, und fo hatte ſich denn bie 
private Unternehmung aufs Häuglichfte eingerichtet. Der gefammte große Vieh: 
handel Berlins vollzog fich ausschließlich auf dem Marfte der Berliner Vieh: 
marktöaftiengejellihaft und lag in ben Händen von 23 Viehlkommiſſions— 
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handlungen, von denen ſowohl die Viehhändler, das heißt die eigentlichen 
Vieheinkäufer, al3 auch andererfeit3 die meilten Berliner Schlädhter finanziell 
abhängig find. Diefe Vichlommiffionshandlungen zogen aus einem Umſatze 
des Berliner Marktes von circa 120 Millionen Mark bei 1° Prozent Provifion 
ben Gewinn von 1950000 ME. Mit der Berliner Viehmarktsaktiengeſellſchaft 
hatten fie bis zum Jahre 1881 einen Vertrag abgeichloffen und fi durd 
benjelben gegen eine Erhöhung der Standgelder geihüßt. Dagegen hatten fie 
die Verpflichtung übernommen, ausſchließlich auf dem Viehmarkte der Gefell- 
Schaft Geichäfte zu machen und das Futter von derjelben zu beziehen. * 

So weit hatten fi die privaten Verhältnifie entwidelt; fehren wir nun 
zu den ftädtiichen Behörden zuriid. Wir müſſen auch hier eine Stilblüthe des 
Verwaltungsberichtes 1861/76 (II, S. 145) an die Spike ftellen, da fie die 
Thatenlofigkeit des Berliner Magiftrats, wie gewöhnlih, als hohe Ber: 
mwaltungsweisheit hinzuftellen fich herausnimmt. Es heißt da: „Die durch 
das halbe, dem Erlaſſe jenes Gejeges (betreffend die Errichtung öffentlicher 
Schlahthäufer vom 18. März 1868) vorhergegangene Jahrhundert geführten 
Verhandlungen haben gleichwohl die endlichen entjcheidenden Beſchlüſſe vor— 
bereiten helfen und verdienen aus diefem Grunde ſowohl, als auch weil fie 
einen recht deutlichen Beweis dafür liefern, wie viele günftige Bedingungen 
zufammentreffen müfjen, damit der lang gehegte Gedanke eines großen wirth— 
ſchaftlichen Unternehmens durd eine öffentlihe Verwaltung ſchließlich ver— 
wirflicht werde, auch jet noch einer kurzen Grwähnung.“ Worin dieſe zuſammen— 
treffenden günftigen Bedingungen beitanden, iſt uns auch nach eindringlichem 
Studium der Verwaltungsberichte nicht Far geworden. 1814 und 1822, als 
die Stadtverorduieten den Bau anregten, beitand nod ein öffentliches Schlacht» 
haus; der Schladhtbetrieb vollzog fi nur zum Theil in Privatichlächtereien. In 
den vierziger Jahren, in denen wiederholt der Gedanke in der Stabtverordneten= 
verſammlung bejprochen wurde, war das letzte öffentlihe Schlahthaus erft 
jeit Kurzem gejchloffen und wäre es alio möglich geweien, die Schlächter für 
den Bau eines dffentlihen Schlachthauſes zu intereffiren — aber in den 
fiebziger Jahren, in denen endlih die Sache von den jtäbtiihen Behörden 
entichieden in Angriff genommen wurde, beitand ein privater Zentralviehmarkt 
mit Schlachthäufern und Verfauföftellen, der fi) in den Händen einer fapital= 
fräftigen, mit den Berliner Viehlommiffionshandlungen Liirten und durd fie 
geftügten Aktiengejellichaft befand, bejtanden außerdem in der ganzen Stadt 
zahlreiche Privatihlächtereien, in denen der Betrieb fich ſchon jeit Jahrzehnten 
abfpielte.** Die einzige günftige Bedingung, die wir entdeden können, ift das 

* Näheres bei Hausburg, Der Vieh: und Fleifchhandel von Berlin. Berlin 1879. 


** Eine Revifion des Polizeipräfidiums vom Jahre 1876 ergab das Borhanden- 
fein von 860 Schladhtjtätten, von denen 581 ohne gefehliche Berechtigung beftanben. 
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Gejeg von 1868; aber will der Berliner Magiftrat uns weis machen, daß 
er in den fünfziger Jahren in Verbindung mit dem Bolizeipräfidium, das 
fih damals lebhaft für die Sache intereffirte, die „mancherlei durd die Lage 
der Gejeßgebung und die PBrivatrechte der gegenwärtigen Beſitzer von Schladt- 
häujern entitehenden Schwierigkeiten” nicht hätte überwinden fünnen, wenn 
er nur energiih die Angelegenheit betrieben hätte, anftatt — was freilich 
bequemer — Brivaten über ihren Plan, öffentlihe Schlachthäuſer zu errichten, 
jeine große Freude auszufprechen.* 

Wie dem auch jei, erft im Jahre 1862 trat der Magijtrat auf Antrag 
des Stadtverordnneten Schäfer in eine „eingehende Erörterung aller einjchlagenden 
Fragen” ein, das heißt mit anderen Worten, wir ftehen jet am Anfange des 
Anfangesd. Drei Jahre jpäter 1865 wurde eine Kommilfion zum Stubium 
der Schlahthäuier und Marfthallen eingefegt. 1867 erjtattete diejelbe Bericht 
und noch im jelben Jahre brachte der Magiftrat eine Vorlage für den Bau 
eines Scladhthaufes ein. Fünf Jahre Hatten die Vorbereitungen gedauert. 
Dieſes Mal drehten die Stadtverordneten den Spieß um; fie machten Oppo— 
fition und der Antrag fiel durd. Erſt 1876, das heißt nach nenn Jahren, 
nahm der Magijtrat feinen Antrag wieder auf — diesmal mit mehr Erfolg. 
Am 30. März 1876 ftimmte die Stadtverordnetenverjanmlung „im Prinzip 
mit dem Magiſtrate darin überein, daß die Errichtung kommunaler Schladt> 
häujer und einer fommumnalen Viehhofsanlage, verbunden mit Schlachtzwang und 
obligatorifcher Fleiſchſchau ein öffentliches Bedürfniß ſei“, beichräntte ſich aber 
glüdliher Weife nicht auf dieſe Prinzipienharmonie, jondern ermächtigte den 
Magiftrat auch zum Ankaufe eines größeren Grundftic in Lichtenberg. Damit 
war aljo der Viehmarktögeiellichaft der Krieg erklärt oder vielmehr, wie ſich 
der Verwaltungsberiht 1877/81 I, S. 107 jo ſchön ausdrüdte, die Rüftung 
angelegt, umı fich gegen übermäßige Forderungen derjelben zu ichügen. Der 
Bau eigener Schlahthäufer war feineswegs ſchon beichloffene Sache. Wie 
hätten die ftäbtiichen Behörden auch ihr Herz fo verfennen können! Schlägt 
es doch heute noch gleich heiß und feurig für die privaten Aftiengejellichaften, 
die jo gut find, ihnen die Arbeit, die läftige Arbeit der ſtädtiſchen Verwaltung 
abzınehmen. „So lange vermieden werden konnte,“ ruft der Magiftratsbericht 
pathetiih aus, „für einen Zweck des öffentlichen Intereffes einmal aufgewendetes 
Privatfapital durch ein Konkurrenzunternehmen der Gemeinde zu gefährden 
oder gar zu zerftören, jo lange follte der ernitliche Verſuch gemacht werden, 
die Löjung der Aufgabe mit Schonung der Privatintereifen herbeizuführen.“ 
Dod damit nicht genug! Der Magiftrat verfteigt ſich in feiner Unternehmer: 
freumdlichkeit zu der Neußerung, daß die Kommunalbehörden den Ankauf ber 





* Berwaltungdbericht 1862/76 II, ©. 146. 
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Anlagen der Geſellſchaft auch auf die Gefahr hin vorgezogen hätten, daß 
„dieſelben — deren Aptirung für unſere Zwecke nah dem Gutachten des 
Erbauers derſelben eine Aufwendung von 2100000 Me. erfordert haben 
würde — fih im Verhältniffe zum Wachsthume der Bevölkerung und mit 
Nüdfiht auf die wachſende Bebauung desjenigen Stabttheild, in welchem ſich 
biefelben befinden, als für längere Zeit verwerthbar nicht erwieſen hätten.” * 
Drüdt der Bericht wirklich die Anficht des Magiftrats aus — und er trägt 
die Unterſchrift des Magiſtrats — fo ift wohl jelten mit bürreren Worten 
ausgeſprochen, daß die Aufgabe der Kommunalbehörden nicht in der Förderung 
der gemeinen Interefien ber Stadt, fondern in der Vergeudung der öffent- 
lihen Gelber im Intereſſe privater Unternehmungen beiteht. Die Kommunal— 
behörben waren bereit, den Kaufpreis + 2100000 ME. Aptirungdgelder in den 
Dreck zu werfen — wie ungeheuerlich müfjen die Forderungen der Viehmarkts— 
geielichaft geweien fein, wenn es zwiichen ihr und diefen unternehmerfreunds 
lihen Behörden nicht zum Abſchluſſe kommen konnte? Von 1874 an biß 1877 
dauerten die Verhandlungen, die mit unermübdlicher Ausdauer und wenig Würde 
von dem Magiftrate immer wieder aufgenommen wurden. Die Forderungen 
der Viehmarktögefellichaft und die Angebote des Magiſtrats Iaffen wir in der 
hiftoriichen Klimar folgen — ohne Kommentar. Er ift überflüffig. 

Januar 1874. Forderung: für den geſammten Beſitz 16'/. Millionen 
Mark oder allein für die Schladhthäufer nebit 2500 Quabratruthen Terrain 
6000000 Me. 

1875. Angebot: Webernahme der Hypothekenſchulden und Einlöſung ber 
Aktien zum vollen Nennwerthe (emittirt 6000000 Mi.). 

Dezember 1876. Forderung: 11400000 ME. — fo ftand die Anlage 
zu Buch. Die Aktien notirten circa 58 Prozent. 

April 1877. Angebot: 8000000 Me. 

Legte Forderung: Uebernahme de3 Gtabliffements der Gefellfhaft mit 
allen Aktivis und Paffivis gegen Umtaufc der Aktien in 3'/eprozentige Stabt- 
obligationen. 

Definitive Ablehnung. 

Damit war das erſte Stadium des Kampfes erledigt. Der Bau eines 
Vieh» und Schlachthofs, ſowie die Cinführung des Schlahtzwanges und der 
obligatoriichen Fleiſchſchau maren nunmehr beichloffene Sade, an der alle 
Angriffe der Gegner nichts mehr geändert haben.** Sollte aber ber neue 





*1,c. S. 104, 

** Die Berliner Viehhofgefellfchaft feste auch nach dem Befchluffe der Stadt: 
verordneten ihre Angriffe fort und benüste die Berathung ber Novelle zum 
Schlahthausgefehe von 1868 im Jahre 1850/81 zu einer Petition an das Ab- 
geordnetenhaus. Sie bat um den Erlaß von Beftimmungen, welche ihrer Anlage 
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Vieh: und Schlachthof nicht von vornherein zur banferotten Anlage werden, 
jo mußte die Stadt zunächſt alles daran feßen, die Konkurrenz des privaten 
Viehmarktes zu vernichten und den Viehhandel in ihre Anlagen herüberzuziehen. 
Das ift den ftädtifchen Behörden auch verhältnigmäßig jchnell und vollftändig 
gelungen. Der drohende Schlahtzwang und die praftiihere Bauanlage unter: 
ftügten die unterhändleriichen Eigenichaften des Magiſtrats in ber nachdrück— 
lihften Weile. Am 7. März 1880 fam ein Vertrag mit den Viehkommiſſions— 
bandlungen zu Stande, in dem ſich biejelben verpflichteten, ihren gejammten 
Geichäftsbetrieb ausjchlieglih auf dem ftäbtiihen Viehmarkte jtattfinden zu 
laſſen. Die Standgebühren waren etwas höher ald auf dem privaten Vieh: 
markte, dagegen wurde die YFutterlieferung zum Wortheile der Kommiffionäre 
geregelt. War damit der Beitand des Viehmarktes, der von der Stadt von 
vornherein im Intereſſe des Viehhandels und der Landwirthichaft auch als 
Erportmarft angelegt worden war, in ausreichender Weiſe gefichert, jo drohte 
dagegen dem Schladhthofe eine andere, nicht weniger große Gefahr. Der $ 2 
des Gejeges von 1868 gab den Gemeinden das Recht, für alles in dem 
öffentlichen Schladhthauje zur Schlachtung gelangende Vieh eine doppelte Fleiſch— 
beihau ſowohl vor als nah dem Scladten einzuführen. Ueber das aus— 
geihlachtet eingeführte Fleiich gab es ihnen aber feine Kontrolle. Hier bot 
fih den Berliner Schlächtern, welche die doppelte Fleiſchſchau des zukünftigen 
ſtädtiſchen Schlachthofs fcheuten, ein Ausweg. Bon 1877 an wurden in jteigender 
Zahl Konzeffionen zur Errichtung von Schläcdhtereien an der Berliner MWeichbild: 
grenze, befonders in Friedrichdberg, nachgeſucht. In den Jahren von 1876 
bis 1879 entjtanden in Friedrichsberg 27, in Reinidendorf 11, in Weißenfee 5, 
in Pankow 15 neue Schläcdhtereien. Erft durch die Novelle von 1881 zu 
dem Sclahthausgefege von 1868 erhielten die Gemeinden das Recht, allen 
im Gemeindebezirfe wohnenden Schlächtern und Händlern den Verkauf des 
„Fleiſches von Schlachtvieh, das fie nicht in dem öffentlihen Schlachthauſe, 


den Charakter de3 öffentlichen Schlachthaufes gefichert und fie gegen die Konlurrenz 
der Gemeinde gefchüßt, beziehungsweiſe von dem Schlachtzwange befreit hätten. 
Diefe Forderung mußte zwar von der Kommiffion des Abgeorbnetenhaufes ab- 
gelehnt werden, fie unterfuchte aber jehr lebhaft, „ob man nicht dem Entfchädigungs: 
verlangen, welches fich durch die Begründung der Petition Hindurchzieht, in irgend 
einer Weife gerecht werden könnte,” Berichterftatter Labes, Abgeordnetenhaus: 
Berichte 1880/81 II, S. 1088. Die Kommiffion faßte mit 5 gegen 4 Stimmen den 
ganz erzeptionellen Beichluß, den Uebergang zur Tagesordnung zu empfehlen „in 
ber Annahme, daß bei Genehmigung der betreffenden Beichlüffe und Einführung 
bes Schlachthauszwanges in Berlin auf die Intereſſen der bereit3 bejtehenden 
Altienanlage nah Möglichkeit Rüdficht genommen werde.” Die edlen Gemüther 
der Kommiſſion begegneten fich alfo mit den Magijtratöherren in der energifchen 
Vertretung der privaten Intereſſen gegenüber denen der Gemeinde Berlin! 
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fondern an einer anderen innerhalb eines durch Gemeindebeihluß feitzufegenden 
Umkreiſes gelegenen Schlachtſtätte gefchlachtet haben“ zu unterfagen, aud) das 
importirte zum Werfaufe beftimmte Fleiſch einer Fleiſchſchau zu unterwerfen. 
Berlin machte von der eriten diejer Befugniffe durch den Gemeindebejchluß 
betreffend die Einführung des Schlachtzwanges in Berlin vom 16. Jumi 1882 
Gebraud. Die Ausführung des Beſchluſſes verzögerte ſich allerdings bis zum 
Jahre 1883 in Folge der Schwierigkeiten, welche das Polizeipräfidium ihr 
in den Weg legte; aber ſchon der Beihluß genügte, um die Berliner Schlächter 
von der Praxis, fi) in den Vororten außerhalb des MWeichbildes anzufiedeln, 
energiich abzuichreden. Die Kontrolle des importirten Fleijches, die im Intereſſe 
der Berliner Schlädhter liegt, wurde durch Beſchluß vom 25. September 1886 
eingeführt und durch Beihluß vom 17. Februar 1894 aud auf das von 
Gaſt- und Speifewirthen bezogene Fleifch ausgedehnt.* Damit wurbe ber 
Ring geichloffen, der die Berliner Bevölkerung gegen die Gefahren gejundheits- 
ſchädlichen Fleiſches ſchützen joll. 

Doch kehren wir zur Geſchichte der Schlachthausgeſetzgebung zurück. Das 
Verdienſt, eine Amendirung des Geſetzes von 1868 in der oben angegebenen 
Richtung, durch die die praktiſche Anwendung des Geſetzes erſt möglich wurde, 
in Anregung gebracht zu haben, gebührt dem Niederrheiniſchen Verein für 
öffentliche Geſundheitspflege, der bei ſeinen Bemühungen ſehr bald auch die 
Hilfe der Berliner Stadtbehörden fand. In einer Petition vom 5. Auguſt 1879 
an den Handelsminiſter, die vom Vereine und den Berliner Stadtbehörden 
gemeinſam abgefaßt worden war, wurden für die Gemeinden in Ergänzung 


* Am Verwaltungsbericht für 1895/96 Nr. 30, S. 18 finden wir bie folgende 
Rechtfertigung für diefen Beichluß: „Die auswärtigen Schlächter führten nicht 
ganz felten Kleinere Fleifchitücde ein, für welche fie angeblich in ihrem Wohnorte 
feine Verwendung hatten, die aber andererfeit3 den Vorfchriften des Regulativs 
über die Mindejtgröße nicht entfprachen und fehr wahrfcheinlich oftmal3 von 
Thieren mit recht fragmürdigem Gefundheitszuftande herrührten. Die Schlächter 
gebrauchten dann gegenüber den Eontrollirenden Beamten der Fleifchfchau, welche 
das verdächtige, ungeitempelt auf dem Wagen liegende Fleifch zur größeren 
Sicherheit troß der unjtatthaften Mindergröße zur Unterfuchung gebracht wiſſen 
wollten, in der Regel die Ausrede, das Fleiſch fei von einem Reſtaurateur 
bejtellt und brauche nicht unterfucht zu werden. Der Umſtand, daß derartiges 
Fleifch nicht allein auf dem Wagen liegen blieb, fondern auch nachgewiefener- 
maßen zum Theil in die Verlaufsftände der Markthallen eingefchmuggelt und 
dort befchlagnahmt worden ift, läßt vermuthen, daß das nicht befchlagnahmte 
Fleiſch faft ausnahmslos nicht etwa für Neftaurateure beftimmt war, ſondern 
in der Umgegend der Markthalle oder in diefer ſelbſt im ununterfuchten Zuftande 
an Kleinhändler verkauft, fodann von diefen zerkleinert und in den Verkehr ger 
bracht worden ift,“ 
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a) die Einfuhr friich gejchlachteten Fleiſches ganz oder theilweiſe zu ver: 
bieten; b) allen im Stadtbezirfe wohnenden Perfonen jeden Schlachtbetrieb 
außerhalb des jtädtiichen Weichbilde3 zu unterfagen; ec) feitzujegen, daß alles 
von nicht im ftäbtiichen Schlachthauſe geſchlachtetem Vieh herrührende Fleiſch 
entweder im Schladhthofe jelbft oder an anderen von den Gemeindebehörben 
zu beftimmenden Orten vor dem Verkaufe unterfucht werde; d) für dieje Unter— 
juhung (sub e) eine nach Verhältniß des Schlahthaustarifs zu bemeffende 
Ausgleichungsgebühr zu erheben; e) zur beſtimmen, daß nad Erricdtung für 
dad Bedürfniß der Bevölkerung geniigender öffentlicher Fleiichverfaufshallen 
der Verkauf friichen Fleiſches ausichließlih im dieſen ftattfinden müſſe; und 
f) daß in den folder Geftalt errichteien Fleiichverfaufshallen nur das Fleiſch 
im öffentlihen Schlachthauſe geichlachteter Thiere verkauft werden dürfe. 

Bon diejen ſechs Paragraphen dienen die erjten vier dazıı, die Lüden 
des Geſetzes von 1868 auszufüllen und die finanzielle Exiſtenz der ſtädtiſchen 
Schlachthäuſer zu fihern. Die beiden legten gehen über den Rahmen des 
älteren Gejeßes hinaus. Sie wollen der Sonzentration des Schlachtbetriebs 
die Konzentration des Fleiichverfaufs hinzufiigen. Offenbar ſollte diejelbe nur 
einer leichteren und beijeren Sontrolle des ‘Fleiiches dienen. Indem aber 
diefer Paragraph die Crridtung von FFleiichverfaufshallen in die Hände der 
ftädtiichen Behörden legte und den geſammten Fleiſchhandel in diejelben ver- 
pflanzte, wies er über den herrichenden individualiftiich betriebenen Fleifchhandel 
hinaus und hätte in Verbindung mit der Errichtung der öffentlichen Schladht- 
bäujer mit allgemeinem Schlachtzwange zu einer Munizipalifirung der Fleiſch— 
verforgung weiter getrieben. Wir müſſen überhaupt die Konzentration des 
Fleiſchverkaufs in befonderen Fleiſchverkaufshallen oder in den allgemeinen 
Markthallen, einerlei ob derjelbe von privaten Händlern oder im Auftrage der 
Gemeinschaft betrieben wird, als eine logiſche Konſequenz des Schlachthaus— 
zwanges betrachten. Die vollftändige Befreiung der Häufer von den Unrein— 
lichkeiten und Schädlichkeiten des Schlächtereigewerbes fann nur durch fie 
erreiht werden. Die großen Mortheile, welde das Schlachthaus für die 
Konjerpirung des Fleifches durch die Neinlichkeit und Luftigkeit aller Räume, 
fpeziell durch die Kühlräume bietet, gehen in der Zerfplitterung wieder ver- 
loren. Aus allen diejen Gründen ift e8 daher entichieden zu bedauern — war 
aber von vornherein zu erwarten — daß dieje beiden Beitimmungen von der 
preußiichen Negierung nicht in ihren Entwurf aufgenommen wurden. 

Das neue Gejeß, das unter dem entjchiedenen Widerfpruche der Agrarier 
de3 Abgeordnetenhauſes zu Stande fam, ſchloß fo ziemlich alle die Lücken, durch 
die ſich j£rupelloje Fleifcher dem ihnen fo unangenehmen Sclahthausztwange 
mit Fleiſchbeſchau zu entziehen fuchten. Die Gemeinden können dur Ortö« 
ftatut don dem Rechte Gebrauch machen, nicht nur das im Schlachthaufe 
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geihlachtete Vieh und Fleiſch, jondern ebenjo das von außerhalb importirte 
Fleiih, mag e3 num direft zum Verkaufe beftimmt oder von Gaft und Speiſe— 
wirthichaften zum Konſum bezogen fein, einer Unterfuhung zu unterwerfen 
und für diefelbe eine Gebühr zu erheben; fie fönnen ferner einen Rayon Felt: 
jegen, innerhalb deifen fein im Gemeindebezirke anſäſſiger Schlachter oder 
Fleifhhändler Fleiih, das zum Verkaufe in der Stadt fommen foll, aus— 
ihladhten darf. Damit find in der Hauptiache die Intereffen der Gemeinden 
gewahrt, während zwei weitere Bejtimmungen besjelben $ 2 die Konkurrenz 
des importirten Fleiſches erjchweren follen. 

Auch in der Frage der Entihädigung der Schlächtereibefiger für die Auf: 
gabe ihrer privaten Schlahthäufer fam die Regierung den petitionirenden 
Magiftraten entgegen. Das Geſetz von 1868 hatte fich darauf beichräuft, 
die Entjhädigungspflicht der Gemeinden für den erweislichen, wirklichen Schaden 
zu £onftatiren und nur noch ausdrücklich hervorgehoben, daß für Nachtheile 
aus Erichwerungen oder Störungen des Gewerbebetriebs feine Entichädigung 
gezahlt werden jolle. In der Novelle von 1881 wurde noch ausdrüdlid 
hinzugefügt, daß bei Berechnung des Schadens der Grtrag, der von den 
Grundſtücken und Ginrichtungen bei anderweiter Benützung erzielt werben 
fann, von dem bisherigen Ertrage in Abzug zu bringen fei. 

In der Praris dürfte auf Grund diejer Beltimmungen wohl nur höchſt 
felten die Nothwendigkeit einer Entſchädigungszahlung an die Gemeinden heran 
treten. Selbjtverftändlih werden von den Schlädtern die ungeheuerlichiten 
Forderungen erhoben: Entihädigung für zu zahlende Schlachtgebühr, für Zeit: 
verluft, behinderte Kontrolle, vermehrtes Hilfsperfonal, Entwerthung der Grund- 
jtüfe u. |. w. Die Entſchädigung für Nachtheile, welche aus Erſchwerungen 
oder Störungen des Geſchäftsbetriebs hergeleitet werden fönnen, wird jchon 
von den Geſetze für unzuläffig erklärt. Was aber die Entwerthung der 
Grundſtücke betrifft, jo werden in den meiften Fällen die Häufer, in denen 
ih Schlächtereien befinden, durch Aufhebung berjelben beträchtlih im Werthe 
fteigen und für die nicht mehr benützten Schlachthäufer wird ſich leicht eine 
andere ebenjo ertragreiche Verwendung finden laſſen. Trogdem mußte Berlin 
in 218 Entihädigungsfachen die Summe von 1131 927,38 ME. zahlen, während 
in Elberfeld 26 Schlächter 784544 ME. Entſchädigung forderten und nur 
1395 ME. erhielten. Theoretiſch läßt fi unſeres Erachtens dieſer Ent: 
ſchädigungsanſpruch der Privatichlächter überhaupt nicht halten. Dur) den 
Beihluß des Schlachtzwanges kommt die Thatfache zum Ausdrud, daß nad 
der Auffaffung der Gemeinfchaft aus Gründen der Öffentlichen Hygiene Feine 
privaten Schlahthäufer mehr im Innern der Städte geftattet fein jollen. 
Es wird aljo ein fpezieller Gebrauch der früher für Schlachtzwede benützten 
Gebäude allgemein verboten; für zahlreiche andere Zwecke bleibt die Benützung 
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geftattet. Es kann aber fein Recht darauf geben, unter Gefährdung der öffent- 
lihen Geſundheit gerade an einem bejtimmten Orte den Gewerbebetrieb aus— 
zuüben, mag derſelbe früher fonzeifionirt getvejen fein oder nicht. Das badiiche 
Recht kennt daher auch diefe Entihädigungspflidt nicht; ebenjo wenig exiftirt 
eine jolche in Bayern, Sachſen-Meiningen, Anhalt, Neuß jüngere Linie und 
ältere Linie, Lippe, Schaumburg=Lippe, Lübeck, Hamburg, Bremen. 

Es bleibt übrig, nod) mit einigen Worten auf die Gebührenregelung einzugehen. 
Das preußiiche Gejeß von 1868 hatte den Gemeinden dad Recht gegeben, für 
die Benügung des Schlachthof und der Fleiſchbeſchau Gebühren zu erheben, 
jo daß die Unterjuchungsgebühren die Koften der Fleiſchbeſchau decken, die 
Benützungsgebühren aber für die Betriebs- und Unterhaltungskoften, forte 
eine fünfprozentige Verzinfung des Anlagekapitals influfive der Entſchädigungs— 
jumme und eine einprozentige Amortifation desjelben ausreichen follten. Den 
Gemeinden war aljo eine jehr anjtändige Verzinſung ihres Kapitals gefichert 
und die Möglichkeit gegeben, dasjelbe in einem Zeitraume von 40 bis 50 Jahren 
zu amortifiren. Bei rationeller Anlage des Schlahthofs, die insbejondere von 
vornherein die Ausführung nothtvendiger Erweiterungen ermöglichte, war alio 
das Riſiko der Gemeinde gleich Null. Andererſeits ſchützte aber das Geſetz 
auch den Konſumenten gegen eventuelle Ausbeutungsgelüfte der Gemeinde. 
Das Marimum der Verzinfung war zu niedrig firirt, als daß die Gemeinden 
die Schlacht: und Unterfuchungsgebühr zu einer indirekten Fleiſchſteuer hätten 
ausbilden können. 

Die Novelle von 1881 änderte an diefen Sägen nichts; erft dad Kommunal— 
abgabengefeg vom 14. Juli 1893 änderte in Webereinftimmung mit feiner 
ganzen Tendenz der Gebührenbevorzugung die alten Säge. Durch $ 11 dieſes 
Gejeges wurde der Sat von 6 auf 8 Prozent gehoben; nur in Städten mit 
Sleifhoftroi blieb es bei den alten 6 Prozent. Die 8 Prozent follen vom 
Anlagefapital inklufive Entihädigungsiumme berechnet werden, ganz ohne 
Rüdfiht, ob es ganz oder theilweiſe ſchon amortifirt ift. In der Begründung 
wurde ausgeführt, daß den Gemeinden die Erzielung von angemefjenen und 
das Riſiko deckenden Weberichüffen gewährt werden follte. Dieſe Maximal— 
grenze entipräche außerdem den bejonderen Vortheilen, welche dem Schlächter— 
gewerbe aus der Einrichtung öffentlicher Schlachthäuſer erwachſe. Ganz offenbar 
bat damit die Schladhtgebühr ihren Charakter vollitändig verändert. Inter 
Annahme einer vierprozentigen Verzinfung des Anlagefapitals ift nunmehr eine 
Amortifation des Kapitals jchon innerhalb 25 Jahren möglih; und da die 
Städte waährſcheinlich die Amtortifation iiber einen längeren Zeitraum aus— 
breiten werden, fo fünnen fie jet einen Ueberſchuß herausmirthichaften, der 
der allgemeinen Stabttaffe zu Gute kommt. Wir haben es alfo mit einer 
verftedten indireften Beſteuerung der Konjumenten zu thun, auf die ja felbft: 
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verftändlich die Schlachtgebühr (mie alle anderen Gebühren) von den Schläd: 
tern abgewälzt wird. Das lächerliche Geſchwätz der Begründung von ber 
Korrelation der Marimalgrenze und der Wortheile, welche dem Schlächter— 
gewerbe aus der Einrichtung öffentliher Schlahthäufer erwachlen, bedarf Feiner 
weiteren Berüdjihtigung. Dagegen fei auf die Inkonſequenz des Kommunales 
abgabengejege8 von 1893 noch ausdrüdlich hingewiefen, dad im 8 14 Die 
Neueinführung einer Verbrauchsſteuer auf Fleiſch verbietet, und im 8 11 bie 
indirefte Ginführung derſelben empfiehlt. 

Außerdem nahm das SKommunalabgabengejeg eine Beltimmung auf, bie 
die Konkurrenz des importirten Fleifches im Intereſſe der angefejlenen Schlächter 
zu befchränten ſuchte. Es wurde den Gemeinden das Necht ertheilt, die Unter: 
juchungsgebühren für importirtes Fleiih auf die Höhe der Schladhtgebühren 
zu bringen.* 

Von diefen Vollmachten des Kommunalabgabengeleges haben auch mehrere 
preußifche Städte Gebrauch gemacht; fo haben Magdeburg, Halle, Kaſſel 
die Unterfuchungsgebühren, Düfjeldorf (1894/95 10323 ME. Ueberichuß, 
1895/96 46900 Mk.), Dortmund (bis 1892/93 5 Prozent des Anlage: 
fapital3 zur Verzinfung und Amortifation, 1892/93 bis 1895/96 4,7 Pro: 
zent, ſeit 1895/96 6 Prozent), Halle a. ©. (bis 1895/96 5 Prozent, dann 
6 Prozent), Kiel (bis 1. April 1895 5 Prozent, dann 8 Prozent), Berlin 
(jeit 1896/97 circa 8 Prozent), ferner Krefeld, Duisburg, Elberfeld, 
Giien, Köln die Schlahtgebühren erhöht, um eine höhere Verzinjung des 
Anlagefapital3 zu erzielen.* Daß fih die Erhöhung der Unterjuchungss und 
Schlachtgebühren in einer Erhöhung der Fleiſchpreiſe in derjelben Weile zeigen 
muß, wie das in Städten mit Fleiſchoktroi gegenüber ſolchen ohne dieſe Be— 
fteuerung der Nahrungsmittel der Fall ift, wird Niemand zu bejtreiten wagen 
und ebenjo wenig, daß ſich diefe Abwälzung auf die Sonjumenten da am 
leichteften vollzieht, wo die Höhe der Unterſuchungsgebühren für importirtes 
Fleiſch die der Schlachtgebühren erreicht. 

Nun hat allerdings das Kommunalabgabengejeß den Gemeinden nur das 
Recht gegeben, fi) eine bis zu achtprozentige Verzinfung ihres Kapitals zu ver— 


* Noch in den Motiven von 1880 hatte es geheißen: „Es würde fich nicht 
rechtfertigen lafjen, die Erhebung einer fogenannten Ausgleichungsgebühr, das tft 
einer Gebühr, welche der von den einheimifchen Schlächtern für Die Unterfuchung 
und zugleich die Benützung des Schlachhthaufes zu zahlenden Gebühr gleichiteht, 
zu geitatten und dadurch das von außen eingeführte fFleifch, welches vorwiegend 
geringerer Qualität ijt und dem Konſum der weniger bemittelten Vollsklaſſen 
dient, Fünftlich zu vertheuern.“ 

* Nah S. P. V. (1896) Sp. 1118 ift ed nur in dem fünften Theile der mit 
einem Schlachthaufe verjehenen 76 Städte mit mehr als 20000 Einwohnern nicht 
gelungen, die Gebühren derart zu erhöhen, daß der Stadt ein Ueberſchuß bleibt. 
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Ihaffen; ihnen aber nicht die Pflicht auferlegt, dies zu thun. In den Händen 
der Stadtverordnieten liegt es alſo allein, ob fie die indirefte Beſteuerung 
der Konfumenten von Fleiſch einführen wollen oder nit. Daß diefelben nur 
zu geneigt find, von diefem Rechte Gebrauch zu machen, haben wir gejehen. 
Jeder Ueberſchuß ſtädtiſcher Gewerbebetriebe ift willfommen, ſofern er nur 
fein Biel, die Entlaftung der Neal: und Einkommenſteuern erreicht, ſofern 
er die Steuerlaft von den fteuerfräftigen Schichten auf ben breiten Rücken 
ber mit der Lebensnothdurft kämpfenden Maſſen überwälzt. 

In fehr vielen Füllen wirft die Höhe der Gebühren, die ohne ein be— 
ftimmtes Prinzip feitgefet find, in derjelben Richtung der Vertheuerung des 
Fleiſchbedarfes der ärmeren Klaſſen, die in erfter Linie auf Schweinefleiich 
angewiejfen find. Der einzig rationelle Maßſtab bei der Feſtſetzung der Ge— 
bühren ift die Erhebung einer gleichen Gebühr für das gleihe Schlacht: 
gewicht, * wie dies Schwarz richtig bemerkt, wobei vielleiht die Gebühr für 
Schweineſchlachtungen wegen der bejonderen dazu erforderlichen Vorrichtungen 
(Dampf u. j. w.) etwa höher fein dürfte. In den meiften Städten find aber 
die Gebühren für Schweineichladhtungen viel zu hoch. Setzen wir das Ver— 
hältniß der Schladhtgewichte von Ochſen und Schweinen gleih 4:1, wie wir 
annähernd können, und unterjuchen daraufhin die Gebiihrentafel der Städte 
mit Schlahthäufern, jo werben wir vom Nejultate geradezu überrajcht jein. 
Ton den 39 Städten, über die im Statiftiichen Jahrbuch V, S. 88 berichtet 
itt, kommen dieſem Berhältnifjie von 4:1 nur Hamburg, Augsburg, 
Frankfurt a. DO. nahe. Dagegen gilt in Halle a. ©. das Verhältuiß 4:3, 
in Berlin, Dresden, Hannover, Bremen und anderen dad Verhältniß 
4:2. Ganz ähnlich bei den 30 Städten der Tabelle bei Schwarz, ©. 40. 

Freibänfe. Sehr häufig, vor Allem in Sübddeutjchland, begegnen wir 
in Städten mit Schlahthauszwang der Einrichtung der Freibänke, das heikt 
feparirter Verfaufslofale, in denen das Feilhalten und der Verkauf von 
mangelhaften Fleifche unter amtlicher Kontrolle oder direkt durch Angeſtellte 
des Schlahthof3 (wie zum Beifpiel in Halle a. S., Zwidau, Leipzig, Mül— 
haufen i. E. u. ſ. w.) und unter ausbrüdlicher Angabe der fehlerhaften Be— 
ihaffenheit des Fleifches ftattfindet. Zum Theile wird das Fleiſch in denjelben 
bereits gekocht verkauft, zum Theile mit der Warnung, es nur gründlich ge— 
focht oder gebraten zu verzehren. Im Allgemeinen find die Preiſe des Fleiſches 
bier natürlich niedriger, ald die des bankwürdigen. In einzelnen Städten, 
wie Leipzig, Halle a. S., Freiburg i. B., Zwickau u. ſ. w. werben fie von 
den Sanitätsthierärzten feftgejekt, in anderen bleibt die Preiöfeititellung dem 





* Vergleiche DO. Schwarz, Bau, Einrichtung und Betrieb öffentlicher Schladht- 
und Viehhöfe. Berlin 1898, ©. 38. 
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Eigenthiimer überlaffen, doch muß der Verkaufspreis ſtets niedriger, als der 
des bankwiirdigen Fleiſches fein (in Kaſſel um ein Viertel des Preifes, in 
Miülhaufen i. & um 10 Pig. pro Pfund). Außerdem bejteht noch die An— 
ordnung, daß der Verkauf nur im Eleineren Portionen ftattfinden darf, Wieder: 
verfäufer dagegen ebenjo wie Metzger, Wirthe, Fleifhhändler ausgeſchloſſen 
find. Selbftverftändlicd haben die Freibänke die unverſöhnliche Feindſchaft der 
Fleiſcher gefunden, deren Hauptintereffe, ein hoher Fleiſchpreis, durch dieſe 
Einrichtung eine geringe Beichränfung erleidet. Die Erridtung einer jolchen 
Freibank unterbleibt daher häufig auch in ſtädtiſchen Schladthäufern, weil die 
Fleifcherinnung des Ortes dieſelbe befämpft (zum Beiſpiel in Hamburg 1895, 
Soziale Praris IV, ©. 521). 

Die Freibänke erfüllen alfo eine dreifahe Aufgabe: fie ermöglichen eine 
weitergehende Ausnützung der Schlachtthiere im Intereſſe der Viehbefiger, fie 
ſchützen die Konſumenten in wirkſamer Weile gegen Unreblichfeit und Leber: 
vortheilung ſeitens der FFleiichhändler und gewähren den ärmeren Klaſſen, 
deren Fleiſchverbrauch unter den ftetig fteigenden Fleiſchpreiſen ebenjo ftetig 
zurücgeht, eine billige, nicht gefundheitsichädliche Fleiſchkoſt. Es wäre ja 
entichieden vorzuziehen, nur banfwiürdiges Fleiſch zum menjchlichen Gebrauche 
zuzulafien. So lange aber die ökonomiſche Lage der arbeitenden Klaſſen jo 
fchlecht bleibt, wie fie heutzutage troß allen Fortſchritts gegen früher noch 
ift, muß die Einrichtung einer Freibant als Wohlthat für fie bezeichnet 
werben. Bei der ganzen Beurtheilung dieſer Ginrihtung darf man ferner 
nicht die Thatſache vergeffen, daß in den ländlichen Bezirken, wenigſtens 
Preußens, mangels einer obligatoriichen Fleiſchbeſchau nicht nur alle das 
Fleiſch, das in den Städten mit Schlachthauszwang auf die Freibant kommt, 
ohne jede Vorfichtämaßregel in den Verkehr gebracht wird, jondern auch zum 
guten Theile das Fleifh, das dort ohne Zweifel nicht zum menfchlichen 
Genuffe zugelaflen wiirde. 

Wir müſſen zum Schluffe noch einige ökonomiſche Wirfungen der Zen- 
tralifation des Schlachtgewerbes betrachten. 

Bon den Gegnern der öffentlihen Schlachthäufer wurde als ein ihrer Anz 
fiht nad) Ächlagender Gegengrund die anomale Lage angeführt, in die das 
Schlädtergewerbe im Vergleiche zu anderen Gewerben durch gefeglihes Ein: 
greifen gebracht wird. Sie warfen ein, daß nad) dem Beifpiele des Schlächter: 
gewerbes auch andere Gewerbe, vor Allem Nahrungsmittelgeiwerbe, mit der 
Forderung an die Gemeinden heranzutreten berechtigt feien, ihnen ähnlich 
vortrefflich ausgeftattete Betriebsräume gegen Miethe zur Verfügung zu ftellen. 
Sie vergaßen dabei nur, daß die techniiche Art der Betriebe für die öfono- 
milchen Formen, in denen fich diefelben vollziehen, beftimmend find. Ein 
öffentliches Schlachthaus ift in der That zumächit nichts Anderes, als eine 
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Sammlung von Einzelbetrieben, wird aber einem einheitlichen Großbetriebe 
um fo näher kommen, je beſſer die Leitung und Organifation desſelben ift. 
Dabei bleibt der eigentlihe Schladhtprozeß ein rein handwerksmäßiger; der 
Charakter des Großbetriebd zeigt fih mehr in den mit der eigentlichen 
Schlahtanlage verbundenen Nebenanitalten. In den Ghicagoer privaten 
Schlahthäufern (Armour & Co.; Swift & Co.; Nelfon, Morris & Co. ꝛc.) 
ift dagegen die Entwidlung zum einheitlichen Großbetriebe abgeichloffen. Der 
bandwerfsmäßige Schlachtprozeß wird burch meitgehendfte Anwendung der 
Arbeitstheilung und Griegung von Handarbeit durch Mafchinenarbeit in zahl: 
reihe Theile zerlegt und vollftändig umgeftaltet. Eine derartige Betriebsweiſe 
erfordert natürlich ein entiprechend ausgebildete Betriebslokal. Ganz ähnlich) 
wie hier liegen die Verhältniffe bei der Brotbäderei. Auch bier zeigt fich 
das Gindringen des Großbetriebs darin, daß die einzelnen Theile des Ar- 
beitöprozeffe von der Majchine erfaßt werden und der ganze Prozeß da— 
durch feines handiverfämäßigen Charakter in meitefter Ausdehnung entkleidet 
wird. Cine moderne Brotfabrif ift ein maſchineller Betrieb im reiniten Sinne 
des Wortes. Cine Konzentration ließe ſich alfo in der Brotbäcderei nicht durch 
die einfache Zuſammenfaſſung mehrerer Betrieböwerkftätten in einem Gebäube, 
wie im Schlachthaufe, erreihen; fie müßte vielmehr durch die Logik ber 
Vetriebstechnit zur maſchinellen Brotfabrik treiben. 

Schon die Iofale Konzentration der Betriebe hat in dem Schlächtergemwerbe 
otonomiſche Wirkungen gehabt, die in der Nichtung bed Großbetriebs Liegen. 
Wir fönnen zunächſt eine ganz charakteriftiiche Integration der Betriebe be- 
obachten. Die zahlreichen Abfälle der Schladhtungen werben, ſeit fie durch 
die Iofale Konzentration der legteren in großen Maſſen anfallen, in Fabriken 
bearbeitet, die allmälig zu integrirenden Beſtandtheilen der Schlachthöfe werben. 
63 Handelt fi um die Verwerthung der Talgmaflen in den Talgjchmelzen, 
um die Verwerthung des Blutes in Albuminfabrifen, der Borften in Borjten- 
zurichtereien, um Düngerfabrifen u. ſ. w. Der Betrieb von Kühlhäuſern ergiebt 
als Nebenprobuft Ei und zwar ein hygieniſch vortreffliches Eis. Leider ftedt 
aber die Rückſicht auf die private Unternehmung den ſtädtiſchen Behörden 
noch viel zu tief in den Knochen und hindert diejelben gradezu daran, die 
vorhandenen Gemeindeanlagen im Intereſſe der Gemeindefafle voll auszu— 
nügen.* Meiftens wirb das produzirte Eis ausichließlich an die dad Schlachthaus 





* Vergleiche die folgende Stelle au „Würzburg, indbefondere feine Ein: 
rihtungen für Gefundheitspflege und Unterricht”, S. 139: „Die Rentabilität des 
Kühlhauſes ließe fich leicht fteigern, wenn der Eisverkauf ſchwunghafter betrieben 
würde. Letzterer beträgt während der ſechsmonatlichen Betriebszeit durchfchnittlich 
täglich nur circa 35 Zentner, weil aus Rüdficht auf die hiefigen Eis— 
händler bisher die Verwaltung nicht in der Lage ift, durch öffentliche Bekannt: 
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benützenden Metzger und nur ein etwa vorhandener Weberihuß (wie zum 
Beifpiel in Würzburg) an Private verfauft. Oder aber die Eisproduktion 
wird an einen Unternehmer vergeben und jo ein das Produkt den Bürgern 
vertheuernder Mittelsmann geichaffen (München-Gladbach u. ſ. w.). 

Nicht minder bedeutjam find ferner die Berufsipezialifirungen und -Ver— 
Ichiebungen innerhalb des Schlächtergewerbes, die cbenfall3 wenigſtens theilmweife 
als eine unmittelbare Wirkung der lofalen Konzentration bezeichnet werden müfjen. 
Diejelben laſſen fi für Berlin am deutlichiten nachweijen. Seit der Erbauung 
des Zentralſchlachthofs vermindert ſich ftetig die Zahl der ſelbſtſchlachtenden 
Fleiicher, während die Zahl der Engrosſchlächter fi) in geringem Maße vermehrt 
hat, ihr Gejchäftsbetrieb aber ganz außerordentlich gewachſen ift. Die „Laden 
ſchlächter“ (Fleiſchhändler) deden ihren Bedarf theils in den Schlachtkammern 
jelbft, theild auf dem Engrosmarkt der Zentralmarkthalle am Aleranderplak. 
1888 fchladhteten oder ließen fchlachten auf dem Scladthofe 243 Engros— 
ichlächter, 759 Laden- und Marktſchlächter, 58 Lohnichlächter, außerdem noch 
132 Nejtaurateure, 7 Lieferanten, 7 Erporteure. Die Lohnſchlächter führen 
die Schlachtungen für die Detailliften nach bejtimmten Taxen aus.* 1895 gab 
e3 278 Engrosihlädter, 68 Stück- oder Lohnſchlächter, 600 Ladenſchlächter. 
Der Sclachtbetrieb befindet fih nunmehr faſt ausichlieglih in den Händen 
ber Engrosihlädter; nur bei Schweinen liegt er zur Hälfte noch in ben 
Händen der Lohn: und Stückſchlächter. Der Ladenichlächter tritt im Allgemeinen 
nur noch als Käufer gefchlachteten Fleifches auf und bezieht dasfelbe vom Groß: 
ſchlächter. Wir haben alfo in Berlin die folgende Schichtung: 33 Kommilfions- 
handlungen, in deren Händen der Viehhandel liegt, dann die 278 Groß- 
ichlächter, neben denen fih für Schweineſchlachtungen noch 68 Lohnſchlächter 
mühſam behaupten, und unter ihnen die große Zahl der Ladenſchlächter oder 
Fleiſchverkäufer. 

Der Zug zum Monopol iſt in der Entwicklung klar genug ausgeprägt; 
wir können dieſe aber noch nicht mit der Errichtung eines Monopols für die 
Großſchlächter als beendet anſehen. Mit der Fürſorge für geſundes Fleiſch 
kann die Thätigkeit der ſtädtiſchen Gemeinden noch nicht als abgeſchloſſen 
gelten; es bleibt ihnen noch die andere, nicht minder wichtige, die Fürſorge 
für billiges Fleiſch. Bis jetzt haben ſie ſelbſt nur wenig in dieſer Richtung 


machung das Publikum zu belehren, daß Eis im Schlachthauſe abgegeben wird. 
Die hygieniſch tadelloſe Beſchaffenheit dieſes Eiſes würde ihm 
gegenüber dem noch meiſt im Handel befindlichen, nicht immer ſehr 
reinen Roheiſe raſch einen großen Abſatz ſichern.“ Aus Rückſicht auf 
die Eishändler läßt man das Publikum hygieniſch nicht einwandfreies Eis kon— 
ſumiren! 

* Berwaltungsbericht 1887/88 I, S. 142. 
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geleiftet. Sie haben noch nit einmal daran gedacht, die großen Profite der 
Großſchlächter der Gejammtheit zuzumenden und die Verforgung ihrer Ein: 
wohner mit gutem und billigem Fleifche felber in Angriff zu nehmen. Wo 
aber die Konzentration jo weit gediehen ift, wie in Berlin, da ift es ein leichtes 
für die Gemeinde, die Großſchlächter zu 'eliminiren und den eigentlihen Schlacht: 
betrieb in eigene Regie zu übernehmen, Die Verwandlung der Labenichlächter 
in ftädtijche Verfaufsbeamte wäre dann der legte Schritt zur Munizipalifirung 
der Fleiſchverſorgung. 

Nur in eigentlichen Nothzeiten, wenn die Fleiſchpreiſe eine erorbitante 
Höhe erreicht haben, finden wir, daß ſich bie ftäbtiichen Behörden auf dieſe 
Pflicht befinnen und direft in Konkurrenz mit den Fleiſchern treten. Sehr 
intereffant ift der von bem Freiburger Stadtrathe gegen die Mebgerinnung 
geführte Fleiichkrieg des Jahres 1895. In den Jahren 1886 bis 1894 war 
die Zahl der Großviehihladhtungen von 7106 auf 5801 herabgegangenı, 
trogdem in der gleichen Zeit durch die Eingemeindung von Giünteröthal und 
Haslach die Einwohnerzahl um mehrere Taufende gewachſen war. Parallel 
damit ging eine außerordentlihe Steigerung der Fleifchpreife. Es ftiegen zum 
Beifpiel die Preife für Ochjenfleiih von 66 Pfg. (Viehpreis 70 bis 66 Pfg. 
pro Pfund Schlachtgewicht) im April bi Oftober 1892 auf 80 bis 90 Pfg. 
(Viehpreis 74 bis 66 Pfg.) im Oftober bis November 1894, Rindfleifch von 
64 auf 74 Pfg., Schweinefleiih von 60 auf 70 bis 80 Pfg., Kalbfleifch 
von 65 auf 75 biß 80 Pig., während in Heidelberg, Karlsruhe, Pforzheim 
die Preiie bedeutend niedriger ftanden. Dagegen wuchs der Betrag ber den 
Freiburger Anftalten, wie Heiliggeiftipital, Streispflegeanftalt, Frauenklinik, 
Landesgefängniß, Jowie den Menagekommiſſionen der drei Bataillone gewährten 
Rabatte bei Fleiſchbezügen in erftaunlicher Weile bi8 um 7 Prozent. Der 
höchſte dem Landesgefängniffe gewährte Rabatt belief fih auf 26 Prozent, 
der niedrigfte auf 15 Prozent. Die Differenz zwijchen den allgemeinen Preifen 
und den Anjtaltspreiien war alfo eine geradezu auffallende. Cine Aufforde— 
rung des Stadtraths, die Preiſe herabzufegen, lehnte die Innung natürlich 
furziweg ab. Als Antwort richtete der Stabtrath eine Schlächterei mit drei 
Verkaufsſtänden ein und gab das Fleiih um 10 biß 12 Prozent billiger ab. 
Trotzdem betrug der Gewinn einjchließlich des Werthes des angeſchafften In— 
pentars in den drei Moden, die der Fleiſchkrieg dauerte, 1121,53 ME. 
Die Fleiiherinnung ſah fi durch das Vorgehen des Stadtraths gezwungen, 
die Preiſe bedeutend herabzujeßen. 

Biehverjiherung. Einige Städte haben mit der Einrichtung eines 
öffentlihen Schlahthaufes eine Wiehverficherungstaffe verbunden, von ber 
Berlufte durch Beanftandung des gefchlachteten Viehes vergütet werden. In 
Leipzig befteht eine ſolche obligatorische Viehverficherung bereits ſeit 1. Sep: 


Hugo, Deutfhe Stäbteverwaltung. 12 
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tember 1890 und erftredt fich auf alle Rinder und Schweine, die im jtädtifchen 
Viehhofe zu Markte geftellt und nad) erfolgter Schlachtung im Schladthofe 
beanstandet werden. Al Entſchädigung gelangt der volle Marktwerth nebit 
Speſen zur Auszahlung (Ortöftatut vom 16. April 1890 und 1892). Die 
Höhe der Prämie wird vom Stadtrathe jeweilig befannt gemacht und nad) der 
Wahrjcheinlichkeit der von der Anftalt zu übernehmenden Gefahr zuzüglich 
der nothwenbdigen Verwaltungsfoften und der Nüdlagen für die Bildung 
eines angemejjenen Nejervefonds feitgefegt. Die Prämien betrugen urfprünglich 
5 Me. für das Nind und 80 Pig. für das Schwein, mußten aber nad) 
einem Jahre wegen Fehlbetragd erhöht werden auf 7,50 ME. für ein männ— 
lies und 9,50 ME. für ein weiblihes Rind; für Schweine ftieg der Sat 
auf 1 Mt. Im Jahre 1898 kamen 495460,36 ME. an Entjchädigungen für 
beanjtanbete Thiere beziehungsweije Fleiichtheile zur Auszahlung. An Ver: 
fiherungsgebühren wurden 347778,50 ME. erhoben; aus nicht bankwürdigen 
und verworfenen Thieren wurden 174467,32 Mi. gelöft. 

Eine ähnliche Verfiherungsanftalt, nad) Leipziger Vorbild eingerichtet, 
beiteht in Zwidau (Ortöftatut vom 12. März 1896 und 18. Juli 1896). 
Sie umfaßt aber nur Rinder, fir die je nad Geſchlecht 8 ME. (weiblich) 
und 6 ME. erhoben werden. 

Die Rechte der fächfiichen Gemeinden, das auf ihre Schladhthöfe gebrachte 
Vieh einer Verfiherung zu unterwerfen, find durch das allgemeine Viehverſiche— 
rungsgejeg vom 2, Juli 1898 8 3 dahin beichränft worden, daß fie eine Ver: 
jiherung nur für die Fälle einrichten dürfen, in denen nad) den Beftimmungen 
des Gejeges fiir Verlufte an Vieh Entihädigungen nicht gewährt werden. 

In Kolberg befteht eine kommunale Verfiherungsanftalt für Schweine. 
Die Kaffe erhält aus den Schlachtgebithren für Schweine 25 Pfg. für jedes 
Schwein. * 

In die fommunalen BVerfiherungsanftalten werden jämmtliche auf den 
Viehhöfen zu Markte geftellten Thiere ber verjicherungsfähigen Gattungen 
ohne Rüdfiht auf ihre Provenienz zur Verficherung aufgenommen. Aus— 
geichloflen find nur die Thiere, die bei der Unterfuchung als krank oder 
franfheitverdädtig, als ſeuchen- oder anſteckungsverdächtig befunden werben, 
und Thiere, deren Fleiih in Folge Abmagerung unterwerthig ift. Als Ver: 
fiherungswerth gilt der Verfaufswerth, den das Thier ohne die Mängel gehabt 
haben wirde. Gegen den allgemeinen Verfiherungszwang und die Höhe der Ent= 
Ihädigung macht Hausburg** eine Reihe jehr bemerfenswerther Einwände. Die 
Städte begeben fid) damit einmal des Nechtes, Perfonen von der Verfiherung 
auszuschließen, die notorifch das Vieh aus kranken Beſtänden beziehen. Damit 

* Vergleiche Schwarz a. a. O., ©. 428 ff. 

** Berliner Berwaltungsbericht für 1897/98, Nr. 37, ©. 6. 
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muß die Zahl der Konfisfationen und mit ihnen die der Entſchädigungen, 
fowie die Höhe der Prämienfäge wachſen. In der gleichen Richtung wirkt 
die Verſicherung des vollen Verfaufswerthes. Mit dem Schwinden des Riſikos 
läßt die Aufmerffamkeit der Züchter und Händler nad. Der Kampf gegen 
die Strankheiten in den Beftänden wird mit geringerem Intereſſe gefiihrt und 
fo die Gejundung unferes Viehjtandes verzögert. Hausburg empfiehlt daher, 
die Viehhändler mit einem Viertel des Riſikos zu betheiligen und nur drei 
Viertel des Verkaufswerthes zu vergüten, und glaubt dadurch eine Herab- 
jegung der Prämien um 30 bis 40 Prozent erreichen zu können. 

3. Biehhöfe. In den meiſten Fällen find die Schlachthäuſer der größeren 
Städte mit Viehhöfen verbunden, die theils nur der Verſorgung der ſtädtiſchen 
Schlächter mit Schlahtvieh dienen, theild auch zugleich Erportmärfte von mehr 
oder weniger großer Bedeutung find.* Kleinere Städte können eine Vieh: 
hofs entbehren, da fie meift im Stande fein werden, ihren Viehbebarf aus 
der unmittelbaren Nachbarichaft zu deden. Anders liegt die Sache bei den 
größeren Städten. Für fie it ein Schlachtviehhof, der nur die Verforgung 
des ſtädtiſchen Marktes beabjichtigt, eine unbedingte Nothmwendigfeit, und bie 
Einrichtung eines ſolchen Liegt zugleich im Intereſſe der Händler, Schlächter 
und Konjumenten. So lange ein folder Viehhof nur der Fleiſchverſorgung 
der Stadt dient, ift da3 pekuniäre Riſiko für die Gemeinde aud nur ein 
geringes. Die Anlagen können der Konjumtion angepaßt fein; ihre Verzinjung 
wird daher auch leicht durch verhältnifmäßig geringe Gebühren gededt. Die 
Seuchengefahr fpielt feine Rolle, da ein Erport der Thiere nicht ins Auge 
gefaßt wird und meijt der gefammte Auftrieb zur Schlahtung kommt. Ganz 
anders liegen die Verhältniffe, fobalb fich der Markt erweitert und ein Erport- 
handel fi) herausbildet. 

Die Erfahrungen, die Berlin ** mit feinem Viehhofe gemacht hat, werben 
am beiten ilfuftriren, welches Riſiko und welche Unannehmlichkeiten, bejonders 
unter der Vorherrihaft der agrariihen Strömungen innerhalb der preußifchen 
Regierung mit dem Betriebe eines Viehhofs verknüpft find. „Es iſt noch 
nicht erwiejen, daß die Mehreinnahmen der Stadtgemeinde Berlin (aus dem 
Biehhofunternehmen),* führt der Direktor des Viehhofs, Hausburg, aus, „nad 
Abzug vermehrter Wirthichaftskoften noch einen fo erheblichen Ueberſchuß ab— 
werfen, daß er bie ftädtiiche Verwaltung die Mehrforge, die alljährlich 


* Städtifche Viehhöfe find vorhanden in Berlin, Breslau, Köln, Frankfurt a. M., 
Magdeburg, Düffeldorf, Elberfeld, Königsberg, Barmen, Danzig, Halle a. S., Dort: 
mund, Aachen, Krefeld, Efien, Kafjel, Wiesbaden, Mannheim, Rarlörube, Frei: 
burg i.B., München, Nürnberg, Augsburg, Würzburg, Mainz, Leipzig, Zmwidau, 
Bremen, Lübeck, Hamburg, Straßburg, Meb. 

* Vergleiche hierzu die Verwaltungsberichte, befonder3 1894/95, Nr. 80. 
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wachſenden Ansprüche der Auffichtsbehörden und alle Iedigli aus dem 
Charakter des Erportmarktes herrührenden Unannehmlichkeiten vergeffen ließe.“* 
Da es fich bisher um einen Ueberſchuß von rund einer halben Million handelt, 
ben der Viehhof einbringt, müffen die Sorge und Unannehmlichkeiten ziemlich 
beträchtliche fein, um die Stabtväter die Einrichtung eines Exportviehhofs 
bedauern zu laffen. Sehen wir zu, was Hinter der verjtedten Drohung ſich 
verbirgt. 

Berlin ift der größte Vieherportmarkt Deutichlands und durch feine zentrale 
Lage zwiſchen den Vieh produzirenden Provinzen des preußiihen Staates 
und den Inbuftriebezirfen auch beſonders dazu befähigt. Der ſtädtiſche Vieh— 
hof, der Nachfolger de3 privaten Stroußbergichen Viehhofs, mußte ſchon als 
folder ein Exportmarkt werden, wollte er den alten Viehhof verdrängen, 
Bon einer freien Wahl des Magiſtrats fonnte feine Rede fein. Der ftäbtiiche 
Viehhof mußte auch den Exportmarkt aufnehmen, follte er nicht zu einem 
fränklichen Vegetiren verbammt fein. Verſüßt wurde diefe Zwangslage für 
den Magiftrat durch die vorausfihtlichen großen Ueberſchüſſe des Viehhofs. 
Auch auf dem ftäbtiichen Viehhofe blieb aljo der Berliner Viehmarft der 
größte Erportmarkt Deutichlands, über defien Größe die folgenden Zahlen 
einige Auskunft geben. Es mwurben: 


Rinder Schweine Kälber Schafe 

1898/99. . „. » . 223009 826 902 175126 661 184 
1897/98. . » . . 211195 856859 162612 574805 
1896/97. » » . . 205810 894 885 170684 685 088 
1895/96. . » . . 196890 819754 153766 610298 
1894/65. . . . . 212197 678397 143482 652909 
1898/94 . .”. . . 209800 707 646 151321 640400 
1892/98. . . . . 184766 630647 139438 6587 852 
1891/92. . .» . . 174623 675986 184722 696911 
1890/91. . . . „ 172700 604800 133126 695855 

auf den Viehhof aufgetrieben, von denen zum Erport famen: 

Rinder Schweine Kälber Schafe 


1898/99 69397B81,100 172625—20,2%% 25422—14,5%% 153495—=27,3°%/o 
1897/98 60486—28,6%/% 195691—=22,1°% 24275=15,0% 169 236=29,4°%/o 


1896/97 58701 200715 28815 189331 
1885/96 64391—=32,7%/% 191933—23,4%% 28897—18,5%/ 28306389=37,8°%o 
1894/95 77475 99030 30176 247552 
1893/94 64721 150073 82134 222653 
1892 93 40396 112574 31054 231582 
1891/92 38255 145435 28246 328981 
1890 91 48116 131441 17695 323912 
1889/90 79174 158558 24740 373891 
1888/89 60144 146428 26312 407498 





* Verwaltungsbericht 1894/95, Nr, 30, ©. 1. 
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Der Werth des auf dem Berliner Vieh: und Schlachthofe umgeſetzten 
Viehes wird geihätt auf: 


1898.99 . 22 2.» circa 148000000 Mt. 
18978 2 2 22. 140700800 = 
isoe a 144014806 = 
1895/62 22 22. . 122183890 = 
189. 2 en 134119388 - 


wovon auf den Export entfielen: 


1898/99 circa 36,8 Millionen Mark — 24,5 Prozent 
1897/98 = 35 ⸗ 26 ⸗ 
1896/97 = 39 ⸗ ⸗ 25 ⸗ 
des Auftriebs. 


Man ſieht, es handelt ſich um ganz bedeutende Intereſſen, und dem— 
entſprechend waren auch bei der Anlage des Vieh- und Schlachthofs alle 
Vorkehrungen gegen die Seuchengefahren getroffen. Der Schlachthof wurde 
vom Viehhofe getrennt und auf dem Schlachthofe ſelbſt Ställe für das von 
den Schlächtern gekaufte Vieh eingerichtet, die den halben Wochenbedarf auf: 
nehmen fonnten. Bis zum Jahre 1886 ging alles gut. Seit 1888 nahm 
aber die Maul: und Klauenjeuche ganz außerorbentlih an Umfang zu und 
die Agrarier fuchten nach ihrer beliebten Methode nad) einem Sündenbod, 
den fie für ihre Siinden verantwortlich machen konnten, und fanden ihn in 
den ftäbtifchen Viehhöfen. Schon immer waren ihnen bieje ebenjo ein Gegen 
ftand des Abſcheus geweien, wie die von den ſtädtiſchen Gemeinden eingeführte 
Fleiſchbeſchau. Die jcharfe thierärztlihe Kontrolle, die auf den Viehhöfen 
geübt wird, macht es einmal unmöglich, Eranfe Thiere unbemerkt in den Handel 
zu bringen, und dient ferner dazu, rückwärts wirfend die verborgenen Seuchen— 
berde in der Provinz rückſichtslos aufzubeden. In den Augen der Viehzüchter 
ein großes Vergehen! Der Sturm gegen bie ftädtifchen Viehhöfe begann und 
wurde mit agrarifcher lingenirtheit gegenüber den Thatfahen und mit der 
brutalen Nüdfichtslofigkeit gegenüber den Intereſſen der breiten Schichten des 
Volkes geführt, ohne die wir und das preußiiche Junkerthum gar nicht denfen 
fönnen. Für den Berliner Viehhof begann nun eine chifanenreiche Zeit. 
„Höheren Ortes” wurde 1888 bemängelt, daß die Stallungen im Schlacht— 
Hofe nicht außreichten, ſämmtliches von den Schlächtern angefaufte Vieh auf: 
zumehmen, und es daher nicht möglich wäre, die Marktitallungen gänzlich zu 
räumen. Die Gemeinde ließ fih dazu herbei, Iſolirſtälle auf dem Viehhofe 
für das „Meiftervieh” und die „Ueberjtänder“ einzurichten. Dann kam die 
Sperre der Ausfuhr von den Märkten, jobald auf einem Markte in mehr als 
einem Tale Maul: und Slauenjeuche entdedt wurde; 1893 die Verfügung 
des Landwirthſchaftsminiſters, durch die das Ausfuhrverbot ſchon bei Seuchen- 
fällen auf dem Schlachthofe angeordnet wurde, jo lange nicht „jeder Verkehr 
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von Vieh und Menſchen — letzterer vor ftattgehabter wirkfamer Desinfektion 
ber Ießteren — (fo heißt es wörtlich in bewundernswerthem Deutih) aus 
dem Schlachthofe nah dem Markte verboten und thatfächli verhindert fei.* 
Dann wurde der alte Vorwurf der ungenügenden Trennung von Schlacht— 
und Viehhof wieder aufgenommen — und die Stabt baute auf dem neuen 
Schweineſchlachthofe Stallungen, die für die Aufnahme des gefammten Meifter- 
viehs ausreihen. In jüngfter Zeit verlangt die Auffichtsbehörde jogar die 
Meberführung der „Ueberſtänder“ auf den Schlachthof — angeblicd weil Diele 
„Meberftänder* in den Sfolirhallen für den neuen Auftrieb bedenklich find, — 
und ordnete den Ausſchluß berjelben vom Export aıt. 

Man ſperrte aljo bei Seuchenfällen im Viehhofe; man jperrte bei Seuchen= 
fällen im Schlachthofe, wenn auch zur Zeit ber Entdeckung kein Vieh fih in 
ben Markthallen befand und feine Verjchleppung des Kontagiums durch bie 
Fleiſcher ftattfinden konnte, und man hielt auf Grund bes $ 69 der Inftruftion 
bed Bundesrath3 vom 24. Februar 1881* die Sperre aufrecht, auc; wenn am 
Markt oder Schlachthof in 12 und mehr Tagen fein Seuchenfall vorgefommen, 
die Beſtände getöbtet, alle Räume entleert, gereinigt, gewwafchen und desinfizirt 
worden waren. So war in Berlin die Abfuhr fir Schweine gejperrt in 


ber Zeit 
vom 10. bis 14. April 1894 ° ... 2.2.0. 5 Tage 
- 27. April biß 9. Juli 1894... 2... BB = 
: 11. September 1894 bis 8. Januar 1895 . 119 
_197_Zage 
: 16. Februar bis 22. April 1895 . . . . 67 Tage. 


Im Jahre 1894/95 ſank daher die Zahl der erportirten Schweine von 
150073 im Borjahre auf 99030; der durch die Sperre verurfadhte Minder— 
auftrieb an Schweinen im Jahre 1894/95 wurde auf circa 38000 Stüd 
und die Einbuße an Standgeld auf 28000 Mt. geihägt. Der Exportmarkt 
flüchtete fih auf den Magerfchweinemarkt in Rummelsburg und konnte bort 
unter ber Kontrolle der Veterinärpolizei bes Kreifes Nieberbarnim betrieben 
werben, obſchon der Markt weder Eonzeifionirt noch mit guten Einrichtungen 
zur Waſchung, Spülung und Desinfektion verjehen war! Seit Ende 1896 ift 
nun die Maul: und Klauenſeuche in auffallend jchneller Abnahme begriffen; 
die Zahl der Sperren hat in Folge deſſen beträchtlich abgenommen. Dies tft 
wohl auch zum Theil eine Folge der Erfenntniß, daß die Landwirthichaft von 
ihnen mehr Schaden als Nuten hat. Sp war der Berliner Viehhof 1896/97 


* & 69 lautet: „Die Seuche gilt als erlofchen und die angeordneten Schuß- 
maßregeln find aufzuheben, wenn in dem Gehöfte, der Ortjchaft oder dem weiteren 
Umfreife, auf welchen die Schugmaßregeln fich beziehen, innerhalb 14 Tagen 
fein neuer Erfranfungsfall vorgelommen iſt.“ 
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nur zweimal 10 beziehungsweife 12 Tage, 1897/98 14 Tage für Schweine 
geiperrt. Natürlich hat diefer ganze Feldzug gegen bie ftädtifchen Viehhöfe, vor 
Allem aber gegen den Berliner, durchaus nichts an der Verbreitung ber Maul: und 
Klauenjeuche geändert. Die Urfachen berfelben liegen eben nicht in ben ftädtifchen 
Viehhöfen, fondern, wie der Bericht des kaiferlihen Gejundheit3amtes für das 
Jahr 1892 ausführt, in der „Gleichgiltigkeit und Läffigkeit der Beſitzer, der 
Verheimlihung und verfpäteten Anzeige der Seuchenausbriiche, unzureichender 
Ausführung der Sperrmaßregeln, dem verbotwidrigen Verkehr von Berfonen in 
verjeuchten Ställen und auf Weiden, im Treiben und Transportiren kranker 
Thiere auf öffentlichen Straßen, auf gemeinfamen Weiden und Tränfen, in der 
unerlaubten Benügung kranker Thiere zu Geipanndienften u. ſ. w.“ und wie der 
Direktor Hausburg hinzufegt, in der „unzureichenden Cinrichtung und Sauber: 
feit der Sammelftälle in den Dörfern, der Viehverladewagen, der Rampen, der 
mangelhaften Aufficht über die Waſchung und Desinfektion derjelben nad) ihrer 
jedesmaligen Benügung u. ſ. w.“ Anftatt alfo die Kontrolle auf die Maft: 
ftälle, Sammelftälle und Rampen der Provinz zu fonzentriren, erließen die 
Aufſichtsbehörden, die ganz unter agrariihem Einfluffe ftehen, Verordnungen 
nah Verordnungen gegen die ftäbtiichen Viehhöfe, deren Peterinärfontrolle 
bisher ſchon, wie natürlich, eine unendlich viel fchärfere gewefen war, ver: 
langten Einrichtungen von ihnen, als ob fie bewußt bie finanzielle Exiſtenz 
derjelben untergraben mollten. Was die Viehzüchter erreichen wollten, das 
erreichten fie; die Aufmerkſamkeit der Auffichtsbehörben wurde von der Provinz 
auf die jtädtiichen Viehhöfe abgelenkt. Man braucht nur die VBerwaltungsberichte 
der Städte mit größeren Viehmärkten nachzulefen, um überall denfelben Klagen 
über Dislozirungen und Schädigungen des Handels dur die Abfuhrfperren, 
derfelben Abwehr unbegründeter Angriffe auf die Viehhöfe ald angebliche 
Seuchenverbreiter zu begegnen. 

Größere Erportmärkte find von Städten mit über 50000 Einwohnern 
außer Berlin die folgenden: Breslau (1897/98 Totalauftrieb 49203 Rinder, 
105578 Schweine, 45333 Kälber, 33183 Schafe, wovon beziehungsweiie 
25188, 9230, 2551, 1004 auf ben Erport entfielen); Köln a. Rh., deſſen 
Viehmarkt in lebhafter Entwidlung begriffen ift und bejonder8 den Bedarf 
der Nachbarſtädte deden Hilft (die Ziffern für 1898/99 find: 60429 Rinder 
[Srport 35140], 123724 Schweine [35748], 57000 Kälber, 27341 Schafe 
[zufammen Erport 10125 Stüd]); Frankfurt a. M., deſſen Markt zugleich 
dem Bedürfniffe von Darmftabt, Offenbad, Hanau, Homburg und anderer 
Orte dient, und von dem ein regelmäßiger Erport nad) 53 Orten (Soblenz, 
Baden-Baden, dem Eljaß u. ſ. w.), zeitweije außerdem noch nad) 114 Orten 
ftattfindet (die Ziffern fir 1899/1900 find: Totalauftrieb 65 879 Rinder [Erport 
36549 — 55 Prozent], 162238 Schweine [70079 — 43 Prozent], 79639 
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Kälber [11416 —= 14 Prozent] und 36071 Schafe [4286 = 11 Prozent)); 
Magdeburg, von deilen Markt ein Erport nad) circa 127 Orten, darunter 
Halberjtabt, Leipzig, Oſchersleben, Göthen, Staßfurt, Schönebed, Burg, Egeln 
und anderen Orten jtattfindet (die Ziffern für 1898/99 find: Totalauftrieb 
13234 Rinder [1875], 75774 Schweine [16723], 19900 Kälber [4350], 
14775 Schafe [648]); Königsberg, beilen Markt für Magerſchweine von 
Bedeutung ift (1898 21959 Magerſchweine aufgetrieben); Dortmund, Efien, 
Münden, von deſſen Viehhof ein reger Export von Rindern nah Württem— 
berg, Baden, dem Elfaß, Lothringen, ſpeziell Frankfurt a. M., Mainz, Leipzig, 
Augsburg, Ingolftadt, Nürnberg ftattfindet (1898 20075 Ninder erportirt, 
von einem NAuftriebe von 95235 Stüd), während die Kälber und Schweine 
in der Nachbarichaft Verwendung finden; Nürnberg, das 1895 52978 Stüd 
Vieh nah Fürth, Erlangen, Bamberg, Würzburg, München und weiterhin 
nah Württemberg, Helfen, Thüringen, Baden und Nheingegend erportirte; 
Würzburg, wo im Jahre 1895 26 bis 27 Erportgroßviehmärfte mit einem 
Umfage von 1384500 ME. befonderd nad Norbdeutichland, außerdem noch 
Schafmärkte (32685 Stüd) und Zuchtichweinemärkte (39924 Stüd) ftatt- 
fanden; Mannheim, ein gut gelegener Tranfitplag für die Pfalz, Elſaß— 
Lothringen, den Niederrhein, Luremburg, zum Theile auch Belgien; und 
Mainz, von deilen neuem Viehhofe im Jahre 1899/1900 29056 Thiere 
in die Provinzen Rheinheſſen und Starkenburg, nad Frankfurt a. M., Mes, 
Köln, Koblenz, Mannheim, Speyer, Kreuznach u. |. w. zum Abtrieb famen. 

Nicht alle Viehhofanlagen dieſer und anderer Städte find in finanzieller 
Hinſicht jo erfolgreich geweien, wie die Berlind. Die älteren Anlagen mit 
feſt eingebürgerten Märkten, wie Frankfurt a. M., Dortmund, Mannheim, 
Leipzig und andere mehr bringen im Allgemeinen recht beträchtliche Ueber— 
ſchüſſe. Wo dagegen wie zum Beilpiel in Magbeburg,* Halle a. ©. u. j. w. 
die Anlagen und die Verjuche, neben den Schlachtviehmärkten auch Export: 
piehmärfte abzuhalten und jo ein Handeläzentrum zu gründen, erft neueren 
Datums find, da find die Ergebniffe durchaus nicht glänzende und mehr oder 
weniger große Zuſchüſſe jeitens der Stadtfaffen erforderlih. Dies mußte um 
fo mehr der Fall fein, als natürlich ein fich entwidelnder aufblühender Markt 
unter den mit der Seuchenbefämpfung verbundenen Sperrchifanen viel mehr 
zu leiden hat, als ein alter feitbegründeter Markt. Der mit Mühe heran= 
gezogene Verkehr, durch die oft lange dauernden Sperren verſcheucht, fehrte 
bon ſelbſt nicht wieder zurüd, ſondern fuchte ſich andere Pläge, wo ihm eine 
rubigere, ungeftörtere Griftenz gejtattet wurde. 





* Magdeburg 1898/99 circa 32000 ME, Halle a. S. 25580,86 Mt. Zufchuß; 
ebenfo andere Städte, 
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BE. Wallerverforaung. 


Die Entwidlung ftädtifcher Waiferverforgung hat fich in allen Kulturländern 
ziemlich in der gleichen Weife abgeipielt. Urſprünglich find e8 bis in das Grund: 
waſſer hineinreichende Flahbrunnen, aus denen an zahlreihen Stellen je nad) 
Bedürfniß das Waller für die häuslichen und öffentlichen Zwede entnommen 
wird. Daneben finden wir an zahlreihen Orten für die öffentlichen Brunnen, 
oft auc außerdem für einzelne Häufer eine oder mehrere ergänzende Quellen— 
leitungen. Mit der wachſenden Zahl der Bevölkerung und dem noch rafcher 
wachſenden Waflerbedarf erwiejen fi die Hausbrunnen als unzureichend, und 
trat an die Städte die Aufgabe heran, neue Wafferquellen zu erichließen und 
für den Gebrauch ihrer Bürger zugängli zu machen. Bejchleunigt wurde 
diefe Entwidlung ferner durch die wilfenichaftliche Erfenntniß von der Boden» 
verunreinigung und ihren verhängnißvollen Wirkungen auf dad Grundwaſſer 
und die aud dem Grundwaſſer geipeilten Trinfbrunnen, wie fie im Laufe 
der Jahrhunderte als die Folge mangelhafter Reinigung der Straßen und 
mangelhafter Abfuhr der Abfalljtoffe des gefelichaftlichen Lebens entitanden 
waren. In engliichen Städten hat fid) der Uebergang von der Verjorgung aus 
individuellen Brummen zu einer zentralen Waſſerverſorgung parallel mit der 
früheren Gntwidlung des Großſtadtthums und damit auch der ftäbtiichen 
Hygiene faft um ein halbes Jahrhundert früher vollzogen als in Deutjchland. 
Hier beginnt der induftrielle Aufihwung und damit die Bevölkerungszunahme 
der Großftädte erjt in den jechziger Jahren, um dann in dem fiebziger Jahren 
eine rapide Steigerung zu erfahren. Die erjte öffentliche zentrale Wafler- 
verforgung in Deutichland datirt aus dem Jahre 1849. Es war Hamburg, 
das als Pionier an der Spite fteht, und bier find es wie auch bei der 
Kanalijation engliſche Einflüffe, die anregend gewirkt haben. Dann folgt 
Berlin 1855, wo eine engliiche Gejelichaft die erjte zentrale Anlage Ichafft. 
Engliſche Ingenieure und eine Pariſer Firma erbauten in den Jahren 1857 
bis 1859 das dritte deutiche Waſſerwerk zu Altona. Zur gleichen Zeit ent: 
ftand audh in Magdeburg ein Waflerwerf, das fein Waller der Elbe ent: 
nahm. Dagegen waren Beilpiel3 halber Stettin bis in die Mitte der jechziger 
Jahre, Halle a.S. bis 1869, Köln a. Rh. bis 1872, Erfurt und Duisburg 
bis 1876, Nahen bis 1880 und ift Spandau nod jegt ausſchließlich auf 
Brunnen angewiejen. 

Deutihland hat alfo durchaus feine leitende Stelle in der Geichichte der 
Entwicklung der Waflerverforgung der Kulturnationen gejpielt und erit feit 
den legten Jahrzehnten ſich mit Energie daran gemadjt, den Vorſprung, den 
andere Völker ihm gegenüber gewonnen haben, zu verkleinern und einzubringen. 
Dieje Thatfache tritt mit großer Klarheit und beſchämend hervor, wenn wir 
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die glänzende Wafferverforgung unferer alten Römerſtädte vergleichen mit 
ben elenden Zuftänden derjelben im Mittelalter, wie nicht minder noch in 
der neueften Zeit. Das römiſche Köln erhielt jein Waſſer theils von ben 
bei dem Dorfe Hürth gelegenen Quellen des Hürther Baches, theils durch 
eine Zuleitung aus einer römiſchen Wafferleitung, die in der Hohen Eifel 
an der Waſſerſcheide zwiſchen Mofel, Maas und Rhein begann und außer 
Köln noch zahlreihe am Vorgebirge belegene römiſche Anfiedlungen mit Trink— 
wafjer verforgte. Dieje Höhe gejundheitlicher Waſſerverſorgung hat Köln erit 
in ber Neuzeit wieder erreicht. In der Zwiſchenzeit war die Stabt für Trink: 
waſſer und ben größten Theil des Gebrauchwaſſers auf die zahlreichen, in 
der Stadt verftreuten offenen Ziehbrunnen angemwiejen, die erft von 1745 ab 
durch Saugpumpbrunnen erjeßt wurden. Nur der Eleinere Theil der öffentlichen 
Brunnen wurde von ber Stadt erhalten, für die größere Zahl derjelben be- 
ftanden Brunnenfteuergemeinichaften, denen die Injtandhaltung der einzelnen 
Brunnen oblag. Die ſtädtiſche Verwaltung führte die Oberauffiht. Daneben 
gab es in vielen Häufern private Brunnen; außerdem benütte die Tuch» 
induftrie den Hürther- oder Duffesbah zum Waſchen und Färben. So blieben 
bie Verhältniffe bis zum Jahre 1840, in dem mit dem Konzeſſionsgeſuche 
ber Herren Friedrich Eich und J. B. Madden bie große Frage ber zentralen 
MWafferverjorgung zum erjten Male angeichnitten wurde. Noch mehr als 
30 Jahre vergingen aber, bis endlich am 27. Februar 1872 die Betriebs⸗ 
eröffnung des Waſſerwerkes Alteburg erfolgen konnte.* 

Nicht immer find es allein die Bevölferungszunahme und die ſtets wachſenden 
Anſprüche der Induftrie, die die Brunnenverforgung unzulänglic; machten. Im 
rheinijchsweftfäliihen und ebenſo im oberichlefiihen Induftriebezirfe hat der 
Bergbau dad Seine dazu beigetragen, die in diejen Bezirken gelegenen Orts 
Ihaften in die Gefahr eines ftets größer werdenden Waſſermangels zu bringen. 
In Dortmund, Hörde, Unna, Witten a. d. Ruhr und anderen Orten verfiegten 
nicht nur die Brunnen, die feit Alters das Waſſer geliefert hatten, fondern es 
verihtwanden auch Quellen, von denen aus Waſſer in die Städte geleitet worden 
war, entweder ganz und gar oder ſanken beträchtlich in ihrer Waflerförderung. 
Im oberichlefiihen Induſtriebezirke datiren diefe Klagen iiber die Waſſer— 
entziehung durch den Bergbau jchon feit den zwanziger Jahren des vergangenen 
Sahrhunderts, aber erjt in den jechziger Jahren mehrten fich dieſelben fo, 
daß die Regierung ſich einer genauen Unterfuchung der Verhältniffe nicht 
länger entziehen konnte. Nach einem Berichte des Oberbergamtes von 1875 
hatten 10 Orte weniger als 35 Prozent und 20 Orte nur zwiſchen 35 und 
TO Prozent des nothiwendigen Wirthichaftswaflers, während die übrigen Orte 


* Köln, Hygienifche Feitfchrift, 1898, ©. 104 bis 110. 
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über mehr als 70 Prozent verfügen follten. Eine zweite Unterſuchung von 1878 
erwies, daß es fih um 237316 Menſchen mit 5856 Pferden, 10445 Stüd 
Rindvieh und 11590 Schweinen handelte. Diejen Thatſachen gegenüber ſah 
fi die Regierung zum Handeln gezwungen, und jo entitanden in den Jahren 
1882/83 da3 Waflerwerf Königshütte und 1892 —1895 die ftaatliche Wafler: 
leitung Zawada-Zabrze. Ebenjo wurden von ben beiden Kreiſen Kattowitz 
und Beuthen für die ihnen angehörigen Städte und Gemeinden Wafleranlagen 
errichtet. 

Da, two fliegende Gewäſſer oder brauchbare Seen und Teiche in nächfter Nähe 
der Städte zur Verfügung ftanden, hat fich der Uebergang jehr leicht und einfach 
jo vollzogen, daß man von der Brunnenverſorgung zu einer zentralen Wafler- 
leitung überging, die das Waſſer dem Fluſſe oder Teiche entnahm. In einigen 
Städten ift diefe Benügung des Fluffes als Wafferquelle ehr alt. In 
Breslau geht fie bis ins vierzehnte Jahrhundert zurüd. Die Chroniken 
erwähnen bereit? 1380 die alte große Kunft, die 1479 und 1538 umgebaut 
wurbe. Sie bejtand aus einem Schöpfrade von 13,8 beziehungsweiſe 15,0 Meter 
Durchmeffer, das von der Oder getrieben wurde. 160 an feinen Außenwänden 
angebradte Käften förberten dad Waſſer aus der Oder in 4 kupferne Käften, 
bie in ber Höhe von 7,2 und 8,4 Metern aufgejtellt waren. Von dieſen 
zweigten 7 getrennte Holzleitungen ab, die das Waſſer in der Altſtadt ver- 
theilten.. Die Leiltung der Anlage joll 1080 Kubikmeter in 24 Stunden 
betragen haben. 1539 wurde zur Grgänzung die Mathiaskunft, 1588 das 
Plungehäuschen und 1596 die Kätzelkunſt gebaut. Diele alten Einrichtungen 
beſtanden mit geringen Nenderungen bis zum Jahre 1827, wo ein mit Danıpf 
getriebenes Pumpwerk an bie Stelle der abgebrannten Mathiasfunft trat. In 
den Jahren 1842 —1845 wurden die alten Ginrichtungen durch die Neue 
Große Kunft und diefe wieder durd das Waflerwerf NeusHolland in ben 
Fahren 1867—1871 erjegt. Grit mit dieſem Werke, das auch zum eriten 
Male mit Filteranlagen verjehen war, konnte die Breslauer Wafferverforgung 
dern modernen Anjprüchen der Hygiene genügen. Wie Breslau der Ober, 
entnahm auch Magdeburg bereits im Mittelalter fein Waſſer der Elbe, Braun: 
ſchweig der Oker u. |. w. In neuerer Zeit find Hamburg 1849, Berlin 1855, 
Altona 1859, Stettin und Poſen 1866, Dortmund 1872 u. ſ. w. von ber 
Brımmmenverjorgung zu der Berjorgung mit Flußwaſſer übergegangen. 

Damit waren die Städte von allen Gefahren des Waſſermangels befreit; 
auf jeden Fall hatten fie den bedeutenden Schritt vorwärts gemacht, den bie 
Griegung der Brunnen durch ein zentrales, alle Theile der Stadt gleichmäßig 
verforgendes Waſſerwerk bedeutet. Zudem galt das Flußwaſſer noch bis in 
bie neueſte Zeit ald genügend rein. In Leipzig war unfiltrirtes Pleißewailer 
bi3 1866 in Gebraud. In Berlin war es bis in die Mitte der fiebziger 
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Fahre, in Wien und Paris noch vor wenigen Jahren üblich, unfiltrirtes 
Flußwaſſer als Grgänzung des reinen Trinkwaſſers beizugeben, wenn im 
Sommer der Waflerbedarf über ein gewiſſes Quantum ftieg. Dieje Er: 
gänzung beitrug oft bis ein Drittel und mehr der gefammten Wafjermafje, 
In Hamburg wurde fogar bis 1893 unfiltrirtes Flußwaſſer gebraucht; wir 
werben aber gleich jehen, wie jchwer die Stadt für dieſe Gleichgiltigfeit hat 
büßen müffen. In diefe einfachen und idylliſchen Zuftände brachte die ſtets 
wachſende Flußverunreinigung duch die industriellen Abwäſſer, durch die Ein: 
leitung der Abwäſſer zentral fanalifirter Städte, ſowie der von der Hygiene 
geführte Nachweis von den großen Gefahren derartig verumreinigter Gewäſſer 
die erite Unruhe hinein. Es wurde die allgemeine Forderung der Filtration 
jedes Flußwaſſers vor dem Gebrauche erhoben und bie Städte ſahen fi in 
Folge deifen gezwungen, ihre bisher fo einfachen Waſſerwerksanlagen durch 
die Einrichtung großer Filterbeden, den peinlich genauen Betrieb, die ftete 
hemifche und bafteriologiiche Weberwachung derjelben zu fompliziren. Wie 
nothwendig eine derartige Filterung war, das beweift am beiten die Geſchichte 
des Hamburger Waſſerwerkes und der Cholera von 1892,* 

Hamburg entnahm feit 1849 fein Trinkwaſſer der Elbe bei Rothenburgsort. 
Fine Filtration fand nicht ftatt, obwohl bereit3 der Erbauer des eriten Dam: 
burger Waflerwerfes, der engliiche Ingenieur William Lindley, die Abficht 
gehabt hatte, den Aufnahmebecken bei Nothenburgsort eine Filteranlage beizus 
geben. Aus Sparſamkeitsrückſichten unterließ man aber damals den Bau einer 
folden, und da ein Jahrzehnte langer Gebrauch feine direkten Gejundheits- 
Ihädigungen nachgewieſen hatte, fo fanden die Sparfamfeitsriidfichten eine lebhafte 
Unterftügung in der Gleichgiltigkeit, mit der die leitenden Kreife den Warnungen 
ber Hygieniker gegenüber ftanden. Daß die ffandalöjen Zuftände der Hamburger 
Wafferleitung lange befannt waren, das beweiſt allein die Thatfache, da man 
bereits jeit 1872 fich wiffenschaftlicy mit der Yauna des Hamburger Leitungs» 
waſſers beichäftigte. Neinde, Peterſen und in eingehenditer Weiſe Sraepelin 
haben dieſe Faung ſtudirt. Im Ganzen fand der Legtere 50 Gattungen mit 
61 Spezied, unter denen er 34 Spezies als typiſch Hervorhob: unter den 
Fiſchen der Aal, 5 Schnedenarten, 2 Arten Muſcheln, 4 Arten Krebſe, 
4 Arten Molluscoiden, 11 Arten Würmer, 3 Arten darmlojer Thiere, 
6 Arten lirthiere. Die Maſſen dieſer Thiere waren oft fo bedeutend, daß 
es zu Berftopfungen fam und ganze „Torfkörbe“ voll Mufcheln entfernt 
werden mußten. ** Neu angeregt wurde die Anlage von Filterbeden durch 


* Vergleiche F. AU. Meyer, Das Wafjerwerk der freien und SHanfeftabt 
Hamburg. Hamburg, DO. Meißner. 1894. 

** Neinde, Beiprechung von Kraepelin, Die Fauna der Hamburger Wajjer- 
leitung, Hamburg 1886, in „D. V. f. 5. ©.“ XX (1888), ©. 160 ff. 
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den Medizinalinfpeftor Dr. Krauß in den Jahren 1871— 1873. Man wollte 
in Berbindung mit einer Flußregulirung dad Waſſerwerk vergrößern und 
‚ilterbeden anlegen. Die Flußregulirung wurde in den Jahren 1875—1879 
ausgeführt, die Filterpläne aber erfolgreich von den Fanatikern der Spar- 
jamfeit in Verbindung mit geichäftliden und anderen Vertretern ber ſoge— 
nannten Sleinfilterung befämpft. Die Erledigung der immer neu auftauchenden 
Waijerverjorgungsporichläge nahm ein ganzes Jahrzehnt in Anfprud. or 
Allem wurde die Einführung der Großfilterung zurüdgehalten durch einen 
Arzt, Dr. Gerfon, der ein eigens fir Hamburg empfehlenswerthes Klein— 
filterfyjtem erfunden zu haben glaubte. Endlih im Jahre 1888 einigten fid) 
Senat und Bürgerfchaft über den neuen Entwurf. Mit dem Bau wurde 
1890/91 begonnen und die Vollendung follte 1894 erfolgen. Noch vor 
Vollendung der Anlagen hielt aber die Cholera 1892 mit verwüftender Kraft 
ihren Ginzug in Hamburg, als follte noch in letter Stunde für all ben 
Schlendrian und die Gleichgiltigkeit -in den wichtigften Fragen der Volks— 
geiundheit Buße genommen werden. Wie jpäter nachgewieſen wurde, nahm 
die Cholera ihren Weg von der Elbe in die Waflerleitungen und infizirte von 
da aus die Bevölkerung. Unter dem Cindrude der Epidemie und ihrer Ber: 
heerungen wurde von der erregten Bevölkerung die ſchleunigſte Fertigftellung 
der Filteranlagen verlangt. Es gelang auch, die Anlage bis zum 27. Mat 1893 
fertigzuftellen — aber die Koſten betrugen 9 Millionen Mark gegen 
6°/, Millionen Mark des Voranjchlages. Mit ſchweren Berluften an Menſchen— 
leben, Bolfövermögen und moraliihem Anſehen mußte das hamburgiſche Volt 
für bie Nachläſſigkeit jeiner Verwaltung zahlen. 

Selbit die beiten Filteranlagen erwieien ſich aber in einzelnen Fällen den 
ungeheuren Berunreinigungen gegenüber machtlos, die durch die Cinleitung 
der induftriellen Abwäfler bewirkt wurden, Es famen Zeiten, in denen der 
Yilterbetrieb großer Städte mit 100000 und mehr Einwohnern gegenüber 
dem Andrange der Schmugmaflen volljtändig verfagte und die Werforgung 
berjelben mit einem der wicdhtigiten Nahrungsmittel in der größten Gefahr 
ſchwebie. Braunſchweig und Magdeburg find zwei jchlagende Beiſpiele dafür, 
von welcher einfchneidenden, das ganze Leben der an Flußläufen gelegenen 
Großſtädte und Gemeinden beitimmenden Bedeutung die Verunreinigung der 
Flußläufe durch indujtrielle Abwäſſer werden fann. 

Braunſchweig entnimmt feit 1865 fein Trinfwailer der Oker; das Waſſer 
wird vor ber PVertheilung durch Sandfiltration gereinigt. Obſchon fih nun 
in den folgenden Jahren die Zahl der ihre mehr oder weniger gereinigten 
Abwöſſer ableitenden Zuderfabriten beträchtlich vermehrte, fo hatte doch der Fluß 
eine jo große Kraft der Selbitreinigung, daß es mittelit der Sandfilter immer 
noch gelang, ein brauchbares Trinkwaſſer zu erzielen. Ende ber fiebziger Jahre 
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wuch® aber die Rübenzuderfabrifation jo ungeheuer an, daß fi dag Quantum 
der in den Abwäſſern abgeleiteten organiichen Subjtanz von 19544 Zentnern 
im Jahre 1876/77 auf 39888 Zentner im Jahre 1880/81 vermehrte. Die 
Dfer war nun nicht mehr im Stande, dieje Stoffe zu verarbeiten, und al dann 
in den nächſten Jahren das Quantum der abgeführten organischen Stoffe weiter 
auf 56728 Zentner (1884/85) ftieg, verfagten auch die Braunfchweiger Filter 
und vermochten fein brauchbares Trinkwaſſer mehr zu liefern.* Die Bakterien 
entwidelten fih in der Sandſchicht der Filter aufs Neue und der penetrante 
Geruch der Abgänge der Zuderfabrifen war weder dur die Sandfilter, noch 
durch die Haußfilter, noch durch Abkochen zu befeitigen. Die Wafjerverjor- 
gung der Stadt war damit in ihrer Eriftenz bedroht und nur ein emergifches 
Vorgehen gegen die Zuderfabrifen fonnte diefelbe ficheritelen. Frühjahr 1891 
wurden dieſe von der Landespolizeibehörde gezwungen, ihre Abwäſſer auf 
Niefelfeldern zu reinigen, ehe fie diefelben der Oker zuführen durften. Wenn 
in Folge deifen auch jo gemeinfchädliche Zuftände wie im Winter 1890/91 
ſich nicht wiederholten, fo blieb doch die Verunreinigung der Dfer zur Zeit 
der Zuderfabrif:Stampagnen im Trinkwaſſer mehr oder weniger wahrnehmbar. 
Die Stadt jah ſich daher gezwungen, eine neue Verforgung aus Grundwaſſer 
anzustreben, 

Einer großartigen Flußverunreinigung durch anorganische Stoffe mit den 
felben fchädlichen Folgen der Vernichtung der Wafferverforgung einer Groß— 
ftabt, Magdeburgs, begegnen wir im Gebiete der Saale und Elbe. Die 
Saale, deren Waſſer noch bei Halle genußfähig ift, nimmt eine ungeheure 
Menge von Verunreinigungen aus den folgenden Quellen auf: 1. der Salze 
bei Friedeberg, die den falzigen See (42,86 Milligramm Chlor in 100000 
Theilen) entwällert; 2. der Abwäſſer der Salinen zu Halle, Dürrenberg, 
Köſen, Artern, Erfurt; 3. der Schlenze mit den Schlüffelitollen des Mans— 
felder Bergbaues (39,32 Chlor); 4. der Prolbziger Soolquelle; 5. der Bode, 
die die Abwäſſer der Kalibergwerfe von Weiteregeln, von Braunfohlengruben, 
der Werfe von Staßfurt und Aſchersleben und von circa 40 BZuderfabrifen 
mit fich führt; 6. der Wipper (8,1 Chlor, 3,2 Magneſiumoxyd); 7. der Fuhne 
unterhalb Bernburgd (115,6 Nüditand, 32,3 Chlor, 5,5 Magnefiumoryd). 

Schon jeit dem Ende der fiebziger Jahre kämpfte die Stadt Magdeburg 
dagegen an, daß den Kaliwerken und Ammoniat:Sodafabrifen die Erlaubniß 
ertheilt wurde, ihre ſtark falzhaltigen Endlaugen in die Bode und Saale und 
damit in die Elbe zu leiten. Sie hatte injofern Erfolg, als feiten® ber 





* Diejelben Erfcheinungen in der Oppa bei Troppau. Auch hier verfagten 
die Sandfilter der Waſſerleitung. Die Brunnen, welche von dem Grundwaſſer 
geipeift wurden, lieferten ein miderlich riechendes, leicht in Fäulniß Üübergehendes 
Waller. ling in „Hygienifche Rundfchau” (1891), ©. 872 ff. 
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Berwaltungögerichtöbehörden bei Konzeffionsertheilungen den Unternehmern bie 
Bedingung auferlegt wurbe, fi an den gemeinfamen Kanal, ber die End» 
laugen und Fabrikabwäſſer aus der Gegend von Stakfurt und Ajchersleben 
unterhalb Magbeburgs in die Elbe führen jollte, anzuichließen, falls das 
Projekt bis zum Jahre 1888 realifirt würde. Käme der Kanal nicht zu 
Stande, jo müßten die Unternehmer die Schließung ihres Betriebes gewärtigen, 
fall3 aus der Ableitung der Abmwäfler in die öffentlichen Gewäſſer eine ge= 
meine Gefahr entjtände. Das Projekt des Laugenfanal® wurde troß der 
unabläffigen Bemühungen der Stadt ebenfo wenig verwirkliht, als es ihr 
durch ihre fortdauernden Unterfuchungen gelang, die Regierung von der ftetigen 
Verſchlechterung des Waſſers zu überzeugen. Gab doch fjogar das kaiſer— 
lihe Geſundheitsamt auf Grund je einmaliger Unterfuhung des Elbwaſſers 
wiederholt fein Gutachten dahin ab, daß das Elbwaſſer bei Magdeburg in 
Folge feines hohen Salzgehaltes zwar fein gutes Trinkwaſſer jei, daß aber 
doch die geiumdheitsihädlichen Beitandtheile jeine Verwendung zu Trinkwaſſer 
nit unmöglid machten. Die Rückſichten auf die Induftrie und den Bergbau, 
an denen ber Fiskus ſelbſt jehr weſentlich betheiligt ift, überragen Die ges 
jundheitlihen und wirthichaftlichen Intereſſen felbjt einer Großjtabt, wie es 
Magdeburg ift. Da vereinigten fi) im Jahre 1892 zwei Greigniffe, um den 
Widerfinn der ganzen Lage auf den Gipfel zu treiben. Gin niedriger Waſſer— 
ftand während des Sommers fonzentrirte die der Elbe zugeführten Löfungen 
von Chlor und Magnefia. Dann aber führte der Einbruch des Beckens des 
falzigen Sees bei Oberröblingen in die Gruben der Mansfelder Gewerkichaft 
der Saale ganz ungeheure neue Salzmengen zu. In den vorausgehenden 
Jahren hatte das Stollenwaffer der Mansfelder Gruben circa 30000 bis 
40000 Zentner Salz der Saale täglicd) zugeführt. Im Folge des Durchbruches 
des Salzigen Sees ftieg das Salzquantum rapide und erreichte 1892 die 
gewaltige Größe von 285000 bis 300000 Zentner Salz täglid. Die 
Folgen diefer Verfalzung des Elbwaſſers traten natürlich beſonders bei nied— 
rigem Waiferjtande hervor. Das Magdeburger Leitungswafler jchmedte ſcharf, 
bitter, efelerregend und war ungenießbar. Es fonnte nicht einmal zum Kochen 
von Thee oder Kaffee, in einer Reihe von Gewerbebetrieben überhaupt nicht 
oder nur mit der größten Vorficht angewandt werben. 

Gegenüber diefem Nothitande entwidelte die Stadtverwaltung eine rege 
Thätigfeit. Leider ohne großen Erfolg. Sie wandte fi) mit ausführlichen 
Beridten und Mittheilungen an das faiferlihe Gefundheitsamt, an den Re: 
gierungspräfidenten, an den Dandelsminifter, fie hatte Audienzen bei dem 
Danbeläminifter, bei dem Kultusminifter, fie berief Nerzteverfammlungen, bie 
Magdeburger Mediziniihe Gejellihaft — alles mit dem Erfolge, daß ihr 
ein von ſechs Miniftern unterzeichneter Erlaß 1893 anrieth, auf die Benützung 
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des Elbwaſſers endgiltig Verzicht zu leiften und einen Erſatz durch Errichtung 
einer Quellwalferleitung zu ſchaffen! Das war alles, was die preußijce 
Regierung für die Stadt zu leiften vermochte ober leiften wollte. Denn daß 
die Mansfelder Gewerkihaft den Salzigen See auffaufte und auspumpte, 
das lag in erjter Linie im Intereſſe der Erhaltung ihres Betriebes, war 
aber feine Maßregel, die der Stabt Magdeburg von Nuten geweſen wäre. 
Um der Bevölkerung wenigſtens Trinkwaſſer zu verichaffen, wurden bie alten 
öffentlichen Brunnen wieder in Stand gejegt und 29 neue öffentliche Brunnen 
hergeſtellt. Mit den höheren Waflerftänden des Jahres 1894, fowie mit 
der Entleerung des Salzigen Sees haben ſich die Waflerverhältnijfe etwas 
gebeilert, ohne daß doch die Gefahr einer Wiederkehr derartiger Zuftände 
ausgefchloffen wäre. Die Stadt hat daher die Unterfuchungen für die Anlegung 
einer neuen Grundwaflerleitung bereit3 in Jahre 1892/93 aufgenommen und 
ſeitdem fortgeſetzt; es ift ihr indeß nicht gelungen, ein genügendes Waſſer— 
quantum zu erjchließen. 

Hatten die beiden Städte Magdeburg und Braunſchweig es in der Haupt— 
ſache mit den induftriellen und bergbaulichen Abwäſſern zu thun, To jah Die 
Stadt Worms, die ihr Trinkwaſſer dem Rheine entnimmt, ſich von ber 
oberhalb gelegenen badiihen Stadt Mannheim bedroht, als diefe Stadt nad) 
Durchführung der Neufanalifation ihre gefammten Abwäſſer inklufive Fäkalien 
dem freien Rheine zu ilbergeben beabfichtigte. Dem Einfpruche der Stadt 
Worms gelang es zunächſt, wenigſtens zu Hintertreiben, daß die Ginführung 
der Abwäſſer ohne vorauögegangene Klärung der Stadt Mannheim zugeftanden 
wurde; über ihre Hauptforderung aber, die Fäkalien überhaupt auszufchließen, 
ift e8 noch zu feinem Entſcheid gefommen. 

Diefe Beifpiele zeigen zur Genüge, wie mit der fortichreitenden Verſeuchung 
der Flüffe auch die Städte, die bisher ihr Trinkwaſſer aus fließenden Ge— 
wäſſern bezogen, ſich gezwungen fehen, auf die Benützung berjelben zu ver— 
zichten und an anderer Stelle in größerer Entfernung von menſchlichen Wohn— 
ftätten reinere Quellen zu ſuchen. Der Kampf der Städte gegen die fluß— 
verunreinigenbe Inbduftrie wird natürlih um fo weniger Erfolg haben, je 
mehr fie für fich felbft das Recht in Anſpruch nehmen, ihre geſammten 
Abfallitoffe den benachbarten Flußläufen zuzuführen, und je hartnädiger fie 
fi gegen die ihnen auferlegten, allerdings außerordentlich Eoftipieligen Klär— 
anlagen fträuben. Beichleunigt wurde der Uebergang von einer Verſorgung 
der Städte mit Oberflächenwaffer jpeziell mit Flußwaffer durch die Erfenntniß, 
daß die Filterbeden nicht nur einer jo hochgradigen Verunreinigung gegen= 
über, wie wir fie zum Beiſpiel in der Oker ſeitens der Zuderfabrifen beob- 
achten Eonnten, vollftändig hilflos find, fondern daß fie überhaupt feine fichere 
Gewähr gegen eine ftattgefundene Infektion des Flußwaſſers mit pathogenen 
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Keimen bieten. Die moderne Hygiene verwirft jedes Oberflächenwafler, bei 
dem nicht jede Verunreinigung dur die organiichen Abfallitoffe des gejell- 
Ihaftlihen Lebensprozeſſes ausgeſchloſſen ift, und verweiſt die Städte auf eine 
Verforgimg mit Grund» oder Quellwafler, ſofern deifen Neinheit durch eine 
ausreichende natürliche Filtration gejichert ift. Wir jehen alfo auch die Städte, 
deren günftige geographiiche Lage an fließendem Gewäſſer ihnen anfänglich 
eine einfache und bequeme Waſſerverſorgung gejtattete, jchließlih im Laufe 
der Entwidlung da enden, wo weniger günftig gelegene Städte gleich einjegen 
mußten, wollten fie die zerjplitterte und ungenügende Verjorgung aus Brunnen 
durh eine zentrale Wafferverforgung erjegen, nämlich bei den Quell» und 
Grundwafferverforgungsanlagen. Wir erwähnen hier kurz einige Städte, Die 
entweder aus Grundwafler oder aus Quellen das Waſſer für ihren Betrieb 
entnehmen, und zwar bon preußiichen Städten: Köln jeit 1872, Hannover 
feit 1876, Düffeldorf feit 1870, Königsberg feit 1873, Barmen jeit 1883, 
Elberfeld jeit 1879, Halle a. ©. feit 1869, ferner Eſſen zum Theil, Erfurt, 
Duisburg, Görlig, Potsdam, Münfter i. W., Bochum, München: Gladbach, 
Liegnig jeit 1897, alle aus Grundwafler; Frankfurt a. M., Danzig, Aachen, 
Kaſſel, Wiesbaden aus Quellen, die aber in Frankfurt a. M. durch Grund: 
waſſer ergänzt werden; von den Städten der übrigen deutichen Staaten aus 
Grundwaffer: Mannheim, Karlsruhe, Leipzig, Dresden, Straßburg; aus 
Duellen: Minden, Würzburg, Stuttgart (zum Theil). 

Nach dieſem furzen Ueberblick über die techniſch-hygieniſche Entwicklung 
der Wafferverforgungsanlagen wenden wir und nunmehr der Darftellung ber 
Verhältniffe unter dem Gefichtöpunfte zu, in wie weit von den Städten 
und Gemeinden die Wafjerverforgung privaten Iinternehmern zugeichoben 
worden ift oder von ihnen das Prinzip der eigenen Regie verfolgt wurde. 
Die verhältnißmäßig fpäte Entwidlung der zentralen Wafferverforgung in den 
deutichen Städten hat neben den mandherlei Nachtheilen, die wir fchon im 
Vorausgehenden furz amdeuteten, deu großen Bortheil gehabt, die Städte 
in eimer fir den kommunalen Betrieb viel günftigeren Poſition anzutreffen, 
als das zum Beilpiel in England der Fall war. Die Geichichte der eng— 
lichen Stäbdteverwaltung iſt reih an Hartnädigen, lang ſich Hinziehenden 
Kämpfen, die die Städte nad ihrer finanziellen, politifchen und moralijchen 
Gritartung um den Bejig der Waſſerwerksanlagen zu fiihren gehabt haben. 
1899 waren von 64 „eounty boroughs“ in England und Wales noch in 
19 die Waſſerwerke in privatem Befig. Bon den 141 „boroughs“, bie 
nit „county boroughs* find, hatten 139, und von den 766 ftäbtiichen 
Diftriften („urban distriets*) ungefähr die Hälfte kommunalen Betrieb. 
Damit vergleihe man die deutichen Zuftände. Bon den 55 Städten mit 
mehr ald 50000 Einwohnern find nur zwei, Charlottenburg und Frank— 

Dugo, Deutſche Stäbtenerwaltung. 13 
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furt a. O., ohne ſtädtiſche Waſſerwerke. Bon 816 Orten Preußens, die in 
dem Grahnfchen Werke „Die ftädtiiche Waflerverforgung im Deutjchen Reiche“ 
als im DBefige einer fünftlichen Wafferverforgung behandelt find, ift nur in 
157 die Wafferverforgung in den Händen von Unternehmern. Die Mehrzahl 
diefer Orte find Kleinere Gemeinden und ihre Einwohnerzahl verichwindet neben 
der ber Orte mit Selbitbetrieb. Wir führen diefelben in Kürze bier vor, und 
zwar ordnen wir fie, ſoweit das möglich, nad) den fie verforgenden Unternehmern. 

Das Gebiet der Aktiengejellihaft „Charlottenburger Waſſerwerke“ umfaßt 
17 Orte, darunter von größeren Orten Charlottenburg mit 132393 Ein— 
wohnern feit 1884, Rixdorf mit 59950, Schöneberg mit 62690 Einwohnern. 
Im Ganzen verforgte die Geiellihaft 1895/96 circa 350000 Berfonen. Bon 
dem Waſſerwerk Oft:Vororte Berlin werden verjorgt Borhagen-Rummelsburg, 
Friedrichsfelde, Lichtenberg-Friedrichsberg (42 363 Einwohner), Oberſchönweide 
und Karlshorſt mit einer Gefammteinwohnerzahl von circa 50000 Berjonen. 
Die beiden Gejellichaften haben ſich alio die Verforgung des von der Ber: 
liner Stadtverwaltung nicht beanipruchten Gebietes zur Aufgabe gemacht. Sie 
find beide noch jung. Die ältere, das Gharlottenburger Waſſerwerk, über: 
nahm 1878 das von Quiftorp gegründete, aber verkrachte Wafjerwerf Teufel: 
fee, erhielt aber erft 1884, nachdem die Anfchlußverhandlungen mit Berlin 
geicheitert waren, von der Stadt Charlottenburg die Konzeifion und damit 
die feſte finanzielle Grundlage, auf der fie dann rajch weiter bauen fonnte. 
Das Waſſerwerk Oft:Vororte ift viel jünger; es eröffnete jeinen Betrieb erft 
Ende 1892. Die ältere Gejellichaft fieht ſchon jest auf eine jehr ertrags 
reihe Laufbahn zurüd. 1881/82 zahlte fie 3 Prozent, 1883/84 bereits 
6'/a Prozent Dividende. Zur Zeit ftehen die Aktien circa 280, die leßte 
Dividende betrug 11 Prozent. Die giünftige Stellung ber Gefellihaft wird 
durch den Vertrag, den fie mit der Stadt Charlottenburg abgeſchloſſen Hat, 
noch ganz beträchtlich verftärft. Nach dieſem Vertrage ift die Stadt beredhtigt, 
vom 1. Oftober 1905 an die Anlage für den zwanzigfachen Betrag der Durch» 
ſchnittsdividende der Ietten fünf Jahre zu erwerben. Es liegt auf der Hand, 
daß die Gejellihaft mit Nüdfiht auf einen etwaigen Erwerb feiten® der 
Stadt durd Vermeidung von Abjchreibungen, ſowie Herabfegung des Zus 
Ichuffes zum Reſervefonds die Dividende in den legten fünf Jahren vor 
1905 jo hoch ald möglich treiben wird. In den Kreiien der Stadtverwal— 
tung macht man fi daher auch ſchon auf einen Kaufpreis von 30 Millionen 
gefaht. Der Vertrag läuft noch bis zum Jahre 1920. Nach Ablauf diefer 
Zeit ift die Stadt berechtigt, die ganze Anlage zu dem alsdann fetzuftellenden 
Tarwerthe käuflich zu erwerben. 

Noch umfangreicher als die Thätigkeit der „Charlottenburger Waſſerwerke“ 


iſt die der Aktiengeſellſchaft „Waſſerwerk für das nördliche weſtfäliſche Kohlen— 
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revier*, die 1885 gegründet wurde. Diejelbe verjorgt int Gebiet des nörd— 
lihen weitfäliihen Kohlenrevierd nicht weniger als 91 Orte, und zwar: 


7 Orte mit mehr ald 20000 ——— 
10 = von 10000 bis 20000 


3 =: = 8000 = 10000 
13 =: =: 5000 =: 8000 
20 =: = 2000 =: 5000 ⸗ 
13 =: = 1000 = 2000 ⸗ 
14 ⸗21i0 500 = 1000 e 
11 = meniger als 500 s 


Die 91 Orte haben eine Einwohnerzahl von 510 684 Perſonen. Ein zweites 
Feld der Thätigkeit hat die Gefellichaft im nördlichen Weſtdeutſchland gefunden. 
Hier verjorgt fie Leer mit der Gemeinde Heröfelde (12801 Einwohner), 
ferner Emden mit 7 Gemeinden (17693 Einwohner) und Oldenburg mit 
2 Gemeinden (32131 Einwohner). Die 104 von der Gejellichaft verforgten 
Gemeinden haben 573309 Einwohner. Der Schwerpunkt der Gejellichaft 
liegt in dem durch ihren Namen bezeichneten Gebiete und hier hat fie in 
hartem und erfolgreihem Kampfe gegen die ſtädtiſchen Waſſerwerke Bochums, 
Dortmunds, Eſſens u. ſ. w. fi ein glänzendes Dividendenfeld errungen. 
Das Aktienkapital der Gejellihaft (1896 7500000 ME.) verzinfte fi) 1896 
mit 13 Prozent außer hohen Abjchreibungen und Riüdlageı. 

Als vierte Aftiengejellihaft haben wir die Rheiniihe Waſſerwerksgeſell— 
ihaft (gegründet Anfangs der fiebziger Jahre) zu nennen, die aus ihren zwei 
Waſſerwerken Mülheim a. Rh. und Bonn 11 Gemeinden mit 131900 Ein: 
wohnern verjorgt. 

Die Waſſerwerke in Zilfit, Gneſen und Lübenfcheid find im Beſitze der 
Deutihen Wafferwerkögefellihaft in Berlin. Won den übrigen Orten mit 
privaten Wafferwerfen haben 14 weniger ala 5000 Einwohner, 8 5000 bis 
10000, 3 10000 bis 20000 und 2 über 20000 Ginwohner. Dieje beiden 
Städte find Oberhaujfen (30176 Einwohner), wo eine Aftiengejellihaft das 
Waſſerwerk betreibt, und Trier (39118 Ginwohner), deſſen Waflerwerf in 
den Händen eined engliichen Unternehmers ift. 

Dieie fo überaus günftigen Befisverhältniife auf dem Gebiete der Waſſer— 
verjorgung, dieſes entſchiedene Vorwiegen kommunalen Befiges und fommunalen 
Betriebes, find in Deutichland nicht, wie zum Beifpiel in England, über die 
Zwiſchenſtufe deö privaten Betriebes durch Erpropriation der privaten Unter— 
nehmung erreicht worden, jondern in dem allermeiften Fällen von vornherein, 
iobald eben die zerfplitterte Verforgung aus Privatbrunnen durch eine zentrale 
Waſſerwerksanlage erjegt wurde, vorhanden gemweien.* Wenn wir die Ger 


J Es iſt daher geradezu unglaublich, daß Jolly (Geſundheitsweſen in Schön— 
bergs Handbuch der politiſchen Oekonomie, III, 2. Halbband, S. 354) ſchreibt: 
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fhichte der Waflerwerfe in den größeren Städten durchſehen, find es eigent= 
lich nur vier, in denen eine Zeit lang bie Waflerverjorgung ausſchließlich 
in privaten Händen gelegen hat, Berlin in den Jahren 1856 bis 1874, 
Altona von 1859 bis 1894, Potsdam von 1876 bis 1890 und Mainz 
von 1863 bis 1888. In Frankfurt a. M. war allerdings in den Jahren 
1873 bi8 1876 die Quellwailerleitung vom Vogelöberg in den Händen einer 
Aktiengefellichaft, daneben wurde aber ein Theil des Waflerd von der Stadt 
geliefert. In Berlin, Altona und Potsdam war es engliiches Kapital, das 
die Wafferverforgung dieſer Städte in Angriff nahm und ganz bedeutende 
Dividenden aus dem Iufrativen Gejchäfte zır ziehen wußte. Die Altonaer 
Gas- und Waifergefelihaft zahlte zum Beiſpiel 1880 10*/s Prozent Divi- 
dende, von 1890 an ftet3 17 und mehr Prozent. Sehr theuer hat Berlin 
für den Fehler feiner Verwaltung, das Waſſerwerk in private Hände über: 
gehen zu Iafjen, zahlen müffen. Die Bewäflerung Berlins fpielte ſchon feit 
Ende der dreißiger Jahre eine große Rolle in der Deffentlichkeit und in ber 
Thätigkeit der ftaatlihen und kommunalen Behörden. Auf die Tagesordnung 
fam die Frage nicht aus Gründen ber Trinfwaflerverjorgung, fondern viels 
mehr der Ableitung der Abwäſſer. Die Berliner Rinnſteine (fiehe Kanali- 
fation) befanden fi) damals ſchon in einem höchſt efelhaften Zuſtande und 
dur eine Spülung hoffte man diejelben verbeflern zu fönnen. Man griff 
aljo das Kanalifationsproblem höchſt wunderbarer Weile am verkehrten Ende 
an, infofern man nicht für eine Ableitung der Abwäſſer, fondern für eine 
Zuleitung reinen Waſſers, alfo eine Vermehrung der Abwäfler forgte. Wie 
dem auch jei, die Bewällerung Berlins ftand auf der Tagedorbnung und 
wurde vor Allem nach der Thronbefteigung Friedrich Wilhelms IV. Iebhaft 
disfutirt. Eine ſtaatliche Studienfommilfion wurde auf Anregung des Königs 
ernannt, die 1842 eine Denkichrift über das Projekt ausarbeitete, und Ver— 
handlungen mit den Gemeindebehörben gepflogen, „damit ſich diejelben über 
ihre Betheiligung an der Bewällerungsanlage erklärten“. Die Stadtverwals 
tung lehnte aber ab, da ihre Kräfte dur die Gasanlage zu jehr in Anspruch 
genommen wären, und hielt auch während der bis 1848 dauernden Verhandlungen 
an dieſem ablehnenden Standpunkte feſt. Ende 1848 trat nun Hinkeldey, 
berühmten Angedenkens, an die Spige der Berliner Bolizeiverwaltung. Da 
er von den ftäbtiichen Behörden feine Förderung feiner Wafferverforgungs= 
pläne erwartete, jo wandte er fih an das private Kapital und fand bei 
engliichen Unternehmern Verſtändniß und Forderung. Auf dieſe geſtützt, ftellte 
er ar die Berliner Verwaltung, an deren gutem Willen er zweifelte, kategoriſch 
bie Forderung, fi in der kürzeſten Friſt über ihre Betheiligung an dem von 








„Natürlich fallen diefe Aufgaben (der Wafjerverforgung) den Öffentlichen Korpo— 
rationen nur zu, ſoweit fie nicht von der Privatinduftrie gelöft werden.“ 
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ihm ausgearbeiteten Projekte mit einer Million Thaler zu äußern, nachdem in der 
Autwort auf ein vorausgegangenes Schreiben von der Stadtverwaltung die Waſſer— 
anlage mit der Anlage eines Sielnetzes verknüpft worden war. Der Magiitrat 
beihwerte ſich beim Minifterium über die Rückſichtsloſigkeit Hinckeldeys, Fand 
aber bei ihm fein Entgegenfommen. Unter diefem Drude erklärte ſich endlich 
der damalige Gemeinberath bereit, fich mit einer Million Thalern an dem Unter— 
nehmen zu betheiligen. Nunmehr zu ſpät! Der Vertrag mit den engliichen 
Unternehmern wurde kurz nachher abgeichloffen. Man mag die brutale Rückſichts— 
lofigfeit, mit der Hindeldey gegen die jtäbtiichen Behörden vorging, mit Recht 
verurtheilen; erflärlich wird fie durch die ganze Art und Weife, in der ſeitens 
der Stadtverwaltung eine fortgejegte Verfchleppungspolitif getrieben worden 
war. Seit zehn Jahren dauerten die Verhandlungen, und der Magiftrat hatte 
alles Andere gezeigt, nur feinen guten Willen, die Angelegenheit zu fördern. 
Die Herren For und Crampton erhielten aljo das Recht, vom 1. Januar 1856 
ob die Stadt Berlin mit Waffer zu verjorgen. Sie hatten anfänglich mit 
fehr großen Schwierigkeiten zu kämpfen, vor Allem mit der Abneigung der 
Bevölkerung, das Mailer zu benügen. Erſt von 1860 an wurde das linters 
nehmen rentabel; 1864 zahlte die Gejellihaft, die an die Stelle der beiden 
uriprünglichen Konzeſſionsinhaber getreten war, 4 Prozent, und von da an 
fteigend 1872 11'/s Prozent Dividende. Die Gejellihaft hatte ein aus: 
ſchließliches Privileg für Berlin, ihr Vertrag galt aber ſchon als erfüllt, wenn 
fie 60259 Meter Straßen und Pläge der Stadt mit Waſſerröhren verjehen 
hatte. Diefe Bedingung war jchon 1856 von der Gejellichaft erfüllt worden. 
Je mehr nun das Erträgniß der Anlage fich fteigerte, deſto weniger Intereſſe 
hatte die Gejellihaft daran, ihr Kapital durch die Anlage neuer Rohrleitungen 
zu vergrößern, zumal da eine Verlängerung des Vertrages iiber 1881 hinaus, 
die fie ſchon 1857 anftrebte, von ihr nicht erreicht worden war. So fa, 
es denn, daß große Staditheile ohne Waflerleitung blieben. 1873 waren 
von 272380 Metern Straßen und Plätze nur 167660 Meter mit Röhren 
veriehen; von 15047 bebauten Grundjtüden mit 882460 Einwohnern waren 
nur 8114 mit 437864 Cinwohnern an die Wailerleitung angeichloffen. Be: 
ſonders vernachläſſigt waren die hochgelegenen Stadttheile vor dem Schönhäufer 
Thor, wo natürlih die Verſorgungskoſten höhere gewejen wären, ald in den 
niedriger gelegenen Theilen. Gerade hier aber ließen ſich Brunnen nur mit fehr 
großen Koftenaufwande anlegen, hier waren auch die Klagen am Iebhafteften. 
Mehr und mehr ftellte fich alfo im Laufe der Jahre heraus, daß der mıit 
der Geiellihaft abgeichloffene Vertrag wohl die Intereifen der Geiellichaft, 
nicht aber die der Einwohner wahrte. Nur durch die Ablöſung des Privi— 
legs und Auskauf der Gejellihaft konnte ganz Berlin zu der Waflerverfor: 
gung gelangen, die fi mit der allmälig fteigenden Verfchledhterung des Trink: 
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waſſers der Brunnen als Nothwendigkeit herausgeftellt hatte. Nach langen 
Verhandlungen kam e3 Ende 1873 zum Abſchluß eines Vertrages, durch den 
da8 Waſſerwerk gegen eine Zahlung von 8375000 Thaler in den Beſitz 
der Gemeinde überging. In der Kaufſumme war die Entichädigung von 
4615000 Thaler für entgangene Dividenden in der Zeit vom 1. Juli 1873 
bis 1. Juli 1881 enthalten. Damit war das Waſſerwerk in den Befiß der 
Stadt übergegangen und die Entwidlung der ftädtiihen MWailerverforgung 
fonnte nunmehr fi ungehindert allein unter dem Gefichtspunfte des allgemeinen 
Intereſſes vollziehen. 

Bei der Erridtung von Waſſerwerksanlagen ſeitens der Städte hat es 
fih in vielen Fällen von felbit gegeben, daß diefelben nicht nur dem Stabt- 
bezirfe, jondern auch den mwirthichaftlih mit der Stadt zufammenhängenden 
Bororten dienten. So verjorgt Berlin die Vororte Weihenfee und Treptow; 
Breslau Theile von Grübjchen, Kleinburg, Pöpelwig; Chemnitz einen Theil 
der Vororte Gablenz und Hilbersdorf; Dresden den Gutsbezirk Albertitadt; 
Hannover die Stadt Linden und die Gemeinde Nidlingen; Kiel Theile der 
Gemeinde Haffe; Königsberg Vorder: und Mittelhufen; Leipzig die Gemeinden 
Stötterig und Naunhof; München Thalkicchen, u. ſ. w. Dabei werben meijt 
die Rohrleitungen von der verjorgenden Stabt angelegt und die Konjumenten 
ebenjo behandelt, wie die eigenen Stadtangehörigen. Gewöhnlich wird auch 
die Einverleibung der verforgten Vororte nur eine Frage der Zeit fein. Ganz, 
anderen Verhältnifier begegnen wir dagegen in dem rheinisch-weitfäliichen 
Induſtriebezirke. Hier ift eine Gruppe von größeren Städten geradezu als 
Unternehmer thätig. Als Großlieferanten von Trink- und Gebrauchswaſſer 
ftehen fie im Gejchäftsverhältniß zu einer großen Zahl anderer Städte und 
Gemeinden, fonkurriren untereinander und mit der von uns bereit erwähnten 
Aktiengeſellſchaft „Waſſerwerk für das nördliche weitfäliihe Kohlenrevier“ um 
die Kundichaft und haben wie bie privaten Unternehmer anderer Induſtrien, 
wie die Londoner Wajfergelellihaften ihren Konkurrenztampf durch die Ab— 
grenzung von VBerforgungsgebieten und Feitlegung des Monopols der einzelnen 
Städte für die einzelnen Gebiete beendigt. Begünftigt wurde diefe Entwidlung 
durch die eigenthiimlichen Waflerverhältniffe des SKohlenrevierd. Die einzige 
größere MWaflerquelle ift nämlich die Nuhr, an deren rechtem Ufer fih das 
Hauptentnahmegebiet Hinzieht. Das Waſſer der Ruhr ift durd den ſich hier 
entlang ziehenden Höhenzug vor den Abwäſſern des Induftriebezirfes geichütt, 
ſodaß es eine ziemlich große Neinheit bewahren fonnte.* In dem Maße, wie 
durch den Bergbau das Waſſerquantum der bisher benügten Quellen abnahm, 


* Nebrigen® wird feit 1897 auch über die Verunreinigung des Rubr: und 
Grundmwafjerftrom3 durch die im oberen Ruhrthale beftehenden Holzeffigfabrifen, 
Holzichleifereien und Papierfabriten geklagt. 
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ja die Quellen ganz verfiegten, ſahen fi die Waſſerwerke der fich raſch ent: 
widelnden induftriellen Gemeinden und Werke auf die Nuhr angewiefen. So 
jehr ift dies der Fall, daß außer vier industriellen Werken (Fr. Krupp, Gutes 
hoffnungshütte, Rheiniſches Stahlwert, Thyſſen & Co.) mit einem jährlichen 
MWailerverbrauhe von circa 25 Millionen Kubitmeter 207 Orte mit circa 
1600000 Einwohnern und einem Majferverbrauche von circa 85 Millionen 
Kubikmeter ihr Waller der Ruhr entnehmen. 

Wenn wir vom Rhein aus die Ruhr ftromaufwärts gehen, find es der 
Reihe nad) die folgenden Städte, die als Unternehmer die Hauptrolle fpielen: 
Mülheim a. d. Ruhr, Eifen, Bodum, Witten, Dortmund, Unna. 
Die folgende Tabelle giebt über die Größe diejer Unternehmungen Auskunft: 

















— = 
Bo: Jahr der ! Zahl de | Zahl der | Geliefertes 
| Einwohner. — bes) — veriorgten | Kafier- 
| zahl Waſſerwerkes Gemeinden | Einwohner auanum 
N | ' Aubilmteter 
] | 
Mülheim | 31431 | 1876/77 10 | 95000 5895 087 
Eſſen. — | 96128 | 1864 5 ' 150000 | 6 720 000 
Bochum. ‚ 53842 | 1871 20 | 170105 110406 658 
.2%a ⸗ 
| — | 
| ſchaften 
Witten. 28767 1867 4 64200 | 3890 150 
Dortmund. ».. . | 111232 | 1872 19 | 180000 15 812 506 
Unna(Rubrwafferwert) | 12357 | 1888 28 | .43916 | 8648880 








Unna befigt zwei MWaflerwerfe, von denen das eine, ein Quellwaſſerwerk 
der Verſorgung der Stadt dient, während das Ruhrwafjerwerf Innasstönigsborn 
die 28 Abnehmergemeinden verjorgt. Bier tritt aljo der reine Unternehmer— 
harakter am jchärfften hervor. Dieſes Waſſerwerk, das jüngfte in der Reihe 
der jtäbtiichen Betriebe, hat fih in furzer Zeit ein großes Verſorgungsgebiet 
erobert und iſt dabei mit Grfolg in die Gebiete der älteren Waflerwerke, 
vor Allem Dortmunds, eingedrungen. Ob und inwieweit dann ſpäter der 
Konkurrenztampf von ihm durch ein Abkommen mit den anderen Städten 
abgeihloflen wurde, haben wir nicht feititellen können. 

Bon den genannten ftädtiichen Werfen werden nun die Abnehmergemeinden 
in doppelter Weije verjorgt. In dem einen Falle jtellt das liefernde Waſſer— 
wert auch das BVertheilungsneg innerhalb der Abnehmergemeinde her, liefert 
alfo direft an die einzelnen Konfumenten. Diefer Modus ift bei den meijten 
fleinen Gemeinden zur Anwendung gekommen. Im anderen Falle ftellt die 
Abnehmergemeinde dad Vertheilungsneg auf eigene Koften her und entnimmt 
von der liefernden Gemeinde das Waſſer durch einen Zentralmefler. Die 
einzelnen Gemeinden treten damit als Zwiichenhändler auf. So befigen zum 
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Beiipiel Altendorf (40280 Einwohner) und Bredenei (1200), die ihr Waller 
von Eſſen bekommen, Annen-Wullen (9172) und Langendreer (15057), die 
ihr Waller von Witten beziehen, Hörde (18639), Schwerte (9895), ferner 
Wambel, Bradel, Alfeln, Wicede, Aplerbed, denen das Waffer von Dortmund 
geliefert wird, Berghofen, Camen, Gahmen, Grevel, Horftmar, Nieder: und 
Obermaſſen, Wafler-Courl, Lünen, beren Lieferant Unna ift, eigene Rohr: 
nege und erhalten das Waſſer durch Zentralmefjer. Langendreer (Wafjergebiet 
Witten) vertheilt das erhaltene Waſſer nicht nur an feine eigenen Einwohner, 
ſondern tritt al3 Lieferant von Waller für Werne (8058) und Darpen (3168) 
auf. Das Bertheilungsneg in Werne ift in jeinem Befige, während das in 
Harpen Eigenthum der Harpener Gemeinde ift. 

Aehnliche DVerforgungsanlagen, obihon nicht von gleicher Ausdehnung, 
fönnen wir auch an anderen Orten beobachten. So liefert Hagen an drei 
Gemeinden, Siegen an elf Dörfer mit 9083 Köpfen, Barmen an vier Ge: 
meinden, Elberfeld außer an die beiden Vororte Sonnborn und Dahnerberg 
an die Stadt Hilden und brei weitere Gemeinden, Remſcheid an drei Ge— 
meinden, Hamm an Werl, Nheydt an Odenfirchen, Giebichenftein an die Ge: 
meinden Trotha, Kröllwig, Kreuz u. j. w. Wafler aus feinen Werfen. Alle 
diefe Verhältniffe find dadurch charakterifirt, daß eine größere Stadt, geſtützt 
auf ihre finanzielle Kraft, die Anlage von Wafjerwerfen übernimmt und als 
Unternehmer das Wafler an die Abnehmergemeinden abliefert, die allein nicht 
im Stande wären, fi) auf ihre Koften mit gutem Waſſer zu verforgen. Die 
Unternehmer» Städte übernehmen mit der Anlage ihrer Waflerwerfe ein ganz 
beträdhtliches Riſiko, wie uns die Geſchichte der Wafferverforgung genügend 
gezeigt hat. Das gilt bejonders in hoch industriellen Bezirken, two die fteigende 
Verunreinigung der Flüſſe feitend der Induftrie, ſowie der jteigende Waſſer— 
bedarf des Abnehmergebiets zu Verichiebungen der ganzen Anlagen, zur völligen 
Aufgabe alter und dem Bau neuer Werfe zwingen fann. Es darf uns daher 
auch durchaus nicht wundern, daß dieſe Städte ihre Unternehmungen private 
wirthichaftlic unter dem Gefichtöpunfte eines bejtimmten Profits bewirthichaften. 
Einen ganz anderen Charakter tragen die eigentlichen Gruppenverjorgungen, 
das heißt Genofjenihaften, zu denen fich verichiedene Gemeinden zwecks An— 
lage einer einheitlichen Waflerverforgung zulammengethan haben. Anlage und 
Betrieb finden auf Koften der Genoſſenſchaft jtatt; von einem Profit kann 
feine Rede fein. Eine folhe Genoflenihaft haben zum Beiſpiel die drei 
Dörfer Ober: ımd Unter-Hemer und Weftig (4216 Ginwohner) 1880 ges 
bildet. Im Kreiſe Hörde beftand eine folhe Waffergenoffenjchaft der Orte 
Barop, Hacheney, Kirchhörde, Merglinghaufen und Perſebeck von 1878 bis 
1888. In Ießtgenanntem Jahre Löfte fich der Verband auf, das Rohrneg 
und die Wafferverforgung wurden von dem Dortmunder Waſſerwerke über— 
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nonmen. Am weiteiten it das Genoſſenſchaftsweſen zwecks Waſſerverſorgung 
wohl in Württemberg ausgebildet, wo dasjelbe feitend der Staatöregierung 
energiiche Unterftügung fand. 

Nachdem wir die Anlage der Waſſerwerke feitend der Gemeinden ſowohl 
in techniichehygieniiher Beziehung, wie unter dem Geſichtspunkte des Negie- 
betrieb& eingehender dargeftellt haben, bleibt und noch die andere Hälfte unſerer 
Aufgabe zu löſen übrig, nämlich zu unterfuchen, inwieweit bie ſtädtiſchen 
beziehungsweife Gemeindeverwaltungen bei dem Betriebe ihrer Waſſerwerke 
die hygieniſchen und fozialpolitiichen Grundſätze beriidjichtigt haben, die an 
einen jolchen Betrieb zu ftellen find. Es muß nämlich durch die angemefjene 
Höhe des Waiferpreifes dafür gejorgt jein, daß allen Klaſſen der Bevölke— 
rung, alfo auch und zwar hauptjächlich den ärmeren Schichten ein reichlicher 
Gebrauch des Hygieniich einwandfreien Waller möglich ift. Ferner muß 
durch eine richtige Anordnung des Tarifs erreicht werden, daß dad Waſſer— 
geld nicht wie eine Kopfiteuer wirkt oder, falls fich dies nicht vermeiden läßt, 
daß durch eine angemeſſene Progreijion der Sätze eine Grleichterung der 
Steuer für die arbeitenden Klaſſen möglich ift. Die Befolgung diefer Grund» 
ſätze ſchließt zunächſt jede Ueberſchußwirthſchaft aus. Die Ueberſchüſſe, die 
die Waſſerwerksanlagen abwerfen, find in der That nichts Anderes, als eine 
verhiillte indirefte Steuer. Von einen Profit kann infofern Feine Rede fein, 
als der Anjchluß für die Bewohner fait in allen Fällen obligatoriich ift; die 
Benügung der Waſſerwerke aljo nicht wie die der privaten Unternehmungen in 
dem Belieben des Einzelnen fteht. Sie find ferner eine indirefte Steuer auf 
eined der nothiwendigften Lebensmittel und müflen den Gebrauch desjelben in 
ihädliher Weile vertheuern. Unterjuchen wir daher, ob und in welcher Aus» 
dehnung die Städte bei der Verwaltung ihrer MWallerwerfe eine jolche ver: 
werfliche Ueberſchußwirthſchaft getrieben haben. Eigentlich haben wir e8 hierbei 
nur mit der Waſſerlieferung zu thun, welche die Haushaltsbedürfniffe der 
privaten Konfumenten verforgt, während die für gewerbliche Zwecke ausicheidet. 
Leider wird in der ftäbtiihen Rechnungsführung fein berartiger Unterſchied 
gemacht; wir können daher feine Trennung vornehmen. Obſchon unſer Rejultat 
daher nicht ganz rein fein wird, ift dasſelbe doch nicht werthlos. Durchweg 


zahlen nämlich die größeren Konfumenten, die das Waller für gewerbliche | 


Zwede brauchen, geringere Süße als die feinen Konjumenten, die es aus: 
ihliehlih für Haushaltszwecke verwenden. 

Wir gehen von den im Statijtiichen Jahrbuch deutfcher Städte * zuſammen— 
geitellten Tafeln, ſpeziell Tafel IIIb, Finanzielle Ergebniſſe des Waſſerwerk— 
betrieb, aus. Der in Spalte 9 dieſer Tafel ausgewiejene Betriebsüberſchuß 


* VID. Jahrgang, ©. 132. 
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iſt aber für unfere Zwecke nicht brauchbar. Er ergiebt fih nämlich hier als 
die Differenz zwifchen den Einnahmen, beftehend aus Waſſerzins, Waſſermeſſer— 
miethe, Werkitattbetrieb und Sonftiges, auf der einen Seite und den Aus— 
gaben, beftehend aus Verwaltung, Förderung, Unterhalt der Anlagen und 
Sonftiges auf der anderen. Wir müſſen aber auch nod die Ausgaben für 
Verzinjung und Amortifation den Ausgabenpoften hinzurechnen, fall wir die 
Waſſerwerke ald unabhängige, fich ſelbſt erhaltende Betriebe anlehen. Unter 
Berüdfihtigung diefer Auffaffung erhalten wir die auf Seite 203 ftehende 
Tabelle. 

Ein Ueberblick über dieſe Ziffernreihen zeigt uns die größten Verichieden- 
heiten in der Größe der von den verichiedenen Städten erzielten Ueberſchüſſe. 
Neben Städten wie Freiburg i. B., Görlig, Kiel, Königsberg u. ſ. w., die nur 
fehr geringe Ueberſchüſſe aufzuweiſen haben, ftehen Städte wie Dortmund mit 
einem Ueberſchuſſe von 425960 ME., Leipzig mit 893527 Mf. Ueber— 
ſchuß u. ſ. w. Der Ueberijhuß im Verhältniß zu dem Anlagewerthe ift am 
niedrigjten in Freiburg i.B., wo er nur 0,3 Prozent derjelben beträgt und am 
höchſten in Düſſeldorf, wo er bis zu 12,7 Prozent jteigt. In 8 Städten 
bleibt er unter 1 Prozent, beträgt in 14 bis zu 5 Prozent und bewegt fich 
in den übrigen Städten, mit Ausnahme von Düffeldorf, in den Grenzen von 
5 biß 10 Prozent. Wenn man dabei bedenkt, daß es fich bier um einen 
Ueberſchuß über den üblichen Zinsfuß hinaus handelt, ftellen ſich dieſe Säge 
als recht beträchtliche dar. 

Im Allgemeinen laſſen daher diefe Ziffernreihen Kar genug das Beitreben 
der Stadtverwaltungen erfennen, aus den Waſſerwerken möglichjt große Ueber— 
Ichüffe herauszumirthichaften. Dafür fpricht auch die Thatfache der Einführung 
von Waffermeffern, die wir nachher noch einmal beriihren werben. Die Ein 
führung der Waſſermeſſer hat überall die Folge, daß der durchſchnittliche 
Verbrauch pro Kopf der Bevölkerung beträhtlih fintt. Da nun diefe Eins 
führung meift mit der Feitfegung eines beftimmten, unter allen Umſtänden 
zu bezahlenden Minimum verbunden ift, fo folgt daraus, daß die Städte 
dasſelbe Quantum Waffer zu einem höheren Preiſe, als bisher, verkaufen. 
Die erzielten Ueberſchüſſe fließen in die ftädtiichen Kaſſen und dienen wie 
alle übrigen Ginnahmen zur Balanzirung des Budgets. Dieſe Ueberſchuß— 
wirthichaft ſteckt den ftädtifchen Verwaltungen jo tief in den Knochen, daß 
fie fi nicht jcheuen, zur Dedung des Haushaltsdefizit3 eine Erhöhung Des 
Waſſergeldes vorzufchlagen. Ein derartiger Verfuch wurde 1898 in Münden 
gemacht, das, wie unjere Tabelle zeigt, bereit3 einen Neingewinn von 496 792 Mtk. 
aus dem Waflerbetriebe zieht. Der lebhaften, dagegen einfegenden Agitation 
gelang es, die Erhöhung noch einmal abzuichlagen. Da die liberale Stadt— 
verwaltung ihren Beligftand bei den 1899 bevorjtehenden Wahlen durch eine 
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| Anlage 

mt. Mt. | at. —— 

Aachen | 495.806 406 322 29 384 0,8 
Altona 883243 468 457 414 786 7,2 
Augsburg » 2 2... | 223580 44 330 179 250 6,5 
Barmen. - . . . . 599 351 444 256 155 095 8,5 
Berlin = 79387142 | 7334879 602 263 0,9 
Bohum® . . . 716 370 174 188 542 182 _ 
Braunfchweig . 817 750 192 704 125 054 8,7 
Bremen . 577828 | 524481 52 847 0,8 
Breslau. . . ' 1856892 | 706730 650 162 78 
Gajiel . ' 390690 | 811169 79 521 2,2 
Chemnitz 441 550 861418 80 141 1,8 
Dortmund . .» . . | 1084 670 608 710 425 960 6,1 
Dreöden. . -» . . 1479 989 692 241 787.748 6,4 
Düffeldorf . j 709 384 243 879 465505 | 12,7 
Duisburg Fr 302 351 165479 | 186872 72 
Gin. . 2.2.2... | 509880 456968 | 52867 11 
StanffurtaM. . . . | 2100194 | 1401708 698 486 8,6 
Freiburg i.®.. - | 260081 254 081 6 000 0,3 
Görlitz \ 164558 156 831 7727 0,6 
Halle a. S.. 488 101 236654 | 251447 5,8 
Hamburg* . | 3304307 | 1804307 | 1999 685 — 
Hannover . . . | 787809 897818 | 839991 ı 4 
Rarlörube . . „. . . 1408185 239 004 164 181 6,5 
Be 311 938 287718 | 24220 , 08 
Köln a. Rh. 2 1282 869 715888 | 567481 | 66 
Königsberg i.P. . 485 928 399 309 86 619 0,6 
Krefeld . . . 301 734 225 880 75 854 8,1 
Leipzig 1273654 | 880127 893527 | 81 
Liegnig . 2.208185 | 162190 40 945 2,7 
Lübed . 2 220. 248805 | 144853 108 542 4,9 
Magdeburg. . . . . | 789 080 | 525 929 | 263 101 4,7 
Mannheim. . . . . 454447 | 217614 236 833 7,8 
177 VI 78074 | 14406 63 668 _ 
Münden . . .» .. | 1414232 | 917436 | 496792 8,1 
Nümberg . » » 2. | 4028897 | 298 191 104 696 2,5 
Plauni®. .... 121 142 89230 | 31912 1,5 
Pin .» 222... 125 012 138364 | — 13352 0,9 
Potsdam . 2... | 207378 103154 | 104419 7,0 
Spandau » 2» 2 2.) 104288 94518 0m | — 
Stettin . > 22... 542732 | 286710 286 017 8,4 
Straßburg i.®. . . . 304 046 953138 ı 208733 | 54 
Stuttgatt*. . . . . 72898 | 218165 | 615783 — 
Wiesvaden. . . . . 4787438 | 190390 | 288353 | 82 
Zwidauun. » 2. 2.0. 16789 | 138785 | 8341159 | 14 





* Bei Bochum, Hamburg. Met und Stuttgart iſt in den Ausgabepojten fein 
Betrag für Verzinfung und Amortifation des Anlagefapital3 angegeben. 
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Erhöhung der direkten Umlagen nicht in Gefahr bringen wollte, hatte fie den 
Verſuch mit der indirekten Steuer des Waflergeldes gemad)t. 

Wollen nun die Städte den Grundſatz, daß der Waſſerwerksbetrieb feine 
Ueberihüffe ergeben fol, in der Praris zur Durchführung bringen, jo ftellen 
fi) eine Neihe von Schwierigkeiten ein, die wir am bejten an zwei Beilpielen 
aufzeigen. In Leipzig hatte nach der Waſſerwerksordnung von 1890 jedes 
Grundftüd einen jährlichen Mindeſtbetrag halbjährlih im Voraus zu be: 
zahlen, der fir häusliche Zwecke fiir jeden bewohnbaren Raum (influjive Küche, 
Waſchküche, Badezimmer u. ſ. w.) mit 1,40 ME, wenn die Räume durch 
Hofftänder mit Waffer verfehen wurden, und mit 2,10 Mk. bei unmittels 
barer Wafferzuleitung berechnet wurde. Fir ein Wallerklojet waren 6 ME. 
zu entrichten. Ergab num der gemeffene Betrag, daß der Verbrauch, einen 
Grundpreis von 15 Pfg. pro Kubikmeter angenommen, den gezahlten Mindeſt— 
betrag überjchritt, jo war das überſchießende Wallerquantum am Ende des 
Jahres nachzubezahlen. Seitdem das verbrauchte MWaflerquantum Durch die 
Waſſermeſſer (jeit 1890) genau angegeben wurde, fonnte natürlich der ein— 
zelne Hauswirth feititellen, wie hoch fich der von ihm gezahlte Preis für 
ben Kubikmeter ftellte. Dabei ergaben ſich Preisdifferenzen von mehr als 
50 Big. pro KHubifmeter. Sehr bald wurde daher von den Haußbefigern 
eine Agitation gegen den YZimmertarif unternommen, die bei dem Eiufluſſe 
diejer Klaſſe ſchnell Erfolg errang. Der Rath fah ſich gezwungen, einen reinen 
Maßtarif vorzulegen. 

Diefer Tarif fette den Preis des Waſſers für die Fleinen Konfumenten 
nicht unbeträchtlich herab, erhöhte ihn dagegen für die großen, insbejondere 
die induftriellen Sonfumenten und unterlag in Folge defien lebhaften Ans 
griffen in der Stabtverorbnetenverfammlung. Die Hausbeſitzer verlangten nicht 
nur einen Ginheitöpreis von 20 Pfg. pro Kubikmeter für einen Verbrauch 
bi3 zu 2000 Kubikmeter, fie verlangten ferner, daß die Stadt das von ihr 
verbrauchte Waffer mit dem Mindeitiage von 16 Pfg. bezahlen jollte, während 
fie bisher Vorzugspreife hatte oder ganz gebührenfrei war. Für die Stadt 
wäre damit eine Mehrausgabe von circa 60000 ME. verbunden gewejen. 
Betrachten wir die Wirkungen diefer Haußbefigervorichläge etwa näher. In 
Leipzig liegen die Mierhsverhältniffe jo, daß das Wallergeld von den Haus: 
bejigern bezahlt wird, die e8 dann im Miethöpreife auf die Miether 'abwälzen. 
Das beweilt auch die Miethöwerthiteigerung der Wohnungen, die bei der 
Einführung der Waiferleitung eintrat, Cine Herabjegung des Waflergeldes 
würde aljo ausjchließlich den Hausbefigern zu Gute fommen, da eine Herab— 
fegung der Miethen im Werhältniß zu der Herabſetzung des Wafjergeldes 
von vornherein ausgejchloffen ift. Ebenio würde eine Aufhebung des Waſſer— 
geldes jchlechthin nur den Haugbefigern zu Gute kommen; den Miethern nur, 
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wenn ausdrücklich vorgejehen würde, daß eine Miethsherabiegung im Betrage 
des Waſſergeldes eintreten müffe, oder der Miether das Recht hätte, den auf 
ihn entfallenden Betrag der Wafjergeldherabjegung beziehungsweiſe des früheren 
Waſſergeldes an der Miethe abzuziehen. In derjelben Nichtung wirfen bie 
Vorſchläge, wonach die Stadt das von ihr verbrauchte Wafler höher als bisher 
bezahlen jol. Dadurd wird der Nusgabenetat des Waſſerwerkes herabgejegt 
und der Ueberſchuß muß wachſen; e3 wird alfo den Hausbefigern ein weiterer 
Vorwand gegeben, Herabjegung des Wafferpreifes zu verlangen. Die 60000 ME. 
müßten aus ber Stadtlafje gedeckt werden, die in der Hauptiache durch die 
Einfommenfteuer gefüllt wird! 

Ganz diefelben Verhältniffe können wir in Berlin beobachten. Bier wurde 
der Uebergang ber engliihen Waflerwerfe an die Stadt von den Hausbeſitzern 
dazu benützt, den bisherigen Mjus, nah dem in den Miethsfontraften eine 
fefte Summe als Waffergeld ausgeworfen war, abzuschaffen. Die Miethen 
wurben jtatt deſſen von ihnen allgemein erhöht. Seit dieſer Menderung geht 
da3 Streben der Hauäbefiger nach einem möglichit niedrigen Waſſerzins, nad) 
Aufhebung der Waflermefjermiethe und nach Zahlung des ſtädtiſchen Waſſer— 
verbrauches feitens ber Stadt.* Die Ueberſchüſſe des Waſſerwerkes follten 
außerbem nicht in die Stadtkafle fließen, fondern auf die Defizit der Kanali— 
ſation angerechnet werden, um die von den Hauöbefigern zu zahlende Kanali— 
ſationsgebühr möglichft niedrig zu Halten. Dem bedeutenden Einfluſſe der 
Dausagrarier in der Stabtverorbnetenverfammlung ift es gelungen, ein gut 
Theil dieſes Programms zu verwirklichen. Schon die obligatorische Einführung 
der Waſſermeſſer (jeit 1. Oktober 1878) bedeutete eine beträchtliche Ermäßigung 
der Koſten der Waflerverforgung für die Hausbefiger. Es folgte dann Die 
Herabfegung der Wafjermeflermiethe** und jchließlih im Jahre 1899 eine 
weitgehende Herabjegung des Tarifd. Nach dem alten Tarife betrug der 
Preis pro Kubitmeter bis zu 80 Kubikmeter vierteljährlihd 30 Pfg., über 
80 bi3 200 Kubikmeter 20 Pfg., über 200 Kubikmeter 15 Pig. Der 
Minimalfag war auf 24 ME. für einen Verbrauh von 80 Kubikmeter 
jährlich feftgefegt. Der Magiitrat fam nun der unaufhörlichen Agitation 
der Hauöbefiger für eine Herabfegung des Wafjergeldes injoweit entgegen, 


* An Breslau wird ebenfall3 feit 1, April 1896 dad Wafjer in die jtädtifchen 
Grundjtücde nicht mehr unentgeltlich geliefert, fondern der Verbrauch mit 10 Pfg. 
pro Kubikmeter bezahlt. 1897/98 war dafür eine Ausgabe von 120917 Mt. 
nothwendig, die aljo in dem Ueberfchuffe des Waſſerwerkes erfcheinen muß. In 
Elberfeld wird der öffentliche Waſſerverbrauch dem Wafjerwerfe mit 7 Pig- 
vergütet (Ausgabe 1898 16.269,32 Mt.). 

* Herabjegungen der Waffermeffermiethe haben auch ftattgefunden in Elber- 
feld 1897, Barmen 1898, Kiel 1897; in Stuttgart wurde das Miethgeld 1892 
ganz aufgehoben. 
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als er.vorihlug, den Preis bei einem Verbrauche bis zu 200 Kubikmeter 
auf 20 Pfg., bei einem höheren Verbraucdhe auf 15 Pfg. pro Kubikmeter 
berabzufegen. Die bejtehende Grundtare von 6 Mk. pro Grunbjtüd jollte 
beftehen bleiben. Diele Anträge des Magiftrats, die einen Ausfall von 
789000 ME. bebeuteten, mit anderen Worten den Haußbefigern eine Liebes: 
gabe von mehr al3 drei Viertel Millionen Mark zuwenden wollten, genügten 
denjelben nicht. Seitens des Ausſchuſſes der Stadtverordneten wurden Die 
Grundtare auf 4 ME. und der Preis pro Kubikmeter allgemein auf 15 Pig. 
herabgejegt und dieſe Süße vom Plenum der Stadtverordneten mit großer 
Mehrheit angenommen. Aus diejen beiden Beilpielen fünnen wir die folgenden 
Süße entnehmen. Die Herabjegung, ja die vollftändige Aufhebung des Waſſer— 
gelde würde in den Städten, wo das Wafjergeld im Miethöbetrage mit 
erhoben wird, den Miethern feine Grleichterung bringen. Die Haußbefiger 
würden jeder Aufforderung der Miether, die Miethe um den Betrag der 
Herabjegung des Waflergeldes zu erniedrigen, mit der Behauptung begegnen, 
daß fie bisher das ganze Waffergeld gezahlt hätten und es daher nicht mehr 
ald recht und billig jei, wenn ihnen die Erleichterung zufiele. Wo dagegen 
das Waffergeld getrennt von der Miethe erhoben wird, wird es bei Herab— 
fegungen des Waſſerzinſes vielleicht in einigen Fällen zu einer Kraftprobe 
zwiſchen Miether und Vermiether kommen, wobei der legtere meift der Sieger 
fein wird. In der Mehrzahl derjelben und gerade bei den Eleineren Wohnungen 
wird aber die Herabfegung des Wailergeldes nur den Hausbefigern zu Statten 
fonımen. Mill man einer derartigen Ausbeutung der ſchwächeren Stadteinwohner 
vorbeugen, fo giebt e8 nur ein Mittel, die vollftändige Scheidung von Waſſer— 
geld und Wohnungsmiethe. Der jegige Zuftand ift ja natürlich für die Städte: 
verwaltungen jehr bequem. Die Hausbefiger nehmen ihnen die Laft des Ein 
zuge des Waffergeldes in großer Ausdehnung ab. Andererſeits muß zus 
gegeben werden, daß bei den heutigen großftädtiichen MWohnungsverhältniffen 
ber ärmeren Klaſſen, bei dem Zufammendrängen von Dußenden von Wohnungen 
in großen Kaſernen und der Bereinigung mehrerer Wohnungen auf einem 
Stodwerfe die Anlage von Waſſermeſſern für jede bewohnende Familie jehr 
£ojtipielig und oft faum ausführbar fein würde. Dieſe Schwierigfeiten ließen 
fih doch wohl überwinden. Man könnte zum Beiſpiel für die fleinen 
Wohnungen mit 1, 2 beziehungsweije auch 3 heizbaren Zimmern nad) der 
Zahl der Zimmer fteigende feſte Waflergeldfäge erheben, fir die größeren 
Wohnungen dagegen Waflermefler anbringen. In Berlin würden nach der 
Zählung von 1895 370480 Wohnungen in die erjte und 44145 in bie 
zweite Klaſſe gehören. Will man aber auf die Verhütung der Waller: 
verſchwendung durch die Waſſermeſſer nicht verzichten, fo muß eben die Stadt: 
verwaltung die Nepartition des Waflergeldes auf die Hausbewohner iiber: 
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nehmen. Wir werben weiter unten ausführlicher auf diefen Punkt zurück— 
fommen. 

Das Problem der Herabjegung der Waflertarife hat uns bereits une 
werflid zu der wichtigen Frage der Regelung der Tarife hinübergeführt. 
Wir beginnen nunmehr diefen Theil unjeres Kapitel mit einer Darftellung 
der gegenwärtigen Tarifverhältniffe in der Gruppe ber Städte, die unfer 
Bud ſich zum Hauptvorwurf genommen hat. 

Mir können die Wajffertarife dieſer deutichen Städte in zwei Gruppen eins 
theilen, je nachdem dad Quantum des thatſächlich verbrauchten Waſſers ben 
Maßſtab des Tarife abgiebt, die Syfteme des Waſſermeſſers beziehungsweise 
Achhahns, oder das Waflergeld auf Grund einer nad anderen Merkmalen 
vorgenommenen Einſchätzung bejtimmt wird. Wir beichäftigen uns zunächſt 
mit der zweiten Gruppe, die auch hiſtoriſch die ältere ift. Der Wafjermeifer 
it eine Erfindung jüngeren Datums und demgemäß konnten die Waffer- 
mejlertarife erft zur Anwendung kommen, nachdem die technifche Zuverläffigfeit 
der Waſſermeſſer für die Bebürfniffe der Prarid groß genug war. 

1. Veranlagung nad) dem Miethöwerthe. Das Waſſergeld wird feitgejegt 
nad) der Höhe des Miethöwerthes und zwar a) des ganzen Haufe in Freiburg 
und Karlsruhe 2’/s Prozent; b) der einzelnen Wohnungen nur in Frank— 
furta.M. und Caſſel. Beide Städte Lafjen einen Minimalmiethöwerth vollftändig 
frei; er beträgt in Frankfurt a.M. 250 ME., in Kaffel 200 Mi. Für jede 
weitere 25 ME. Miethswerth erhebt dann Frankfurt aM. 1 DE. Waſſergeld; 
für Bad (6 Mk.), Piljoird, Springbrunnen u. ſ. w. Ertrafäge. In Staffel 
wird von einem Miethöwerthe von 200 bis 400 ME. 2 Prozent, von mehr 
als 400 Mt. 3 Prozent erhoben. Für diefe Minimalfäge werden für den 
Bewohner 40 Liter Waſſer täglich geliefert; der Mehrverbrauch ift mit 20 Pfg. 
pro Kubikmeter zu vergüten. Der SKafleler Tarif fieht alio eine allerdings 
nur kleine Progreifion vor, die aus hygieniſchen wie jozialpolitiichen Gründen 
durhaus am Plate ift. Er hat nur den einen Fehler, daß die Progreijion 
zu früh aufhört. In beiden Städten, denen fih noh Mannheim anfcliekt, 
liegt die Zahlung des Waflergeldes dem Inhaber des betreffenden Grund— 
ftüdö oder der betreffenden Wohnung ob. Damit wird aljo den Hausbeſitzern 
die Möglichkeit genommen, das Wafjergeld zum WBorwande einer beträchtlich 
höheren Miethöfteigerung zu machen, und Agitationen derjelben auf Herab— 
ſetzung des Waſſergeldes unter gleichzeitiger Belaftung der Stadtkaſſe von 
vornherein abgejchnitten. 

Für gewerbliche Zwede haben beide Städte Waſſermeſſer eingeführt. 

II. Beranfagung nad) der Zahl der Räume. Das Waflergeld wird nad) 
ber Zahl der benügten Wohn: und Wirthichaftsräume berechnet. Dabei werden 
die Küchen und Waſchküchen den Wohnräumen gleich gejeßt oder mie zum 
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Beiipiel in Stuttgart mit höheren Süßen belegt. Für jeden Raum wird ein 
bejtimmter Sag erhoben; berjelbe beträgt 2 ME. in Krefeld, Liegnig, Stutt— 
gart, Dresden; 2,25 ME. in Duisburg; 2,50 ME. in Düffeldorf, 
Königsberg, Pojen; 3 ME. in Barmen. Dabei wird gewöhnlich die Raum: 
größe in der Weile berüdfichtigt, daß bis zu einem beftimmten Minimaljage ein 
geringerer oder gar fein Sa erhoben wird. In Srefeld, Duisburg, Liegnit, 
Stuttgart, Dresden beträgt die Minimalraumgröße 8 Quadratmeter, in Barmen 
9 Quadratmeter Grundfläche. Nur für Räume, deren Grundfläche über dieſe 
Zahlen hinausgeht, fommen die vollen Säge zur Erhebung. Für Bad, Kloſeis 
mit Wafjeripülung u. ſ. w. werden Grtrafäge erhoben. Mit einziger Aus: 
nahme von Altona ift in feiner diefer Städte der Verſuch gemacht, die Größe 
ber Wohnungen, die ſich in der Zahl der Zimmer ausdrüdt, durd eine Ab- 
ftufung des für den einzelnen Raum erhobenen Satzes zu berüdfichtigen und 
auf diefe Weile die Inhaber der Eleineren Wohnungen zu entlaften. Um— 
gekehrt fünnen wir in Düffelborf jogar eine Degreifion zu Gunften ber 
Reichiten beobachten. Bi zu einer Zahl von 10 Räumen beträgt hier nämlich 
der Sag 2,50 Mk., für jeden Naum über 10 dagegen nur 1,50 Mk. Nur 
in Altona ift eine Progreifion verfucht worden, die aber, wie oben bei Kaſſel, 
in den Anfängen teen bleibt. Bei Wohnungen von 3 und weniger Räumen 
beträgt der Raumjag 2 ME., bei folhen von 4 und mehr Räumen 3 ME. 

In allen zu diefer Gruppe gehörigen Städten find auch Waſſermeſſer in 
Gebrauh und es iſt nur eine Frage der Zeit, daß ber Zimmertarif durch 
den Meilertarif verdrängt fein wird. In Düffeldorf, Königsberg und anderen 
Städten erhält ſchon jebt die Mehrheit der Abnehmer ihr Waller durch Meffer. 

1II. Veranlagung nad) der Fußbodenflähe. Hierher gehört nur 
Münfter i. W. ES werden erhoben für den Quadratmeter Fußbodenfläche 
aller Räume, erklufive Bodenräume, die nicht Manjarden find, 2,5 Pfg., 
der Fabrifen und Werkſtellen 1 Pfg., der Lagerräume 0,25 Pig. Als 
Minimalſatz gelten 100 Quadratmeter. Daneben find auch Waſſermeſſer in 
Gebraud). 

IV. Beranlagung nad) Wafferzinseinheiten. Die Berechnung des Waſſer— 
geldes nad) Waflerzinseinheiten findet allein in Zwidau ftatt. Die Zahl 
der Wafferzinseinheiten richtet fi) nad) der Größe der walferzinspflichtigen 
Fläche des Grundftüds und ber auf leßterem ftehenden Gebäude, fowie nach 
Zahl und Größe der bejonderen Einrichtungen, wie Bad, Waflerklofet3 u. j. w. 
in benfelben. Die wallerzinspflichtige Fläche eines bebauten Grundftüdd wird 
durd) Multiplikation der bebauten Fläche mit der Zahl der Geſchoſſe erhalten. 
1898 famen für die Einheit 64 Pfg. zur Erhebung. 

Das Gemeinfame bei diefen Tarifen, mögen fie nun das Waflergeld nach 
der Höhe des Miethöwerthed der verforgten Häufer oder der verjorgten 
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Wohnungen, nad der Zahl ber benüsten Wohn: und Wirthichaftsräume, 
nah der Fußbodenfläche oder nad; bejonders beftimmten Wafferzineinheiten 
berechnen, befteht darin, daß dad Waſſer ohne Quantitätsbeichränfung geliefert 
wird. Das war möglich, fo lange die Waſſerwerke das für die Einwohnerzahl 
benöthigte Wafferquantum in reichlicher Menge beichaffen konnten, alſo meift in 
den erften Jahren nad) der Anlage eines zentralen Wafferwerfes. Dieſe Ein: 
rihtung hatte den Vorzug, daß fie die Einwohner an einen reichlichen Wafler: 
fonfum gemwöhnte und baburd zugleich zu einer hygieniſchen Lebensweiſe 
beranzog. Mit der rapiden Entwidlung unjerer Großſtädte erwiefen ſich aber 
die Waſſerwerksanlagen fehr bald als zu Hein, und die ftäbtifchen Verwaltungen 
fahen fi in immer fürzeren Perioden vor bie immer fchwieriger werdende 
Aufgabe geftellt, durch Erweiterungen der alten oder Anlage von neuen Waſſer—⸗ 
werfen das gefteigerte Bedürfniß zu befriedigen. In diefer Nothlage bot ſich 
ihnen in dem Wafjermeffer ein geeignetes Mittel, den oft über dad Maß 
teihlicher Bebürfnißbefriedigung hinausgehenden Wafferverbrauc zu bejchränfen, 
der Waffervergeudung zu begegnen und damit einige Jahre Zeit zu gewinnen. 
In der That überall hat fi) der Waflermeffer als ein höchſt wirkſames 
Mittel der Konjumbeihräntung erwieſen, jo wirkſam, daß die Forderung 
nah Kautelen gegen eine unhygieniſche Wafferfparfucht jehr wohl am Plage 
eriheint. So betrug in Berlin der durchichnittlihe Waflerverbraud) pro 
Kopf und Tag im Jahre 1873 felten weniger ald 106 Liter. In Folge 
der Begünftigung der Wafjermeifer feitens der Verwaltung und der dadurd) 
bewirkten rajchen Zunahme berjelben in den folgenden Jahren, ſank der Waſſer— 
verbrauh 1874 auf 76,58 Liter und nach der obligatoriihen Einführung 
derjelben im Jahre 1880 auf 62,72 Liter. In Köln Hatte der durchſchnitt— 
liche Wafferverbraud 1891/92 die Höhe von 168,44 Liter pro Kopf und 
Tag erreiht. Um ber finnlojen Wafjervergeudung zu begegnen, wurde 1892 
mit der obligatoriichen Einführung der Wafjermeifer begonnen, die 1895 
beendigt war. Schon 1893/94 ging der durchſchnittliche Waſſerverbrauch um 
26 Prozent und im folgenden Jahre nochmals um 22 Prozent zurüd. Es 
ergab fich, daß beſonders der Verbrauch in den Nachtſtunden und während 
des Winter mit der Einführung der Waſſermeſſer zurüdgegangen war. Das 
Laufenlaffen der Kloſethähne, Zapfhähne und Springbrunnen in Sommer 
zur Abfühlung oder aus reiner Gleichgiltigfeit, im Winter, um ein Einfrieren 
der Leitung zu verhüten, hatte alfo in erfter Linie die Steigerung des Ber: 
brauch veranlaßt. 

Gegen diefen Mißbrauch giebt e8 nur das eine Mittel, die Einführung 
der Waffermeffer. Wir fehen daher auch überall den Waſſermeſſer feinen 
fiegreichen Einzug halten. Gewöhnlich wird bei den ziemlich hohen Anſchaffungs— 
often der Waſſermeſſer und ihrer kurzen Lebensdauer nur ein Waflermefler 
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für jedes Haus angebracht und das Waſſergeld von dem Hausbeſitzer erhoben. 
Man behielt alſo den alten Gebrauch bei, den Hausbeſitzer als Zwiſchenglied 
zwiſchen Waſſerkonſumenten und Waſſerwerk einzuſchalten und ſich dadurch 
die Arbeit der Einziehung des Waſſergeldes zu erleichtern, ohne ſich klar zu 
machen, welche Uebelſtände damit bei der Einführung des Waſſermeſſertarifs 
verknüpft find. Bei den alten Tarifen, befonderd dem Zimmertarif, war bie 
Möglichkeit gegeben, die Antheile der einzelnen Miether an dem Waflergelde 
genau zu beftimmen und von ihnen zu erheben. 68 war fiir die Miether 
eine gewilfe Garantie vorhanden, daß ihnen fein höherer Betrag abgenommen 
wurde. Mit der Einführung der Waflermeifer fiel beides fort. Entweder es 
wurde fein Minimalfag, der unter allen Umftänden ohne Rückſicht auf den 
Verbrauch zahlbar ift, für das einzelne Haus feitgefegt — dann war jede 
Beitimmung des Verbrauchs der einzelnen Miethöparteien unmöglich; oder 
aber e8 war ein Minimaljag angenommen, dann war die Vertheilung diejes 
Minimalſatzes auf die Miethöparteien der Willkür des Hausbeſitzers ebenjo 
üiberlaffen, wie bei etwaigen Mehrverbraudhe die Veriheilung des über ben 
Minimaliag hinaus zu erhebenden Waſſergeldes. Der Hauöbefiger zahlt eben 
das MWaflergeld und hält fi dafür an den Miethern ſchadlos. Daß dabei 
die Miether weit über den Betrag des Waffergeldes hinaus belaftet werben, 
it die nothwendige Folge der ſtets für die Hausbefiger günftigen Macht— 
verhältniffe. Am jchreienditen müflen die üblen Folgen der Waſſermeſſer— 
einführung daher vortreten, wo wie zum Beilpiel in Frankfurt a. M. das 
Maffergeld bisher von den Miethern gezahlt wurbe,* biefe aljo bisher in 
ihrem Wafferbezuge nod) nicht der Tyrannei der Hausbefiger unterworfen waren. 

Die ganze geichilderte Art der Wallervertheilung ift eine Ungeheuerlichfeit. 
Das Ziel der Wafferverjorgung ift doch nicht die Lieferung des Waſſers an 
die Hausbeſitzer, jondern an die endgiltigen Konfumenten. Wird doch aud) 
bei der Gasverwaltung das Gas nicht an die Haußbefiger geliefert. Allerdings 
gehören die Gaskonſumenten meijt der wohlhabenden Schicht der Bevölkerung 
an, die im Stande find, die Gasmefjermiethe, wo jolche iiberhaupt erhoben 
wird, zu tragen. Sozialpolitiich fortgeſchrittene Städte, fpeziell in England, 
haben es aber veritanden, durch geeignete Ginrichtungen, wie Gasantomaten, 
foftenfreie Aufftellung der Gasmeffer u. ſ. w. aud) die Angehörigen der Arbeiter: 
Kaffe zu Gastonjumenten zu machen. Bei der Wajfferverforgung werden dagegen 
thatfächlich in den Hausbeſitzern Taujende von Zwifchenhändlern neu geichaffen, 
die das Monopol der Wallerlieferung an ihre Miether in unbeſchränkter Weije 
ausüben. Es wäre thöricht, von ihnen eine gerechte Vertheilung des Waſſer— 


* Darin bat die Oppofition innerhalb der Frankfurter Stabtverordnneten 
gegen die Einführung der Waffermeffer (September 1900) vollftändig Recht. 


— 211 — 


geldes auf die Miether zu erwarten. Das ift auch nicht ihre Aufgabe. Wenn 
wir aber überall die Forderung aufjtelen, daß die ftädtiichen Verwaltungen 
Zwiihenunternehmer und Zwiſchenhändler ſoweit al3 möglich ausichalten follen, 
jo müſſen wir e8 mit allem Nachdrucke verurtheilen, daß fie nur aus Grün— 
den der Bequemlichkeit oder aus Scheu vor den größeren Kontrollkoften bei 
ber Waflerverforgung ihre Aufgaben auf die Haudbefiger abwälzen. Ein 
ſolches Vorgehen widerjpricht allen Grundjägen der Sozialpolitif um jo mehr, 
als daburd eine Klaſſe, die durch die Art ihres Beſitzes bereitö eine über— 
wiegende Monopolitellung einnimmt, in ihrer Machtitellung geftärft wird. 

Nun find aber dieje Uebelſtände mit der Einführung der Waffermeffer 
durhaus nicht unlöslich verbunden. Im Gegentheil! Nichts ift einfacher als 
durdy Aufftelung von Wafjermefjern in den einzelnen Wohnungen den Haus 
befiger al3 Zwiſchenhändler auszufchalten und die direkte Verbindung zwifchen 
den Miethern, das heißt den Sonjumenten, und dem MWaflerwerfe als bem 
Produzenten Herzuftellen. Die Einwände, die man gegen die Aufftellung der 
Meſſer in den einzelnen Wohnungen zu erheben pflegt, find unſeres Erachtens 
ohne Gewicht. Wenn man die Schwierigkeiten der Anlage in alten Häufern 
anführt, jo gilt dasſelbe auch für die Hauptmeſſer. Uebrigens werben bie 
kleineren Meſſer, deren man für die einzelnen Wohnungen bedarf, fid) leichter 
unterbringen laſſen, als die größeren Hauptmeſſer. Berechtigter mögen bie 
Gründe erjcheinen, die man aus den großjtäbtiihen Wohnungsverhältniffen 
ableitet. Die Zahl der einzinmerigen Wohnungen ohne Küche ift in vielen 
Städten allerdingd jehr groß. So gab es in Berlin 1895 31150 Wohnungen, 
die nur aus einem heizbaren Zimmer ohne Küche und ohne jede weitere Zu: 
behörde beitanden; in Breslau 20377, in Charlottenburg 787, in Dresden 
3036, in Münden 9237 und in Hamburg 1890 2131 Wohnungen. Von 
den Bewohnern derartiger Wohnungsflafjen aber überhaupt Waflergeld zu 
erheben, ift ein ebenjo großer hygieniſcher wie jozialpolitifcher Fehler. Ver: 
zihtet man darauf, die ärmſten Schichten der Bevölkerung zur Zahlung von 
Waffergeld heranzuziehen, jo bedarf es auch feiner Waſſermeſſer für ihre 
Wohnungen und die Zahl der erforderlihen Meſſer würde ſich bedeutend 
beihränfen laſſen. Mittelſt eines Waſſermeſſers auf jedem Stocdwerfe der 
von diejen Bevölkerungsklaſſen bewohnten Miethskaſernen wäre eine Kontrolle 
über den Verbrauch trogdem möglich. 

63 war nah dem Vorausgehenden nicht zu erwarten, daß die Stadt- 
verwaltungen die Aufftellung folcher Nebenmeifer begünftigt hätten. That— 
fählih erheben Stuttgart, Halle und Wiesbaden, wo Nebenmefler im Ge- 
brauch find, für die Nebenmeifer Miethe, während die Hauptmeffer miethfrei find. 

Der Haupteinwand, den man gegen die Einführung von Waſſermeſſern 
erhoben hat, ift die unhygieniſche Sparjamteit im Wafferverbrauche, zu der 
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die Miether von den Haußbefigern gezivungen werden würden. lleberall ba, 
wo bie Wohnungen einjhließlih de Waſſergeldes vermiethet werden — 
und das ift bei Waſſermeſſern ſtets der Fall — fällt natürlih jede Er- 
fparung an Waffer den Hausbefigern al3 baarer Gewinn zu. Der Spartrieb 
der Haudagrarier findet hier ein reiches Feld feiner Bethätigung und gerade 
die ärmeren Slaffen haben unter ihm am meiften zu leiden. Sehr gebräudlich 
ist e8, dad Waſſer ben Miethern nur ftundenmweile zu geben. Die Kloſets 
ftehen dann oft halbe Tage und gar Nächte lang ungejpült da. Der ganze 
große hygieniſche Fortichritt, den der Fontinuirliche Betrieb gegenüber dem 
intermittirenden bedeutet, wird ffrupellos von dem fparenden Haußagrarier 
feinen Miethſklaven konfiszirt, der Schug gegen Feuersgefahr gewiſſenlos 
esfamotirt. Glücklicher Weiſe haben die ftädtiihen Verwaltungen ein Mittel 
in der Hand, dieſem gemeingefährlihen Treiben der Hausbefiger zu begegnen. 
Wird ein Minimalfag feitgefeßt, der bezahlt werden muß ohne Rückſicht, ob 
das Waſſer verbrauht wirb oder nicht, jo hat der wucheriſche Hauswirth 
fein Intereffe mehr daran, die Erjparniß unter diefes Quantum herabzubrüden. 
Die richtige Größe diefes Minimalquantums ift daher von der größten Be— 
deutung und die richtige Beltimmung desjelben eine wichtige Aufgabe der 
ftäbtifchen Behörden. Bei der Feſtſetzung desſelben muß es zu Konflikten 
zwifchen ben Intereſſen des Hausagrarierthums auf ber einen Seite und 
denen der ftädtiichen Verwaltung auf der anderen fommen. Das erftere ftrebt 
nach möglichft niedrigem Sate, während die Städte ſchon aus Rückſicht auf 
den Ertrag der Anlagen und die Verzinfung ihrer Kapitalien, ein gewiſſes 
Duantum Wafler verkaufen müſſen und daher beftrebt find, den Minimalſatz 
diefen Srfordernilfen anzupaſſen. Ihr finanzielles Intereſſe unterftitgt aljo in 
diefem Falle die fyorderungen der Hygiene. Es ift daher ganz unverftänblich, 
daß in einigen Städten überhaupt fein derartiges Minimalguantum feſtgeſetzt 
ift. Das ift der Fall in Breslau, Stettin, Halle a.S., Dortmund, Plauen i. V., 
Straßburg, Leipzig, ebenjo in Düſſeldorf, Königsberg, Altona und Barmen, 
foweit hier Waflermeffer im Gebrauch find. In den anderen Stäbten find 
Minimalfäge in Anwendung. Auf jehr verichiedene Art und Weiſe werben 
diefe Sätze bejtimmt und zwar: 

1. Nah der Höhe der Gebäudejteuer in Köln a. Rh. und Erfurt. 
Es find in Köln zum Beiſpiel zu bezahlen bei einer Gebäudeſteuer von 
12 Me. nichts, von 16 ME. 50 Pfg., von 20 Mt. 1 ME. u. ſ. w., von 
40 Mt. 3 Mt. vierteljährlich u. j. w. Bis zur Minimalzahlung von 12 DIE. 
werden 80 Stubifmeter jährlich geliefert; der Mehrverbrauh tft extra zu 
bezahlen. 

2. Nach dem Brandverfiherungsfapital in Darmſtadt. Es betragen bie 
Mintmalfäge bei einem Brandverficherungsfapital 
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bis 10000 Mt, . . 10 Mt. bis 25000 Mt. . . 25 ME. 
- 15000 = ar über 25000 ME... . 80 = 
: 20000 =: . +. WO =: 


3. Nah der Höhe des Miethwerthes der Wohnungen in Mannheim. 
63 werden 3 Prozent des Miethwerthes als Minimaltaxe erhoben. Die 
Erhebung erfolgt direkt bei den Miethern; bei Wohnungen von einem jähr: 
lihen Miethpreife bis zu 300 DE. von den Liegenfchaftsbefigern. Die Zahlung 
des Mehrkonſums ift in allen Fällen Sache der legteren. 

4. Nach der Zahl der Räume in Danzig und Stuttgart (ſoweit Wafler: 
meffer in Gebrauch find). In Danzig wird der Minimalfag durch Multiplis 
fation der Zahl der Räume von mehr ala 10 Quadratmeter Bodenfläche mit 
3 Mt. (der Einheitzjag des Kubikmeters beträgt 20 Big.) beitimmt; in 
Stuttgart ift der Sak pro Raum 2 ME. 

Dieje vier Arten der Feitiegung des Meinimalfages haben das Gemeint: 
fame, daß fie denfelben von Verhältniſſen abhängig machen, die ohne jede 
immere Beziehung zu dem Wafferverbraude find. Zwiſchen dem Werthe eines 
Haujes, der ja der Höhe der Grundfteuer und dem Brandverficherungsfapital 
beitimmend zu Grunde liegt, ober dem MWerthe einer Wohnung und dem 
Waſſerverbrauch, läßt ſich mit dem beiten Willen keine Verbindung fonftruiren. 
Da nun aber das MWefentliche bei der Feſtſetzung eines Minimaljaged gerade 
der Verbrauch ift, der in beftimmter Ausdehnung der Willtür der Haußbefiger 
wie der Miether entzogen werben foll, fo verfehlen dieſe Tarife volljtändig 
ihren Zweck. 

5. Nach der Weite der Waffermeifer in Kiel, Münden, Braunfchweig, 
fowie in Würzburg, Duisburg, Krefeld, ſoweit in diefen drei Städten 
Waſſermeſſer im Gebrauche find. In Kiel werden pro Millimeter Weite 2 Mk., 
in Krefeld 1 Mt. pro Jahr erhoben. In Münden find als Minimalfag 
zu zahlen bei 7 Millimeter Weite 18 ME., 13 Millimeter 36 ME, 19 Milli: 
meter 90 Me. u. ſ. w. Dabei werden 50 Pfg.— 10 Kubikmeter gejekt. In 
Braunihweig find Meflerweite und Minimalguantum direkt in Verbindung 
geiegt: bei 13 Millimeter ift e8 90 Kubikmeter, bei 20 Millimeter 200 Kubif- 
meter, beit 35 Millimeter 300 Kubikmeter u. ſ. w. Der Preis des Kubik— 
meters ift 10 Pig. Da die Weite des Waſſermeſſers von ber Größe ber 
Zufeitung abhängt und diefe wiederum durch die Größe des vorausfichtlicen 
Verbrauchs bedingt ijt, fo findet bei diefer Ordnung de Minimaljages eine 
gewiſſe Beziehung zwiichen diefem und dem Verbrauche ftatt. Dasſelbe gilt 
aud in den Städten, die 

6. einen feiten Sag als allgemein giltiges Minimum  beftimmt haben. 
Dier bedarf es aber noch der Unterfuhung, ob der allgemein giltige Minimal: 
Tat aud das im Intereſſe der Hygiene erforderliche Waflerquantum verbürgt. 
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Ueber die Städte dieſer Gruppe und die Höhe des Sates giebt die folgende 
fleine Tabelle Auskunft: 




















Name der Stabt J—— Name der Stabt ee 
Berlin . 2... | Spandau —— 
Hannover . .87,60 260Bochum . . . | 16 160° 
Elberfeld . . . „| 80 200 | Müngen-Gladbah .! 24 | 160 
Maden . . 2 24 160 | Mülbaufen i. €. 4 6 30 
Wiesbaden . . . . | 12 48 | Liegnig (ſow. Waſſer | 


Potsdam . . . .) 40 | 120 meffer i. Gebraudg) ; 20 |ca. 180 


Die Minimaljäge find außerordentlich verichieden; fie ſchwanken zwiichen 
6 Mt. in Mülhaufen i. E. und 37,50 Mk. in Hannover, zwijchen 30 Kubik— 
meter und 250 Kubikmeter. Schon aus der Größe diefer Differenzen läßt 
fih) der Schluß ziehen, daß bei der Beſtimmung diejer Säte wohlüberlegte 
Grundſätze faum befolgt find. Für diefe Auffaſſung fpricht ferner der Um— 
ftand, daß Städte mit Schwemmkanaliſation und daher fait allgemeiner Ver: 
breitung der Waſſerkloſets fehr niedrige Minimalfäge und Waſſerquanten, 
wie Wiesbaden 12 DIE. — 48 Kubikmeter, Berlin 24 Mt. — 80 Kubikmeter, 
auf der anderen Seite Städte mit Grubenigftem jehr hohe Minimalfäge haben, 
wie zum Beilpiel Elberfeld 30 Mt. — 200 Kubikmeter, Bodum 16 Mf. — 
160 Kubikmeter, München-Gladbah 24 ME. — 160 Kubikmeter. Nun haben 
aber doch ganz offenbar die Lebenägewohnheiten der Einwohner auf die Höhe 
des Waſſerverbrauchs einen vorwiegenden Einfluß und jollten ihn auch auf 
die Höhe des Minimalquantums ausüben. Wo wie zum Beiipiel in Eng— 
land, in Hamburg das täglide Bad im Haufe bis hinab in die Kreife des 
Mittelitandes, ja des kleineren Mittelitandes ſich eingebürgert hat, wo das 
Klojet mit Wafferipilung allgemein gebräuchlich ift, da werden ganz andere 
Waſſermaſſen verbraudt, als da, wo eine auögeiprochene Waſſerſcheu bis 
hinauf in die wohlhäbigen Bevölkerungsklaſſen zu finden ift, und das Gruben= 
ſyſtem noch unumſchränkt Herricht. 

Der Hauptmangel aber diefer allgemein giltigen Säge ift ihre allgemeine 
Giltigkeit. Indem alle Häufer ohne Nüdfiht auf ihre Bewohnerzahl über 
einen Kamm gejchoren werden, entftehen geradezu abjurde Verhältniffe.. Das 
fönnen wir fir Berlin und Liegnig in ber auf ber nächſten Seite abgedrudten 
Heinen Tafel aufweifen, für die uns die erforderlihen Zahlen zur Verfügung 
ftehen. 

Alfo gerade für die großen Miethöfafernen, wo das Proletariat Dicht 
gebrängt hauft, ift der Minimalſatz vollftändig ungenügend und verjagt gerabe 
im Intereſſe der Klaſſen in der ungeheuerlichiten Weife, denen gegenüber das 
Wafferiparipftem der Hausagrarier in volliter, üppigſter Blüthe fteht. Mur 
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Bahl der Bewohner 











1-10 | 11—20 | 26-50 | 51—100 | über 100 





Berlin 1895: | | | | 
Promille der bebauten Grundftüde . . | 56 | 77 | 288 | 858 | 226 
Liter pro Kopf und Tag unter Annahme | | | 

einer mittleren Bemohnerzahl in jeder | | hochſtens 
Gruppheee.. ne 48,8 | 14,6 59 | 29 2,1 

Liegnitz 1895: | R 
Promille der bebauten Grundftüde . . | 196 | 286 | 445 | 69 4 
Liter pro Kopf und Tag unter Annahme | | 

einer mittleren Bewohnerzahl in jeder | hochſiens 
Gruppe BEE 738 248 10 48 | 8,6 





ben Bewohnern von 56 Promille der Grundjtüde in Berlin und 196 Pro— 
mile in Liegnig fihern die von ben betreffenden Stäbteverwaltungen ein: 
geführten Minimalſätze ein knapp ausreichendes Waſſerquantum, die Bewohner 
der übrigen 944 Promille beziehungsweife 804 Promille find mitleidslos der 
Auswucherung überliefert. 

Unfere ganze lUnterfuhung über die Anwendung des Minimalſatzes hat 
fi) zu einer Verurtheilung des Syſtems der Hauptmejjer und der damit ver— 
bundenen Bertheilung des Waflergelded auf die Konſumenten durch die Haus— 
befiger geftaltet. Aus den großen Schwierigkeiten, mit denen eine gerechte 
Regelung de3 Minimalfages verknüpft ift, giebt e3 nur einen Ausweg: die 
Lieferung des Waſſers direkt an die Konjumenten. Selbit dieſe direkte Liefe- 
rung vorausgeſetzt, bedarf es nod) einer nad) jozialpolitiichen Grundſätzen ge: 
regelten Abitufung des Wafferpreifes, alſo der Preife für den Kubikmeter 
Waſſer. Schon der Einheitöpreis mit Ausihluß jede Nabatt3, wie er zum 
Beifpiel in Breslau (15 Pfg. pro Kubikmeter), Magdeburg (12 Pfg.), 
Halle a. ©. (16 Pfg.), Wiesbaden (25 Pfg.), Münden (5 Pfg.), Braun— 
ſchweig (10 Pfg.), Plauen i. V. (20 Pfg.), Altona (21,3 Pfg.), in Kraft ift, 
bedeutet für die minderbemittelten Klaſſen der ftäbtiichen Bevölkerung die nicht 
zu billigende Vertheuerung eines unentbehrlihen Lebensmittels. Um wie viel 
mehr die Abftufung des Preiles proportional der Höhe des Konſums! Und dieje 
beherricht die Waffertarife der meiften Städte! Faft überall wird eine ſcharfe 
Grenze zwiichen dem Klein- und dem Großkonſum gezogen. Der Kleintonfum 
hat die höheren Wafferpreife, der leiftungsfähige Großkonſum der Induftrie 
die niedrigeren Preife, die mit der Größe des Konſums abnehmen. Man 
fann den Städten nicht den Vorwurf machen, daß fie Meittelftandapolitif 
treiben. Im Gegentheil! In ihrer Waflertarifpolitit find fie die entſchiedenſten 
Anhänger des Großbetriebs. Das beweiſt die folgende Tabelle aufs ſchlagendſte. 
Bir haben in derjelben die Städte mit Preisdegreifion und die mit fteigenden 
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NRabattjägen in zwei Gruppen zujammengefaßt und die Preis beziehungsweije 
Rabattjäge für die obere Grenze des Kleinkonſums, fowie die untere und obere 
Grenze des Großkonſums angegeben. 





| Aleinltonfum — 





| ⸗ — — — = 
Name ber Etabt DPbere Untere Obere 
Grenze v GBrenze Preis Grenze Preis 


chm | Pig. chbm Pfg. chm Uſa. 





Städte mit Preisdegreſſion: über | 
a) Nur mit Waffermeffer: | 
Sannover . > 2 2 .2.2.2...1,%80 | 15 2531 14 ie 
Stettin . | 750 | 18 751 15 1250 | 12 
Elberfeld | — — | 3000: 15 |100000| 7 
Rortmund . .. .1 —1— 2500 10 180000 | 5 
Aahen . . > 222202. 400 "15 401 | 14 | 16000 | 10 
Eſſiien... ed 1000 | 10 20000 | 8 
Bohum . . 22.400 | 10 — — [1000| 65 
Miünden-Bladbah. . . . . Il — !—]| 2000| ı5 | 18000 9 
Darnobt 5.2 u 2. 2 else 1000 | 22 1000 | 17 
Leipzig . 500 | 22 — — [100000 | 16 
Mülbaufen i. @.. j | 500 | 20 — — 1150000 6 
b) Nur z. ãdeit Baflerneffer | | | 
Barmen . . . My 2000 12 | 5000| 7 
Krefeld... 2.2.22... )ol 2] — — 4000 6 
Sohn en . — tägl. d 14 tägl. v 12 
Münſter i. ß. — 2000 10 2000 9 
Stuttgart.. .— 118 — | 50000 | 12 
1 9 

Städte mit Rabattſätzen: | " —— 
Düſſeldorf. > — — 5000 5 | 40000 25 
Königebeg . . » 2» 2.2. 1 — 2000 | 10 4000 20 
Liegnit . 222.2 I — [bi82000 15 | 10000 | 20 
Mannheim . 2 2 2 20. \ — 1201 5 75000 | 45 
Dredden . . . 2 22: hi - 3000 2 1100000 | 10 
Straßburg. . » 2 2... 500 | 12 601, 10 7500 | 883%/s 


63 wäre jchwierig, in den Tarifjägen diefer Tabelle dad Wirken fozial 
politiiher Grundfäge nachzumeifen. Ausichließlid; kaufmänniſche Geſichtspunkte 
fönnen derartige Nabattprogreffionen und Preisdegrefjionen beftimmt haben. 
Der Unternehmer kennt nur die Rückſicht auf feinen Profit; fie allein leitet 
ihn bei der Gewährung des Nabatt3 an Großabnehmer. Die ftädtiichen Waffer- 
werke jollen aber feine profitabwerfenden Anlagen fein; auf feinen Fall follten 
die eventuell fich ergebenden Ueberſchüſſe durch höhere Belaſtung der Klein— 
fonfumenten erzielt werden. Die Aufgabe der ſtädtiſchen Waflerwerfe ift in 
eriter Linie die Verforgung bes Hausbedarfs, erft in zweiter die der Induftrie. 
Billige8 Trink: und Nutzwaſſer für die Haushaltungen, nicht aber billiges 
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Waſſer für die induftriellen Betriebe muß das Ziel der ftäbtiihen Waſſer— 
werfverwaltungen fein. 

Ziehen wir das Fazit aus unferer Unterfuchung über bie ftädtifchen Waffer- 
tarife. Ueberall konnten wir die mangelnde Berüdjihtigung der hygieniſchen 
und fozialpolitiichen Grundfäge nachweiien, jo daß eine Neuordnung der Tarife 
nah denjelben als eine ſehr wichtige und dringliche Aufgabe der ſtädtiſchen 
Verwaltungen bezeichnet werden muß. Für diefe Neuordnung ergaben ſich 
ung folgende Leitfäge. Das Waſſer ift direft an bie Konſumenten (aljo nicht 
an die Haußbefiger) durch Waſſermeſſer zu liefern. Die Wafferpreife find fo 
feitzufegen, daß fie von einem Einheitöpreife ab gleichzeitig mit der Leitungs: 
fähigkeit der Konfumenten abnehmen. Die unterſten Schichten find von ber 
Zahlung eines Waffergeldes zu befreien. Der Wafferpreis für induftrielle 
Zwede, der gefondert zu behandeln ift, darf unter feinen Umſtänden unter 
den Ginheitöpreis für Haushaltungszwede finten. Rabatte find aufzuheben. 


Piertes Kapitel. 
Badeivelen. 


Im Jahre 1886 hielt Laſſar auf der 13. Verſammlung des Deutichen 
Vereins für öffentliche Gejundheitspflege einen Vortrag über Volksbäder, in 
dem er bie traurigen Volksbadezuſtände im Deutjchen Reiche und fpeziell in 
Preußen ſchonungslos aufdeckte.“ Nah Laſſars Ermittlungen gab e8 damals 
fir 32 687 726 Einwohner in Deutichland nur 1131 Warmwafferbabeanftalten 
oder eine auf 29000 Perſonen. Auf Preußen entfielen 551 Anftalten, alfo 
auf 38000 Einwohner eine Anstalt! Gehen wir etwas näher auf die Einzel: 
heiten ein, jo ftellen ji die Verhältniffe noch bei Weiten jchlechter dar. In 
zwei Dritteln Preußens beitanden in etwa 397 Städten unter 3000 Ein 
wohnern nur 90 Anftalten, ohne Anjtalten waren 310 Eleine Städte. In 
340 Städten mit 3 bi8 10000 Einwohnern gab es 219 und in 117 Städten 
mit über 10000 Einwohnern 238 Babeanitalten. In den Städten liegen 
aber die Verhältnifie im Großen und Ganzen noch günftig gegenüber dem 
flachen Lande, wo in zwei Dritteln Preußens die gejammte Land— 
bevölferung ji ohne jede Warmbadeanfialt behelfen mußte. Kurz: 
der deutſche, peziell preußtiche Bauer badet nicht. Bon 268 Sreifen der übrigen 
deutichen Staaten waren 80, aljo dad Wohnungsgebiet von circa 2,4 Mil: 
lionen Menſchen ohne jede öffentliche Badeanſtalt. Die Bedeutung dieſer 
Zahlen tritt noch jchärfer hervor, wenn wir das Bebürfniß, wie es die öffent— 
lihe Gefundheitspflege vorjchreibt, mit der Möglichkeit der Bebürfnißbefriedi- 
gung vergleichen. Nach Laflar muß ein warmes Neinigungsbad in der Woche 
ald das Minimum bezeichnet werden, das für die förperlie Reinigung im 
Intereſſe der Körperpflege nothwendig ift. Für 1000 Einwohner mit einem 
jährlichen Badebedürfnig von 52000 Bädern wäre aljo mindeitens eine Ans 
ftalt von 10 bis 15 Wannen erforderlih. Thatjächlich vorhanden find aber 
nur 1131 Anftalten oder eine auf 29000 Berjonen, fo dab aljo faft das 
Dreißigfahe der vorhandenen Anstalten neu gefchaffen werben müßte, um auch 
nur den geringjten Anjprüchen ber öffentlichen Gefundheitöpflege zu genügen. 
So lagen die Verhältniffe im Jahre 1886. 


* Der Vortrag ijt dann fpäter etwas erweitert feparat erfchienen, in 2. Aufl. 1888, 
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Im Jahre 1900 Hat nun die „Deutiche Gejellihaft für Volksbäder“ 
wiederum eine Statiftif der Warmbadeanftalten vorgenommen,* die auf einer 
faſt Lüdenlojen Beantwortung der ausgejandten Fragebogen beruht. Wer 
auch bei der Unvollftändigfeit der Enquete des Jahres 1886 Fein unanfecht- 
barer Vergleich zwiichen den NRefultaten der beiden Aufnahmen gezogen werben 
fan, To ift doch immerhin eine Vergleichung, bei der man fi) des Ganzen 
bewußt bleibt, im höchſten Grabe intereffant. Es wurden alſo 1900 2918 
Varmbadeanftalten, das heißt auf je 18000 Einwohner eine Anftalt gegen 1131 
im Jahre 1886 (eine auf 29000 Einwohner) gezählt. Diefe 2918 An— 
ftalten enthielten 19258 Badewannen, 7343 Braufezellen und 251 Schwimm— 
baſſins. Auf je 100000 Einwohner de3 Deutichen Neiches fommen aljo 
0,5 Schwimmbaſſins, 36,8 Badewannen und 14,0 Braufezellen. Inter dieſem 
Durchſchnitt bleiben, joweit Schwimmbaſſins in Frage fommen, Helfen, Medien: 
burg. Schwerin, Hamburg und Preußen, während Bayern und Eljaß-Lothringen 
gerade den Durchichnitt erreichen, Württemberg, Thüringen, Anhalt, Lippe— 
Detmold, Sachſen, Oldenburg, Mteklenburg:Strelig, Baden, Braunſchweig und 
Bremen über dem Durchſchnitt ftehen. Fakt man die fombinirte Zahl der 
Badewannen und Braufezellen ins Auge, jo ändert fi) die Reihenfolge. Unter 
Durchſchnitt find: Oldenburg, Medlenburge Schwerin, Heilen, Breußen, Schaums 
burgs Lippe, Lippe- Detmold, Medlenburg: Strelig, über Durchſchnitt: Lübeck, 
Bayern, Hamburg, Eljaß-Lothringen, Braunfchweig, Württemberg, Sadjien, 
Thüringen, Baden, Anhalt, Bremen, Walded (358,2 Wannen). Biel jchärfer 
tritt die Mangelhaftigteit unjerer Badeverhältniſſe hervor durch eine Feſt— 
jtellung der Größe der Bevölferungstheile, die ohne jede Warmwafferanitalt 
find. In Preußen waren zum Beifpiel 133 Kreiſe von 545 ohne öffentliche 
Anftalt. Im Deutfchen Reiche waren Orte mit mehr als 3000 Einwohnern 
ohne Warmbabeanftalt in folgender Zahl vorhanden: 


25000 bi8 b0 000 
Einwohner 


10000 bis 25000 
Einmobner 


3000 bis 10000 
Einwohner 








Crte | Einwohner | Orte ! Einwohner | Orte | Einwohner 


Preußen. 4635 | 2228610 | 55 | 783841 | 5 | 17242 
BEN >» 2 een 39 173764 | 1 13000 | — — 
Sadin . - : 2 2 2... 64 | 23986771] 1 10012 | — 
Württemberg . . - .». .» 19 71634 | — — — — 
Baden 17 701491 — — — 
Heſſien 84 16627901 — — 4 


Uebrige Staaten . . . . . Bl | 219355 | — — = — 
659 3212973 | 57 506353 | 5 : 172422 


* Vergleiche Veröfientlichungen der „Deutichen Gefellichaft für Volksbäder“, 
4. Heft. Berlin 1900. Das Material wurde von Dr. E. Hirfchberg bearbeitet. 
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Es gab alfo im Deutjchen Neiche im Jahre 1900 nod 721 Orte mit 
mehr als 3000 Einwohnern, auffteigenb bis zu 50000 Einwohnern, in 
denen eine Bevölkerung von über 4 Millionen fi ohne Warmbadeanftalt bes 
helfen mußte. Danach kann man fih ein Bild machen, welche Zuftände auf 
dem flachen Lande herrſchen mögen. 

Wer mollte behaupten, daß es in dem Zeitraum von 1886 bis 1900 
fehr viel beffer geworden ift. Der Sag, „der Bauer badet nicht“, gilt heute 
noch mit gleicher Unumfchränttheit wie vor 14 Jahren.* Wenn irgendwo 
. eine Beſſerung eingetreten ijt, fo gilt das für die Städte, befonbers die großen 
Städte, die in den legten zehn Jahren ſich ihrer hygieniſchen Pflichten mehr 
und mehr bewußt geworden find und fih leider nur zu langfam anſchicken, 
denfelben gerecht zu werben. 

Wie lange hat es zum Beiſpiel gedauert, bis fi die Stadt Berlin auf 
ihre Pflicht befann! 

Als auf der ſchon erwähnten Verfammlung des Deutſchen Vereins für 
öffentliche Gefundheitspflege im Jahre 1886 der Oberbürgerimeifter von Göt- 
tigen, Merkel, behauptete, daß an ben bei Weiten größten Theil der Berliner 
Jugend, namentlich den weiblichen Theil, abgejehen von Gefiht und Händen, 
während ihrer Schulzeit fein Tropfen Waſſer füme, erregte er die größte 
Entrüfjtung der leitenden Berliner Kreiſe. Mit Necht hob Merkel dann weiter 
hervor, daß es jeder Wirklichkeit twiderfprechen wirde, wenn nun plöglich eine 
fo gewöhnte Jugend fih nad) Vollendung der Schulzeit zu enthufiaftiichen 
Badeliebhabern entwideln würde. Thatfählich kennt die große Maſſe der 
Berliner Bevölkerung den Werth eines Bades nicht. Woher follte fie ihn 
aber auch kennen lernen? Badeliebhaber wird man nicht allein durd die Kraft 
der Einbildung. Nur da wo reichliche Gelegenheit zum Baden vorhanden iſt, 
wo das Bad förmlich auf Schritt und Tritt lockt, fann ſich die Badeliebhaberei 
in der Bevölkerung entwideln. Dan fchaffe die Bäder, wo die Natur fie nicht 
geihaffen, und die Menfchen werden ſchon in die hellen hohen Hallen hinein 
ftrömen, um die köſtliche Wonne des Austummelns des Leibe in der wohligen 
Fluth zu genießen. Aber noch eine weitere Bedingung muß erfüllt werden, 
deren volle Erfüllung nicht im den Händen der einzelnen Behörden liegt, 
obihon fie ihrerjeits jehr viel dazu beitragen können, daß die Bedingung der 
Erfüllung näher gebracht wird. Die arbeitende Klaffe muß aud die Zeit 
haben, ihren Neinlicjkeitötrieb zu befriedigen. Was helfen alle Volksbäder, 
wenn eine endloſe Arbeitszeit aus dein Körper alle Energie und Kraft aus— 
preßt und dem Arbeiter nur noch Zeit zum Eſſen und Schlafen läßt. 


* Erjt in allerneuefter Zeit fommt e3 vor, daß in den Mollereigebäuden ber 
Moltereigenofjenfchaften auf dem Lande kleine Badeanftalten eingerichtet werden. 
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Bis zum Jahre 1885 hatten die ftäbtiichen Behörden Berlins auch nicht 
das Geringfte gethan, um den Hunderttauſenden die MWohlthat des Bades 
auh nur im Sommer zugänglich zu machen.“ Die alten ftäbtiihen Fluß— 
badeanftalten, von denen die erjte für Männer 1850, die übrigen vier 1855, 
1857, 1858 und 1874, die drei für rauen 1863, 1865 und 1868 ent— 
ftanden, und in denen bie Bäder theils umſonſt, theils gegen Zahlung von 
5 Pig. verabfolgt wurden, genügten auch nicht den beicheidenften Aniprücen. 
Die Frequenz diejer Anftalten entwickelte fich in der folgenden Weiſe: 

















| Männer Frauen 
Freibäder |A6de.5Pf.| Freibäder |ä6 de. 5. 
eb: Fe \ 26952 | 142128 5605 61111 
1870. 2 2 2.2.2. 97462 | 117407 | 39700 | 60191 
SEN. u na 188291 | 196049 98985 86775 
ISBN. 2 174956 | 143510 69172 72622 
1888. ee 395428 200167 


In den Monaten Juni bis September 1887 inklufive wurden bie alten 
Anttalten (fünf Männer: und drei Frauenbadeanftalten) von 636116 Pers: 
ſonen beſucht. Natürlich vermochten biejelben der wachlenden Benützung nicht 
mehr zu genügen. Die Weberfüllung machte ſehr häufig ein Schwimmen ge— 
radezu zur Unmöglichkeit, und in den heißen Tagen des Juni und Juli mußten 
viele Badeluftige des beichränften Raumes wegen abgewiefen werden. Endlich 
im Jahre 1885 rafften fich die ftädtifchen Behörden joweit auf, daß fie Die 
alten Anftalten durch die Anlage eines Baffins zu vergrößern umd zwei neue 
Bodeanftalten, je eine für Männer und für Frauen, zu erbauen bejchloffen. 
1887 wurden dieje zwei neuen Badeanstalten für Männer erbaut. Diejelben er- 
hielten größere Baffins und eine Reihe von Bequemlichkeiten und Annehmlich— 
feiten, die den alten Anftalten fehlten. Um nun eine Ueberfüllung ber neuen 
Anitalten und eine Ueberwanderung ber Bejucher der alten Anftalten in die 
neuen zu verhüten, erhöhte der Magiitrat das Badegeld auf 15 (Bad mit 
Auskfeidezelle) beziehungsmweife 10 Pig. Probatum est. Es war offenbar 
viel einfacher, durch höhere Badepreife die ärmfte Klaſſe auszuschließen, als 
die alten Badeanftalten auf ein menfchenwirdiges Niveau zu heben. Hier 
wie auf allen anderen Gebieten zeitigt die Sozialpolitif der freifinnigen Kom— 
mimalpolitifer bie wunderbarſten Blüthen. Seitdem iſt bie Zahl der Anz 
falten langfam gewachſen; fie betrug 1899: 11 für Männer und 9 für 
Frauen und die Zahl der Badenden belief fi) auf 1005246 Berfonen, 


* Borchardt, Die ftädtifchen Babdeanftalten in Berlin. „D. V. f. ö. G.“ XX, 
©. 600 ff. 
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von denen 518934 gegen Bezahlung badeten. Nach Geſchlechtern theilte ſich 
die Zahl in 637519 Männer und 367727 Frauen; das weiblihe Geſchlecht 
badete alfo ein halb Mal fo felten ald das männlide. Die Zahlen find in 
feiner Weife glänzend, entfällt doch in ber Zeit vom Juni bis Septeniber 
noch nicht einmal ein Bad auf den Einwohner. Sie zeigen aber nad) der 
Beriode der Stagnation von 1875 bis Ende der achtziger Jahre nunmehr eine 
Entwicklung zum Beſſern. Es handelt fi bier nur um Flußbadeanftalten, 
beren Einrichtung feine größeren Koften verurſacht. Wie ftand es aber mit 
den Anftalten fir warme Bäder, daS heißt den Anftalten, die in ber 
größeren Hälfte des Jahres das Badebedürfniß der Bevölkerung befriedigen 
follen? Auch in diefer Frage haben die ftädtiichen Behörden lange Zeit ihre 
beliebte Haltung eingenommen, mit der man fid) allerdings am bequemften 
um jede Thätigfeit herumdrüden kann: fie leugneten das Bebürfniß. Und 
fie leugneten es mit einer entzüdenden Dreiſtigkeit — weil die private Thätig— 
feit einmal ſchon ausreichend geforgt hätte und es zweitens ein unverzeihlicher 
Eingriff in die private Erwerbsſphäre geweſen wäre,* den privaten Inter: 
nehmern ihr Ausbeutungsobjekt, die Berliner Bevölkerung, nicht mehr auf Gnade 
und Ungnade zu überlaſſen. Doch aud ihr Tag von Damaskus fam! Wie 
der Stadtratd Bordhardt, a. a. O. ©. 603, To ſchön fchreibt: „Von dem 
Augenblide an, in welchem die jtäbtischen Behörden die Verpflichtung einfahen, 
fih um Badegelegenheiten in Rüdfiht auf deren großen hygienischen Werth 
zu fümmern, fonnte die Nothwendigfeit der Errichtung von Anftalten für 
warme Bäder nicht mehr in Abrede geitellt werben.” Man jollte nun denfen, 
daß die ftädtiichen Behörden nichts anderes zu thun hätten, als jo ſchnell 
als möglich das Verſäumte nachzuholen. Weit gefehlt! Herr Stadtrath 
Borchardt verſichert uns: „Wohl wäre es bei der finanziellen Lage Berlins 
für die Kommune ein Leichtes geweſen, auch dieſe Anſtalten, gleich wie die 
Flußbadeanſtalten, aus eigenen Mitteln zu erbauen und zu verwalten. Man 
iſt aber an maßgebender Stelle“, jo fährt unſer Stadtrath fort, „allezeit von 
der gewiß richtigen Anſchauung durchdrungen, daß das Anfehen, welches die 
Verwaltung Berlins in den Augen anderer Städte befitt, zum großen Theile 
dem Umſtande verdankt wird, daB bei uns Taufende, Männer und Frauen, 
in jelbftlofer uneigennüßiger Weife fich bereit finden, an unjerem großen 
Gemeinwejen mitzufchaffen und mitzuwirken." Wie jehr haben wir die 
ethiiche Größe der ftädtiihen Behörden verfannt! Es ift begreiflic, daß die 
Verwaltung dieſes Anſehen, das fie in den Mugen anderer Städte, foll 

* Auch in Leipzig ſprach noch 1894 ein Bürgermeifter von einer nicht ganz 
unbeadhtlichen (!) Gegenpetition der Badeanſtaltsbeſitzer, die fich gegen die von 


fozialdemofratifcher Seite aus geforderte Einrichtung weiterer Voll3braufebäder 
befonders im öjtlichen Stadtbezirke ausfprah,. S. P. II, 2 (1894), ©. 232. 
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heißen anderer ftäbtiicher Behörden befigt, nicht Teichtfinniger Weiſe durch 
eine übel angebrachte Geſchäftigkeit aufs Spiel ſetzen will, daß fie den Auf 
der Meifterihaft in der Verneinung von Bebürfnißfragen, um den ſicher bie 
anderen ftäbtiihen Behörden fie beneiden, nicht un der lächerlichen Einrich- 
tung von warmen Bädern willen einbüßen mil. „Die ftäbtiichen Behörden 
haben es jeder Zeit verftanden, dieſen guten Bürgerfinn immter weiter aus— 
zubilden. So hat ſich aud) bei diejer Gelegenheit jener Gemeinfinn der Ein- 
wohner Berlins aufd Glänzendite gezeigt.” Ein probates, bewundernöwerthes 
Mittel der Ausbildung des Gemeinfinns! Die ftäbtilchen Behörden Berlins 
vernachläſſigen ihre wichtigiten Verwaltungsaufgaben, fie verneinen großmüthig 
die Berechtigung ihrer eigenen Eriftenz — um den Bürgerfinn auszubilden. 
Welche antife Größe! 

Mit 108000 ME. kauften fi bie ftädtifchen Behörden von ber Ber: 
pflihtung, ihre Pflicht zu thun, los und übergaben die Sorge fir das Babe: 
weien Berlins dem „guten Bürgerfinn“, als deſſen Nepräfentant in dieſem 
Falle der „Verein für Volksbäder“ auf der Szene erjcheint.* Die ftädtifchen 
Behörden überwiefen diefem Vereine zwei Grundftüde für die Erbauung 
zweier Anjtalten für Brauſe- und Wannenbäder und leijteten einen Beitrag 
von 54000 ME. pro Anftalt. Dafür behielt fi) die Stadt die Genehmigung 
der Tarife, Anftellung und Entlaffung der Beamten, Webernahme der Ans 
ftalten innerhalb der vier eriten Jahre zum Buchwerthe, nachher zum Tax— 
werthe, ſowie 3a Prozent Zinfen und 1's Prozent Amortijation nad) ber 
Verzinſung des Vereindfapital3 vor. Der Verein verpflichtete fi) den gleichen 
Betrag aufzumenden und die Verwaltungsfoften aufzubringen. 

Jede Anjtalt enthält für Männer: 9 Braufezellen 1. Klaſſe (Preis 
25 Pig. inklufive Seife und 2 Handtücher) und 5 2. Klaſſe (10 Pfg. 
inklufive Seife und 1 Handtuh), 4 Wannenbäder 1. Klaſſe (50 Pig.) 


| — {m = —— 


* Den Berliner ftädtifchen Behörden ftellen fich ebenbürtig die Hamburger, 
vor Allem die Hamburger Bürgerfchaft, an die Seite. Als der im Jahre 1887 
eingefegte Ausschuß derfelben, der fich mit der Berathung der Verbilligung und 
Neuerrichtung von Voltsbadeanftalten bejchäftigen follte, endlich im Jahre 1893 
in einem 6. Berichte die Erbauung einer Volt3badeanftalt nach der Senats: 
vorlage empfahl, da pried er es geradezu als eine Fügung des Himmels, daß 
er den Betrieb der Anftalt der Direktion der Walch: und Badeanftalten über: 
tragen Eonnte, daß „hier ein jachlundiger Unternehmer gefunden fei und nicht 
eiwa der Staat Experimente auf diefem für ihn fchmwierigen Gebiete zu machen 
veranlaßt werde”. Welch ein Gipfel von unverfchämter Unmiffenheit, noch im 
Jahre 1893 den Betrieb einer Badeanftalt al ein „Schwierige Experiment“ für 
eine ftädtifche Behörde zu bezeichnen, wenn man bedenkt, daß zum Beifpiel in 
England fchon feit den vierziger Jahren öffentliche ftädtifche Badeanitalten mit 
dem größten Erfolge beftehen. 
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und 12 2. Klaſſe (25 Pig.) und für Frauen: 4 Braufezellen 1. Klaſſe 
(10 Pfg.), 4 Wannenbäder 1. Klaffe (50 Pig.) und 8 2. Klaſſe (25 Pfg.). 
In den Anftalten wird Mil verfaufl. Was für ein Bebirfniß für ſolche 
Anftalten in der Berliner Bevölkerung vorhanden war, das beweifen am 
beiten die folgenden Worte Laffard, die wir einem Vortrage besjelben, 
gehalten im Chemiegebäude der Berliner Gemwerbeausftellung, entnehmen: 
„Bald (nad) der Eröffnung) ftrömte die Bevölkerung aller Stände den Bädern 
zu. Kaum war e8 möglich, den gejtellten Anforderungen zu entiprehen. Es 
beburfte feiner Bekanntmachung, feiner Anpreifung. Jeder der fonnte, fchien 
von der Vergünftigung Nugen ziehen zu wollen. An den Sonnabenden und 
ben Vorabenden der Feittage mußte bis zur Mitternacht gearbeitet werden, 
um dem Andrange nur einigermaßen zu genügen. An einzelnen Tagen wurden 
über 1500 Bäder in jeder Anftalt verabreicht. ** Die ungeichmälerte Ans 
ziehungskraft diefer beiden Anſtalten tjt auch, nachdem die Stabt Berlin jelbit 
zwei Anftalten errichtet hat, geblieben. Sie haben den werthvollen Nachweis 
geliefert, daß es möglich ift, für öffentliche Bäder einer großen Stabt felbft 
bei niedrigen Bäbderpreifen (ein Vollbad inklufive Seife und Handtuch koſtet 
25 Pfg.; ein Braufebad 10 Pfa.) eine genügende Rentabilität (3”/ Prozent) 
zu erzielen. 

Endlih nad) langen Verhandlungen und weiteren vier Jahren entichloffen 
fi die ſtädtiſchen Behörden, jelbftändig vorzugehen, und jo famen denn No— 
vember 1892 und Juni 1893 die beiden ſtädtiſchen Volfsbabeanftalten, Die 
einzigen, bie Berlin auch heute noch befigt, zur Gröffnung. Zwar fanı 
10. Oftober/14. Dezember 1893 ein Gemeindebeihluß zu Stande, noch je 
eine Anftalt für den Süden, den Südweſten, den Wedding und die Schön- 
hauſer Vorftadt zu errichten, aber die Ausführung diefes Beſchluſſes ift noch 
nicht über die Vorbereitungen hinaus gediehen. Der Hauptgrund für dieſe 
Verzögerung ift in der unerbittlihen Feindſchaft der privaten Badeanſtalts— 
befiger zu ſuchen, welche es verftanden haben, fi) in der Stabtverorbneten= 
verfammlung eine entjchiedene Jntereffenvertretung zu fihern. Am beften 
fönnen wir dieſen privaten Einfluß in der Tarifpolitif der Stabtverorbneten= 
verfammlung verfolgen. Nah dem uriprünglichen Tarif betrug der Preis 
für ein Mannenbad 1. Slaffe 50 Pfg., 7 Bäder 3 Mk.; ein Wannenbad 
2. Klaſſe 25 Pig; 5 Braufebäder 1. Hlaffe 1 ME. Die Sätze biejes Tarifes 
waren den Privatbefigern zu niedrig; fie konnten mit ben ftäbtiichen Anftalten 
nicht mehr fonkurriren. Das wäre im Intereffe der öffentlichen Gejundheits- 
pflege nur zu begrüßen geweſen, deren Wejen es wiberjpricht, hygieniſche, Der 
Allgemeinheit dienende Einrichtungen im Intereife des Privatprofits mißbraucdhen 
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* Die Thätigleit des Berliner Vereins für Vollsbäder. Berlin 1896, ©. 9. 
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zu laſſen. Die Stadtverorbnetenverjanmlung aber erhöhte nicht nur den Tarif 
auf dad private Niveau (die betreffenden PBreife von 50 Pfg. auf 60 Pfg., und 
25 Pig. auf 30 Pfg.), ſondern ftrich außerdem noch alle befonderen Abonnements— 
bedingungen, die auch in Privatanftalten den regelmäßigen Bejuchern zu Gute 
fommen, und ſetzte dadurch die Konfurrenzfähigfeit der ftädtiichen Anjtalten 
gegenüber ihren privaten Rivalinnen entjchieden herab.* Nefultat diefer jelbft: 
ofen, an Untreue grenzenden Politik: der Beſuch der Wannenbäder 1. Klaſſe 
md der Frauenbäder 2. Klaſſe nahm fühlbar ab; die Benügung der Wannen: 
bäder 2. Klaſſe und der Braufebäder 1. Klaffe fiir die Männer entwidelte ſich 
nit weiter. Da fich bei dem Fortbeſtehen dieſes Tarifes ein großes Defizit 
vorausſehen ließ, filhrte der Magiſtrat vom 1. Februar 1895 ab wieder 
Abonnementöfarten ein, die aber immer noch ungünftiger als die Preiſe des 
I. Tarife waren. Die Befiger der Privatbadeanftalten ſchlugen nunmehr 
eine andere Taktik ein. Sie verlangten eine noch weitergehende Herabfegung 
der Badepreife und eine Abichaffung der Wannenbäder 1. und 2. Klaſſe. 
Der Plan ihres Vorgehens ließ ſich jehr leicht durchſchauen. Die ftädtifchen 
Anstalten mit ihren billigen Sägen hatten eine große Zahl der früheren beſſer 
fituirten Beſucher von Privatanftalten am ſich gezogen. Würden nun bie 
Wannenbäder ganz abgeſchafft, die Breife für die Schwimm- und Braufebäder 
noch weiter erniedrigt, fo würden, wie fie hofften, einmal die Beſucher der 
Wannenbäber direkt in ihre Anftalten getrieben und den öffentlichen Anstalten 
der Stempel des Proletenthums aufgedrüdt. Mit der Standesehre des Bürger: 
thums würde ſich der Beſuch einer ſolchen Anſtalt nicht mehr vereinen laſſen 
und die Exiſtenz der Privatbäder wäre wieder einmal auf einige Zeit geſichert. 
Die Agitation der Privatbefiger hatte den gewünſchten Erfolg. Thatſächlich 
beſchloß der Etatsausſchuß der Stadtverordneten bei Berathung des Etats 
für 1898/99 einſtimmig die Annahme einer Reſolution, wonach mit dem 
1. April 1898 die Wannenbäder 1. Klaſſe aufgehoben und mebizi- 
niihe Bäder nicht mehr verabreicht werden follen! Die Bedeutung 
diejes Beichlufies, wie den Einfluß der Tarifpolitif, laſſen die folgenden 
Trequenzzahlen deutlich hervortreten. Somohl bei der Anftalt Moabit, wie 
bei der Anftalt Schillingsbrüde drüden fi die Tarifänderungen zum erjten 
Male in einer ftarfen Abnahme der Bäder 1. Klaſſe, zum zweiten Male in dem 
vollitändigen Aufhören derfelben aus. Es wurden verabreicht an Wannenbädern: 


* Berwaltungsbericht des Magiftrat3 für 1894/95 Nr. 19, ©.3. „Diefem 
Tarife (da3 heißt dem erhöhten Tarife Nr. 2) mit feinen, den Privat: 
anftalten zu Liebe erhöhten Säßen, baftete der in feiner anderen 
Anftalt beftehbende Mangel an, daß für die regelmäßigen Befucer 
der Wannen- und Braufebäder feine Ubonnement3 zu etwa er- 
mäßigten Preifen mehr beftanden.” 

Hugo, Teutihe Stäbteverwaltung. 15 
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1895/96... . | 9760 | 2988 II. Tarif 
1898/97 .... 0. 10521 | 23817 

1897/98 . .. . . . 11855 | 8006 

1898/39 ....N.%2 183 


Die beiden Berliner Anftalten jind Vollanftalten, das heißt fie enthalten: 
Schwimmbäder, Braufebäder und Wannenbäder zu gleicher Zeit, während die 
beiden Anftalten de3 Vereins für Volfsbäder nur Wannen: und Braufebäber 
enthalten. Die beiden Arten ergänzen einander alſo. Damit kommen wir 
auf das Problem, wie find die größeren Städte mit Anjtalten beider Art 
zu bejegen? Das Schwimmbad erfordert durch die Art jeiner Anlage einen 
bedeutenden Koftenaufiwand. Die Zahl derfelben wird daher ftet3 innerhalb 
bejtimmter Grenzen bleiben müflen. Andererſeits bietet dasſelbe aber einen 
natürlihen Mittelpunkt, um den fich die übrigen jeltener benugten Luxusbäder 
(Dampfbäder 2c.) in ungezwungener Weife gruppiren können. Für die Shwimm- 
bäder muß alfo zentrale Lage in den von ihnen beherrichten Stabttheilen ge— 
fordert werben. Ganz anders die Wannen- und Braufebäder! Hier muß 
die Aufgabe fein, Kleinere und Eleinjte Anftalten jo zahlreich als möglich iiber 
die Stadtbezirke zu zeritreuen; jie den Häufern der Ginwohner jo nahe als 
möglich zu bringen, um die natürliche Trägheit zu überwinden und den bon 
der Arbeit ermiüdeten Arbeitermaſſen jeden unnöthigen Zeit und Kraftaufivand 
zu eriparen. Da bietet fih nun eine Badeform, die es ermöglicht, das 
Koftenhinderniß einer jo weitgehenden Verforgung der Bevölkerung mit Bade: 
anftalten verhältnigmäßig leicht zu überwinden — das iſt dad Braufebad, um 
deſſen Verbreitung fih Laſſar-Berlin die größten Verdienfte erworben hat. 

Das Brauſebad ift die einfachite und billigite Badeform. Für jede Douche 
ift ein Raum von 1,8 Quadratmeter ausreichend, wovon 1 Quadratmeter 
auf den eigentlihen Douceraum und 0,8 Quadratmeter auf den Ankleide— 
raum fommen. Die Ausftattung der Zellen kann mehr oder weniger luxuriös 
fein. Der Doucheraum ift durch einen Deltuchvorhang oder eine 0,5 Meter 
breite Scheidewand von dem Ankleideraume abgetrennt. Dieje wie die übrigen 
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Wände find entweder Holz oder beſſer Zinkwellblech oder Zementpug mit 
Drahteinlage; der Fußboden befteht aus Asphalt, Zeinent oder Terrazzo und 
iit mit einem Lattenrofte bededt. Meift befindet jich im Fußboden eine Mulde 
mit Abflug: und leberflußventil für da3 Fußbad. Die Mulde dient als 
Fußbad; über ihr ift ein Zinkwulſt als Sig angebradit. 

Die Braufe wirkt entweder von oben oder jchräg in einem Winkel von 
45°, das legtere für ſchwächere Perſonen vorzuziehen. Bei der vollfonımeneren 
Form des Brauſebads, wie fie zum Beilpiel von dem Berliner Verein für 
Volksbäder auf der Berliner Gewerbeaugftellung von 1896 ausgeitellt wurde, 
ermöglichen drei jeitliche mit Löchern verjehene Röhren (jogenannte Mantel: 
braufe) und eine ſchräg ftehende Unterbrauſe eine alljeitige Beipiilung des 
Körpers. Die Temperatur des Badewaſſers beträgt im Winter 30 bis 33C., 
im Sommer 22 bi8 23°C. Das für ein Braufebad erforderlihe Quantum 
warmen Waller beträgt 30 bis 50 Liter. Im Allgemeinen wird durch 
Zwiſchenmeſſer den Badenden das feſtgeſetzte Quantum Waſſers zugemeffen. 
Da fich diefe Zwiſchenmeſſer, wie zum Beilpiel in München in den drei älteren 
Anftalten, nicht bewährten, jo hat man in den neueren Anjtalten, wie aud in 
Chemnitz, diejelben abgeihafft und den Verbraud) des warmen Wajferd den 
Badegäjten freigegeben. Gegen Mißbrauch kann durch Abiperrung des Waſſer— 
zuffuffes zu den einzelnen Braujfen vom Bedienungsraume aus eingefchritten 
werden. Die geringfügige Steigerung der Deizfoften wird nad) dem Münchener 
Verwaltungsbericht 1894, S. 108, reichlich ausgeglichen durch die bedeutende 
Berbeilerung im Gebrauche der Braufen und eine hierdurch erzielte Erhöhung 
des Badebeſuchs. Dieje Regelung des Waſſerzufluſſes bewährte fich ipäter 
glänzend; in München konnten im Bade am VBavariaringe im Juli bei 
14 Zellen 12000 Braujen ohne Störung des Betrieb abgegeben werben. 

Gin Hauptvortheil des Brauſebads iſt jeine große Neinlichkeit, da alle 
Schmusitoffe gleich fortgeichwenmt werden. Außerdem ift die Douche ein 
vorzügliches Abhärtungsmittel, befonders wenn der warnen eine fältere folgt, 
wodurd eine lebhafte Kontraktion der Hautgefüße und eine kräftige Erregung 
der Hautnerven bewirkt wird, und die die Gefähfüllung regulirenden Haut: 
nerven durch Gewöhnung an die wechjelnden Temperaturen des Waſſers auch 
geihidter zur Reaktion gegenüber den Witterungsänderungen gemacht werben. 

Bis zur Hygieneausſtellung des Jahres 1883 jo gut wie unbefannt, kam 
das Braufebad in Frankfurt a. M. 1888 zum erjten Male zur praftifchen 
Anwendung. Seitdem hat es feinen Siegeszug durch ganz Deutichland an— 
getreten und in einigen Städten fiegreich die Vorherrichaft errungen. Wir 
werden die Ausdehnung, in der es in Gebrauch ift, nachher fennen lernen. 

Nur wenige deutiche Städte haben ein Syitem von Badeanftalten, wie 
wir es oben ftizzirt haben, zur Durchführung gebradjt. Andere find nur in 
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Befige von Volfabraufebädern, während die zentralen Schwimmanftalten fehlen. 
Eine dritte Gruppe befigt nur das zentrale Bad, hat eö dagegen unterlaffen, 
die Hleineren ergänzenden Anftalten einzurichten. Wieder andere haben fid) 
entweder gänzlich darauf beichräntt, gemeinnügige Unternehmungen durch Sub: 
ventionen irgend welcher Art zu unterftügen oder ihnen den Bau der großen 
Schwimmanftalten überlaffen, ſich jelbit aber nur mit dem Bau von Brauje- 
bädern belaftet. Wir werden alle diefe verjchiedenen Gruppen im Folgenden 
furz zur Darftellung bringen, wobei wir fie nad) dem Grade ihrer Thätigfeit 
auf dem Gebiete des Badeweſens ordnen. Wir beginnen alfo mit den Städten, 
die eine planmäßige Organijation des Badeweſens in Angriff genonmen und 
mehr oder weniger durchgeführt haben. An der Spige ftehen die beiden Städte 
Münden und Duisburg. 

Münden begann fein Spitem von der Peripherie aus aufzubauen, das 
heißt mit dem Bau von Volksbrauſebädern. 1889 erbaute es das erfte Brauſe— 
bad mit 10 Braufen fir Männer und 4 für Frauen, mit einem Koſten— 
aufwande von 21000 ME. In den Jahren bis 1894 folgten weitere 4 An— 
ftalten (2 mit 10 Braufen für Männer und 4 für rauen, 1 mit 11 Braufen 
für Männer und 4 für rauen und bie legte mit 12 Braufen für Männer 
und 3 für Frauen und einer Anlage für Wannenbäder). 1899 wurbe ein 
6. Braujebad mit 14 Braufefabinen und je 6 Wannenbäbern für Männer 
und Frauen, jowie einem Doppelbabe hergeftellt. Zwei weitere Anſtalten find 
im Bau begriffen. Die Preiſe find 10 Pfg. pro Bad inklufive Handtuch, für 
ein Wannenbad 25 Pig. Die Gefammtfrequenz der Braufebäder betrug 1898 
358284, die der Wannenbäder 63923 Perfonen. Die Cinnahmen beliefen 
ſich 1898 auf 52005,75 ME., die Ausgaben auf 45868,32 Mt. — Durch) 
einen glüdlichen Zufall, die Müller’ihe Stiftung, fielen der Stadt ganz bes 
deutende Geldmittel für die Errichtung eines Zentralvolfsbads zu. Dasjelbe 
enthält zwei Schwimmbäder (das für Männer 30,6 x 12,26 Meter — 
375 Quadratmeter und das für Frauen 10,7 >< 17,6 Meter = 188 Quadrat: 
meter), 102 Wannenbäder je zur Hälfte für Männer und rauen beftimmt, 
ein Braufebad mit 21 Zellen, jowie ein Dampf: und römijch=irifches Bad. 
Die Koften find auf 1'/s Millionen veranichlagt. 

Duisburg befigt ſeit April 1898 eine zentrale Badeanftalt mit Schwimm— 
hallen für beide Gejchlechter (25 x 12 Meter für Männer und 15 x 9 Meter 
für Frauen), Wannenbädern und zwar 14 der 1. und 19 der 2. Klaſſe gleich» 
fallö für beide Geichlechter, 22 Braufebädern und Schwigbädern (Koftenaufwand 
334000 Mk.). Die Schwimmhallen wurden 1898/99 von 55750 männ= 
lihen und 20736 weiblichen Perjonen, das Vollbad von 22913 beziehungss 
meife 316 beſucht. Die Wannenbäder 1. Klaſſe von 5511 männlichen und 
2221 weiblichen Perſonen, die Wannenbäder 2. Klaſſe von 10011 männlichen 
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und 9852 weiblichen Berjonen. Die Braujebäder von 16422 männlidhen und 
128 weiblichen Perjonen. Insgeſammt betrug die Frequenz ded Bades in 
allen Abtheilungen 145373 Perſonen. Die Einnahmen beliefen fih auf 
39791,70 ME., die Ausgaben auf 59291,38 ME., jo daß alſo ein Zuſchuß 
von 19499,68 ME. erforderlich war. 

Außerdem beftehen noch 3 Volksbrauſebäder (an der Friedenſtraße mit 
12 Braujezellen, an der Oftftraße und an der Wörthftraße mit je 18 Brauſe— 
zellen). Die Preife beitragen 10 Pig. pro Bad, mit Seife und Handtuch 
15 Pig. Die Frequenz der 3 Bäder belief fih 1898/99 auf: 

Männer: 12192 (Vorjahr 21 812); 13218 (19 646); 5682 
Frauen: 302 ( =: 1533); 1477 ( 2302); 854, 

In der Anftalt an der Wörthftraße werden auch Wannenbäder (1 Wannen 
bad) verabfolgt. Die Abnahme der Frequenz in den beiden erſten Anftalten 
erklärt fi durch die Gröffnung der Vollanftalt. 

Altona befist 3 Anftalten, wovon 1 Vollanftalt jeit 1882. Dieje ent: 
hält 1 Schwimmbaſſin, 3 Klaffen Wannenbäder, 15 Zellen Braufebäber. 
Der Koftenaufwand betrug 250000 Mt. Die Schwimmhalle wurde 1897 
von 68497 männlichen und 19879 weiblichen Perſonen bejudht. Der Preis 
beträgt 30 Pig. inklufive Badewälhe, Kinder 20 Pig. Die Wannenbäder 
1. Klaſſe (6 Salonbäder, 14 Zellen) wurden von 18140 männlichen und 
8113 weiblichen Perjonen; die Wannenbäder 2. Klaſſe (14 Zellen) von 
23183 männlihen und 14351 weiblihen Berjonen; die Braufebäder (15 
Zellen) von 46492 männlichen Perſonen bejucht. Die Anftalt erforderte einen 
Zuſchuß von 11653 ME. 

Außerdem noch 2 Nebenanjtalten. Die eine in der Sternftraße ſeit 
T. November 1892 (Aufwand 100000 ME.), die andere an der Hafenjtraße 
feit 7. April 1899 (Aufwand 53000 ME). Die erftere Anftalt enthält 
5 Wannenbäder 1. Klaſſe, 24 2. Klaſſe fir beide Gejchlechter und 15 Brauſe— 
bäder für Männer; die zweite 2 Wannenbäder 1. Klaſſe und 7 2. Klaſſe, 
jowie 10 Braujebäder für männlihe und 4 für weibliche Perfonen. Die 
Preie find in der erften Anstalt für Wannenbad 1. Klaſſe 60 Pfg., 2. Klaſſe 
30 Pfg., in der zweiten Anftalt beziehungsweije 50 und 30 Pfg. Ein Braufebad 
toitet inklufive Handtuch und Seife 10 Pig. Die Frequenz in Anftalt I betrug: 
Bannenbäder 1. Klaſſe 2716, 2. Klaſſe 21966, Braufebäder 31230; in 
Anſtalt IT für 9 Monate: Wannenbäder 1. Klaſſe 1074, 2. Klaſſe 6413; 
Draufebäder 13761 Perſonen. Die Anftalten erforderten einen Zuſchuß von 
9930 beziehungsweiſe 5329 ME. 

Düfjeldorf. Die Vollanftalt an der Grünftraße feit 1888 umfaßt eine 
Schwimmhalle für Männer (Bafjin 11x22 Meter), für Frauen (10x15 Meter), 
42 Wannenbäder, Heißluft: und Dampfbabeanlagen, ſowie 8 Braufebäbder (ſtoſten⸗ 
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aufivand 502000 ME.). An Mittwoch: und Sonnabendabenben ijt die Schwimm— 
halle für das Volf3bad geöffnet (Preis 10 Pig.). Die Frequenz des Schwimm— 
bades betrug 1899/1900 183475, des Volksbades 39417, des Braufebades 
(Preis 10 Big.) 54351 Berfonen. Die Wannenbäder, deren es 3 Slaflen 
giebt, wurden von 74798 Perſonen befucht. Der Betriebsüberihuß belief 
fi) auf 15383 ME. und dedte alfo die für Verzinfung und Amortifation des 
Anlagefapital® nöthige Summe nicht. Zur Entlaftung der Bollanitalt wurde 
in der Worringerftraße in der Nähe der größeren Fabrifen Oberbilts 1895 
ein Braufebad eröffnet (Koſtenaufwand 61000 ME). Die Anftalt umfaßt 
15 Braujebäder für Männer und 3 Braufe: und 3 Wannenbäder für Frauen. 
Der Beſuch diefer Anftalt hat fi) rapide entwidelt, ohne daß die Eutlaftung 
der Bollanitalt erreicht worden wäre. Die Anftalt wurde 1899/1900 von 
78406 Berfonen bejucht und brachte einen Betriebsüberihuß von 1659 ME. 

In Folge ftetig fortichreitender Ausbreitung der Stadt nad) den Norden 
zu wurde Mitte der neunziger Jahre das Bedürfniß nad) einer befonderen 
Anftalt in diefem Stadttheile immer fühlbarer. Bereit 1896 wurden Die 
für eine zweite Vollanftalt erforderlichen Grundftüde erworben und 1900 der 
Bau beichlofien. Das Bad mwird ein Schwimmbalfin (23 x 12 Meter), 
50 Wannenbäder und zwar 22 3. und 8 2. Klaſſe für Männer, 12 3. und 
8 2. Klaſſe für Frauen, ferner 19 Braufebäder (15 für Männer und 4 für 
Frauen), Dampf» und Heißluftbad umfaffen. 

Frankfurt a M. Das 1896 eröffnete Schwimmbad (Anlagekoſten 
1021804 Mk., Zufhuß 9426 Mf.) enthält ein Schwimmbad für Männer 
1. Klaſſe (400 Quadratmeter Fläche), eins für Männer 2. Klaſſe (143 Quadrate 
meter), ein Frauenſchwimmbad 1. Klafle (200 Quadratmeter); 41 Wannen= 
bäder 1. und 2. Klaſſe, fowie Heißluft: und Dampfbäder. Die Preife betragen 
für dad Schwimmbad 2. Klaffe 10 Pf. und 5 Pig. für Wäſche; für die 
MWannenbäder 1. Klaſſe 80 Pfg., 2. Klaſſe 50 Pig. Die Frequenz betrug 
1899/1900 in den Schwimmbädern 1. Klaſſe 239109 Perfonen, im Männer 
ſchwimmbad 2. Stlaffe 119558 Perfonen. Die Bevorzugung der Beniüter des 
Schwinmbads 1. Klaſſe liegt auf der Hand. Für die frauen der unbemittelten 
Klaſſe fcheint feine Schwimmgelegenheit vorhanden zu fein. Die Wannenbäder 
wurden befucht von 75796 Männern und 24688 Frauen. Dieje Bäder find 
Freitags, Samstags und Sonntags fo ſtark befucht, daß die Zellenzahl nicht 
ausreicht, während an anderen Wochentagen die Bäder ungenügend bejegt find. 
Charakteriftiicher Weife jchlug der Verwaltungsbericht für 1898/99 vor, die 
Preiſe fir Wannenbäder an diefen Tagen zu erhöhen, um eine gleihmäßigere 
Benügung zu erzielen und die Anftalt zu entlaften, Das wäre allerdings das 
geeignetfte Mittel den Beſuch zu befchränten. Ob aber num das durch die höheren 
Koften abgeichredte Publitum die erften Wochentage zum Baden benügen wird, 
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ericheint mehr als fraglid. Jedermann weiß, daß an Freitagen, Samstagen 
und Sonntagen die Bäder überfüllt find. Wenn er trotzdem die Bäder befucht, 
fo liegt der tiefere Grund in der Volksſitte des fonntäglicen Wäſchewechſels, 
mit dem die wöchentliche Reinigung des Körpers verbunden zu werben pflegt. 
Da die Preife der Wannenbäder (80 beziehungsweile 50 Pfg.) jo hoch find, 
daß fie die Mittel der Arbeiterichaft überjchreiten, jo zeigen die Thatfachen, 
wie außerordentlich gering das Neinlichkeitsbebürfniß ſelbſt in den befler ges 
jtellten Schichten der Bevölkerung ift. Die Preiserhöhung ift in der That 
mit dem 1. April 1900 eingetreten und zwar um 20 Pfg. für ein Wannen 
bad 1. Klaſſe und um 10 Big. für ein folches 2. Klaſſe. Außer diefer Voll— 
anftalt beiteht ein Braujebad jeit 1888, Geſchenk eines Privaten. Es ent— 
hält 10 Zellen für Männer und 4 für Frauen. Der Preis eines Bades 
beträgt inklufive Handtuh und Seife 10 Pig. Die Gefammtanlagetoften be— 
liefen fih auf 20000 Mt. Der Beluch belief fi} 1899/1900 auf 38398 
Berionen. 

Dortmund. 1879 eröffnete die Stabt.ein Schwimmbad, das zunächſt 
feine anderen Bäder enthielt. Veranlaßt wurde der Bau dieſer Anftalt dadurch, 
daß die natürlichen Badeplätze zu weit abgelegen, zu gefährlich oder durch 
die ſtädtiſchen Abflüſſe zu ſehr verunreinigt waren. Die Anftalt jollte vor 
Allem den Bebürfniffen der Arbeiterbevölferung und der Schuljugend dienen. 
Sehr bald wurden aber Wannenbäder und Schwigbäder der Anftalt an— 
geichlofien und für den Sommer ein bejonderes Kinderſchwimmbad eingerichtet. 
Die Frequenz der Anſtalt belief fi) 1897/98 auf 96193 Beſucher de3 
Schwimmbades und 76330 Schüler, 22245 Beſucher der MWannenbäber. 
1892 wurde eine zweite Babdeanitalt mit Schwinm:, Wannen: und Brauſe— 
bäbern errichtet (Koftenaufwand 195582,50 ME.). Die Frequenz diefer Anftalt 
belief fih auf 40042 Bejucher des Schwimmbad und 34821 Schüler, 
32619 Benüger der Braufebäder und 11314 der Wannenbäder. Die erfte 
Anstalt erforderte für das Jahr 1897/98 einen Zuihuß von 2065 Mk., die 
zweite einen jolchen von 11659,90 ME. Die Errichtung eines dritten Braujes 
bads iſt geplant. 

Wir haben die Badeeinrichtungen der vorerwähnten Städte ausführlicher 
beſchtieben, da wir in ihnen eine umfaſſende Organiſation des Badeweſens 
beobachten können. Bei den folgenden Gruppen werden wir uns kürzer faſſen 
können. Wir ſchließen hier diejenigen Städte an, die zwar mit der Vertheilung 
von Brauſebädern über die verſchiedenen Diſtrikte des Stadtgebiets eine ſyſte— 
matiſche Organiſation begonnen haben, bei denen aber der Abſchluß des 
Syſtems durch die zentrale Vollanſtalt noch fehlt. Wir vernachläſſigen na— 
türlich das Vorhandenſein privater Vollanſtalten. Hierher gehören: Breslau 
(2 Brauſebäder), Magdeburg (3 Brauſebäder Altſtadt, Sudenburg, Budau; 
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Frequenz 1898/99: 116510 Männer und 29441 Frauen; Ginnahmen 
15234,40 Mk., Ausgaben 14403,23 ME.; Preife 10 Pfg., Sonnabend und 
Sonntags 5 Pig.). Ein viertes Volfsbad, das ſpezielle Erwähnung verdient, 
wurde 1900 in der „Nordfront“ eröffnet. Mit dem Bade ift nämlich eine Volks— 
bibliothek verbunden. Im Untergeichoß befindet fi ein Schulbadb mit 5 Braufen 
und 6 Wannen für Sool- und andere medizinifche Bäder; im Erdgeſchoß der 
Männerraum mit 17 Braufen; im Obergeihoß der Frauenraum mit 4 Brauien 
und 4 Wannen, ferner die Bücherei und die Lejehalle. Die Geſammtbankoſten 
(ertlufive Bücher) beliefen fih auf 91500 ME. Diejer Gedanke, Bad und 
Bibliothek miteinander zu verbinden, ift ein ſehr quter und bereit in vers 
ſchiedenen engliichen Städten zur Durchführung gebradt. Hannover (2 Braufes 
bäder, an der Noßmühle 11 Zellen für Männer, 8 für Frauen; am Klages— 
markt 16 für Männer, 10 für Frauen; Preis 10 Pfg. inklufive Handtuch 
und Seife, 5 Pfg. ohne beides). Mannheim (2 Braufebäder in der Nedar: 
borjtadt und in der Schweginger Vorftabt, je 10 Zellen für Männer und 
4 für Frauen. Softenaufwand 62366,14 ME.; Preis 10 Pfg.; außerdem 
Vertrag mit den vereinigten Privatbadebefigern, wonad von diefen an Arbeiter 
warme Vollbäder verabreicht werden. Die Stabtkaffe trägt die Differenz zwiſchen 
dem Arbeiterpreis 20 Pig. und dem Koftenpreis 35 Pfg.). Mainz (3 Brauſe— 
bäder, im FFürftenbergerhof 11 Braufezellen für Männer, 4 für Frauen; 
außerdem 3 Wannenzellen für Männer und 3 für Frauen; Aufwand 41 225 Mk.; 
im Gartenfeld 11 Braufezellen für Männer, 6 für Frauen; 3 Wannenzellen 
für Männer, 4 für Frauen; Gutenbergbad Aufwand 118982 Mi. Breife: 
Braujebad 10 Pig.; Wannenbad 2. Klaſſe 25, 1. Klaſſe 50 Pfg. Frequenz: 
Braufebäder 112485, Wannenbäder 61281 Bejuher). Leipzig (3 Braufes 
bäder, am Täubchenwege 10 Zellen für Männer, 4 fir rauen; an ber 
Deligicher Straße und in Leipzig Plagwig). Nürnberg (3 Braufebäder, im 
Sreienthorzwinger 3 Zellen für Männer; Koften 6201,51 ME.; im Spittler= 
thorzwinger 7 Zellen für Männer, 5 für Frauen; Kojten 11164,70 ME; 
im MWöhrderthorzwinger 10 Zellen für Männer, 10 für Frauen; Koften 
48584,51 Mt. Preife 15 und 10 Pfg.). 

Nur im Beſitze einer Vollanftalt find Elberfeld, Charlottenburg, 
Krefeld, Eſſen, Bodum, München-Gladbach. 

Elberfeld. Die 1887 eröffnete Anstalt (Kojtenaufwand 605 005,70 ME.) 
enthält je ein Schwimmbaifin fir Männer und Frauen, Wannenbäder 1., 
2. und 3, Klaſſe, römiicheiriiche und Dampfbäder, jowie Heilbäder. Frequenz 
des Schwimmbads (40 Pfg., Jahresabonnement 20 ME.) 1898/99 150321, 
im Volksbad (10 Pfg.) 48386 Belucher; der Wannenbäder 6364 be— 
ziehungsweife 46658 beziehungsweiie 42626 Beſucher. Zuſchuß 1898 
4875,95 ME. 


BE 


Charlottenburg. Die ftädtiihe Volfsbabeanftalt (eröffnet 1. Juli 1898) 
enthält ein Männerbad (12 Braufezellen und 26 Wannenzellen), ein Frauenbad 
(11 Braufezellen und 12 Wannenbäder) und das Schwimmbad (10 x 24 Meter 
Fläche). Einheitspreije: Wannenbad inklujive Seife und Dandiuh 25 Pfg., 
Braujebad 10 Big., Schwimmbad erflufive Seife und Handtuh 20 Pig. 

Krefeld. Stadtbad (1890 eröffnet) enthält je ein Schwimmbaffin für 
Männer und Frauen (26 >12 Meter beziehungsweife 16,25 x 11 Meter), 
Dampf, Warm: und Heißluftbäder, Wannenbäder (2 Salonbäder, 1. und 
2. Klaſſe, Preiſe 3 bis 2ME., 80, 60 Pfg.), Braufebäder. Frequenz 1899/1900: 
Schwimmbad 158735, Volfsbad 45593, Braujebad 50588, Wannenbad 
40798 Beſucher. Die Volfsichiiler baden koftenfrei, 1899 23569 Schüler. 
Veberichuß der Einnahme 23810,56 ME., wovon 10770 ME. zur Verzinfung 
des Anlagefapitals abgeführt. 

Eſſen. Stabtbad, 1881/82 erbaut, enthält 1 Schwimmbajfin(12>x<23 Meter), 
11 Wannenbäder, 1 Danıpfbad und 1 Doucheraum. Stoftenaufwand 204000 ME. 
An beitimmten Abenden der Woche Volksbad für 10 Pfg. 

Bodum. Stadtbad, 1894 eröffnet, enthält 1 Schwimmbaffin (24><12 Meter), 
8 Wannenbäder 1. Klaſſe a 80 Pfa., 17 2. Klaſſe a 50 Big. und 6 3. Klaſſe. 
Außerdem 36 Braujebäder (mit Seife und Handtuh 15 Pfg.), Dampf» und 
Heißluftbäder (9 Kabinen). Die Anftalt erforderte einen Aufwand von 
400000 Mk. Das Schwimmbaffin wird Sonntags von 6 biß 12 Uhr als 
Volksbad für Männer, Donnerstags von 5'/e bi 8"/s beziehungsweije 9 Uhr 
für Frauen benüßt; Preis 10 Pfg. ES betrug die Frequenz des Schwimm— 
bad3 circa 84000, des Volksbads circa 20000 Beſucher; der Wannenbäder 
1. Klaſſe 3744, 2. Klaſſe 19915, 3. Klaſſe 6350 Beſucher; der Braufes 
bäder circa 40000 Beſucher. Die Anjtalt erforderte 1898/99 einen Zuſchuß 
von 16000 ME. 

München-Gladbach. Zentralbad (eröffnet 1889) enthält 1 Schwimmbad 
(21x10 Meter), je 1 römifchsiriiches, ruffiiches und Douchebad, 1 Familien: 
bad, Wannenbäder 1., 2. und 3. Klaſſe, ſowie 33 Braufebäder. Geſammt— 
foften 510604,75 Mt. Volksbad Samdtag für Männer, Mittwoch für 
Frauen, 10 Pig. ohne Wäſche. Frequenz des Schwimmbads 1896/97 
59895 Belucher, des Voltsihwimmbads 17120, der Wannenbäder 615 be- 
ziehungsweile 12635 beziehungsweile 25307, der Braujebäder 17801 Be— 
fuer. Zufhuß der Stadtkaffe für die Verzinfung und Amortifation des 
Anlagefapital3 nöthig. 

Die letzte Gruppe befteht aus den Städten, die nur ein Braufebad befigen. 
Dazu gehören: Köln, Königsberg, Danzig, Aachen, Kaffel, Erfurt, Wies- 
baden, Poſen, Augsburg, Würzburg, Dresden?, Straßburg i. E., Hamburg 
(der Betrieb verpachtet). Das ftädtiiche Vierortsbad in Karlsruhe und das 
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Sohannisbad in Zwidau enthalten nur Wannenbäder und Dampfbäder; doc 
ift in der erjteren Stadt eine vollftändige Umgeftaltung des Babes geplant. 

Die große Furcht der ftädtiichen Verwaltungen vor Gigenbetrieben haben 
wir bereit des Defteren fennen gelernt. Auch auf dem Gebiete des Bade— 
weſens fehlt es nicht an jolchen, bie ſich durch Subvention von fogenannten 
gemeinnüßigen oder Aftiengefellichaften von ihrer Verpflichtung losgekauft 
haben, für das Badebedürfniß ihrer Stadtbeiwohner zu forgen. So hat Köln 
der Aftiengejellihaft Hohenftaufenbad eine 3’/s prozentige Verzinjung des 
Aftienfapitals garantirt. Gerabe bei diefer Anftalt zeigt es ſich in allen Ein— 
rihtungen aufs Deutlichite, wie die befigenden Klaffen es verftanden haben, 
auf allgemeine Kojten ſich vortreffliche, dur die Höhe der Eintrittsgelder 
für fie refervirte Bäder zu fichern und mit welch bejcheidenen Winkeln die 
arbeitende Klaſſe zufrieden fein muß. Die Anftalt enthält 60 Wannenbäder 
1. und 2. Klaſſe zum Preife von 80 beziehungsmweile 50 Pfg.; ihre Be— 
nügung ift aljo für die Arbeiterklaffe von vornherein ausgeſchloſſen. Es find 
3 Schwimmbaffins vorhanden, 1 für Männer 23 x 10,5 Meter und 3,2 Meter 
tief, 1 für Frauen 19><8 Meter und 2 Meter tief und 1 Volksbaſſin 
14x 9 Meter und 1,4 Meter tief!!! Der Preis für ein Bad im Volksbaſſin 
beträgt bis 6 Uhr Nachmittags 20 Pfg., ſpäter 10 Pfg. Man vergleihe nun 
die Schwimmeinrichtungen für Herren und Damen mit dem Rolfsbaifin, bes 
achte die Preiſe für das Volfsbaffin und man wird mit Necht darüber erjtaunt 
jein, wie bei diefem von der Stadt fubventionirten Unternehmen Licht und 
Schatten vertheilt find. Das Herrenbaffin ift faft doppelt fo groß als das 
Volksbaſſin; das erjtere ift ein Schwimmbad, das legtere ift ein Publ, in 
dem jedes Schwimmen unmöglich ift. In dem doppelt fo großen Herrenbaſſin 
badeten 1898/99 148227, in dem Volksbaſſin 109160 Perſonen. Im erfteren 
fonıfortable Auskleidezellen, im legteren nur Bänke und Schränkchen zum Aus— 
leiden und Unterbringen der Stleider. Und nun höre man den Preisgejang, 
der in der hygieniſchen Feitichrift Köln auf das Volksbaſſin angeftimmt wird: 
„Hier badet der Heine Beamte, der Handwerker, der Soldat.... Wenn irgend 
eine Station der Anftalt ihre hygienische und kulturelle Aufgabe erfüllt, To 
ist es das Volksbaffin.... Köln hat den Anfang gemacht mit der Crridtung 
eines für das Volk ftändig geöffneten Baſſinbads und damit einen Hochherzigen 
Entichluß zum Wohle des Volfes zur Ausführung gebracht." Die Hochherzigkeit 
ericheint in einem etwas anderen Lichte, wern man bedenkt, daß die Stabt 
31/ Prozent Zinjen garantirt und das Volk dafür zu verhältnißmäßig hohem 
Preiſe in einem verftedten Anhängjel von Baffin mit feparatem Cingange 
baden darf. 

Bremen unterftügte eine 1877 eröffnete Badeanftalt mit einem Geſchenk 
der Sparfaife von 300000 Mt., Barmen die Barmer Badeanftalt durch 
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die Hergabe eines Kapital von 100000 Me., das ihr mit 4 Prozent ver: 
zinjt werden muß. Indeß verzichtet bie Stadt auf Zinsgenuß, bis die Privat: 
aftionäre 4 Prozent Zinſen erhalten. Der über 4 Prozent hinausgehende 
Ueberſchuß fällt der Stadt zu und dient nad) der Verzinfung der ſtädtiſchen 
Aktien zur Amortijation des Aktienkapital. Nach beendigter Amortilation 
geht die Anftalt an die Stadt iiber. Den Stadtverordneten fteht die Genehmigung 
der Tarife zu. Auch hier ift an zwei Abenden Volksbad (10 Pfg.), das 
ganz außerordentlich ftarf, oft von 1500 Perfonen an einem Abend befucht 
wird. Der Bejuh der Wannenbäder ift wegen zu hoher Preife (80 Pig. 
beziehungsweije 60 Pfg.) für die arbeitende Klaſſe nicht möglich. Much 
Breslau und Erfurt, die übrigens ein Braufebad in eigener Regie be: 
treiben, haben es vorgezogen, den Betrieb eines Schwimmbades einer zu 
diefem Zwecke gegründeten Aktiengeſellſchaft zu übertragen. Breslau hat 
30000 ME. Aktien übernommen und fich verpflichtet, zur Verzinfung ber 
Obligationen beziehungsweife Amortijation der Aktien einen jährlichen Zujchuß 
von 10000 ME. zu zahlen, außerden Leitungswailer zu 10 Pfg. pro Kubik— 
meter abzugeben. Dagegen räumt die Gejellichaft dem Magiftrat ein Kontroll= 
reht in der Bauausführung, Verwaltung und NRechnungsführung ein und 
verpflichtet fih, an zwei Abenden der Mode von 5 bis 9 Uhr Volksbäder 
(10 Pfg.) einzurichten. Erfurt liefert täglih 30 Kubikmeter Waffer frei, 
fo lange das Iinternehmen nicht mehr als 4 Prozent Dividende vertheilt. 
Außer diefen Städten bat nod Braunschweig zwei Braufebäder durch Her: 
gabe der Grundſtücke und ein Baargeſchenk unterftüßt; ber Betrieb ber beiden 
Anftalten liegt in den Händen des Vereins für das Wohl der arbeitenden 
Klaſſen. Aehnlich wie Mannheim hat Liegnig mit einer Privatbadeanitalt 
einen Bertrag abgejchloffen, wonach dieſelbe Wannenbäder zu 15 Pfg. und 
Braufebäder zu 10 Pfg. influfive Seife und Handtuch abgiebt und von der 
Stadt pro Bad bis zu 20000 Bädern 15 Pfg., bei mehr als 20000 
10 Big. Zuihuß erhält. Karlsruhe jubventionirt das Friedrichsbad mit 
3000 Mt. für die Offenhaltung der Schwimmhalle. Die Gegenleiftung des 
Unternehmers bejteht darin, daß derſelbe billige Schulbäder zu 6 Pfg. ver: 
abreiht und zwei billige Abende in der Woche (20 Big. für Erwachſene und 
15 Pfg. für junge Leute unter 18 Jahren) einrichtet. 

Ueberbliden wir dieſe jubventionirenden Städte, jo fönnen wir in der 
That feinen Grund finden, weshalb diejelben nicht fo gut wie andere Städte 
auch, denen fie an Finanzkraft mindeſtens gleich, wenn nicht überlegen find, 
den Betrieb von Schwimmbädern beziehungsweife von Bädern überhaupt in 
eigener Regie hätten unternehmen jollen. Die Fürforge für öffentliche Bäder iſt 
ein eminent wichtiger Zweig der öffentlichen Gejundheitöpflege, alö deren aus: 
fhlieglihe Träger wir die Städte immer und immer wieder in Anſpruch 
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nehmen müſſen. Es ift von vornherein zu verwerfen, dab die Städte die 
felbe privater Unternehmung zumwälzen. Jede private Unternehmung ift darauf 
angewiejen, eine Verzinfung des Anlagefapitald zu erzielen, mag diejelbe auch 
in „gemeinnügiger” Weile auf 4 Prozent beichräntt fein. Dementiprechend 
werden dann bie Preije feitgelegt, und die Höhe der Preile muß aus Gründen 
der Berzinjung jo normirt werden, daß die arbeitenden Klaffen von einer 
Denügung der Anftalt ausgefchloffen find. Garantiren die Städte die Ber: 
zinfung ober jubventioniren fie durch Hergabe von Grundftüden, Webernahme 
von Aktien unter Verzicht auf Verzinfung 2c. die PBrivatanitalten, fo wird auch 
dadurd wenig an der ganzen Sadjlage geändert. Das Volt wird an Volfs- 
abenden zugelajien oder mit Volksbaſſins abgeſpeiſt — es iſt und bleibt 
Nebenſache. Der ftädtiihe Zuſchuß kommt vor Allem den befigenden Klaſſen 
zu Gute, die die Anjtalt bejuchen können, für die die ganze Anftalt zus 
geichnitten ift. Leider gilt dasjelbe auch von den meiſten ftäbtijchen Anjtalten. 
Abgeſehen von den Braufjebädern, die jpeziell für die Arbeiterbevölferung be= 
ftimmt find und in denen daher der Preis für ein Braufebad meiſt 10 Pfg., 
für ein Wannenbad 25 bis 30 Pfg. beträgt, ſowie von den beiden Volks— 
badeanjtalten in Berlin, den Anftalten in Charlottenburg, Altona und Dort— 
mund, tragen die meilten der großen ftädtiichen Hallenbäder dieſen erklufiven 
Charakter. Wir zeigen denielben zunädhjt an den Schwimmbädern, dann 
an den MWannenbädern auf. Selbit in Frankfurt a. M., wo man doch 
ſonſt ſoziale Gefichtspunfte zu werthen vermag, dominirt das Privileg der 
Beligenden. Das Männerſchwimmbad 1. Klaſſe hat eine Fläche von 400 Quadrat 
meter, dad Frauenſchwimmbad 1. Klaſſe eine ſolche von 200 Quadratmeter, 
dagegen das Männerichwimmbad 2. Klaſſe nur 143 Quadratmeter Fläche, 
das heißt weniger als die Hälfte des Babes 1. Klaſſe. Damit vergleiche 
man die Frequenzen: hier 158866, bort 114086 Beſucher. In runden 
Zahlen ausgedrüdt, verhalten fich die Wafferflächen wie 1:3, bie Frequenzen 
wie 3:4. Es hat fich ferner herausgeitellt, daß von den 224000 in den 
beiden Schwimmbädern 1. Klaſſe verabfolgten Bädern rund 148000 — */s 
auf Abonnenten und nur 76000 auf Nichtabonnenten entfallen, während von 
der Einnahme die leßteren 23000 ME. und die Abonnenten nur 27000 ME. 
aufbringen. Die Abonnenten erhalten alſo zwei Bäder für denjelben Preis, 
für den die Nichtabonnenten nur eins erhalten. Stlarer kann die Bevorzugung 
des Geldbeutels nicht hervortreten. Noch ungünjtiger liegen die Badeverhält— 
niffe der arbeitenden Klaſſen in der Gruppe der rheiniich-weitfäliichen Städte, 
die ſich ſonſt durch den Beſitz einer Vollanftalt vor zahlreichen anderen Städten 
auszeichnen. Es gehören hierher: Düffeldorf, Elberfeld, Krefeld, Efjen, 
Duisburg, Bodum und München-Gladbach. In diefen Städten ift an 
zwei Abenden in der MWoche, meilt auf die Dauer von 2 Stunden das 
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Schwimmbaſſin als fogenanntes Volksbad gegen das Eintrittögeld von 10 Pfg. 
geöffnet. Sonft beträgt der Einzelpreis des Bades 40 Pfg. 

Diejelbe Beobadhtung können wir bei den Wannenbädern machen. 

So finden wir in verjchiedenen Städten 2, ja fogar 3 verjchiedene Klaſſen 
von Wannenbädern,* beſonders da, wo bie Babeanftalt nicht ſpeziell Volks— 
badeanjtalt etifettirt ift, jondern allen Klaſſen der Bevölkerung dient. Und 
wir begegnen jogar der eigenthümlichen Erjcheinung, daß die Zahl der Wannen 
bäder 1. Klaſſe eine viel größere ift, al3 die Zahl der Wannenbäder 2. Klaſſe. 
Gegeniiber derartigen Ginrichtungen von Babeanftalten, die zu deutlich den 
Stempel des Klaſſenintereſſes der auf den Stadthäujern herrichenden befigenden 
Kaffe an fih tragen, müſſen mit aller Entjchiebenheit die allgemeinen volks— 
hygieniſchen Grundjäße betont werden. Zunächſt lehnen wir mit aller Ent— 
ihiedenheit die zu große Zahl der Wannenbäder 1. Klaſſe ab. Nichts kann 
im volkshygieniſchen Intereffe der Bevölkerung wie im pefuniären der Stadt: 
faffe verfehrter fein. Die Zahl derjenigen, die die Lurus- und Wannenbäder 
1. Klaſſe benügen können, ift überall eine verhältnißmäßig fleine. Außerdent 
geht die moderne Tendenz der Wohnungsausftattung dahin, gerade die Woh— 
nungen dieſer Klaſſen mit Badezimmern zu verjehen,** aljo das öffentliche 
Wannenbad für fie überflüffig zu machen. Fir die Badeanftalten gilt aber 
wie für alle derartige Unternehmungen der Sab, daß je Iebhafter eine der— 
artige Anjtalt benügt wird, defto geringer die durchſchnittlichen Betriebskoſten 
für eine Benügung find. Solche Luxus- und Wannenbäder 1. Klaſſe werden 
jehr häufig diejelbe Rolle jpielen, wie die Koupes 1. Klaſſe der Eifenbahnen. 
In Folge ihrer feltenen Benügung deden fie die Betriebskoften nicht und find 
ein leerer und unnüger Ballaft. Auch hier bietet der Einheitöjag feine großen 
Vortheile.. Man kann ihn wie zum Beifpiel in Charlottenburg niedrig genug 
greifen, um auch den befjer fituirten Schichten der Arbeiterklafje die Benützung 
der Anftalt zu ermöglichen, und für die niebrigft bezahlten Klaſſen könnte 
man befondere Tage mit Minimalpreifen anjegen. Die Einrichtung und ber 
Betrieb folcher Anftalten mit nur einer Bäbderforte würde fich viel einfacher 
und billiger gejtalten. 

* So in Düfjeldorf, Elberfeld, Krefeld, München:Gladbadh, Karlsruhe zc. 

»In Hamburg waren nach der Wohnungszählung von 1890 mit Bades 
zimmer verjehen von je 100 Wohnungen 
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Hauptſächlich aber liegt es im Intereſſe der Volkshygiene, gerade diejenige 
Klaſſe zum Baden heranzuziehen, die vor Allem durch ihre ſchlechten Woh— 
nungs- und Nahrungsverhältniſſe der Erkrankung ausgelegt iſt, die Arbeiter: 
klaſſe. Für diefe muß alfo die größte Wannenzahl bei möglichjt niedrigen 
Preiſen bereit geftellt werden. Cine ſolche Eintheilung rechtfertigt fi auch 
nod) dadurh, daß bei der in Deutichland noch übermäßig langen Arbeitözeit 
die freie Zeit des Arbeiter auf die wenigen Stunden des Abends beichräntt 
ift, in dieſen alſo dad Babdebebürfniß der größten Zahl von Badenden be: 
friedigt werden muß. 

Schulbäder. „Die Errichtung von Schulbädern ift eine einfache Kon— 
ſequenz der Volfsbädereinrichtungen.** Wozu errichten die Städte Hallenbäder 
und Braufebäder, wenn der Beſuch der Anjtalten nur ein ſchwacher ift, wenn 
es faum gelingt, winzige Theile der Bevölferung in dieſelben hineinzuführen? 
Die Griftenz von Badehallen allein wandelt nur langſam die Stadtbervohner 
zu Badefreunden. Die Trägbeit des Körpers iſt groß und Neinlichkeit ift 
eine Tugend, die forgfältig von frühejter Kindheit anerzogen werden muß. 
Und in welchen Verhältniffen wächſt der größte Theil der ftäbtiihen Jugend 
auf! Wie fann in folden Wohnungen, in folchen Häuſern, auf jolhen Höfen, 
wie fie in der Großſtadt zu Hunderten, Tauſenden find, die Luft zu Rein: 
lichkeit des Körpers entjtchen? Da iſt es die Aufgabe der Schule, der Volks— 
ſchule vor Allen, helfend einzugreifen. Ihre Aufgabe ift nicht damit erfüllt, 
dat fie den Kindern die Anfänge des Rechnens, Lejens und Schreibens und 
einige jonftige nügliche Kenntniſſe beibringt; fie ſoll in gleiher Weiſe wie fie 
den Geift ausbildet, auch die Körperpflege der Schulkinder ſich angelegen 
fein laffen. Und daß dazu jo gut wie dad Turnen, die Bewegungsipiele, 
der Marich, auch das Bad gehört, wird von allen Pädagogen, die auch nur 
einen Funken hefleniichen Geiſtes in fi tragen, rüdhaltlos zugegeben. Der 
Schmutz ift jeder Schönheit Feind; wie ſoll ſich der ſchmutzige Leib zur 
Schönheit entwideln? Die Volksſchule foll ein badeluftiges Gejchlecht erziehen, 
da3 herangewaclen nicht nur die Badehallen feiner Baterftadt füllt, fondern 
auch rüftig und unermüdlich den Kampf gegen den Schmug aufnimmt, wo 
immer e3 ihm begegnet. Wie wir uns heute feine Schule mehr ohne Spiel 
plag und Turnhalle denken können, jo fol in Zufunft aud) feine Schule ohne 
Bad gefunden werden. 

Das Berdienft, die Schule auf dieje ihre Plicht aufmerffam gemacht zu 
haben, gebührt dem Oberbürgermeifter von Göttingen, Merkel, der in der 
Göttinger Volksſchule bereit? 1883/84 die erſte Schulbadeeinrihtung traf 
und auf der 13. Verſammlung des Deutichen Vereins fir öffentliche Ge— 
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jundheitöpflege 1886 über feine Erfahrungen berichtete. Gegen ben lebhaften 
MWiderjpruch beftimmter reife gelang es ihm auch eine Refolution zur An: 
nahme zu bringen, welche Schulbadeeinrichtungen nach Göttinger Mufter zur 
mweiteiten Verbreitung empfahl. Troß dieſes Beichluffes haben die Schulbäder 
nur jehr langjam Terrain errungen. 68 hat jehr harter Kämpfe beburft, um 
die Stabtverordnieten namentlich preußifcher Städte von der Berechtigung diejer 
Bäder zu überzeugen, und vieler Mühe, um ihnen Ear zu machen, daß mit den 
Schulbädern noc nicht der Einbruch des fommuniftiihen Staates begonnen hat. 

So erklärten fih am 4. März 1886 die Stadtverordneten Berlins 
als prinzipielle Gegner der Einrichtung der Schulbraujebäder und lehnten 
einen Antrag des Magiftrats auf Einrichtung folder Bäder in drei Ge- 
meindejchulen und die Bewilligung von 10000 ME. zu dieſem Zwecke ab. 
Es waren die alten Phraſen, mit denen jede Ausgabe, die nicht den Haus: 
bejigern oder den befigenden Klaſſen, fondern der ärmeren Bevölkerung zu Gute 
fommt, ohne Weiteres als jozialiitiich abgewiefen wird. Gin Dr. Gerftenberg 
ereiferte fich bei dem Gedanken, daß „etwas, was abiolut der Familie gehöre, 
zwangsweiſe in die Schule Hineingebracht werben jolle; daß neben dem 
Schulzwange jeßt auch ein Badezwang eingeführt werden ſolle!“ Und dann 
die Koften: 600000 ME. fir die 180 Gemeindejchulen — diefe Rieſenſumme 
berechnete der Herr Doktor — und wofür? fir ben Lurus eines Bades! 
Würdig Tefundirte ihm Herr Spinola, der einfach die ganze Idee für ver: 
fehlt erklärte und es nicht für nöthig hielt, eine Sache, die in Göttingen ſich 
nicht bewährt habe, in Berlin nachzumachen! Es ijt geradezu unglaublich, 
welche unfinnigen Argumente und verjchrobenen ethijchen Prinzipien von den 
Gegnern der Schulbäder angeführt wurden; die Erfältungögefahr, der bie 
Kinder beim Paſſiren der „im Winter eifigfalten* (!) Schulforridore aus— 
gejegt ſeien (!), Verlegung des Schamgefühls der Kinder, die nur zerriſſenes 
Unterzeug trügen und dasjelbe beim Auskleiden „decoupriren“ müßten u. ſ. w. 
Doch es hieke wirklich dieſer Oberflächlichkeit und dieſem Befigegoismus zu 
viel Ehre anthun, wollte man ſich länger mit diefen Argumenten herum: 
ſchlagen. Die Thatſache genügt, daß die Vertreter der Stadt der höchften 
Intelligenz, wie der Oberbürgermeifter von Göttingen, Merkel, auf der bereits 
erwähnten Verſammlung Berlin ironiſch bezeichnete, die Einführung der 
Schulbraufebäder a limine ablehnten! Erſt 1894 wurde das erfte Schul: 
braufebad für eine Berliner Gemeindeichule eröffnet und, wie der Verwal: 
tungsberiht für 1889 bis 1895 (IL, S. 100) bemerkt, ſeit dieſer Zeit find 
in den folgenden Neubauten die gleichen Ginrichtungen getroffen worden. 
1898/99 wurden für diefe Schulbäder 4434 ME. ausgegeben (pro Sind 
0,02 Big). Weder iiber die Zahl der Schulen, die mit Braufebädern aus: 
geitattet find, noch über die Frequenz der Bäder erfahren wir das Geringite. 





DUO 


Sowohl die jährlihen Verwaltungsberichte, wie auch die periodiſch erfcheinenden 
Berichte ſchweigen fich iiber dieſe gewiß fehr wichtige Angelegenheit vollftändig 
aus, während fie die im höchſt byzantiniichen Stil gehaltenen Anreden an 
verfchiedene Fürftlichkeiten Wort für Wort wiedergeben. Warum dieſes 
Schweigen? Daß die Schulbäder ſich feiner wohlmollenden Förderung jeitens 
der Schulverwaltung erfreuen, ift fiher. Hat der Mangel an Wohlwollen 
doch ſchon zu einer Vernachläſſigung diefer Anstalten geführt, wie dies ride 
in der „Pädagogiichen Reform“ behauptet? Nah Fride drückten fich die 
meilten Kinder aus Bequemlichkeit, Faulheit, Nachläffigkeit vom Beſuche der 
Bäder. Durchſchnittlich nur 33'/s Prozent der Kinder nähmen an den Bädern 
theil; und nad) einftimmiger Bekundung der Lehrer gerade die ſchmutzigſten nicht! 

Die Berliner Stadtverordnneten haben als Kluge Leute durch eine fleine 
Abzahlung an den Teufel der Schulbäder ſich für Jängere Zeit Nuhe vor 
weiteren Anjprücen erfauft. In Dresden haben die Stadtverordneten noch 
1899 eine Vorlage des Rathes betreffend Einrichtung von Braujebädern in 
einer neu zu bauenden Bezirksſchule mit allen gegen 6 Stimmen abgelehnt.* 
Ein Stadtverordneter ſah in der Errichtung von Braufebädern den eriten 
Schritt zum fozialiftiihen Staate, ein anderer erging ſich in den Tebhafteften 
Tiraden über Schlichtheit und Einfachheit, über Verwöhnung der Jugend u. ſ. w. 
„Es iſt viel beſſer“, jo führte diefe Perle von Dresden aus, „man läßt die 
Leute aufwachſen in Schlichtheit und Einfachheit und erzieht ihmen nicht ſolche 
Anforderungen und ſolche übertriebenen Ansprüche an.“ Man denke, „den 
übertriebenen Anſpruch“ eines wöchentlichen Braujebades. Und weiter: „Es 
lebt fi furchtbar Schwer, wenn Jemand von Jugend auf gleich in eine höhere 
Stufe des Wohllebens eingeichoben wird. . . Nein, meine Herren, halten 
wir uns an das, wobei wir, die wir hier im Saale find, alt geworben find, 
an Einfachheit und Schlichtheit und an die Aufgabe, ſelbſt unferen Körper 
zu pflegen und nicht von der Lehrerichaft zu verlangen, daß fie uns noch 
wäſcht und badet. Schließlich möchte der Lehrer den Kindern nod die Haare 
fümmen. So wollen wir in Dresden nicht verfahren.“ Und fo verfuhren 
die Herren Stabtverordneten in Dresden nicht und lehnten die Vorlage ein- 
fah ab. Probatum est. Es find das diefelben Herren, die auch die Ver— 
mehrung der Voltsbadeanftalten für überflüffig hielten, trogdem man ihnen 
ziffernmäßig den günftigen Einfluß derſelben auf die Volksgeſundheit nach— 
wies! Auch in Negierungsfreifen fcheint man nicht überall der Errichtung 
von Braufebädern in den Volksſchulen mit Wohlwollen gegenüber zu ftehen. 
In NRirdorf ereignete fi) der unglaublihe Vorgang, daß der Gemeinde 
vertreterbeihluß für Errichtung folder Bäder auf Betrieb des Lokalſchul— 
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voritandes von der Regierung nicht genehmigt wurbe. Allerdings wurde auf 
wiederholte Vorjtellungen der Gemeinde Ende 1898 von der Negierung die 
Genehmigung zur Errichtung von Braufebädern ertheilt — aber nicht für die 
Bolfsihulen, jondern nur fir die höhere LZehranftalt !* 

Bon Schulbädern find zwei Syiteme in Gebraud, von denen das eine 
in Köln üblih ift und daher auch furz das Kölner Syften genannt 
wird, das andere im den. meijten anderen Städten zur Einführung gelangt 
ift. Das Kölner Syſtem ift nicht? Anderes als das gewöhnliche den Be— 
dürfniffen der Schule angepaßte Braufebad. Das Schulbraufebad bejteht aus 
dem eigentlihen Baderaum mit abgetrennten Bade: und Ausfleidezellen und 
den Auöfleideräumen. In dieſen entfleiden ſich die Knaben bis auf die Hojen 
und die Mädchen bis auf den linterrod. Die vollftändige Entkleidung erfolgt 
in den Ausfleidezellen. Die Handhabung der Wafferzuführung iſt den Kindern 
überlaffen, erfolgt aljo nicht durch den Wärter; der Waflerverbrauc durch die 
Braufen iſt nicht beichränft. Bei den nach dem zweiten Syiteme eingerichteten 
Schulbädern benügt eine größere Anzahl von Kindern den Baderaum gleich 
zeitig, und zwar die Eleineren Kinder zu zweit, die größeren einzeln unter 
einer Braufe. Die Waſſerzuführung wird von dem die Aufficht habenden 
Schuldiener regulitt. In Stuttgart iſt man bei der Einrichtung der 
Schulbäder in dem Schulhaus auf der Prag von der Anordnung der Einzel- 
oraufen mit Fußwannen abgegangen und hat ftatt deſſen zwei Baſſins von 
vergliden 0,22 Meter Tiefe, 4,10 Meter Länge und 1,15 Meter Breite 
eingerichtet, die mit Waſſer gefüllt werden können und über welche ſich je 
zwei Braujeröhren hinziehen. Damit ift den Kindern allerdings der Wortheil 
freierer Bewegung gewährt, aber auch die Gefahr eventueller Anſteckung ent: 
ichieden vergrößert worden. Den größten Schug gegen Anftelung gewährt 
natürlicd das Kölner Syſtem. Ob aber diejer Schuß To viel größer ift gegen- 
über der gewöhnlichen Anordnung der Braujen in gemeinfamen Baderäumen, 
dat dadurd die ganz beträchtlichen Mehrkoften der Einrichtung gerechtfertigt 
werden, erideint uns doc zweifelhaft. 

In den meijten Städten ijt die Betheiligung ber Kinder am Baden frei— 
willig; ein Zwang ausgeſchloſſen. Das ift unjeres Erachtens höchſt verkehrt. 
Natürlich bedarf e3 gerade bei den jauberen Clementen feines Zwanges; 
diefe baden freiwillig. Die ſchmutzigen Glemente dagegen werben fich frei— 
willig nicht am Bade betheiligen, für fie ift der Zwang vollftändig angebradt. 
Es ift das einzige Mittel, fie zur Sauberkeit zu erziehen. Befreiung vom 
Baden follte nur auf ein ärztliches Atteſt hin ftattfinden. Wenn wir das 
Baden al3 einen wichtigen Theil des Voltsichulunterrichtes betrachten, jo muß 

*Jahrbuch für Volks: und Yugendfpiele 1899, ©. 223. 
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uns die Freiwilligkeit der Theilnahme als durchaus irrationell erſcheinen. 
Wie das Turnen, wie die übrigen Fächer muß auch das Baden obliga— 
toriich fein. 

Schulbraujebäder exiſtiren außer in Berlin in den folgenden Städten mit 
mehr al3 50000 Einwohnern: Breslau (7 Anftalten), Köln (3, eine im Bau), 
Franffurt a. M. (7), Magdeburg, Hannover (18), Königäberg (2), Altona, 
Elberfeld, Charlottenburg, Barmen, Danzig, Halle a. S. (5), Dortmund, 
Nahen, Kaſſel (13), Erfurt, Wiesbaden (4), Polen (3), Mannheim (3), 
Karlsruhe (7), Freiburg i.B., Münden (14), Nürnberg (7), Würzburg (2), 
Braunſchweig (alle unteren Bürgerjchulen mit einer Ausnahme), Mainz, Darm 
ſtadt, Leipzig (2), Plauen (1), Stuttgart (3), Bremen, Hamburg. 

Dieje Schulbraufebäder dienen in erjter Linie der Neinlichkeit des Körpers 
und itben durch ihre Erziehung der Jugend zur NReinlichkeit die jegensreichiten 
Wirkungen aus. Es liegt aber in der Natur des Betriebes, daß die Wohl: 
that eines Bades nur in größeren Intervallen (von 8, ja fogar von 14 Tagen) 
den Schulfindern zu Theil wird, eine regere Theilnahme am Baden aber 
für die badeluftigen Kinder nicht möglich ijt. Alle Schulbäder find außerdem 
Braufebäder. Die wundervolle Uebung des Schwimmens ijt aljo vom Schul: 
baden ausgeſchloſſen und muß jo lange ausgeichloifen bleiben, biß von den 
Städten befondere Einrichtungen für das Kinderſchwimmen aud im Winter 
geihaffen werden. Im Sommer fehlt e8 auch den Kindern wenigftens in 
Städten, die an einem Ylußlauf oder jonftigen Gewäſſer gelegen find, nicht 
an Gelegenheit, fih im Schwimmen zu üben. Mit dem Sommer ift aber 
aud) das Schwimmen vorbei. Wir haben jchon geiehen, wie wenig von ben 
Städten für das Winterſchwimmen der unteren Volksſchichten gethan ift; mie 
viel weniger für die Kinder diefer Slaffen. Die Breife der meiften Schwimm— 
halfen find viel zu hoch, als daß die Kinder des Proletariat3 fie benützen 
fönnten, fie gehen felten unter 20 Pfg. herab. Selbit die Preije in Berlin 
und Charlottenburg (10 Pig.) find noch zu hoch. Berlin hat zum Beifpiel 
1896/97 den Kindern der in der Umgebung der ftädtiichen Volksbadeanſtalten 
(Moabit und Scillingsbrüde) belegenen Gemeindeichulen die Beniigung des 
Shwimmbades zu bejtimmten Zeiten des Tages (Knaben 12 bi8 2, 4 bis 6; 
Mädchen 2 bis 4 Uhr erflufive Sonnabend und Sonntag) für den Preis von 
10 Pfg., die Brauiebäder bis 6 Uhr Nachmittags für den Preis von 5 Pfa. 
gejtattet. 1898/99 haben 15510 Gemeindeichulfinder von dem Schwimm— 
bade Gebrauch gemacht — ein durchaus nicht glänzendes Refultat, das ficher 
durch die zu hohen Preiſe mit veranlaßt ift.* Da hilft nur die Unentgelt- 


* Wie wir einer Zeitungsnotiz entnehmen, hat übrigen? das Kuratorium 
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fichfeit de3 Badens, wie da3 zum Beifpiel in Krefeld der Fall ift. Hier 
babeten 1899/1900 23569 Volfsihüler im Stadtbade umſonſt, gegen 21940 
im Borjahre. In Münden: Gladbach baden wöchentlich 500 Schulkinder 
auf Stabtfoften. 

Biel günftiger jteht e$ mit dem Schwimmen und Baden der Volksſchul—⸗ 
finder im Sommer. Darin ift von einigen Städten geradezu Vortreffliches 
geleiitet worden. In erjter Linie ift wohl Frankfurt a. M. zu nennen. 
Die Knaben und Mädchen der legten vier Schuljahre werden hier wöchentlich 
drei Mal zum Baden im Fluffe geführt, Sommer 1899 3149 Knaben in 62, 
und 1526 Mädchen in 26 Abtheilungen. Schwimmunterridht erhielten 
1892 Knaben und 888 Mädchen. Die Auffiht wird von den Lehrern und 
Lehrerinnen geführt. Auch in Königsbergi.®B. ift das Sommerbaden der 
Volks- und Bürgerſchüler in vortrefflicher Weiſe organifirt. Dasjelbe Liegt 
aber hier in den Händen eines Komites zur Förderung des Schwimmens und 
Badens von Schultindern und wurde von der Stadt durd Beiträge ſowie 
durch den Ankauf des Badegrundjtüds unterftigt. Den Grundftod bildete 
ein Geſchenk des Stadtraths Dr. Walter Simon, der im Jahre 1894 eine 
Schüler-Schwimm- und Badeanſtalt einrichtete. Die Beniigung der Anftalt 
(2 big 4 Uhr für Mädchen, 4 bis 6 Uhr für Knaben) ift für ſämmtliche 
Volks- und Bürgerſchüler der Stadt frei; bedürftigen Schülern der mittleren 
und höheren Schulen wird die Benügung auf Geſuch geftattet. Die Bade: 
wäſche wird von der Anftalt unentgeltlich geliefert. Im Frühjahr werden die 
Badefarten, circa 10000 Stüd, an die Schüler verteilt, die zu einem zwei— 
maligen ‚wöchentlihen Bade berechtigen. Sehr großer Werth wird auf den 
Shwimmunterridht gelegt, der von drei Schwinmlehrern und zwei Schwimm— 
lehrerinnen ertheilt wird. Im Sommer 1897 beziehungsweife 1898 wurden 
an 67 (68) Tagen 62773 (50 774) Bäder an Knaben und 37569 (32 967) 
Bäder an Mädchen ausgegeben. Der Durchichnittsbefuch belief ſich auf 1498 
(1231) Kinder täglid. Es wurden 374 (229) Knaben und 131 (117) Mäd— 
hen zu Freiſchwimmern ausgebildet. Ebenjo baden in Mainz die Schüler der 
1. bis 5. Klaſſe zweimal wöchentlich, wobei unentgeltlih Schwinmunterricht 
ertheilt wird. Breslau gewährt für die Benügung der Flußbadeanftalten 
15000 Freifarten und eine unbeichränfte Zahl von Starten, auf die nur 
5 Pig. nachzuzahlen find. 1897 wurden 9799 Karten für 489,95 ME. 
ausgegeben. Fir Mädchen find die beiden öffentlichen Fylußbabeanitalten an 
allen Tagen,* für Knaben zwei Anftalten Dienstags und Freitags unent: 


Freilarten an unbemittelte Schüler und Schülerinnen der Gemeindefchulen aus: 
zugeben. 

* Dad Bad am Ohleſteg hat für Mädchen und Frauen getrennte Räume. 
Es darf nur in Bademänteln und Badehemden gebadet werden, die gegen Zah: 
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geltlich geöffnet. Im ähnlicher Weile werben von Kaffel, Chemnitz u. a. m. 
billigere ober umentgeltlihe Badekarten zur Benützung der Badeanftaltern aus 
gegeben. In Chemnitz benitgten 1899 17218 Schüler und 7783 Schüle: 
rinnen dieſe Freikarten. Im Allgemeinen läßt aber die ſtädtiſche Fürſorge 
für da3 Schwimmen der Schulkinder auch im Sommer noch fehr viel zu 
wünſchen übrig. 


lung von 6 Pig. geliehen werden können. Das Zufammenbaden von Mädchen 
und Frauen ift unterfagt! Eine lächerliche Prüderie! Man dene fi Mädchen 
und Frauen, die zum großen Theile miteinander in einem Bette fchlafen, ja 
bei den traurigen Wohnungsverhältniffen Breslau mit männlichen Familien: 
angehörigen in einem Zimmer haufen, ift es verboten miteinander zu baden! 


Fünftes Rapitel. 
Veffentliche Anlagen und Spielpläke. 


Die Hleinftaaterei, unter der Deutſchland fo viel zu leiden gehabt Hat 
und noch leidet, Hat neben zahlreihen Schattenfeiten auch einzelne Lichtpunfte 
aufzuweiien. Die größere Zahl der Univerſitäten, die in der allgemeinen 
Mifere unjerer geihichtlihen Entwidlung Rettungs- und Haltepunkte unferer 
willenjchaftlihen Bildung waren, die Kunftihulen und -Sammlungen, — und 
jo auch die künſtleriſche Anlage der Eleinen Nejidenzftädte, ihre reiche Aus— 
ftattung mit Parks und Gartenanlagen, das find fo einige ortheile, Die 
Deutihland dem Großmachtsdünfel feiner Eleinen Tyrannen verdankt. Und 
wenn dann fpäter auch mancher Kleine Hof von feinem Sie verjagt wurde, 
manche Refidenzitadt zur Provinzialftadt herabfanf, die urfprünglihe Anlage 
des Städtebilde blieb doch gewahrt. Daran hat auch die oft rapide, 
durch das Aufblühen der Induſtrie bewirkte moderne Entwidlung nichts ges 
ändert. Die alten gärtnerijchen Anlagen wurden meift vor der ruchloſen Gier 
der Baufpefulanten bewahrt und find häufig die einzige Oaſe im der troſt— 
loien Wüſte der Häufermafien unſerer Großftädte. Solche Nefidenzitädte find 
zum Beiſpiel Berlin, Braunichweig, Diffeldorf, Kaſſel, Charlottenburg, Potsdam, 
Dresden, Hannover, Karlsruhe, München, Stuttgart. In den meiften diejer 
Städte ift der größere Theil der öffentlihen Park: und Gartenanlagen im 
Beſitzthume des Staated, während die Gemeinden fich darauf beichräuft haben, 
ihre ergänzende Thätigfeit den neu entjtandenen Stabttheilen zuzuwenden. 
So beträgt zum Beiſpiel der ftaatliche Bejig in Berlin 5 Anlagen mit 
2830 Hektar Fläche gegen 109 der Gemeinde mit 165 Hektar Fläche; in 
Dresden jtehen 7 Anlagen mit 190 Hektar 41 der Gemeinde mit nur 
35 Hektar gegenüber. Aehnlich liegen die Berhältniffe in Karlsruhe (32 Hektar 
gegen 24), in Stuttgart und an anderen Orten mehr. Der Charakter dieſer 
höfiihen Anlagen geftattet natürlich nur einen beſchränkten öffentlichen Gebraud). 
63 find beliebte Promenaden, Schaus und Prunkſtücke, aber feine Parks, in denen 
fi das Volksleben in ungeftörter Freiheit entwideln kann, in denen die Jugend 
prächtige Spielpläge zum Austoben ihres Spiel: und Bewegungstriebs findet. 

Eine andere Klaſſe deuticher Städte, wie Breslau, Köln, Frankfurt a. M., 
Magdeburg, Dortmund, Aachen, Erfurt, Nürnberg, Augsburg, Würzburg, 
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Straßburg, Braunfchweig, Bremen, Lübeck und andere mehr verbanfen ihre 
Hauptanlagen und Promenaden der Schleifung alter Feſtungsgürtel. Der 
alte Stadtkern ift im diefen Städten mit einem Gürtel von Promenades 
anlagen umgeben, an die fich dann die moderneren Vorſtädte anjchließen. 
Diefe Anlagen find meiſt im Bejige der Stadtgemeinden und können von den— 
jelben in der ausgiebigiten Weiſe im Intereſſe ihrer Bürger ausgenützt werden. 
Fiir die außerhalb der Ummallung entitandenen Stabttheile galt es dann für 
die jtrebjamen Stadtverwaltungen, ebenfalld3 die erforderlichen Anlagen zu 
ichaffen. Meift mit großen Koften, denn nur wenige Städte find in jo günftiger 
Lage, wie zum Beifpiel Leipzig es ift. Hier hat fich die Entwicklung der Stadt 
in rein radialer Richtung vollzogen und zwiſchen die radial entwidelten Stadt— 
theile und die fi) daran anjchließenden WVororte jchieben fi) wenigitens in 
den wejtlihen und ſüdlichen Theilen bis dicht heran an bie alten Gürtel— 
anlagen alte Waldungen, die in den der Stadt zumächit gelegenen Partien zu 
Parks umgeftaltet find. So ſchiebt ſich zwiſchen Gohlis und Lindenau das 
Nofenthal ein, zwiichen Plagwig und Gonnewig das Gonnewiter Holz, das 
mit feinem Ausläufer, dem Scheibenholze, an den Johannaparf anſtößt und 
durch diefen mit den Promenaden des Stadtfernes in Verbindung jteht. Viel 
ungünftiger war die Lage der öjtlihen, von einer dichten Arbeiterbevölferung 
bewohnten Stadttheile. Die Stadt mußte hier vollftändig neu jchaffen. 1894 
richtete fie in Sellerhaufen den Volksgarten von 2,06 Hektar mit zahlreichen 
Sitz- und Spielplägen und 1898 in Stünz den Volfshain von 11 Heltar ein. 
Die meiften anderen Städte find kompakter gewachſen und haben die Zwiſchen— 
räume zwiſchen den radialen Hauptitraßenzügen fchneller ausgefüllt, ganz ab— 
geſehen davon, daß ihnen der bis an das Stadtgebiet fich heranziehende Wald 
fehlt. Wir führen von folchen Städten zwei als Beijpiele an: Köln, wo die 
Niederlegung der alten Umwallung und die Stadbterweiterung ſich in den achtziger 
Jahren vollzog und damit auch die Ausjtattung der Stadt mit einem ftatt= 
lihen Anlagegürtel, und Düffeldorf, deſſen Ummwallung ſchon zu Anfang 
des Jahrhunderts geichleift wurde, 

Köln mit feinen engen Gaffen und Höfen tft ein beſonders charafteriftiiches 
Beijpiel unferer alten Städte, die in enge Umwallung zufammengepferht mit 
emfigem Fleiße einen prächtigen Seuchenboden bereitet haben. Zu Anfang des 
breizehnten Jahrhunderts eine aufblühende Handelsjtadt, ein thatkräftigesg Mit— 
glied der Hanfa, verfiel die Stadt im jechzehnten Jahrhundert und dedte bis 
zu Beginn des neunzehnten Jahrhunderts faum diejelbe Fläche mit Häufern, 
wie im jechzehnten. Erft feit der Mitte des meunzehnten Jahrhunderts datirt 
die moderne Entwidlung der Stadt, durch die das innerhalb der alten Um— 
wallung gelegene Gebiet ausgefüllt und überfüllt wurde. Die Privatgärten 
verſchwanden; fie fielen der Baufpekulation zum Opfer. Die bebaute Fläche 
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wuchs von 225 Heltar im Jahre 1752 auf 403 Hektar im Jahre 1883, To 
daß in dieſem Jahre nur noch 27 Quadratmeter auf den Bewohner gegen 
50 Quadratmeter im Jahre 1752 entfielen. Die Altſtadt enthielt nur eine 
einzige öffentliche Gartenanlage auf der Rheinauhalbinſel, circa 1,65 Hektar 
groß, die jpäter der Hafenerweiterung zum Opfer fiel. Ginige Baumalleen 
und Schmudanlagen in einigen Straßen und Plägen — das war alles, was 
die Altitadt an Parks und Anlagen beſaß. or den Thoren lag der circa 
43 Morgen große Stadtgarten. Endlich fprengte die eingepreßte Stadt in 
den 1880er Jahren den Feitungdgürtel und der jchnelle Verjüngungsprozeß 
der alten Hanſeſtadt beginnt, der ihren Bewohnern nicht nur Platz für ihre 
Häufer und Raum in den Straßen für ihren Handel und Wandel, fondern 
auch mit Pläten und Parks Luft und Licht, Berwegungsfreiheit und Natur: 
genießen brachte. Der Umwallungsring wurde in eine ringförmnige Anlagen: 
fette umgeitaltet, die mit ihren zahlreihen Sigpläßen, Springbrunnen, Spiel- 
plägen u. j. w. — nicht weniger alö jieben folder Spielpläge für Kinder 
find in den NRinganlagen angebradt und mit fleinen Spieltiihen, Sands» 
haufen u. 5. w. auögeftattet — Griwacienen und Stindern in gleicher Weile 
dient. 1889 wurbe der Bolfögarten von circa 60 Morgen Größe und 1895 
der Stadtwald, ein 102 Hektar großes Stüd Land mit MWafferzufluß, mit 
einem Sojtenaufwand von 2538501 ME. eingerichtet; 1898 mit der An— 
fage des Südparfes begonnen. Ein 9 Morgen großer Pflanzenzucdhtgarten 
dient dem botanischen Unterricht der ſtädtiſchen Schulen. Der Garten wird 
häufig von den Lehrern mit den Schülern befucht; in einer Halle werden 
itet3 wechſelnde phyſiologiſche Verſuche für den Unterricht aufgeftellt, die bei 
günftiger Witterung, mit erläuternden Tafeln verjchen, auch zur Belehrung 
des Publikums ausgejtelt bleiben. In dem durch Eingemeindung der Vororte 
bedeutend vergrößerten Stadtgebiete von 11106,27 Hektar wurden die meijten 
Provinzialftragen mit Alleebäumen bepflanzt; die ehemaligen Niefelfelder ber 
Rororte Nippes und Chrenfeld wurden in Spielpläge verwandelt; vor dem 
Lindenthore ein größerer Jugendipielplag angelegt — furz an die Stelle der 
alten Gleichgiltigfeit ijt ein reged Streben getreten. In der Altſtadt ſucht 
man jedes freie Fledchen für Blumenanlagen zu gewinnen — ein [öblic)es 
Thun, wenn darüber nicht wie in anderen Städten die Anlage großer Pläße 
und Parks vernachläifigt wird, die doc allein dem erjchöpften Städter die 
geluchte Ruhe und erquidende Friiche der Natur zu gewähren vermögen. 

Ginige Zahlen vermögen ben gewaltigen Fortichritt der legten Jahre noch 
deutlicher zu zeigen. 1889 betrug die Gefammtfläche der öffentlichen Anlagen 
circa 30 Hektar; 1898 148,76 Hektar, wovon 40,30 Hektar mit 63 An— 
lagen auf die innere Stadt und 108,46 Hektar auf die Vororte entfallen. 
Die Alleebäume bededen eine Fläche von 70,5 Hektar. 
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Was Köln ſich erſt in den letzten Jahrzehnten des neunzehnten Jahr— 
hunderts errang, beſaß Düſſeldorf bereits ſeit Anfang desſelben. Der Hof— 
garten, zwiſchen dem Rhein, der Inſel-, Kaiſer- und Hofgartenſtraße belegen, 
iſt auf den alten Feſtungswerken unter der Herrſchaft Napoleons in den 
Jahren 1813 bis 1815 entſtanden. Von der ganzen 32,1165 Hektar großen 
Fläche entfallen 7,38 Hektar auf den königlichen, der Reſt auf den ſtädtiſchen 
Hofgarten. Von dem Hofgarten ausgehend durchziehen breite Promenaden— 
wege die Stadt, die durch größere Platzanlagen unterbrochen und belebt find. 
Dieje ganze Anlage dient in erjter Linie dem Bedürfniß der Altitadt. Eine 
Erholungsſtätte für Die dicht bevölferte Fabrikvorſtadt Oberbilt wurde erft 
Mitte der neunziger Jahre geſchaffen. Der 16 Hektar große Volksgarten 
erforderte einen Koftenaufwand von 350000 ME. Unmittelbar an die Stadt— 
grenze jchließt ſich der ftädtifche Wald, die jogenannte Haardt, der feine Ent: 
jtehung der Anlage des jtädtiichen Waſſerwerkes zu Ende der jechziger Jahre 
verdanft. Er hat nur 22 Hektar, aber das ftark foupirte Terrain machte die 
Ausgeftaltung deöjelben zu einem Waldparfe leicht und lohnend. Nordweitlich 
dieſes Waldes liegt der 60 Hektar große fisfalifche Forſt Grafenberg, der 
bon der Stadt auf 60 Jahre ebenfalls zweds Ausgejtaltung zu einem Wald 
parfe gepachtet wurde. 

Gegenüber dieſen beiden Gruppen, die einen großen Theil ihrer Anlagen, 
fei es nun den Prachtliebhabereien ihrer Fürften, jet es fpeziellen politifchen 
Verhältniffen verdanken und in Folge deſſen fih in einer jehr günftigen Lage 
befinden, fteht endlich die Gruppe der Städte, deren Entwidlung in die zweite 
Hälfte des vergangenen Jahrhunderts fällt und in denen fait alles, was fie 
an öffentlichen Anlagen bejigen, durch die Thätigfeit ihrer Verwaltung und 
der Bilrger geichaffen wurde. Bon ſolchen Städten nennen wir Altona, 
Elberfeld, Barmen, Bodum. 

Die dffentlihen Anlagen der Städte laſſen fih ungezwungen in zwei 
Gruppen einteilen. Zu der einen gehören die Pläge und Promenaden, zur 
anderen die Parks. Im den legten Jahren hat fi) unter dem Cindrude der 
lebhaften Agitation gegen eine vollftändige Verbauung unferer Städte und 
in dem Maße, wie fi die Erfenntniß von der Bedeutung der öffentlichen 
Anlagen für die Gelumdheit der Stadtbewohner durchgejegt hat, in den 
ftädtifchen Verwaltungen die Tendenz bemerflih gemacht, die Pläte aller 
Art, jedes, auch das Eleinfte Stücdchen Land, gärtnerifch zu verwenden und 
Schmucdfanlagen daraus zu machen. Es iſt ficher ein berechtigtes Streben, 
die ſonſt öde daltegenden, nur Staubmaffen produzirenden Pläge mit Grün 
zu überziehen, fie mit Blumen: und Gehößzpflanzungen zu fchmüden und aus 
Stätten, wo ſich die Großitabthäßlichkeit in ihrer ganzen Abjcheulichkeit 
zeigt, in Pläge zu verwandeln, wo ji) das müde Auge des Städters von 
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dem Baditeinverfe der Häuſermaſſen ar dem Farbenreichthum der Natur er: 
holen fan, Auch Schaus und Prunkſtücke haben ihr Recht und ficher fteht 
es der Großſtadt gut, fih in das Schmudgewand der Natur zu leiden. 
Dabei müfjen aber die Stadtverwaltungen fih vor einer doppelten Gefahr 
hüten. Sie dürfen niemal® den Schmuckcharakter der Plätze übertreiben und 
vergeflen, daß dieſe Pläte auch noch andere, hygieniſche Aufgaben zu erfüllen 
haben. Vor Allem -aber dürfen fie nicht glauben, daß mit der Anlage ſolcher 
Bläge ihre Aufgabe erfüllt jei. Wohl war es ein bedeutender Fortichritt, als 
in Berlin die MWochenmärfte von den großen Pläßen verichwanden und die 
frei gewordenen Flächen in Schmudanlagen verwandelt wurden — aber die 
Berliner Jugend iſt bei diejer Verwandlung entjchieden zu kurz gekommen. 
Bei allen diejen Plätzen fteht der ornamentale Charakter im Vordergrunde. Für 
die Spielpläge der Jugend, die dazu nur auf einigen der wichtigeren Plätze 
bergeftellt find, muB der kleinſte Flef genügen. Wohin follen aber die 
Kinder der Hunderttaujfende wandern, die innerhalb des gewaltigen Kreiſes, 
begrenzt von der Karls-, Elſäſſer-, Lothringer:, FFrieden:, Andreas-, Ska⸗ 
litzer, Gitſchiner- und SKönigsgräßerftraße, wohnen, wenn nicht auf Diele 
Pläge? In dieſem großen Gebiete giebt es für jie feine größeren Park— 
anlagen, wo fie fich frei umhertummeln, feine größeren Spielpläße, wo fie 
ihre Spiele treiben fünnten. Sie müſſen zufrieden fein mit den Eden und 
Winkeln, die ihnen von der Gartenverwaltung auf den Ornamentalplägen 
zugewiejen werden, und — mit der Straße. Es gehört ja zu den berechtigten 
Eigenthümlichkeiten unferes Gejellihaftsigftens, daß der Kontraſt von Lurus 
und Noth, der im privaten Leben jo herrliche Blüthen treibt, auch die ganze 
Staatds und Gemeindeverwaltung durchzieht. Man treibt Luxus, wo bie 
dringendite Noth Befriedigung heiſcht. Die körperliche Noth der Proletarier: 
jugend jchreit nad) Tummelplägen der Erholung — und man giebt ihr 
Ormamentalpläge, wo es verboten iſt, den Raſen zu betreten! Und nicht das 
allein! Dean glaubt weiß Gott was geleiitet zu haben, und ruht auf den 
Yorbeeren der Kunſt des Stadtgärtnerd. Hat man nicht jeden Play geſchmückt, 
bat man nicht das winzigite Flefchen mit einem Blumenbeete geziert? Noch 
dazu ohne große Belaftung der Stadtkaſſe! Und ift jo in echtem „Schmüde 
Dein Heim“:Stil jedes Pläschen verziert, fo pflanzt man Bäume in die 
Straßen, deren fümmerliches Dahinfiechen mit unfinnigen Koften erfauft wird, 
Draußen aber an der Beripherie, da läht man Quartier an Quartier ent— 
itehen, die Baufpekulation ihre wüſteſten Orgien treiben, um dann, wenn alles 
überbaut ift und der Preis des Grund und Bodens eine fchwindelnde Höhe 
erreiht hat, wieder nach Feen zu ſuchen, an denen man feine zierenden Künſte 
ausüben kann. Wo find die Stadbtverwaltungen, die in kluger Vorausfiht an 
der Peripherie Grundbejig angetauft haben, um Parks auf ihnen für die neu 
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entstehenden Stadtviertel anzulegen? Wie wenig geſchieht überhaupt in deutfchen 
Städten für die Anlage größerer Parks, wenn wir fie zum Beifpiel mit ben 
engliihen Städten vergleichen! Berlin befaß bis zum Jahre 1840 nur 
den föniglichen Thiergarten. In diefem Jahre beichloß die Gemeinde zur 
Säfularfeier der Thronbefteigung Friedrich II. einen Park, den Friedrichs: 
hain, im Oſten der Stadt anzulegen, 1864 wurde dann die Anlage ziveier 
neuer Parks projeftirt, von denen der eine, der Humboldthain, 1869 in Ans 
griff genommen und 1876 vollendet wurde, während die Arbeiten zum zweiten, 
den Treptower Park mit dem Plänterwald, erjt 1876 begannen, ihre Vollendung 
aber fid) bis ins Jahr 1888/89 Hinzog. Bei der Aufftellung der Projekte hatte 
der Magiftrat am Schluffe feiner Vorlage (2. November 1864) die Meinung 
ausgeſprochen, mit Anlage jener beiden Parks werde dem Bedürfniſſe der Be: 
völferung aller Stadttheile nad) ſolchen Erholungsftätten „für alle Zukunft 
ein Genüge geleiftet werden”. Wenn man bedenkt, daß Berlin bereits in den 
ſechziger Jahren ſich rapide entwidelte, jo zeugt eine derartige Neußerung von 
wenig Borausfiht und großer Beicheidenheit oder von einer prophetiichen 
Keuntniß der zukünftigen ftädtiichen Behörden. Denn in der That, weit ift 
die Stadtverwaltung nicht über den Nahmen der Vorlage von 1864 hinaus— 
gegangen. Wir können ſogar nicht ohne eine gewiſſe Berechtigung bezweifeli, 
ob fie überhaupt dariiber hinausgegangen wäre, ob fie fid) zur Anlage eines 
weiteren Parkes entichloffen hätte, wenn ihr nicht vom Staate der Grund 
und Boden unentgeltlich, jorwie ein Betrag von 134000 Mi. zur Anlage 
eine Parkes um das Nationaldenftmal auf dem Kreuzberg angeboten und 
dadurch ein gewilfer Drud auf fie ausgeübt worden wäre. So entitand in 
den Jahren 1888 bis 1894 der vierte größere ftädtijche Park, deflen 71,64 Hektar 
nicht weniger ald 2889551 ME. erforderten. Auch diefer wieder vor Allem 
ein Schaus und Prunkſtück! Alle diefe Parks liegen draußen an der Peripherie 
der Millionenjtadt. Weberblidt man zum Beifpiel die den Verwaltungsbericht 
1889 bis 1895, Bd. I, Abth. 6 beigegebene Karte iiber die Entwidlung 
Berlins in den 25 Jahren von 1870 bis 1895, auf der die Stabt ſüdlich 
zwiichen Spree und Landwehrkanal, nördlich bis zur Invalidenftraße und den 
fie fortfegenden Straßenzügen, wejtlih und öftlich zwiſchen Thiergarten und 
Schleſiſchem Bahnhof dargeftellt ift, jo ragen von größeren Parkanlagen in 
diefe wüſte Steinmaffe nur von Meften der Zipfel des Thiergartend® und 
im Nordoften ein Zipfel des riedrihshains hinein, Wenn wir von Der 
ſchon berührten gärtneriichen Ausſchmückung der Plätze abfehen, find in Den 
25 Jahren von 1870 bis 1895 von der Stadt auf dieſem ungeheuren Gebiete 
nur die drei Anlagen, der Kölnische Park 1,2 Hektar, der Waldedpart 0,6 Hektar 
(Jakobikirchhof) und der Park zwiſchen Garten: und Bergitraße (Sophien= 
firhhof) nen geihaffen worden. Davon find zwei nur Umgeftaltungen zweier 
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alter Friedhöfe. Das ift alles; für 25 Jahre jtädtiicher Verwaltungsthätigfeit 
fein jehr glänzendes Nejultat. Und dabei ift Berlin durchaus nicht eine der 
rüdjtändigjten Städte auf dem Gebiete des Parkweſens. Unter den 45 Städten 
mit mehr als 50000 Einwohnern des Statiftifchen Jahrbuch (Bd. VIIT) nahm 
Berlin mit feinen 165 Hektar Anlagen (Größe über 5 Ar und innerhalb des 
Stadtgebiet3) noc immer die dritte Stellung ein. An der Spite ſteht Magde— 
burg mit 228 Hektar, ihm folgt Leipzig mit 222 Hektar Anlagen. Es hatten 
von 43 Städten 5 nur bis zu 5 Hektar Anlagen (die über 5 Ar groß waren), 
6 5 bis 10 Heltar, 9 10 bis 20 Hektar, 12 20 bis 50 Hektar, 5 50 bis 
100 Hektar und nur 7 über 100 Hektar ftädtifcher Anlagen. Dieſe Zahlen 
geben uns allerdings feinen genauen Maßitab für die Größe der ftädtiichen 
Fürforge auf dem Gebiete des Parkweſens. Gin folder ließe fi nur ges 
winnen durch die Berüdfihtigung der vorhandenen ftaatlihen oder fonftigen 
öffentlihen Anlagen, der Einwohnerzahl und vor Allem durch Ausicheidung 
der Seit langen Zeiten im Befige der Städte befindlichen Waldungen. Wie 
wir ſchon ſahen, datiren zum Beiſpiel die ftädtiichen Anlagen Berlins alle 
feit Anfang der vierziger Jahre, die Karlsruher ftädtiichen Anlagen jind in 
den letten 30 Jahren entitanden u. ſ. w., dagegen find die Leipziger Wald: 
anlagen ſehr alt. Da aber eine derartige Unterfuchung bei dem Mangel des 
erforderlihen Material nicht möglich iſt, jo geben wir hier nur noch eine 
Ueberficht über die Größe des auf je 10000 Einwohner entfallenden ftädtiichen 
Befiges an Anlagen. E83 entfielen auf 10000 Einwohner: 

1. weniger alö 1 Hektar und zwar 0,3 Hektar in Stuttgart; O,4 in 
Poſen, Mannheim; 0,6 in Königsberg, Duisburg; 0,7 in Potsdam, Kiel; 
0,8 in Meb; 

2. 1 bis 2 Hektar und zwar 1 Hektar in Berlin, Dresden, Wiesbaden; 
1,1 in Charlottenburg; 1,2 in Sirefeld; 1,3 in Altona, Barmen, Frankfurt a. O., 
Epandau; 1,5 in Frankfurt a. M.; 1,7 in Hallea.©.; 1,8 in Chemmnig und 
Gilen; 

3. 2 bis 3 Hektar und zwar 2,1 Hektar in Kaflel, Nürnberg; 2,4 in 
Freiburg i. B., Straßburg i. &.; 2,8 in Karlsruhe; 

4. 3 bis 4 Hektar und zwar 3,3 Heftar in Münden; 3,4 in Bochunt; 
3,5 in Breslau; 3,7 in Stettin; 

5. 4 bis 5 Hektar und zwar 4 Heftar in Düffeldorf; 4,2 in Hannover 
und Lübeck; 4,3 in Braunichweig; 4,4 in Köln und Nachen; 4,5 in Augsburg; 

6. 5 und mehr Hektar und zwar 5,5 Hektar in Leipzig; 5,8 in Zwickau; 
8,2 in Plauen i. V.; 10 in Dortmund; 11 in Görlig; 12 in Liegnig; 16 
in Magdeburg. 

Wie in der Anlage von Parks, jo ftehen die deutichen Städte auch in 
der Ausnützung derjelben im ntereife eines gefunden Volkslebens noch weit 
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hinter den engliichen zurüd. In England find die Parks nicht nur Stätten 
behaglichen Spazierganges und Naturgenuifes; in ihmen jpielt ſich vielmehr 
auch der große Theil des engliihen Volkslebens ab, der dem Sport in jeder 
Form gewidmet if. Es iſt diefe intenfive Ausnügung der Parts fir die 
Berweguugsipiele von Jung und Alt, von Mann und Frau, durch die diefelben 
ihren widtigen Einfluß auf die Volksgelundheit ausüben. In den deutichen 
Parks hat man biöher weder die Ausnügung derielben zu Sport: noch zu 
Erholung3zweden in energiiher und umfaffender Weile in Angriff genommen 
und gefördert. Wie beliebt find zum Beiſpiel die ?Freifonzerte, die in den 
engliihen Volksparks Sonntags Nachmittags von ftädtiichen Mufitbanden ge: 
geben werden? lm die Mujitpavillons lagert ji) das Volt zu Zehntaufenden 
auf den weiten Nafjenflächen, die diejelben ungeben, und genießt in buntem 
Treiben, das wir niemals in Nohheit ausarten fahen, eine gutmüthige Freudigkeit, 
einen Trank höherer Lebensfreude, als ihn jonft wohl gewährt wird. In 
Deutichland find unſeres Willens derartige Freifonzerte nur in Krefeld, Stoblenz 
und Düren veranftaltet worden. Etwas beiler fteht es mit der Anlage von 
Spielplägen in unferen ſtädtiſchen Parks, obſchon wir auch bier noch in den 
eriten Anfängen ſtecken. So hat Köln im Stadtwald einen 6 Morgen großen 
Spielplag und eine 50 Morgen große Volkswieſe angelegt, während der 
große Teih dem Eis- und Ruderſport dient. Auch Berlin hat in den 
größeren jtäbtiichen Parfs Spielpläße eingerichtet, im Treptower Park einen 
Spielplat von 3,57 Hektar und einen Fleineren bon 71 Ar, im Humboldt 
hain einen von 2,35 Hektar und im FFriedricdshain einen von 1,59 Hektar. 
Auch von anderen Städten ließen fi die gleichen Vorgänge berichten. Im 
Allgemeinen gelten aber die ftädtiichen Anlagen noch viel zu ſehr als Bier: 
gegenftände, als Schmud: und Schauftüde, nicht aber als Pläße, wo das 
Volt in riiftigen Spielen feines Lebens genießen kann. In Düffeldorf 
haben daher die Stadtverorbneten eine Schenkung von 20000 bis 25000 ME., 
die zur Errichtung eines Spielplaged® im Hofgarten zur Verfügung geitellt 
wurden, abgelehnt, weil der Hofgarten nur Zierpark jein fol. Dabei iſt der 
Hofgarten circa 32 Hektar groß und wäre durch feine Lage ein vorzüglicher 
Spielplag. Iſt es alſo, wie man fieht, ſchon ſehr jchwierig, die ſtädtiſchen 
Behörden dazu zu veranlafien, die Beniigung bereit3 vorhandener Pläge im 
Intereſſe der Volksſpielſache zu geitatten und diejelben mit geringem Koſten— 
aufwande zu Spielplägen umzugeftalten, jo findet natürlid) die Cinrichtung 
neuer Spielpläge, die einen vielleicht ziemlich theuren Grunderwerb nöthig 
machen, bei denjelben außerordentlich ftarken Wideritand. Und das um jo 
mehr, als ja in Deutichland die Bewegung für die Förderung der Jugend- 
und Volksſpiele eigentlich erit jeit Anfang der neunziger Jahre datirt, wenn 
vielleicht auch früher ſchon in einigen Städten dieſe Spiele gepflegt und für 
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diefelben von einigen ftädtiihen Behörden Spielpläge zur Verfügung geftellt 
worden find. Nur jehr langjam find die Stadtverwaltungen den Anregungen, 
welche an fie herantraten, gefolgt. Das Philiftertfum, das dem deutjchen 
Weſen jo tief eingewurzelt ift, hat auf den Rathhäufern ganz gewaltige Stüß- 
punkte; find doch an unzähligen Orten gerade die ftädtijchen Kollegien die 
Führer des Spiekbürgerthums, für da3 jeber friſche Luftzug ein Greuel ift. 
Wozu noch Spiele, wenn man biöher nicht geipielt hat, und Doc gelebt hat! 
Wozu noch Spiele, wo man doch ZTurnhallen gebaut Hat, wohl oder übel 
hat "bauen müſſen, wo man Qurnlehrer angeftellt hat und wöchentlich zwei 
Turnſtunden obligatoriih find! Und dann noch die Forderung Spielpläße 
anzulegen, große Summen für den Erwerb der dazu erforderlichen Flächen 
auszugeben oder ftädtiiches Gelände, das vielleicht ein vorzügliches Speku— 
lationsobjeft abgiebt, für alle Zeiten brach liegen zu laffen und nur, um 
darauf Bewegungsſpiele zu jpielen! Ja, da müſſen allerdings dem echten 
Spieker über eine fo fiindhafte Vergeudung der ftäbtilchen Gelder die Haare 
zu Berge stehen! In dem Jahrbuch für Jugend» und Volksſpiele, das der 
Zentralausfhuß zur Förderung der Jugend- und Volksſpiele in Deutichland 
herausgiebt, fehlt e8 nicht an ergößlichen Beilpielen für die unglaubliche Be— 
ihränktheit der Stabtverwaltungen in einer Frage, bei der es fih um bie 
körperliche Sefundheit und Kraft unferer Jugend, um die harmonifche Ent: 
wicklung ihres Weſens handelt. So jpielte zum Beiſpiel an einem Orte die 
Schule zeitweiie auf einer faft gar nicht benügten Straße. Die Stadtbehörde 
Ichritt mit einem Verbote ein — und erftidte die bejcheidenen Anfänge der 
Spielbewegung. In einer weitfäliichen Stadt beſuchte ein Lehrer auf feine 
Koiten den Spielfurjus in Berlin und verfuchte es ſodann, die Jugendipiele 
einzuführen. Am Scluffe de8 Sommers ließ ihm die Stadt erklären, daß 
fein Bebürfniß zur Ginführung dieſer Spiele vorläge.* Bon Bayern berichtete 
Weber 1896, daß Verſuche, die Gemeindefollegien zu veranlaffen, eine kleine 
Summe für die Pacht eines Spielplages® und die Entlohnung eines Spiel: 
leiter aufzumwenden, durchgehends ohne langes Befinnen abgemiejen jeien.** 
Und Profeſſor Koch konnte im gleichen Jahre behaupten, daß feine deutiche 
Großitadt für wirkliche Volksſpiele, an denen nicht nur die Jugend, jondern 
aud die Erwachienen theilnehinen können, den möthigen Raum biete.*** Und 
was foll man von dem preußischen Kurorte jagen, der den Kurgäften für 
die Monate Mai bis September einen prächtigen Spielplag zur Verfügung 
ftellt, der einheimischen Jugend aber das Betreten des Plages im der iibrigen 
Zeit des Jahres verbietet! Etwas beffer ift es in den legten Jahren glück— 
* Jahrbuch 1895, ©. 251 ff. 
*Jahrbuch 1896, ©. 114. 
** Kahrbuch 1896, ©. 190, 
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licher Weije geworden! Giner rührigen und unermüdlichen Agitation, die es 
veritanden hat, alle Faktoren im Intereffe ihrer Sache nußbar zu machen, 
iſt e8 gelungen, das Vorurteil der ſtädtiſchen Behörden wenigitens in gewiller 
Ausdehnung zu überwinden. Der größte Fortichritt iſt auf dem Gebiete der 
Jugendipiele zu verzeichnen. Für die Jugend der Volksſchulen und höheren 
Schulen find in einer ganzen Neihe von Städten feitend der jtädtiichen Be: 
hörden Spielpläge theils gepachtet, theil3 aber auch gekauft und neu ein 
gerichtet worden. So bejigt Görlig, von den die Spielbewegung ihren Aus— 
gang genommen hat, ſchon ſeit längerer Zeit 3 Spielpläge von 190, 59" 
und 252 Ar, die in erfter Linie den Jugendipielen dienen. Hannover hat 
ebenfall3 3 Spielpläge und jtellt außerdem im Herbſt nad) dem zweiten Gras: 
fchnitt die Maſch zur Verfügung, die im Winter als Eisbahn dient. Die 
Breslauer Stadtverwaltung hat 15 Spielpläge für jchul- und vorſchul— 
pflichtige Kinder eingerichtet. Die Aufjicht auf diefen Plägen wird von ges 
eigneten Perfönlichkeiten im Ehrenamt bejorgt, während die Neinigung von 
den ftäbtiichen PBromenadewächtern und Arbeitern ausgeführt wird. In Danzig 
haben die Stadtverordneten 1899 40000 ME. für die Anlage von Spiel- 
plägen bewilligt. In Eſſen wurden feit 1896 2 Spielpläge von 120 und 
140 Ar zu Jugendipielen eingerichtet. In Mainz fpielen 11 Knaben- und 
13 Mädchengruppen auf 5 Plägen. Am entwideltiten ift wohl der Jugend» 
fpielbetrieb in München. Hier ift die Zahl der Spielgruppen von 4 im 
Sabre 1890 auf 58 im Jahre 1898 und die Zahl der Spielpläge von 2 
auf 18 gewachſen. Die Spielpläge umfaſſen 114768 Quadratmeter, wovon 
allerdingd 41200 auf den Spielplag der königlichen Turnanftalt entfallen. 
Die Mehrzahl der Pläße find Schulhöfe, die im Winter in Eißbahnen ume 
gewandelt werben; der größte von ihnen hält 5200 Quadratmeter. Außer: 
dem werden 2 Spielpläge, der eine auf der Thereiienwieje von 24840 und 
der andere an der Schynenftraße von 19200 Quadratmeter, benützt. 

Auh in Stuttgart wurde auf einem 12 Morgen großen ſtädtiſchen 
Plage im Stöckach ein Spielplag errichtet, aber das ganze Vorgehen der 
jtädtiichen Behörden zeigte doch, wie außerordentlich rücjtändig ihre Auffaffung 
von der Bedeutung folder Spielpläge ift und wie wenig ihnen die Pflicht 
Har geworben, derartige Einrichtungen für die Stadtbewohner zu ſchaffen. Die 
Gelammteinrichtungskoften des Spielplages und eines Interfunftshaufes be— 
liefen ji auf 21000 Mk. — und die Stadt heute jich, dieſe Rieſenſumme 
zu bewilligen. „Da der geplante, als unentbehrlich bezeichnete größere Spiel: 
plag nicht unbeträchtliche Koften erforderte, war die Beſchaffung der nöthigen 
Geldmittel eine dringende Sache geworden; deshalb wurde am 22. Oktober 1896 
unter der Einwohnerichaft Stuttgarts und durch die Tageszeitungen ein Aufruf 
zur Spendung freiwilliger Beiträge fir einen großen Spielplag verbreitet. 
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Nah Einlauf einer Reihe von Beiträgen konnte der Ausführung näher ge— 
treten werden”, jo heißt es im Verwaltungsbericht. Zu deutſch: für einen 
unentbehrlihen Spielplag wurde gebettelt, da der Aufwand für die Stadt: 
gemeinde zu groß war! Die Eisbahn, die im Winter auf dem Plate angelegt 
wird, wurde um 3000 ME. an das Spielplaglomite des Verichönerungs- 
vereins abgetreten. Weshalb? Wir können nur den einen Grund entdeden: 
um den ungeheuren Aufwand herabzubdritden. Für das Unterfunftshäuschen, 
das die Riefenfumme von 9100 ME. koſtete, mußte ebenfalls das Spielplag- 
fomite mit 4400 ME. bluten, Die elektriſche Beleuchtungseinrichtung wurde 
von der Direktion der Stuttgarter Elektrizitätswerke geitifte. So fam durch 
allerhand milde Gaben der ſtädtiſche Spielplag zu Stande, 

Viel ungünjtiger liegen die Verhältniſſe für die Volksſpiele; für dieſe 
fehlt e8 auch in den meiſten Großftädten, die für die Jugendipiele ganz gut 
geiorgt haben, an ausreichend großen Spielplägen. Die jpielluftigen Er: 
wachtenen, die fich wohl meiſtens TQTurnvereinen oder Sportövereinen als 
Mitglieder anichließen, find theils auf die Spielpläge der Jugend angewiefen 
und fönnen biejelben dann natürlich nur in den von den Schulen nicht be— 
legten Stunden benügen — das ift wohl meiftens der Fall — oder aber 
gezwungen, aus eigenen Mitteln ſich die nothwendigen Spielpläge, ſei es durch 
Pahtung oder durh Kauf zu erwerben. Die wenigjten Vereine find aber 
in der glüclichen Lage, die bedeutenden Summen für Spielpläge flüffig machen 
zu können. Wo fie daher nicht durch Geichenfe von Gönnern in den Beſitz 
der Geldinittel oder des erforderlihen Grund und Bodens gelangen, find fie 
fait in gleichem Maße, wie die Jugend umierer Schulen, auf die veritändniß- 
volle Hilfe der ftädtiichen Verwaltungen angewiejen. In der That hängt die 
ganze weitere Entwicklung der Volks- und Jugendſpiele von ber Bereit: 
willigfeit der Städte ab, ihre finanziellen und techniichen Kräfte in den Dienft 
diejer Sache zu ftellen. Es gilt nicht nur die noch vorhandenen freien Plätze 
vor der Gier der Bauſpekulanten zu ſchützen, es gilt nod) mehr ar der Peripherie 
der raſch wachjenden Städte die für Spielpläge und öffentlihe Anlagen erforder: 
lihen großen Grundflächen zu erwerben, ehe die Spekulation die Parzellen 
bereits zuſammengekauft und die Bodenpreife ſchon auf die Höhe der Baus 
itellenpreife getrieben hat. Dazu bedarf e3 nicht nur großer Mittel, deren 
Beihaffung über die Kräfte privater Vereine weit hinausgeht und daher von 
den Stabtgemeinden übernommen werden muß, Tondern auch ber gejammien 
den Städten für ihre Stadterweiterungen zur Verfügung ftehenden technijchen 
Kräfte und rechtlichen Beitimmungen. Vor Allem aber wird eine Erweiterung 
der ſtädtiſchen Rechte durch die Gefeßgebung nothwendig fein. Durch eine 
Erweiterung des Grpropriationsrehte und eine Umgeftaltung des gelammten 
dabei gebräuchlichen Berfahren® muß den Städten der Anfauf von Land 
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erleichtert werben. Zunächſt aber muß nad) engliihem Vorbilde durch Geſetz 
beſtimmt werden, daß Pläte, die dem allgemeinen Publikum zum Betreten 
und zur Benügung einmal frei geitanden haben, diefer Benügung nie twieder 
entzogen werben bürfen. Es iſt leider wenig Hoffnung, daß den Stäbten ihre 
Arbeit durch die ftaatlihe Gejeßgebung in nächſter Zukunft erleichtert wird. 
Wir erleben es ja alle Tage, daß große jtaatlihe Plätze und felbit Anlagen 
nur als eventuelle Profitquellen betrachtet und daher zum höchſten Breife an 
die Baufpefulanten verkauft werden. Wie gering muß in den Streifen der 
ftaatlihen Behörden das Verſtändniß für die Volfswohlfahrt fein, wie groß 
die Verachtung für die großen Maffen des Volkes, daß man es wagt, elender 
Tauſende oder Hunderttaufende willen ihnen die wenigen Plätze zu nehmen, 
two fie in der öden Steinwüjte ihrer Umgebung Grholung für Geift und 
Körper und Kräftigung für den niederdrüdenden, bleiichtweren Kampf ums 
Dafein finden können. 

Gerade für die Städte beziehungsweife die Gemeinden als die Haupt— 
träger der Kranken- und Armenfürforge ift es von der größten Wichtigkeit, 
mit allen Mitteln die Gejunderhaltung ihrer Bewohner anzuftreben. Deshalb 
müſſen fie fir die Jugend die Gelegenheit jchaffen, den fich bildenden Körper 
zu kräftigen und widerjtandsfähig zu machen, und den erwachſenen, im Beruf 
thätigen Gemeindegliedern die Möglichkeit bieten, dur Spiel und Bewegung 
im Freien die bedrohte Spannkraft des Geiftes und Körpers zu erneuern. 
Es giebt faum ein twichtigeres Werkzeug der vorbeugenden Hygiene, als Die 
Anlage von Parks und Spielplägen. 

Wie ſchon bemerkt, haben nur wenige Städte Volksſpielplätze eingerichtet. 
Aus ihrer Zahl greifen wir als Beilpiel Dresden heraus, wo endlich 1897 
die von privaten Vereinen, vor Allen dem Verein Volfswohl ausgeitreute 
Saat aud in der Stadtvernrdnetenverfammlung auf fruchtbaren Boden fiel. 
Die Stadtverwaltung entichloß fich, einen Spielplag am Großen Garten zu 
errichten, denfelben zum Mittelpunkt des Volksſpielweſens zu machen, und 
daher vor Allem als Feitipielplag auszugeſtalten. Im Mittelpunfte des 
7 Hektar großen Spielplages liegt eine 12000 Quadratmeter große Raſen— 
arena, die von einer 6 Meter breiten Nadfahrerbahn und einer 13 Meter 
breiten Raſenfläche für die Zuſchauer umfchloffen wird, Diefer Hauptipielplag 
fann von 3 hochgelegenen, um fie herumführenden breiten Straßen aus über— 
jehen werden. An der einen Schmaljeite der Arena liegen 3 ungefähr gleiche, 
je 10000 Quadratmeter große Raſenrechtecke, die hauptiächlich für das Fußball— 
jpiel bejtimmt find. Außerdem find noch 6 Lawn-Tennisplätze vorhanden, ſowie 
baumbepflanzte Seitenflächen fir Mäbdchenfpiele. Die Koften der Anlage werben 
65000 ME. betragen, deren Berzinfung dur Erhebung von Benützungsgeldern 
von Vereinen und Privaten, jowie Verpachtung der Eisbahnen gedeckt werden jollen. 
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Städtifche Gärtnereien. Sobald die Städte die Anlage und inter: 
haltung größerer Parks und zahlreiher feiner Anlagen unternehmen, werden 
fie durch die Nothivendigkeit, das erforberlihe Baum» und Pflanzenntaterial 
auf dem billigiten Wege zu bejchaffen, dazu gezwungen, eigene Baumschulen, 
Pflanzenanzuchtgärten und Gärtnereien mit Warmhäuſern u. j. w. anzulegen. 
In Mannheim zum Beiſpiel genügte zu Anfang der 1870er Fahre für die 
wenigen öffentlihen Anlagen der Stadtgemeinde eine Fleine Gärtnerei im 
ſtädtiſchen Bauhofe zur Anzucht von Zierpflanzen, deren Ginrichtung und Be: 
trieb jehr bejcheidene Mittel erforderte. Die Entſtehung einer Reihe von 
ftädtifchen Promenaden und Anlagen an Stelle der durch die Stabterweiterung 
verbrängten natürlichen Grholungspunfte nahm die Stadtgärtnerei jo in An— 
ſpruch, daß fie bereits Mitte der 1380er Jahre vollitändig ungenügend war. 
Man verjuchte daher 1888 die Bepflanzung der Anlagen auf dem Sub- 
miſſionswege an Privatgärtner zu vergeben. Doch ohne Erfolg! So blieb 
nicht3 über als die Neuanlage einer umfangreichen Gärtnerei, die int Jahre 
1889 unter Aufwendung von 16000 ME. entjtand. Im folgenden Jahre mußte 
die Anlage durch Aufftelung eines Schuppens (Aufwand 2500 ME.) und 
1894 durch Grricdtung von WVermehrungshäufern, Kulturbeeten u. ſ. w. (Auf: 
wand 15860 ME.) erweitert werben. Die Gärtnerei umfaßt jegt ein Gelände 
von 13900 Quadratmeter mit 2 großen Balmhäufern, 4 fleineren Kultur— 
häufern, 80 Früh: und Miftbeeten mit 320 Fenſtern, einem großen Magazin 
und 2 fleineren Schuppen. Um den Bezug der Alleebäume von auswärtigen 
Baumſchulen mit all jeinen Unzuträglichkeiten zu vermeiden, wurde 1893 mit 
einem Koltenaufwande von 6000 ME. eine Baumſchule eingerichtet. Im 
Jahre 1894 lieferte die Gärtnerei 650000 Teppichpflanzen, 320 000 blühende 
und Blattpflanzen, 8000 Zierfträuder, die Baumſchule 2000 ſelbſtgezogene 
Bäume ber verjchiedenften Arten. 

Derartige Stadtgärtnereien und Baumſchulen find in jehr vielen großen 
Städten, wie Berlin, Breslau, Köln, Magdeburg, Hannover u. j. w. eingerichtet 
worden und erjparen durch ihre Leiftungen der Stadtkaſſe ganz beträchtliche 
Summen. 

Familiengärten. Wenn auch nicht direft zu den öffentlichen Anlagen 
gehörig, darf Hier doch nicht eine Einrichtung mit Stillichweigen übergangen 
werden, deren Wirkungen diejelben find, wie die der öffentlichen Anlagen. 
Hier wie dort ift das Ziel die Kräftigung der Volksgeſundheit, die Pflege 
eines geiunden und ftarfen Naturgefühls, die zeittweilige Vefreiung von dem 
Staube und der Dual des Stabtlebend. Familiengärten, Schrebergärten (wie fie 
in Leipzig), ſtädtiſche Gärten (wie jie in Kiel heißen), das ift die Einrichtung, 
deren wir hier noch mit einigen Worten gedenfen mitifen. Am ausgebildetiten 
ift diefelbe wohl in Leipzig, wo 1890 nicht weniger als 2582 Gärten in 
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38 Gruppen mit einem Areal von 539987 Quadratmeter vorhanden waren. 
Von diefen Anlagen gehörte der Grundbefig, 150739 Quadratmeter, in zwölf 
Fällen der Stadtgemeinde und wurde von ihr in vier Fällen an Schreber: 
vereine, in einem Falle an die Fleiſcherinnung, in einem Falle an den Schul: 
gartenverein verpachtet, die dann ihrerjeit3 als Gartenunternehmer die Anlage 
der Gärten ausführten und an ihre Mitglieder weiter verpachteten. In vier 
Fällen hat die Stadt den Grumd und Boden an die Gartenbefiger abgegeben, 
in zwei anderen an zwei Großpädter. Nur in einem Falle ift die Stabt- 
gemeinde als Gartenunternehmerin aufgetreten, nämlich bei der bekannten 
Johannisthalanlage vom Jahre 1832. Die Gärten waren 369,5 Quadrat: 
meter groß und wurden urjprünglich für drei Thaler verpachtet. 1834 zählte 
man 255 Gärten. Im Laufe der Zeit bildete fich eine Art Erbzinsverhältnig 
heraus. An den Rath mußte eine jährliche Abgabe von 10 Pfg. pro Quadrat: 
meter gezahlt werden, während es den Inhabern gejtattet wurde, die Gärten 
zu zediren. In Folge diejer Beitimmung ging natürlich der Pachtpreis für 
die Gärten jtetig in die Höhe, und Abjtandögelder von 15 bis 20 ME. pro 
Quadratmeter wurden gezahlt. Es liegt auf der Hand, daß gegen die 
urfprünglichen Abfichten ſchließlich nur Wohlhabende im Stande waren, 
jolde Gärten zu erwerben. Diejelbe Erjcheinung fann übrigens auch bei den 
Schrebergärten beobachtet werden. Noch älter als in Leipzig ijt die Einrichtung 
der Familiengärten in Kiel, wo bereits 1830 2’/a Hektar ſtädtiſchen Landes 
zu Gärten verwandelt wurden. Mit der Zeit wurde die Zahl derfelben erheblich 
vermehrt, jo daß 1896 2380 vorhanden waren. In Kiel wird aber zum 
Unterfchiede von Leipzig die Anlage der Gärten ausfchließli von der Ge— 
meinde ausgeführt. Der Boden wird durd eine forgfältige Drainage gut 
entwäfjert und darauf daS Areal durch 4 Meter breite Wege durchſchnitten, 
an die ſich die rechtedig eingetheilten Parzellen in langen Reihen anfchliegen. 
Die Gärten find 420 Quadratmeter groß, durch Weißdornhecken eingefriedigt 
und mit einer Cingangspforte verjehen. Sie werben öffentlich verpadhtet; Dabei 
ijt eine der wichtigiten Bedingungen, daß die Pacht ſtillſchweigend fortläuft, 
wenn weder von Seiten der Stadt noch von dem Pächter gekündigt wird. 
Eine Kündigung wird aber von der Stadt nur dann gegeben, wenn die 
Bärten für die Zwede der Kommune in Anjprucd genommen werden. Ebenſo 
wenig findet eine Steigerung der Pacht ſeitens der Stadt ftatt. Die große 
Mehrzahl der Pächter find Taglöhner, Fabrit:e und MWerftarbeiter, Eleine 
Handwerker u. ſ. w. Die älteren Gärten mit größeren Bäumen finden aber 
auch unter den beiler gejtellten Bevölkerungsklaſſen Liebhaber und werden von 
diefen oft zu recht hohen Preifen gepachtet. Die Preije variiren daher zwijchen 
10 und 60 ME; der Durdfchnittspreis beträgt 20 Mt. Auch das Stieler 
Verfahren ift alfo nicht ganz einwandfrei. Die Älteren werthvolleren Gärten, 
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die doch durch die Arbeit der erften, das heißt unbemittelten Befiter, heran- 
gezogen worden find, müſſen bei ber öffentlichen Verpachtung in die Hände 
der mwohlhabenderen Klaſſen fommen, die den Preis jehr leicht über die _ 
Zahlungsfähigkeit der Kleinen Konkurrenten hinaustreiben können. Wenn auch 
der höhere Pachtpreis dabei der Stadtkaſſe zufällt, jo ging doch gerade die 
Abfiht dahin, bei diefen Gartenanlagen den unbemittelten Klaſſen ein Stitd 
Sartenland zu billigem Preiſe zur Verfügung zu ftellen, nicht aber fie durd) 
die bei Verpachtungen unvermeidbaren Steigerungen vielleicht über ihr Ver— 
mögen hinaus zu belaften. 

Den Werth folder Gartenanlagen jchlagen wir nicht gering au, voraus— 
geiegt die Einrichtungen find fo getroffen, daß fie ihren Zweck erfüllen. Große 
Schichten der modernen Großftabtbewohner bringen es in ihrem ganzen Leben 
zu feinem Heim, denn ihre troftlofen Miethivohnungen laſſen fich niemals als 
jolches bezeichnen. Da können nun die Gärten einen gewiſſen Erjaß bieten. 
Eine Art von Heimgefühl mit feinen werthoollen Eigenſchaften, ein Gefühl 
des Zufammenhanges mit dem Grund und Boden, fann in diefen Schichten 
geweckt und groß gezogen werben, wenn fie die Gewißheit haben, daß das 
Stüf Land, dad fie von der Gemeinde gepachtet haben, ihnen auf Lebenszeit 
gehört, ihnen nicht gekündigt und der PBachtpreis nicht geiteigert werben kann. 
Ein jehr wichtige® Moment dabei ift es ferner, daß durch die Stleinheit ber 
Gärten eine Produktion für den Markt, eine ſchädliche Ausnügung der Arbeits- 
fraft in finnlojer Anſpannung in den wenigen von der Arbeitszeit des Berufs 
nicht in Anspruch genommenen Stunden unmöglich gemacht wird. Die Gärten 
follen nur der Befriedigung des Yamilienbedarfes in gewilfen Grenzen und 
dann vor Allem der Erholung von ber Berufsarbeit, der einfachen Freude 
an der Natur und ihren Gaben dienen. Sie follen mit ihren ftet3 wechlelnden 
Bildern umd ber ftet3 mwechjelnden Arbeit, die ihre Pflege erfordert, ein Gegen: 
gewicht gegen die endlofe gleichförmige Noutinearbeit des Bureaus und Komptoirs, 
der Fabrik und Werkftätte bilden. 

Blumenpflege durd Schulkinder. Jede Einrichtung, die in einem Groß: 
ſtadtmenſchen das Gefühl für die Schönheit der Natur im Allgemeinen und 
nicht minder für die Einzelerſcheinungen des Naturlebens erwedt, jede Ein: 
richtung, die die Beobachtungsgabe und das Anfchauungsvermögen unferer 
heranwachienden Jugend ausbildet, jede Cinrichtung, die in ihr die Saite 
von der Zufammengehörigfeit von Menſch und Natur, von der unendlichen 
Einheit der zerfplitterten Erfcheinungswelt anzufchlagen und erklingen zu laſſen 
vermag, muß mit Freuden begrüßt und als ein wichtiger Faktor in der 
Erziehung der Menichen und vor Allen der Jugend bezeichnet werden. Es 
war daher ein glüclicher und werthvoller Gedanke, den Schulfindern Pflanzen 
zur Pflege in die Hand zu geben und durch die Blumenpflege ein ſolches 
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Naturintereſſe in ihr Leben hineinzutragen. Das Geſchick begünſtigte ſeine 
praktiſche Entwicklung, inſofern es gerade die weltberühmte Gärtnerſtadt 
Erfurt war, die ihn zum erſten Male aufnahm und zur Ausführung brachte. 
Auf Antrag eines ftäbtiichen Lehrers faßte die Generalverfammlung des 
Gartenbauvereins am 17. Mai 1892 den Beihluß, „durch unentgeltliche 
Vertheilung von Topfgewächſen an Sculfinder der planmäßigen Blumen: 
pflege Gingang in Schule und Haus zu verſchaffen“. Durch die Unterſtützung 
der jtädtiichen Behörden, durch die Beihilfe des Gartenbauvereind und der 
Grfurter Kunſt- und Dandelögärtner, der Lehrer und Lehrerinnen gewann 
der Plan Wirklichkeit. Ende Juni 1892 wurden als erfter Verſuch an die 
Mädchen der beiden oberen Klaſſen der II. Bürgerichule und der Bolksichulen 
1050 Topfgewächje vertheilt, deren Pflege feine zu großen Anfpriihe an die 
Kinder stellte. Anfang Oftober fand die erite Ausftellung ftatt, zu der 
90 Prozent der audgegebenen Prlanzen eingeliefert wurden. 132 Auszeich- 
nungen wurden vertheilt. Seitdem bat das Unternehmen ftetig an Aus— 
dehnung zugenommen. 1893 wurden 3042 Topfgewädhie an Knaben und 
Mädchen vertheilt, 1899 waren es 3769, wovon 1974 auf die Mädchen 
und 1795 auf die Stnaben entfielen. Zur Anöftellung braten die Mädchen 
86 Prozent, die Knaben 79 Prozent der ausgegebenen Bilanzen. 190 Preiſe 
wurden von den Mädchen, 173 von den Knaben errungen. Die Stoften des 
Unternehmens haben fich natürlich mit dem Umfange desfelben vermehrt, fallen 
aber für ein jtädtiiches Budget überhaupt nicht ins Gewidt. Zu Beginn 
wurden 150 ME., ſpäter 300 ME. von der Stadt zur Verfügung geitellt. 
Der Beitrag ded Gartenbauvereins belief fih auf 200 ME. 

Erfurt iſt in diefem Unternehmen bahnbrechend und vorbildlich geworden. 
In einer ganzen Reihe anderer Städte ift die planmäßige Blumenpflege nach 
Erfurter Muſter eingerichtet worden. 


Zweiter Theil. 


Die Bekämpfung der Krankheiten. 


Sechstes Kapitel. 
Rrankenhäufer und Rekonvaleszentenanſtalten. 


Sehr verjchiedene Momente, nicht nur ſolche rein medizinifcher Natur, 
haben in den legten Jahrzehnten darauf hingewirft, das Krankenhaus in den 
Vordergrund der öffentlichen Thätigfeit zu jtellen, ſoweit diefelbe die Be- 
fänıpfung der Sranfheiten fi zur Mufgabe macht. Den technischen Gründen 
fommt matürlich die größte Bedeutung für dieje Entwidlung zu. Es jind 
das vornehmlich die Antifepfis beziehungsweiſe die Aſepſis und die Ausbildung 
eines großen fomplizirten Apparate, den das Heilverfahren erfordert. Beide 
Bedingungen find nur im Sranfenhaufe gegeben. In gleicher Richtung wirken 
ferner die ftetig fich verichlechternden Wohnungsverhältniffe der großen Schichten 
der Bevölkerung, die vor Allem in den Großftädten durd die Maflenhaftig- 
feit und räumliche Verdichtung ber Ericheinung fo erichredend klar fich zeigen. 
Die Raumbeichränttheit der Wohnungen geht foweit, daß fie direft zur Ge— 
fahr für den Kranken wird, und mit ihr pflegt meiſt ein unhygieniſcher Zu— 
ſtand der Räumlichkeiten (bauliche Verwahrlofung, Verihmugung 2c.) verbunden 
zu fein. Gerade die elenden Wohnungsverhältniffe treiben die arbeitende 
Bevölkerung ins Krankenhaus, da für fie die Möglichkeit, fih in der Familie 
verpflegen zu laffen, nicht eriftirt. 

Die politiihen Momente, die einen beträchtlihen Einfluß auf die Ent: 
wicklung des Krankenhausweſens ausgeübt haben, find die Reichsgeſetze über 
den Unterftigungswohnfig und die Krankenverſicherung. Das erftere jegte für 
die Gemeinden die gefeglihe Verpflihtung feſt, jeden bilfsbedürftigen 
Deutichen oder Ausländer die erforderliche Pflege in Strankheitöfällen zu ge— 
währen und geeigneten Falles für die Unterbringung in einem Stranfenhaufe, 
in einer Irrenanſtalt u. j. w. zu forgen. Das Seranfenverfiherungsgeleg gab 
den Krankenkaſſen das Net, an die Stelle der Zahlung von Krankengeld und 
Gewährung von Arznei und Ärztlicher Behandlung die freie Kur und Ver: 
pflegung in einem Krankenhauſe eintreten zu laſſen. Dadurch wurde ein 
zahlungsfähiger Kreis von Benügern der Krankenhäuſer geichaffen. Aus dem 
Eintluffe diefer Faktoren erklärt fih die raiche Zunahme der Kranken: 
anftalten in ber Periode von 1870 an. In der Hauptiache find e3 die 
Kreiſe, Städte und Gemeinden, die unter Aufwendung bedeutender finanzieller 
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Mittel dieſes Bedürfniß zu befriedigen hatten, wenn jchon die Thätigfeit der 
Neligiondgemeinden und die Mohlthätigfeit einzelner Perſonen oder ganzer 
Vereine auf diefen von ihmen früher faft ganz mit Beſchlag belegtem Gebiete 
nicht geruht hat. Nach Guttſtadt* gab es im Deutichen Reiche 1876 3000 Anz 
jtalten mit 140 900 Betten, 1900 aber 6300 Anftalten mit 370000 Betten. 

In diejen Zahlen find allerdings jänmtliche Anftalten, ob nun im Beſitze 
öffentlicher Körperſchaften oder privater Vereine 2c. einbegriffen, jo daß wir 
alſo daraus nur im Allgemeinen einen Schluß auf dad Anwachſen ihrer 
Zahl ziehen können, über die Vertheilung des Zuwachſes auf die verichiedenen 
Klaſſen der Befiger aber nod) nichts erfahren. Die Aufnahme des Jahres 1876 
ift nicht nach den gleichen Grundjägen, wie die des Jahres 1900 erfolgt, 
fo daß die Zahlen nur bis zu einem gewiſſen Grade vergleichbar find. Für 
Preußen befigen wir dagegen für die 3 Jahre 1876, 1885 und 1900 voll» 
jtändig vergleichbare Zahlen. Es gab alfo in Preußen: 


1876 1885 1900 
Anftalten . ». . » . . 1502 2040 390 
Betten in denjelben . . 73091 109934 214320 


Die Zahlen zeigen ein rapides Zunehmen der Anftalten und der in den— 
jelben vorhandenen Betten. 

Die Entwidlung des Anftaltswejens vollzieht fih nun in einer doppelten 
Differentiation. Anftalten, die früher den ganzen Komplex der Krankheiten 
des Körpers wie de3 Geiltes in den Bereich ihrer Thätigkeit gezogen haben, 
werden in verjchiedene Anftalten zerlegt, die nur bejtimmte Theile des Be- 
reich$ bearbeiten. Die Abjcheidung der Geiftesfranfen ift wohl eine der älte— 
ſten Differentiationen auf dem Gebiete des Anſtaltsweſens. Daran jchließt 
fih dann die der Infektionskranfheiten an. Es entjtehen weiter Kranken— 
häufer für die Krankheiten beftimmter Organe, wie zum Beijpiel des Auges, 
oder wiederum fiir die Behandlung beftimmter Krankheiten, einerlei welches 
Organ von denjelben befallen jein mag, wie zum Beijpiel Syphilis, Tuber: 
fuloje. Die zweite Differentiation ergreift den Krankheitsprozeß, injofern er 
Prozeß ift, und jcheidet die Anftalten nad) den Stadien desſelben. So ent: 
jtehen neben den Stranfenhäufern die Nekonvaleszentenanftalten. 

Sehr hübſch können wir diefe Entwidlung an den Sranfenanftalten der 
Stadt Köln verfolgen. Das alte Bürgerhofpital, das in der franzöfiidhen 
Zeit aus dem abeligen Frauenſtift Gäcilienklofter entitanden war, umfaßte 
Irre, Invalide und Kranke in gleicher Weile. Die „rajenden Wahnfinnigen“ 
waren allerdings von den ruhigen Irren in bejonderen „Logen“ getrennt, 
dagegen die Invaliden mit den ruhigen Irren, die unreinlichen Invaliden 


* Krantenhaus-Lerifon für das Deutfche Reich, ©. 4. 
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mit den unreinlichen Irren in gemeinfamen Räumen untergebradt. Cine 
Trennung der Geſchlechter fand nur des Nachts ftatt. Dieje Zuftände dauerten 
bis 1847. Die Crrihtung eined Neubaus auf der Stelle des alten Spitals, 
das heißt alfo im Mittelpunkte der Stadt, fand in den Jahren 1843 bis 1847 
itatt. In das neue Gebäude wurde ald Mitgift früherer Zeiten die gemein: 
ihaftlide Unterbringung der jo heterogenen Inſaſſen, wie dad Irre, Kranke 
und Invalide find, übernommen. Noch mehrere Jahrzehnte vergingen, bis 
die Trennung durchgeführt war. Grit 1872 mit dem llebergange der Linden— 
burg in den ſtädtiſchen Befig wurde das Bürgerſpital von ber Irrenpflege 
befreit. Noch langſamer vollzog ſich die Abjtoßung der Invaliden, deren 
Zahl zwiichen 280 bis 360 ſchwankte. Der fteigenden Zahl der Kranken 
mußten die Invaliden weichen. 1879 wurde ein neues Invalidenhaus fertig: 
geitellt, dad 160 Invaliden aufnahm; November 1883 fiedelte der Reſt der— 
ielben in das zweite große Gebäude, dad auf dem Grundſtücke der Invaliden— 
anitalt errichtet worden war, über. 36 Jahre waren aljo erforderlich gemweien, 
um dieſe Entwidlung abzuichliegen. Die Stadt befigt nunmehr eine all: 
gemeine Kranfenanftalt, das Bürgeripital mit 772 Betten, neben dem jid) 
von 1884 an zur Grgänzung das Auguftahoipital, anfänglich ausichließlich 
für Infektionskrankheiten bejtimmt, entwicelte, ferner die Jrrenanftalt Linden 
burg, die aber zum Eingehen bejtimmt ift, und das Invalidenhaus mit 216 Ins 
validen. Die Fürforge für die Nekonvaleszenten hat der „Verein zur Ver: 
pflegung Genejender“, 1893 gegründet, übernommen, der von der Stadt durch 
einen Beitrag unterjtügt wird. Nichtiger wäre es gemwejen, wenn die Stadt 
mit ihren bedeutenden Mitteln auch dieſen Theil der Krankenfürſorge direkt 
übernommen hätte. Wie in Köln, fo hat ſich die Entwidlung in zahlreichen 
anderen Städten abgejpielt; doch Tiegt ein näheres Eingehen außerhalb des 
Rahmens unjerer Arbeit. 

Wir gehen nun kurz die verjchiedenen Arten von Anftalten dur) und 
itellen dar, wa3 von den Städten auf den verſchiedenen Theilgebieten geleiftet 
worden if. Wir beginnen mit den Jrrenanftalten. In Preußen find durch 
Geſetz vom 11. Juli 1891 die Landarmenverbände verpflichtet, für Bewah— 
rung, Kur und Pflege der hilfäbedürftigen Geiſteskranken, Idioten, Epilep— 
ttihen, Taubſtummen und Blinden, ſoweit diejelben der Anſtaltspflege bedürfen, 
in geeigneten Anjtalten Füriorge zu treffen. Die Irrenfürjorge iſt aljo in 
eriter Linie eine Aufgabe der Provinzialverbände. In Bayern Liegt diejelbe 
in den Händen der Streije, während in den ilbrigen deutſchen Staaten die 
Anftalten ftaatlih find. Die Zahl der ftädtiichen Anjtalten, die an und für 
ih fehr gering fein mußte, iſt daher in der Abnahme begriffen. Die größeren 
Verbände übernehmen die Kranken derſelben. So geht zum Beiſpiel die 
ſtädtiſche Anftalt Lindenburg in Köln mit dem Jahre 1900 ein und bie 
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Stranfen werden von dem Rheinischen Provinzialverband übernommen. Leider! 
Denn mit der Webernahme der Kranken feiten® der Propinzialverbände iſt 
durdaus noch nicht die Behandlung derjelben in PBrovinzialanftalten gegeben. 
Die Provinzen haben es zum guten Theil vorgezogen, die Kranken gegen 
Zahlung von Benfionen an Anftalten religiöfer Korporationen weiterzugeben 
und dieſe durch Hergabe zinsfreier Baugelder zu unterftügen. Sie fürdern 
damit die Beitrebungen der religiöien Genoflenichaften ſowohl katholiſcher 
wie proteftantiiher Provenienz, die geſammte öffentliche Irrenfürjorge in kon— 
fejlionelle, von den Provinzen gebaute, aber nicht verwaltete Anftalten über- 
zuleiten und jubventioniren damit, wie Kurella jcharf, aber jehr richtig hervor: 
hebt, das programmmäßig als ſolches auftretende Kurpfuſcherthum der reli— 
giöſen Korporationen mit großen Kapitalien und enormen Renten. Der 
Alexianerprozeß in Aachen und ſpätere Vorkommniſſe haben gezeigt, wie es 
in ſolchen Anſtalten zugeht, wo der Arzt nur die geduldete Nebenperſon iſt 
und religiöſe Anmaßung ſeine Funktionen auf dem ſchwierigſten Gebiete der 
Heilkunde übernimmt. Kleinere Abtheilungen für Irre ſind dagegen mit vielen 
größeren ſtädtiſchen Krankenhäuſern verbunden. Sie dienen als Uebergangs— 
und Beobachtungsſtationen, als Stadtaſyle für ſchnell verlaufende leichtere 
Fälle u. ſ. w. (jo in Altona, Görlitz, Magdeburg, Poſen u. a. m.). In den 
Univerfitätsftädten dient die Univerfitätsflinit meiſt zugleih als Stadtafyl 
(Mürzburg, Leipzig 2c.). Größere felbitändige Anftalten befinden ſich ab- 
gejehen von den drei Stadt-Staaten Hamburg (2 Anftalten mit 1492 Betten), 
Lübeck (150 Betten) und Bremen (230 Betten), in Berlin, Breslau, Frank: 
furt a. M., Hannover, Altona, Machen (für weibliche Irre). Leber die Ent— 
wicklung diefer Anftalten geben die folgenden Zahlen Auskunft: 












| 1883 1890/91 








1898/99 

5 Betten | Anft. Betten Anft.! Betten 

| | { 
Berlin... 2,1800] | — 2 |2690* 
Bredlaun . 0.0.0) 2 | 200] ı ' 230 | ı | 280 
Frankfurt a. M. 1 200 | 1 ! 244 | 1 | 800 
Hannover . „2... 0, 1 | 71— | — 1 | 19 
Mimi er Eee 1 | 122 
Aachen . iıl sal—-!| — |ı | eo 


Wir kommen nunmehr zu den allgemeinen Sranfenanitalten und jtellen 
die Zahlen der in den ftädtiihen Anftalten vorhandenen Betten in den 
Sahren 1883 und 1900 wenigjten® für Preußen nebeneinander. Es find 
nur die Anftalten aufgeführt, welche ſich im Beſitze der Stadtgemeinben be— 


*Inkluſive Sdiotenanitalt. 
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finden. Dagegen find die von Stiftungen verwalteten Krankenhäuſer aus— 
geihloffen, auch wenn die Stiftungen fich in der Verwaltung der jtädtiichen 
Behörden befinden. Ebenſowenig find die Kinderhoſpitale berüdjichtigt worden. 
Die Zahlen jind den beiden Ausgaben des Guttftabtichen Krankenhauslexikons 
entnommen. Danad) gab es alſo: 


| 1888 1900 




















Bam Er ber! Baht der Zahl der! Zahl der 

Anſtalten tten —— Betten 

Berlin 2 4 2798 
Breslau . 2 2 1232 
ln... 1 3 | 1509 
Frankfurt a. M.. 1 2 | 768 
Magdeburg 1 2 | 1148 
Hannover . 1 2 | 650 
Düffeldorf . — 1 | 85 
Königsberg . 1 1 \ı 467 
Altona 1 1 |, 500 
Stettin . 1 1 | 473 
Elberfeld . . 1 1 | 520 
Charlottenburg 1 2 | 1282 
Barmen . 1 1 | 327 
Danzig . 2 2 489 
Dortmund . 1 1 | 320 
Aachen . 1 1 366 
Krefeld . 1 1 397 
Kiel 1 1 | 22 
Erfurt . 1 1 | 252 
Wiesbaden . 1 1 | 300 
Poſen 1 1 254 
Görlitz 1 1 102 
Frantfurt a.D. . 1 1140 
Potsdam 1 2 297 
Münfter i. W.. 1 1 287 
Spandau 1 1 255 
Liegniß . TE et 1 154 
Total | 29 | 8981 | 36 | 15451 








Es iſt aljo in dem Zeitraum von 17 Fahren die Zahl der ftädtiichen 
allgemeinen Stranfenhäufer in den Städten mit mehr al3 50000 Einwohnern 
m 7 geftiegen; die Bettenzahl, die der Inder fiir die Größe einer Anſtalt 
üt, hat fich in ber gleichen Zeit fait verdoppelt. Diefe Zunahme entipricht 
nur der ebenfo rapiden Zunahme der Bevölkerung in den meiften Großjtädten. 
Die Städte, bei denen unfere Tabelle den größten Zuwachs an Anitalten 
und Betten zeigt, haben auch die größte Bevölkerungszunahme. Charlotten: 
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burg hatte 1880 nur 30483 Einwohner, 1895 aber ſchon 132377; Köln 
wuchs im gleichen Zeitraum von 144772 auf 321564 Einwohner u. ſ. w. 
Die Zunahme der Bettenzahl iſt aber der Bevölkerungszunahme nicht genau 
proportional, ſondern in den meilten Fällen größer. Darin drüdt ſich die 
wachſende Inanſpruchnahme der Krankenhäuſer durch die Einwohner, die Be: 
vorzugung der Anitalten gegenüber der häuslichen Pflege, Elar aus. So 
wuchs zum Beilpiel Elberfeld von 93538 im Jahre 1880 auf 139337 
Einwohner im Jahre 1895, während die Zahl der Betten von 234 auf 520 
ftieg, fich alfo mehr alö verdoppelt hat. Ganz ebenjo in Berlin, Spandau, 
Potsdanı u. ſ. w. Die natürliche Folge dieſer mit der bejleren Einrichtung 
der Anstalten, mit der forgfältigeren Pflege ſtets wachſenden Bevorzugung der 
Krankenhäuſer ift die Erſcheinung, daß die Neuanlagen beziehungsweiie Er— 
mweiterungsbauten in viel kürzerer Zeit als zuvor wieder gefüllt find, und dab 
daher (*ejonders zu bejtimmten Zeiten des Jahres) ein geradezu bedenflicher 
Plagmangel entiteht. Wie bei den Schulen, jo ftehen auch bei den Stranfen- 
häuſern die jtädtiichen Verwaltungen wenigitens in den großen Städten vor 
dem Problem eines ſtets quantitativ und qualitativ wachienden Bedürfniſſes, 
deſſen Löſung von ihmen nur zögernd und ftücweife in Angriff genommen 
wird. Hier ift noch ein ganz beträchtliches Theil Arbeit zu leijten. 

63 handelt ſich dabei nicht nur darum, die geniügende Zahl gut ein- 
gerichteter Anjtalten zu beichaffen, fondern ebenio jehr um eine Menderung des 
ganzen Charakter der von der Stadt geleilteten Kranfenfürjorge. In den 
meiften Städten unterftehen die Kranfenanftalten noch der Armenverwaltung, 
wie ja die jtädtifche TIhätigfeit auf diefem ganzen Gebiete von der Armen: 
fürjorge ausgegangen iſt und fich in Städten ohne Krankenhäuſer auch noch 
in dieſer Fürforge durch die Aufftellung von Armenärzten und Gewährung 
von Arzneien erichöpft. Durd die foziale Gejetgebung ift nun, wie wir 
bereit hervorhoben, ein bedeutender Kreis von zahlungsfähigen Benützern des 
Krankenhauſes geichaffen worden. Dazu fommt dann ferner, daß die Kranken— 
häufer auch von Angehörigen der Mittelklaffe in immer größerer Zahl in 
Anſpruch genommen werden. Mit den Benütern muB fi) aber auch der 
Charakter der Krantenhäufer ändern; aus Anftalten, welche nur einer ganz 
beitimmten Eleinen Schicht der Bevölferung, eben den Stadtarmen, dienten, 
werden fie zu Gimrichtungen der allgemeinen Krankenfürſorge. Daraus 
erwächſt für die Städteverwaltungen die wichtige Pflicht, ihren Krankenhäuſern 
alles zu nehmen, was ihnen dem Charakter von Armenanftalten geben könnte, 
und fie jorgfältig von jeder Verbindung mit dem Armenweſen fernzuhalten. 
Der erjte Schritt im dieſer Richtung ift die Ueberweiſung der Krankenhäuſer 
an eine bejondere Deputation oder an die Deputation für die öffentliche Ge- 
jundheitöpflege, wie dies ja auch ſchon in verſchiedenen Städten (Berlin, Frank: 
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furt a. M. ꝛc.) gejchehen ift. Mit diefer Ueberweiſung muß aber aud) die 
Betrieböweile einer durchgreifenden Gharakieränderung unterworfen werden. 
Niht nur müſſen ſich die ſtädtiſchen Behörden von der Ueberlieferung frei 
machen, die Sranfenhäufer ala Wohlthätigfeitsanftalten zu betrachten, ſondern 
auch und vor Allem muß das ärztliche wie das Pflegeperjonal mit aller Ent: 
ichiebenheit dazu erzogen werden, in den Sranfenhauspfleglingen nicht mehr 
da Armenmaterial zu jehen und dementiprechend als vile genus zu be= 
handeln. Wie nothivendig diefe Imgeftaltungen find, das beweiſen die end- 
lojen Klagen, die gegen den Betrieb der ftädtiichen Kranfenhäufer bis in die 
neuejte Zeit hinein erhoben werden. Ind jo lange man daran feithält, die 
Krankenfürforge al3 ein Kapitel des Armenweſens zu betrachten, jo lange 
die ſtädtiſchen Behörden fich nicht zu einer freieren und richtigeren Auffaſſung 
derielben aufichwingen können, jo lange werben diejelben auch nicht vers 
ſtummen. 

Der ſtete Platzmangel der Krankenhäuſer treibt zu einer möglichſt großen 
Abkürzung ded Heilverfahrens. Diefe Abnahme der durchichnittlichen Ver— 
pflegungsdauer tritt uns zum Beijpiel in den Berliner jtäbtiichen Kranken— 
häuſern jehr deutlich entgegen. Die Durchſchnittsdauer betrug im Jahre 1891 
33,28 Tage und nahm bis zum Jahre 1895 bedeutend ab; fie betrug 1892 
28,79, 1893 26,74, 1894 26,50, 1895 26,55 und 1896 27,38 Tage. 
Diele Abnahme ift um jo bedeutjamer, als die übrigen nicht ftädtiichen Anjtalten 
enttveder ein Gleichbleiben oder eine Zunahme der durchichnittlichen Verpflegungd- 
dauer aufzuweiſen haben. Die Folgen diejer Abkürzung find in vielen Fällen 
geradezu verhängnißvoll. Wie der Berliner VBerwaltungdbericht für 1889 bis 
1895 IIL, S. 177 richtig bemerft, werden die umbemittelten Kranken dadurch 
gezwungen, vor Wiedererlangung ihrer vollen Körperkraft und Arbeitsfähigfeit 
die alte Berufsarbeit aufzunehmen — unter der Gefahr des Rückfalls oder 
dauernden Sichthums.. Will man die Dauer des Heilverfahrens in den 
Krantenhäufern möglichit abfürzen — und die Berechtigung dazu läßt fich, 
natürfih innerhalb der wiſſenſchaftlich geftedten Grenzen, nicht beftreiten — 
fo muß man für die Nefonvaleszenz der Kranken die erforderlichen Anftalten 
treffen. In diefem Punkte vereinigen fi) übrigens die Forderungen ber 
ſtädtiſchen Wirthichaft mit denen der modernen Sranfenpflege. Die Stranten- 
häufer gelten dieſer durchaus nicht als Plätze, die für die Nekonvaleszenz 
geeignet find. Es wird von ihr mit allem Nachdrud darauf hingewieſen, 
dab die Pflege der Nekonvaleszenten eine andere Lage der Anftalt und ganz 
andere Finrichtungen erfordert, al3 fie das Krankenhaus zu bieten vermag. 
Eine Scheidung der Kranken und NRekonvaleözenten, und damit der für die 
beiden Klaſſen beſtimmten Anftalten wird daher auf Grund der ganz ver- 
ſchiedenen Verhältniffe von ihr als unbedingt nothwendig bezeichnet. 
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63 war in erfter Linie die Rückſicht auf eine Entlaftung der Kranken— 
häufer, die die Berliner Stadtverwaltung im Jahre 1887 beftimmte, mit ber 
Einrichtung zweier „Heimftätten für Genejende“ zu beginnen und Die auf zwei 
Niejelfeldern vorhandenen Herrichaftshäufer in folhe zu verwandeln. Die 
Berliner Heimjtätten find wohl die älteften derartigen ſtädtiſchen Einrichtungen, 
wenn wir bon bem Frankfurter Genejungsheim Mainfur (jeit 1868) abjehen, 
das eine Einrichtung des Hoſpitals zum Heiligen Geifte, einer ſtädtiſchen 
Stiftung, ift. Die Anftalten machten eine fehr jchnelle Entwidlung durch. 
Im Jahre 1898 wurden in Blanfenburg mit 70 Betten 681 Mädchen umd 
rauen, wovon 31 Wöchnerinnen mit 22 Säuglingen, in Heinersdorf mit 
60 Betten 564 Männer verpflegt. Anfänglich betrug die Zahl der Betten nur 
40, mußte dann bald auf 54, 60 und in Blanfenburg durch Aufftellung einer 
Döderihen Barade auf 70 erhöht werden. Die Aufenthaltsdauer ift meijt auf 
3 Mochen bemeffen, kann aber im Bedarfäfalle auf 5 Wochen ausgedehnt werden. 
Die großartigfte Anftalt ift von München errichtet worden. Das ftädtifche 
Sanatorium bei Harlaching liegt im Schuge einer ausgedehnten Staats— 
waldung. Der Belig (Gärten, Anlagen und Höfe) umfaßt 7,021 Hektar. 
Die Anftalt ift zunächſt mit 200 Betten außgejtattet worden, fann aber durd) 
einen Anbau auf 600 Betten erweitert werden. Die VBerwaltungsgebäude 
find von vornherein auf diefe Größe bemeilen worden. Die Anftalt ift für 
Männer und Frauen beitimmt. NRefonvaleszentenheime find ferner noch von 
den folgenden Städten eingerichtet worden: 

Breslau. Die Friedländerihe Stiftung Weidenhof, erweitert durch ein 
ftädtifches Heim feit 1897, TT Betten. 

Dortmund. Kaifer Friedrich-Heim für männliche Genefende. Oktober 
1890 eingerichtet, enthält 25 Betten und erforderte einen Aufwand von 
circa 10000 Mt. Bis 1898 waren Genefende nicht zur Aufnahme gemeldet. 
Das Heim wurde daher aushilfsweije mit Kranken des Luifenhojpitald belegt. 
Wie iſt dieſe eigenthiimliche Erſcheinung zu erklären? 

Mainz. 1895 wurde eine Iſolirbaracke in eine Rekonvaleszentenanſtalt 
für 30 bis 40 Männer umgewandelt. Es finden nur Genejende Aufnahme, 
die während ihrer Krankheit im St. Rochusſpital behandelt worden find. 

Dresden. Auguftahaus (aus Mitteln einer Stiftung), enthält 17 Betten 
für Frauen feit 1892; 1899 famen 115 Frauen zur Verpflegung. Ber: 
pflegungspreis pro Tag 1,40 Mt. 

Meißen. Genejungsheim feit 1899, 12 Betten. Verpflegungspreis 
2 Mk., für Krankenkaſſen 1,50 ME. 


Siebenfes Kapitel. 
Die Bekämpfung der Infektionskrankheiten. 


Ge mehr die moderne, die ganze Metiologie der Krankheiten ummälzende 
Forſchung ala die Urjachen beſtimmter Krankheitserſcheinungskomplexe infektiöfe 
Mikroorganismen erwiefen hat, je Harer ihr dann der Nachweid gelungen 
it, dab fich die Verbreitung einer Seuche auf die Uebertragung der Krankheits— 
urlahe, fei e$ direft von Menſch zu Menſch, fei e3 durch weitere, verjchieden- 
artige Mittelglieder zurüdführen laſſe, mit deſto größerer Entjchiedenheit mu 
an bie Öffentliche Gejundheitöpflege der Anspruch erhoben werden, dieje Krankheits— 
träger zu bekämpfen, ihre Verbreitung zu verhindern und durch die Aufhebung 
der diefelben begünftigenden Umftände (allgemeine und örtliche Dispofition) 
ihre Wirkungen unjchädlich zu machen, auch wenn jchon ihre Verbreitung 
fattgefunden hat. Der Kranke, der Netonvaleszent, die perjönliche Umgebung 
des Kranken, die Gegenftände, mit denen der Kranke oder feine Abjonderungen 
in Berührung gekommen find, fie alle find oder können Die Träger der 
Kranfheitsurfache fein und ihre Verbreiter werden. 

Mit der Erkenntniß diefer Thatſachen iſt der öffentlihen Gejundheitspflege 
und damit den Hauptträgern ihrer Braris, den Gemeinden beziehungsweife 
Gemeindeverbänden, eine Aufgabe gejtellt, jo ungeheuer groß, jo mweitgreifend 
mb jo revolutionirend für die Geitaltung und Auffaffung der beftehenden 
geielichaftlihen Verhältniffe, daß eine auch nur theilweife Löſung derjelben 
in den nächiten Jahrzehnten erwarten zu wollen, an die Zuverficht des Thoren 
grenzen würde. 63 ilt harakteriftiih, daß alle die großen Infektionskrankheiten 
bor Allem ihre Opfer in den unterjten Schichten der Bevölkerung finden. 
Die Tuberfuloje hat man ja allgemein als die Proletarierfranfheit bezeichnet, 
und was für fie, gilt in mehr oder weniger hohem Grade aud für die 
anderen Infektionskrankheiten. In diefen Schichten, deren Ernährung von 
Jugend auf eine mangelhafte, unzwedmäßige ift, deren Wohnungsverhältniffe 
auf dem Lande wie in den Großitädten geradezu erfchredende find, deren 
überlange, den Körper erichöpfende Arbeitszeit ihnen nicht einmal die Zeit zu 
den einfachiten Verrichtungen der Sörperpflege läßt, finden die verichiedenen 
Krankheitsträger das disponirte Material für ihre rapide Entwidlung und 
ihre ſchädliche Wirkfamfeit. Soll alſo das gejellichaftliche Sdeal, daß nämlich 
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ein jedes Menſchenkind zur vollſten und reifſten Entwicklung ſeiner Perſön— 
lichkeit gelangt, in hygieniſcher Beziehung erreicht werden, ſo muß von uns 
die Forderung erhoben werden, daß ein jedes Kind auch in ſolche zunächſt 
rein materielle Verhältniſſe des geſellſchaftlichen Lebens hineingeboren wird, 
unter denen es ſich entwickeln kann. Geſunde Wohnung, reichliche zweckmäßige 
Nahrung, verſtändige Körperpflege müſſen ihm zu Theil werden. Wie weit 
die Gemeinden für die Erfüllung diefer Anſprüche auc unter den heutigen 
Verhältniffen jorgen können, und wie weit fie dafür gejorgt haben, welche 
Aufgaben ihnen die nahe Zukunft bringt, das darzuftellen iſt die Aufgabe 
anderer Theile unjere® Buches. Hier haben wir und nur mit der birefteren 
Bekämpfung der Infektionsfrankheiten im Beſonderen zu beichäftigen — natürlich 
nur inſoweit diefelbe von den finanzkräftigen Städtegemeinden, die und als 
der Typus des Selbitverwaltungsförpers dienen, unternommen und geförbert 
wird. 

So lange die Heilkunde ein private Gewerbe ijt, daß in eriter Linie 
von den einzelnen Arzte zwecks privaten Erwerbes getrieben wird, kann Die 
Thätigfeit der Gemeinden, joweit die Heilung der Krankheit in Frage fteht, 
nur eine ergänzende und unterftügende fein. Dagegen ift die Verhütung der 
Krankheiten nicht die Aufgabe des privaten Arztes, dejjen ganze Kräfte von 
der Heilung in Anfpruch genommen find. In faſt allen Fällen gehen auch 
die Mittel, mit denen allein die Verhütung zu erreichen it, über die Kräfte 
des einzelnen Arztes und des einzelnen Privatmanns hinaus. Dem Wejen 
der Infektionskrankheiten entiprechend, fan der Kampf gegen fie nur von 
der organifirten Gemeinfchaft, der Gemeinde und dem Staate, geführt werden, 
deren Machtfülle allein denjelben ausſichtsreich machen kann. 

Um melde Maßregeln es ſich dabei handelt, werden wir am beiten an 
dem Beifpiele einer modernen Großjtadt kennen lernen, wo der Kampf gegen 
die Infektionskrankheiten vortrefflih organifirt ift. Wir begeben uns zu dieſem 
Zwede nah) Glasgow. Der Sanitätdftab, den die Stadt bejoldet, beſteht 
aus dem ärztlichen Sanitätsbeanıten und deſſen ärztlichen Aſſiſtenten, ſowie 
12 Sanitätsinipektoren, die ſich ausfchließlich mit der Unterfuchung der Fälle 
von Infektionskrankheiten befchäftigen (epidemie inspectors). 

Nah den Geſetz betreffend die Anzeige anftekender Krankheiten — es 
find dies Poren, Cholera, Diphtheritis, Group, Eryfipelas, Maſern, Scharlach, 
Typhus, Nücdfalltyphus, Sindbettfieber und ſolche Srankheiten, die von ber 
lofalen Geſundheitsbehörde mit Nüdficht auf beiondere lokale Verhältniſſe 
hinzugefügt werden — find zur Anzeige von Krankheitsfällen an den ärztlichen 
Sanitätsbeamten verpflichtet: die Familienhäupter, dann die nächſten Ver— 
wandten, der Juhaber des Haufes, in dem der Erkrankte fich befindet, und 
ichließlich der behandelnde Arzt. Bei Schulkindern giebt die Polizeinovelle 
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von 1890 der Sorporation noch weitergehende Rechte. Danach darf fein 
Vater oder Vormund ein Kind in die Schule fchicken, wenn ed in einem 
Haufe wohnt, wo in ben verflojjenen ſechs Monaten ein Infektionskrankheitsfall 
jtattgefunden hat, ohne vom ärztlichen Sanitätöbeamten oder von einem geprüften 
Arzte ein Zeugniß beizubringen, daß das Kind gejund ift und daß die Wohnung 
und alle Ginwohner zur Zufriedenheit des ärztlichen Beamten oder des Arztes 
behandelt und bdesinfizirt worden find. Außerdem aber werden von den 
12 Sanitätöinfpeftoren alle Plätze, wo ſolche Srankheitsfälle vorzukommen 
pflegen, ständig unteriuht. Die Inſpektoren machten zum Beiſpiel 1895 
146865 Beſuche, entdedten dabei 2184 Fälle und unterfuchten 11485 an: 
gezeigte Fälle. 

Sobald ein Fall zur Kenntniß des Sanitätöinipeftors gekommen, bejucht 
er die Wohnung und übergiebt dem Bewohner eine Brojchüre, die in populärer 
Form das Gele betreffend die anjtedenden Krankheiten darjtellt, und in 
Scharlahfällen ein bejonderes Flugblatt, das die Art und Dauer diejer 
Krankheit, ihre Anſteckungsgefahr u. j. w. bejchreibt. Der Sanitätsinfpeftor 
hat die Aufgabe, den ärztlichen Beamten über die äußeren VBerhältniffe, unter 
denen fich ein Srankheitsfall abipielt, auf dem Laufenden zu halten; daher 
ft es auch eine feiner Hauptaufgaben, über die Wohnungsverhältniife der 
Kranken zu berichten. Je nachdem nun die gefammten äußeren Verhältmiſſe, 
vor Allem natürlich die der Wohnung eine genügende Iſolirung des Patienten 
geitatten oder nicht, entjcheidet der ärztliche Beamte auf Bericht des Sanitäts- 
inipeftors hin, ob der Fall zu Haufe behandelt werden darf oder ob ber 
Patient in das Hojpital geichafft werden joll. 1895 wurden 4791 Fälle im 
Hoſpital und 8878 zu Haufe behandelt. 

Mit der Iolirung des Kranken iſt nur ein Theil der Arbeit geleiftet. 
Die weitere Aufgabe befteht in der Desinfektion aller Gegenstände, mit denen 
der Kranke in Berührung gekommen ift, und in der Beobachtung der Perſonen, 
die mit dem Kranken in Verkehr geweſen find. Die Nechte, die der ärztliche 
Sanitätsbeamte in Sachen der Desinfektion hat, gehen fehr weit. Das Polizei: 
geieg von 1890, wo dieſelben bejtimmt find, bat fi) durchaus nicht von jenti- 
mentaler Nüdficht auf die periönliche Freiheit des Individuums leiten laſſen. 
lleberalf da, wo in Folge von Mebervölferung, von Mangel an Bettzeug oder 
Kleidung es unmöglich ift, die Wohnung und die Gebrauchigegenftände zu 
reinigen und zu desinfiziren, tritt das „Aufnahmehaus“ (reception house) 
in Thätigfeit. Glasgow befitt zwei folcher Häufer, das eine mit 26, das 
andere mit 39 Betten. Hier werden die aus ihren infizirten Wohnungen, 
wer nöthig mit polizeiliher Gewalt, entfernten Perſonen aufgenommen, falls 
erforderlich mit Kleidern verſehen, erhalten ein Bad und werden auf Koſten der 
Gemeinihaft unterhalten. Bis zu 14 Tagen fünnen ganz nach Befinden des 

Hugo, Deutſche Stäbteverwaltung. 18 
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ärztlihen Beamten die verbächtigen Perſonen darin feitgehalten werden. Das 
Aufnahmehaus erfüllt alfo einen doppelten Zwed: es dient ald eine Art 
Duarantäneftation und e& ermöglicht die Desinfektion der Kleider und Woh— 
nungen und ſonſtigen Gebrauchsgegenitände der ärmeren Klaſſen. Die Zahl 
der PBerfonen, die in diejen Häufern Aufnahme findet, ſchwankt zwiichen 300 
bis 900 Perſonen jährlid). 

Das Gejeg verbietet, infizirte Gegenftände in Wajchhäufern oder an freien 
Plägen zu waſchen, die von mehr ald einer Familie bemiigt werden, und 
legt der Stadt die Verpflichtung auf, befondere Waſchhäuſer und Desinfektiond: 
anftalten für infizirte Gegenstände einzurichten. Bei der Hausbehandlung ver: 
anlaßt der Sanitätsinfpeftor von Zeit zu Zeit die Entfernung der infizirten 
Gegenftände, bis die Schlußbesinfektion erfolgt. Bei Hojpitalbehandlung tritt 
die leßtere jofort ein. Sobald die Desinfektionsordre erfolgt ift, bejucht ber 
Stontrollbeamte (checker) die Wohnung, fatalogifirt alle infizirten Artikel und 
padt diejelben in Säden zufammen. Diejes Amt ift neueren Datums und fol 
verhüten, daß die Infektionswajchanitalt mißbraucht wird und die Wäſche 
der ganzen Nachbarichaft auf Gemeindefoften mit gewafchen wird. Dann erfolgt 
die eigentliche Wohnungsdesinfektion. Die eingepadten Gegenftände werben in 
befonderen Wagen in die Walch: und Desinfektionsanftalten gebradht und hier 
behandelt. Glasgow befigt drei jolher Anftalten. Der gefammte Prozeß erfolgt 
auf Koften der Stadt! 

Für die Behandlung der Kranken befigt Glasgow drei Infektionshofpitäler 
und Antheil an einem vierten, in denen die Behandlung aller Fälle gleichfalls 
auf Koften der Stadt erfolgt. Wie man fieht, befigt der ärztliche Sanitäts— 
beamte auf Grund der verichiedenen Gejege ganz außerordentlich weitgehende 
Rechte, unterliegt die perjönliche Freiheit des Individuums im Intereſſe der 
Gefundheit der Gemeinschaft jo ſcharfen Beſchränkungen, wie fie eben nur in 
dem Lande möglich find, wo die perjünliche freiheit über jeden Zweifel, über 
jede polizeiliche Willkür erhaben iſt. 

Mit dieſer planvollen, alle einzelnen Vorgänge des Krankheitsprozeſſes in 
gleiher Weife umfaſſenden Organifation vergleichen wir nun, was von den 
deutichen Städten geleiftet worden ijt. 

Die Vorbedingung jedes erfolgreihen Angriffs iſt die genauefte Kenntniß 
der Stärke und Stellung des Feindes. Das gilt auch für die Infektions— 
krankheiten. Schnellſte und genauefte Erfundigung über alle Erfrantungsfälle 
und leberweilung des geſammten verdächtigen Materials muß vorausgeben, 
wenn die Anitalten, deren Aufgabe die Vernichtung des Infektionskeims ift, Die 
Hofpitäler und Desinfektionsanftalten erfolgreich in Thätigfeit treten follen. Die 
Vorausſetzung einer wirkſamen Thätigfeit der Anjtalten ift alfo die Durchfüh— 
rung der Anzeigepflicht, der Kranfenhauszwang und der Desinfektionszwang bei 
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anftekenden Krankheiten. Erſt dann, wenn die Anzeige der Infektionsfranfheiten 
fo organifirt ift, daß ſämmtliche Fälle rechtzeitig zur Kenntniß der Sanitätd- 
behörden gelangen, wenn die Kranken in den Fällen, wo die äußeren Verhält- 
nijfe e8 nothiwendig machen, nach der Vorſchrift diefer Behörden den Hojpitälern 
überiwiejen werden und die Desinfektion in allen Fällen vorgenommen werden 
muß, können die Anftalten ihre Aufgabe erfüllen. Mit diefen drei Voraus: 
jegungen, mit der Anzeigepflicht wie nicht minder mit dem Krankenhaus- und 
Desinfektionszwange, ſteht es aber im Deutſchen Neiche, das nad) Angabe 
unjerer Teutfchen an der Spige ber Kultur fteht, außerordentlich jämmerlich. 
Die Verhandlungen der 16., 22. und 23, Verfammlung des Deutichen Vereins 
für öffentliche Geſundheitspflege haben Zuftände enthüllt, die geradezu als eine 
Schande bezeichnet werden müſſen. Wie der Neferent auf der 23. Verſammlung 
ausführte, beftehen wohl in allen deutjchen Bundesjtaaten gejegliche Vorſchriften 
zur Bekämpfung anftedender Krankheiten, „diejelben find aber größten Theils in 
Bezug auf die erforderlihen Maßregeln (Anzeigepfliht, Ermittlung der Krank: 
heiten, Abſonderung der Stranten, Desinfektion u. ſ. w.), fowie mit Bezug auf 
deren Durchführung meist jo unzureichend und außerdem mit den Forſchungs— 
ergebniffen der Willenjchaft über die betreffenden Krankheitserreger und deren 
Lebensbedingungen jo wenig im Einklang jtehend, daß auf Grund dieſer Be: 
ſtimmungen ein erfolgreicher Kampf gegen die fiir Deutichland hauptſächlich in 
Betracht kommenden anftedenden Krankheiten nicht geführt werden fanıı.** So 
dad zujammenfaffende Urtheil de3 Referenten Rapmund. Und die von ihm auf 
diejer Berfammlung (1893) gegebene Zufammenjtellung der in Deutichland 
erlaſſenen Polizeiverordnungen, die ſich mit der Anzeigepflicht der anftedenden 
Krankheiten beichäftigen, Liefert den jchlagenditen Beweis für feine Behauptung. 
Darnach gilt aljo für den größten Theil Preußens noch immer das natürlich 
vollſtändig veraltete Sanitätöregulativ von 1835. Nach den Entfcheidungen 
de3 preußifchen Kammergerichte® vom 18. und 25. April 1895, jowie vom 
12. Mai 1895 ** ijt die Anzeigepflicht beim Ausbruch anftedender Krankheiten 
in diefem Negulativ erſchöpfend geregelt, es beſteht alfo fein Necht, für 
andere darin nicht genannte Krankheiten die Anzeigepflicht einzuführen. Trotzdem 
ift im Bereiche dieſes Neglements eine Neihe neuerer Polizeiverordnungen 
erlaffen worden, die aber zum großen Theile von jehr fraglicher Nechtögiltigkeit 
find. Etwas beſſer liegen die VBerhältniffe in dei ſüddeutſchen und den übrigen 


* Daran hat auch die neuejte Errungenschaft der deutfchen Reichsgeſetz— 
gebung, das Seuchengejfeg vom 30. Juni 1900, nicht? geändert. Es führt die 
Anzeigepflicht nur für Cholera, Flecktyphus, Gelbfieber, Pet und Poden ein, 
da3 heißt für Krankheiten, die unter gewöhnlichen Verhältniffen für Deutfchland 
ohne Bedeutung find. 

»Ebenſo Urtheil des Neichdgerichtes vom 8. Juli 1895. 
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kleineren Staaten, two wenigſtens einheitliche Beitimmungen erlajien find, wenn 
ſchon diefelben in den wenigjten Füllen weit genug gehen. 

Mie die Anzeigepflicht, jo fol aud eine andere Einrichtung der modernen 
Wiſſenſchaft, das bafteriologifche Unterfuhungsamt, dem Zwecke dienen, 
den Feind, der vom Arzte und den Organen der öffentlichen Gejundheitö- 
pflege befümpft werden joll, möglichſt fchnell und genau zu erkennen. Die 
Eigenart der Infektionserreger, die Schwierigkeit des Nachweiſes diefer Miro: 
organismen, der fiir die fichere Beitimmung einer Krankheit und die fi an- 
ichließende Therapie von grundlegender Bedeutung ift, erfordern eine jo jpezielle 
Ausbildung der Unterfuchungstechnif und eine jo große Anzahl fpezieller Appa— 
rate und Einrichtungen, daß fie in den meiften Fällen außer der Reichweite des 
einzelnen Privatarztes find. Damit tritt aljo an die Gemeinden bei ihrem 
Kampfe gegen die Infektionskrankheiten die weitere Aufgabe heran, beſondere 
bakteriologiſche Unterfuchungsitationen einzurichten, die die jchwierige Arbeit 
der bafteriologiichen Unterfuchung den privaten Merzten abnehmen. 

Es iſt vor Allem die Bekämpfung der Diphtherie, welche zu der Ein— 
richtung bakteriologiſcher Unterſuchungsanſtalten geführt hat. Die Thatjachen, 
daß die Löfflerijhen Stäbchen die Erreger diejer verheerenden Seuche jind, 
daß fich dieſelben nicht mur bei dem jchweren, kliniſch über jeden Zweifel 
erhabenen Erkrankungen, jondern auch bei leichten Anginen ohne Belag und 
Katarrhen der Nafe nachweiien lafjen, daß diejelben ferner noch wochenlang 
ac) Ueberſtehung der Strankheit bei den Rekonvaleszenten und völlig Genejenen, 
ja auch bei gejunden Perfonen, die mit den Kranken irgendwie in Berührung 
gefommen find, vorhanden find, haben den möglichit Frübzeitigen bafteriologiichen 
Nachweis derjelben als eine nothiwendige Bedingung für eine erfolgreiche 
Therapie und VBrophylare feitgeftellt. Früh hat denn auch das Ausland die 
Organifation der DViphtheriebefämpfung nad allen den Seiten, weldje uns 
die eben erwähnten Thatiachen angeben, mit Grfolg in Angriff genommen. 
In New NYork, Bolton, Philadelphia, Chicago, Walhington u. ſ. w. bejtehen 
ihon jeit 1893 Diphtherieftationen, die fih nad) allen Richtungen Hin bewährt 
haben. Der Pariſer Gemeinderath hat bafteriologiihe Stationen und Rekon— 
valeszentenabtheilungen an den Krankenhäuſern eingerichtet, um die Rekon— 
valeszenten jo lange zu ifoliren, bis die Löfflerichen Stäbchen endgiltig ver— 
nichtet find. In Brüffel, in Brünn, in den Schweizer Stantonen hat man 
die gleihen Maßregeln ergriffen. Endlich zulegt, wie in allen Einrichtungen 
der öffentlihen Gejundheitspflege kommt auch Deutichland Hinterher gehintt. 

Die von den deutichen Städten eingerichteten bafteriologiihen Unter: 
ſuchungsſtationen find ebenfalls in erjter Linie dazu bejtimmt, den Kampf 
gegen die Diphtherie zu erleichtern, infofern sie in Diphtheriefällen die Unter: 
juchungen entweder foftenlos, wie in Dresden, Stettin u. j. w. oder zu jehr 
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geringen Sägen (Köln 1,50 ME. inklufive Kulturverfahren) vornehmen. Im 
Allgemeinen ift der Betrieb jo eingerichtet, daß die Anſtalten an die Apotheken (in 
Dresden aud) an die Wohlfahrtöpolizeiinipektionen) Neagenzgläschen und Antrags: 
formulare zur Entnahme und Einjendung des Unterſuchungsſtoffes abgeben, die 
von dort an die Aerzte unentgeltlich weiter gegeben werden. Die Anftalten holen 
dann die zur Unterſuchung eingelieferten Röhrchen durdy Boten ab. Das Refultat 
wird den Merzten telephoniſch oder ſchriftlich innerhalb kürzeſter Zeit mit: 
getheilt. Wo es fi) um andere Krankheiten handelt, werden von den Anjtalten 
Gebühren erhoben, die bis zu 20 ME. für die Unterfuchung anfteigen. In 
Erfurt werden übrigens auch die Auswürfe lungenkranker Perſonen un: 
entgeltlich auf die Anweſenheit von Tuberkelbazillen unterfuht. In Dresden 
joll bei minderbemittelten Stranfen auf Antrag des behandelnden Arztes von 
der Erhebung einer Gebühr abgejehen werden. Das allein Richtige wäre es 
auch im dieſem Falle, alle Unterfuchungen gebührenfrei zu veranftalten und 
jo vor Allem den unbemittelten Klaſſen die Möglichkeit zu geben, die An— 
falten in ausgiebiger Weile zu benützen. Solche bafteriologiiche Anftalten 
beitehen in Danzig, Dresden, Erfurt, Frankfurt a.M., Köln, Stettin, Chemniß 
umd anderen Städten. In Breslau werden die Unterfuchungen jeitend des 
hygieniſchen Inſtituts der Univerfität ausgeführt, wofür die Stadt einen Bei: 
trag von 3000 ME. leiſtet. 

Genau wie mit der Anzeigepflicht Liegen die Verhältniffe mit dem Des: 
infeftionszwange. In ben alten Provinzen gilt das Negulativ von 1835. Die 
ipäter erlafienen Polizeiverordnungen find ohne Nechtögiltigfeit. Es find dies Die 
Polizeiverordnnungen für die Stadt Berlin; in Oftpreußen für Königsberg; in 
Pojen für Bromberg; in Pommern für Grabow, einige andere Städte des Re— 
gierungsbezirkes Stettin, Cöslin; in Sachien für Magdeburg, Halberftadt, 
Erfurt, Kreis Merjeburg; in Schleften für Breslau, einige andere Städte bes 
Regierungsbezirkes Breslau, NRatibor; in Weftfalen für den Negierungsbezirk 
Minden; in der Rheinprovinz für den Negierungsbezirt Düffeldorf und die Städte 
Burticheid, Aachen und Trier. In den Provinzen, in denen das Sanitäts— 
reglement nicht gilt, find es die folgenden Polizeiverordnungen: in Hannover 
für die Bezirfe Aurih, Lüneburg, Stade, Hannover, Hildesheim, Kreis 
Ofterode; in Schleswig-Holitein für Altona, Flensburg, Stiel, Rendsburg, 
Schleswig und Wandsbeck, Kreis Gismar, Itzehoe und Plön; in Heffen: 
Kaſſel für Frankfurt a. M., Wiesbaden und den Landkreis Wiesbaden. Das 
Vorbild für die meiften dieſer Polizeiverordnungen war die Berliner vonı 
7, Februar 1887. Dieſelbe jcheidet die Infeftionskrankheiten in zwei Klaſſen. 
Zur erften rechnet fie Ajtatische Cholera, Boden, Fleck- und Rückfalltyphus, ſowie 
Diphtherie; für dieſe ift die Desinfektion obligatoriih. Zur zweiten Gruppe 
gehören Darmtyphus, Scharlach, Epidemifche Ruhr, Maſern, Keuchhuften und 
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Lungentuberkuloje. Bei diefen Krankheiten wird die Desinfektion nur empfohlen, 
muß aber auf fpezielle Anordnung des Polizeipräfidiums ausgeführt werben. 
Bei Berfäumnig wird den Haushaltungsvorftänden Ausführung durch die 
Polizeibehörde auf ihre Koiten, ſowie Geldftrafe bis zu 30 ME. angedroht. 
Eine weitere Verordnung vom 8. Dezember 1890 ordnete auch bei Todes: 
fällen in Folge von Lungentuberkuloje die obligatoriihe Desinfektion an. 
Dullo hat im 7. Jahrgang des Statiftischen Jahrbuchs Deutſcher Städte eine 
Ueberficht über den Nechtszuftand betreffend den Desinfektionszwang gegeben, 
auf die wir hier verweifen.* Einige Thatſachen, die wir derjelben entnehmen, 
werden uns zeigen, wie verichieden die Beftimmungen find und vor Allen, 
welche außerordentlich geringen Forderungen im Intereſſe der öffentlichen Ge— 
fundheit erhoben werden. So befteht zum Beiſpiel in Augsburg (Cholera 
ausgenommen), Braunfchtweig, Chemnitz, Dresden, Frankfurt a. M., Frank: 
furt a. O. Hamburg, Kaſſel, Leipzig, Mainz, Plauen i. V., Pojen, Spandau 
überhaupt fein Desinfektionsztwang, während in München nur auf beionderes 
Verlangen der WBolizeibehörde eine Desinfektion ftattfinden muß. Ziemlich 
allgemein wird die Desinfektion bei Ajiatiicher Cholera, Boden, Fled- und 
Rückfalltyphus unbedingt gefordert. Bei den übrigen Krankheiten fehlt jede 
Uebereinſtimmung. So bejteht für Diphtherie und Group in 5 Städten feine 
Desinfektionspflicht, während 25 eine ſolche jtatuiren u. ſ. w. 

Mit dem Erlaſſe derartiger Polizeiverordnungen ift aber zunächſt noch 
recht wenig geleiitet. Was nügen die ſchönſten Beſtimmungen, wenn fie nur 
dad Papier zieren? Und das ift in der That der Fall. Es fehlt au fach: 
verftändigen Organen, die die Ausführung diefer Polizeiverordnungen zu über: 
wachen vermöchten. Während die engliichen Städte und nach ihrem Worbilde 
die anderer Länder in den Sanität3inipektoren ſolche Organe befiten, Glasgow 
twie wir jahen allein 12 Gpidemieinjpeftoren bejchäftigt, liegt in Deutichland 
die ganze Sache wieder in den Händen der Revierpolizeibeamten! Die Ktontrolle 
wird nad) der Schilderung Zweigerts in folgender Weife gehandhabt. Die 
Anzeige einer Grfranfung an einer anftedenden Krankheit — wir fahen oben, 
melden Inftanzenzug eine folche Anzeige zu durchlaufen hat — wird einem 
Nevierpolizeibeamten, alſo untergeordneten Polizeibeamten, mitgetheilt. Ders 
jelbe fontrollivt den Ausgang der Krankheit durch Anfrage bei den An— 
gehörigen oder Hausgenoſſen und erkundigt fi, ob eine Desinfektion der 
Wohnräume ftattgefunden hat. Seinem Urtheil ift es überlaflen, ob er eine 
bejondere Anzeige an feine vorgelegte Dienftbehörde erftatten ober ob er 
davon abfehen will. Nur 6 Städte von 100, die auf Zweigerts Anfrage 
geantwortet hatten, verlangen in jedem Falle einen befonderen Bericht. Eine 


* Etatiftifches Jahrbuch Deutfcher Städte VII, S. 195, 
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Anzahl von Gemeinden beziehungsweife Polizeiverwaltungen hat es den Revier: 
fergeanten zur Pflicht gemacht, fich eine Bejcheinigung des Arztes oder eines 
geprüften Heildieners darüber vorlegen zu laffen, daß die ordnungsmäßige 
Desinfektion erfolgt iſt. Wird diefe nicht vorgelegt, jo hat der Bolizeijergeant 
Anzeige zu machen.* Es liegt auf der Hand, daB eine derartige Kontrolle 
gar nichts leiften fann, ganz abgejehen davon, daß fie wohl meift zu jpät 
fommt, wenn die Infektionskeime ſchon überallhin verschleppt find. Und 
dabei ijt die Kontrolle noch dadurch erfchwert, daß nur in den allerwenigiten 
Städten — nach Zmweigert nur in 8 von 100 — die Desinfektion in der 
ftädtiichen Desinfeltionsanftalt vorgejchrieben ift, in der Mehrzahl derielben 
alſo auch von privaten Desinfektoren vorgenommen werden fann. Gin folcher 
Anitaltszwang wurde in Berlin zum Beiſpiel durch die Polizeiverordnung 
vom 24. Juli 1890 indirekt vorgefchrieben, injofern jede nicht von der ftädtiichen 


* Zum Beifpiel Köln. Anweifung über das Verfahren bei anjtecfenden 
Krankheiten. 1. Die Anzeigen über anjtecfende Krankheiten geben fofort an den 
Polizeilommiffar, find dort mit dem Eingangsvermerke zu verfehen und in Das 
getrennt nach den einzelnen Krantheiten zu führende Krankenbuch einzutragen. 
Auf Grund der Anzeigen find Zählfarten für die Reviere auszufertigen und den 
Revierbeamten, die ſich Vormittags und Nachmittags zum Rapport melden, zur 
Ermittlung und weiterer Ausführung zu übergeben. Dieje Beamten haben jofort 
die nöthigen Ermittlungen an der Hand der Zählkarten anzuftellen und die aus: 
gefüllten Zählfarten beim nächſten Rapport zurüczugeben, gleichzeitig etwaige 
bejondere Meldungen zu erjtatten, zu denen die Ermittlungen Anlaß geben. An 
der Hand der Zählfarten und des dadurch gewonnenen Material find unter 
Leitung der Wachtmeifter (!!) oder foweit er das für nöthig hält, des Polizei: 
fommijjars jelbit, die nöthigen Maßregeln im Intereſſe des Kranfen und feiner 
Umgebung, namentlich gegen die Weiterverbreitung der Krankheit und zur Ab- 
itelung der vorgefundenen Mißſtände, zu treffen... Desinfektion: Nach 
allgemein von mir getroffenen Bejtimmungen hat die Desinfektion zu erfolgen 
bei Cholera, Poden und Genidjtarre unbedingt, in allen anderen Fällen an: 
ftedender Krankheiten nur dann, wenn entweder der behandelnde Arzt fie für 
nothwendig erflärt oder die ftädtifche Polizeiverwaltung fie aus bejonderen 
Gründen im Einzelfall anorbnet.... 2. Die Fälle von Cholera oder cholera- 
verdächtigen Erkrankungen, ſowie von heftigen Brechdurchfällen aus unbelannter 
Urjache mit Ausnahme der Brechdurchfälle bei Kindern bis zum Alter von zwei 
Jahren, von Pocken, Zepra, Genidjtarre, Fled: und Rückfalltyphus, Kindbettfieber, 
Hundswuth, Milzbrand, Rob (beim Menfchen), und wenn es fi) um einen 
zweiten oder weiteren Fall von Darmtyphus in derfelben Familie oder in dem: 
felben Haufe oder um eine auffallende Verbreitung der Diphtherie oder um 
bösartige Scharlachfieber oder bösartige Mafern oder bösartige Ruhr handelt, 
auch dieje Fälle jind vom ftädtifchen Polizeilommiſſar dem töniglichen Polizei: 
ftadtphyfifus zur amtsärztlichen Unterfuchung fofort nad) Schema VII mit: 
zutheilen. ... 

Kommentar überflüſſig! 
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Anſtalt vorgenommene Desinfektion nicht mehr als ausreichend anerkannt 
wurde. Es kann uns Daher auch durchaus nicht wundern, daß in ben 
100 Städten der Zweigertichen Enquete in den Jahren 1895/96 und 1896/97 
nur in 48 Füllen zwangsweile eine MWohnungsdesinfektion ftattgefunden hat. 
In Berlin betrug die Zahl der Grfranfungen 11105, beionders angeorbnet 
wurde die Desinfektion in 489 Fällen, zwangsweiſe durchgeführt aber in 
feinem Falle. Die Zahl der Beitrafungen wegen unterlaffener Wohnungs: 
desinfektion betrug in den 100 Städten nur 5! 

Bon wen joll nun die Desinfektion ausgeführt werden? Soll diejelbe 
privaten auf Profit arbeitenden Unternehmern überlaiien bleiben oder ſoll die 
Gemeinde eintreten? Die Antwort auf bieje Frage ift leicht. Eine gründliche, 
wirklich zwedmäßige Desinfektion von Gegenftänden, die durch Infektions— 
feime verleucht find und fich gerade durch ihre Beichaffenheit wie Kleider, 
Wäſche, Betten u. |. w. als beſonders hervorragende Infeltionsträger aus— 
zeichnen, Tiegt außerhalb der Kräfte des einzelnen, jelbjt in jeinen Mitteln 
nicht beichränfkten Privatmannes. Diejelbe läßt jih nur mit E£oftipieligen 
Apparaten, die von einem gejchulten Perſonale bedient werden, erfolgreich 
durchführen. An die Stelle der unvolltommenen Desinfektion des einzelnen 
Privatmanned muß die volllommene Desinfektion in einer Desinfeltions- 
anjtalt treten, die „zwedmäßige Einrichtungen bejigt, ein gewiſſenhaftes ge— 
Ichultes Bedienungsperfonal hat und unter fteter ſachgemäßer Kontrolle jteht“ .* 

Es liegt auf der Hand, daß alle diefe Anforderungen am bejten von 
einem öffentlichen Inſtitute, das im Beſitze der Gemeinde ift, erfüllt werben 
fünnen. Desinfektionsanftalten find jo wenig wie Riejelfelder, Kanaliſation 
und andere der Hygiene der Bevölkerung dienende Cinrichtungen, ertragreiche 
Unternehmungen. “Die Unficherheit des Arbeitsquantums, das von einem jo 
unberehenbaren Faktor wie dem Auftreten von Infektionskrankheiten abhängt 
und daher nur einen intermittirenden Betrieb gejtattet, die Unmöglichkeit einer 
Kontrolle der Leiftungen jeitend des Publikums, die Nothwendigfeit der gänz- 
lihen Gebührenlofigkeit, zum mindeſten für die ärmeren Benüger, ohne die 
die Griftenz einer ſolchen Anſtalt illujoriih würde, das find Alles ebenjo viel 
Gründe, die gegen Privatbetrieb und für das Cingreifen der Gemeinde jpredhen. 
Die Desinfektion infizirter Wohnungen und Gegenftände ijt eine Forderung 
der öffentlichen Gejundheitspflege, die im Grunde viel weniger im Intereſſe 
der bereit3 durchjeuchten Familie, als im Interefle der mit ihr in mehr oder 
weniger enge Berührung tretenden zahlreichen Mitbewohner der Gemeinde Liegt. 

Menn wir aljo für die Gemeinden beziehungsweife Gemeindeverbände 
die Verpflichtung aufjtellen, für die erforderlichen Desinfektionseinrichtungen — 


* Vergleiche Referat von Brof. F. Hofmann auf der Verfammlung des 
Vereins für öffentliche Gejundbeitspflege in „D. V. f. ö. G.“ XIX, ©. 117 ff. 
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jeien das nun einfachere Desinfeftionsapparate oder ganze Anjtalten, wie in 
den größeren Städten — zu ſorgen, fo müflen fie andererſeits das Recht 
haben, die Benützung der von ihmen geichaffenen Anstalten in allen Des— 
infeftionsfällen obligatoriich zu machen. Das liegt, wie wir jahen, fchon im 
Intereile einer genaueren Kontrolle; damit vermag aber auch allein das Mittel 
der Desinfektion voll ausgenützt zu werden. 

Trotz der von uns oben geichilderten ungünftigen Verhältniffe, unter denen 
ih der Kampf gegen die Infektionsfranfheiten vollzieht, haben einzelne der 
größeren Städte Deutfchlands in der Einrichtung von Desinfektionsanftalten 
und der Organijation des Desinfektionsdienftes Hervorragendes geleiftet. Sehr 
viele haben jich inde mit der Aufftelung eines oder mehrerer Desinfektions- 
apparate begnügt, den Desinfektionsdienft dagegen überhaupt nicht ober nur 
in der mangelhafteiten Weije organifirt. Unterſuchen wir nun im Kürze, 
welche Forderungen in dieſer Hinficht zu Stellen find, und legen dieſen Maß— 
tab dann an die Leitungen der Städte. Bei der Einrichtung der Anftalt 
jelbjt, beziehungsweile des Raumes, in den die Desinfektionsapparate auf: 
gejtellt find, find die Abtheilungen für die zugeführten infizirten Gegenjtände 
und die abzuführenden desinfizirten Gegenjtände jcharf zu trennen. Für bie 
Desinfeftoren muß die genügende Zahl von Bädern vorhanden fein. Da wo 
eigene Anſtalten errichtet find, fehlt e3 an diefen Einrichtungen niemald, wo 
dagegen Schuppen, Keller von Kranfenhäufern 2c. bemütt werden, find dieſe 
elementaren Forderungen oft nicht erfüllt. Für die Bedienung der Apparate 
und für die ebenfalls allein von den öffentlichen Anſtalten auszuführende 
Wohnungsdesinfektion muß ein befonderd gefchultes Perſonal zur Verfügung 
ſtehen. Vollſtändig wird die Organifation dann durch Die Regelung bes 
TIransportweiend. Die Zus wie Abfuhr der infizirten und reinen Gegen: 
fände muß gleichfalls jeitens der Anjtalt in befonderen Transportwagen er: 
folgen, Darf aber niemals wie in Chemnig, Dortmund, Dresden, Ciberfeld, 
Görlitz, Magdeburg, Spandau x. den Privaten überlaffen fein. Die Zahl 
der Städte, in denen alle dieje Forderungen erfüllt find, ift nicht jehr groß. 
Wir nennen hier Berlin, Breslau, Charlottenburg, Kiel, Braunſchweig u. a. m. 
Rah der Zweigertichen Enquete gab es 20 Städte mit Desinfektionsanjtalten. 

Bortrefflic) geordnet ift das Desinfektionsweſen in Berlin; wir laſſen 
daher eine kurze Beichreibung desſelben hier folgen. Bei der vom zwei 
Straßen zugänglichen Anjtalt ift das Prinzip der Trennmg infizirter Gegen: 
itände von dem besinfizirten. aufs Strengfte durchgeführt. Das Grundftüd der 
Anftalt wird durch dad Hauptgebäude in zwei nahezu gleiche Höfe getheilt, 
von denen ber eine für die Zufuhr der zu desinfizirenden Gegenftände, ber 
andere für die Abfuhr der desinfizirten bejtimmt ift. Auf jedem Hofe be- 
findet fich eine Wagenremije für die beiden Klaſſen von Transportwagen. 
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Das Hauptgebäude enthält das Keſſelhaus mit zwei Dampffeffeln von circa 
50 Quadratmeter Heizfläche, auf der einen Seite fchließt fid) der Kohlen- 
raum unb auf der anderen die Badeabtheilung für bie Desinfeftoren als 
Anbauten an. Die Babdeeinrichtung befteht aus 6 Braujebädern mit 2 Anz 
fleideräumen; in dem einen berjelben befindet fi auch eine Badewanne. 
Direft an das Keſſelhaus ſchließt fi der Mittelbau mit dem Desinfektiong- 
raume, der in zwei hermetiich von einander abgeichloffene Räume für die 
Einladung und Ausladung der Gegenftände getrennt ift. Daran reihen ſich 
gleichfalls, von einander durd eine Wand gefchieden, die Aufbewahrungsräume 
für die infizirten und besinfizirten Gegenstände. Zwiſchen den beiden Auf- 
bewahrungdräumen eingeichoben liegt das Erpeditionszimmer, dad nach dem 
Naume für desinfizirte Gegenstände durch ein Schalterfenfter, mit dem Naume 
für infizirte Gegenftände durch ein eingemauertes Fenſter und Telephon in 
Verbindung fteht. 

Der Betrieb der Anſtalt ſpielt fi in folgender Weile ab. Auf Anord- 
nung ded Verwalter holen die Desinfeftoren in bejonderen gut verichlieh- 
baren Wagen die infizirten Gegenstände ab. Beim Cinpaden tragen die Deö- 
infeftoren einen bis auf die Füße reichenden Leinwandpaletot, der nach Be: 
endigung der Arbeit gründlich mit einer finfprozentigen SKarboljäurelöfung 
beiprengt wird. Die Gegenftände werden in leinene Hüllen, Tücher und 
Beutel gepadt und gleichfall3 mit Karbolſäure beiprengt, um ein Ausftäuben 
ihres Inhaltes zu vermeiden. Der Transportwagen bringt dann die Gegen: 
ftände auf dem fürzeften Wege in die Anftalt, und diejelben treten nunmehr 
ihre Wanderung durch den Apparat au. Die desinfizirten Gegenftände werden 
gleichfalls durd; Wagen den Cigenthiimern wieder zugeftellt. Die Beniigung 
dieſer 1886 errichteten Anftalt war anfänglich eine fehr geringe. In den 
meilten Srankheitsfällen wurden nur wenige Stüde zur Desinfektion ein= 
geihidt; die große Mafle des Hausrathes dagegen, ebenfo wie die Wohnung 
blieben undesinfizirt. Die Polizeiverordnung vom 7. Februar 1887 fuchte, 
allerdings vergeblich, Abhilfe zu Schaffen. Eine Erweiterung des Desinfeltions- 
dienjtes durch die Ginrichtung einer ergänzenden Wohnungsdesinfektion jtellte 
fi) als nothwendig heraus. Sie wurde von den jtädtiichen Behörden Ende 
der achtziger Jahre in Angriff genommen.* Zu diefem Zwecke der Wohnungs: 
dedinfeftion bildete man zunächit ein ftändiges Perjonal aus den in der ftädti- 
ihen Desinfettionsanftalt ſelbſt beichäftigten Arbeitern, dann aber auch 
aus anderen geeigneten Arbeitern heran. Diefelben hatten einen Kurſus 
durchzumachen und wurden nad) Prüfung durch den königlichen Stadtphyfifus 
zu jtädtiichen Wohnungsdesinfektoren ernannt. Das Hilfsperfonal, das bei 


* Vergleiche H. Merle, Die Wohnungsdesinfeltion der Stadt Berlin in 
„D. V. f. ö. G.“ XXIII, ©. 258, 
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etwa auftretenden Epidemien unbedingt nothiwendig iſt, entnahm man den 
bei der Stabtreinigung beichäftigten Perſonen; allmonatlich wurde eine ge— 
wiſſe Anzahl derjelben gleichfall3 in der MWohnungsdesinfeftion ausgebildet. 
Zwei Auffeher fontrolliren die Desinfeftoren bei ihrer Arbeit und die voll» 
endete Desinfektion, nehmen Bejchwerben des Publikums entgegen u. ſ. w. 

Dei der Einrichtung des eigentlichen Desinfektionsdienftes waren drei 
Grundiäge maßgebend: 1. Das Krankenzimmer, fowie alle Möbel, die nicht 
in der Desinfektionsanftalt desinfizirt werden fönnen, follten einer gründ— 
lihen Desinfektion unterzogen werben. 

2. Durch die Desinfektoren dürfen die Krankheitsfeime nicht weiter ver— 
ſchleppt werben. 

3. Diefe ſelbſt müſſen vor Anſteckung geſchützt werden. 

Dementiprechend vollzieht fi) der Geſchäftsgang in Folgender Weiſe. 
Die Desinfektoren, die in der Desinfektionzanftalt ihre Aufträge erhalten 
haben, fahren in bejonderen Kremſern zu den Desinfektionsftellen. Hier ent: 
fedigen fich diejelben ihres Dienftanzuges, verpaden denjelben in eine Segel: 
tuchtafche und befleiden fich mit dem leinenen Arbeitsanzug, der aus einem 
langen Kittel, Beinfleidern, Schnürftiefeln aus dichtgewebten Segelleinen mit 
Filz- und Holzfohlen im Innern, tief in den Naden gehender Mütze, ſowie 
Reipirator, wo nothwendig, beiteht. 

Nach der Verpadung der für die Desinfektion in der Anstalt (mit Dampf) 
geeigneten Gegenftände, die von bejonderen Dedinfektionswagen abgeholt werden, 
vollziehen die Desinfeftoren die Reinigung der Wohnung. Daran jchließt 
fih die Desinfektion der benügten Geräthichaften, wie Gimer, Leitern ꝛc., 
der Kloſets und Ausgußbeden. Die förperlihe Reinigung der Desinfektoren 
und das Umkleiden, ſowie die Verpadung des Dienftanzuges findet nach be= 
endigter Arbeit ftatt. Derjelbe Wagen, der die Desinfeltoren an die Arbeitö- 
ftelle gebracht hat, führt fie auch in die Anftalt zurück. 

Den Verſuch, eine Statijtif der öffentlichen Desinfektionsanftalten der Städte 
mit mehr als 50000 Einwohnern aufzuftellen, hat Dullo in dem Statiftiichen 
Jahrbuch deuticher Städte Bd. VII und VIII gemadht. Leider ijt darin 
feine Scheidung zwiſchen Städten mit wirklichen Desinfeftionsanftalten und 
Städten nur mit Desinfeftionsapparaten gemacht worden. Das Bild ift aljo 
ein entichieden viel zu günjtiges. Ebenda find auch Tabellen für die Be: 
rügung der ftäbtiichen Desinfektionsanftalten gegeben, auf die wir hier ver: 
weiſen. Diefe Zahlen zeigen uns aufs Klarfte, daß es mit der Desinfektion 
in den deutichen Städten noch jehr im Argen liegt. Was bedeuten Angaben 
wie 9 Desinfektionen in Barmen, 23 in Kaffel, 20 in Dortmund, 13 in 
Duisburg, 83 in Liegnig, 13 in Lübeck, 2 in Potsdam, 25 in Spandau, 
45 in Wiesbaden u. ſ. w. anders, als daß in der Mehrheit der Fälle von 
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Infektionskrankheiten überhaupt feine Desinfektion ftattfindet. Es iſt das ja 
auch die alte Klage der Verwaltungsberichte, daß die Anftalten nicht genügend 
benügt werden, vor Allem nicht feitens der Klaſſe, für die bei ihren beengten 
Wohnungdverhältnifien die Desinfektion von der größten Bedeutung ift, feitens 
der Arbeiterklaffe. In den Berliner Verwwaltungsberichten ehrt diejelbe zum 
Beilpiel mit fat den gleichen Worten Jahr für Jahr wieder: „Während die 
gutfitwirten Klaffen der Einwohner häufig aus eigenem Antriebe desinfiziren 
laffen, geichieht dies bei den ärmeren Volksklaſſen zumeift erjt auf Grund 
polizeilicher Anordnung.“ Schöne Tabellen belehren uns iiber das Verhältniß, 
an dem bie Bewohner der verichiedenen Stodwerke, der Vorder: und inter: 
häufer an den Desinfektionen theilnehmen, und geben uns Auskunft darüber, wie 
fih die Desinfeftionen auf die verichiedenen Berufsgruppen vertheilen. Es 
wird Eonftatirt, daß die Bewohner der Vorderhäuſer die Anftalt jtärfer in 
Gebrauch nehmen, als die der Dinterhäufer, daß auf die Berufögruppe der 
Arbeiter nur 29,4 Prozent der Desinfektionen entfallen, und daran fchließt 
ji) dann der orafelhafte Sag: „Es müffen aljo Gründe anderer Art fein, 
welche die minderbemittelte Bevölkerung von der Benügung der Anjtalts- 
einrichtungen abhalten.“** Warum fucht aber der Magiftrat nicht nad) Dielen 
Gründen, die unſeres Erachtens recht Elar zu Tage liegen? Warum jtrebt 
er feine Menderung des Zuftandes an und erfpart ſich damit die Lächerlichkeit 
der jährlich wiederfehrenden Klage? 

Der Grund, daß die Desinfeftionsanftalten fo wenig von den ärmeren 
Klaſſen benügt werden, liegt doch einfach darin, daß diejelben nicht gebühren: 
frei find. Man führe die Gebührenfreiheit ein und man wird überraſcht fein, 
wie fchnell die Zahl der Benützungen wachen wird. 

Wie F. Hofmann in dem bereits zitirten Artikel ausführt, fchredt die 
Erhebung einer Gebühr für die Desinfektion von Gegenftänden, deren Werth 
oft geringer als die Gebühr ift, von vornherein ab. Mit Recht weit er 
unſeres Erachtens auf den Fatalismus hin, mit dem der Menſch fich Gefahren 
ausſetzt, deren Größe er nicht Elar erkennt oder die feiner Anficht nach ſchon 
zum größeren Theile vorübergezogen find. Die Gleichgiltigfeit in allen hygie— 
nischen Fragen ift übrigens nicht nur in den ärmeren Schichten der Bevölke— 
rung ganz ungeheuer groß. Sind num mit einer Desinfektion noch bejondere 
Unbequemlichkeiten, wie Transport der Gegenitände zur Anjtalt, Zahlung von 
Gebühren oder Scherereien wegen einer Befreiung von bderjelben verbunden, 
jo wird die größere Mehrheit fich Lieber der von infizirten Gegenjtänden aus: 
gehenden Gefahr ausfegen, als dieſe Mühſeligkeiten noch zu den fo wie fo 
zahllojen Mühjieligkeiten ihres Lebens auf fi) nehmen. Es ift dies ein Ge 


* Berwaltungdbericht für 1889 bis 1895 III, ©. 208. 
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fihtspunft, der unjerer Anficht nach bei der Einrichtung aller volkshygie— 
niſchen, erzieherifchen und dergleichen Anstalten berüdfichtigt werben muß. Der 
Arbeiter, der nach zehn» oder zwölfitündiger Arbeit in jeine Wohnung zurück— 
fehrt, ijt Körperlih und geiftig erichöpft. Alles, was von ihm noch eine 
Grtraanftrengung verlangt, ſucht er zu vermeiden. Der Entihluß zu einer 
jolhen ift für ihm eine viel größere Leiftung al8 für den wohlgenährten An— 
gehörigen der Mittel- und Oberklaſſe, der jelten jeine Arbeitäfraft in gleich 
hohem Maße auszugeben gezwungen ift. 

Diefer Grund ſpricht alſo für foftenfreie Abholung und Desinfektion der 
Habe der ärmeren Schichten der Bevölkerung. So hat Halle a. ©. allgemeine 
Gebührenfreiheit durch Ortsjtatut vom 22. Februar 1893 eingeführt, wenn 
die Desinfektion auf fpezielle Anordnung der Polizeibehörde oder nach der 
allgemeinen Borichrift (in Krankheits- und Sterbefällen von Cholera, Boden, 
Fleck- und Rückfalltyphus, bei Sterbefällen an Diphtherie, Kindbettfieber, 
Scharlach und Lungenſchwindſucht) erfolgt. In einigen Städten wie in Breslau 
it die Gebührenfreiheit auf Einkommen bis zu 1500 Mk., in Bremen auf 
Einkommen bis zu 1200 ME, in Königsberg auf Ginfommen mit einer 
Staateinfommenfteuerleiftung bis zu 30 Mi. eingefchräntt. Unſeres Er: 
achtens ift dieſer Sag zu niedrig gegriffen. Die vollftändige Desinfektion 
eines Zimmers und der darin befindlichen Habe wird Ddurchichnittlic einen 
Koftenbetrag von 10 bi8 20 Mi. erreihen. Das ift eine Summe, die eine 
Familie mit Einkommen ſelbſt biß zu 2500 ME, nur jehwer für dieſen Zweck 
aufwwenden wird. Man muß dabei bedenken, dab die vorausgegangene Krank— 
heit, vielleicht dadurch bewirkte lange Erwerbälofigfeit des Familienhauptes oder 
der Familienmutter bereits ſchwere Koften verurfaht hat. In jolhen Fällen 
wirden dann häufig die Desinfektionskoſten der Strohhalm fein, der den Rüden 
der überbürdeten Familie bricht. Nothwendig erfcheint uns alfo die Erhöhung 
diefer Grenze bis zu 2500 Mk. oder beifer 3000 ME., geeigneter, will man 
überhaupt an der Erhebung von Gebühren feithalten, die Graduirung des 
Tarifs, wie eine jolche in Gießen bejteht. Es würde ſich alfo empfehlen, 
die Einfommen bi zu 3000 ME. gebührenfrei zu lalfen, von 3000 bis 
6000 ME. eine die Unkoften theilweiie dedende Gebühr zu erheben und bei 
Einkommen über 6000 ME. die Selbftkoften zu berechnen. Die Gradation 
kann nad) den Iofalen Vermögensverhältniſſen verichieden jein; wichtig ift dabei 
nur, die gebührenfreie Stufe hinreichend groß anzunehmen. Wenig empfehlens- 
werth ift der Modus, wie er in Göttingen, Berlin, Frankfurt a. M., Köln, 
Braunſchweig, Leipzig u. a. im Gebrauch ijt. Die Gebührenfreiheit wird von 
dem Zeugniffe der Armenverwaltung, des Phyſikus oder des Armenarztes 
oder zweier jolcher Organe abhängig gemacht. Damit haben wir glücklich wieder 
die umftändlichen Formalitäten, ohne die in Dentichland auch das nächſte 
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Ziel nicht erreiht werden fanıı, und die arbeitende Stlaffe wird mit neuen 
Zaufereien und bureaufratiihen Scherereien bedacht, die fih harmoniſch an 
die Unzahl der bereitö bejtehenden anreihen. 

Allein in Verbindung mit fo weitgehender, am beften aber allgemeiner 
Sebührenfreiheit läßt fi) der Desinfektionszwang und der Zwang zur Des— 
infeftion in den öffentlichen Anjtalten rechtfertigen. Mit der Einführung der 
allgemeinen Gebührenfreiheit würden die Städte aud) durchaus feine erbriidende 
Lajt auf fid) nehmen. Nach der Meberficht, die Dullo im VIII. Jahrgang 
des Statiftiihen Jahrbuch deuffher Städte giebt, Ichwankten die Einnahmen 
an Gebühren von ganzen 38 ME. in Spandau bis zu 26066 ME, in Berlin. 
Die Gejammtausgabe in Berlin dagegen betrug 1898/99 154258 Mt. 
In Hamburg betrug die Ausgabe 126785 DE., die Einnahme aus Gebühren 
11450 ME. u. ſ. w. Es ift geradezu unbegreiflic, weshalb die Städte der— 
artigen winzigen Ginnahmepoften gegenüber nicht einfach auf die Erhebung 
von Gebühren verzichten, und es läßt fi) nur jchwer ber Gedanke unter- 
drüden, daß ſich diejelben vor einer ftärferen Benügung ihrer Anftalten und 
dem dadurch bedingten Anwachſen der Ausgaben für die Desinfektionsanftalten, 
beides eine nothiwendige Folge der Gebührenfreiheit, geradezu fürdten. Bedenkt 
man ferner, wie leicht von den jtädtiichen Behörden fiir Nepräfentation, für 
die Ausihmüdung von Straßen bei dem Beſuche fürftlicher Perfonen Hundert— 
taufende ausgegeben werden, und vergleiht damit die Filzigfeit, mit der man 
bier, wo e3 ſich um die Gejundheit der breiten Maffen des Volkes handelt, 
die Iumpigen Tauſende zu jparen jucht, jo muß aucd den Harmloſeſten klar 
werden, wie viel Tartufferie noch in der Geichäftsführung ſtädtiſcher Behörden 
zu finden iſt. 

Heilftätten für Lungenfranfe. Die verbreitetite und verheerendite In— 
fektionskrankheit ift die Tuberfulofe. Nach ſehr vorfichtigen Schägungen des 
Kaiferlihen Gejundheitsamtes beträgt die Zahl der über 15 Jahre alten 
Perjonen, deren tuberkulöfes Leiden jo weit vorjchreitet, daß eine Kranken— 
hausbehandlung nothwendig wäre, im Deutichen Neiche mindejtens 226000 
jährlih. Es ftarben im Durchichnitt der Jahre 1894/97 an Lungenſchwind— 
jucht jährlid 87631 Perſonen und an entzündlichen Erkrankungen der 
Athmungsorgane 34876, im Ganzen 122507 Perſonen. Das find jo un— 
geheure Berheerungen des Volkskörpers, daß es der angeftrengteften und uns 
abläffigen Thätigkeit des ganzen Volkes, in erjter Linie natürlich) feiner 
Öffentlichen Organijationen bedarf, um ihrem weiteren Fortichreiten Einhalt 
zu thun und die bereits von der Seuche angegriffenen Theile der Genejung 
entgegenzuführen. In den legten Jahrzehnt des Jahrhunderts ift nun ber 
Kampf gegen die Volksſeuche der Tuberfulofe auf der ganzen Linie aufs 
genommen worden und hat in dem Maße, wie fich die Meberzeugung von der 
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Heilbarkeit der Tuberkuloſe die Herrſchaft errang, an Intenſität zugenommen. 
Der Berliner Kongreß von 1899 bedeutet wohl den Höhepunkt desſelben in 
dem vergangenen Jahrhundert. Nach dem augenblicklichen Standpunkte der 
Wiſſenſchaft gilt als das werthvollſte Heilmittel in dem Kampfe gegen die 
Lungentuberkuloſe, wenigſtens ſoweit es ſich um die Anfangsſtadien der Er: 
franfung handelt, die hygieniſch-diätetiſche Behandlung in den ſpeziellen Heil— 
ftätten für Lungenfranfe. Die Thätigfeit der privaten Vereine und öffent: 
lihen Organijationen fonzentrirt fi) daher faſt ausjchließlich auf die Errichtung 
von ſolchen Beilitätten. Welche Stellung ift nun deu Gemeinden, jpeziell ben 
Großſtädten, in diejer Bewegung zuzumeifen, welche Aufgaben find von ihnen 
zu erfüllen und welcher Theil der Fürſorge ift von ihnen zu übernehmen? 
Es liegt zunädhit klar zu Tage, daß die Eleineren Gemeinden als ſolche feine 
Heilſtätten zu bauen im Stande find. Für die Interejlen ihrer Kranken 
muß der weitere Kommmmalverband, alio der Kreis, dad Oberamt oder wie 
diefe Selbitverwaltungsförper heißen mögen, mit jeiner größeren finanziellen 
Leiftungsfähigfeit eintreten, wie dies zum Beiſpiel feitens des Kreiſes Altena 
(jeit 1898 in Hellerjen) Schon gejchehen und ſeitens anderer Kreiſe beabfichtigt 
ift. 63 bleiben aljo von vornherein nur die größeren Städte über, wenigſtens 
foweit es fih um die Errichtung von Heiljtätten und den Betrieb derjelben 
aus fommunalen Mitteln Handelt. Sie haben ficherlich die Pflicht, wie fie 
stranfenhäufer errichten, fo auch Heilſtätten für Lungenfranfe zu erbauen, 
durd) die jie allein den Aufgaben der hygienischen und therapeutijchen Fürſorge 
gerecht werden fönnen. Die Fürſorge für Lungenfranfe kann dody nur als 
ein Theil der allgemeinen Stranfenfürjorge betrachtet werden und für bie 
Kranfenfürjorge, wenigitens ſoweit es ſich um erfranfte Arme handelt, find 
die zujtändigen Organe die Gemeinden. Die größeren Städte find in der 
That die geeignetjten Organe für den Bau und Betrieb von Heilftätten. Sie 
haben bereit3 ein ausreichendes, ärztliche und technisches Perjonal zur Ver: 
fügung, fie befigen in der Verwaltung von Srankenanftalten eine Fülle von 
Erfahrungen, wie jie ſich jonft kaum wieberfinden dürfte, und gewähren als 
öffentliche Organifationen die finanzielle Stabilität, die private Vereine niemals 
aufweilen können. Das iſt ja das 2008 aller Einrichtungen, die ſich aus- 
Ichließlidy auf die private Wohlthätigkeit gründen, dab einer Periode der Be— 
geilterung und reichlich fließender Beiträge mehr oder weniger ſchnell Die 
Beriode der Grnücdterung, des Verſiegens der privaten Quellen zu folgen 
pflegt. Wer zum Beifpiel die Geihichte der Londoner privaten Krankenhäuſer 
ferınt, wer beobachtet, in welch fläglicher finanzieller Lage die meiften von 
ihnen ſich befinden, zu welchen geradezu unwürdigen Betteleien fie greifen 
müffen, um jich die nöthigen Betriebsmittel zu verichaffen, den wird der Ge- 
danke, die Heilftättenbewegung in mehr oder weniger großer Ausdehnung auf 
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die private Mohlthätigfeit zu fundiren, mit tiefem Grauen erfüllen. Mit 
lebhaftejter Beiltimmung wird er den energifchen Sanıpf gegen den „Bettel— 
ſack“ begrüßen, den Herr Heydweiller (Altena) auf der Braunſchweiger Ver: 
ſammlung der Deutſchen Naturforicher und Aerzte begonnen hat. Wir können 
hier nicht auf dad Weſen der privaten Wohlthätigfeit, auf ihre Motive und 
die Art ihres Wirfens eingehen, nur jo viel müſſen wir hier bemerfen, daß 
von der Gejelichafts: und Wirthſchaftsauffaſſung der arbeitenden Klaſſen aus 
die Charitad der befigenden Klaſſen ftet3 den bitteren Beigejhmad der Klaſſen— 
ausbentung behält, durch die ihrer Anficht nad) die Wohlthätigfeit der wohl— 
thätigen Gönner erjt ermöglicht wird. Die arbeitenden Klaſſen fönnen in 
dem Kampfe gegen die Tuberfuloje feine Aufgabe der Privatwohlthätigkeit, 
jondern allein eine jolche des Staates und der Kommunalkörper in Werbin: 
dung mit den Krankenkaſſen und den Verfiherungsanftalten fehen. Indem fie 
die Gemeinschaft dafür verantivortlid machen, daß der gewerbliche Produktions— 
prozeß, daß die ganze gejelichaftliche Organijation mit ihrer Befitvertheilung 
und den daraus rejultirenden jcheuhlichen Zuftänden im Erwerbsleben, in 
den MWohnungdverhältniffen u. ſ. w, den Acker des Wolfe mit grauſamem 
Pfluge furchen, auf dem dann die Saat der Tuberfuloje in üppigen Halmen 
aufichießt, ftellen fie an den Staat und die öffentlicherechtlichen Organifationen der 
Selbjtverwaltung die doppelte Forderung, die Krankheit zu befänpfen und 
ihr vorzubeugen. 

Die Aufgabe der Krankheitsbekämpfung ift von den größeren Städten 
nur jehr zögernd in Angriff genommen worden. Wenn wir von den linter: 
ſtützungen der privaten Vereine und ihrer Heilftätten durch Geldbeiträge, un: 
entgeltliche Hergabe von Grund und Boden fir die Anftalten abfehen, fo find 
ed bis jetzt eigentlih allein Dresden mit dem Genefungsheim „Fiedlerhaus“ 
und Berlin mit feinen Heimftätten für Lungenfranfe auf den Riejelgütern 
Dlankenfelde und Malhow, die einen allerdings jehr beicheidenen Anfang 
gemacht haben. Nur zögernd ift die Berliner jtädtiihe Verwaltung diejer 
Aufgabe näher getreten. Bereit? 1888 Hatte die ftädtiiche Deputation für 
Sejundheitspflege die Nefolution gefaßt: „Mit Rückſicht auf die große und 
vorausfichtlich zunehmende Zahl ſolcher Lungenkranken ift die Errichtung einer 
bejonderen Heil» und PBflegeanftalt für ſolche Kranke in der Umgebung der 
Stadt Berlin dringend wünſchenswerth; zunächſt wäre für 100 Kranke zu 
forgen.“ Dabei blieb es aber auch zunädhft. Eine bedeutende Verzögerung ver: 
urſachte dann die Kochiche Tuberkulinmethode, jo daß erſt 1892 eine Pflegejtätte 
für Lungenfranfe auf dem NRiefelgute Malchow eröffnet wurde. Juli 1893 
wurde in Blanfenfelde eine Heimftätte für tuberfulöfe Frauen eingerichtet, da 
die Anstalt in Malchow, die urſprünglich für beide Geichlechter beſtimmt war, 
in Folge des großen YZudranges jchnell überfüllt war. Blanfenfelde nimmt 
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64 weibliche und Malchow 88 männliche Kranke auf. Der Zudrang zu den 
Anſtalten, beſonders im Sommer, wuchs in den folgenden Jahren derart, 
daß die Kranken zwei bis drei Monate auf ihre Aufnahme warten mußten. 
Um dieſem Nothitande abzuhelfen, ftellte die ſozialdemokratiſche Fraktion der 
Stadtverorbnetenverfanmlung bereit3 September 1897 den Antrag, zwei weitere 
Heimftätten für den Sommer 1898 einzuridten. Da ferner im Laufe ber 
Sahre die Heimftätten ihren urfprünglihen Charakter vollftändig änderten, 
aus Heilitätten zu Anhängfeln der Krankenhäuſer wurden und fchtvere und 
tchwerite Fälle von Tuberkuloje dahin überwiefen wurden — 1897/98 itarben 
fünf Berfonen in denjelben — jo ftellte diejelbe den weiteren Antrag, der Er: 
richtung einer wirklihen Heilanſtalt für Tuberfulofe näher zu treten. Das 
Kuratorium der Heilanjtalten empfahl dann im November 1897 dem Magiitrate 
den Bau einer Heimjtätte für Männer auf dem ftäbtiichen Niejelgute Osdorf 
oder Ruhlsdorf und die weitere Ginrichtung des bis zum 30. April 1900 an 
die Berfiherungsanftalt Berlin verpadhteten Schloffes Giütergoß int Jahre 1900. 
Der Magiftrat trat aber nur dem zweiten Theile des Antrages bei, da er für 
den erjten fein Bedürfniß anerfannte. Wie groß das vom Magiftrat nicht 
anerkannte Bedürfniß war, das bemweilen die Angaben des Jahresberichtes 
pro 1898/99 über die Wartezeit, die vom Cingange des Atteſtes bis zur 
Aufnahme des Antragitellers in die Heimſtätte verſtrichen. Sie betrug im 
Marimum in Blanfenfelde 67 Tage, in Malchow 63, erreichte aber in Fällen 
beijonderer Art die Höhe von 84 beziehungsweile 114 Tagen. Die Anzahl 
der Bormeldungen jtieg zum Beilpiel in Malchow Mitte Juli 1898 bis auf 147. 
Endlich im März 1899 wurde von der Stadtverordnietenverfammlung der Be: 
ichluß gefaßt, auf dem Rieſelgute Buch eine neue Deimftätte für 100 lungen» 
franfe Männer einzurichten. 

Da3 Dresdener Geneſungsheint „Fiedlerhaus“ wurde 1893 eröffnet. Es 
enthält 39 Betten. 1899 wurden 173 Männer verpflegt. Die Ausgaben be: 
trugen 22897 Me. 

In Angriff genommen ijt der Bau von Lungenheiljtätten noch in Köln, 
Stettin und Leipzig. 


Hugo, Deutſche Stäbteverwaltung. 19 





Adıtes Kapitel. 
Geburtshilfe, 


Nach den Ergebniſſen der 1878 eingejegten Berliner Puerperalfieberkommiſſion 
jind in Preußen in den Jahren 1816 biß 1876 nicht weniger als 363 624 Frauen 
am Kindbettfieber gejtorben, aljo mehr Frauen im Wochenbett, als Menjchen 
an Blattern und Cholera in der gleichen Zeit. Nach Brennede fordert das 
stindbett von den circa 1150000 Wöchnerinnen in Preußen noch alljährlich 
circa 5750 bis 6900 Frauen zum Opfer, und hinter ihnen fteht die un: 
abjehbare Zahl der ‚Frauen, die in Folge mangelhafter Pflege, frühzeitiger 
Arbeit, von Noth und Sorge im Wochenbette den Grund zu dauernden 
Stehthume legen. 

Eine mangelhafte Geburtshilfe, eine ungenügende Wochenpflege und früh— 
zeitige Arbeit — das find die drei jchädlichen Kräfte, die vereinigt die Frauen 
der arbeitenden Klaſſen dahinraffen. Ueber das Wirken der beiden erjteren 
giebt uns die Statiftif einige, wenn auch nur ungenaue Auskunft, über das 
der legten fehlt e8 uns gänzlih an Zahlen. Nur die allgemeinen Erfahrungen 
der Merzte geben Andeutungen über die beflagenswerthe Verwüjtung der weib- 
lihen Sträfte. Und diefe Verwültung vollzieht fi) vor Allem in den unteren 
ärmeren Schichten der Bevölkerung, unter den Frauen der arbeitenden Klaffe. 
Auf fie fallen diefe drei Wiürgengel mit aller Macht, und frühzeitiges Alter und 
Siechthum, Verbitterung, Arbeitslofigkeit, und dadurd Sorge und Noth für 
ſie und ihre Familie find ihr Gefolge. * 


*Es ift amüfant zu jehen, wie auch bier wieder die Furcht vor der Sozial: 
demofratie ald Hebel fozialer Verbefjerungen wirlſam ijt. So fchreibt Löhlein 
(Deutiche Medizinische Wochenschrift 1888, Nr. 6): „Und das möchte ich unter 
dem Eindrude mancher Erfahrungen in der geburt3hilflichen wie in der gunäfologis- 
ſchen Poliklinik noch beſonders betonen, daß die öffentliche Wohlthätigfeit gerade 
an diefem Punkte (der Fürforge für Wöchnerinnen) dem wachfenden, von ver: 
bitterten Frauen befonders leidenschaftlich geſchürten Klaffenhaß erfolgreicher als 
an irgend einem anderen entgegenarbeiten kann.“ Hauſer in Schriften des 
Deutjchen Vereins für Armenpflege, Heft 30, ©. 12: „Aber darauf möchte ich 
noch hinweifen, daß gerade die aus den vernachläffigten Wochenbetten entjprungenen 
franfhaften Zuftände es find, welche ganz befonders den Familienzufammenhalt, 
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Nationalswirthichaftliche Gründe ſchwerwiegendſter Art jchreien hier nad 
einem zielbewußten geregelten Eingreifen der Gejellihaft. Dabei handelt es 
fih für die meuregelnde Thätigfeit der Gejelihaft um zwei Aufgaben: die 
Gewährung einer außreichenden Geburtshilfe und die Fürforge für eine aus: 
reihende Nekonvaleszenz. Die zweite Aufgabe ijt auch heute noch faum in 
Angriff genommen; der erjten gegenüber ift das herrichende Syſtem der freien 
Konkurrenz, wie auf anderen Gebieten der Hygiene, elend zuſammengebrochen. 
Unſere heutige geburt3hilfliche Ordnung zeigt die unfeligen Konſequenzen des 
auf das Gebiet der Öygiene übertragenen Prinzips des freien MWettbewerbes 
der Sträfte” — jagt Brennede mit Necht und beweilt diefe Behauptung 
durh eine Darfiellung der zwilchen Aerzten, Hebammen und Wochenpflege- 
rinnen beftehenden ntereffengegenfäge, unter denen natürlich in legter Linie 
jtetö die Möchnerin, die Wöchnerin aus der großen Maſſe des arbeitenden 
Bolfes, zu leiden hat. 

Wie jorgt das heutige Syitem fiir dieje Klaſſe? Bei 95 Prozent aller 
Entbindungen ijt allein die Hebamme thätig, nur bei 5 Prozent wurde ärzt- 
lihe Hilfe in Anfprud) genommen. Wer und was find aber diefe Hebammen, 
in deren Hände fo vertrauensvoll die Geſundheit und das Leben von circa 
1100000 Frauen allein in Preußen alljährlich gelegt wird? Sie refrutiren 
fih aus einem Material, das, ohne Vorbildung und feit Jahren von geiftiger 
Arbeit entwöhnt, von den ländlichen Gemeinden oft aus den eigennüßigften 
und thörichtiten viel mehr ihre Ablehnung vechtfertigenden Gründen präjentirt 
wird, für den verantwortungdvollen Beruf einer Hebamme ungeeignet ijt umd 
troß des furzen Ausbildungskurſes auch bleibt. Schlecht bezahlt, müſſen 
jie ihren Beruf als Nebenerwerb treiben, für den natürlich) nur Zeit auf: 
gewendet werden fan, wenn fie bezahlt wird. Won weiterer Ausbildung kann 
feine Rede fein.* Selbit bie bejjeren und beiten unter den Hebammen degene— 
riren in der täglihen Praxis ihres Berufes. Als die Faktoren diefer Er: 
ſcheinung bezeichnet Hauſer „die bodhafteite, mit gemeinften Mitteln niederer 
Stlaticherei fämpfende Konkurrenz, eine rohe urdumme, am Aberglauben hängende 
Klientel, welche mißtrauiſch jede auf Neinlichfeit und Desinfektion abzielende 
Maßregel der jungen Hebamme als jchädlihe und läftige Quälerei empfindet, 
manchmal auch iiber Ajeptif recht fonderbar denfende und danad) handelnde 
Herzte, vor Allem aber die unwürdige, niedere, fozialsethifche und materielle 
Berufsftellung.” Unſeres Erachtens iſt der Kernpunkt der ganzen Frage die 


das häusliche Glüd, den engeren Familienfrieden ftören und hierdurch, wie faum 
ein zweiter Faltor, fozial unterwühlend wirken.” 

* Dabei fchreiben die meijten Dienftanmweifungen den Hebammen vor, folche 
Beichäftigungen zu meiden, durch welche die Tüchtigkeit zur Ausübung ihres Be- 
rufe beeinträchtigt wird. 
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jämmerliche Bezahlung der Hebammen, vor Allem der Landhebanmen. Dan 
bejfere biejelbe, und nicht nur das Material, auch die joziale Stellung wird 
ſich beſſern. Alle Verfuche, für die Thätigfeit in der Geburtöhilfe Frauen aus 
beiferen Streifen, nicht wie bisher auß den unterften Schichten der Bevölkerung 
zu gewinnen, müffen jo lange ohne Erfolg bleiben, jo lange die Entlohnung 
derjelben das Niveau de3 niedrigiten Einkommens der Bevölkerung nicht über: 
jteigt, ja wie heute faum erreicht. Nach Hauſer beträgt das Einkommen der 
Hebammen in den Streifen Villingen und Konftanz, jage und fchreibe 172 ME. 
im Jahre, und diefer glänzenden Entlohnung würdig ift der Altersverjorgungs= 
gehalt, der in Baden die jchwindelnde Höhe von 16 ME. (!!) erreicht. Im 
Regierungsbezirt Oppeln ift das Durchſchnittseinkommen nad) Brennede 270 ME., 
im reife Liebenwerda 450 ME., im Kreiſe Zeig 375 ME., im Großherzogthunt 
Helfen 313 ME., im Durchſchnitt für die Landhebammen 213,50 Mt. Die 
Schuld an diefen geradezu jämmerlichen Berhältnijfen tragen zum großen Theile 
die Gemeinden und größeren Kommmmalverbände, infofern die Anftellung von 
Hebammen zu ihrer Zuftändigfeit gehört. Und das ift in dem meiften deutſchen 
Staaten der Fall. In Preußen ift es nad der Allgemeinen Verfügung des 
Medizinalminifters betreffend da3 Hebammenweſen vom 6. Auguft 1883 Sache 
der Bezirföverwaltungsbehörden, beſtimmte Hebammenbezirke abzugrenzen und 
anzuordnen, wie viele Bezirkshebammen mit Rückſicht auf die Verhältnifie des 
Bezirkes anzuftellen find ($ 7). Die Anftellung der Bezirkshebammen ſteht 
aber, foweit die Angelegenheit nicht von den Kreißverbänden geregelt ift, den 
einen Hebammenbezirk bildenden Gemeinden und Gutsbezirken zu. In Baden 
(Meinifterialverfügung vom 23. November 1865) wird die den örtlichen Be— 
dürfniſſen entjprechende Zahl von Hebammen von Bezirksamt auf Antrag 
des Bezirfsarzted und nad) Anhörung des Gemeinderath3 beftellt. Fehlt es 
an Hebammen, fo hat der Gemeinderath für deren Beihaffung Sorge zu 
tragen durch Ausbildung geeigneter Frauen in einer der öffentlichen Hebammen: 
jchulen und Austattung derjelben mit den vorgejchriebenen Geräthichaften und 
Notharzneien. In Württemberg (Gejeg vom 22. Juli 1836) hat die Ge— 
meinde dafür zu jorgen, daß die entiprechende Zahl von Hebammen vorhanden 
ift. Nöthigenfalls find Frauen auf Gemeindefoiten auszubilden und find ihnen 
Wartegelder zu gewähren. 

Es find alfo die Gemeinden, die zu Hebammenbezirken verbundenen Ges 
meindegruppen, die Kreißverbände, denen der jchneidende Vorwurf gemacht 
werden muß, daß fie durch die ſtandalss niedrige Entlohnung der Hebammen 
die Hauptihuld tragen an dem niedrigen Niveau, auf dem fi) noch heute 
die Geburtshilfe und die MWochenpflege auf dem Lande befinden. Wenn man 
dagegen fieht, welche bedeutende Ausgaben ganz kleine Gemeinden zum Beifpiel 
fie die Viehzucht mit Leichtigkeit und ohne jedes Murren feitend der Gemeinde— 
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bewohner aufbringen, ſo muß ſich der Gedanke unwiderſtehlich aufdrängen, 
wie niedrig doch in unſeren herrlichen Kulturzuſtänden die Menſchenleben und 
vor Allem die Leben der Frauen geſchätzt werden. 

Die Beſchaffung eines tüchtigen geburtshilflichen Perſonals — das Ideal, 
die Ausübung der Geburtshilfe allein durch den Geburtshelfer, der das ganze 
Gebiet vollkommen beherrſcht, und die Umwandlung der Hebammen zu aus— 
gebildeten Gehilfinnen desſelben, halten wir für ſo lange unerreichbar, als 
nicht das geſammte Heilweſen dem privaten Betriebe entzogen, vergeſellſchaftet 
iſt — ift aber nur der eine Theil der Aufgabe. Mit ihrer Löſung ift und 
darf die Fürſorge der Genteinden noch nicht erichöpft fein. Die Wohnungs: 
verhältnijfe großer Stlaffen der Bevölkerung, nicht nur der jogenannten Armen— 
bevölferung, jondern bis weit hinein in die Schichten der nieberen Beamten, 
Kleinhandwerker, Krämer u. j. w. find vor Allem in den Großitäbten, aber 
aud auf dem Lande derart erbärmliche, daß fie die größte Gefahr für die 
Wöchnerinnen und ihre Kinder bilden. Wo die ganze Familie nur in einer 
Kochſtube Hauft, muß eine Niederfunft, ein MWochenbett ſich unter Bedingungen 
abipielen, die der bitterfte Hohn auf unfere geiellichaftliche Kultur und Sitte, 
auf unjere angebliche hygieniſche und fozialpolitiihe Bildung find. Mit der 
entjeglihiten Raumbeſchränktheit geht meiſtens die bauliche WVerwahrlofung 
der Wohnungen und Häufer Hand in Hand. In dieſe menfchenunmirdigen 
Zuftände mit jtarfer Hand einzugreifen, müffen wir al die „verdammte“ Pflicht 
und Schuldigfeit der Gemeinden bezeichnen. Der Weg, den fie dabei einzufchlagen 
haben, ijt der gleiche, den fie ja jchon bei der allgemeinen Krankenfürſorge 
eingeichlagen haben, die Errichtung von Anftalten, von Heimjtätten für Wöchne— 
rinnen, in denen biejelben hygienische Unterkunft und eine gute Geburt3- und 
Wochenpflege finden. Es ift das Verdienſt Brennedes, die Errichtung jolcher 
jelbftändiger Heimftätten für MWöchnerinnen angeregt und von der öffentlichen 
DOrganijation der Gejundheitspflege gefordert zu haben. Nach feinen Vorjchlägen 
iolfen dieſe Heimftätten ſelbſtändige Entbindungsanftalten fein, an die als 
Zentren fi) die Organifation de Hebammen: und Wochenpflegerinnenmwejens 
angliedern fol. In biejelben ſollen Aufnahme finden Frauen, die erfahrungs: 
gemäß unregelmäßige Entbindungen durchmachen, Frauen, die zu Haufe be: 
fonderer Infektionsgefahr ausgeſetzt find, und Frauen, deren häusliche Ver: 
hältnitje eine genügende Ruhe und Schonung, jowie hinlängliche Pflege nicht 
erwarten lafjen. Um einen Zufluffe von circa 15 bis 20 Prozent aller Kreiſenden 
zu genügen, wäre e3 nothwendig, auf je 50000 bis 100000 Eimvohner ein 
MWöcnerinnenheim von eirca 15 bis 20 Betten zu errichten. Die Koften diejes 
Planes berechnet Haufer (S. 18) für Baden auf 2?/2 bis 5 Millionen Mark 
und dem jährlichen Betriebsaufwand auf 340000 bis 680000 ME. Das find 
ja nicht unbeträchtlihe Summen, aber von Unfummen, wie dad Hauſer thut, 
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kann man doch mit dem beiten Willen nicht reden. Unſummen im wahrſten 
Sinne des Wortes werden in Deutichland für Militärzwede, Flottenvermeh— 
rungen, Kolonialabenteuer jahraus, jahrein in der jfandalöfeften Weiſe vergeubet; 
für die wichtigjten Kulturzivede können die Eleinjten Summen nur mit Mühe 
flüffig gemacht werben. Und unfere Hygieniker, unfere Aerzte, die in erfter 
Linie berufen wären, für die Aufgaben der Hygiene die nothiwendigen Summen 
zu fordern, zu fordern und immer wieder zu fordern, wagen es nicht, in den 
Kampf mit dem Militarismus um die Geldmittel des Staateö einzutreten; 
fie drücken fich beicheiden in den Hintergrund, warten zufrieden auf die Bro- 
jamen, die ihnen vielleiht von dem Tiſche des proßigen Ungeheuers zufallen, 
— ımd appelliren an die private Mildthätigkeit. 

Die private Mildthätigkeit hat denn auch den Gedanken Brennedes auf: 
genonmen und im einer Neihe von Städten die Geldmittel zur Errichtung 
und zum Betriebe von Heimftätten für Wöchnerinnen zufammengebettelt. Solche 
Afyle giebt es in Machen, Düffeldorf, Mannheim, Ludwigshafen, Karlörube, 
Köln, Barmen, Eſſen, München-Gladbach, Bremen, Magdeburg, Berlin u. |. w., 
die in ihrem engen Kreiſe jehr fegensreich gewirkt haben. Städtiihe Heim: 
ftätten giebt es nur fünf und zwar in Dortmund, Elberfeld, Giien, 
Koblenz, Leipzig. Die Dortmunder Anstalt verdankt ihre Griftenz einer 
privaten Stiftung am Luifenhofpital. Ihre Benügung ift für ortsangehörige 
bedürftige unbejcholtene Wöchnerinnen unentgeltlih, für andere auch aus: 
wärtige gegen Entgelt jtatthaft. Die Anftalt bietet Raum für 21 rauen. 
1897/98 fanden 262 Wöcnerinnen Aufnahme, davon 108 unentgeltlich, 
136 gegen Zahlung. Die Elberfelder Heimftätte befteht jeit 15. Juli 1890. 
Der tägliche Pflegefa beträgt für einheimijche Frauen 1,25 Mf., für aus» 
wärtige 3 ME. 1897 wurden 163, 1898/99 169 Frauen aufgenommen. 
1898 war ein Zufchuß von 4173,26 ME. erforderlih. Die Anstalt in Eſſen 
(jeit 1888) enthält 5 Betten; 1899 fanden 25 Gntbindungen ftatt. Der 
Verpflegungspreis beträgt 1 ME. täglih. Die Ausgaben beliefen fih auf 
2250 Mt. Das ftädtifche Wöchnerinnenafyl in Koblenz (1890 errichtet) hat 
7 Betten. Die Benützung ift für Unbemittelte unentgeltlich; Bemittelte zahlen 
1,50 ME. (Auswärtige 2,50 ME.) pro Tag. 1899 wurden 31 Wöchnerinnen 
durchschnittlich 10,8 Tage verpflegt. Die Armenverwaltung leiftet einen Zuſchuß 
von 2700 ME. Die Leipziger Anftalt hat 18 Berten und 22 für Kinder. 
Der Berpflegungspreis ift auf 60 Pfg. für MWöchnerinnen und 40 Pig. für 
Kinder feitgeiegt. 1899 wurden 95 Erwachſene mit 178 Kindern verpflegt 
und ein Zufhuß ber Stadt von 8963,18 ME. erforderlich). 

Außerdem giebt e8 noch ftädtiiche Entbindungsanftalten in Altona (18 Betten, 
Verpflegungsſatz 1,50, 2,50 und 4 ME.; 1898 wurden 197 rauen durdichnitt- 
fih 10 Tage verpflegt); in Frankfurt a. M. (jeit 1857, 17 Betten, Ver— 
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pflegungspreis 1,50, 3 und 5 ME.; 1899 417 Gntbindungen, Zujhuß der 
Stadt 2203 ME.). 

Die anderen Stäbte beichränfen fih auf Geldzuſchüſſe zu den privaten 
Deimftätten, fofern fie überhaupt etwas thun. Magdeburg leiftete einen eins 
maligen Zufhuß von 15000 ME. und liefert die Desinfektionsmittel uns 
entgeltlih; Diffeldorf zahlt 3000, Barmen 2000, Karlsruhe 500, Berlin 
5000 ME. Ä 

Der Andrang zu all diejen Anftalten ift ein jehr großer; die Betten jind 
ſtets belegt und die Berichte klagen alle über die Bejchränftheit ihrer Mittel, 
die ihnen nicht geftatte, ihre Aufgabe in größerem Umfange zu erfüllen. Das 
Borhandenjein eines ſtarken Bebürfnilfes wird damit für die betreffenden 
Städte erwielen. Fehlt dies Bebürfnig aber auf dem Lande? Gin jeder, der 
die ländlihen Wohnungsverhältniſſe kennt, wird die Frage verneinen. Es ijt 
eine lügenhafte Fabel, oft jchon widerlegt, aber ſtets neu auftauchend, von 
der agrarifchen Preſſe mit Dreiftigkeit jtet3 wieder verbreitet, daß die Wohnungs: 
verhältniffe auf dem Lande nicht oder nur wenig zu wünſchen übrig lafien. 
Die ländlihe Bevölkerung hauft in der That, was Haumbeichränttheit, bau— 
lihe Berwahrlojung, unhygieniſche Anlage u. ſ. w. betrifft, in großer Aus— 
dehnung in Wohnungen, wie man fie faum in den Großftädten elender antrifft. 
Ländliche Schweineftälle find aber jo wenig wie die ſtädtiſchen Slums geeignete 
Plätze für Niederkunft und Wochenbett. Darüber Hilft und auch das jozial- 
ethiiche Moment des Heims nicht hinweg, dad nach Hauſer für die Landbevölte- 
rung beionders ins Gewicht fallen ſoll.“ Auch wir find der Anſicht, daß das 
normale Wochenbett am bejten im eigenen Heim abgehalten wird — aber das 
eigene Heim muß auch vorhanden fein. Auch wir glauben, daß der junge 
Weltbürger am beiten im Kreiſe der Familie, in ihrem Heim das Licht der 
Welt erblidt — aber diefe Umgebung darf feine Gefahr für Mutter und 
Kind in fich Ichließen. Wir hegen fogar die lWleberzeugung, daß die gleiche 
Anficht von der ftädtiichen Proletarierbevölkerung vielleicht in höheren Maße, 
wahriceinlih aber viel klarer und bewußter getheilt wird, als von der Land» 
bevölferung, bei der wir allerdings das von Haufer beobachtete jentintentale 
Empfinden niemal3 haben entdeden können. Wir halten aljo daran feit, daß 
Heimftätten für Wöchnerinnen auf dem Lande ebenjo jehr ein Bedürfniß find, 
wie in der Stadt, auch wenn biejelben wegen der beichränften Worurtheile 
der Landbevölkerung vielleicht zuerft nicht in der gleichen Ausdehnung benützt 
werben jollten. Die Errichtung derartiger Anftalten muß als eine der wichtigjten 
Aufgaben der Gemeinden beziehungsweiie Gemeinde: oder Kommunalverbände 
auf dem Gebiete der Geburtshilfe bezeichnet werden. Und das um jo mehr, 
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je mehr wir davon überzeugt find, daß die allgemeine Beſſerung der Wohnungs— 
verhältniffe der arbeitenden Klaſſen nur in der engften Verbindung mit der 
Hebung ihrer ganzen Lebenshaltung und einer weitgehenden lmgeftaltung 
unjerer gejellichaftlichen Verhältniffe fich vollziehen kann. Die Heimftätten find 
ein Nothdanım, der gegen die Gefahren in fürzefter Zeit aufgeworfen werben 
fan, während zu gleicher Zeit die bleibenden Dämme fundirt und aufgefchüttet 
werben. 

Wir haben die Geburtöhilfe dem Arzte und die techniiche Wochenpflege 
der Hebamme, als der geburt3hilflichen Affistentin, unter der Aufficht des 
Arztes zugewieſen und ed als Pfliht der Gemeinden bezeichnet, für ein 
tüchtiges Hebammenperjonal zu forgen. In zahlreihen Fällen bedarf es nod) 
einer weitergehenderen Hilfeleiftung, nämlich da, wo es in den Familien an 
den zur erforderlichen Hauspflege geeigneten Berfonen fehlt. Hier kommen 
zunächjit die rauen in Betracht, die ihre Niederkunft und ihr Wochenbett im 
eigenen Heim abhalten. Die wichtigfte hygieniſche Forderung ift die einer 
genügend langen abjoluten Ruheperiode für die Wöchnerin, die zum Mindejten 
11 bi 14 Tage betragen ſollte. Wie oft treibt aber die Sorge um den 
Haushalt, um Mann und Kinder, die rau ſchon nad) wenigen Tagen aus 
den Bette. Noch nothivendiger ift natürlich die Beichaffung von Hauspflege 
in den Fällen, in denen die Frau gezwungen ift, eine Heimftätte oder Ent: 
bindungsanftalt aufzufuchen; fie ift geradezu die Vorbedingung für die Be— 
mügung der Anftalt. Denn feine Frau wird fich entichließen, auf 14 Tage 
ihren Haushalt zu verlaffen, wenn fie nicht weiß, daß fie die Fürſorge für 
Dann und Kinder in vertrauenswerthe Hände abgiebt, und die Heberzeugung 
hat, bei ihrer Ridfehr die alte Ordnung, nicht aber ein wüſtes Chaos, einen 
vollitändigen Verfall anzutreffen. 

Und drittens handelt e8 fih um die Fürlorge für erholungsbebürftige 
Wöchnerinnen, die nad) den 10 bis 14 Tagen des Wochenbetts fi) mit den 
Anforderungen, die das tägliche Leben an fie, ob verheirathet oder unverhei- 
vathet, ftellt, in irgend einer Weiſe abzufinden haben. Es iſt Elar, daß eine 
Arbeiterfrau, die nad eben überjtandenem Wochenbett nicht nur die ganze 
Laft des Daushaltes, jondern auch die Lajt des Erwerbes mit zu bewältigen 
hat, gerade in den bem MWochenbette folgenden Wochen durch Ueberarbeitung 
des der Erholung und ruhigen Rückausbildung bebürftigen Leibe den Grund 
legt zu all dem quälenden Siehthum, unter dem wir fie dann fchließlih nach 
mehr oder weniger kurzer Zeit elend zuſammenbrechen ſehen. Die einfachſten 
Ueberlegungen einer wirthichaftlihen Fürſorge für die Mitglieder der Ge: 
meinden müſſen dahin führen, den Frauen der Arbeiter, Handwerker: und 
niedrigeren Kaufmannsklaſſe, für die alle dad Gefagte in gleicher Weife gilt, 
die Ruhe, deren fie bedürfen, zu verichaffen, ohne daß die quälende Sorge 
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um ihre Familie fie zu frühzeitig in den Erwerbskampf hinaustreibt. Bier 
liegt die große Schwierigkeit. In den meiften Fällen iſt eg mit dem Unter: 
bringen in Rekonvaleszentenheimen nicht gethan, man müßte denn ber Frau 
ihre Kinder mitgeben können. Es wird ſich daher oft empfehlen — häufig 
wird es der einzige Ausweg der Hilfe fein — durd die Beihilfe einer 
Hauöpflegerin der Frau dieſe nothwendige Ruhe im Kreiſe ihrer Familie, 
in ihrer Häußlichkeit zu verichaffen — ſelbſt wenn die Umgebung vielleicht alles 
andere als fanitär und gejundheitsfördernd ift. Hier liegen Aufgaben vor, 
für deren Erfüllung ein neuer Organismus von den Gemeinden erſt nod) 
geihaffen werden muß, da die Organijation der Armenpflege volljtändig verjagt. 

Bisher haben es die Gemeinden vorgezogen, dieje Gebiet der Hauspflege 
den Frauenvereinen ohne Konkurrenz zu überlaſſen. Diefe Taftit der Ab— 
weilung wird fich aber nicht in alle Zeit befolgen lajjen. Der großen Auf: 
gabe einer umfaſſenden DOrganilation der Dauspflege gegenüber reichen die 
$träfte der privaten Frauenvereine allein nicht mehr aus, und damit ift der 
Zeitpunft gelommen, diejelben in den Organismus der ftädtifchen Sozialpolitif 
— nidt aber des jtädtiichen Armenwejens, dad wäre der verhängnißvollfte 
Fehler — einzugliebern. 

Wir müjfen zum Schluß noch eines Verjuches gedenken, den Berlin mit 
der Fürſorge für die Rekonvaleszenz der Wöchnerinnen gemacht hat. Auf An— 
regung Löhleins richtete die Stadt im Jahre 1888 ein Rekonvaleszentenheim für 
Wöchnerinnen ein. In diefem jollten die Wöchnerinnen, die von den großen 
Entbindungsanitalten oft ſchon am achten oder neunten Tage nad) der Entbindung 
entlaffen werden, Unterkunft finden, ebenſo aber auch Wöchnerinnen der ärmeren 
Bevölferungsichichten in der Negel nicht vor dem 10. und nicht nach dem 
21. Wochenbettötage aufgenommen werden. Die Erfahrungen, die man mit 
diefer Anjtalt gemacht hat, find durchaus nicht ermuthigend geweien. Die vor— 
trefflich eingerichtete Anftalt wurde am 1. November 1891 auf dem Riejelgute 
Blanfenfeld mit 60 Betten eröffnet. Die Koſten des Neubaues der früheren 
Gutögebäude ftellten fih auf 104155 ME., dad Inventar erforderte weitere 
44000 Mi. Für die Verwaltung und den Betrieb waren die folgenden 
Grundſätze aufgeftellt worden. Es jollten Wöchnerinnen nur aufgenommen 
werden, Die fi) im normalen Mochenbettzuftande befinden und gefund find. 
Der Aufenthalt follte auf drei Wochen bemeifen werden. Der Verpflegungsſatz 
wurde auf 2,25 ME. feitgefegt, Bedürftigen jollte nah) Maßgabe der ver: 
fügbaren Mittel freie Aufnahme gewährt werden. Vom Cröffnungstermin bis 
zum 31. März 1892 fanden 31 Wöchnerinnen mit 25 Kindern daſelbſt Auf- 
nahme; vom 1. April 1892 bis 25. Oftober 1892 nur 20 Wöchnerinnen 
mit 21 Kindern. Am 12. November wurde die Anftalt wegen zu ſchwacher 
Belegung geichloffen. Die Heimftätte wurde daher aufgehoben und ander: 
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weitig verwendet, nur ein Theil wurde noch für MWöchnerinnen rejervirt ge: 
halten. Die Wenigen, die fich zur Aufnahme meldeten, wurden in der Heim: 
ftätte Blankenburg untergebradit. Hier fanden Aufnahme: 


1. April 1898 bis 81. März 189 . . 22 MWöchnerinnen mit 18 Kindern 
1. April 1894 » 31. März 1895 . . 25 « : 3 B 
1. April 1895 » 81. März 1896 . . 34 ⸗ : 88 ⸗ 


Dieſe ſteigenden Zahlen beweiſen unſerer Anſicht nach, daß man die 
urſprüngliche Anſtalt zu frühzeitig geſchloſſen. In zwei Jahren kann man 
nicht die Vorurtheile der konſervativſten Vollsklaſſe, der Arbeiter, ſoweit über: 
winden, daß die MWöchnerinnen Aufnahme in eine Anjtalt nachgejucht hätten. 
Die Unmiffenheit iſt außerdem zu groß; die gejundheitlichen Folgen eines zu 
früh beendeten MWochenbette8 werden unterfchäßt und leicht genommen. Bier 
liegt die erzieherifche Aufgabe der Kommune, die ſie nicht erfüllt, wenn fie 
nad) zwei Jahren das begonnene Werk aufgiebt. Wie wir aus dem Ber: 
waltungöbericht für 1889 bis 1895 (III, S. 180) erjehen, waren dies aber 
nicht die einzigen Gründe der geringen Belegung. Die Regelung der Koſten— 
frage ſcheint eine jehr wichtige Nolle geipielt zu haben. Die Krankenkaſſen 
weigerten fich, die Koften wie fiir die iibrigen Nefonvaleszenten jo auch für 
ihre Wöchnerinnen zu übernehmen. Die ftädtiichen Behörden aber Iehnten es 
ab, ausschließlich Freiſtellen zu bewilligen, und für die Arbeiterkreife ift natürlich, 
wenn feine Krankenkaſſe für fie eintritt, ein Saß von 2,25 ME, pro Tag 
einfach unerſchwinglich. 


Beuntes Kapitel, 
Sanitätswachen und Unfallftationen. 


Die fchnellite Beihaffung ärztlicher Hilfe bei Unglüdsfällen oder plöglichen 
Grfranfungen vor Allen zur Nachtzeit ift eine Aufgabe, die bie ſtädtiſchen 
Verwaltungen Deutichlands meiſt gänzlich abgewieſen oder durch Unterftügungen 
privater Bereine von fich abgewälzt haben. An der Spike dieſer Stabt- 
verwaltungen jteht natürlich wieder Berlin, deifen Behörden iiberhaupt das 
Gebiet der öffentlichen Gefundheitöpflege feit Jahrzehnten in auffälliger Weife 
vernachläffigen. Die private Agitation fir die Errichtung von Sanitätswachen 
jegte in Berlin jchon ſehr früh ein.* Bereits in den Jahren 1854 bis 1866 
hatte fich Dr. Julius Beer, natürlich erfolglos, an den Magiftrat mit dem Ans 
trage gewandt, Veranftaltungen zu treffen, welche die Erreihung ärztlicher Hilfe 
für Jedermann auch zur Nachtzeit ermöglichen follten. Ein im Oktober 1866 
an das Polizeipräſidium gerichteter Antrag blieb gleichfalls ohne Reſultat, da 
fih dieje Behörde nicht mit dem Magiftrate zu einigen vermochte. Gleichfalld 
Null war dad Nejultat der Verhandlungen, die im Jahre 1877 wiederum 
zwiichen dem Polizeipräfidium und dem Magiftrate gepflogen wurden, nachdem 
in der Zwilchenzeit eine Neihe von Sanitätswachen durch private Unter: 
nehmung entftanden war. Die ftädtiichen Behörden leugneten das Bebürfniß 
für ſolche Wahlen — das einfachfte und bequemfte. Die Armenärzte, die 
ihrer Anſicht nach zu fteter Hilfeleiftung für arme Kranke, die anderen Aerzte, 
bie für das zahlende Publikum bereit ftehen, die Einrichtung der Krankenwagen 
und die Bereitwilligfeit der Kranfenhäufer, Tag und Nacht Verunglüdte oder 
Kranke, die ihnen von der Polizeibehörde zugemwielen wurden, ohne Weites 
rungen aufzunehmen, reichten ihrer Anficht nach für alle Fälle aus. Nicht 
weniger bezeicdhnend ift es für die Inthätigfeit der jtäbtiichen Behörden, 
dab bis zum Jahre 1888 in Berlin troß der vielen die Stadt in langen 
Streden durchziehenden Wajferläufe, die 1882 180 Hektar — 2,85 Prozent, 
Ende 1895 18974 Ar von 633887 Ar der Gejammtfläche der Stadt bes 
deckten und zum Theil einen lebhaften Sciffahrtöverkehr aufweiien, nicht das 


* Vergleiche Piftor, Aerztliche Hilfe zur Nachtzeit bei Unglüdsfällen. „D. V. 
f. öõ. G.“ XIX, ©. 369 ff. 
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geringſte Hilfsmittel zur Rettung für Ertrinkende vorhanden war.“ Erſt in 
dieſem Jahre regte das Polizeipräſidium die Errichtung von Rettungsſtationen 
für Ertrinkende beim Magiltrate an. Im Gtat 1888/89 wurde denn aud) 
ein Theil der für die Sanitätswachen ausgeiworfenen 10000 Me. für die 
Beihaffung von Rettungsmitteln wie Nettungsbälle, Kähne, Stangen, Leinen x. 
beftimmt. Damit war aber nur jehr wenig gethan. Es bedarf außerdem 
noch der Einrichtung von genügenden Lofalitäten für Wiederbelebungsziwede, 
jowie der Anftellung von Perjonen, die jolche zu übernehmen im Stande find. 
In Lübed** zum Beiſpiel find feitens der ftäbtiichen Polizeiverwaltung fünf 
Nettungsftationen meift in gemietheten Räumen eingerichtet, welche mit Matragen, 
Kopftiffen, wollenen Deden, Wärmfrufen, Leinenzeug 2c. ausgerüftet find. 
Eine jede enthält außerdem eine gedrudte Inſtruktion über die erfte Be— 
handlung Berunglüdter bis zur Ankunft des Arztes. 

Die abweifende Haltung des Berliner MagiftratS gegenüber der Unfall» 
filrforge wurde am jchlagenditen durch die Thatſache widerlegt, daß immer 
neue SanitätSwaden (1886 jchon 11) entitanden. Allmälig famen aber auch 
die Stabtverordnieten zu der Erkenntniß, daß die Errichtung von Sanitäts- 
wachen nothiwendig ſei. Ende 1886 hatten fie fich joweit entwidelt, daß fie 
auf Antrag des Magiſtrats 10000 ME. zur Unterftügung ordnungsmäßig ein— 
gerichteter Sanitätswachen für 1887/88 bewilligten. 1899 wurden 37450 ME. 
zur Unterftügung der 19 privaten Sanitätswachen ausgemworfen. 

Außerdem wurden jtädtifcherieit3 im ganzen drei fogenannte Sanitätös 
ftuben eingerichtet, die Sanitätjtuben in den Markthallen ausgenommen. Sie 
jolfen verunglüdten Perſonen vorübergehenden Aufenthalt und fachverftändige 
Hilfe bis zur Ankunft eines Arztes und Gelegenheit zu einem geeigneten 
Transport nah Hauſe oder in ein Krankenhaus gewähren. Zu diefem Zwecke 
wurden fie mit einer Bettitelle beziehungsweile Pritiche, Trag- beziehungs- 
weile Fahrbahre, wollenen Deden, groben Leintiihern, einem Kaſten mit Ver— 
bandgeräthen und Arzneien auögeitattet. 

Wie ſchon bemerkt leijten die Sanitätswachen nur zur Nachtzeit Hilfe bei 
Unfällen und plöglichen Erkrankungen. In der That ijt aber die Zahl der 
Unfälle viel größer am Tage, wenn das gewerbliche Leben der Großftabt 
in angelpanntejter Thätigfeit fchafft, und zahlreihe Vorfälle haben außerdem 
bewiejen, daß ed am Tage häufig noch jchwieriger ift, ärztliche Hilfe herbei— 
zurufen, als in der Nacht. Um diefem Mangel, zunächit joweit es fih um 
Unfallhilfe für gewerbliche Arbeiter handelte, abzuftellen, gründeten verfchiedene 


* In den Jahren 1874 biß 1886 ertranten 1074 Perſonen, 797 Männer und 
277 Frauen! 

* 9. Waſſerfuhr, Die Errichtung von Rettungsitationen für Ertrinfende in 
Berlin, „D. V. f. ö. G.“ XX, ©. 820 ff. 
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Berufsgenoffenichaften unter Führung der Brauerei» und Mälzereiberufs- 
genoffenichaft feit 1893 eine Anzahl von Unfallftationen. Deren Aufgabe follte 
es jein, verunglüdten Arbeitern fchnelle und gute Hilfe auf often der Berufss 
genoffenfchaften zu bringen, fie durch das jogenannte intenfive Heilverfahren in 
den mit den Unfallftationen verbundenen ftationären Kliniken möglichit ſchnell 
der dauernden Erwerbsfähigfeit zuzuführen und auf dieje Weiſe Eriparnifie an 
den Unfallrenten zu ermöglichen. Der Hauptzwed bei der ganzen Einrichtung 
war die Erjparung an Unfallrenten, und dementſprechend war natürlich der 
ganze Betrieb auf diejen Zweck zugeichnitten. Die großen Hofpitäler, ftaatliche 
wie gemeindliche wie private, follten ausgejchaltet werden und an ihre Stelle 
Anftalten der Berufsgenofienichhaften treten. Dieſe berufsgenofienschaftlichen 
Kranfenhäufer find aber nicht von Beſtand gewejen; von vier, die anfänglich 
eingerichtet wurden, ift nur noch eines im Betrieb, Die Berufsgenoffenichaften 
jahen fi im Laufe der Zeit doc gezwungen, ihre Verlegten den alten Kranken— 
häufern zuzumwenden. Sehr bald wurden nun die Umfalljtationen mangels 
anderer Einrichtungen auch von anderen Perſonen, die nicht zu den Be— 
rufsgenoſſenſchaften gehörten, bei Unfällen und plößlichen Erkrankungen in 
Anfpruch genommen, und das Kuratorium der Anstalten entſchloß fich dieſer 
Thatſache Nechnung zu tragen und die Stationen auch für diefe Fälle zur 
Verfügung zu ftellen. Es wurde alſo der Verſuch gemacht, das geſammte 
Berliner Rettungswefen am Tage in die Hände der Unfallftationen zu bringen 
und den von ihnen beichäftigten Merzten ein Monopol auf die Behandlung der 
Unfallverlegten zu verichaffen. Die Unfallftationen waren auf dem beiten 
Wege, fih in Bolikliniten zu verwandeln und den Erwerb zahlreicher Aerzte 
empfindlich zu bedrohen. (Gegenüber diejer Konkurrenz der Infallftationen, 
die ſowohl die Hojpitäler wie die Privatärzte bedrohte, wurde von ben inter: 
effirten Gruppen die Berliner Nettungsgejellichaft ins Leben gerufen. Ihren 
Wirken ift es wohl zuzuichreiben, daß die monopolifirende Tendenz in ben 
Unfallftationen zurücktrat und daß fich diejelben allmälig darauf beichränften, 
nur die erfte Hilfe zu leiften und den Patienten alddann zur Weiterbehand— 
lung an ein Stranfenhaus beziehungsweije die privaten Aerzte weiter zu geben. 
Beichleunigt wurde dieſe Entwidlung noch durch die Thatfache, daß die Berufs: 
genofjenichaften geſetzlich nicht berechtigt waren, ihre Mittel allgemeinen Ziveden 
zur Verfügung zu ftellen, und ſich daher gezwungen fahen, fid) an das Publikum 
um lmnterftügung zu wenden. 1897 wurden 20035 Perſonen behandelt, 
wovon 5617 wegen lnbemitteltheit unentgeltlich. Mit den Sanitätöwaden 
wurde eine Verbindung hergeftellt, damit die Thätigkeit der beiden Inſtitute 
jih ergänzen follte. Zugleich wurde auch das Krankentransportweien, das bis— 
ber in den Händen dreier Unternehmer lag, von den Stationen neu vorganifirt. 
Es wurde ein Fuhrpart von 10 Transportwagen beſchafft, die in 9 Depots 
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untergebracht wurden. Der Transport erfolgt unentgeltlich, nur Krankenkaſſen 
haben für ihre Mitglieder 4 ME. zu bezahlen. Außerdem befinden ſich auf 
den Stationen einfachere Transportmittel, wie Handtragen, Räderbahren u. |. w. 
Die Stadt Berlin unterftügt die Stationen dur einen Jahresbeitrag von 
3000 Mk., die Stabt Charlottenburg durch einen jolchen von 1000 Me. 

Neben den beiden Inftituten der Sanitätswachen und Unfalljtationen und 
im Gegenfage zu den legteren ift die Berliner Rettungsgejelihaft mit den 
gleihen Aufgaben entftanden. Diefelbe ift auf Anregung des 1894 gegründeten 
Nationalvereind zur Hebung der Volfsgejundheit entitanden und will die erite 
Hilfe bei Unglüdsfällen und den Sranfentransport in beiferer und ausreichender 
Weiſe organifiren. Wie Bergmann* ausführt, ift das Ziel diefer Gejellichaft: 
1. eine beftändige und innige Verbindung mit den großen Hojpitälern ber 
Stadt hHerzuftellen und zu unterhalten; 2. die erfte Hilfe in Unglüdsfällen 
ald eine proviloriihe Hilfe durch Merzte zu leiften und 3. die Abfertigung 
der BVerunglüdten in ihre Wohnung oder ein Hoipital zu bejorgen. Dieſem 
Programme entiprechend gelang es ihr, die 16 großen Hoipitäler Berlins 
influfive Brig und Charlottenburg als Hauptwachen der Berliner Rettungs— 
gefellichaft zu gewinnen, die Tag und Nacht zugänglich find. Die 16 Hoſpi— 
täler find durch eine Zentrale verbunden, an die von ihnen Morgens und 
Abends über die Zahl der freien Betten Auskunft ertheilt wird. Die Zentrale 
vermittelt alſo die Ueberweiſung der Berunglüdten oder Sranfen an bie 
Hofpitäler. Zwecks Transportes hat die Rettungsgeſellſchaft mit vier privaten 
Fuhrgeſchäften Berträge abgeichlojfen, wonach diejelben 27 bis 30 Wagen 
Tag und Nacht zur Verfügung zu jtellen haben, Neben den Dauptiwachen, 
die die Hoſpitäler find, wurden 8 Nettungswacen in peripherer Lage zur 
Ergänzung eingerichtet, von denen 6 mit Sanitätswachen vereinigt find, jo daß 
in ihnen die Nettungsgejelihaft am Tage, die Sanitätswachen in der Nacht 
Dienft thun. Der Dienft liegt allein in den Händen von Merzten, die in ein= bis 
vierftündigen Turnus wecjeln und ein £leines Honorar für ihre Leiftungen er— 
halten, Die Hilfe ift hier nur eine einmalige; die Kranken werben fofort nad 
dem Orte ihrer Wahl, dem nächitgelegenen Hoſpital, nad) ihrer Wohnung u. ſ. w. 
abgefertigt.. Die Ausbildung diefer Rettungswachen zu Polikliniken ift alfo 
von vornherein ausgeſchloſſen. Die Rettungsgejellichaft wurde in der Zeit vom 
1. Oftober 1898 bis 30. September 1899 6151 Mal in Anjpruch genommen. 
Sie ijt in erjter Linie auf private Unterftügung angewiejen; von der Stabt 
erhielt fie eritmals für 1898/99 einen Beitrag von 6000 ME. 

Heberbliden wir noch einmal kurz das Berliner Rettungs- und Transport: 
weien, jo finden wir nicht weniger als drei Organifationen in Thätigkeit, 


* Bergmann, Das Berliner Rettungswefen, Berlin 1900. 
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neben denen noch die Stadtgemeinde mit ihren drei Sanitätsjtuben und ihren 
Einrichtungen für die Rettung Grtrinfender eine außerordentlich bejcheidene 
Rolle ſpielt. Die Sanitätswachen üben ihre Thätigkeit zur Nachtzeit aus, 
die Berliner Rettungögejelichaft und die Unfallitationen auch am Tage, wobei 
die leßteren in erſter Linie die Intereſſen der Berufsgenofjenichaften verfolgen. 
Alle drei Einrichtungen werden von der Stadt pefuniär unterftügt; Sanitäts- 
wachen und NRettungdgefellichaft find Direft auf die finanzielle Beihilfe der 
Stadt angewiejen. Wir haben jchon gejehen, daß e3 nicht an Reibungen 
vor Allem zwischen der Nettungögejellihaft und den Unfalljtationen fehlt, und 
daß das Rettungsweſen darunter natürlich zu Ieiden hat. Wollen Sanitäts- 
wachen und Rettungsgeſellſchaft ausfchließlih der Allgemeinheit dienen, jo 
ind die Unfallſtationen Ginrichtungen von ntereflentengruppen, die natürlich 
in erjter Linie ihre Zwede verfolgen. Aus dieſen Zuftänden giebt es nur 
einen Ausweg, die llebernahme des gejammten Rettungsweſens jeitend der 
Stadt. Das Rettungsweſen ift ein wichtiger Zweig des öffentlichen Geſund— 
heitswefens, von dem es fi nur unter größter Schädigung loslöſen läßt, 
und ift wie Diele eine Aufgabe der Kommune. Die Berliner Stadtverwaltung 
hat aber diefe Aufgabe bisher immer von ſich abgewieſen. Aus welchen 
Gründen, dad fagt ſchon eine Zuſchrift aus den Streifen derjelben an bie 
„Bojfiiche Zeitung“ vom Jahre 1893. Darin heißt es: „Wenn aud) nicht 
geleugnet werden joll, daß durch die Arbeit in den Yabrifen und den regen 
Straßenverkehr am Tage gewiffe Unglüdsfälle häufiger wie in der Nacht 
eintreten können, jo würden die Anjprüche an die übrigen 19 Berliner Sani— 
tätöwachen, die in der Ausübung wahrer Humanität feinen Hilfefuchenden 
abweifen dürfen, und daher in den meiſten Fällen unentgeltlich behandeln, 
durch Ginrichtung der Tagebetriebe bis ins Unendliche wachjen. Die Sanitäts- 
wachen würden zu Kliniken ausarten, die Koſten unberechenbar und die Mehrzahl 
der etwa 1800 Aerzte Berlins überflüffig jein.“ Die Furcht vor finanzieller 
Belaftung und die Furcht vor Vermehrung ihrer Thätigfeit, das find aljo die 
entjcheidenden Gründe. Anftatt, wie es die Pflicht und Aufgabe der Stadt: 
verwaltung gewejen wäre, die Sanitätwachen felbjtändig ind Leben zu rufen und 
zu verwalten, überließ man dieje Aufgabe nad) dem alten probaten Rezepte der 
privaten Vereins: und Wohlthätigkeit. Die Vereine beginnen ihr Werf zunächſt 
im Kleinen; bald jchwindet der Enthufiasmus vor den ſtets wachjenden pefuniären 
Anfprüchen an die edlen Wohlthäter; die Vereine gerathen in die Gelbflemme, 
find nicht mehr im Stande, das Werk weiterzuführen und appelliren an Die Unter: 
ftügung der Stadt. Sp kommen dann die ftädtifchen Behörden durch ihre eigene 
Unthätigkeit in eine fatale Lage, aus der fie ſich jo lange es geht durch den 
Subventionslodfauf zu befreien fuchen. Die Sanitätswachen find eine unbedingt 
nothwendige Einrichtung; fie haben ihre Griftenzberechtigung im vollften Maße 
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erwiejen. Es geht nicht an, fie einfach wieder eingehen zu laffen. So behilft 
man fi mit Subventionen, immer in der Hoffnung, daß irgend ein günftiges 
Geichief die drohende Gefahr der gänzlichen Uebernahme abwenden wird. 

Einen kleinen Fortfchritt zur Zentralifation des Nettungswefens bedeutete 
der am 29. Dezember 1898 gefaßte Beihluß der Stabtverorbneten, die 
Auffiht iiber das gefammte Rettungsweien zu übernehmen. Eine Deputation, 
beitehend aus fünf Mitgliedern der ftädtiichen Behörden, einen Vertreter des 
Polizeipräfidiums, je zwei Deputirten der Sanitätswachen, der Unfalljtationen 
und der Rettungsgejellichaft jollte Diefe Aufgabe übernehmen, über die Vertheilung 
der auf 65000 Mf. erhöhten ftädtiichen Subvention Vorfchläge machen und 
über die Aufhebung und Verlegung der Wachen beichließen. 

Es giebt feinen Zweig ſtädtiſcher Verwaltung, in dem ſich nicht Die 
charakteriftiihe Fraftlofe Haltung der ſtädtiſchen Behörden Berlins in ihrer 
vollen Schwäche offenbart. Otium cum dignitate — ſcheint da3 ganze 
Beitreben dieſer ftädtiichen Verwaltung zu fein, für die in ber fturmvollen 
entwidlungsbewegten Gegenwart fein Pla ift. 

Derielben Unthätigfeit begegnen wir in Hamburg. Hier hatte allerdings 
die Bürgerfchaft jchon im Jahre 1877 bei dem Senat den Antrag geitellt, 
für die Stadt und Borftadt St. Pauli zunächſt verſuchsweiſe zwei ärztliche 
Sanitätswachen zu errichten. Der Senat hatte ſich aber ablehnend verhalten 
und ſich darauf befchränft, Ende 1879 den Konitablern aufzuerlegen, das 
Wohnungsverzeichniß der Merzte bei fih zu führen. Als ob die Polizeibeamten 
bei fjolchen Unfällen gewöhnlich anweſend wären und die von ihnen nach: 
gewiejenen Aerzte immer zu Dauje auf die Verunglüdten warteten! Sturz und 
gut, ein privater Verein mußte die Sache 1886 in die Hand nehmen, was ja 
auch wohl die Abficht des Senats geweſen fein wird. Der Verein gründete 
Sanitätswachen in St. Bauli und St. Georg, aber feine Mittel reichten natürlich 
nit aus. Man wandte fi) daher an die Bürgerjchaft um Uebernahme der 
Sanitätswachen und dieſe übertrug die Prüfung des Antrags einem Ausſchuſſe, 
der bereit3 mit der Neorganijation des Sanitätsweſens beichäftigt war. Der 
Ausschuß mußte zugeben, daß die vorhandenen Sanitätswachen nicht ausreichen, 
um den Bewohnern während der Nachtzeit jchnelle ärztliche Hilfe zu fihern, daß 
es aber auch gänzlich an Vorbereitungen zur Behandlung der mannigfachen Un— 
glüdsfälle, welche bei Tage vorkommen, fehle. Er berechnete das Bebürfniß von 
ſechs Wachen auf einen Jahresaufwand von 45000 bis 50000 ME. und die 
Stoften des einzelnen behandelten Falles auf I ME. Dieje ungeheuren Koften — 
man denfe 45000 bis 50000 ME. und wofür? für die Behandlumg von Ver: 
unglücten, die doc meift der Arbeiterklaffe angehören — jchredten die beforgten 
Ausichußmitglieder. Eine Subvention des beftehenden Vereins würbe fi billiger 
jtellen — alfo empfahl man die Subvention. Und man that noch mehr! Man 
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empfahl, die Aerzte zu veranlaffen, auf den Polizeiwachen beſtimmte Stunden 
zu bezeichnen, wo fie zu Haufe zu finden feien. Das Eojtete gar nichts! Auf den 
Rolizeiwachen follten ferner Berbandzeug, Schienen, Krankenbahren und dergleichen 
bereit gehalten und die Schußleute augewieſen werden, joweit es in ihren 
Kräften jteht und erforderlich jcheint, bei Unfällen die erjte Hilfe zu bringen. 
Da wären wir dem glücdlich wieder bei dem Netter aus aller Noth — dem 
Schutmanne, angelangt! In wie viel Gejtalten werden wir diefem Proteus 
der deutichen Verwaltung noch begegnen?! 

Nichts kann für die Stadtverwaltungen beihämender fein als dieſe That: 
jahen! Unter den heutigen Verhältniſſen, bei der geradezu merkwürdigen Auf: 
faflung von den Aufgaben, die der ftädtiichen Verwaltung geſteckt find, muß 
ed in einzelnen Fällen geradezu als ein Glück bezeichnet werden, daß es im 
Preußen fönigliche Polizeibehörden giebt und daß dieſe Behörden, jo eng aud) 
ihr bureaufratiicher Horizont ift und jo reaftionär jich diejelben auf politiſchem 
und jozialpolitiichen Gebiete zeigen, in Fragen der öffentlichen Geſundheits— 
pflege oft einen weiteren Blick beweilen und in höherem Maße die fort: 
ichrittliche Entwidlung derfelben fordern, al3 liberale Magijtrate und Stadt: 
verordnete. Wir haben oft genug die Stadtverwaltung Berlins in ihrer 
Ricftändigfeit auf dem Gebiete der Volkshygiene zeichnen und bei der Ge: 
ſchichte volkshygieniſcher Ginrichtungen in diefer Stadt hervorheben müſſen, 
dab die Anregung dazu von dem Polizeipräfidium ausging und daß es meijt 
wiederholter Anträge bedurfte, bis Magiſtrat und Stadtverordnete ſich dazır 
bequemten, die wahrhaftig beicheidenen Forderungen zu bewilligen. Hier möge 
noh eine andere Stadt, deren Verwaltung gleichfalls unter liberaler Herr: 
ihaft fteht, Hannover, als ein weiteres Beilpiel erwähnt werden. 

Jahrelang war bier über die Ginrichtung öffentlicher Sanitätswachen 
disfutirt, Der Mangel an ausreichender Unfallhilfe an den Pranger geitellt 
worden, ohne daß ſich der Magiitrat veranlaßt gejehen hätte, jelbitändig vor— 
zugehen und Abhilfe zu Schaffen. Scließlicd) (November 1897) griff dem 
die ftaatliche Volizeibehörde ein umd ſuchte durch die Aufftellung von Kranken 
fahrbahren und =Tragbahren, von Rettungskäſten umd dur die Ausbildung 
der Polizeibeamten ald Samariter eine Art von Surrogat für die Sanitäts- 
wachen zu ſchaffen, das natürlich nicht im Stande it, dieſelben zu erjeßen, 
aber ſchließlich doc beſſer iſt als gar nichts. 

Wo überhaupt, da haben ſich die Stabtverwaltungen exit in den allerlegten 
Jahren zu der Erfenntniß aufgeihmwungen, daß es ihre Pflicht und Schuldigfeit 
ift, für ärztliche Hilfe bei Unglücksfällen, ſei es nun zur Tags oder Nachtzeit, 
zu forgen. In den Städten, in denen die Verwaltung der Polizei beziehungsweiſe 
Wohlfahrtspolizei in den Händen der Oberbürgermeifter oder Magiftrate liegt, 
boten fich den ftäbtifhen Behörden zwei Organilationen dar, im Anſchluß au die 
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fie die neue Organiſation von Unfallhilfe einrichten konnten: die Feuerwehr und 
die Bolizeiorganifation. In den meiften Fällen wurde wohl die Feuerwehr zur 
Xeiftung der Unfallshilfe herangezogen und ausgebildet. So in Braunſchweig, 
wo im Jahre 1896 eine Sanitätswache auf der Hauptfeuerwehr eingerichtet 
wurde, fo in Breslau jeit 1891, wo ein bis ins Detail ausgebildeter Mechanis- 
mus geichaffen wurde. 1898 verfügte diefe Stabt über 107 als Samariter aus- 
gebildete Feuerwehrleute, die auf die ſechs Feuerwachen vertheilt waren. Die 
fünf Thorwachen haben je zwei Krankenbahren und einen Verbandfaften; die 
Hauptwachen zwei Verbandfäften und fünf Bahren. Außerdem ftehen im Aller: 
heiligenhofpital zwei bejpannte und einige zweiräderige Handkranfenwagen. 
Sämmtliche ftädtifche Kranfenhäufer und das genannte Spital find mit der 
Feuerwehr und durch diefe umter fi und mit allen übrigen Telephonitationen 
der Feuerwehr und Polizei verbunden. Bei Nacht jtehen circa 50 Melde: 
jtationen und durd Vermittlung eines Polizeibeamten noch circa 40 Feuer: 
meldejtationen, zu denen diefer die Schlüffel führt, zur Verfügung. Der Be: 
trieb fpielt fich im folgender Weile ab. Die Meldung läuft in der Zentral: 
itation ein und wird von hier aus an die Wachen weiter gegeben, in deren 
Revier die Unfallftelle Liegt. Zugleich wird ein Strankenwagen nad) dort vom 
Allerheiligenhofpital requirirt. Die Feuerwache rücdt nach ber Unfallſtelle wie 
zur Brandftelle ab, legt, wenn erforderlich, einen Verband an und bereitet 
alles zum Transport vor. Auf der Hauptwache fteht ein beſonders leichter 
Wagen für den Samariterdienft zur Verfügung, der bei Unfallmeldungen 
durch eine bejondere Glode alarmirt wird und mit den de Morgens kom— 
mandirten Samaritern bejegt innerhalb zwei Minuten zur Abfahrt bereit ift. 
63 ftehen ſtets circa 60 Samariter zur Verfügung, eine Zahl, die bei der 
Schnelligkeit, mit der fie augrüden, jelbft bei den jchwerften Unglücksfällen 
ausreihen dürfte. Die Mannichaften dürfen nur bei Lebensgefahr fofort 
jelbftändig eingreifen oder Kleinere Hilfsleiftungen geben; ſonſt haben fie den 
Berunglüdten möglichſt jchnell dem Krankenhauſe zuzuführen. Ueber die Aus: 
dehnung, in welcher diefe Einrichtung in den Jahren von 1892 bis 1898 in 
—— genommen wurde, geben die folgenden — Auskunft: 





Die ———— wurden — | Art ber geleifteten Silfe 
| | ! | Meberführung 
Am Jahre Im Ganzen | Bei Tage Bei Nacht | Kronen ins — 
isoꝛ /s8s...882 49 8 88 20 
1834/95 .... 245 166 79», 18 128 
1897 / ....ı\ 52 324 | 28 381 250 


So anerfennendwerth ſolche Ginrichtungen bejonders gegenüber der uns 
verantwortlichen Gleihgiltigkeit anderer Stadtverwaltungen find, jo tragen fie 
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doch alle zu offenjihtlic den Charakter der Aushilfe und eine wenig rühm— 
lihen Sparſamkeitsbeſtrebens an fih. Man bildet Feuerwehrleute, Polizei- 
beamte, ja jo jogar wie in Lübeck die Mannſchaften der Straßenreinigungs- 
folonne zu Samaritern aus, das £ojtet wenig oder gar nichts. Aber Sanitätö- 
wachen im wahren Sinne des Wortes, alfo Anftalten, auf denen zu jeber 
Tages: und Nachtzeit jachverftändige ärztliche Hilfe anzutreffen ift, hat noch, 
joweit und befannt, feine der deutſchen Städte jelbitändig aus öffentlichen 
Mitteln eingerichtet. 

63 genügt, diefe Thatfache feitgeftellt zu haben; fie ift für dem Geift der 
deutihen Städteverwaltung dharakteriftiih. — 





Behntes Kapitel, 
Apotheken. 


Die meiften Apotheken, die fich heutzutage im Beſitze der Städte befinden, 
find Krantenhausapothefen oder Dispenfiranftalten, die nicht an Private Arzneis 
mittel ausgeben, ſondern nur den Zwecken der ftäbtiichen Verwaltung auf dem 
Gebiete der Krankenfürforge dienen. Hierher gehören zum Beifpiel bie Apotheken 
in Köln a. Rh., Aachen, Magdeburg, Elberfeld, Danzig, Dortmund, München, 
Augsburg, Darmftadt, Leipzig, Dresden, Bremen, Stuttgart. Eine Ausnahme 
macht die ſtädtiſche Hofpitalapothefe zu Breslau, die in erjter Linie aller- 
dingd den Zwecken des Allerheiligenhoipital® dient, daneben aber auch an 
Krankenkaſſen und Private verkauft. Die Krankenkaſſen erhalten 15 Prozent, 
da3 Hoipital und das Jrrenhaus 25 Prozent Rabatt. Bon einigen Städten 
find nun Vergleiche zwiichen dem Stoften der angefertigten Rezepte nad) der 
Mebizinaltare und den thatlächlihen Betriebskoſten der Apotheken angejtellt 
worden, die wir bier der Neihe nad) folgen laſſen. In Köln fertigte die 
fiir die ftädtiichen und fonftigen Armenfranfenanftalten arbeitende Apotheke 
der Armendeputation in den Jahren 1890 bis 1893 79732 beziehungsweiie 
83810 beziehungsweile 8S9IT61 Berordnungen (1898: 85280 Rezepturen 
— 47641 ME. Selbitkoften), wodurch gegenüber der Medizinaltare ein Geminn 
von 65650 beziehungsweife 74857 beziehungsweiie 78591 ME., das heißt eine 
Erſparniß von 62 bis 66 Prozent eingebracht wurde. Die Breslauer Apotheke, 
deren Bedingungen wir jchon erwähnt haben, hatte 1897/98 eine Einnahme 
von 96 747,27 Mk., wovon 36158,57 Mt. aus Handverfauf und Verkauf 
an Private, 9490,60 ME. aus Verkauf an Hlinifen, 51098,10 ME. aus Ver- 
fauf an das Nllerheiligenhofpital und Irrenhaus. Dabei wurde ein Netto- 
überijhuß von 27467,48 ME. erzielt. Die ftädtiihe Apothefe in Machen 
fertigte 1896/97 53926 Rezepte an zu einem Tarprei3 von 49764,80 ME. 
Die Gejammttoften des Betrieb waren 17655,95 ME., jo daß ich ein Ueber— 
ihuß von 32108,85 ME. ergab. Die Dispenfiranftalt des Katharinenhoipitals 
zu Stuttgart, die außerdem noch an dad Bürgerhofpital, Armenhaus, 
ambulatorifch behandelte Mitglieder der Krankenpflegeverfiherung, der ftädtiichen 
Betriebskrankenkaſſe, der Berufsfeuerwehr, in bejonderen Fällen aud der 
Ortskrankenkaſſe abgiebt, erforderte 1897/98 einen Aufwand von 17993 ME. 
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Der Werth der Meditamente nach der jtaatlihen Tare wurde auf 42237 ME. 
berechnet, jo daß aljo eine Erſparniß von 47,4 Prozent der Arzneitare ges 
madht wurde. Mit den zwei Sranfenhausapothefen in Magdeburg find 
Selteröwajlerfabrifen verbunden. Die erftere produzirte 1898/99 15867 Flafchen 
Selters und 111 halbe Flaichen Sekt. 2474 Flaſchen Selterd wurden für 
2’ Big. pro Flaſche an Patienten 1. Klaffe und Angeftellte des Kranken: 
haufes verkauft, wodurd die Auslagen für die zur Fabrikation erforderlichen 
Salze, Kohlenjäure und Iltenfilien gededt werden fonnten. Die zweite Ans 
jtalt produzirte 18389 Flaſchen Selterd. Dieje Ueberſchüſſe und Eriparnifie 
der jtäbtifchen Apotheken find für die Höhe der Medizinaltare jehr charakteriſtiſch 
und Haben zweifellos die ſtädtiſchen Verwaltungen in vielen Fällen mit dazu 
veranlaßt, der Frage der Stommunalifirung der Apotheken näher zu treten, 
die mit der Crrihtung und dem Betriebe von Krankenhausapotheken offenbar 
noch nicht in Angriff genommen war. 

Bei den eigenthümlichen Verhältniffen auf dem Gebiete der Apothefenberedy: 
tigungen, vor Allem der durch die ftädtiiche, inSbejondere die großftädtijche Ent— 
widlung rapide, oft zu ſchwindelhaften Werthen, hochgetriebenen Realkonzeſſionen, 
haben ji die Stadtgemeinden darauf beſchränkt, einen Zipfel des Apotheken: 
weſens, die neu fonzejjionirten Apotheken, für fih in Beſchlag zu nehmen. 
Sie führten zur Begründung dieſes Anſpruchs aus, daß die Neukonzejfion 
einer Apothefe durch die Entwidlung des ftädtiichen Gemeinwejens bedingt 
und dieje Entwidlung zum guten Theile der Ihätigfeit der jtädtiichen Wer: 
waltung gedanft jei. Mit der Grtheilung einer Neukonzeſſion werde den be— 
treffenden Apothelen oft ein ganz bedeutendes Geldgeichent gemacht, auf das die 
Stadtgemeinden jicherlih ein größeres Recht beſäßen. Bon diejen Geſichts— 
punften ausgehend richtete der Weſtfäliſche Städtetag 1894 eine Petition an 
da3 preußiiche Abgeordnetenhaus des Inhaltes, auf den baldigen Erlaß eines 
Geſetzes hinzumirfen, durd) das die Nugbarmahung neuer Apothefenkonzeifionen 
für die Gemeinden ermöglicht werden jollte. In der Begründung wurde aus— 
geführt, daß man die Wahl zwiichen einer einmaligen Zahlung einer Rente 
oder einer nad den Umſatze zu bemefjenden Steuer habe. In Lübeck hätten 
alle älteren Apotheken eine jährlihe Nekognition von 1200 ME. zu zahlen, 
den 1887 und 1891 neu Eonzeffionirten Apotheken ei eine Rente von 3000 ME. 
beziehungsweile 4200 ME. auferlegt, die im Submiffionsverfahren fejtgejtellt 
worden jei. In Roſtock jei die vierte Apotheke 1849 im öffentlichen Auf- 
jtreih für 45600 ME., die fünfte 1893 für 102100 Mt. verkauft worden.* 
Der Antrag beabfichtigte alio durchaus nicht, die neu zu konzeſſionirenden 

* Vreußifches Abgeordnetenhaus 1894. Drudjache Nr. 53. Stenographifche 
Berichte Il, S. 1154. 
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Apotheken in dad Cigenthum der Gemeinden überzuführen; er bejchränfte ſich 
darauf, einen Theil des aus dem Geichäftbetriebe zu erwartenden Nutzens fir 
die Gemeinde abzufangen. Die Debatte in der Kommiſſion bes Abgeordneten: 
haufes ftand auf dem niedrigiten Niveau. Der Regierungstommiffar fand natürlich 
den Theil der Petition des Städtetagd, der die Nutzbarmachung der Apotheken— 
fonzeifionen gerade für die Gemeinden zu begründen fuchte, nicht überzeugend. Für 
die Apotheken hätten die Gemeinden feine befonderen Aufwendungen zu machen, 
und bei denjenigen Vortheilen, welche den Apotheken unmittelbar aus den all- 
gemeinen Aufwendungen der Gemeinden zu Theil würden, gingen auch die anderen 
Gewerbetreibenden in ber Gemeinden nicht leer aus. Als ob es darauf in irgend 
einer Weije anfänte, als ob die Gemeinden darauf ihre Anjprüche bafirt hätten! 
Die Apotheker find zunächſt feine Gewerbetreibende, jondern Monopolinhaber, 
ein Vergleich zwiſchen den beiden, der dieſen wichtigen Unterſchied vernach— 
läffigt, ift von vornherein fehlerhaft. Außerdem haben aber aud die Städte 
gar nicht behauptet, daß alle ftädtiichen Einrichtungen den Apothefern direkt 
zu Gute kämen. So grob haben fie ihr Verhältniß zu denfelben nicht auf: 
gefaßt. Sie ftüßten ſich auf die nicht fortzudisputirende Thatſache, daß der 
Bevölkerungszuwachs, der allein das Motiv für die Neufonzeifionirung einer 
Apotheke iſt, ohne die Thätigfeit der ftädtiichen Verwaltung gar nicht zu 
Stande fommen kann, infofern er mit Rückſicht auf feine Haufung, jeinen 
Berfehr, einen Theil der wichtigiten Lebensbedürfniſſe direkt auf dieſelbe an— 
gewiejen it. Aus diefem Grunde erhoben die Stadtgemeinden als die Ver— 
treter der Lofalen Gemeinschaft, auf die die Apotheken mit ihrem Betriebe 
gänzlich angewiejen find, den Anſpruch auf Beſteuerung der Neukonzeſſion in 
ihrem Intereſſe oder weitergehend den auf Webertragung der Neufonzeffionen 
auf fie. 

Eine derartige lebertragung iſt bereit3 in Heſſen möglich.* 

Durd eine Bekanntmachung des Minifteriums des Innern und der Juftiz 
vom 15. Mai 1885 mwurde es für jtatthaft erklärt, die Konzeffion einer neu 
zu errichtenden Apotheke und die MWiederverleihung einer heimgefallenen ſo— 
genannten gejchenkten Apothefenkonzeiftion nad) Ermeſſen des Miniſters des 
Innern und ber Juſtiz einer Gemeinde oder einem Kreiſe zu verleihen. Die 
Gemeinden oder Kreiſe haben die Apothefe an einen approbirten Apotheker 
zu verpadhten. Die Bedingungen der Verpachtung find durch die Minifterien 
mit dem Konzeſſionsträger feitzuftellen. 

Von diejer Ermächtigung machten die Gemeinden Bad Nauheim, Unden— 
heim und Flonheim Gebrauh und ihnen folgte Mainz, dem am 11. Des 
zember 1891 die erfte Apotheke konzeffionirt wurde. Vergeblih machte aber die 


’ 


* Bergleiche Soziale Praris II, 1898, ©. 79. 
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Stadt den Verjud, die Erlaubniß zum ſelbſtändigen NRegiebetrieb zu erhalten. 
Ihr Gejuch wurde mit der Begründung abgelehnt, daß es keineswegs die 
Abficht der genannten Bekanntmachung fei, die neuerrichteten oder heimfallenden 
Npotheken in die Verwaltung der Konzeffiondträger zu bringen, damit fie einen 
Erlös aus denſelben ziehen oder es ihnen ermöglicht werbe, Arzneimittel wejent> 
ih unter der Arzneimitteltaxe abzugeben. Nur die Zahl der jogenannten 
geichenkten und vererblichen Konzeſſionen jollte vermindert und auch unbemittelten 
älteren Apothefern die Möglichkeit des jelbitändigen Betriebes einer Apotheke 
auf Lebenszeit geboten werden. Die Fürſorge des Minijteriums für die 
unbentittelten Apotheker ift ja entichieden anerfennenswerth, um jo mehr als 
im Allgemeinen die Negierungen dem das Apothefenmwejen mehr und mehr 
beberrichenden Großfapital ſonſt jehr freundlich gegenüberitehen. Ebenjo an— 
erkennenswerth ift, daß der Staat im eigenen Jntereife auf eine Minderung 
erbliher Apotheferkonzeifionen bedacht iſt. Durchaus fein Grund läßt fich 
aber dafür anführen, weshalb die Stadt die ihr konzeſſionirte Apotheke nicht 
in eigener Negie betreiben ſollte. Die unbemittelten Apotheker würden als 
ftädtiiche Beamte fait dasfelbe Maß von Selbitändigfeit genießen, wie als 
Pächter. Es würde ihnen nur die Möglichkeit genommen, jich über dem ihnen 
andernfalls gezahlten Gehalt hinaus zu bereichern, immer vorausgefegt, daß 
ihnen der Pachtvertrag dazu genügend freien Spielraum ließe. Die Stabt 
fönnte ferner auf jeden Gewinn verzichten und mur die Selbitfoften deden. 
Sie würde in diefem Falle feinen Erlös aus der Konzeſſion ziehen, den ihr 
ja dad Minifterium nicht geftatten will, während jie bei einer Verpachtung 
doch ftetS einen Gewinn machen wird. Und diefer wird um jo größer fein, 
je forgfältiger der Pachtvertrag abgefaßt ift. In Mainz wurde zum Beiſpiel 
die Pachtſumme nad dem vermuthlichen Geihäftsumfage berechnet und zunächſt 
auf drei Jahre firirt. Cine Nevifion der Pachtſätze ſoll nad) Ablauf diejer 
Zeit und dann alle fünf oder zehn Jahre auf Grund des aus den Geichäfts- 
büchern nachgewiejenen Umfaged vorgenommen werden. Damit fichert ſich die 
Stabt einen wachfenden Antheil aus den durd die Bevölferungszunahme be= 
wirfterr vergrößerten Geichäftsertrage. Die Pacht beträgt bis jest 4500 Mk. 
pro Jahr. Aud Worms hat amı 23. April 1897 die Konzejjionsverleihung 
einer Apotheke an die Stadtgemeinde beantragt! 

Aeußerit charakteriftiich ift die Sorge des heffiichen Meinifteriums um die 
Arzneimitteltare. Es ift ein Gegner des ftädtiichen Negiebetriebes, um eine 
Herabfegung der Koften zu verhindern — und um dieſe dreht fich doch die 
ganze Apothefenreform, die die Deffentlichfeit verlangt. Cine Derabjegung 
der Arzneipreiie wird alſo durch das heifiiche Verfahren nicht erreicht, das 
Recht der Apothefenpächter, die Sätze der Mebizinaltare zu erheben, dadurch 
in feiner Weile beichräntt. Den Gemeinden wächſt nur der Vortheil zu, daß 
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ein Theil des Profits in Geſtalt der Pacht in ihre Tajchen fließt. Für die 
bebürftigen Apothefenbenüßer bleibt dagegen alle beim Alten. 

Die heifiiche Regelung der Neukonzeffionirungen führt uns der Kommunali— 
jirung der Apotheken einen Schritt weiter entgegen als der Vorſchlag des 
Weftfäliihen Städtetages, der an den Berhältniffen nichts ändert. Mit der 
Zeit wird ſich die jet noch von den Minifterien beliebte Ablehnung der 
Gigenregie nicht halten laſſen. Die ftädtiiche Apotheke wird fiegreich ihren 
Einzug halten und danıit wird dann allerdings das Ende des privaten Apotheken: 
betriebes beginnen. 

Nun befindet fih ja das Apothefergewerbe jeit Jahrzehnten in unglück— 
lichen Verhältniffen. In den kleinen Landgemeinden eine dürftige Eriftenz, oft 
ein unausgefegtes Ningen um das tägliche Brot und daher die Verwandlung 
der Apotheke in eine gemiſchte Waarenhandlung; in den größeren Gemeinden 
bier eine kleine Zahl wohljituirter, die fetten Weidegründe der Medizinaltare 
abweidender Träger von Neal» oder Perſonalkonzeſſionen, dort eine große 
Zahl unglüdlicher Beſitzer, die unter der Laft einer überzahlten Konzeſſion 
ihr Leben lang nur dem fie ausbentenden Kapital zu frohnden haben und daher 
in der Noth ihres Lebensfampfes in den Spezialartifeln und Geheimmitteln 
neue Bereicherungsartifel juchen; überall der ſchamloſe Schader mit Apotheken 
und Apothefenkonzeffionen, die Ausbeutung der Gehilfen, von denen Die große 
Mehrheit niemals zur Selbftändigfeit gelangen kann, die maßlofe Lehrlinge: 
züchterei u. ſ.w. — aus allen dieſen Zuftänden ſehen wir fir das Apotheker: 
gewerbe nur die eine Rettung in der Kommunaliſirung der Apotheken. Cine 
Berjtaatlihung würden wir dagegen für einen großen Fehler halten. Apotheken 
jind lofale Einrichtungen, deren Wirkung fih nur felten, eigentlich nie über 
einen größeren Umkreis erjtredt. Der Betrieb Iofaler Ginrichtungen, die nur 
Iofalen Bedürfnilfen dienen, gehört aber in die Hände der Iofalen Körper— 
ichaften, deren ganze Griftenz aufs Engſte mit der Lofalität verbunden ift, 
eben der Gemeinde und da, wo der Stundenfreis für die Eriftenz einer Apotheke 
zu Elein ift, der Gemeindeverbände beziehungsweile größeren Kommunalkörper. 
Für die Kommunalifirung ſpricht ferner der Umftand, daß die Kommunal— 
förper überall die Träger der Krankenfürſorge find, und daß daher die Arznei— 
verforgung als ein Theil der Krankenfürforge nicht wohl von ihrer Thätig— 
feit abgetrennt und jtaatlihen Organen übertragen werden fanı. Mit der 
Berftaatlihung des Apothekenweſens würde ein neuer Seil in die Selbit: 
verwaltung hineingetrieben, ein wichtiges Gebiet der ſtädtiſchen Verwaltung 
der ftaatlihen Bureaukratie anheimfallen. Die ftaatliche Apothefe würde 
wenigitens in den heutigen Zeiten einer maßlofen Fiskalität allein unter dem 
Geſichtswinkel des möglichſt großen Profits betrieben werden, und eine Herab— 
ſetzung der Meedizinaltare würde von den am Ertrage intereifirten Staats— 
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behörden nur mit unſäglicher Schwierigfeit fich erreichen laſſen. Konflikte mit 
den jtädtifchen Sranfenhäufern, mit den Krankenkaſſen würden an der Tages» 
ordnung — und die Gemeindebehörden ohne den geringiten Einfluß auf die 
Geſchäftsgebahrung der jtaatlichen Apotheke fein. Bei den Gemeindeapothefen 
liegen dieje Berhältniffe ganz anders. Die Verwalter der Apotheten, ber 
Semeinderath, der Stadtrath, der Magijtrat oder wie die Gemeindeverwaltungs:- 
förperichaften heiten mögen, unterliegen einem viel direfteren und kräftigeren 
Einfluſſe der Deffentlichkeit, ihnen gegenüber laffen fich die Intereſſen ber 
Selbitverwaltungstörper der Krankenpflege mit befferem Erfolge wahren. Dabei 
ſehen wir noch ganz davon ab, daß die Gemeinde ſelbſt einer der wichtigsten, 
ja der wichtigfte Selbjtvertwaltungsförper der Krankenpflege ift.* 


*Es zeigt daher von guter Einficht, daß die bayerifche Sozialdemofratie 
in ihrem in der Situng vom 25. Februar 1898 behandelten Antrage Ehrhart 
und Genofjfen die Kommunalifirung der Apotheten, nicht die Berjtaatlichung 
forderte. Der Antrag lautete: 

„Es fei die Staatöregierung zu erfuchen, dem Landtage baldmöglichjt den 
Entwurf eines Geſetzes vorzulegen, durch welchen die für die Zubereitung und 
den Berlauf von Arzneien derzeit geltenden Bejtimmungen nad) folgenden Grund: 
fäßen umgeftaltet werben: 

a) Der Betrieb von Apothefen fol künftig in die Hand der Gemeinden über: 
gehen. Diejelben haben die Arzneien zum SHerftellungspreife abzugeben; ihre 
Zubereitung und Feilhaltung unterliegt der Oberaufficht des Staates. Das Recht 
der Aerzte in kleineren Orten auf Führung von Handapothefen bleibt unberührt. 

b) Konzeffionen für neu zu errichtende, ſowie für beftehende Apothefen, fo- 
bald diejelben in irgend welcher Weife aus den Händen der derzeitigen Inhaber. 
gerathen, werden den betreffenden Gemeinden ertheilt, welche fie durch geprüfte 
Pharmazeuten führen laffen. 

c) Bis zur allgemeinen Durchführung der neuen Einrichtung erhalten in 
folchen Gemeinden, welche noch ohne eigene Apothetentonzeffionen find, bis fie 
eine folche erlangen, leiftungsfähige öffentliche Krankenkaſſen oder Sanität3ver- 
bände ſowie Kranftenhäufer auf Antrag das Recht, für ihre Mitglieder und deren 
Angehörige eigene Apothefen zu errichten.” 

Der Antrag wurde von der Regierung in erjter Linie aus dem Grunde be- 
fämpft, daß eine Regelung des Apothefenwefens im Reiche beabfichtigt fei. Diefe 
Abſicht beiteht ſchon fehr lange, ijt aber niemals über dad Stadium der Abficht 
hinausgefommen. Unter den heutigen politifchen Verhältniffen in Preußen und im 
Reiche wäre übrigens eine Regelung des Apothekenweſens gar nicht zu wünfchen, 
da fie ganz gewiß nicht in der von uns gezeichneten fortfchrittlichen Richtung 
ausfallen würde, 

Gegen eine Verftaatlichung und damit auch gegen eine Rommunalifirung ber 
Apothefen werden übrigens von den Anhängern des privaten Apothekenweſens — 
mögen fie nun in der Perſonalkonzeſſion oder in der Niederlafjungsfreiheit defjen 
Beil fehen — die fadenfcheinigiten Argumentationen vorgebradt. So weiß zum 
Beifpiel Th. Hufemann in „Realenzytlopädie der gefammten Heiltunde“ Bd. II, 
S. 111 nicht anderes al3 das folgende Gewäſch vorzubringen: „Die neuerdings 
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Es würde alfo durch die Gejeßgebung zunächſt das Necht der Gemeinden 
beziehungsweife größeren Kommumalverbände auf alle neu zu ertheilenden Kon— 
zejfionen fejtzulegen fein. Zu gleicher Zeit müßte aber auch die Ablöjung 
der Realkonzelfionen in Angriff genommen werben. Um ein weiteres, ſchwindel— 
baftes Hinauftreiben der Preiſe diejer Apotheken zu verhindern, wiirde e8 ge: 
nügen, an einem bejtimmten Termine eine Abſchätzung derfelben nad fach: 
gemäßen Grundjägen vorzunehmen und den Kommunalkörperſchaften das Recht 
zu geben, die Apotheken zu jeder Zeit, ohne daß es dazu eined weiteren Ver— 
fahren® bebiirfen würde, gegen Zahlung der feitgejegten Entſchädigungsſumme 
zu übernehmen. Mit dem Tode des Inhabers einer Nealkonzeifton müßte 
das llebernahmerecht zur lebernahmepflicht werden. Wir find überzeugt, daß 
auf dem gezeichneten Wege der liebergang des Mpothefenweiend aus den 
Händen der PBrivatbefiger in die der Kommunen fich ſchmerzlos vollziehen wird. 
Nicht minder aber find wir davon überzeugt, daß ein derartiger Uebergang 
eine dringende Nothiwendigfeit und deshalb auch ein unabweisbares Ereigniß 
ft. Mehr und mehr ringe fi) die fozialpolitiiche Erkenntniß durch, daß 
die Momente der Krankheit, Die nicht nur bie phyſiſche, Tondern zugleich Die 
wirthichaftliche Griftenz der weiteſten Kreiſe des Volkes bedrohen, nicht privater 
Bejorgung und Ausbeutung überlafien werden dürfen. Sobald dieie Erkennt— 
niß zum starken fittlichen Gefühl geworden, ift ihr der Sieg ficher. 


gemachten VBorfchläge, die Apotheken felbit zum Gigenthume de3 Staates zu 
machen und jene dann durch ‚Beamte‘ bewirthichaiten zu laſſen, find troß der 
ftaatsfozialiftifchen Tendenz der Gegenwart und troß der Aufnahme diejer dee 
durch die Sozialdemokratie im deutfchen Heichdtage, in welchem Bebel amı 
2. März 1892 den Antrag auf Verftaatlichung der Apothelen motivirte, faum 
ernst zu nehmen, umfomweniger, al3 bei ihrer Ausführung fein Gewinn für den 
Staat zu erwarten ift, da, wie der dänifche Nationalölonom Scharling mit Recht 
betont, fich fehr bald der Ruf nach einer fo niedrigen Tare erheben würde, daß 
bejonders bei dem Schwanten der Preife der Rohdrogen fich leicht eine Unter: 
bilanz ergeben würde.“ 


Elites Kapitel. 
Das Begräbnißivefen. 


Noch heute gilt die Beftattung der Todten als eine wejentlich religidie 
Pflicht, al3 eine Aufgabe der Pietät, deren Erfüllung gegenüber alle anderen 
wichtigeren Intereſſen, die Niüdfiht auf die Lebenden in den Hintergrund 
treten. DBeladen mit einem firdlichen Zeremoniell, das in Großftädten zur 
Farce wird, umgeben von einem Wuſte uralter Gebräuche und Leberlieferungen 
des Aberglaubens, bie befonderd unter den niedrigen, ungebildeten Schichten 
der Benölferung und vor Allem auf dem Lande eine große Nolle jpielen, 
wird der Todesfall des Ginzelmen zu einer Staatsaktion aufgebaufcht, die zu: 
glei) der Prunkſucht, der Neugierde, dem Grwerbötriebe, der firhlichen Herrich- 
fucht in oft widerlicher Weife dienen muß. Le mort saisit le vif — wenn 
irgendwo, fo gilt die8 Wort auf dem Gebiete der Leichenbeitattung. Es ift 
der Tobte, nicht einmal mehr in den meiften ‘Fällen fein Wille, fein Geiſt — 
benn dieſe Auffaflung will ja das ChriftenthHum überwunden haben, aber wie 
fräftig ift noch dieſer Geijteraberglaube — nein, nur der jchon verwejende 
Haufe organiicher Maſſe, der das Leben des Lebendigen für eine Zeit all 
mächtig, oft zeritörend erfaßt. 

Kirche und Familie haben bisher die Beerdigung der Todten als ihre 
Aufgabe betrachtet, wie fie Geburt umd Ehe in gleicher Weiſe ald Momente 
aufgefaßt, die nur für fie von Bedeutung wären. Der Staat, die Gemeinde, 
die Gemeinſchaft ftanden gleichgiltig dabei. Bei Geburt und Ehe haben die 
legten Jahrzehnte eine fleine Nenderung gebradht; Staat und Gemeinde fangen 
an, fich ein Elein wenig aud) für diefe Momente zu interefjiren, wenn jchon fie 
vor Allem durch die Rückſicht auf die private Eigenthumsordnung, feine vollks— 
hygieniſchen Grundſätze zu ihrer Thätigfeit beftimmt wurden. 

Hygiene und Sozialpolitik find noch ein junges Zwillingspaar, deren Geburt 
zu fchauen der legten Generation vergönnt war; deren fiegreihe Entwidlung 
zu verfolgen wohl erit der fommenden vorbehalten ift. Sie beide find es, 
die in Gemeinſchaft mit der techniichen Entwidlung der gejellichaftlichen Pro— 
duftivfräfte die gewaltige Ummälzung in ben gejellichaftlihen Beziehungen der 
Menſchen zu einander fchaffen, den Einzelnen über den egoiftiichen Verband 
der Familie und den beichränkten Verein der Kirche hinausheben und in die 
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jein ganzes Leben erfaſſende Genoflenichaft der Staatöbürger itellen. Das 
gilt wie überall aud; auf dem Gebiete des Beerdigungswejens. Mehr und 
mehr ift es die Gemeinde, die mit ihrer Fürſorge helfend eintritt und vor 
Allem den Lebenden zu ihrem Rechte verhilft, ohne die Pietät gegen die Todten 
zu jchädigen. Sehen wir alſo zu, auf welde Weije die Entwidlung der 
hygienifchen und jozialpolitiichen Lehren die Thätigfeit der Gemeinde in den 
Vordergrund gezogen hat und ihr mehr und mehr das ganze Gebiet des Be— 
erdigungsweſens zu übertragen bejtrebt ift. Wir werden bei unjerer Dar: 
ftellung am beften den einzelnen Momenten der Beerdigung nachgehen und 
beginnen daher mit der Leichenſchau. 

Ueber die Bedeutung der Leichenfchau brauchen wir feine Worte zu ver: 
lieren, uns interefjirt hier nur die Thätigfeit der Gemeinden auf diejen Ge: 
biete. Den jchon öfters Eonftatirten Gegenjag zwiichen den fübdeutichen Staaten 
und Preußen müſſen wir auch hier wieder ınit aller Entjchiedenheit betonen. 
Württemberg befigt feit 1833, Bayern feit 1839, Helfen feit 1841, Baden 
feit 1870 eine geregelte allgemeine Leichenihau, die durch neuere Verord— 
nungen den Fortichritten der Wiſſenſchaft angepaßt ift, in Preußen fehlt es 
jelbft heute nody an einem für den Bezirk des Königreiches geltenden Gejege, 
und preußiſchem Widerftande ift in erjter Linie (wie lange Zeit auch bei dem 
Fleiichichaugejege, beim Reichsſeuchengeſetze u. |. w.) die traurige Thatſache zu 
danken, daß das Deutſche Reich ohne ein derartiges Geſetz iſt. Daher haben die 
größeren Städte durch Polizeiverordnung eine Art von Leihenfhau einzurichten 
gejucht, infofern fie die Beibringung eines ärztlichen Todtenſcheines zur Au— 
meldung eines Todesfalles bei der Polizeibehörde beziehungsweije beim Standes: 
amte vorjchrieben. In Baden (Verordnung vom 7. Januar 1870) werden 
die Leichenichauer vom Bezirksamte auf Vorichlag des Gemeinderathes und auf 
das Gutachten des Bezirksarztes hin angeftelt. Die Leichenjchauer find zum 
großen Theile Nichtärzte, die vom Bezirfiarzte über die Leichenichau unter: 
richtet find und von ihm beauffichtigt werden. Die Leichenichau iſt eine 
doppelte, jofort nach eingetretenem Tode und nad) Ablauf einer Friſt von 
48 Stunden vor der Beerdigung. In Bayern (Oberpolizeiliche Vorſchrift 
vom 20. November 1885) werden zweds Ausführung der Leichenſchau von 
den Dijtriktöpolizeibehörden Leichenichaubezirfe gebildet. In unmittelbaren 
Städten erfolgt die Bildung aljo durch die Magiftrate, denen ebenfalls die An— 
ftellung der Leichenſchauer und ihrer Stellvertreter obliegt. In Württem- 
berg (Königlihe Verordnung betreffend Ginrichtung der Leichenſchau vom 
24. Januar 1882) haben die Gemeinderäthe je nad Bebürfniß einen oder 
mehrere Leichenfchauer anzuftellen und die ihnen zufommenden Gebühren feſt— 
zufegen. Für die Gebührenfeftiegung ift die Genehmigung des Oberamtes 
erforderlich). 
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Nach vollendeter Leichenichau beginnt die eigentliche Beerdigung der Leiche. 
Wir können nun zwei Arten des Beerdigungsweſens unterfcheiben, die eine 
die Beerdigung vom Sterbehaufe, die andere die vom Leichenhaufe aus. Wei 
der eriteren Art bleibt bie Leiche in der Wohnung und wird hier aufgebahrt; 
die Leichenfeierlichkeit findet gleichfall3 in der Wohnung ftatt. Alsdann wird 
die Leiche im feierlichen Leichenfondufte durch die Straßen ber Stadt nad) 
dem Friedhofe überführt und dort ſofort in dem fiir fie hergerichteten Grabe 
beftattet.. Bei der Beerdigung vom Leichenhaufe aus zerfällt der Vorgang 
in zwei jcharf geichiedene Theile. Die Leiche wird möglichft bald nad) er- 
folgter Anzeige im Wagen in das Leichenhaus des Friedhofes überführt und 
bier in einer Leichenzelle oder der gemeinjamen Leichenhalle aufgebahrt. Nad) 
Ablauf der vorgeichriebenen Friit findet in der Kapelle des Friedhofes die 
eigentliche Leichenfeierlichkeit jtatt, die Leiche wird darauf an die Grabitelle 
getragen und begraben. Diejen beiden Arten der Beerdigung gemäß — von 
der FFeuerbeftattung jehen wir hier ab, da dieſelbe viel zu jelten in Anwendung 
kommt — iſt auch der ganze Apparat des Beerdigungsweſens ein verichiedener. 
Bei der Beerdigung vom Sterbehaufe aus liegt der Schwerpunft des Zere— 
moniells nicht in der Feierlichkeit im Sterbehaufe und ebenſo wenig in ber 
furzen Feier bei der Verſenkung der Leiche ind Grab, jondern ausſchließlich 
m dem Leichenfondufte, deilen Pracht und Größe den Todten ehren, die 
Hinterbliebenen mit Befriedigung erfüllen, die Schauluft der Menge ergößen 
fol. Um die Ordnung des Leichenfonduftes drehen fich daher, wie das Be— 
gräbniß jelbit, jo auch die jein Weſen regelnden Beſtimmungen. Der Leichen: 
wagen und feine Ausſchmückung, die Zahl der vorgejpannten Pferde, Die 
Zahl der Leichenbegleiter, der Kreuz: und Szepterträger und, wie der ganze 
Troß jonit heißen mag, die Zahl der Begleitfutichen u. ſ. w., das find Die 
wichtigen Momente, neben denen die Ordnung des eigentlichen Begräbniſſes 
in den Hintergrund tritt. Bei der Beerdigung von der Leichenhalle aus iſt 
dagegen der Hauptakt die Feierlichfeit im der Friedhofskapelle; der Transport 
der Leiche dorthin ericheint nur mehr als deilen Vorbereitung. Das ganze 
Zeremoniell des Leichenfonduftes ift hier alſo überfliiffig und verjchwindet. Es 
muß daher als eine überfliiifige Konzeifion an die Sitte des Leichenfonduftes 
bezeichnet werden, wenn einzelne Städte daran fethalten, für die Ueberführung 
der Leiche in das Leichenhaus je nach der Klaſſe der Beerdigung verichiedene 
Wagen zu Stellen. Der Beerdigung vom Sterbehaufe aus gegenüber bedeutet 
die Beerdigung von der Leichenhalle aus eine entichiedene Verinnerlichung der 
ganzen Feier. Das äußere Moment der Verlegung ihres Schwerpunftes bon 
der Straße in die Friedhofshalle führt nothwendiger Weile eine Veredlung 
derjelben mit fih. Mit der würdigeren Feier verbindet ferner das zweite 
Spftem der Beerdigung vom Leichenhaufe aus alle Vortheile der Hygiene. Als 
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der wichtigjte Hygieniiche Grundjaß des ganzen Beerdigungswejens muß nämlich 
die möglichit jchnelle Entfernung der Leiche von jeder menjchlichen Berührung, 
in erjter Linie aljo aus dem Sterbehauje bezeichnet werden. Vom hygie— 
nijchen Standpunkte aus erjcheinen auch die Leichen als nichts anderes ala 
die Abfallprodufte des gejellichaftlichen Stoffwechjels, und der für alle Abfall» 
produkte geltende Grundjag jchleunigfter Entfernung hat aljo hier die gleiche 
Geltung. In noch höherem Grade gilt der Sat, wo e3 ſich um Todesfälle 
dur Infektionskrankheiten handelt. 

Bor Allenı natürlich in den Großitädten, aber auch in Mittels und Klein: 
jtädten und auf dem platten Lande find die Wohnungsverhältnifje der großen 
Mehrheit der Bevölkerung Außerft ungenügende. Die Zahl der Familien, 
die auf ein oder zwei Zimmer beſchränkt find, zählt nah Hunderten von 
Taufenden. Und in fait gleiher Raumbejchränftheit leben auch die Familien 
der Mittelklaffe. Wie wenig Familien fönnen ohne eine gründliche Störung 
aller ihrer Lebensgewohnheiten die Benügung eined Zimmers entbehren, das 
heißt wie wenige befinden fich im Befige von zwei Wohnzimmern außer den 
Schlafzimmern. Die Zuftände, die ſich entwideln müſſen, wenn bie Leiche 
Tage lang in dem einen Zimmer der Familie ftehen bleibt, in dem fich bie 
ganze Lebensführung, Kochen, Eſſen, Trinken, Schlafen der ganzen Familie 
vollzieht, find jchauderhaft und ſpotten jeder Beichreibung. Zu welchen Er: 
tremen, bie übrigens gar nicht jo jelten find, wie man glauben möchte, es 
dabei kommen fann, dafür nur das eine Beilpiel, dad wir einem Berichte der 
Württembergiſchen yabrifinjpektoren für 1897 entnehmen: „In Göppingen — 
einer Kleinen Mitteljtadt — bewohnen zahlreiche Familien nur ein Zimmer, 
in dem gewohnt, gekocht und gejchlafen wird. In einem von der Polizei: 
behörde ermittelten Falle wurde ein Kranker und ein VBerjtorbener nicht nur 
in einem Zimmer, jondern in ein und demjelben Bette gefunden. Der Wieder: 
fehr folder Erſcheinungen wird durch die geplante Errichtung eines Leichen— 
haujes vorgebeugt.” 

Mit diefen für die Entfernung der Leichen aus dem Sterbehaufe und 
ihre jchnellfte Ueberführung in das Leichenhaus allein ſchon enticheidenden 
hygienischen Griinden verbindet fich eine ganze Reihe anderer Momente zum 
Theile wirthichaftlicher Natur, die für die Aufhebung des alten Modus der 
Beerdigung vom Sterbehauje aus ſprechen. Mit dem Anwachſen der Groß: 
ftädte rüden die Friedhöfe in immer weitere Entfernung hinaus und bie 
Begleitung der Leiche ſeitens der Leidtragenden wird zur phyſiſchen Unmöglich- 
feit, ganz abgejehen von dem für die phyſiſche Leiftung erforderlichen Zeit: 
aufwande. Es muß aljo entweder der Transport der Begleiter burd Wagen 
ftattfinden — ein Ausweg, der über die Mittel der meiften Familien hinaus: 
geht — oder die Begleitung muß im Intereſſe der VBeförberung auf bie 
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fleinft mögliche Zahl der aller nächſten Verwandten bejchränft werden oder 
aber es muß eine Scheidung des Leichentransporte® und des Transportes 
der Begleiter vorgenommen werden. Die Leichen werden im legteren alle 
auf dem fürzeften Wege zum Friedhofe gebracht, während es den Theil- 
nehmern der Keichenfeier überlaſſen bleibt, von den ihnen zufagenden Transport: 
mitteln Gebrauch zu machen. Für die Aufbewahrung der trandportirten Leichen 
bedarf es natürlich eines Leichenhaufes. Gin nicht weniger wichtige wirth— 
ihaftliches Moment ijt die Entlaftung des Straßenverfehrs von den Leichen: 
fonduften. Sehr häufig find gerade die Hauptverfehrsitraßen, die fir den 
gewöhnlichen Verkehr kaum ausreichen, von unaufhörlic; einander folgenden 
Leihenzügen in Anſpruch genommen. Verkehrsſtockungen, Stodungen ber 
Leichenzüge find die unausbleibliche Folge diejer Verhältnifje, und unliebjame 
Szenen, die durhaus nicht zur Grhöhung der Leichenfeierlichkeit beitragen, 
jind oft nicht zu vermeiden. 

Hygieniſche und wirthichaftliche Gründe führen aljo dazu, den alten Modus 
des Begräbnifjes vollftändig umzugeftalten. Das Sterbehaus wird von der 
Leiche befreit, die Leichenfeierlichkeit auf den Friedhof verlegt. Die Leichen: 
züge verihwinden aus dem Straßenbilde und mit ihnen die zahlreichen Ver: 
fehröftodungen, zu denen fie Anlaß geben. 

Die Verbreitung und Benügung der Leichenhäufer in den deutſchen Staaten 
iſt jehr verſchieden; wir gehen die wichtigften derſelben der Reihe nach durd). 

Baden. Die allgemeinen Beitimmungen über dad Begräbnißweſen find 
enthalten in den Verordnungen von 16. September 1575 und 20. Juli 1882. 
Diefe können aber durch ortspolizeiliche Vorichriften und Ortsjtatute ergänzt 
werden. 

Leichenhäufer jind in den drei hier in Betracht kommenden Städten Mann: 
heim, Karlsruhe, Freiburg i. B. vorhanden und in allen dreien ift die Be- 
nügung derjelben obligatoriih. In Karlsruhe hatte bereits die im Jahre 1874 
erlaffene Leichenordnung die regelmäßige Benügung der Leichenhalle angeordnet. 
Dieje Anordnung ftieß aber auf den lebhafteften Widerftand der Bevölkerung, 
der jogar bei dem Großherzoglichen Bezirlsamte Förderung fand. Gegenüber 
dem Stabtrathe, der nur in den jeltenften Fällen Ausnahmen gejtatten wollte, 
vertrat das Bezirfdanıt einen ganz unhygieniſchen Standpunkt und wollte jede 
Beerdigung von der Wohnung aus erlauben, jofern nur bie Leiche in einen 
Zimmer der Wohnung aufgeftellt würde, das während der Zeit nicht zu 
Wohnungszwecken diente. Nac langen Verhandlungen fam es zwijchen ben 
beiden Behörden zu einen Kompromiß, der im Grunde ein Sieg des Bor: 
urtheils war. Der 8 2 der ortöpolizeilihen Vorſchriften vom 24. Mai 1878 
erklärte zwar: „Die Beerdigung der Leichen findet in der Negel von der Leichen 
halle aus ftatt. Ausnahmen kann die Polizei geftatten“, aber die Praxis der 
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Polizei war es, jo gut wie alle Geſuche um Befreiung von diefem Paragraphen 
zu genehmigen. So haben zun Beifpiel vom 16. November 1874 bis 
1. Februar 1882 7232 Beerdigungen jtattgefunden, davon nur 1560 von der 
Leichenhalle aus. Im Laufe der Jahre gewann die Sitte, die Leichen in die 
Leichenhalle zu verbringen, beträchtli” an Ausdehnung. So fanden 1891 
ihon 718 von im Ganzen 1325 Begräbniffen vom Leichenhaufe ftatt. In 
der Begräbnißordnung vom 1. Oktober 1893 gelang es endlich, die Ber: 
bringung der Leichen obligatorisch zu machen. 

In Bayern ordnet die Minifterialverfügung von 1840 die Ausftattung 
der Friedhöfe mit Leichenhallen an. Hier iſt auch die Benügung derjelben 
am tiefiten in das Volk eingedrungen. 

In Münden wurde die Benützung der Yeichenhäufer durch die Polizei: 
verordnung vom 1. Juli 1862 obligatoriich gemadt. Nach derielben muß 
„jede Leiche nad) vorgenommener Leichenichau nach Maßgabe der Beſtim— 
mungen über die SeelnormensOrdnung in das Yeichenhaus aus dem Sterbe: 
hauje verbracht werden. Die Belaflung und Beijegung einer Leiche in dem 
Sterbehauje ift von der vorgängigen Bewilligung der Stöniglichen Polizei: 
direftion abhängig; jedoch haben auch in Dielen Füllen die Vorfchriften der 
Leichenſchauordnung, insbeſondere der zweifahen Beihau, zur Anwendung 
zu kommen, und ift nach der zweiten Leichenichau die Beerdigung alsbald zu 
veranlaifen“. Das erfte Leichenhaus wurde in München jchon 1819 erbaut, 
während fiir Bayern überhaupt der erjte Anstoß zur Erbauung von Leichen: 
häufern durch die oben erwähnte Minifterialentihließung von 1840 gegeben 
worden ijt. Diejer langen Gewöhnung war e3 zuzuschreiben, daß die obligatoriiche 
Benützung auch nicht den geringiten MWiderftand bei der Bevölkerung fand. 
In München herricht allgemein das Hallenſyſtem, das überhaupt in Bayern 
jehr verbreitet ift umd dem man als Vorzug vor dem Zellenſyſtem, bei dem 
die Leichen in einzelnen getrennten Zellen aufbewahrt werden, nahrühmt, daß 
es den Angehörigen die Gelegenheit benimmt, ſich ungeitört in den Anblick 
des Todten und in ihren Schmerz zu verjenfen. 

Wie in München ift die Benügung der Leichenhäujer audh in Nürnberg 
und Augsburg obligatorih. In Würzburg befteht fein Zwang, trogdem 
find die Ausnahmen nur verjchwindend wenige. 

In Sadien ift auf Grund des Geſetzes vom 20. Juli 1850 die Er— 
richtung von Leichenhäufern in allen Gemeinden obligatoriid. 

Leichenhäufer find daher in Leipzig, Dresden, Chemnig, Plauen i. V., 
Zwidau vorhanden. Obligatorifch ift die Benützung derjelben in Leipzig bei 
Todesfällen in Folge anſteckender Krankheiten (Pocken, Cholera, Diphtheritis, 
Scharlach, Flecktyphus, Darmtyphus, Nekurrens, Erpfipel, Ruhr und Mafern). 
Die Leichen müſſen innerhalb 18 Stunden nad dem Tode in die Leichenhalle 
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des betreffenden ;riedhofs des Bezirkes überführt werden. Ebenſo tritt der 
Yeihenhauszwang in allen den Fällen ein, wo für die Unterbringung der 
Yeihen fein beionderer Raum vorhanden ift, der nicht zu Wohn-, Sclaf:, 
Arbeits- oder Wirthſchaftszwecken beniigt wird. Am ausgedehnteften ijt die 
Benützung der Veihenhalle in Chemnitz mit faft 99 Prozent aller Fälle, dann 
folgt Dresden mit 59,3 Prozent der zahlenden Fälle, Leipzig mit 49,1 Pro— 
zent, Zwickau mit 10,8 Prozent. 

In Württemberg ift die Erridtung von Leichenhäujern für die Ge— 
meinden nicht obligatoriih. Da, wo Leichenhäujer vorhanden find, kann nad) 
der Verordnung vom 24. Januar 1882 in den folgenden Fällen die leber— 
führung von Leichen in dieſelben durch allgemeine ortSpolizeiliche Vorichrift oder 
durch polizeiliche Anordnung im einzelnen Falle verfügt werben: 1. wenn die 
Verweſung der Leiche ungewöhnliche Fortichritte macht; 2. wenu eine anſteckende 
Stranfheit, inöbejondere Cholera oder Menichenpoden, die Uriache des Todes 
geweien ilt; 3. wenn der Naum, in dem die Leiche aufbewahrt wird, der 
‚Familie zum eigenen Wohngebraud, insbejondere für Kranke, unentbehrlich ift. 

In Stuttgart, wo jeit 1895 auf den neuen PBragfriedhofe eine Leichen: 
halle vorhanden ift, wurde die Heberführung nicht obligatorisch gemacht. Trog: 
dem bei der Anlage auf eine würdige Ausftattung bejonderer Werth gelegt 
war, blieb die freiwillige Benügung der Leichenhalle anfänglich ganz außer: 
ordentlich ſchwach, zeigt aber in den letzten Jahren ein erfreuliches Anwächſen. 
1898 waren bei 2278 Beerdigungen 981 Beiftellungen zu verzeichnen. 

Während wir in einigen Städten eine recht erfreuliche Benügung ber 
Leichenhäuſer fonftatiren fünnen, in Chemnitz zum Beiſpiel ohne Zwang bis 
zu 99 Prozent aller Beerdigungen, läßt diejelbe in den meilten Städten noch 
ſehr zu wünſchen übrig. Gin direkter Zuſammenhang zwiichen der Höhe der 
Sebühren und der Ausdehnung der Benützung läßt ſich, wie auch Rettich 
bervorhebt, nicht fonftatiren. Städte, die eine ganz geringe Benützung der 
Leihenhäufer aufmweilen, erheben gar feine Gebühr, jo Köln, Krefeld, 
Bochum u. ſ. w., bei denen die Benügung noch nicht einmal 1 Prozent beträgt. 
Trotzdem ijt es ohne Weiteres klar, daß die Benützung des Leichenhaujes 
durch die Erhebung von Gebühren erichwert wird. Wo die Koſten einer Bes 
erdigung von der Leihenhalle aus um die Leichenhausgebiihr höher find als 
die einer Beerdigung vom Sterbehaufe aus, muß natürlich die Benützung ge— 
rade in den Klaſſen, bei denen fie in erjter Linie wünſchenswerth wäre, von 
vornherein auögejchlofien jein. Auch die Thatjache, daß in einigen Städten 
mit Gebührenfreiheit daS Leichenhaus jo gut wie gar nicht benützt wird, 
ipricht im feiner Weile dagegen; denn die Nichtbenügung kann in allen mög- 
lihen Borurtheilen der Bevölkerung begründet fein. Wollen aber die Städte 
ihre Einwohner zur Benützung der Leichenhallen heranziehen, jo dürfen fie in 

Sugo, Deutſche Stübtenerwaltung. 2] 
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eriter Linie feine Gebühren für ihre VBenügung erheben, und zweitens barf 
das ganze Leichenbegängniß nicht theurer fein, ald wenn es vom Sterbehaufe 
aus ftattfände. Im Gegentheil! Da, wo die Städte das Beerdigungsweſen 
in eigener Regie ausführen, müſſen fie die Koften für die VBeerdigungen von 
ber Leichenhalle aus niedriger anfegen, wie dies zum Beilpiel in Frank— 
furta. M. und Erfurt geichhehen it. Allen Schwierigkeiten gehen aber die 
Gemeinden am einfadhften dadurd aus dem Wege, daß fie die Benügung der 
Leihenhallen obligatoriih machen. Was in Charlottenburg, Karlsruhe, Frei— 
burg i. B. Mainz, Münden, Nürnberg und Augsburg möglich ift, läßt fich 
in anderen Städten auch durdführen. 

Unterjuchen wir nunmehr, in welcher Ausdehnung die Städte das Be: 
gräbnißwefen in eigene Regie übergeführt haben. 

In den Gemeinden, wo fi) die Verwaltung nur auf die Bereititellung 
der Friedhöfe bejchränft oder vielleicht überhaupt nichts mit dem Begräbniß— 
wejen zu thun hat, wo alſo private Unternehmer unumſchränkt das ganze Ge— 
biet beherrichen, übernehmen dieſe meift die Vornahme der vorgeichriebenen 
Anzeigen, die Lieferung des gelamntten erforderlichen Apparatd und Perjonals, 
furz das ganze Begräbniß in Generalentrepriie. Es liegt auf der Hand, 
daß das Publikum für fie dabei nichts anderes ald Ausbeutungsgegenſtand 
ift, aus dem fie den größtmöglichen Profit herauszuholen bemüht find. Bei 
den billigen Beerdigungen der ärmeren Klaſſen die liederlichfte, würdeloſeſte 
Ausführung, die oft zum Skandal wird, auf der anderen Seite ein über: 
ladener Bomp mit oft fragenhaftem Zeremoniell, die beide nur die Koſten— 
rechnung ins Grenzenlofe hinaufzutreiben bejtimmt find. Dazu treibt dann 
noch die Konkurrenz unter den Unternehmern ihre häßlihen Blüthen. Sarg: 
magazine, Gärtnereien, Fuhrunternehmer iüberjchütten die trauernde Familie 
mit ihren Anerbietungen und das ftille Haus der Trauer verwandelt ſich in 
einen Jahrmarkt, wo fich die Profitjagb in ihrer widerlichſten Gejtalt auf: 
drängt. Hier einzugreifen ift die erite Pflicht der Gemeinde. Sie fol aus 
den Gründen der Hygiene jowohl wie der Humanität das ganze Beerdigungs— 
weien aus der Sphäre des Profitt, des Marktes herausrüden und verhindern, 
daß die Gefühle der Pietät oft in Ichamlofefter Weile ausgebeutet werben. 
Und das kann nur geichehen, wenn die Gemeinde fi) an die Stelle der 
privaten Unternehmer fegt und das ganze Beerdigungsweien in eigener Regie 
betreibt — und fügen wir bier ſchon Hinzu, auch ganz auf ihre Koften 
übernimmt. 

Auf die verichiedenjte Weile haben die Gemeinden die Negelung des Be— 
erdigungsweiens in Angriff genommen. Gin Theil von ihnen hat fi darauf 
beichränft, Beerdigungsklaſſen einzurichten und Gebührenſätze fejtzulegen, die 
von den privaten Unternehmern oder wie in Görlig von dem einen fonzeffionirten 
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Unternehmer erhoben werden dürfen. Dabei überlaffen die Cinen die Kontrolle 
ganz den Betheiligten, während wieder Andere die Kontrolle über die Rech— 
nungen im Snterefje der Hinterbliebenen ſelbſt ausführen. Ein anderer Theil 
geht in der Sommunalifivung des Beerdigungsweſens weiter. Sie übernehmen 
die Anordnung der Beerdigungen durch die Beitellung von Leichenmeijtern, 
Leihenwärtern, Leichenbittern u. ſ. w, während die Lieferung des itbrigen 
Apparat privaten Unternehmern ganz oder theilweiſe überlaffen bleibt. Su 
Worms zum Beijpiel werden Leihenmeifter auf Beihluß der Stadt: 
verordnetenverfammlung vom Bürgermeifter auf Widerruf angeftellt. Ohne 
diefelben darf feine Beerdigung jtattfinden. Wie e8 in $ 30 der Begräbniß- 
ordnung heißt, find die Leichenmeifter dafür verantwortlich, daß alle beftehenden 
Voriehriften bei der Beerdigung befolgt werden. Sie find zur Erleichterung 
der Sorge der in Trauer verjegten Familien beftellt für alle vor, bei und 
nah der Beerdigung erforderlichen Bejorgungen und für Handhabung der 
Ordnung bei den Begräbnijfen. Sie haben aljo die vorgejchriebenen Anzeigen 
vorzunehmen, die Leichenwärter zur Bejorgung der Leiche, die Leichenträger 
zu ihrem Transport zu berufen, für die Anjage des Sterbefalld zu forgen, 
die firhlihen Prozeduren, den Sarg, die übrigen Ausichmüdungsgegenftände 
und den Leidhenwagen zu beitellen, den Leichenzug zu ordnen und die Auf: 
ficht über das ganze Begräbniß zu führen. Nach der Beerdigung haben 
fie die Koften zufammenzuftellen, dem Bürgermeifter zur Kontrolle vorzulegen, 
den Betrag von der Familie entgegenzunehmen und an die Lieferanten zu 
bezahlen. Wie die Leichenmeifter werden auch die Leichenwärter beiderlei 
Gejchlehtes zum Ausfteiden, Reinigen und Einkleiden der Verftorbenen und 
zum Ginfargen, jowie die Leichenträger von der Gemeinde beftellt. Sie können 
jederzeit entlaifen werben. Ganz ähnlich ift Die Ordnung in Frankfurt a. M., 
Dffenbad a. M. und anderen Städten. Wie man fieht, ift der Eingriff der 
Gemeinde hier ſchon ein ziemlich tiefer. Der Unternehmer ift überall da aus: 
geihaltet, wo er in direkte Berührung mit der trauernden Familie fommen 
fönnte, und auf die Lieferung des erforderlichen Apparats beſchränkt. Zwiſchen 
ihn und die Trauernden jchiebt fich der ftädtiiche Leichenmeifter, Begräbniß- 
orbuer, Bierteldiener oder wie er ſonſt heißen mag, ein, gewillermaßen als 
Schuß gegen die Häßlichleit und Rüdfichtslofigfeit der modernen Profitjagd. 
Ein ſehr wichtiged Moment ift dabei die Aufitellung der Koftenrehnung, ihre 
Prüfung und Begleihung durch die ſtädtiſchen Organe. Damit find alle 
Betrugöverfuche, an denen es gerade bei den Begräbnißrechnungen jelten fehlt, 
von vornherein ausgeſchloſſen und Täftige, unangenehme Streitigkeiten ab- 
geſchnitten. 

Als die abſchließende Entwicklungsſtufe müſſen wir die Uebernahme des 
ganzen Begräbniſſes zur Ausführung durch die Stadtverwaltung bezeichnen, wie 
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das in Dortmund, Wiesbaden, Mannheim, Freiburg i.B. geichehen ift. 
Die leidtragende Familie hat es nunmehr nur noch mit der Gemeinde und 
deren Dienern zu thun. Ob die Gemeinde dabei noch einzelne Theile, wie 
vor Allem die Lieferung der Särge, die Stellung der Beipannung, privaten 
Unternehmern überträgt, ift ohne Bedeutung. Die Gemeinde tritt als alleinige 
Unternehmerin auf; fie ftellt daS erforderliche Perfonal und bejoldet es, fie 
jtellt die erforderlichen Apparate, Wagen u. j. w., fie zieht die im voraus feit- 
geftellte Koſtenſumme ein. So führt zum Beijpiel die Stadt Karlsruhe 
drei Arten von Begräbniffen aus und itbernimmt gegen Zahlung der Taren 
die folgenden Xeiftungen: die Geſchäfte des Begräbnißordners (einjchließlich 
der Traueranjagen in ben eriten beiden Klaſſen), die Lieferung des Sarges 
und das Einlegen der Leiche in den Sarg, das Verbringen ber Leiche in die 
Yeihenhalle, die Aufbahrung und Bewachung der Leiche in der Leichen: 
halle (beziehungsweiſe in der beionderen Leichenzelle bei Klaſſe I und II), die 
Stellung von Trauerwagen für die Fahrt vom Trauerhauje auf den Fried— 
hof und zurüd, ſowie endlich die Beerdigung der Leihe — furz das gejammte 
Begräbniß. Die Begräbniſſe in den Gemeindefriedhöfen, welche für die An 
gehörigen der chriftlihen Konfeſſionen und die Konfeſſionsloſen beſtimmt find, 
werben von der Gemeindebehörde ausgeführt; nur die auf den beiden ifraelitiichen 
Friedhöfen ftattfindenden Begräbniſſe werden von den betreffenden Konfeſſions— 
gemeinden beforgt. Bier hat alfo die Stadt ein Monopol.* Und foll in der 
That das von uns oben bezeichnete Ziel erreicht werden, fo ift es mit der 
Errichtung einer ftäbtischen Begräbnißanſtalt allein, wie in Dresden und Chemniß, 
nicht gethan, Tondern dieſe Anftalt muß auch das thatlächliche und rechtliche 
Monopol haben. In Dresden beaniprucht nämlich die ſtädtiſche Beerdigungs— 
anftalt fein Monopol. Die Heimbürgerinnen (verpflichtete Leichenfrauen) 
müffen die Tarife aller in der Stadt vorhandenen Beerbigungsanftalten den 
Beitellern vorlegen und haben fich dabei jeder Kritik oder Empfehlung zu 
enthalten. 

Nach der Ausdehnung, in der die Lieferung einzelner Theile des für die 
Begräbnifje erforderlichen Apparat® an private Unternehmer vergeben iſt, 
lafien fi) die Städte, die die Ausführung von Begräbniffen übernommen 
haben, in verfchiedene Gruppen theilen. In Dallea. ©. ift zum Beijpiel das 
geſammte Leichenfuhrweien, alſo die Stellung des Leichenwagens, der Trauer: 
futjchen 2c. an einen privaten Unternehmer vergeben, dem dafür die tarifmäßigen 
Gebühren zufließen. In fehr vielen anderen Städten, wie Düſſeldorf, Wies- 
baden u. ſ. w., wird nur die Beipannung der Leichenmwagen vergeben, während 
diefe jelbft in ſtädtiſchem Beftge find. In Dresden und Chemnig wird auch 


* Ebenfo in Freiburg i. 8. 
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die Beſpannung der Leichenwagen und Begleitkutſchen von den ſtädtiſchen 
Marſtällen geſtellt, die daraus beträchtliche Einnahmen ziehen. Die Lieferung 
der Särge wird von den Stadtverwaltungen allgemein an private Unternehmer 
vergeben, die nach bejtimmten Tarifen zu liefern haben. So hat zum Bei: 
ipiel München die Sarglieferung für je zwei Diftrifte an je einen Schreiner: 
meiiter, die für die übrigen an den Sargverein der Vereinigten Münchener 
Schreinergenoffenichaft vergeben. Die Stadt Ichlägt auf die Tarifpreife eine 
zehnprozentige Inkaſſogebühr. Aehnlich bei der Lieferung der Wachskerzen und 
der Ausrüftungsgegenftände für die Leiche (Leichenkleid, Sargkiſſen 2c.). 

Daß da, wo das Begräbnißweſen ganz in den Händen des privaten 
Iinternehmerthums liegt, die Größe des Geldbeutel3 der Trauerfamilie allein 
die Art und Weiſe des Begräbniſſes bejtimmt, und daß die Unternehmer ganz 
nad) der Laune der Beiteller eine lange Reihe der verichiedeniten Beerdigungs: 
falten zur Hand haben, ift begreiflich und ſelbſtverſtändlich. Wir können es 
ebenfalls noch verjtehen, wenn in den Städten, wo fein Monopol für die 
jtädtiiche Beerdigungsanſtalt beſteht, eine reihere Auswahl vorhanden ift, um 
eben der privaten Konkurrenz zu begegnen. Weshalb aber ſelbſt da, wo das 
ganze Begräbnißweſen von den Städten monopolijirt ift, verfjchiedene Be: 
gräbnißklaſſen mit forgfältiger Abftufung der Ausitattung eingerichtet find, 
das läßt ſich jchledhterdingd von Standpunkte vorurtheilslofer Menjchlichkeit 
nicht begreifen. Soll vielleicht in dem Momente, wo der große Gleichmacher 
Tod jein kommuniſtiſches Cvangelium predigt, die Bedeutung des Geldbeutels 
bier auf Erden um fo jchärfer und nadhbrüdlicher betont werden? Das kann 
aber nicht die Aufgabe der ftädtiichen Verwaltungen fein. Es muß doch ge: 
radezu lächerlich wirfen, wenn die Dresdener Beerdigungsanftalt es alö eine 
Hauptaufgabe betrachtet, der Entfaltung übermäßigen Prunkes entgegenzutreten 
umd dabei nicht weniger als 18 Beerdigungsflaffen von 366,20 ME. bis zu 
20,70 Me. einrichtet. Weld feines Diftinkftionsvermögen fir Würde und 
Ehrungen müſſen doc die Dresdener Heimbürgerinnen befigen, auf deren 
Gmpfehlung hin ja doc meift von der trauernden Familie die Auswahl der 
Beerdig ungsklaſſe getroffen wird? Hallea. S., Frankfurt a. M. und andere 
haben 5 Klaſſen, Chemnitz 4; die geringste Zahl jcheint drei zu ſein (Karls— 
ruhe und andere). Wir laffen des Beilpiels wegen die Beerdigungsklaſſen, 
wie fie in Frankfurt a. M. durd) die Begräbnißordnung vom 30. Auguft 1895 
angeordnet find, folgen. Zunächſt giebt es 5 Klaſſen für Grwachjene: 
.Klaſſe erfter Wagen mit Goldverzierung. 13 Leichenbegleiter. 

2. Klaſſe zweiter Wagen ganz jchwarz, offen. 11 Yeichenbegleiter. 

3. Klaſſe dritter Wagen jchwarz und geſchloſſen. 9 Leichenbegleiter. 
4. Klaſſe vierter Wagen wie bei der 3. Klaſſe. 5 Leichenbegleiter. 
5. Klaſſe vierter Wagen. 3 Leichenbegleiter. 
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Die Kinderleichen zerfallen in drei Gruppen: ſolche bis zum 5. Lebens: 
jahre, ſolche vom 5. biß 10. und endlich ſolche vom 10. bis 15. Lebensjahre. 
Für Die beiden legten Gruppen giebt e8 je 5 Klafien, für die erften nur 4, 
alfo nicht weniger ald 14 Klaſſen fir Kinder. 

Was für eine Fülle von Diftinktionen! Welch feine Köpfe müffen die 
Väter diefer Begräbnißordnung geweſen jein! Warum haben wir zum Bei: 
ipiel von der 3. bis 1. Klaſſe eine regelmäßige arithmetifche Neihe mit ber 
Differenz 2 für die Zahl der Leichenbegleiter, während zwijchen der 4. und. 
2. Klaſſe der Abgrund der doppelten Differenz Eafft? Kniffliche Fragen der 
Gtifette, deren Grund zu erforichen uns nicht gegeben war. Und damit find 
die Diftinktionen nicht erfchöpft! Auf Verlangen der Hinterbliebenen wird 
von ‚einem der in ungleicher Zahl beorderten Leichenbegleiter das Kreuz vor— 
getragen. Bei der 1. Hlaffe gehen dem Kreuzträger zwei Begleiter zur Seite. 
Handelt es fih um Leichen, für deren Begräbniß milde Stiftungen und 
ftädtiiche Armenbehörden aufzufommen haben, fo geht der Leichenfommiflar 
nicht auf den Friedhof, fondern nur in das Sterbehaus zur Aufficht beim 
Tragen des Sarges aus dem Sterbezimmer und beim Einſchieben in den 
Yeihenwagen. Man muß doc jehen, daß nur ein Armer zu Grabe gefahren 
wird. Genug und übergenug der Frankfurter Begräbnißordnung! Glauben bie 
Städte ihre ſoziale Pflicht zu erfüllen, wenn fie den Armen auf ſchäbigem 
Karren, ohne jedes Zeichen ber Feierlichkeit, zum Friedhofe fahren oder gar wie 
in Berlin zu Fünf und Sechs in ſchmählichen Nafenquetichern durch Sammel: 
wagen zur Leichenjammelitelle transportiren? Nimmt die Menichheit des 
Menihen mit der Größe feines Geldbeutels ab und verjchwindet fie beim 
jtädtiichen Armen? Haben die Gemeinden nicht viel mehr die größere Auf— 
gabe, was in ihren Kräften jteht, die fozialen Ungleichheiten zu verfleinern 
und aufzuheben? Darum fort mit all den Klaſſen und Unterflaffen! Die 
Gemeinde gewähre allen ihren Gliedern in gleicher Weile ein würdiges Be- 
gräbniß! Das kann fie aber nur dann thun, wenn das gejammte Beerdigungs— 
wejen in ihrer Hand liegt, wenn von der Beforgung und Ginkleidung der 
Leiche bis zu ihrer Verjenkung ind Grab die Thätigfeit der Gemeinde an die 
Stelle des privaten Unternehmers getreten ift. Und die eigene Regie, bei der 
feine Nüdjiht auf Profit das ganze Handeln beftimmt, ift auch die Vor— 
bedingung für die foftenfreie Beerdigung. 

Wir haben gejehen, in welcher Ausdehnung der Grundjag der eigenen 
Negie im eigentlichen Beerdigungsweſen von den Gemeinden durchgeführt 
worden ift. Ihre Thätigfeit findet num in vielen Fällen eine Schranfe an 
den Privilegien der Kirchengemeinden, die da, wo fie im Beſitze der Fried— 
höfe find, ſehr häufig aud) das Begräbnißweſen monopolifirtt haben. Aber 
auch da, wo fie dies nicht gethan haben, fteht ihr Befigrecht einer fonzentrirenden 
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Organifation des gelammten Begräbnißwejens ſeitens der Gemeinden hinder— 
ih im Wege, injofern deren Thätigfeit nur bis an bie Thore der Kult: 
friedhöfe reicht. Nach der von Rettich bearbeiteten Statijtif im Statiſtiſchen 
Jahrbuch deuticher Städte waren 1895 von 44 Städten mit über 50000 Ein— 
wohnern 7 ohne jeden ftädtiichen Friedhof und von indgefanmt 289 Fried— 
höfen waren 110 — 38,1 Prozent im Gigenthum der Stadt, dagegen 168 
gleich 58,1 Prozent in dem von Stultusgemeinden, während der Neft mit 
11 = 3,8 Prozent Anftalten, Garnifonen u. |. w. gehörte. Es liegt auf der 
Hand, daß bei den Betriebe des Friedhofs die Intereifen der Kirchengemeinde, 
ſowohl ihre religiöien wie ihre finanziellen, durchaus im Vordergrunde ftehen, 
und ınit denen der Gemeinde oft genug in Konflift fommen. Nun handelt es 
fih aber, wie bei dem Leichentransport und allen dem eigentlichen Begräbniß 
borausgehenden Akten, jo auch bei der Fürſorge für das eigentliche Begräbnig 
in der Hauptiadhe und in erfter Linie um Vorgänge der öffentlichen Geſundheits— 
pflege. Die Auswahl des Grund und Bodens für die Friedhöfe, die Anlage 
der Friedhöfe jelbit, der Betrieb der Friedhöfe (Art der Gräber, ihre Tiefe, 
die Umtriebgzeit u. j. w.) — das alles find Borgänge, die mit der Stirche 
durchaus nichts, um jo mehr dagegen mit der öffentlichen Gejundheitspflege 
zu thun haben.“ Aus den ganzen Weſen der Beerdigung als eines vor Allem 
janitären Aftes folgt alfo mit logiicher Stonjequenz, daß die Ordnung desſelben 
in den Händen der Behörden zu liegen hat, deren Aufgabe die Verwaltung 
der öffentlihen Geſundheitspflege tft, das heißt der Gemeinden. Und ebenio 
folgt daraus, daß nicht einzelme, noch dazu fo wichtige Theile, wie es die 
Anlage und der Betrieb der Friedhöfe ift, aus religiöfen Gründen oder auf 
Grund hiſtoriſcher Entwidlung denfelben entzogen bleiben dürfen. Mit den 
bygieniichen verbinden fih dann jehr wichtige fozialpolitiihe Gründe. Die 
stirhengemeinden betrachten die Friedhöfe, überhaupt das ganze Begräbniß- 
weſen, wo es in ihrer Hand liegt, als Quelle des Einkommens,“s das für 
firhliche Zwede verwendet wird. Die Gefichtäpunfte der Sozialpolitik eriftiren 
für fie nicht; mit der Intafterhaltung der bürgerlichen Eriitenz der Angehörigen 
der nichtbefigenden Klaſſen, die häufig genug gerade durch den Aufwand für 
das Begräbniß völlig untergraben wird, haben fie nichts zu thun. Sie treiben 


* E8 waren wohl ausſchließlich fanitäre Gründe, aus denen den Gemeinden 
feiten® de3 Staates die Verpflichtung auferlegt wurde, für die Anlage und ben 
Betrieb der erforderlichen Friedhöfe zu forgen. 

* So mwehrten fich in Mannheim die Pfarrämter gegen die Uebernahme der 
Friedhöfe und des Begräbnißweſens durch die Stadt, „weil der evangelifche und 
fatholifche Almofenfonds einen Theil ihrer Revenuen verlieren würden, da dieje 
Fonds feither die Leichenwagen und andere NRequifiten geftellt und daraus Ge- 
winn gezogen hätten, der zum Theil für die Kirche, die Kirchhöfe und die 
Armen verwendet werde‘. Mannheimer VBerwaltungsbericht II, ©. 448. 
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feine Sozialpolitif, fondern Armenpflege! Das ipezifiihe Organ für Sozial: 
politif ift die Gemeinde, die alſo auch bei dem Betriebe der Friedhöfe dieſen 
Gefihtöpuntten zu ihrem Rechte zu verhelfen verntag. In einer ganzen Reihe 
von Städten werden daher die Neihengräber unentgeltlich abgegeben, jo in 
Darmftadt, Stettin, Wiesbaden u. ſ. w. In anderen kommen für die 
untersten Begräbnißklaſſen jehr niebrige Säte zur Erhebung, während die höheren 
Klaſſen ziemlich beträchtliche Gebühren zu zahlen haben. So erhebt zum Beispiel 
Dortmund 12, 40 und 6O ME. je nad) der Beerdigungsklaſſe. In Magde— 
burg, Halle a. S., Görlitz und Erfurt ftufen fich die Säge, ſozialpolitiſch das 
Richtigite, nad; Einfommenklaffen ab. So find in Magdeburg 4 Klaſſen (bie 
3000, 3001 biß 7000, 7001 bis 12500, über 12500 ME.) unterfchieden, 
denen entiprechen die Preife für Neihengräber mit 6, 10, 15, 30 ME. In 
Halle fommen 5 Klaſſen zur Anwendung: bi8 900, 900 bis 1500, 1500 
bis 3000, 3000 bi 6000, über 6000 ME. und dementiprechend die Säte 
von 3, 6, 12, 18, 30 ME. für ein Neihengrab. Die Klaſſeneintheilung iſt 
in Erfurt dielelbe, wie in Halle; die Preiſe betragen aber 2,25, 4,50, 9, 
18 und 24 ME. für das Grab. In Görlig find 4 Stufen vorhanden: bis 
900 ME. Sag 4 ME, 900 bis 3000 Mt. 8 ME, 3000 bis 5000 Mt. 
10 ME. und über 5000 ME. 12 ME. 

Bei dieſer Preisbeſtimmung der Gräber jehen wir den wichtigen ſozial— 
politiihen Grundjag wirkſam, die finanzielle Leiftungsfähigkeit der nicht be— 
figenden Klaſſen zu ſchonen und vor einem verhängnißvollen Zuſammenbruch 
zu bewahren. Er jollte auch die Gemeinden dazu veranlaflen, das ganze Be: 
gräbnißweſen in eigene Negie zu übernehmen. Man darf niemals vergeffen, 
daß das Begräbniß in vielen Fällen nur der Endpunkt langer Krankheiten ift, 
und daß die Ausgaben für dasjelbe nur die ſchweren Ausgaben für ärztliche 
Hilfe und Arzneien, für den entgangenen Verdienjt des kranken Familienhauptes 
oder des pflegenden Familienmitglieds abrunden. Man bedente ferner, da die 
Sitte weiter Sreife für das Begräbniß einen Aufwand fordert, der über die 
finanziellen Kräfte der betheiligten Familien hinausgeht, und daß Gründe der 
Pietät diefe Forderungen der Sitte unterftügen. Dann Fanı es uns auch nicht 
wundern, daß im zahlreihen Fällen die durch die vorausgehenden Krankheiten 
erſchütterte Vermögenslage gerade der unbemittelten Klaſſen durch die hohen 
Beerdigungsfoften hoffnungslos zerftört wird. Wie ſchwer und allgemein die 
Lajt der Begräbnißkoften feit Alters empfunden wird, das beweiſt allein die 
Thatſache, daß das Eintreten genofienfchaftlicher Hilfe zur Unterſtützung bei 
Sterbefällen durch die Zahlung von Sterbegeldern eine der früheften Aeuße— 
rungen genoſſenſchaftlicher Selbfthilfe ift. Leider kommt diefe Thätigfeit nur 
beihränften Streifen und zwar gewöhnlich den leiftungsfähigeren zu Gute. Für 
die großen Klaſſen der Bevölkerung, die zur genofienichaftlichen Selbithilfe zu 
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ſchwach find, muß daher in Verfolgung einer weitjichtigen Soztalpolitif die 
Gemeinde eintreten. 

Ein Ueberblid über die Mindejtkoften der Begräbnifie eines Erwachienen 
und eines Kindes im dem größeren Städten Deutfchlands mit mehr als 
50000 Einwohnern wird den Beweis für unjere Behauptungen liefern. Wir 
entnehmen die Zahlen der ſchon erwähnten Studie Rettichs im Statiftiichen Jahr— 
buch deutjcher Städte.* Es betrugen aljo die Mindeftkoften für das VBegräbniß: 





Eines 


Erwachſenen | 


Eines 
Kindes 


Eines 


Name ber Stabt | Erwachſenen 


Eines 
Aindes 





| 
Name der Stabt | 
l 
[} 








nt. ME, me. Mt. 
Aachen ..... \ 24,87 14,12 Börlig...... 43,50 — 
Altona ..... 68,00 3830 GHalle a. S... 330 | — 
Augsburg. ... 32,80 10,20 | Hamburg ... 54,50 19,80-24,10 
Barmen..... 58,00 28,50 Karlsruhe ... 92,00 42,1061,10 
Braunfchmweig . | 40,50 1520 Kiel ......| 6 | 
Breslau... .. \ 58,00 19,00 | Königsberg ... | 69,00 — 
Caſſel ...... \ 58,32 26,16 | Leipzig... . . | — 88,50 
Charlottenburg | 59,00 36,75 |] Liegnit \ 49,70 —— 
Chemnitz.... 70,20 23,15 | Lübet..... \ 71,05 41,50 
Grefed .. . . . — 15,15 | Mainz..... 88,50 —* 
Darmſtadt ... — 22,00-28,00| Mannheim .. — 14,70 
Dortmund ...| — 2625 Metz ...... "60,80 28,40 
Dreöden .... 45,00 21,50 Münden .. 37,96  |16,31-19,99 
Düfleldorf .... : 39,60 118,10-24,60| Münfter....| — 12,35 
Duisburg... . - | 87,50 30,00 .| Nürnberg ... | 78,95 24,20 
Giberjeld .... | 3400 | 19,70 | Plauen .... 48,50-57,10/17,00-87,00 
Erfurt ... .. — 11,75 Poſen ..... ı 87,75 18,50 
NER 0 ' 81,00 | — Stettin..... \ 74,00 40,50 
Frankfurt a. M. 38,00 | — | Stuttgart... | 35,20 | 6,20-32,86 
Frankfurt a, D. | 49,13 28,38 Würzburg... 40,47 _ 
M.Gladbach 31,25 16,65 Zmwidau .... | 44,50 17,50 








Die einzelnen Summen enthalten die Gebühren für die Todtenfchau, die 
Ausgabe für den Leichenbeforger beziehungsweije die Leichenfrau, das Sterbe: 
Heid, den Sarg, den Leichenwagen, die Fahrt auf den Friedhof, die Träger- 
löhne, die Gebühr für die Leichenhalle, das Ausſtecken des Grabes, den Plat 
für dad Grab, dad Auswerfen und Zufchaufeln des Grabes, fowie die ge: 
jammten Gebühren für den Ritus. Es handelt fich dabei aber nur um Die 
Mindeftkoften, die wohl in ben meijten Fällen überfchritten werden. 

Mit der Forderung der Uebernahme des Begräbnißwejens feitend der 
Semeinde verbinden wir daher die weitere der foftenlofen Beerdigung. Damit 


° VI, ©. 198, 199. 
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würde dann auch die ummwiürdige Ilnteriheidung von zahlenden und Armen: 
leihen aus der Welt geichafft werden, und die Armenbegräbnifie, die oft 
geradezu ein Skandal find, aufhören.* Der Koſtenaufwand, der mit der Ueber: 
nahme der Eoftenlojen Beerdigung fir die Gemeinden verfnüpft wäre, iſt nicht 
jo groß, daß er ein bebeutendes Hinderniß bilden fönnte. In der Schweiz, 
wo diejelbe in Zürih, Glarus, Thurgau und in anderen Kautonen zum 
Theile ſchon feit Jahren in Gebrauch iſt, werden die Koften je zur Hälfte 
vom Stanton und den Gemeinden getragen. Selbit wenn aber eine jtaatliche 
Beihilfe nicht zu erreichen wäre, wie bei dem chroniihen Geldmangel für 
kulturelle Zwede in den deutichen Staaten nicht anders zu erwarten, io 
fönnte doch mit einer beträchtlichen Herabſetzung der Koften in Folge der 
Zentralifirung und Vereinfachung des geſammten Begräbnißweſens gerechnet 
werden. In den Statiftiichen Monatsberichten der Stadt Stuttgart (II 1897, 
Nr. 5) iſt ein Verſuch gemacht worden, die Koſten zu berechnen, die durch die. 
lebernahme des Beerdigungsweſens für die größeren Städte Wiürttembergs 
entftehen würden. Zu Grunde gelegt wurden dabei die heute gebräuchlichen 
Mindeftjäge für eine Beerdigung erflufive der Gebühren für den Ritus. Inter 
Benügung der Ziffern und Hinzufügung von Kolumne 1 und 6 ftellen wir 
die auf der mächiten Seite jtehende Tabelle zuſammen. 

Die Koſten jchwanfen alio pro Kopf der Bevölkerung von 39,8 Pig. in 
Neutlingen bis zu 85,1 Pfg. in Ulm und ihr Verhältniß zu dem durch 
Grunde, Gebäudes und Gewerbefteuern zu deckenden Gemeindeichaden von circa 
1:34 in Stuttgart bis zu 1:8 in Ulm. In 7 Städten beträgt das Ver— 


* Sin Berlin werden die Leichen, die für Rechnung der Stadtgemeinde be- 
erdigt werden mülfen, im Laufe des Tages durch einen befonderen Unternehmer 
mittelft Wagen aus den Kranfenanjtalten und GSterbemohnungen abgeholt und 
nach der Leichenſammelſtelle in der Dieftelmeygerftraße verbracht, von hier während 
der Nachtzeit durch beſonders eingerichtete Wagen nach dem Gemeindbefriedhof 
bei Friedrichsſelde überführt. Selbjtverftändlich geht das Beſtreben der Unter: 
nehmer dahin, möglichjt viel Geld an dem Gefchäft zu verdienen, während das 
A und D der Verwaltung die Koftenerjparniß iſt. Man kann fich ungefähr vor: 
jtellen, wie danach die Armenbegräbnifje ausfallen. An Klagen hat ed von jeher 
nicht gefehlt und jelbjt die Armenvorjteher haben ich gegen die flandalöfen Miß— 
ftände verwahrt, Abholung von ſechs Leichen in einem Transport, ftatt höchſtens 
zwei wie vorgefchrieben, um die Fuhrkoſten möglichft zu reduziren, rohes Be: 
nehmen und fchmusige im böchiten Grade unmwürdige Tracht der Abholungs: 
mannfchaft, die Nafenquetjcherfärge mit flachem Dectel, die beim Abholen aus 
dem Leime gehen — eines der zahlreichen Mittel, durch die man die Armen von 
der Inanſpruchnahme eines Armenbegräbniffes abzuhalten fucht —, das Abholen 
der Leichen zu beliebiger Zeit ohne Anmeldung und ohne jede Rüdficht auf Die 
Gefühle der „Armen“ — das find fo einige Auswüchſe des Berliner Armen- 
begräbnifjes. 


Mindeſtkoſten bes Gemeinbefhaben auf 


















volterungs —— —— 
Kinder — 1896/96 
Mt. Dit. Me. 
Stuttgart... . | 1588321 | 83 281 52,6 8,00-34,80 85,20 2 701 716 
Sannftatt.... . f 22590 | 14976 | 66,3 13,70 47,50 205 000 
EBlingen .... | 24081 | 17998 | 74,9 198,05 47,70 240 000 
Gmünd ..... 17 282 9639 | 55,8 14,60 86,40 105 000 
Göppingen... || 16183 | 11952 | 73,7 27,10 87,40 150 000 
Heilbronn ... | 33461 | 14654 | 48,8 11,55 27,65 430 000 
Ludwigsburg. . | 19811 | 12947 | 67,0 17,40 47,90 95 000 
Ravensburg .. | 12694 | 6181 | 48,7 _ _ 115 000 
Reutlingen... || 19822 7880 | 39,8 8,60 28,25 200 000 
Tuttlingen .. . | 11 672 7544 | 64,7 11,60 81,00 70 000 
Ulm....... ı 89304 | 33445 | 85,1 14,80 58,50 255 493 





hältniß 1:10 bis 13; den geringiten Bruchtheit, nämlich 1:30, machen die 
Begräbnißkoften, nächit denen in Stuttgart, in Heilbronn aus. Bei dieſer ganzen 
Betrachtung dürfen wir aber nicht vergeffen, daß die berechneten Geſammt— 
foften der Beerdigung Marimalkoften find. Durch Ginführung der obliga= 
torifchen Benützung der Leichenhäufer und der damit verbundenen Vereinfachung 
des Transportes der Leichen zur Leichenhalle, würden ſich die Transportkoiten 
ganz beträchtlich herabießen laſſen. Denfelben Effekt ber Koftenminderung 
würde die Zentralifation und Neuorganifation, ſowie der Betrieb des ganzen 
Begräbnißweſens in eigener Negie jeitend der Gemeinden, aljo ohne Rüdficht 
auf Profit, mit Nothwendigkeit haben. Unter Berüdfichtigung diefer Koſten— 
ninderung würde die finanzielle Belaftung der Gemeinden durch die Ueber— 
nahme des Begräbnißweſens feine zu große werden. 

Da, wo die Gemeinden im Beige der Friedhöfe find und diejelben auf 
ihre Rechnung betreiben, finden wir, daß fie auch meiſt die Bepflanzung und 
Pflege ber Grabjtellen übernehmen. In einigen Städten (Hannover, Stutt— 
gart u. ſ. w.) ift diefelbe dem Friedhofsinſpektor übertragen, der nad) feit 
gejegtem Tarife mit Hilfe einer von ihm gehaltenen Gärtnerei dieſe Gejchäfte 
beforgt. Der Ueberihuß fließt dabei natürlich in feine Taſche. Ein Monopol 
jteht ihm nicht zu; gegen Löjung eines Erlaubnißſcheins find private Gärtner 
zur Gräberpflege ebenjo berechtigt, wie die Friedhofögärtnerei. An anderen 
Orten erfolgt ber Betrieb der ftädtiichen Friebhofsgärtnerei auf Koften der 
Stadt. So in Köln auf den Friebhöfen Melaten, Köln-Nord und Köln- 
Deus. Die Gärtnerei Melaten befitt auf einem Terrain von 1,5 Hektar ſechs 
große Gewächshäuſer, 900 Frühbeetfenſter, Arbeitshalle, Schuppen u. |. w.; 
die Gärtnereien Köln-Nord und Köln-Deutz find kleiner (1 beziehungsmweile 
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2 Gewähshäufer und je 100 Frühbeetfeniter). 1898 wurden 25037 Gräber 
gepflegt und 3334 neu angelegt. Es bejteht jedoch fein Zwang, die ftädtiichen 
Gärtnereien zu benügen. Gegen Löfung eines Grlaubnißicheins kann jeber bie 
Sräberpflege jelbft ausführen; 1898 wurden 1721 Gräber von Privaten 
beziehungsweife Handelsgärtnern neu angelegt und 513 gepflegt. Aehnlich ift 
die Gräberpflege geregelt in Düfjeldorf, Dortmund, Nahen und au 
anderen Orten. In dieſen Städten beiteht alfo fein Monopol für den 
jtädtifchen Betrieb. in ſolches ift dagegen in Magdeburg jeit 1899 
ſtatuirt. Hier erfolgt die Gräberpflege auf allen Friedhöfen jeitens der 
ſtädtiſchen Friebhofsgärtnereien. Anderen Perſonen mit Ausnahme der Ans 
gehörigen ift bie Pflege verboten. Auf dem Norbfrievhofe ergab die Gräber: 
pflege 1898/99 einen Ueberſchuß von 5197,40 Mt, 


Stänfebau und Wohnungsivefen. 


Amölftes Kapitel. 
Stänfebau. 


Die Sünden der Väter werden heimgejucht an den Kindern. Die Wahrheit 
diejes Spruches gilt für das ganze politische und gejellichaftliche Sein der Völker; 
fie gilt nicht minder für die fleiner und Eleiner werdenden Organijationen, in 
denen jich daS Leben der Menjchen abipielt. Die Sünden der Väter werben 
heimgejucht an den Kindern, den eigenen und den Kindern der Mitbürger. 
Wie der verfiehte Leib der kranken oder degenerirten Eltern feine Schwäche 
und Krankheit den Kindern übermittelt und ihr Leben mit einer Bürde be- 
lajtet, die abzuwerfen ihnen nie gelingt, jo hinterlaflen die vergangenen 
Generationen ihren Nachfolgern gejelichaftlie Zuftände, die das Leben der 
ganzen Völker oder der Gemeinden, aus denen fie fih zufammenjegen, fiech 
maden und verfrüppeln. Wohin immer wir bei der Erforſchung der gejell- 
ihaftlihen Zuftände unſeren Blick wenden, überall flammt uns das Wort 
von der Heimſuchung der Sünden der Väter drohend entgegen. Je weiter 
wir zurüdgehen in der Geichichte eines Volkes, deito ſchwächer finden wir das 
Gefühl von der furchtbaren Werantwortlichfeit, die die lebende Generation 
durh ihr Handeln auf fich nimmt; dejto geringer die Erkenntniß von dem 
urjählihen Zujammenhang des Geichehens auf dem Gebiete des ftaatlichen 
und gejellichaftlichen Lebens der Nationen. Und wenn wir die lebende Generation 
nah dem Maßſtabe ihres Verantwortlichfeitögefühls gegenüber der zukünftigen 
Generation meifen, wenn wir das jittliche Handeln des Ginzelnen, der Gruppen, 
der Gemeinden, der Staaten ind Auge fallen, jo ziemt fih für uns das Ein: 
geitändniß, daß wir wenig bejier geworden find. Die empörende Anmaßung 
wahnwitziger Selbjtvergötterung wird ung als das neue Evangelium gepriefen, 
dad Berantwortlichfeitögefühl gegenüber der Nachwelt als jflaviiche Feigheit 
veripottet. Wie man fich nicht ſcheut, die Kräfte des Geiltes und Leibes in 
Trunk und Unzucht zu vergeuben, ein fieches Geichlecht Inphilitiicher und 
idiotijcher Kinder in die Welt zu fegen, die mit dem Leiden eines langen 
vebens die Zuchtlofigkeit ihrer Erzeuger zu büßen haben, fo ſcheut man ſich 
nicht auf allen Gebieten des geiellichaftlichen Lebens den ungezügelten Egoismus 
der Gruppen und Klaſſen feine verwüſtende Thätigfeit üben zu laflen, To läßt 
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man fie auf Koſten der Zukunft die lebende Generation ausbeuten, nieder: 
drüden, bi8 aufs Lebensmark ausſaugen. 

Unfere ganze bisherige Darftellung hat uns gezeigt, wie erichredend langſam 
ji der Gedanke von der Veranttwortlichkeit des Einzelnen gegenüber der Ge— 
jammtheit, der lebenden Gelammtheit gegenüber der kommenden Generation 
durchgelegt hat. Ueberall haben wir dieje Kämpfe beobachten fünnen und wenn 
auch die höhere Sittlichkeit, die im dem geiellichaftlichen Verantwortlichkeits— 
gefühl des Einzelnen, der Gruppen und der Gejellichaft ihren prägnantejten 
Ausdrud findet, am Ende gefiegt hat, jo find die Siege doch oft nicht ent- 
icheidend, oft nur lahme Kompromilje gewejen. Es iſt fein erquidendes Bild, 
das uns unter diefem Geſichtspunkte die Geichichte der Städte, auh in den 
legten Jahrzehnten, gewährt. Wir behaupten durchaus nicht, dab es an einzelnen 
glänzenden Thaten gefehlt habe, daß einzelne Männer unermüdlicd langjährige 
Kämpfe gegen die unergrimdlihe Dummheit und den ebenio unergrindlichen 
Egoismus ihrer Mitbürger durchgefochten haben. Im Allgemeinen aber jehen 
wir die wüſte jtarre Maffe von Dummheit, Faulheit und Selbſtſucht fich wie 
ein gigantisches Gebirge unbeweglih aus der Dämmerung jumpfiger Niederung 
erheben. Und je tiefer man in die Gejchichte der einzelnen Stadtverwaltungen 
eindringt, deſto Elarer ſieht man überall die häßlichen Züge des niedrigiten, 
erbärmlichiten, kleinlichſten Geldbeutelintereifes hinter den Schleiern ſchöner 
Worte ſich veriteden. 

Wo aber gilt dies alles in höherem Grade als da, wo es ſich um das 
mächtigſte Werkzeug menſchlicher Herrſchaft und Ausbeutung, um den Grund 
und Boden handelt? 

Erſt ſpät, ſehr ſpät iſt den ſtädtiſchen Gemeinden die Thatſache zum 
Bewußtſein gekommen, daß ſie von der Gemeinſchaft zu Hütern und Ver— 
waltern des Stadtgebiets beſtellt ſind, daß ſie nicht nur die Aufgabe haben, 
den Beſitz der Gemeinſchaft zu bewahren und vor gewiſſenloſer Verſchlenderung 
an Private zu fchligen, jondern daß ihnen auch die weitere größere Aufgabe 
geitedt ift, der privaten Ausnützung des privaten Grundes Schranken zu fteden, 
zu verhindern, daß das private Eigenthum an Grund und Boden als furcht— 
bares Werkzeug zur Ausbeutung der nichtbefigenden Stadbtgenoffen dient und 
in feiner rückſichtsloſen Entfaltung die körperliche und fittlihe Gejundheit der 
Gemeinschaft ſchädigt. Und noch viel fehlt, daß dieſe Erkenntniß allgemein 
geworben, noch mehr, daß fie zu einer förderlihen Thätigkeit Anlaß gegeben 
hätte. An vielen Orten ift e8 bei fchüchternen Anfängen geblieben. Selbit 
diefe müſſen wir mit Freuden begrüßen. Stellen fie doc einen Bruch mit der 
Sleichgiltigkeit der Vergangenheit dar, und find doch faum auf einem anderen 
Gebiete die Schwierigkeiten des Fortſchritts gleich große. In der ſtädtiſchen Ver— 
waltung überwiegt das Haußbefigerelement, deſſen privates Intereife im ſchroffſten 
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Gegenfage zu den Intereſſen der Allgemeinheit jede Beichränfung in der Ber: 
fügung über ihr Grundeigenthum verwirft. Dieſes ſelbſtſüchtige Element, deſſen 
Horizont, mögen wir ihm in dem fleinften Marktſtädtchen oder in der großen 
Metropole des Reiches begegnen, gleich eng it, deilen Feindſchaft gegen jeden 
hygieniſchen Fortichritt nur der Ausdruck einer unſäglichen Bornirtheit ift, 
dieſes Clement ijt durd) feine ökonomiſche Macht und die Unterftügung einer 
veralteten Geſetzgebung doppelt ftart; jein Wiberjtand daher außerordentlich) 
ihwer zu überwinden. Das Eleinite fortichrittliche NRefultat auf dem Gebiete 
der ſtädtiſchen Hauſung ift daher meilt das Ergebniß langer hartnädiger 
Kämpfe und häufig nicht fo jehr an fi), fondern nur als das Endglied der 
porausgehenden Greigniffe von Bedeutung und intereilant. 

Mit den jechziger Jahren beziehungsweije erft mit den fiebziger Jahren 
beginnt in Deutichland die Periode der Entwidlung der größeren Städte, 
die ihre Haupturfache in dem Aufblühen der induftriellen Ihätigfeit hatte. 
In einer ganzen Reihe von Städten vollzog fich dieje Entwidlung in fo rapider 
Weife, daß fie fih mit den Vorgängen in engliichen Städten in der eriten 
Hälfte dieſes Jahrhunderts vergleichen läßt. 

Ein großer Theil der Zugezogenen Bevölkerung fand nun theild im ben 
noch leerftehenden, theils in den bereit3 bewohnten Wohnungen Interkunft, 
für einen anderen mußte aber dur) den Bau von neuen Häufern gejorgt 
werden. Es wurden alio zunächſt die im Innern der Stadt belegenen noch 
unbebauten Grundftiide, ſowie die noch nicht mit Bauten bejegten Höfe und 
Gärten der bereit3 bebauten Grunditüde jo weit als möglich überbaut. Alte 
kleinere Häufer wurden durch das Aufjegen von Stocdwerfen vergrößert oder 
niedergeriifen und durch große Kaſernen erfegt. Unter dem verfengenden Hauche 
der Baumuth jchwindet jedes Fledchen Grün, wie unter dem Samum der 
Wüſte. Jeder Fuß breit Land wird in Anspruch genommen. Sobald aber der 
Raum, den die alte Stadt bietet, im Wejentlichen ausgefüllt ift, beginnt der 
Erpanfionsprozeh in das Außengebiet. Meift vollzieht fich derſelbe, insbeſondere 
da, wo ihm feine befonderen Hindernifje, wie Feitungswälle, Stromläufe in den 
Weg treten, zunächſt in radialer Richtung: er folgt den ins Land hinausführenden 
alten Landſtraßen. Auf ihnen jpielt fich ein ſtets wachſender Verfehr ab, der ſeiner— 
jeitö wieder befruchtend auf die Bauthätigfeit wirft. Diefer Anbau an den Land: 
itraßen findet aber feine Grenze, jobald die Entfernung vom Stadt- und Verkehrs— 
mittelpunft und ber zur Ueberwindung derfelben nothwendige Kraftaufwand zu 
groß wird. Dann wirft ſich die Bauthätigfeit auf das zwiſchen den radialen 
Land» und Verfehrafiragen belegene Aderland und erfaßt dasſelbe an zahl» 
reichen Punkten zu gleicher Zeit. Einzelne Miethskaſernen werden ald Vorpoſten 
weit hinein in dad Außengebiet vorgejchoben und hinter denfelben entitehen 
quartier⸗ ober ſtraßenweiſe die häßlichen Produkte des modernen Maſſen— 

Hugo, Deutihe Stäbteverwaltung. 22 
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baue. Es ift das ureigenfte Gebiet des Bauunternehmers, der ohne Rückſicht 
auf alle anderen Intereffen nur das eine Gebot der weitgehendften Aus: 
nügung des Grund und Bodens und der Ichamlofeften Ausbeutung der Mieths— 
parteien fennt. Ließe man ihn frei gewähren, jo würde er feine Himmels: 
frager bi$ an die Grenze technischer Möglichkeit erhöhen und die Straßen in 
ſchmale unterirdiihe Tunnel® verwandeln. Zwei Reiultate hat alio das ſchnelle 
Mahsthum der ftädtiichen Bevölkerung erzeugt, die Webervölferung der alten 
Stadt mit der weitgehenditen Weberbauung des alten Stadtgebiet3 und das 
(Sntftehen neuer Quartiere außerhalb des alten Stadtkernes. In diefen Ent: 
wicklungsprozeß der Stadt werden außerdem die in mehr oder weniger großer 
Entfernung die Stadt umgebenden Vordörfer in doppelter Weiſe hineingezogen. 
Die in der Stadt entjtehenden Imduftrien, die in ihr die günftigften Be— 
dingungen für ihre Entfaltung finden, ziehen aus den umliegenden Dörfern die 
Arbeitöfräfte an und bringen die Bevölkerung derjelben in die engfte wirth: 
ichaftliche Verbindung mit der Stadt. Der fteigende Grundwerth der fich ent: 
widelnden Stadt und bie fteigenden Miethen treiben die Arbeiterbevölferung 
hinaus in die Vororte, wo fie billige Unterkunft und theilweile auch einen 
billigeren Unterhalt findet. Dieſer anfänglich nur wirthichaftlihen Verbindung 
zwilchen den Wororten und dem Stabtferne pflegt die örtliche in der Negel 
bald zu folgen. So geht die thatjächliche Ginverleibung der Wororte ber 
politiichen voraus. 

Parallel dem Anwachſen der Bevölkerung geht die Entwidlung des Verkehrs, 
der zwar meift an fein hiftoriiches Zentrum gebunden bleibt, von diefem aus 
aber ftrahlenförmig feine Verbindungen in die neuen Quartiere knüpft. Die 
engen Straßenziige der Altitadt genügen nunmehr den ſtets wachlenden An— 
jprüchen des Verkehrs in feiner Weije; ihre Krümmungen und wechſelnden 
Höhenverhältniffe find ebenſo viele Hinderniffe für ihn. Damit fehen fich die 
Gemeinden vor die große Aufgabe geitellt, das hHiftorich gewordene Straßennet 
im SIntereffe der Gegenwart und Zukunft zu forrigiren, Straßenerweiterungen 
und Straßendurchbrüche vorzunehmen, durd die die Größe bes für Wohnungen 
verfiigbaren Naumes abnimmt. Die fortgejegte Steigerung des Bodenwerthes 
wirkt in gleicher, beichränfender Richtung, und fo begegnen wir auf einem 
gewillen Höhepunkte jtädtiiher Entwidlung der charakteriftiihen Erſcheinung 
eines Abfluthens der früher in die Altftadt eingeitrömten Bevölkerungsmengen 
nach dem Außengebiete. 

Dieje kurze Skizze des tupiichen Verlaufes der ftädtiichen Entwicklung Hat 
bereit3 die Punkte hervorgehoben, an denen die Thätigkeit der ftädtiichen Be— 
hörden einzugreifen hat. Inden wir die ftädtiichen Behörden als das fihtbare 
Organ des Wollend und Handelns der ftädtiichen Gemeinſchaft betrachten, haben 
wir auch als das Gebiet ihrer Thätigfeit dem geſammten Intereffentompler 
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der Bewohner abgegrenzt. Im ganzen Umfange desſelben muß ihre Thätigkeit 
daher nicht nur regeln und ausgleichen, fondern auch leiten und neu fchaffen. 
Auf vielen Gebieten der geiellihaftlichen Thätigkeit, zum Beiſpiel auf dem 
der Induſtrie, werden fic) allerdings bie ftäbtiichen Gemeinden darauf befchränfen 
müffen, die Bedingungen aufzuftellen, unter denen fie fich abipielen darf, oder 
fie dur) die Forträumung von Hinderniffen indirekt zu fördern. Auf dem 
umfaffenden Gebiete des Städtebaus und der Haufung der ftäbtijchen Bevölke— 
rung find ihnen dagegen weitergehende Aufgaben gejtedt. Sie können fich nicht 
damit begnügen, die Hände in den Schoß zu legen und zuzufehen, wohin die 
Entwidlung treibt, um dann, nachdem durch planlofen Anbau ein Chaos von 
Hinderniffen für eine rationelle Weiterentwidlung gejchaffen, mit großer Straft- 
vergeubung dieje Hinderniffe wieder aus dem Wege zu räumen. Nirgends liegt 
das Heil allein in der Verordnung, worauf im Allgemeinen die Summe der 
Verwaltungsweisheit hinauszulaufen fcheint; ganz gewiß nicht und am wenigften 
auf dem Gebiete der ftädtiichen Verwaltung. Die jchönften Verordnungen find 
nicht da8 Papier werth, auf dem fie gedruckt find, gegenüber der Macht der 
Berhältniffe, die jie ohne Rüdficht auf die Gelege ihres Seins zu regeln 
juhen. Allein die jchöpferiiche Kraft jelbitthätiger Organifation vermag dies 
ſelbe zu überwinden. 

Schöpferiih und neugeftaltend muß die Thätigkeit der Stadtverwaltung, 
vor Allem auf dem großen Unternehmungdfelde jein, das man gewöhnlich 
mit dem Sammelnamen der Stadterweiterung bezeichnet, regelnd und ordnend 
zunächit, dann aber auch jelbitichaffend auf dem Gebiete des Häuferbaues 
und ber Hausausnützung. Unſere Unterfuchung joll die deutichen Städte in 
ihrer Thätigfeit auf diejen zwei Gebieten verfolgen. Sie wird von dent Gebiete 
ausgehen, auf dem die Hinderniffe der Vergangenheit gleih Null find, von 
der planmäßigen Neuanlage von Stadtvierteln, der äußeren Stabierweiterung, 
als deren Vorbedingung der Stadtbauplan erjcheint. Wir brauden kaum zu 
bemerfen, daß es ſich bei unferer Darftellung nicht um die technifche Seite 
der Stadterweiterungen, jondern nur um ihre vollshygieniſchen, fozialpolitiichen 
und gemeinwirthichaftlihen Wirkungen handeln fann. 


A. Stadferiveiterung. 


Es hat lange genug gedauert, bis der Grundfag, daß eine Stabterweiterung 
in erfter Linie, ja ausfchließlih, die Sache der Gemeinde ſei, auch in ber 
Gejeßgebung zur Anerkennung gekommen ift. Von jeher hatte die Laune 
der Negenten auf dem Gebiete der Stabtgründungen, »Erweiterungen und 
Umbauten ein ungehindertes Feld der Bethätigung gefunden; um die ftäbtifchen 
Behörden, ſoweit ſolche vorhanden waren, brauchte man fich nicht zu kümmern 
und hat man fi aud nicht gekümmert. Sie mußten dankbar die Schöpfungen 
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entgegennehmen, mit denen die Gnabe und Huld der Fürften fie beichentte. 
Was Wunder, daß herab vom Fürften die kleinen Regenten der Städte und 
Städtlein das Vorgehen derjelben im fleineren und Eleinften Maßftabe nad): 
ahmten und in ihrem Machtbereihe auf ihre Weile die Erweiterung und Ver: 
Ihönerung ber ihnen ıumtergebenen Städte betrieben. 

Sp hatte in Preußen nad dem Erlaſſe des Handelsminiſteriums vom 
12. Mai 1855, der die Materie der Bebauungspläne regelte, die Regierung das 
Recht Für fih in Anfpruch genommen, die Aufftellung von Bebauungsplänen 
jelbjtändig anzuordnen und durd Die Bolizeibehörben zur Ausführung bringen 
zu laſſen, obihon im Allgemeinen den Gemeinden die Initiative zugeftanden 
wurde. Die Anordnung einzelner Fluchtlinien war dagegen Iediglih Sache 
der Polizeibehörde, die ihr Recht auf $ 65 ff., Titel 8, Theil I des Allge— 
meinen Landrechtes fügte. Es war daher nur Sache des Entgegenfommens, 
wenn der Gemeinbevorftand gehört wurde. Die Verhältniffe, die ſich daraus 
ergaben, ſchilderte der Berichterjtatter Zelle für den Entwurf des Gejetes 
vom 2. Zuli 1875 in Kürze höchſt charakteriftiih: „Es ift vorgefonmen, daß 
die Kommunalbehörden fich weigerten, diejenigen Enteignungen vorzunehmen, 
die von der Polizei verlangt wurden. Jetzt ftand ber Karren feft und die 
Polizei fam nun auf den wundervollen Ausweg, der Stadt einen Surator 
zu ftellen, welcher für die Gemeindebehörde die Enteignung beantragen mußte.“ * 
Netabliffementspläne (Pläne für den Wiederaufbau ganzer durch Feuer zer— 
ftörter Ortichaften) waren allein ben Regierungen vorbehalten. Dementiprechend 
beauftragte zum Beifpiel das Handelöminifterium im Jahre 1858 das Berliner 
PVolizeipräfidium mit der Aufftellung eines allgemeinen Bebauungsplans. Die 
Koften, circa 90000 ME., hatte die Stadtgemeinde zu tragen. Das ganze 
GEntgegenfommen, das man der Stadt Berlin erwies, bejtand darin, daß 
man Deputirte derjelben zu den fommifjarifchen Verhandlungen Hinzuzog und 
die Genehmigung der 14 Mbtheilungen des Bebauungsplans formell den 
Kommunalbehörden unterbreitete. Bei fpäteren, in den höheren Inftanzen vor= 
genommenen Abänberungen wurde auch dieje reine Formſache unterlaffen.** 

In diefe geradezu heilloſen Verhältnifie brachte erft das Banfluchtengefeg 
von 1875 eine Nenderung. | 

Der Negierungsentwurf jchränfte, wie zugegeben werben muß, die uns 
beichräntten Nechte der Ortöpolizeibehörden und Regierungen in einigen Punkten 
ein. Die Feitiegung der Baufluchtlinien follte der Ortspolizeibehörde verbleiben, 
aber dieje war an das Ginverftändniß des Gemeindevorftandes gebunden. Bei 
mangelnder Ginigung follte der Kreisausſchuß beziehungsweije in Stabtfreifen 


* Berichte des preußifchen Abgeordnetenhaufes 12, Legislaturperiode, zweite 
Seſſion, Protofolle ©. 2037. 
* Mergleiche Bruch, Berlind bauliche Zulunft, Berlin 1870, S. 41 ff. 
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der Bezirksausſchuß entjcheiden. Die Aufftellung von Bebauungsplänen konnte 
auf Anregung des Gemeindevorjtandes wie der Ortöpolizeibehörde erfolgen; 
bei einem Konflikt zwiichen ben beiden über die Bebürfnißfrage jollte der 
Kreisausſchuß enticheiden. Zu derjelben follte das Einverjtändniß der Gemeinde, 
de3 Gemeindevorftandes und der Ortöpolizeibehörde nöthig jein, bei Konflikten 
zwiſchen den Gemeindebehörden und der legteren wiederum der Kreisausſchuß 
enticheiden. 

Das Streben eined großen Theile des Abgeordnietenhaufes, Tpeziell der 
liberalen Parteien, ging nun dahin, die Rechte der Ortöpolizeibehörde noch 
weiter zu beſchränken, ihr überhaupt dieſes ganze Gebiet zu nehmen und den 
Gemeinden die lange vermißte Selbitändigfeit zu geben. Es war bejonders 
der Abgeordnete Miguel, der den Grundjaß der Autonomie der Gemeinden 
mit großer Energie verfocht. Ebenſo fand die Einjegung des Kreisausſchuſſes 
als höhere Inſtanz den lebhafteſten Widerfprud. Die Kommilfion nahm daher 
den DOrtöpolizeibehörden das Recht der Feitiegung der Baufluchtlinien und 
ftellte nur die Nothwendigkeit ihrer Zuftimmung zu denjelben feit, machte 
aber diefe Zuftimmung nicht von dem freien Ermeſſen abhängig, jondern vers 
fuchte das Verſagungsrecht auf die Fälle zu beichränfen, in denen es die 
wahrzunehmenden polizeilichen Rückſichten erfordern. Die Feititellung einzelner 
Baufluchtlinien, wie ganzer Bebauungs- und Netablijjementöpläne war aljo 
damit zur Gemeindeſache erflärt, und, wie e8 im Kommiſſionsbericht heißt, 
der Bolizeibehörde das Recht genommen, „gegen den Willen der Gemeinde 
diefer beliebig Koſten zuzudiftiren.” Es wurde ferner verhindert, daß die 
Polizei „ihre abweichende Anſicht oder einen ihrerjeit3 gehegten, aber von 
der Gemeinde nicht gebilligten Plan in höheren Inftanzen zur Geltung bringen 
kann“. 

Leider gelang es nicht, dieſe Regelung der Materie in der dritten Leſung 
durchzufegen. Dem Widerftande der Negierung wurde nachgegeben und die 
Volizeibehörde in eine ganze Reihe von Rechten feierlichit wieder eingejekt; 
por Allem ihr wiederum eine ziemlich weitgehende Initiative gegeben. Nad) 
$ 1 al. 2 kann die Ortspolizeibehörde die Feitfegung von Fluchtlinien ver: 
langen, wenn die von ihr wahrzunchmenden polizeilichen Rückſichten die Felt: 
fegung fordern. Lehnt der Gemeindevorftand ab, jo fann die Ortspolizei— 
behörde einen Beichluß des Kreis- beziehungsweile Bezirksausſchuſſes über 
die Bebiirfnißfrage provoziren. Damit wird aljo einmal eine rein lofale Frage 
der Entfcheidung der lofalen Einheiten, eben der Gemeinden genommen und 
Inſtanzen übertragen, die dem lokalen Leben mit feinen Bedürfniffen fern— 
Stehen. Außerdem aber wird die Gefahr heraufbeihworen, daß die Feitiegung 
von Baufluchtlinien den Anlaß zu Konflikten zwijchen Ortspolizeibehörde und 
Gemeindevorftand, zu Machtitreitigfeiten zwiichen den ftaatlihen und kommu— 
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nalen Verwaltungsbehörden giebt, und in eine Materie, die den politiſchen 
Streitigkeiten entrückt ſein ſollte, der ganze Hader zwiſchen Bureaukratie und 
Selbftverwaltung getragen wird. Erleichtert wird dieſe Möglichkeit beſonders 
dur die unbeitimmte Faſſung des Ausdrudes „wahrzunehnende polizeiliche 
Rückſichten“, der eine ganze Saat von Konflikten in fich trägt. Auch die Um— 
ichreibung desjelben im 8 3: Förderung des Verkehr, der Feuerſicherheit 
und der öffentlichen Gefundheit, hilft uns zu größerer Bejtimmiheit nur wenig 
weiter. Thatjählih wird es gänzlich in dem freien Ermeſſen der Polizei 
liegen, ob fie eine Fluchtlinienfeitfegung fordern will oder nicht. Der Polizei— 
verwalter ober die Negierungäsftelle müßten erſt noch gefunden werden, bie 
e3 nicht verftänden, ihr Machtbebürfniß durd) die Griinde der Verkehrsförderung, 
der öffentlichen Sicherheit und Gefundheit zu rechtfertigen und zu beden. 

Aus den gleichen polizeilihen Rückſichten kann die Ortöpolizeibehörde ihre 
Zuftimmung zu der Fluchtlinienfeftfegung der Gemeinde verjagen ($ 5). Bes 
denfen wir num noch, daß die Auffichtsbehörbe in allen Fällen die Befugniß 
hat, die Polizeiverwaltung mit Anweifung zu verjehen, jo begreifen wir, in 
wie weitgehender Weile das Geſetz die Machtitellung der Regierungsbureaus 
fratie gegenüber der Gemeindeverwaltung gewahrt hat. 

Biel günftiger für die Gemeinden ift die Zuftändigfeit in den ſüddeutſchen 
Staaten Baden, Württemberg und Heffen* geregelt. Die Initiative 
liegt hier ganz in den Händen der Gemeindebehörden; kaum daß verjucht 
wurde, den Zeitpunkt zu beftimmen, wo ein Vorgehen der Gemeindebehörden 
nothwendig wird. Im badifchen Gefeg heißt e8 nur: „Behufs Anlegung 
neuer Ortöftraßen find Pläne in einer dem vorausſichtlichen Bedürf— 
niffe entiprechenden Weiſe feftzuftellen.“ Etwas genauer jucht die württem— 
bergifhe Bauordnung die Termine feftzuftelen und bezeichnet biejelben in 
folgender Weije: 1. wenn und joweit für unbebaute Flächen eine ausgedehntere 
Ueberbauung in Ausficht fteht; 2. wo ein Bedürfniß und ein geeigneter Anlaß 
zur Regelung oder Erbreiterung beftehender Straßen und öffentliher Plätze 
vorliegt; 3. wo an oder in der Nähe einer Ortsftraße oder eines öffentlichen 
Platzes ein neues Gebäude aufgeführt oder ein beftehendes Gebäude erneuert 
oder wejentlich verändert werben ſoll, eine allgemeine Baulinie aber noch nicht 
gegeben ift oder von einer folhen abgewichen werden fol. Da aber in ben 
Fällen 1 und 2 die Gemeinde über das Vorhandenfein des Bedürfniſſes 
beichließt, jo wird dadurch nichts geändert. Nicht ganz To günftig ift die 
Zuftändigkeit für die Gemeinden in Sahjen** geregelt. 


* Baden Drtöftraßengefeß in der Faffung vom 6. Juli 1896 $ 2; Württem> 
berg Allgemeine Bauordnung von 1872 $ 4; Heſſen Allgemeine Bauordnung 
von 1881. 

* Allgemeined Baugefeg vom 1. Juli 1900, 3.8. 8 27. 
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Am rüdjtändigiten ift die bayerifche Gejeggebung. Hier gilt die Feſt— 
fegung von Baulinien ald eine Funktion der Baupolizei. Demgemäß fteht 
nad) $ 58 der Bauordnung von 1890 die Inftruftion der Anträge und Pro— 
jefte wegen Feſtſetzung neuer oder Abänderung bejtehender Baulinien und 
Höhenlagen für die einer Kreißregierung unmittelbar unterjtellten Städte den 
Stadtmagiftraten, für alle übrigen Orte den Bezirksämtern zu. Die Beſchei— 
dung erfolgt für die erfteren durch die Sreißregierungen in erfter und das 
Staatöminifterium in zweiter und letzter Inſtanz, bei dem letteren durch bie 
Bezirfsämter in erjter und die Kreißregierung in zweiter und legter Inftanz. 
Die Feitiegung geichieht von Amtswegen, injoweit hierzu überhaupt ein Be: 
bürfniß beſteht (8 59); die betreffende Gemeinde hat die erforderlichen Pläne 
und jonjtigen Inftruftionsbehelfe beizubringen. 

Fragen wir nun, welche Mittel den Gemeinden beziehungsweife Stäbten 
für die Durchführung eines Bebauungsplans zur Verfügung ſtehen. Die 
Zendenz bderielben läuft in gleicher Weile darauf hinaus, die jchädlichen 
Mirfungen der privaten Befigverhältniffe, vor Allen ſoweit diefelben eine Folge 
der weitgehenden Zeriplitterung des Grunbeigenthums find, zu Gunften der 
in dem Bebauungsplane verförperten Intereſſen der Gemeinjchaft zu über— 
winden. Die Beichränfung der Baufreiheit, die Enteignung ſowie die Um— 
legung, bie drei wichtigſten hier in Frage fommenden Mittel der Gemein 
ihaft, greifen das private Grundeigenthum in gleicher Weife an. Daß erjtere 
ſucht durch Beichränfungen in der Benügung des Cigenthums, die beiden anderen 
durch zeitweilige oder dauernde Aufhebung des Eigenthums das erjtrebte Ziel 
zu erreichen. 

Wir beichäftigen uns zunächſt mit der Beſchränkung der Baufreiheit. 
Dabei handelt es fih um die Errichtung von Neubauten außerhalb des ge: 
ichloffenen Wohnbezirtes und des Bereichs der Ortöbaupläne und die Errichtung 
von Häufern an Straßen oder Straßentheilen, die noch nicht für den öffent: 
lihen Berfehr oder Anbau fertiggeftellt find; ferner um die Beichränfung der 
Baufreiheit bei Um, Aus- oder Wiederaufbau, fofern die Gebäude in bie 
Fluchtlinie fallen, und jchließlih um die Beſchränkung der Baufreiheit bei 
unbebautem Gelände, das durch bereits feitgeitellte Baufluchtlinien als Straßens 
flähe in Anjpruch genommen wird. Wir werden uns mit diefen Punkten der 
Reihe nach zu beichäftigen haben. 

Das in früheren Zeiten giltige Verbot de3 Bauens außerhalb des Wohn 
bezirfes, des fogenannten Etters, iſt jegt wohl allgemein aufgehoben. Waren 
e3 früher in erjter Linie Gründe der öffentlichen Sicherheit, welche ein der— 
artige3 Verbot rechtfertigten, und Gründe der allgemeinen Verkehrsfreiheit, 
welhe die Aufhebung des Verbots bewirkten, ſo laſſen fich jett, namentlich 
in einer Zeit rapider ſtädtiſcher Entwidlung eine ganze Anzahl von Gründen 
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geltend machen, die für ein \olches Verbot de3 Bauens außerhalb des Orts: 
bauplans jprechen. Ginmal können derartige außerhalb des Wohnbezirkes 
eutjtehende Kolonien von Arbeiterhäufern, Villen 2c. jehr leicht bei der ſpäteren 
GEntwidlung einer Stadt das größte Dinderniß eines rationellen Bebauung» 
plans werden, und außerdem wird eine hygieniiche Befeitigung der Abwäſſer und 
Abfuhritoffe nur in den jeltenften Fällen möglich fein. Gerade der Frage ber 
Entwäjferung hat man aber mit der großartigften Gleichgiltigfeit gegenüber: 
geitanden und fteht ihr im Allgemeinen auch heute noch jo gegenüber. So 
flagt Hobrecht in feinem befannten Werfe „Die Kanalifation von Berlin“, 
daß man noch in den fiebziger Jahren in Berlin große öffentliche Etabliſſements, 
in denen Hunderte von Menichen leben und wohnen jollten, thatjächlich ohne 
jede Rückſicht auf die Entwäflerung in die offene Wieje hineingebaut habe. 
In den Staaten, in denen man wie in Baden, Helfen, Württemberg 2c. die 
Frage des Bauens außerhalb des Ortsbauplans zu regeln gefucht hat, finden 
wir daher auch die Bedingung der genügenden Entwäflerung theil3 ausdrüds 
lich, theils implizite ausgeſprochen. Weniger Nüdjicht hat man auf den Bes 
bauungsplan genommen. Es iſt eigentlih nur das badiſche Ortsſtraßengeſetz 
von 1868, das der Baupolizeibehörde dad Necht giebt, Neubauten zu ver: 
bieten, falls durch die Lage des Baues der angemejjenen Fortführung des 
Ortsbauplans Hindernifie erwachſen.“ Außerdem kann dieſe Behörde bei Ge— 
fährdung von feldſicherheits-, ſitten- oder feuerpolizeilichen Intereſſen nach dem 
gleichen Geſetze ein Verbot ausſprechen, womit dann glücklich wieder das polizei— 
liche Ermeſſen in Aktion tritt. Auch in Württemberg kann das Bauen außerhalb 
des Ortsbauplans und des Etters aus feuer- und ſicherheitspolizeilichen Gründen 
verboten werden. 

Das preußiſche Baufluchtengeſetz von 1875 ſucht die Gemeinden noch auf 
einem anderen Wege gegen das „wilde Bauen“ zu ſchützen. Es giebt ihnen 
nämlich das Recht, durch Ortsſtatut den Bau von Wohngebäuden mit Aus— 
gängen nach Straßen oder Straßentheilen zu verbieten, welche noch nicht ge— 
mäß den baupolizeilichen Beſtimmungen des Ortes für den öffentlichen Ver: 
fehr und den Anbau fertig hergeftellt find. Eine Entihädigung für die Beſchränkung 
der Baufreiheit wird in diefem Falle nicht gewährt. 

Wenn wir von Arbeiter: und Villenkolonien abſehen, wirb e3 fich bei dem 
Bau von Häufern außerhalb des VBebauungsplans nur um Ausnahmefälle 
handeln. Won großer Bedeutung ift dagegen die Frage, wie weit durch die 
Feitiegung von Baufluchtlinien eine Beichränfung der Baufreiheit auf ben 
duch die Baufluchtlinien berührten Grundftücden einzutreten hat, beziehungs- 
weile in welcher Ausdehnung diejelbe von den verfchiedenen Gejeßgebungen 





* Seht auch die ſächſiſche Bauordnung, 8 35. 
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feitgelegt it. Wir werden Hier unterfcheiden müſſen zwiſchen den Fällen, 
bei denen es fih um die Veränderung bereitö beftehender Bauten durch) Um-, 
Aude oder Wiederaufbau Handelt, und foldhen, bei denen noch unbebautes 
Gelände in Frage kommt. 

In den erjteren Fällen gilt allgemein* die Regel, daß bei der Erneuerung 
oder dem Umbau von Gebäuden die Ortsbaupläne maßgebend find. Es kann 
alfo der Um-, Aus: oder Wiederaufbau von Gebäuden verjagt werden, wenn 
die Grundfläche derfelben ganz oder zum Theile zur Herftelung oder Er— 
weiterung einer Straße oder eines Plages nöthig ift. Der Eigenthümer fann 
aber in einigen Staaten, wie Württemberg, ſobald ihm ein jolches Bauverbot 
ertheilt wird, von der Gemeinde die fofortige Lebernahme des Gebäudes nebit 
des in die Straße fallenden zugehörigen Geländes gegen Entihädigung ver— 
langen. Auch wenn es ſich nur um einen Theil des Gebäudeareald handelt, 
kann Grpropriation des ganzen Gebäudes verlangt werden. 

Diejelbe Beichränfung der Baufreiheit tritt ein, wo es ſich um unbebautes 
Gelände handelt. Sobald die Baufluchtlinie feitgefegt ift, darf auf dem zu 
Straße oder Pla erforderlihen Gelände fein Bauweſen errichtet werben. 
Der Grundeigenthümer kann natürlich fein Land wie bisher weiter benüßen, 
darf es mit einer Cinzäunung verjehen, aber grundjäglich joll fein Bauweſen 
darauf errichtet werden. Da aber in den meiften Fällen zwijchen der Feſt— 
ftellung des Bebauungsplan beziehungsweile der Baufluchtlinie und der wirk— 
lihen Grbauung der Straße ſich wahrſcheinlich eine längere Frift, bis zu 
mehreren Jahren, ausdehnen kann, jo fann aus Griinden der Billigkeit den 
Eigenthümern von zufünftigem Straßenlande auch die Errichtung von Ges 
bäuden gejtattet werden. Die Vorausſetzung ift dabei, daß der Gigenthümer 
auf Verlangen der Ortöpolizeibehörde die Bauten zu jeder Zeit auf feine 
Koften entfernt und die Gemeinde gegen jeden Schaden ficherjtellt, der aus 
einer joldyen Bauerlaubniß entipringen fönnte.** Die Schwierigkeit jowohl in 
diejem Falle, wo es ſich um unbebautes Land, alſo die Erridtung von Neus 
bauten, al3 auch in dem anderen, wo e3 ſich um die Erneuerung oder den 
Umbau von bereit3 beftehenden Gebäuden handelt, beiteht darin, einerjeits 
dem Gigenthümer eine möglichjt ergiebige Benügung feines Cigenthums in 
der Zeit, bis dasjelbe für die Straßenzwede in Anjpruch genommen wird, zu 
ermöglichen, und andererfeit3 die Gemeinden gegen Werthiteigerungen zu ſchützen, 
die eine direkte Folge ber erjt nach der Baufluchtlinienfeitiegung eingetretenen 


* Baden $ 6; Heſſen $ 12 al. 4, 813 und andere; Württemberg S 7; Preußen 
Baufluchtengefeg $ 11; Sachſen $ 31. 

** Bergleiche württembergifche Bauordnung $6 al.4; Heſſen S 11; Friedrichs, 
Baufluchtengefeg, Erläuterungen zu $ 11; Erlaß des preußifchen Minifteriums 
de3 Innern vom 15. Februar 1887; Sachfen 5 30. 
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intenfiveren Benüßung des Grundſtücks find. Am weiteften im Schuße der 
Gemeinden geht das heifiiche Geſetz. Es verlangt für Kulturveränderungen, 
die eine MWertherhöhung des Grundftüds zur Folge haben, die Genehmigung 
der Gemeinde; widrigenfalls fann eine Entihädigung für die Wertherhöhung 
nur infoweit verlangt werden, als die Veränderung aud für den öffentlichen 
Zweck felbft, für den die Abtretung gejchieht, den Werth des Geländes er: 
höht. Verſagt die Gemeinde ihre Genehmigung zu der Kulturveränderung, 
fo muß fie innerhalb drei Jahren das Gelände erwerben. 

Derfelbe Konflitt, nur verichärft, wiederholt ſich natürlich bei der Feſt— 
ſetzung der Entichädigung, die für die Beſchränkung der Baufreiheit ans 
geiprochen wird. Es herrſcht nun llebereinftimmung in der Gejeggebung, 
daß Entihädigung bei Beichränfung der Baufreiheit auf unbebauten, in die 
Fluchtlinien fallenden Gelände nicht gezahlt wird. So in der württembergiichen 
Bauordnung von 1872, im badiichen Ortsftraßengefeß 2c. Auch in das preußiiche 
Baufluchtengefeß von 1875 fand diefer Grundjag Aufnahme und ausdrückliche 
Beftätigung trog feiner Selbftveritändlichkeit. 

Die Beitimmung war nothiwendig geworden, weil in den ſechziger Jahren 
die preußifchen Gerichte den Grundeigenthiimern für die Bejchränfung ber 
Baufreiheit auch in ſolchen Füllen eine Entihädigung zuerkannt hatten, wo 
die Baufluchtlinien durch unbebautes Gelände gingen. Die Konſequenz 
diefer Enticheidungen wäre der finanzielle Ruin der Gemeinden gewejen oder 
als Alternative jeder Verzicht auf die Feſtſetzung von Baufluchtlinien und 
Bebauungsplänen. Wie Bruch ausführt, konnte auf diefe Weile „die Kom— 
mune (Berlin) gezwungen werden, Millionen dem Bhantome des Bebauungs— 
plans zu opfern, ohne aud nur den allergeringiten Vortheil dadurd zu er— 
reihen“.* Gr fährt dann farkaftiich fort: „Wir fönnen uns das Zeugnik 
geben, daß wir lediglich und ausſchließlich das Wohl der Stadt und das wirkliche 
Intereſſe ihrer Vertretung im Auge gehabt haben. Wenn wir daher auf die 
außerordentliche Rentabilität eines neuen Gejchäftszweigs aufmerkſam machen, 
ber fich vielleicht ‚Berliner Zentralagentur: und Kommilfionsgeichäft für Er— 
wirkung von Gntichädigungen bei Verſagung der Bauerlaubniß wegen des 
Bebauungsplans‘ tituliren und mit den nöthigen ‚Stabtreifenden‘ eine jtille, 
darum um jo wirkſamere und plößlich üffentlid vor Gericht auftretende 
Agitation unter den Intereffenten ins Leben rufen könnte — fo geſchieht das 
niht, um der Kommune Querelen und ganz ficher erfolgende bedeutende 
Koften aufzumwälzen, fondern lediglich, um die völlige Unhaltbarkeit des ein 
Jahrzehnt lang mit Mühe, Noth, Ungerechtigkeit und zum Schaden Aller feit= 
gehaltenen Syſtems nachzumweiien.” Bruch hat vollitändig Recht. Cine ein 





* Berlind bauliche Zufunft, ©. 103. 
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fachere, ficherere und ertragöreichere Spekulation ließ ji) gar nicht denken. Man 
reichte ein Baugefud ein; die Polizeibehörde lehnte dasſelbe ab, da eine projeftirte 
Straßenfläche überbaut werden würde — und die Gemeinde hätte Entichädigung 
für die Beihränfung der Baufreiheit zu zahlen gehabt. Derartigen Speku— 
lationen hat 8 13 des Baufluchtengefeges endgiltig einen Riegel vorgejchoben. 

Anders liegt die Sache, wenn die Baufluchtlinie bereit3 bebautes Gelände 
trifft. Hier kommen zwei Fülle in Betradht. Im erſten handelt es fih um 
ben Aus=, Um- oder Wiederaufbau von beitehenden Gebäuden, die ganz oder 
zum Theil in die projeftirte Straßenfläche hineinreichen, im zweiten Falle um 
die Beichränfung der Baufreiheit durch eine von der Straßenfluchtlinie ver: 
ichiedene Baufluchtlinie, das heißt durch die Anordnung von Vorgärten. Nur 
im legteren Falle kennt das preußijche Gejeß eine Entichädigung, während das 
badiſche Ortsſtraßengeſetz 28 dem Gigenthümer eines bebauten Grundftüds 
einen Anspruch auf Entihädigung aud für die Wertminderung zuerfennt, die 
dur das Verbot eines Aus-, Um- oder Wiederaufbaus bewirft wird. Außer— 
dem fann der Eigenthilmer die jofortige Uebernahme eines Grundſtücks durch 
die Gemeinde fordern. So weit geht dad württembergifche Gejeg nicht. Nur 
wenn der Wiederaufbau eines Bauweſens unterfagt wird, kann der Eigen— 
thümer verlangen, daß die Gemeinde die zu der Straße oder dem öffentlichen 
Plage erforderliche Fläche jofort gegen volle Entihädigung übernimmt. 

Die zur Anlegung oder Erweiterung von Ortöftraßen und Plätzen erforder: 
lihe Flähe muß von den Gemeinden auf dem Wege der Enteignung erworben 
werben. Es findet alſo volle Entihädigung für das erforderliche Grundeigenthum 
ftatt. Die Feititellung der Entſchädigungen und die Vollziehung der Enteignung 
findet nach den Erpropriationsgejegen jtatt. Für die Einleitung des Verfahrens 
bedarf es aber feiner königlichen Verordnung, wie bei jonftigen Exrpropriationen 
— eine wichtige Vereinfahung und Grleichterung der Durchführung von Bes 
bauungsplänen fir die Gemeinden. So in Preußen (Baufluchtengefeg $ 11), 
in Württemberg (Enteignungsgele $ 46 al. 3) und anderen Staaten. 

Trogdem bleibt der ganze Modus, vor Allem aber das Verfahren der 
Entihädigungöfeititelung, ein viel zu weitläufiger. Fir die Gemeinden iſt 
die größte Einfachheit des Verfahrens Grundbedingung für eine Straßenbaus= 
thätigfeit, die der Bauentwidlung vorausgeht, ihr daher die Wege zu bereiten 
und ihren ungehinderten Fortgang zu erleichtern vermag. Diejelbe iſt aber 
geradezu unmöglich, wenn jeder Cigenthümer durch gerichtliche Anfechtung des 
Entihädigungsbeichluffes der Enteignungsbehörde die definitive Negelung jahre: 
lang hinauszufchleppen vermag. Im Intereffe der Gemeinden muß daher 
eine Bereinfahung des Verfahrens gefordert werden. Es wiirde fih empfehlen, 
bie Abſchätzung der Entichädigung in jedem einzelnen Falle einer dreigliederigen 
Sahperftändigenfommiffion zu übertragen, von denen je Einer von den beiden 
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Parteien, der Dritte von den beiden gewählten Sadverftändigen zu wählen 
fein würde. Der Entſcheid derjelben müßte endgiltig jein. 

Bon der größten Bedeutung wäre es dann ferner, die Feſtſetzung der 
Entihädigung jofort nad erfolgter PBlanfeititellung vorzunehmen, nicht aber 
erit, wie das jeßt der Fall, wenn die Gemeinde den Bau der Straße wirk— 
Ih in Angriff nehmen will, Diez ift um fo wichtiger, je umfaflender und 
je weiter in die zufiinftige Entwidlung eingreifend ein Bebauungsplan ift. 
Dei einer ſolchen Anordnung würde die Abſchätzung des in Zukunft abzu— 
tretenden Geländes viel leichter fein. Das Land würde fi klar und deutlich 
als das darftellen, was es iſt, als rein landwirthichaftlich beniügter und dem: 
entiprehend zu merthender Boden. Es wäre die Möglichkeit abgejchnitten, 
MWerthiteigerungen, die eine Folge „der duch die Fluchtlinienfeftjegung 
berbeigeführten fortichreitenden Bebauung“ find, der Gemeinde anzurechnen, 
und damit die Quellen endlofer Streitigkeiten verftopft. Die Gemeinde würde 
ben vollen Werth des Bodens bezahlen, den derjelbe zur Zeit der Planfeſt— 
jtelung bat; die Manöver der Grund: und Baufpelulation würden fie in 
feiner Weife mehr berühren. Der Eigenthümer wiirde feinen Schaden leiden, 
nur die Ausbeutung zukünftiger möglicher Werthiteigerungen würde ihm ab: 
geichnitten. Die für die Straßen und Plätze erforderlichen Grundfläden 
würden aus dem Spekulationsgetriebe ausgeichieden; ihr Werth würde ein— 
für allemal firirt. Die Gemeinde hätte alio den doppelten Wortheil: Die 
Koiten des Straßenlandes wären geringer und in ‘Folge deſſen auch Die 
Binfen des dafiir aufgewandten Kapitald. Da die Straßenbaufoften, darunter 
in erfter Linie die Grunderwerbsfoften, von denen eriegt werden müſſen, 
bie die Häufer an der Straße erbauen, jo würde aud) diejen der geringere 
Bodenpreis zu ftatten kommen. Die Gefammtbaufoften würden geringere und 
damit eine fleine Herabfegung der Mieten möglich werben. 

Auch wenn die FFeitiegung der Gntihädigung den oben empfohlenen 
Sachverſtändigenkommiſſionen übertragen wird und jofort nad) der Plan— 
feititellung erfolgt, ift e8 nicht weniger nöthig, für dieſe Kommilfionen be= 
ftimmte Grundfäge feitzulegen, nad) denen die Entichädigung abgeſchätzt werden 
fol. Allein die heifiiche Bauordnung enthält in ihrem $ 14 eine derartige, 
zum Scuge der Gemeinde beftimmte Abſchätzungsanweiſung. Es heißt da: 
„Bei Abſchätzung von unbebauten, an feiner beftehenden Straße gelegenen 
Gelände, welches nad) dem Bauplane zur Heritellung neu anzulegender Straßen 
oder Plätze erforderlich ift, kann dasfelbe nicht zu dem Werthe, welden es 
als Bauplag haben würde, jondern nur jo body abgeihägt werden, als es, 
je nad) feiner Beichaffenheit, nach den gefeglihen Grundjägen über die Aus— 
mittlung der Entſchädigungsſumme bei Abtretung von Privateigenthum zu 
öffentlichen Zweden gemerthet werden kann“. Hier wird aljo direft die Bau— 
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plageigenfchaft der abzutretenden Grundflähen ausgeſchloſſen. Ob allerdings 
in der Praxis der Vorichrift entiprehend jede Rückſicht auf diefe Eigen— 
ſchaft aufgegeben wird, erfcheint mehr als zweifelhaft. Schon durd) die Feſt— 
jtellung von Bebauungsplänen erhält das ganze davon betroffene Gelände ben 
Charakter des Baulandes, von dem, ganz bejonder8 wenn geraume Zeit feit 
derielben verfloffen ift, bei der Werthfeftiegung ganz zu abftrahiren ſehr 
ihwierig jein dürfte. Der Werth des Landes fteigt aber nicht allein durch 
die Feſtſetzung von Baufluchtlinien, jondern auch durch die fortichreitende Be— 
bauung umliegenden Landes, natürlih auch nur, weil es jelber Bauplaß- 
fähigfeit hat. In der That ift die Befolgung des Grundjages nur möglich, 
wenn die Abſchätzung, wie von und vorgejchlagen, gleichzeitig mit der Plan 
feitftellung erfolgt. Gnticheidungen des Neichögerichte® haben fi mit ber 
gleihen Frage, ob die abzutretende Fläche als Bauplag anzufehen und abzu— 
ihägen ift, beichäftigt. Die Ausführungen desjelben enthalten ben Fehler, 
daß fie ebenfalld3 die Bauplageigenihaft und die Werthiteigerung nicht in 
Verbindung miteinander jegen. Nach den Neichögerichtsenticheidungen darf 
ein Grundftüd, das erſt durch die FFluchtlinienfeftfegung Bauterrain geworden 
ift, das heißt von dem nicht erhellt, daß es vorher Bauplageigenfchaft gehabt 
hat oder doc ſolche auch ohne die Fluchtlinienfeitiegung erhalten haben würde, 
nicht als Bauplaß eingejhäßt werben, aber die Werthfteigerung, die etwa aus 
Anlaß der durch die Fluchtlinienfeſtſetzung herbeigeführten fortichreitenden Be— 
bauung für alle Grundftücde in ber betreffenden Gegend eingetreten ijt, barf 
ihm angerechnet werden. Nun erleidet aber dies Grundſtück feine Werth- 
fteigerung thatjählich nur deshalb, weil es Bauplag werben kann; wird ihm 
alio dieſe Werthiteigerung angerechnet, jo wird es chen als Bauplatz be— 
tradhtet, mag man auch angeblich gänzlich von jeiner Bauplageigenichaft abjehen. 

Der Termin der Gntziehung des Gigenthums ift im Allgemeinen ganz 
in das Belieben der Gemeinden geftellt. Auf Verlangen derjelben muß das 
zur Straße erforderlihe Gelände jeder Zeit abgetreten werden. Doch find 
auch hier einige Ausnahmen zum Schuge ber Eigenthümer jtatuirt und be— 
ftimmte Fälle feitgelegt worden, in denen die Gemeinden zur fofortigen Ueber— 
nahme von dem Gigenthiimer gezwungen werden fönnen. Dieje Fälle find 
in den verjchiedenen Bundesſtaaten verichieden; wir jegen daher die Staaten, 
in denen der betreffende Sag gilt, in Klammern bei. Wir unterjcheiden auch 
bier wieder bebautes und unbebautes Gelände. 


a) Bebautes Gelände. 
1. Das Verfahren auf Enteignung muß eingeleitet werben, wenn ein 
bebautes Grundftücd bis zur Fluchtlinie von den Gebäuden frei gelegt wird. 
(Preußen, Baufluchtengefeg $ 13.) 
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2. Sofortige Uebernahme kann von dem Gigenthümer verlangt werben, 
wenn der Um-, Aus- oder Wiederaufbau ded Gebäudes deshalb verfagt wird, 
weil die Grundfläche desjelben ganz oder theilweife zur Herftellung oder Er: 
mweiterung einer Straße oder eined Platzes nöthig ift. (Baden, Ortöftraßen- 
geſetz 6. In Mürttemberg nur, falls der Wiederaufbau verboten wird, 
Bauordnung 8 T.) 

b) Unbebautes Gelände. 

1. Die Hebernahme fann verlangt werben, wenn die Straßenfludtlinie 
einer neuanzulegenden Straße ein unbebautes, aber zur Bebauung geeignetes 
Grundftüd trifft, welches zur Zeit der Feitftellung diefer Fluchtlinie an einer 
bereit3 bejtehenden und für den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig 
geitellten anderen Straße belegen ift, und die Bebauung in der Fluchtlinie 
der neuen Straße erfolgt. (Preußen, Baufluchtengeieg $ 13.) In Heſſen jchon 
dann, wenn in der Fluchtlinie der neuen Straße, bis zur nächſten Querftraße 
gerechnet, ein Gebäude errichtet ift. (Helfen, Bauordnung 8 12 Abi. 2.) 
Und in Baden ($ 6), wenn und injoweit es zur Zeit ber Plunfeftitellung in 
Folge jeiner Lage an einer bereit3 bejtehenden Ortsftraße zur Bebauung ges 
eignet ift. 

2. Wenn das Grundſtück zur Zeit der Feftitellung des Planes nad) dem 
legteren in feinem ganzen Umfange abzutreten ift (Baden, $ 6). 

3. Wenn dasſelbe für einen öffentlichen Plag beftimmt und das Gelände 
für die den Plaß umgebenden Straßen von der Gemeinde erworben iſt. 
(Baden, $ 6.) Hellen fügt zu Gunften der Gemeinde die weitere Beſtim— 
mung Hinzu, daß an einer der Platzſtraßen ein Gebäude errichtet und dieſe 
Straße an eine bereits eröffnete Straße angejchloffen jein muß. (Heilen, 
Bauordnung $ 12 Abi. 3.) 

Ueberbliden wir die aufgezählten Fälle, in denen die Gemeinden zur ſo— 
fortigen Uebernahme verpflichtet find, jo läßt fich die Billigkeit einer ſolchen 
Forderung nicht beftreiten, wenn das Gelände bis zur Fluchtlinie thatfächlich 
von Gebäuden frei gelegt wird. Bei der Erbreiterung von Straßen, für Die 
neue Fluchtlinien feitgefegt find, wird diefer Fall gewöhnlich eintreten und eine 
fofortige Uebernahme auch im Intereffe der Gemeinden liegen. Gegen Die 
Wirkungen der zweiten Bejtimmung, Uebernahme bei Verbot von Um-, Aus— 
oder Wiederaufbau, die im vollen Umfange nur in Baden gilt, können fich 
die Gemeinden jehr einfach dadurch ſchützen, daß fie fein foldhes Verbot aus— 
ſprechen, ſondern nur dem Gigenthümer die Bedingung auferlegen, die er= 
forderliche Fläche zu jeder Zeit auf Verlangen der Gemeinde auf feine Koſten 
frei zu legen. Unberechtigt erjcheint uns dagegen der Zwang der fofortigen 
Uebernahme in allen den Fällen, in denen es fich um unbebaute® Gelände 
handelt. Der Kommiffionsbericht des preußifchen Abgeordnetenhaufes hatte 
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die Cinfügung der Beſtimmung b 1 in das Baufluchtengefeß in folgender 
Weile zu rechtfertigen gejucht: „Hier handelt es fi) um eine Grundfläche, 
die vom Eigenthümer mit Recht als Bauplag anzufehen war. Dieje Eigen 
ihaft wird ihr nunmehr ganz oder zum Theil genommen. Man wird nicht 
verlangen fünnen, daß der Eigenthümer ohne Entihädigung abwartet, bis Die 
Gemeinde ihr Projekt verwirfliht und ihm dann den Preis für die abzutre- 
tende Fläche zahlt.“ Mit denfelben Worten ließe fi auch die fofortige 
Uebernahme bei Verbot von Um», Aus: oder Wiederaufbau, die das preußiſche 
Geſetz nicht fennt, rechtfertigen und könnte auch die Uebernahme jedes mit 
Baufluchtlinien belegten unbebauten Grund und Bodens gefordert werden. 
Denn alles umbebaute Land, für das Baufluchtlinien feitgeiegt find, wird 
von den Eigenthümern mit Necht als Bauland angejehen und von ber Spe— 
fulation als ſolches behandelt. Warum follen alle dieje Eigenthümer warten, 
bis die Gemeinde fie enteignet und ihnen Entſchädigung zahlt? Nicht minder 
unberechtigt erfcheint ung die Forderung des zweiten Falles. An dem Status 
des Grundſtückes wird durch die in der Zukunft bevorftehende Abtretung des— 
jelben an die Gemeinde für den Gigenthümer durchaus nichts geändert, und 
ebenjowenig an der Verfügungsfreiheit des letteren. Wozu alfo die jofortige 
llebernahme? 

Wir fommen zu dem dritten Mittel, durch dad man die Intereſſen ber 
Gemeinschaft zu fichern geiucht hat, zur Umlegung.** 

Angeregt wurden die ragen, die mit einheitlichen Stabterweiterungen 
verbunden jind, durch die Aufgaben, welche die Mainzer und dann auch die 
Straßburger Stadterweiterung in reicher Fülle ftellten. Dieſe Aufgaben waren 
räumlich begrenzte und daher auch feit beftimmte. Bei offenen Städten erfolgt 
die Stabterweiterung fontinuirlich und die Grenzen des bebauten Gebietes find 
daher fließende. Ferner findet bei ihnen im Allgemeinen die Erweiterung feine 
räumlichen Hindernifie und kann ſich nad) Belieben ausdehnen, jo daß ber 
Bebauungsplan ſtückweiſe nach den Bedürfniſſen der nächſten Zukunft aus— 
gearbeitet zu werden pflegt. In Feltungsftädten hat dagegen in allen Stücden 
gerade das Gegentheil Geltung. Der Feſtungsgürtel ift ein uniberfteigliches 
Hinderniß, das nur dur Hinausfchieben der Feſtungswerke überwunden werden 
fann. Damit ift aber eine fprunghafte Vergrößerung des inneren Stabt- 
gebietes gegeben. Land, da3 vorher außerhalb der Stadt lag, auf dem ferner 
die durch das Rayongeſetz bejtimmten Baubeſchränkungen ruhten, rücdt auf 
einmal in das innere Stadtgebiet, wird der ungehindberten Bebauung erichlofien 
und erleidet babei eine ungeheure Werthiteigerung. Für die Gemeinde er: 


** Vergleiche Adides in „Archiv für foziale Geſetzgebung und Statiſtik“ VI, 
©. 429; ib. S. 520 der Gefegentwurf in der Fafjung des Herrenhausbefchluffes. 





wächſt damit die Aufgabe der Gründung einer neuen Stadt, die zugleich in 
engite, zwedmäßigite Verbindung mit der alten Stadt treten jol. Der ge 
waltige Arbeit3- und Koftenaufwand, der mit der Hinausjchiebung moderner 
Feſtungswerke verbunden ift, bildet den Grund dafür, daß derartige Stadt: 
erweiterungen natürlich erit dann ftattfinden, wenn die alte Stadt vollftändig 
überbaut ift, und wenn die Wohnungsdichtigfeit und mit ihr die Wohnungss 
noth eine erichredende Höhe erreicht haben. Aus diefen thatjächlichen Verhält— 
niffen ergiebt fi dann, daß mit dem einfachen Entwurfe eines Bebauungs: 
planes, mögen bei der Aufftellung desjelben auch alle Bedürfniſſe des Ver— 
fehr3 und der Öygiene in vollftändigfter Weiſe Berüdfihtigung gefunden haben, 
die Aufgabe der Gemeinde noch nicht erichöpft ift. Ihr wächſt eine weitere, 
wichtige Aufgabe hinzu. Sie hat dafür zu forgen, daß durch eine energiiche 
Entwidlung der Bauthätigfeit dem Mangel an Wohnungen abgeholfen und 
die durch die Mohnungsdichtigfeit übermäßig geitiegenen Wohnungspreije nun 
auch auf ein normales Maß zurüdgehen. Wenn wir dabei von einer eigenen 
Bauthätigfeit der Gemeinde abjehen — obſchon die Thatfahe, daß bei den 
Feſtungserweiterungen die Städte gewöhnlich in den Beſitz großer Baulände- 
reien fommen, eine folche direkte Bauthätigfeit in hohem Maße begünftigen 
jolte — jo muß als eine der nächſten Aufgaben der Gemeinde nad) der Bereit 
jtellung eined3 genigenden Quantums von Bauland, die durch die Hinaus— 
ihiebung des Feſtungsgürtels erfolgt ift, die Sorge für die zweckmäßige Auf— 
theilung desjelben bezeichnet werben. 

Bei der außerordentlich weitgehenden Serjplitterung des Grundbejiges be— 
ſonders im Weſten Deutſchlands und bei der Zertheilung desjelben in lang= 
geitredte Streifen, die landwirthichaftlichen Intereifen dienten, muß durch den 
Entwurf eines zwedmäßigen Straßenneges, ber natürlich nur jelten auf die 
Beſitzverhältniſſe Nüdficht nehmen kann, eine Unzahl von Grundftüden eine 
bebaunngswibrige Geftalt und Größe erhalten. Es werden Reſte entſtehen, 
die überhaupt für eine Bebauung zu Klein find; e8 werben Grundjtüde von 
den Straßenziigen jchiefwinkelig gefchnitten werden, jo daß nur eine hygieniſch 
verwerflihe Bebauung ftattfinden kann u. ſ. w. Cine rationelle Bebauung 
kann alfo nur durch eine Zufammenlegung und Neuauftheilung der Grund— 
jtüde erreicht werden. Cine weitere Folge des zerfplitterten Befiges ift es, 
daß die Baujtellen faft niemals aus erfter Hand gekauft, durch den Beſitz— 
wechſel aber natürlich vertheuert werben. 

Aus diefen rein technifchen Grimden fand dann auch die Zufammenlegung 
von Grundſtücken auf der Berliner Verfammlung des Verbandes Deuticher 
Arditeftene und Ingenieurvereine vom 24. September 1874 Anerkennung 
und Zuftimmung: „Es iſt für Stadterweiterungen wünſchenswerth, daß die 
Erpropriation und Impropriation von Grundftüdgreiten in angemefjener 
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Weiſe geieglich erleichtert werde. Noch wichtiger würde der Erlaß eines 
Gejeges fein, welches die Zujammenlegung von Grundftücden behufs Straßen- 
durchlegungen und Regulirung der Bauplagformen erleichtert.” Aus rein 
technischen Gründen wurde die Zufammenlegung in das Mainzer Spezial: 
geie von 1875 aufgenommen und von Baumeilter in jeinem Buche „Stadt: 
erweiterungen“ ©. 384 ff. empfohlen, Im Laufe der Jahre, während derer 
diefe Trage zur Diskuffion jtand, hat ſich die Umlegung zu einem ganz 
reipeftablen Allheilmittel ſtädtiſcher Wohnungsnoth ausgewachſen. Der Verein 
für öffentliche Gejundheitöpflege nahm fich des jchwächlichen Kindes an und 
päppelte es durch eine Reihe von Rejolutionen groß. Es waren num nicht 
mehr rein technijche Gründe, die die Umlegung beſonders den betheiligten 
Grundbejigern empfahlen; hygieniſche und jozialpolitiiche Griinde in bunter 
Reihe, deren immer neue entdedt wurden, kamen hinzu, dem Verfahren eine 
außerordentlich übertriebene Bedeutung zu verleihen. Ihren Höhepunkt er: 
reihte die Mgitation mit der Einbringung der Lex Adickes im preußifchen 
Herrenhauje. Die Agitation dauert allerdings auch nad) der Ablehnung, die 
diefem Gejegentwurf im preußiichen Abgeordnetenhaufe zu theil wurde, fort; 
es find aber im Grunde nur diefelben Kleinen Sreife, welche in dieſem an 
und für fich ja empfehlenswerthen Meittelchen ein bedeutendes foziales Neform- 
werk erbliden, diejelben Kreiſe, Die es entdeckt und in die Deffentlichkeit ein— 
geführt haben. 

63 würde und zu weit führen, diejes Auswachſen der Umlegungsfrage 
im Ginzelnen zu verfolgen. Wir glauben, daß ein allgemeiner Ueberblick über 
die Entwidlung diejer Frage am beiten im Anfchluß an die geichichtlich ein- 
ander folgenden gejeßgeberifchen Akte der deutichen Ginzeljtaater gegeben werben 
fann. An diefe Darftellung, bei der wir die fpezielle Kritik nicht vermeiden 
tönnen, foll dann die allgemeine Kritik des Verfahrens ſich anichließen. 

Das Weſen der Umlegung läßt fi in Kürze dahin formuliren, daß 
die Grundſtücke der Betheiligten innerhalb eines Baublockes beziehungsweiſe 
einer größeren Fläche in eine Maſſe vereinigt werden, und daß dann nad) 
Ausscheidung des für die öffentlichen Straßen und Plätze erforderlichen 
Landes die neue Eintheilung der Ländereien nad) den folgenden Grundfäßen 
erfolgt: a) Die neuen Grundſtücke jollen möglichſt zwedmäßige Bauftellen 
bilden. Zeriplittert liegende Grunditüce eines und desſelben Beſitzers werden 
daher zujammengelegt; die neuen Grundſtücke Tiegen möglichit rechtwinklig zu 
den Straßenfluchten. b) Jeder Betheiligte nimmt an dem Gejammtwerthe 
ber neu eingetheilten Grundftüde in dem gleichen Werhältniffe theil, in dem 
er bei dem früheren Geſammtwerthe betheiligt war. 

Das Mainzer Gejet vom 23. Juni 1875 verwendet, um das Ziel, 
die zweckmäßige Eintheilung der Bauplätze, zu erreichen, ein doppeltes Mittel: 

Hugo, Deutſche Stäbteverwaltung. 23 
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das Bauverbot und die Enteignung. Das Bauverbot ift dazu beitinmt, die 
Verewigung einer jchlehten Grumdjtiidseintheilung durch die Bebauung zu 
verhindern; mittelft der Gnteignung joll dann eine zwedmäßige Umlegung 
durchgeführt werden. Daher verordnet der $ 16 des betreffenden Geſetzes 
zunächſt: „Der Baubeicheid für einen in einer Baufigur projektirten Bau 
fann im öffentlihen Intereſſe verjagt werden, wenn dur die Ausführung 
diejes Baues eine zweckmäßige Cintheilung der Bauplätze in derfelben Baus 
figur oder in einem bejtimmten Theile derjelben verhindert wird.” Die Voll: 
zugs- und ortöitatutariihen Vorſchriften vom 12, April 1887 88 3 bis 6 
geben genaue Auskunft darüber, welche Anforderungen an die Geftalt und 
Größe der Grundftücde zu ftellen find. Auf Antrag der Befiger von Dreis 
viertel der Grundfläche der Baufigur können die widerftrebenden Grundbefiger 
von der Gemeinde enteignet werden, die das enteignete Land gegen Erjtattung 
der Auslagen an die Antragfteller auszuliefern hat. 

Nach einer Auskunft der Bürgermeilterei der Stadt Mainz* wurden in 
den Stabdterweiterungögebiet (bis 1893) circa 100 Umlegungen auf gütlichem 
Wege vorgenommen. Die Initiative zu biejen ging mit Ausnahme eines 
einzigen Falles von der ſtädtiſchen Verwaltung aus. Cine erhebliche Zahl 
geplanter Umlegungen jcheiterte an dem Widerftande einzelner Grundbeſitzer. 
Bon der Enteignung wurde niemals Gebraud) gemacht, da die antragjtellenden 
Srundbefiter mit Recht die Höhe der Schäßungen fürdteten. Den Wider: 
ftrebenden wäre dagegen eine Enteignung wegen ber Höhe der ihnen zus 
fallenden Entſchädigung in den meilten Fällen nur willftommen geweſen. 
Das beweift wiederum, wie jehr dad heutige Enteignungsrecht die privaten 
Interejfen bevorzugt und wie nothiwendig eine durchgreifende Reform desjelben 
für die Städte ift, deren Lebendinterefien aufs Engfte mit dem Grund und 
Boden verknüpft find, Wirkſam war allein das Mittel des Bauverbotes, 
vielleicht auch die Erfenntuiß, daß eine Umlegung für alle Betheiligten vor= 
theilhaft ift. 

Ebenſowenig jcheint der $ 69 der Bauordnung vom 30. April 1881 in 
Anwendung gekommen zu jein. Der Artikel lautet: „Iſt die Eintheilung ber 
Grundſtücke eines durch den Ortsbauplan feitgeftellten Bauquartierö oder eines 
Theiles de3jelben in Baupläge, welche den im Ortsftatut getroffenen Bes 
jtimmungen über die Minimalmaße fir bie Falladen, die Tiefe und Die 
Grundfläche der Baupläge entiprehen, durch Verftändigung ber Betheiligten 
auf gütlichem Wege nicht herzuftellen, jo kann auf Antrag eines derjelben die 
Gemeinde die betreffenden Grundftüde auf dem Erpropriationdwege erwerben 
und nad) vorheriger Eintheilung in zwedmäßige Baupläge wieder verfteigern. * 


* Vergleiche Meyn, Stadterweiterungen, ©. 16. 
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Der Wortlaut des Artikels ift zunächft nicht gerade flar. Was find die „bes 
treffenden Grumdftüde*? Nach den Motiven: die Grunbftüde, Die zu einer 
zweckmäßigen Negulirung des Baublodes oder eines Theiles desſelben heran 
gezogen werden müflen, ohne Rückſicht darauf, ob die Eigenthümer einer Nege- 
lung zujtimmend oder widerſtrebend gegenüberftehen. Die Enteignung fol 
aber auch nicht weiter ausgedehnt werden, als unbedingt nothiwendig ift. Daran 
hindert ſchon von vornherein die Bedingung, daß die Grundſtücke des Blockes 
den im Ortöftatut getroffenen Beitimmungen über die Minimalmaße für die 
Faſſade, die Tiefe und die Grundfläche der Baupläge nicht entiprechen müſſen. 
Nur wenn diefe Bedingung erfüllt ift, darf eine Enteignung ftattfinden. Da 
diefe Minimalmaße natürlich jehr tief gegriffen find — in Worms zum Bei: 
fpiel werden nur verlangt mehr als 100 Quadratmeter Fläche und die Möglich: 
feit, ein Gebäude von 6 Meter Front und 9 Meter Tiefe mit zweifeitiger 
Beleuchtung zu errichten — jo wird das Vorgehen auf nur wenige Fälle 
beſchränkt bleiben.* 

MWichtig find ferner die Fragen: muß die Gemeinde twieder verfteigern? 
oder kann fie das Land behalten und im eigenen ntereffe ausnüten be= 
ziehungsweiſe freihändig verfaufen? Wann muß die Verfteigerung ftattfinden? 
Iſt die Theilnahme an der Verfteigerung auf die früheren Gigenthümer be: 
ſchränkt oder nicht? Alle dieſe Fragen find von der größten finanziellen Bedeu: 
tung für die Gemeinde. Muß fie das erworbene Land fofort nach beendigter 
Erpropriation wieder verjteigern, jo ift von vornherein fiher, daß fie den 
bei der Enteignung gezahlten Preis nicht wieder erhalten wird. Iſt dann 
noch die Theilnehmerzahl an der Verjteigerung auf bie früheren Eigenthiimer 
bejhränft, jo wird der Erlös noch geringer fein. Außerdem ift die Möglich- 
feit einer Ringbildung unter den früheren, vor Allem ben Fapitalträftigen 
Eigenthümern gegeben. Die Gemeinde würde aljo den Eigenthümern ein baares 
Geldgeihent machen und ihnen zugleich die ginftigft umgelegten Baugrund: 
ftücfe übermitteln müſſen. Kann die Gemeinde dagegen die Verfteigerung zu 
jeder beliebigen Zeit vornehmen, fo wachſen die Chancen der Koftendedung 
ganz bedeutend. Volle Sicherheit erhält fie aber erft, wenn fie das Necht 
des freihändigen Verkaufe an eine unbejchränkte Zahl von Käufern oder das 
Recht Hat, das Bauland ſelbſt zu überbauen oder im eigenen Intereffe ander: 
weitig zu verwerthen. Die Verordnung vom 1. Februar 1882, die Aus— 
führung der Allgemeinen Bauordnung vom 30. April 1881 betreffend, zwingt 
nun die Gemeinden dazu, das enteignete Land in öffentlicher BVerfteigerung 
an den Meiftbietenden zu verkaufen, legt es dagegen in die Hände der Ge- 


* Baumeifter, Claffen, Stübben, „Die Umlegung” ©. 15: „Das Verfahren... 
erregt wegen feiner fozialiftifchen Richtung Bedenken“!! Höchit charatterijtifch. 
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meindevorftände, ob die Theilnahme an der Berfteigerung auf die expro— 
priirten Grumdeigenthümer zu beichränfen ift oder nit. Die Ausführungs- 
verordnung widerſpricht alfo in allen Punkten den von ung aufgeitellten Grund— 
fägen. Sie zwingt die Gemeinde zum Verkaufe und giebt ihr das Recht, 
die Berjteigerung auf die Erproprürten zu beichränfen. Davon, ob und wie 
diefe auf dem Gemeindevorſtande vertreten find, beziehungsweije ihre Inter— 
eſſen zur Geltung bringen können, wird es alſo allein abhängen, ob der ganze 
Prozeß mit einem Werlufte für die Gemeinde endigen wird oder nid. 
Sciebungen aller Art, Ausbeutungen der Gemeinde im Intereſſe privater 
Befiger find damit Thür und Thor geöffnet. 

Hamburg. Suchte die heifiihe Geſetzgebung die Negulirung der Bau: 
grundftiide durch die beiden Mittel des Bauverbot3 und ber Enteignung zu 
erreichen, jo hat die Hamburgiiche Gejeggebung dasſelbe Ziel auf dem 
direfteren Wege der Zwangsumlegung zu erreihen geſucht. Das Geſetz vom 
1. Januar 1893 betreffend den Bebauungsplan für die Vororte auf dem 
rechten Elbufer enthält im $ 9 die die Zwangsumlegung regelnden Beſtim— 
mungen. Die Umlegung fanı von der Baudeputation jelbjtändig oder auf 
Antrag der Eigenthümer der größeren Hälfte der in Betracht kommenden Ges 
ſammtfläche eingeleitet werden. Nach der Begründung des Gejegentwurfes 
joll das Berfahren auf den einzelnen Baublod beſchränkt fein; nah dem 
Wortlaute de 8 9 kann dasfelbe ſehr wohl aud auf einzelne Theile des 
Baublods eingeichränft werden. Die betreffenden Grundftiide werden mit den 
nicht mehr erforderlihen Wegen und öffentlihen Plätzen in eine Maſſe ver: 
einigt, die neuen Wege abgezogen und die übrigbleibende Fläche jo ein 
getheilt, daß an den neuen Straßen und Plägen Baupläte entjtehen, deren 
Grenzen von den neuen Straßenlinien möglichit im rechten Winkel gefchnitten 
werben. Die Zufammenlegung hat jo zu erfolgen, daß jeder betheiligte Grund— 
eigenthümer in demjelben Verhältnilfe an dem Gejammtmwerthe der neu eins 
getheilten Grundſtücke partizipirt, in weldhem er früher an dem Geſammt— 
iwerthe der unregulirten Grunditüde betheiligt war. Dieſe Beitimmung ſchließt 
aber nicht aus, daß an einzelne Grundbefiger eventuell Entſchädigungen in 
Geld gezahlt werden. 

Der von der Baudeputation angefertigte Plan wird der Finanzdeputation 
und Baupolizeibehörde mitgetheilt und dann öffentlich ausgelegt. Widerſprüche 
und Scadenforderungen find von den betheiligten Grundeigenthümern, Hypo— 
thefengläubigern und Inhabern dinglicher oder die Veräußerung bindender 
Rechte innerhalb vier Wochen anzumelden. Finden foldhe Anmeldungen nicht 
ftatt, jo gilt der Plan als genehmigt. Andernfall® beichließt der Senat über 
den Plan und die Einwendungen, und legt denfelben eventuell der Bürger: 
ihaft zur Genehmigung vor. Ueber die beanfpruchten Entſchädigungen ent— 
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ſcheidet die Schätzungskommiſſion, ein außerordentliches, aber ftändiges Gericht 
für alle Enteignungsjahen. Die von diejem feftgeitellten Entſchädigungs— 
fummen, ſowie die Koſten des Verfahrens werden proportional dem Werthe 
der einzelnen Grundjtücde auf dieſe vertheilt. 

Preußen. Die Lex Adides, welhe im April 1893 nah ausführ: 
Iihen Kommiffionsberathungen im Herrenhauje zur Annahme fam und im 
Abgeordnetenhauſe ein unrühmliches Ende fand, ſetzt fih aus zwei Theilen 
zufammen, von denen fich der eine mit der Umlegung, der andere mit der 
Zonenenteignung beichäftigt. Uns intereffirt hier nur der erftere. Der Geſetz— 
entwurf in der Fallung des Herrenhaufes geht in einer wichtigen Beſtim— 
mung weiter als die Gefeße der anderen Bunbdesftaaten. Cr gejtattet bie 
Ausdehnung der Umlegung auf ganze Feldfluren oder Theile derjelben, Theile 
des Gemeindegebiets, die durch die Geftaltung des Geländes, beftchende oder 
projeftirte Straßen, die thatfählihe Entwidlung der Anbauverhältniffe ab: 
gegrenzt find,* beichränft fie alfo nicht nur auf die einzelnen Baublöde. Dabei ift 
die Nüdficht auf das fozialpolitiiche Moment der Verbilligung der Bauftellen 
beftimmend geweſen. Nur wenn ein binreihend großes Quantum Bauland 
erihloffen wird, kann nad Anficht der Umlegungsſchwärmer ein Preisdrud 
auf das Bauland ausgeübt werben, der im öffentlichen Intereſſe liegt. 

Die Umlegung fann überhaupt nur ftattfinden, wenn fie im öffentlichen 
Intereſſe liegt. Daran ändert nichts, ob fie auf Antrag der Cigenthiimer 
ftattfindet, die aber mehr als die Hälfte der nad dem Grund» und Ge: 
bäudejtenerfatafter zu berechnenden Flähe der umzulegenden Grundjtüde 
befigen müflen, oder ob fie von der Gemeinde aus eigener Initiative in 
Angriff genommen wird. Zunächſt ift nicht abzufehen, warum die Umlegung 
eines einzelnen Baublod3 nicht auch ftattfinden foll, ohne daß fie im öffent- 
lichen Intereſſe liegt. Mittelbar wird fih ein folches ja meiſt fonftruiren 
laſſen; wozu aber Konftruftionen, wenn das Nefultat des Verfahrens für alle 
Eigenthümer vortheilhaft ift, wie die Vertheidiger der Umlegung immer be= 
haupten. Wurde aber einmal das öffentliche Interejfe jo in den Vorder: 
grund geitellt, jo mußte dasfelbe fonjequent im Auge behalten, nicht aber 
durch fpätere Paragraphen jedes Vorgehen der Gemeinden aus eigenem Ent: 
Ichluffe erjchwert werden. Grfolgt nämlich die Umlegung auf Antrag der 
Betheiligten, jo it von der Geſammtmaſſe das zu den öffentlichen Plägen 
und Straßen erforderliche Gelände bei der Vertheilumg vorweg auszuſcheiden 
und der Gemeinde umentgeltlich zu überweifen. Die im Cigenthume der Ge: 
meinde befindlichen, entbehrlich werdenden Wege und Pläge werden in die 


1 Der Entwurf Adickes ſah auch die Ausdehnung auf den geſammten Bereich 
des Bebauungsplans vor; das Herrenhaus ſtrich aber dieſe weitgehende Be— 
ſtimmung. 
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Mafle ohne Entichädigung eingeworfen. Bei einem Vorgehen der Gemeinden 
aus eigener Snitiative aber werden der Gemeinde zwar die von ihr eine 
gerworfenen Wege und Plätze angerechnet, fie muß aber aud für daß zu den 
neuen Straßen und Plätzen erforderliche Land nad) dem vollen Werthe be= 
zahlen!! Im erften Entwurfe waren die Intereffen der Gemeinde beſſer 
gewahrt gewejen. Die Gemeinde Eonnte nur zu Beihilfen für die Durch— 
führung der Straßen und Plaganlagen oder zum Erwerbe eines Theiles 
des für dieje Anlagen erforderlichen Geländes gegen Entihädigung verpflichtet 
werben. 

Das Vorgehen ber Gemeinden aus eigener Initiative juchen auch nod) 
andere Beitimmungen zu verhindern. So hat nad) $ 18 des Herrenhaus: 
entwurfes die Gemeinde alle durch das Verfahren entjtehenden Koſten zu tragen; 
nur wenn die Umlegung nad 8 3, das heißt auf Antrag der Mehrheit der 
Beliger erfolgt, erhält fie das Nedht, ihre Auslagen auf die an der Umlegung 
beteiligten Gigenthümer nad Maßgabe des ihnen zumachfenden Bortheilg 
beziehungsweile nad) ihrer Theilnahme am Gefammtwerthe der neu eingetheilten 
Grundſtücke zu vertheilen. Hatte das Herrenhaus auf diefe Weile daß Direfte 
jelbjtändige Vorgehen der Gemeinden fo gut wie unmöglich gemacht, jo nahm 
es ihnen auch noch das einzige Mittel, durch das fie, wie der erjte Entwurf 
Adides vorjah, einen Zwang auf die Befiger zur Vornahme der Umlegung 
ausüben fonnten. Nach 8 18 bes erften Gntwurfes Adickes fonnte die Er: 
rihtung von Bauten, durch die eine zweckmäßige YZufammenlegung von 
Grundftücden in einem Baublod verhindert oder erheblich erfchwert wird, baus 
polizeilich unterfagt werden. Wurde im Laufe eines Jahres fein Verfahren 
auf Zujammenlegung oder Ausdehnung der Enteignung eingeleitet, jo jollte 
das Bauverbot erlöfchen. Diefer Paragraph, der dem Mainzer Geſetze nad): 
gebildet war, follte als Anreiz zu Umlegungen und zugleid als ein indireftes 
Zwangömittel in den Händen der Gemeinden dienen. Das Herrenhaus 
ſchwächte aber dieſe Beftimmung ab oder verkehrte fie vielmehr in ihr Gegen= 
theil. Die Baugenehmigung fonnte erit dann verjagt werden, wenn be= 
reits ein Antrag auf Umlegung geitellt oder von Amtswegen die Um— 
legung bejchlojien war. Mit diefen Grichwerungen, die dad Herren— 
haus dem freiwilligen Vorgehen der Gemeinden in den Weg legte, hat 
e3 im entichiedener Weile die Intereilen der großen Grundbefiger gefördert. 
In den meiften Fällen wird es jehr ſchwierig fein, die vorgejchriebene Mehr- 
heit der Befiger für den Plan zu gewinnen, Liegt es doch gerade im Intereſſe 
der großen Eigenthümer, die fleineren Blodgenoffen audzumerzen und zum 
Verkaufe zu zwingen, aljo auch ein Umlegungsverfahren zu verhindern, das 
ja gerade den Kleineren die Ausnützung ihres Beſitzes geftattet und fie jo in 
dem Befige ihrer Grundftüde erhält. Sollte alfo der Kleinbeſitz geſchützt 
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werden, jo mußte das freiwillige Vorgehen der Gemeinde auf jede Weile 
erleichtert werben. 

Wir haben die wichtigften Punkte, in denen der erfte Entwurf eine Ab» 
ſchwächung jeitens des Herrenhaufes erfuhr, in Kürze behandelt und können 
auf die zahlreihen anderen Abſchwächungen, die derielbe erlitten hat, wie 
Streihung der Enteignung von Grundſtücken, die wegen ihrer zu geringen 
Größe unbebaubar find, nicht weiter eingehen. Es genügt, die Tendenz 
desjelben hervorzuheben. Es ift feine andere als die, die Eingriffe in das 
Privateigenthum, mit denen das Umlegungöverfahren verbunden ift, auf 
ein Minimum zu reduziren und zugleih da3 ganze Verfahren mit jo zahl: 
reihen Garantien zu Gunjten der Grundbejiger zu umgeben, daß es jedesmal 
zu einer bedeutenden MWerthiteigerung ausjchlagen muß. 

Die Lex Adides fand, wie ſchon erwähnt, im Abgeordnetenhauſe ihr Ende. 
Neu aufgenommen wurde fie in einem allein für Frankfurt a. M. giltigen 
Spezialgefegentwurfe (Entwurf eines Gejeßes betreffend Schaffung von Baus 
gelände durch Umlegung im Gemeindebezirfe von Frankfurt a. M.), der 1900 
dem Provinziallandtage von Heflen-Naflau zur Begutachtung vorlag. Derielbe 
erklärte fich im Wefentlichen mit den Beſtimmungen des Gejeges einverjtanden 
und ſprach den Wunſch aus, dab eine Ausdehnung des Geſetzes auf andere 
Gemeinden durch Königliche Verordnung auf Antrag der Gemeinde und nad 
Anhörung des Provinziale beziehungsweile Kommunallandtags angeordnet 
werden £önne. 

Baden. Bereit3 im Jahre 1874 hatte der badiiche Stäbtetag zu VBaden* in 
einer Rejolution für die Gemeinden das Recht gefordert, behufs zweckmäßiger 
Durchführung der Ortöbaupläne mit ordnender Hand in die Eigenthumsverhältniſſe 
der Grumdbefiger der Baublöde einzugreifen. Allerdings ohne Erfolg. Erft 
nad) der zweiten Novelle zum Ortsftraßengefeg vom 26. Juni 1890 griff 
man auf die Badener Refolution zurüd. Auf dem badifchen Städtetage in 
Freiburg, 10. November 1893, brachte Heidelberg einen ausgearbeiteten Geſetzes— 
vorſchlag ein, der fi an das badijche Feldbereinigungsgeſetz vom 5. Mai 1856 
(in der Faſſung vom 21. Mai 1886), dad Ortsſtraßengeſetz in der Fallung 
vom 4. Auguft 1890, das Hamburger Gejeg vom 1. Januar 1893, ſowie den 
Adidesihen Geſetzentwurf anlehnte. 

Der Entwurf gab der Gemeinde das Recht, das Verfahren ohne Niids 
fiht auf die Zuftimmung ber Betheiligten anzumenden und zwar nicht blos 
auf die Grenzen eines einzelnen Baublod3, fondern auf Theile 
eined Plangebiet3 und jelbit auf den Bereich eines ganzen Orts: 


* Vergleiche Walz in „Soziale Praxis“ und in „Zeitfchrift für badifche Ver: 
mwaltung“, XXVII (1895) ©. 223 ff. 
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bauplans!! Der leitende Grundjag war Vertheilung nad) den Werthverhälts 
niß vor und nach ber Umlegung unter thunlichiter Berüdfichtigung der Indi— 
pidualität und der Lage. Bei der MWerthermittlung der unregulirten Grunde 
ſtücke jollte feine Nüdfiht auf im Plane vorgejehene, aber noch nicht ausgeführte 
neue Straßen genommen werben. Die neuen Grundftüde follten jo abgetheilt 
werben, daß jeder einzelne Theil noch zur Bebauung geeignet bleibt. Der Ent: 
wurf wich von dem Gejegentwurfe Adickes' vor Allem darin ab, daß er den Grund: 
befigern nicht das Recht gab, in allen Fällen, wo die Gemeinde aus eigener 
Initiative dad Verfahren einleitet, die Enteignung von derjelben zu fordern. 

Der Entwurf fand auf dem Städtetage allgemeine Billigung und wurbe 
nad) wenigen fleineren Aenderungen der Großherzoglichen Negierung über: 
reicht, aber erit 1895 legte die Negierung ſelbſt einen Gejegesentwurf als 
Novelle zum Ortsftraßen: und Baufluchtengefeß vom 20. Februar 1868 der 
Erſten Kammer vor. Diejer Gejegentwurf wich in einer ganzen Reihe von 
Punkten von dem Entwurfe des Städtetagd und zwar gerade in foldhen 
Punkten ab, die das von der Gemeinde vertretene Intereſſe der Gemeinfchaft 
gegenüber dem Privatvortheil der einzelnen Gemeindemitglieder ſchützen und 
begünftigen. Cine Neueintheilung der Grundſtücke auch gegen den Willen 
einzelner Gigenthiimer wurde nur dann für zuläffig erflärt, wenn es das 
öffentliche Intereile erfordert. Fiir die Durchführung des Verfahrens gelten 
dann die Vorfchriften, die dad Enteignungdverfahren regelt. Da nun die 
Neneintheilung (nad) dem Gejegentwurfe) fih nur auf das Gebiet eines 
einzelnen Baublocks erftreden und nur dann vorgenommen werden darf, 
wenn die Gemeinde vorher das den betreffenden Baublod umgebende Straßen: 
gelände erworben hat, da ferner eine Enteignung nur gegen die Cigenthümer 
angewendet wird, deren Grundftüde, weil zu Klein, unter feinen Umſtänden 
bebauungsfähig gemacht werden fönnen, fo läßt fich nicht einjehen, wozu 
diefer jchtwerfällige Mechanismus in Bewegung gelegt werden foll. Der ganze 
Inftanzenzug — gemifchte Kommifjion aus Vertretern der Gemeinde, ber 
ntereffenten und des Bezirfsrathes, Ginipruchverfahren vor dem Bezirks— 
rathe, Begutachtung ſeitens des letzteren, zweite Begutachtung jeitens des 
Minifteriums über die Frage, „ob im öffentlichen Intereſſe liegend und an— 
gemeifen“, endgiltige Entichliegung des Staatöminifteriumg, eventuell Ent. 
Ihädigungsflage der Grproprürten und Wenachtheiligten vor den Zivil— 
gerichten — muß das Verfahren jo vertheuern und fo läftig machen, daß feine 
Gemeinde eines jo winzigen Ziele wegen, wie es die Umlegung eines einzelnen 
Baublods ift, den langen und mühjeligen Weg des Neueintheilungsverfahrens 
betreten wird. 

Der Negierungsentwurf fand in der Berathung der Kammern im All— 
gemeinen Zuftimmung. Nur wurde der Inftanzenzug um die gemiſchte Kom— 
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milfion verkürzt, die Crpropriirten mit ihrer Klage ftatt an die Zivilgerichte 
an die VBerwaltungsgerichte verwiejen, und die Ginleitung de& Verfahrens 
feitend der Gemeinden geftattet, wenn das zur Anlage der Straßen erforder: 
lihe Gelände für diefen Zweck entweder erworben ift oder vor dem Voll: 
zuge der Neueintheilung erworben wird. Die Umlegung joll regel- 
mäßig auf einen Baublock bejchränft fein, kann ſich aber aud) auf mehrere 
eritreden.* 

Wir fommen zur Kritik des Umlegungsverfahrens. Den Vertheidigern 
desjelben müſſen wir zunächſt ohne Weitere zugeben, daß darin ben 
Städten für die Crleichterung rationeller Stadterweiterungen ein werthbolles 
Werkzeug in die Hand gegeben wird. In hygieniſcher Hinſicht verhindert Die 
Umlegung die hygieniſch ungünftige Bebauung fchiefer und winkliger Grund 
ftüde mit all ihren Nachtheilen, wie Mangel an Luft und Licht x. Im 
finanzieller Hinfiht wahrt fie das Intereſſe der Gemeinde, injofern fie 
einen zufammenhängenden Anbau und dadurd wiederum die zufammenhängende 
Anlage der Straßen, der Entwällerung, der Waller: und Gasleitungen er: 
möglicht. Die Gemeinde jpart auf dieſe Weiſe jowohl direft an den Anlage: 
foften, ald auch an Straßenbauzinfen, einem ſehr wichtigen Kapitel bei jeber 
Stadterweiterung. In rein techniicher Hinficht der Ausnüßung liegt die lim: 
legung vor Allem im Intereſſe der betheiligten Grundbefiger, deren Angriffe 
auf dieſes Verfahren fih nur aus Gründen erklären laſſen, auf die wir ſo— 
fort zu fprechen kommen. 

Unfere Wohnungsreformer werden aber von allen diejen Gründen nur bis 
zu einem gewillen Grade zu ihrem Gintreten für das Verfahren der Umlegung 
beftimmt. Für fie find vor Allem fozialpolitiiche Gründe maßgebend. Sie 
find der Ueberzeugung, daß die Umlegung einen herabdrüdenden Ginfluß auf 
die Höhe der Bodenpreije auszuüben vermag, und fehen daher in ihr em 
Mittel, auf die hohen Wohnungsmiethen mittelit des einen Faktors ber: 
felben, eben des Grundpreijes, einzumirfen. Wir müffen geftehen, daß wir 
der IImlegung feine folche Bedeutung zuzufprechen vermögen. Im Allgemeinen 
joll die Umlegung nur auf Antrag der betheiligten Grundbefiger ftattfinden; 
ein felbitändiges Vorgehen der Gemeinde gilt als Ausnahme und wird in 
den meiften Gejegen und Gejeßentwürfen geradezu erichwert. Es liegt nun 
ganz offenbar auf der Hand, daß ein ſolcher Antrag der Grundbeſitzer auf 
Umlegung nur ftattfinden wird, wenn eine baldige Bebauung des Grund und 
Bodens in Ausficht jteht, mit anderen Worten, wenn fi) ihnen die Ausficht 
bietet, die Werthfteigerung, die bei der Umwandlung des Aderlandes in Bau— 
land ihrem Befige zuwächſt, in ihre Tajche zu fteden. Im Allgemeinen werden 


»Geſetz vom 6. Zuli 1896, im Ortöftraßengefeß 88 11 bis 19. 
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alfo Umlegungsanträge ſeitens der Intereffenten nur geftellt in Zeiten fteigen- 
der Bodenpreije, aljo nur dann, wenn ein beſonderes Wohnungsbedürfniß vor: 
handen und eine fchnelle Aufiaugung des angebotenen Baulandes zu er: 
warten ift. 

Selbit wenn aber der Gemeinde die Einleitung und Durdführung von 
Umlegungen in weitejtgehender Weije erleichtert würbe, bliebe doch zu bedenken, 
daß mit der einfachen Umlegung und der Bereitftellung von Bauland der 
Wille der Befiger durhaus noch nicht zum Verkaufe beftimmt, aljo auch fein 
wirkliches Angebot geichaffen wird. 

Entfält aljo dieſe im fozialpolitiichen Intereſſe jo jehr betonte Eigen: 
Ihaft des Umlegungsverfahrens, jo bleibt nur noch die andere übrig, daß näm— 
li durch die Umlegung eine gerechtere Vertheilung der Werthſteigerung be= 
wirft wird. Es kann nämlich bei der Anlage des Stabtbauplans vorkommen, 
daß einzelnen Befigern die Haupttheile ihres Befiges genommen und für die 
Straße verwendet werben, der Reſt aber bebauungsunfähig ift. Die Grund: 
befiger, welche Opfer zu bringen haben, haben alſo nicht den geringjten Vor: 
theil; derielbe fällt vielmehr anderen Befigern, die in ihrem Beſitze in feiner 
Weiſe gejtört worden find, ohne jede Leiftung ganz zu. Im Intereſſe der 
benachtheiligten Grundbefiger empfiehlt ſich alfo eine Umlegung, durch die Die 
Vortheile aus der Planfeſtſtellung den Grundbefigern proportional ihrem Be: 
fige vor der Enteignung zugetheilt werben follen. Mit der Einführung der 
Umlegung ift aber ein ſehr wichtiges Zugeltändniß gemacht worden. Wird 
einmal zugegeben, daß der einzelne Grundbeſitzer als folder fein Anrecht 
auf die aus einer Planfeftitelung ihm auf Koften anderer Grundbefiger zus 
wachſende Werthiteigerung habe, jo folgt daraus unerbittlich, daß der Gemein: 
ihaft der Grundbefiger ebenfo wenig ein Anrecht auf die Werthiteigerungen 
zufteht, die ihrem Bejige auf Koften der Bewohnerſchaft zuwachſen. Es tft die 
Gemeinichaft, welche durch eigene Thätigfeit, die der Planfeitftellung, das Land 
zufiinftiger Bebauung erjchließt und aus der Klaſſe des Acker- oder Gartens 
lande3 in die werthvollere des Baulandes erhebt. ES läßt fich Fein Grund 
dafür anführen, weshalb nicht die Gemeinden diefe von ihnen geichaffenen 
Merthiteigerungen an fich ziehen jollten. Die Umlegung führt mit Nothivendig- 
feit weiter zu der Enteignung des Stabterweiterungsgebietö feitend der Ges 
meinde im Momente der vollendeten Planfeftitellung. 

In diefen Weberlegungen, die den Grundbefigern durchaus nicht zur klaren 
Erfenntniß gekommen zu fein brauchen, fehen wir vor Allem den Grund zu 
der entjchiedenen Feindſchaft, die fie gegen die Unlegung empfinden. Dazu 
fommt dann ferner das Mißtrauen, daß, wie es der Verband rheiniſch-weſt— 
fälifcher Haus: und Grundbeſitzer jo fchön ausdrückte, „die Regelung der Um: 
legung3frage zu Straßenbau: und ſonſtigen Zweden der Gemeinden benützt 
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werden würde, mit denen die Nechte des Grumdeigenthums in Frage geitellt 
erſchienen“. 

Demſelben Zwecke, eine rationelle Ausnützung der Bauflächen zu ſichern, 
ſollte in dem Geſetzentwurfe Adickes' die ſogenannte Zonenenteignung dienen. 

Das preußiſche Baufluchtengeſetz vom 2. Juli 1875 (8 11), wie die deutſche 
Geleggebung überhaupt, gab den Gemeinden das Recht, die durch die feſtgeſetzten 
Straßenfluchtlinien für Straßen und Pläge beſtimmte Grundfläche dem Eigen: 
thümer zu entziehen; nach den Enteignungsgejegen war aber das Enteignungs: 
reht auf die fiir die Straßen» beziehungsmweile Platanlage nothwendige Fläche 
beihräntt. War aljo die Stabt nicht im Stande, freihändig eine größere 
Fläche zu erwerben, jo mußte bei zerfplittertem Grundbefige und auf uns 
bebautem Lande das Entitehen von bebauungsunmwürdigen PBarzellen und ein 
unterbrochener Anbau der Straße die unausbleiblide Folge jeder Enteignung 
fein. Daran wird auch durch 8 12 desjelben Gejeges nichts geändert, welcher 
vorjhreibt, daß die Neftgrundftüde auf Antrag der Gigenthiimer von der 
Gemeinde angefauft werben müſſen. Hier muß entweder das Umlegungs— 
verfahren oder das der Zonenenteignung ergänzend eintreten. Durch das Recht 
der Zonenenteignung werden die Gemeinden in den Stand geiegt, auch die 
neben dem Straßenkörper gelegene Fläche in mehr oder weniger großer Tiefen: 
ausdehnung zu enteignen und dadurch eine zwedmäßige Bebauung zu fichern. 
Der Herrenhausentwurf der Lex Adides hatte im 8 19 darüber folgende 
Beitimmungen aufgenommen, die zugleich für bebautes Land giltig fein follten: 
„Sofern es da3 öffentliche Interefle erheifcht, kann von den Miniftern der 
Öffentlichen Arbeiten und des Innern das Necht der Enteignung auch bezüglid) 
de3 an die Straßen und Plätze angrenzenden oder denjelben benachbarten 
(bebauten tie) unbebauten Geländes in einer mit Nicficht auf den Zweck 
des Unternehmens bejtimmten Ausdehnung verliehen werden. Bei Feſtſetzung 
der Enteignungszone iſt zugleich in geeigneter Weife auf die Grundſtücks— 
grenzen, den baulichen Charakter des Stabttheild, die örtlichen baupolizeilichen 
Vorſchriften und Die durch diejelben bedingte zweckmäßige Bebaubarkeit Rückſicht 
zu nehmen.“ 

In dem urjprünglichen Entwurfe der Lex Adides war die Zonenenteignung 
nur für noch unbebaute Gebietötheile in Vorjchlag gebracht worden. In voll: 
ftändig Logifcher Weife! Die Zonenenteignung war ald das zweite Mittel 
gedacht, durd) das die Gemeinden die zweckmäßige Eintheilumg des Baulandes 
erreichen konnten, wenn das Umlegungsverfahren, jei es Mangels einer Initiative 
der Grumdbefiger oder wegen zu großer Koften für die Gemeinde bei jelb: 
ftändigem Worgehen, nicht anwendbar wäre. Umlegung und Zonenenteignung 
auf unbebautem Lande ergänzten fih im Entwurfe gegenſeitig. Nur in dieſem 
Zuſammenhange gewann aud) die Beitimmung, daß die Vefiger der Hälfte der 
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betroffenen Grundjtüde das Recht haben follten, die für die Zonenenteignung 
beftimmten Grundftiide zu erwerben und unter ſich zu vertheilen, ihre Be: 
deutung. Von der SHerrenhausfonmijjion wurde aber die Zonenenteignung 
auch auf die bebauten Grundftiide ausgedehnt und dadurd ein frembes Element 
in den Gefegentwurf gebradt. Wir werden auf diefen Punkt an anderer 
Stelle einzugehen haben. 

Die Zonenenteignung auf unbebautem Lande verfolgt aber nicht nur ben 
Zwed, eine rationelle Bebauung zu ſichern; fie will zugleich auch die Koften- 
lajt für die Gemeinde erleichtern und damit eine rajchere Entwidlung bes 
Straßenneges in den Stabterweiterungen möglih machen. Das Umlegungs— 
verfahren der Lex Adickes fucht die Straßenanlagekoften auf die Grundbefiger 
abzumwälzen; die Zonenenteignung ſucht dasfelbe Nefultat auf einem anderen 
Wege dadurch zu erreichen, daß fie die zu erwartende MWerthiteigerung des Grund 
und Bodens in die Taſche der Gemeinde ableitet. Es ift nur zu begreiflich, 
daß fie gerade deshalb bei den Grundbeſitzern jo entichiedene Feindſchaft fand. 

Koſtendeckung. Bei der Durchführung von Stadterweiterungen können 
wir zwei Arten von Thätigkeiten unterjcheiden: die vorbereitenden Unter— 
nehmungen, durch die ein bejtimmtes Bauareal der Bebauung überhaupt 
zugänglich) gemacht wird, und die endgiltigen Straßenanlagen, durch welche 
dad bebaute Areal feine Gliederung und feine Verkehrseinrichtungen erhält. 
Bei den vorbereitenden Unternehmungen handelt e8 ſich meijt um umfafiendere 
Anlagen, die dazu dienen follen, einen größeren Stompler Bauland in das 
Bereich der ſtädtiſchen Bebauung einzuziehen. Wir können diejelben in ihrer 
charakteriſtiſchſten Form bei den Erweiterungen von Feſtungsſtädten beobachten. 
Durd die Niederlegung der alten Umwallung wird meift eine vollftändige Neu— 
geitaltung des Landes, auf dem diejelbe geitanden, nöthig, ehe ein ftädtiicher 
Anbau dafeldit iiberhaupt möglich iſt. Und dieje ftellt der ftädtijchen Verwaltung 
bedeutende Aufgaben und verlangt von ihr ein hohes Maß fchöpferiicher Ge— 
ftaltungfraft. Es find das Aufgaben, wie fie lohnender und bedeutjamer fich 
kaum denfen laſſen. Natürlich wird durch die Art ihrer Löjung in erfter Linie 
das Schidjal des neuen Stadttheilö bedingt; rückwirkend aber auch die Ent: 
wicklung der älteren Stabdttheile in der nachhaltigiten Weife beeinflußt. Fehler, 
die hierbei gemacht werden, müſſen fich dauernd rächen, da die Umgejtaltung 
eine fertig ausgebauten Stadttheils meift ein Ding der Unmöglichkeit iſt. 

Der Größe der Aufgabe entipricht die Größe des Koftenaufiwandes, und 
zugleich mit der Aufgabe jehen fich die Städte vor die ſchwierige Frage Der 
stoftendedung geitellt. Gerade hierbei bieten die Stadterweiterungen in Feſtungs— 
ftädten befondere Momente, jo daß ein kürzere Gingehen auf einige dieſer 
Unternehmungen intereifante Nefultate nach verichiedenen Seiten hin ergeben 
wird. Kaum irgendiwo anders tritt der Charakter der Werthiteigerung des 
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Boden? deutlicher hervor, al3 bei den Erweiterungen von Feſtungsſtädten. 
Wir fehen daö unearned inerement, den unverdienten Werthzuwachs, den 
der Boden allein und außichließli der erfolgreichen Arbeit der Gemeinden 
verdankt, unverhüllt den Privaten zumwachfen, die die Früchte der gemeind- 
lichen Thätigkeit in behaglicher Ruhe einheimjen. 

Die Ihatfahen find im allen Fällen die gleichen. Im Laufe der Ent: 
widlung füllen die Feitungsftädte den zwiichen dem DBefeftigungsgürtel und 
der Altjtadt gelegenen Raum aus. Vor dem Befeftigungsgürtel liegen die 
verichiedenen Rayongürtel, für die durch Neichögefeg vom 21. Dezember 1871 
verichiebene Baubeichränfungen feftgeiegt find. Direlt vor ber Befeſtigungs— 
linie liegt der erfte Rayon von 600 Meter, auf dem überhaupt feine Gebäude 
errichtet werden dürfen. Die Städte drängen nun, nachdem die Innenzone 
volljtändig ausgebaut ift, mit unaufhaltfamer Gewalt über den alten Be— 
feitigungdgürtel hinaus und zwingen zu einer Hinausverlegung der Feſtungs— 
werfe. Durch diefe Verlegung der Feſtungswerke, die in allen Fällen von 
den Städten jelbit ausgeführt werden muß, fallen natürlich für bejtimmte 
Zonen die Rayonbaubeichränfungen vollitändig fort. Und die natürliche Kon: 
fequenz ift ein plößliches Anwadhien des Bodenpreifes, in den der Altitadt 
zunächit belegenen Theilen nahezu auf die Höhe der Grundpreije in der legteren. 
Bei der Kölner Stabterweiterung haben circa 326 Hektar fisfalifche und 
private Grunditüde durch die Befreiung von Bauverbote eine zwei: bis zehn— 
fahe Werthiteigerung erlitten. Nichts hätte näher gelegen und nicht? wäre 
berechtigter gemweien, als dieſe Werthfteigerung, wenigitend zum Theil, zu 
den gewaltigen Kojten der Stabdterweiterung heranzuziehen. Mit Ausnahme 
von Mainz iſt e3 feiner Stadt gelungen, in diefer Richtung einen Erfolg 
zu erzielen. Inwieweit Verſuche gemacht worden find, die Grundbefiger zu 
beionderen Beiträgen heranzuziehen, habe ich nicht feititellen können. Doc) 
fönnen Diele Verſuche in Köln micht mit der entiprechenden Energie ver— 
anftaltet worden jein. Hier ijt nämlich noch ein franzöfiiches Gejeg von 1807 
in Kraft, das gejtattet, bei namhafter Werthiteigerung privater Beſitzungen 
durch öffentliche Unternehmungen die Beſitzer zur Zahlung eines Beitrags 
bis zur Hälfte deö erlangten Vortheils heranzuziehen. * 

Die einzige Ausnahme bildet, wie jchon gejagt, Mainz, das durch ein 
Spezialgeieß vom 8. November 1872 das Recht erhielt, eine außerordentliche 
Kommunalfteuer von den Grundjtücden zu erheben, die durch die Hinaus— 
ihiebung der Feitungswerfe in das innere Stadtgebiet eintraten.** Der Betrag 


* Vergleiche Stübben, Städtebau, ©. 296. 

* Auch für Ulm ijt ein derartiges Geſetz beabfichtigt. Der Geſetzentwurf 
wurde der Württembergifchen Kammer im Januar 1901 vorgelegt. Er ift im 
Beientlichen dem Mainzer Geſetz nachgebildet. 
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dieſer Steuer oder beſſer dieſes einmaligen Beitrags wurde für die geſammte 
Fläche auf 500000 Gulden feſtgeſetzt. Zwecks Vertheilung der Summe auf 
die einzelnen Grundſtücke wurde das Bauland zunächſt in ſechs Zonen nach der 
Entfernung von der ſeitherigen Feſtungsumwallung eingetheilt. Die zu leiſtenden 
Beiträge beliefen ſich für die 
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Total 500 000,0 Gulden. 


Innerhalb der einzelnen Zonen wurden die Theilbeträge auf die einzelnen 
Grumdftüde nad) der Größe der fteuerpflichtigen Fläche vertheilt. Die Zahlung 
de3 Beitrags konnte auch in 5Ojährigen Tilgungdrenten erfolgen, falls der: 
felbe 50 Gulden überitieg.* 

Big Ende des Etatsjahres 1399/1900 hatte die Steuer einen Ertrag von 
967 772,11 ME. ergeben. 

Es handelte fich bei der Stabterweiterung um ein Areal von 45 Hektar, 
wofür 6857142,387 ME. bezahlt wurden. Für fonftige Grundjtüde wurben 
856149,74 ME. auögegeben. Die Erbauung von Straßen und Stanälen 
erforderte einen Aufwand von 3443418,87 Mk. Der Preis des Heftars 
ftellte fih alfo an Grunderwerbs: und Straßenbaufoften auf 251000 Mt. 
1899/1900 waren noch 36303 Quadratmeter verfäuflihe Bauplätze auf der 
Gartenfront inklufive des Terraind des Raimundigartens vorhanden, die in 
dem Statu8 der Aktiva und Paſſiva mit 2447639,60 ME. audgeworfen 
find. Der Erlös aus verfauften Gelände belief fih auf 11131382,36 ME. 

Wir fchließen an den Bericht über die Mainzer Stabterweiterung die 
Nefultate der Stadterweiterungen in einigen anderen Feitungsftädten an. 

Köln. Die Kölner Altitadt bildet annähernd eine Halbkreisfläche, um die 
fich der frühere Befejtigungsgürtel mit den verfchiedenen Nayongürteln ihre Aus— 
dehnung aufs Höchſte behindernd legte. Durch Vertrag vom 23. Februar 1881 
erwarb nun die Stadt Köln für den Preis von 12 Millionen Marf die 
alte Umwallung nebſt einigen alten Forts und Lunetten. Dad ehemalige 
fisfalifche Feitungsgelände betrug rund 122 Hektar. Bis Ende 1898 wurden 
ausgegeben für Grunderwerb 23930403 ME., fir Abbruh und Einebnung 
1723155 ME., für Kanalbau 11267055 ME., für Straßenbau 8153205 Mk., 


* Die die Mainzer Stadterweiterung betrefiinden Geſetze und Verträge find 
abgedrudt in: Statutarifche Anordnungen der Stadt Mainz I. Bd. ©. 42 ff. 
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für Anpflanzıngen und Verichönerungsanlagen 2563645 ME., Alles in Allem 
betrugen die Ausgaben 55799296 ME. Denen ftanden an Einnahmen gegenüber 
an Srundftiidöverfäufen 40924132 Mk., für Vürgerfteige, Kanäle, Straßen: 
baufoften u. |. w. 7232316 ME. Ende 1898 ſchloß das Unternehmen mit 
einem Vorſchuß von 4161853 ME. ab, denen noch rund 188900 Quadrat» 
meter Baugelände zur Dedung gegenüberftehen. 

Magdeburg faufte vom Militärfisfus an Terrain der alten Stadt: 
erweiterung rund 213 Morgen und von der Eifenbahn 2 Morgen 49 Quadrat: 
ruthen. Hiervon wurden zu Straßenzweden rund 20 Hektar verwandt, jo daß 
für Bauland 37 Hektar 31 Ar verfügbar blieben. Die Koſten ded Grund und 
Bodens beliefen ji auf 7844890 ME., die Koſten fir Kanalifirung, Plani- 
rung u. 1. w. 4961259 Mt. Das Bauland ift bis auf eine geringe Fläche 
verfauft; im Ganzen kamen dafür ein 24163627 ME., fo daß alio das 
Unternehmen mit dem beträchtlichen Ueberſchuß von über 11 Millionen Mark 
abſchloß. 

An Nordfrontgelände, zu Zwecken der nördlichen Stadterweiterung, 
wurden 59,17 Hektar erworben. Der Kaufpreis betrug 23 ME. pro Quadrat— 
meter. Dazu traten aber noch bejondere Leifiungen, wie Bau des General: 
tommanbobdienftgebäudes u. |. w. und die Straßenherftellungsfoften. Das Terrain 
ift noch nicht vollftändig an die Stadt aufgelaffen und auch nur theilweife 
bezahlt. Die Aufwendungen für Grunderwerbss und Straßenbaufoften u. |. w. 
betrugen 13850259 Mi. Bon dem angefauften Terrain wurden zu Straßen 
anlagen, fowie zur Aulage des Luifengartens verwendet 26,305 Hektar. An 
Baustellen wurden verfauft 9,2086 Hektar, wofür einfamen 5938419 ME. 
Im Befite der Stadt find noch 23,6564 Heftar.* 

Straßburg. Durd Vertrag von 2. Dezember 1875 trat dad Neih an 
die Stabt 188,704 Hektar für 17 Millionen Mark ab, wovon 11,5 Hektar 
für 1146629,35 ME. fiir die Univerfitätsbauten abgingen. Bis Ende 1893/94 
wurden von 176,6 Hektar 31,98 Hektar für 9700398,11 ME. verkauft. Die 
Geſammtausgaben beliefen fi) auf 20756904,32 ME., denen an Einnahmen 
21175024,28 ME. gegenüberftanden. Es ergab fih aljo ein Ueberſchuß, 
der fi) durch die Hinzurehnung von 577046,84 ME. an liberalen Zu: 
wendungen auf 995166,80 Mi. vergrößert. 

Würzburg. Durd Vertrag von 26. September 1868 wurden die Feſtungs⸗ 
werke rechts des Mains an die Stadt abgetreten. Es handelte fich dabei um 
53,81 Heltar. Bei der Entfeftigung machten fich aber weitere Grunderwerbungen 
privaten Landes nothiwendig, in Folge deren die Ausführung auch nur fehr 
langjam von Statten gehen konnte. 1869 wurde die Entfeftigung in Angriff 


* Nach) direlten Mittheilungen des Magiitrat3 der Stadt Magdeburg. 
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genommen; bis jegt ijt dieſelbe noch nicht vollſtändig durchgeführt und wird 
aud noch mehrere Jahre in Anfpruch nehmen. 

Nach dem Stande vom 31. Dezember 1895 (IX. Verwaltungsbericht, S. 80) 
waren ausgegeben worden 


für Anfauf von Nealitäten . . . 71 445,66 ME, 
Entfeftigungdarbeiten, Gtraßenbauten u u. ſ. w. 1658625,60 = 


| 2410 071,26 Mt., 
wovon 1525405,45 ME. dur Erlös aus den veräußerten Realitäten gebedt 
wurden. 

Ueberbliden wir diefe Daten, jo ergeben jich die folgenden Bemerkungen. 
Bei allen vorjtehend angeführten Stadterweiterungen find die Städte in ben 
Beſitz ganz bedeutender Landitreden gekommen, die fie durch Aufwendung 
jehr beträchtliher Arbeits: und Sapitalfummen in Bauflächen verwandelt 
haben. Keine hat es aber verjtanden, dieſen Befig nun auch dauernd feit- 
zuhalten und im Intereſſe der Gemeinfhaft auszunügen. Die Städte wußten 
nichts Beſſeres anzufangen, al® den Grund und Boden möglichſt jchnell 
und möglichft theuer wieder an private Unternehmer zu verfaufen — mit 
anderen Worten: fie ſanken auf das Niveau des gewöhnlichen Grundſtücks— 
jpefulanten herab. Das iſt eine Handlungsweife, die über dem nächitliegenden 
Seldbeutelintereffe der lebenden Generation der Steuerzahler alle anderen 
Intereſſen jpäterer Generationen vergißt. Es muß mit aller Entichiedenheit 
hervorgehoben werben, dab dieje Städte ein werthvolles, die größten Grträge 
verfprechendes Gut fortgegeben und dadurch den zukünftigen Grundrentenzuwachs 
privaten Iinternehmern zugewendet haben. Damit haben fie gegen den eriten 
und oberſten Grundſatz aller ftädtiichen Bodenpolitif, den Gemeindebefig unter 
allen Umständen unverjehrt zu erhalten, geſündigt. 

Dieies Verhalten der Städte kann unſeres Erachtens auch nicht durch 
die Nüdficht anf die Koſtendeckung und die jonft nothwendige größere Steuer: 
belaftung der Steuerzahler gerechtfertigt werden. Wie wir jahen, ift es allein 
Mainz gelungen, die bevortheilten Grundbefiger zu einem Kojtenbeitrage heran 
zuziehen, während andere Städte überhaupt nicht oder vergeblid einen ſolchen 
Verſuch gemacht haben. Es muß allerdings zugegeben werden, dab es Dabei 
an einer rechtlichen Grundlage gefehlt hat und noch fehlt. Ließ ſich Die: 
jelbe aber fir Mainz beichaffen, jo wäre das auch fiir andere Städte mög: 
lich gewejen. Allerdings nur auf dem Wege der Spezialgejeggebung, denn 
gerade auf dieſem Gebiete ift die allgemeine Gejeßgebung recht unfruchtbar 
geblieben. Auch das preußiiche Kommmmalabgabengejeg von 1893 hat den 
Gemeinden nur geringe Förderung gebradt. Nach $ 9 desjelben fünnen bie 
Gemeinden behufs Dedung der Koften für Herftellung und Unterhaltung von 
Beranftaltungen, welche durd das öffentlihe Intereife erfordert werden, von 
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den Grundeigenthümern und Gewerbetreibenden, denen hierdurch bejondere 
wirthichaftliche Vortheile erwachſen, Beiträge zu den Kojten der Veranftaltungen 
erheben. Damit ift aber die Frage noch nicht entichieden, ob es möglich iſt, 
die gefammten Koften ber Stabterweiterungen auf die Grundbefiger abzumälzen 
und durch Beiträge beziehungsmweife Mehrbelaftung derjelben aufzubringen. 
Nach Adides unterliegt dies feinem Zweifel.* Stadterweiterungen find, jo 
führt er aus, ohne Zweifel ftädtifche Veranftaltungen, die durch das öffent— 
liche Intereſſe erfordert werden und aus denen bejtimmten Grundeigenthümern 
und Gemerbetreibenden bejondere wirthichaftliche Vortheile erwachſen. Fraglich 
iit überhaupt nur, ob zum Veifpiel in Fällen, wo Feitungsgelände angefauft 
wird, die Koſten der angefauften Geländetheile, die für Straßen und Pläte 
von mehr ald 26 Meter Breite bejtinmt find, zu den Koſten der Stadt: 
erweiterung gerechnet und auf alle Grumdbefiger mit überwälzt werden dürfen, 
oder ob nad) 8 10 des Kommunalabgabengejeges die Anlieger durch ihre 
ortsjtatutariiche im 8 15 des Baufluchtengefeges von 1875 geregelte Beitragö> 
bfliht von einer weiteren Leiftung befreit find. Nach Adickes befteht eine 
jolhe Berechtigung. Er jchreibt den Eigenthiimern, joweit jie mit ihren Grund» 
jtüden an Straßen liegen, den doppelten Charakter des Anlieger3 und des 
Grundbeſitzers zu. Die VBeitragspflicht des Eigenthümers qua Anliegerd wird 
durch das Baufluchtengejeg von 1875 geregelt und erjtredt ſich biß zu einer 
Straßenbreitenhälfte von 13 Meter. Die Beitragspflicht des Eigenthümers 
qua Srumdbejigers wird durd den $ 9 des Kommunalabgabengeſetzes beitinmt, 
und die Größe des Beitrags wird nach den Vortheilen bemeifen. In die Stadt— 
erweiterungäfoften wären aljo die überjchießenden Koſten der Straßen und 
Pläge von über 26 Meter Breite jowie die Bauzinjen einzubeziehen. Um 
aber die Schwierigkeiten einer ſolchen Diftinktion zu vermeiden, empfiehlt 
Adides (a. a. O., S.305) auf die Erhebung von Anliegerbeiträgen nad) dem 
Geſetz von 1875 volljtändig zu verzichten und die gefammten Stadterweiterungs- 
koſten inklufive Straßenbaufoften auf die Grundeigenthümer des Stabterweites 
rungögebiet3 nad Maßgabe des $ 9 des Kommunalabgabengeſetzes zu vers 
theilen. Ein ſolches Verfahren würde nad ihm aud) dem 8 19 des Bau— 
fluchtengefeges nicht wideriprechen, da die DVertheilung der gefammten Stadt: 
erweiterungsfoften auf alle Eigenthümer ein ganz anderer Gegenftand als 
die Vertheilung der Straßenbaufoften auf die Anlieger der Stadterweiterung 
jei. Mit diefer Deduktion widerjpricht ſich Adides ſelbſt. Er hatte S. 302 
im Anjchluffe an Stübben (Städtebau, S. 259, 260) die Stadterweiterungd: 
foften in zwei Gruppen zerlegt und als die eine diejer Gruppen die Koſten 
der eigentlichen Straßenanlagen bezeichnet: Die Dedung diejer Kojtengruppe 


* Abides, Das Rommunalabgabengefeg von 1893, S. 302 ff. 
Hugo, Deutſche Etäbtevermaltung. 24 
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wird durch das Baunfluchtengefeg von 1875 geregelt und eine Ueberſchreitung 
der darin gezogenen Schranken durch 8 19 des Gejeges unmöglich gemadıt. 
Wenn nun Mdides die beiden Gruppen, die fich leicht und ſcharf trennen 
laffen, zufammenwirft, um eine über bie Grenzen des $ 15 des Baufluchten- 
geſetzes hinausgehende Belaftung der Anlieger zu ermöglichen, jo kennzeichnet 
fih ein ſolches Verfahren zu offenbar als eine Umgehung de $ 19 des— 
felben Gejeßes. 

Ebenſo wenig können wir aber aud) die oben erwähnte Diftinktion Adides’ 
zwifchen Grundeigenthümern qua Anliegern und Grundeigenthümern qua Grund- 
befigern und die darauf begründete Beitragspflicht als richtig anerfennen. Iudem 
das Baufluchtengejeg von 1875, 8 15, eine Beitragöpfliht der Grundbefiger 
bi8 zu einer Straßenhälftebreite von 13 Meter einführte, ging e8 offenbar 
von dem allgemeinen Sate aus, daß eine Straßenanlage fiir die Anlieger 
von Vortheil fei, und fette die Größe des Vortheil® und damit auch bie 
Größe des Beitrags der Größe der Straßenbreite innerhalb beſtimmter Grenzen 
proportional.* In diefem Punkte find alfo die Beiträge auf Grund des Ge: 
jeges von 1875 von den Beiträgen auf Grund des Kommmunalabgabengeieges 
in feiner Weiſe verjchieden. Das Geſetz hat ferner die ganzen Straßenbaus 
foften aller Straßen unter 26 Meter Breite auf die Anlieger gewälzt und 
dadurd offenbar zum Ausdrud gebracht, daß feiner Anficht nach der Vortheil, 
den nichtanliegende Grumbbefiger von einer Straßenanlage haben, gegenüber 
dem ortheil der Anlieger als unbedeutend vernachläffigt werden fann. Sollte 
der Vortheil der erfteren Gruppe von Grundbefigern bei einer größeren Straßen 
breite beginnen und jo deutlich werden, daß fich eine VBeitragspflicht zu den 
überfchüffigen Straßenbaufojten darauf begründen und aus diefer eine Beitrags: 
pflicht der zweiten Gruppe von Grundbefigern, eben der Anlieger qua Grund— 
befiger, daraus folgern ließe? Davon kann feine Rede fein. Das Geſetz will 
mit der Grenzbejtimmung von 26 Meter die Grundbefiger vor Ueberlaſtung 
mit zu großen Straßenbreiten jchügen, wie dies aud) in dem Kommiſſions— 
beriht (5. 9) klar ausgedrüdt ift. Wenn man aber nun auf dem Umwege 
über die Eigenfhaft der Anlieger qua Grundbefiger nod einen Theil der 
Mehrkoften auf fie abzumwälzen ſucht, jo ſucht man eben die deutlichen Be— 
jtimmungen des Gejeges zu umgehen, in dem allerdings begreiflichen Streben, 
die geſammten Straßenbaufoften auf die Grundbeſitzer abzumälzen. 

Wir müſſen Hier noch eined weiteren Verſuchs gedenken, über die den 
Grundbefigern durch das Gejeg von 1875 auferlegte Verpflichtung zur Koſten— 


* Die Behauptung von Adickes: „Die Beiträge auf Grund des S 9 des 
Kommunalabgabengefeges unterjcheiden fich in den wefentlichiten Beziehungen 
von den Beiträgen auf Grund des $ 15 des Geſetzes vom 2. Juli 1875" (a.a. 
DO. 65.294, Note 1) läßt fich in dem Umfange nicht aufrecht erhalten. 
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defung hinaus dem Grundbefig die Laften aufzuerlegen, die den Gemeinden 
aus der Anlage von Pläßen, Promenaden und dergleihen erwadjen. Es 
handelt fi um den $ 9 des Herrenhaußentwurfes der Lex Adides. 

Danad) hatten die Umlegungsintereſſenten das für die öffentlichen Straßen 
und Pläße erforderliche Land vorweg auszufcheiden und der Gemeinde unents 
geltlic) zu übereignen. Bon Bedeutung kann diefer Paragraph natürlich nur 
da fein, wo es ſich um die Umlegung eines größeren Gebietes handelt. Gr 
fucht das Verfahren, das bei der Aufichließung größerer, einem Beſitzer ge— 
höriger Komplexe gewöhnlich von der Gemeinde eingeichlagen wird, auf bie 
Verhältniffe des zerfplitterten Grundbefiged anzuwenden, die doc) entichieden 
die getvöhnlicheren find. Die Gemeinden follten durch ihn die Möglichkeit er: 
halten, fi) ohne die großen Koſten ausgedehnteren Landerwerbed in den 
Defig von Plägen aller Art, Promenaden u. ſ. w. zu jegen, deren aus hygie— 
niihen Gründen meift unbedingt nothwendige Anlage häufig allein an den 
Koften fcheitert. Die hohen Bodenpreije, deren Höhe ihrerſeits zum guten 
Theile eine Folge der gemeindlichen Planfeitiegung ift, find es ja in erfter 
Linie, die zu den furzfichtigen, die Anlage hinreichend großer und zahlreicher 
Plätze, breiter Promenaden u. ſ. w. vernadhläffigenden Bebauungsplänen ges 
führt und Fehler der Gemeinden verjchuldet Haben, die ſich dann fpäter 
bitter rächen müſſen.* 

Die Lücke, welche das preußiiche Baufluchtengejeß von 1875 und ebenjo 
das Kommunalabgabengejeg von 1893 gelafjen hatten, finden wir in einigen 
fähftfhen Ortftatuten entweder ganz (wie in der Straßenbauordbnung für die 
Stadt Dresden vom 30. März 1897 und in der Ortöbauordnung für die 
Stadt Leipzig I. Theil vom 27. Oftober 1897) oder theilweiie (wie in der 
Straßenbauordbnung für die Stadt Plauen i. V. vom 14. April 1896) aus- 
gefüllt. Es find das jehr intereflante Vorgänge auf dem in Rede ftehenden 
Gebiete der Gemeinbepolitif, jo daß ein näheres Eingehen auf diefelben nicht 
ungerechtfertigt ericheint. Nah) 8 27 des Statut3 der Stadt Dresden, $ 28 
al. 4 des Leipziger Statuts, ift die Verpflichtung zur unentgeltlichen Be— 
ichaffung des Straßenlandes und zur Bezahlung der Straßenheritellungstoften 
bei zmeijeitig bebaubaren auf die Breite bis zu 24 Meter, bei einjeitig be— 
baubaren Straßen auf eine folche bis zu 15 Meter beichränft. In Plauen i. V. 


* So kojteten zum Beifpiel zwei im Bebauungsplan von 1862 vorgejehene 
Plätze (der Magdeburger: und Teutoburgerpla) der Stadt Berlin 1170638,81 ME. 
Dadurch abgefchredt, ging das Beitreben der jtädtifchen Behörden dahin, eine 
Bejeitigung oder Einfchränfung der im VBebauungsplane vorgefchriebenen Plätze 
herbeizuführen, die mit den vorhandenen Plätzen circa 2583 Heltar, das heißt 
4,3 Prozent des Weichbilded ausgemacht haben würden. In den meijten Fällen 
gelang es, die Befeitigung der geforderten Pläße zu erreichen. 
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find die betreffenden Zahlen 25 Meter beziehungsweiſe 15 Meter ($ 15). 
Die genannten Städte würden fi aljo in feiner günftigeren Lage befinden 
al3 die preußiichen Städte, wenn fie fi nicht durch weitere Beſtimmungen 
gedeckt hätten. Das Plauenfhe Statut enthält im $ 15 al. 3 folgende Be— 
ftimmungen: „Der zur Beihaffung öffentlicher freier Pläße erforderliche Grund 
und Boden, außjchließlih der den Pla begrenzenden Straßen, iſt vor Ins 
angriffnahme der erften am Plage erfolgenden Bebauung eines anliegenden 
Grundſtückes von deſſen Befiger zu erwerben und gegen Entichädigung ar 
die Stadtgemeinde abzutreten. Die Herftellung erfolgt durd) die Stadt. Die 
durch die Beihaffung und Herftellung der Stadtgemeinde verlagsweiſe er— 
wachſenden Koften (exflufive der Koſten für die Anpflanzung von Bäumen 
und Sträuchern, die von der Stadtgemeinde gededt werden) find innerhalb 
eines dur ein Ortsftatut begrenzten Gebietes der zur Bebauung gelangenden 
Grundſtücke nad) einem gleichfall® ortsjtatutariich feitzufegenden antheiligen 
Berhältniß zum Zeitpunkt ihrer Bebauung an die Stadtgemeinde wieder zu— 
rüczuerjtatten.* Das Dresdener Statut ($ 44 und gleichlautend das Leipziger 
$ 33) giebt der Gemeinde dad Recht, auch die Koften für die Straßen von 
mehr als 24 Meter „ganz oder theilweife auf ein größeres Gebiet, welchem 
die größere Breite der Straße oder der Pla zu Gute kommt“, zu vertheilen. 
Zugleich können die Beiträge nad der größeren Nähe der Grundftüde und 
nach der dichteren Bebauung differenzirt werden. Heben wir die Bedeutung 
diefer Beſtimmungen kurz hervor. Sie gehen offenbar von dem Prinzip aus, 
daß die Vortheile öffentlicher Straßen und Pläße in erfter Linie dem Grund: 
beſitzer zuwachſen und daß derjelbe in Folge deſſen die Kojten fiir diefelben 
zu tragen habe. Bei Straßen bis zu einer bejtimmten Breite (20 beziehungs- 
weile 25 Meter) ftehen das ſpezielle Intereife der Anlieger und ihre Belaftung 
durch die Koften in einem angemeſſenen Verhältniffe, jo daß es nicht nöthig 
ift, auf das Intereffe der entfernteren Grundbefiger zu refurriven. Das Ber» 
hältuiß ändert jich, fobald die Straßenbreite über 24 beziehungsweile 25 Meter 
wächſt oder es fih um größere Pläße handelt. Die Belaftung der Anlieger 
wird dann jo groß, daß fie jedes Verhältniß zu dem ipeziellen Intereſſe ders 
felben verliert und ungerecht wird. Es ergiebt fi alſo dann bie Noth— 
wendigfeit, die Koften auf ein größere Gebiet umzuſchlagen. Dieſer Ber: 
theilung der Koſten auf ein größere Gebiet begegnen wir auch jonjt noch 
in den Statuten. So können (nah $ 21 des Plauener, $ 44 al. 2 des 
Dresdener und $ 33 al. 2 des Leipziger Statut3) die Koften der Beihaffung 
und Herftellung öffentlicher WVBerfehrsräume wie zum Beijpiel von Brüden, 
Vorfluthichleufen, Waflerlaufberichtigungen 2c. auf ein abzugrenzendes Gebiet 
der umliegenden Bauflächen vertheilt werden, falls fie die anliegenden Grund- 
ftide in unangemeflener Weije belaften würden. Die fächfiihen Städte be= 
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finden ſich alfo in einer fehr günftigen Lage: fie können die gejammten Stadt: 
erweiterungsfoften mit Einſchluß der Straßenbaufoften auf die Grundbeſitzer 
umjchlagen.* 

Da e8 den meijten Städten an umfaffenderen planmäßig entworfenen 
Bebauungsplänen fehlt, jo wird im Allgemeinen die Stadterweiterung nur 
nah dem Bebürfniffe der Gegenwart ftücweife entworfen und durchgeführt; 
mit anderen Morten: die Stabterweiterung reduzirt fi auf die Anlage von 
" einigen neuen oder die Weiterführung von alten, bereit® bebauten Straßen, 
gewöhnlich Hinter der privaten Bebauung hinterher hintend. In allen Staaten 
liegt num den Stabtgemeinden die Verpflichtung ob, für die Anlage und Unter: 
haltung der Straßen und Pläße zu forgen. Mit der rajcheren Entwidlung 
der Städte und dem in ihnen fich abfpielenden wirthichaftlichen Verkehr, nicht 
minder mit der Entwidlung der ſtädtiſchen Hygiene und Verkehrstechnik wachſen 
die Lajten, welche ihnen dieje Verpflichtung auferlegt, und bedrohen die Sta— 
bilität der ftäbtifchen Finanzen. Es ift daher von jeher das Streben der 
Städte gewejen, die Straßenbaufoften auf die anliegenden Grundeigenthümer 
entweder ganz abzumwälzen oder doch dieje zu Präzipualbeiträgen heranzuziehen. 

Geſetzliche Negelung fand diejes Beſtreben wohl zuerft in den ſüddeutſchen 
Staaten. Das badiſche Ortöftraßengefeg vom 20. Februar 1868, jowie die 
württenbergiiche Bauordnung vom 6. Oktober 1872 enthalten einen ziemlich 
gleihlautenden Paragraphen. Nach dem badiſchen Gelege kann durch Ge— 
meinbebejhluß mit Staatögenehmigung bejtimmt werben, daß bei der An— 
legung einer neuen Ortsftraße, fowie beim Anbau an einer jchon vorhandenen 
noch unbebauten Ortöftraße der Aufwand für den Erwerb des für die Straße 
nöthigen Geländes, ſowie die Koſten der den Bedürfniſſen des Verkehrs ent: 
ſprechenden erjten Einrichtung der Straße und der zeitweiligen, höchſtens je— 
doch Fünfjährigen Unterhaltung derjelben, ganz oder theilweije von den an— 
grenzenden Eigenthümern, jobald fie auf ihren Grundftüden Bauten aufführen, 
getragen oder erjegt werden. Außerdem können auch die Eigenthümer bereits 
vorhandener Bauten zur Leiftung eines entiprechenden Softenbeitrages heran: 
gezogen werden, wenn ihnen die Straße in hervorragendem Maße befonderen 
Nugen bietet. Die anderen ſüddeutſchen Gefege gehen nicht ganz jo weit. 
Die württembergiihe Bauordnung ($ 15) beichränkt die Verpflichtung der 
Bauenden auf den Aufwand für die Erwerbung der für die Straße noth— 
wendigen Srundflähe und für die Planirung, die heſſiſche von 1881 ($ 21) 


* Al3 Beifpiel verweifen wir auf da3 Ortsgeſetz Plauens i. V., die Auf: 
bringung der Kojten zur Erbauung einer 15 Meter breiten Brücke über die Syra 
im Zuge der Erholungsjtraße betreffend, vom 10. Dezember 1897. Danach find 
zwei Fünftel der Koften des Unternehmens von den Befitern beftimmter auf 
«inem bejonderen Plane roth umränderter Grundftücde zu tragen. 
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auf die Erwerbung des Geländes, Herftellung der Kanäle, die Erdarbeiten 
der Straßenförper und die erjte Einrichtung der Straße bis zu 8 Meter 
Breite. Ganz ähnlich das elſaß-lothringiſche Gejeg vom 21. Mai 1879 
betreffend die Beichränfung der Baufreiheit in den neuen Stabtiheilen von 
Straßburg, dad 1892 auf Mülhaufen und 1893 auf Kolmar mit den 
Nenderungen ausgedehnt wurde, daß von ben Anliegern nur ein Drittel der 
Entwäflerungsfoften zu leiften ift. Indem das Geſetz alſo die Anlieger zu 
Koftenbeiträgen heranzog, verbot es anbererjeit3 der Gemeinde, von dem $ 30 ' 
bes Gejeßes vom 30. September 1807 Gebrauch zu machen und eine Ent» 
Ihädigung für den Mehrwerth zu verlangen, der den Grundftüden durch die 
Anlegung der Straßen und Pläte erwächſt. Die Beitragspflicht der Anlieger 
wurde dadurch auf einen fejtbeitimmten Betrag bejchränft, der gegenüber der 
Werthiteigerung der Grundſtücke oft genug ein höchſt minimaler ift. 

In Preußen* ift erft 1875 eine endgiltige Regelung der Materie zu 
Stande gekommen. Die ältefte Cinzelregelung des Gegenjtandes liegt in 
dem Berliner Regulativ vom 31. Dezember 1838 vor. Darin erhielten 
die ftäbtiichen Behörden die Befugniß „bei der Anlage einer neuen Straße 
oder bei der Verlängerung einer ſchon beftehenden von dem linternehmer ber 
neuen Anlage oder von den angrenzenden Gigenthümern die Legung des erjten 
Straßenpflafterd ober den Betrag der hierzu erforderlichen Koften zu ver— 
langen”. Im Allgemeinen hatten, wie durch die Nechtiprehung des Ober: 
vertwaltungsgerichtes feitgeftellt wurde, die Städte durd bie SS 4, 11, 53 
der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und ähnliche Paragraphen der 
anderen Städteordnungen dad Recht, befondere direkte oder indirekte Gemeinde- 
fteuern zu erheben. Gin ſolcher Beichluß bedurfte der Genehmigung der 
Regierung. Bon diefer Ermächtigung war in den weftlichen Provinzen auch 
mehrfach Gebrauch gemaht worden, Außerdem hatten aucd außer Berlin 
noch andere Städte durch befondere Geſetze das Necht erhalten, die Straßen- 
herftellungsfoften von den Anliegern einzuziehen.** So hilflos, wie die meiften 
Städte geglaubt Hatten, ftanden fie doc) nicht da. Trogdem war eine ein= 
heitlihe geiegliche Regelung der Materie jchon in den fechziger Jahren ein 
dringenbes Bedürfniß. Zunächſt fuchte die Negierung dasjelbe in einigen 
Paragraphen der dem Landtage 1865 vorgelegten Wegeordbnung wenigitens 
vorläufig zu befriedigen, fonnte aber bei der Geichäftslage ded Landtages zu 


* Vergleiche Motive zu dem Entwurfe eines Geſetzes betreffend die Anlegung 
und Bebauung von Straßen und Plätzen. Drudfache der Abgeordneten 1875, 
Nr. 23, ©. 289 ſowie ©. 292 fi. — R. Friedrichd, das Gefet betreffend die An- 
legung und Veränderung von Straßen und Pläten vom 2. Juli 1875, 8. Aufl., 
©. 161 ff. 

* R. Friedrichd, S. 161, 
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feinem Rejultate fommen. Dann nahm das Herrenhaus den Gegenftand auf 
und beichloß, in die Gejegentwürfe betreffend die Entziehung und Beichränfung 
des Grundeigenthums vom 2. November 1868 beziehungsmweile 8. Oftober 1869 
eine dahinzielende Beitimmung aufzunehmen. Es follte bei Erpropriationen 
zwecks Straßenanlagen den Gemeinden gejtattet werden, bei der Feitiegung 
der Entichäbigung den Mehrwerth, der dem Reftgrundftiide aus der Straßen 
anlage zuwächſt, in Gegenrehnung zu ftellen, dem igenthümer aber das 
Recht gegeben werden, die Erpropriation feines ganzen Grundftüdes zu ver: 
langen. Diefe Regelung der Materie fand den jchärfiten Widerftand ſo— 
wohl der Regierung wie des Abgeordnetenhaufes, jo daß das Herrenhaus bei 
ben jpäteren Verhandlungen über den Erpropriationsgelegentwurf von 1874 
feinen früheren Vorſchlag nicht wieder aufnahm. Ginen Abſchluß fanden dieſe 
Berjuche endlich in dem Baufluchtengejeg von 1875. Die Negierung fmüpfte 
an das jchon erwähnte Berliner Negulativ und an die Beitimmungen ber 
badifhen und mwürttembergiichen Gejege an. Durch Ortöftatut fönnen die 
Gemeinden feitjegen, „daß bei der Anlegung einer neuen oder bei der Ver— 
längerung einer ſchon beftehenden Straße, wenn ſolche zur Bebauung beſtimmt 
ift, fowie bei dem Anbau an jchon vorhandenen, bisher unbebauten Straßen 
und Straßentheilen von dem Unternehmer der neuen Anlage oder von den 
angrenzenden Cigenthümern — von legteren, jobald fie Gebäude an ber 
neuen Straße errichten — die Freilegung, erite Einrichtung, Entwäſſerung 
und Beleuchtungsvorrichtung der Straße, in der dem Bedürfnifje entiprechenden 
Weiſe beichafft, ſowie deren zeitweife (!!), höchitens jedoch fünfjährige Inter: 
haltung, beziehungsweiſe ein verhältnigmäßiger Veitrag oder der Erſatz der 
zu allen diejen Maßnahmen erforderlichen Koften geleiftet werden“. Dieſe 
Verpflihtung wurde auf eine Straßenbreitenhälfte bis zu 13 Meter beichräntt. 
Der Antheil der Eigenthiümer an den Straßenbaufoften wird nad) der Front— 
länge ihres Grundftüdes berechnet. Durch) $ 10 des Kanalabgabengeſetzes 
von 1893 wurde den Gemeinden aus hygieniſchen Gründen gejtattet, auch 
einen anderen Maßſtab, wie zum Beiſpiel die Größe der bebanungsfähigen 
Fläche, in Anwendung zu bringen. Durd dieſe Beitimmung ift im Allge— 
meinen das Verhältniß der Gemeinde gegeniiber den Anliegern in zufriedens 
ftellender Weiſe geregelt. Mit einer Ausnahme! Indem das Gefet die Unter: 
nehmer den gleichen Bedingungen wie die Anlieger, insbejondere mit Bezug 
auf die fünfjährigen Unterhaltungstoften, unterwarf, hat fie die eriteren in 
einer durchaus unbegründeten Weile bevorzugt. Das preußiiche Gefeg nimmt 
mit diefer Negelung eine eigenthümliche Stellung ein. Sowohl das badijche 
Ortöjtraßengejeg von 1868, wie die wiürttembergiihe Bauordnung von 
1872, wie die bremijche Bauordnung von 1883 unterfcheiden in ſchärfſter 
Meile zwiſchen den Anliegern und den Unternehmern und gewähren ben 
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Gemeinden die Möglichkeit, den letzteren viel ſchärfere Bedingungen aufzu— 
erlegen. 

Wir haben geſehen, in welcher Weiſe die Intereſſen der Gemeinden gegen— 
über den Privaten von der Geſetzgebung gewahrt worden find. Nicht länger 
mehr jtehen die Gemeinden hilflos den jtetig wachlenden Anforderungen der 
Stabterweiterungen gegenüber. Die Zeiten, in denen die Gemeinden bie ge= 
ſammten Koften der Straßenbauten zu tragen hatten, find glüdlich überwunden, 
und wenn auch ihre Hände bei der Deranziehung der privaten Grundbefiger 
zu den Generalkoften größerer umfaflenderer Stabterweiterungen unſeres Er— 
achtend noch viel zu feit gebunden find, fo fonnten wir doch eine Tendenz 
fonftatiren, deren Endziel die Abwälzung aller dieſer fraglidjen Koſten auf 
die privaten Grundbefiger iſt. Dieſe Tendenz findet ihre Rechtfertigung in 
dem Grundiage, daß die Straßenbauten und alle die übrigen mit einer Stadt- 
erweiterung verbundenen Unternehmungen der Gemeinde in erfter Linie, häufig 
jogar ausfchließlih, dem privaten Grundbefige zu Gute kommen, und daß 
biefer unter dem Ginfluffe derartiger Unternehmungen Werthfteigerungen er— 
leidet, welche die Unkoſten oft genug um ein Vielfaches übertreffen. Dieje 
MWerthfteigerungen, deren gewaltige Höhe die ganze Unfinnigfeit des privaten 
GrundeigenthHums in jcharfer Klarheit hervortreten läßt, find ferner ohne jedes 
Zuthun der Bejiger allein durch die geielichaftliche Ihätigkeit, infofern auch 
die Gemeindeverwaltung als Solche aufgefaßt werden muß, entitanden und 
werden auf Grund eined wie immer beichaffenen Beſitzmonopols von den 
Grundeigenthümern für fih mit Beichlag belegt. Indem nun die Geſetz— 
gebung die Inanfpruchnahme folder Werthfteigerungen durch die Gemeinden 
geitattete, legte fie eine weite Breſche in die Rechte des privaten Grund: 
eigenthums. Die prinzipielle Unantaftbarkeit der Konjunkturgemwinne aus Grund 
und Boden war damit negirt, und einer weiteren Heranziehung derjelben zu 
allgemeinen Zweden und im allgemeinen ntereffe der Gemeinde der Weg 
geöffnet. War aber die einmal für den speziellen Fall der Werthiteige: 
rungen, die direft durch Unternehmungen der Gemeinde veranlaßt find, in 
vollem Umfange zugeltanden, jo mußte logiſcher Weile auch dad Recht der 
Gemeinde auf Beſteuerung des unverdienten Werthzuwachſes zugeftanden werben, 
der nicht direft nachweisbaren Unternehmungen der Gemeinde, jondern der 
allgemeinen Thätigkeit der Gejellihaft zuzuichreiben ift. Beiläufig wird «3 
in der Praxis überhaupt nicht oder nur fehr ſchwer möglich fein, zwiſchen 
diejen beiden Spezialfällen von Werthiteigerungen zu unterjcheiden. 

Es entjtand nun die jchwierige Frage: in welcher Weife fönnen dieſe 
Merthiteigerungen am ficherften und zweckmäßigſten fteuerlich erfaßt werden? 
Wir haben feiner Zeit in unferem Buche „Städteverwaltung und Munizipal« 
ſozialismus in England“ die Verfuche dargeftellt, welche von englijchen Städten 
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gemacht worden ſind, eine Beſteuerung dieſer Werthſteigerungen zu erreichen, 
und können jetzt auf die vortreffliche Schrift Hallgartens „Die kommunale 
Beſteuerung des unverdienten Werthzuwachſes in England“ hinweiſen, der in 
ausführlichſter Weile dieſen Gegenſtand zur Darftellung gebracht hat. Wie 
in unjerem früheren Buche werden wir aud) hier uns darauf beichränfen 
müſſen, die thatfächlichen Verfuche, die von den Kommmunalverwaltungen ge: 
macht worden find, den unverdienten Werthzuwachs zu erfaflen, fowie bie 
rechtlichen Grundlagen derjelben zur Darftellung zu bringen und fönnen bie 
Theorie nur inſoweit berüdjichtigen, als fie in fritifcher Beziehung zu ben: 
jelben fteht. 

Heben wir zunächſt noch einmal hervor, daß es ſich auch hier wie in den 
vorangehenden Kapiteln um unbebaute® Land handelt, das durd die Feſt— 
jegung von Baufluchtlinien, durch die Aufhebung von Rayonbeſchränkungen, 
durh die allgemeine Entwidlung der Gemeinde und bergleihen aus land: 
wirthichaftlich beniütten Lande zu Bauland wird, aus den Händen des der: 
bauers und Gärtner in die der Spekulation übergeht. Den Angriff auf 
die private Aneignung der Werthfteigerungen des Bodens, die eine Folge 
der Verwandlung von Aderland in Bauland find, hat man außer durch die 
ſchon erwähnten Gründe noch durch die jozialpolitiih ſchädliche Vertheuerung 
der Bauftellen durch die Grundſtücksſpekulation zu rechtfertigen gejucht. In— 
dem man die Baujftellen einer fpeziellen Beſteuerung unterwarf, durch bie 
man eben eine zufünftig zu realifirende Werthiteigerung bereit3 in der Gegen 
wart fiir die Gemeinde abzufangen hoffte, glaubte man ein ſchnelleres An— 
aebot und eine fchnellere Bebauung derielben zu erreichen. Gin jolder Erfolg 
it aber im höchſten Grade unmahricheinlid. Wirkſam fönnte eine folche 
Beiteuerung nur bei den fleineren Grundbefigern fein, für die die Beſteuerungs— 
jummen bei ihrem Mangel an baaren Einkünften unerichwinglich fein werben. 
Die große fapitalkräftige Spekulation würde dagegen die geforderten Steuer: 
ſummen mit Leichtigkeit aufbringen fönnen, auf feinen Fall aber zu einer 
vorzeitigen Veräußerung ihres Grundbefiges zu Bauzweden fi zwingen lafien. 
Die einzige Wirfung der Maßregel würde fich daher in einer bejchleunigten 
Grpropriation des fleinen Beige zu Guniten der Großen auflöien; ftatt 
eines Sinkens der Bauplagpreije durch größeres Angebot wäre eine fonzentrirte 
Monopolifirung des Baulandes die unmittelbare Folge. 

Für den mißglüdten Verfuh Bremens von 1873, unbebaute Liegen: 
Ichaften nad) dem Verkaufswerthe zu beitenern und auf dieſe Weile die Werth: 
fteigerungen des Grund und Bodens zu fallen, verweilen wir auf F. Adides, 
lieber die weitere Gntwidlung des Gemeindeftenerwejens, in Schäffles Zeit— 
Ichrift für die gefammte Staatöwiffenichaft 1894, ©. 598 bis 614, ſowie Die 
dafelbft zitirte Literatur. Der Verſuch fcheiterte an den Schwierigkeiten, bie 


— 378 — 


fi) der Unterfcheidung von Baugrund und NAdergrund in den Weg ftellen, 
und an dem Imaginären eine „jederzeit realifirbaren Verkaufswerthes“, 
der eben nicht jederzeit realifirbar if. Es ergab fih, daß eine nad dem 
Berkaufswerthe veranlagte Grundfteuer zu den größten Ungerechtigkeiten fiihren 
muß, und daß eine Steuerpolitif, die die Konjunkturgewinne an Grund und 
Boden bejteuern will, dieſe Gewinne dann am beiten erfaffen wird, wenn fie 
aus dem Zuftande der Latenz heraußdtreten und realifirt werden. Ob ber 
latente Kapitalzuwachs durch Befigveränderung oder Erbichaft 2c. patent wird, 
ift dabei vollftändig gleichgiltig. 

Der Bremer Verfuh bat heute nur noch hiftorisches Intereife, dagegen 
fommt in der Frage ber Belteuerung des unbebauten ftädtiichen Grund und 
Bodens dem preußiichen Kommunalabgabengefek von 1893 für die zukünftige 
Entwicklung derjelben die größte Bedeutung zu. Der $ 25 de8 Kommunal» 
abgabengeieges gab zunächſt den Gemeinden das Necht, befondere Steuern 
bom Grundbeſitz zu erheben, und überließ ihnen vorbehaltlich minifterieller Ge— 
nehmigung die Auswahl des Mapitabes, nach dem fie die Beſteuerung vor: 
nehmen wollen. Das Gejet zählte „insbejondere* von ſolchen Maßitäben 
auf: den Neinertrag beziehungsmweie Nutzungswerth eines oder mehrerer Jahre, 
den Pacht» beziehungsweiſe Miethwerth und den gemeinen Werth der Grund: 
ftüde und Gebäude. Außerdem erhielten die Gemeinden die Möglichkeit, 
Liegenichaften, welche durch die Feitfegung von Baufluchtlinien in ihrem Wertbe 
erhöht find (Baupläße), nad) Maßgabe diejes höheren Werthes zu einer höheren 
Steuer als die übrigen Liegenichaften heranzuziehen ($ 27). Damit ift ber 
Gedanke der Bauplaßfteuer gejeglich anerkannt, wenn auch die Werthlojigfeit 
diefes Paragraphen für die ftädtiihe Finanzpolitit jofort in die Augen 
fpringen muß. 

In dem Entwurfe des preußiihen Kommunalabgabengeleges war die Bau: 
plagjteuer in folgender Faſſung vorgeihlagen: „Liegenfchaften, welche an einer 
Baufluchtlinie belegen find (Baupläge), fünnen mit einem höheren Steuerjage 
als die übrigen Liegenjchaften herangezogen werden”. Motivirt wurde Diejelbe 
in folgender Weije: „Eine ſolche Beſteuerung rechtfertigt jih im Allgemeinen 
dur die Erwägung, daß folde Grundftüde regelmäßig ohne Zuthun des 
Befigerd und in Folge der VBeranftaltungen der Gemeinden eine beträchtliche 
Werthfteigerung erfahren. Der Grab der Werthiteigerung ift nicht jelten, 
namentlid in Gemeinden mit rajcher und ftarfer baulicher Entwidlung, ein 
überaus erheblicher, bisweilen faſt unermeßlicher. Wo eine ſolche Entfaltung 
vorauszuſehen ift, pflegt fich deshalb ein jchwunghafter Handel in den zu 
Bauplägen geeigneten Grumdftüden zu entwideln; die Baupläge werben zu 
Spefulationsobjeften, welche von einzelnen Privatperfonen oder von Baus, 
Terrain und anderen Gejellichaften aufgefauft, vortheilhaft weiter veräußert 


= Bi == 


oder in Erwartung höherer Werthiteigerung zurüdbehalten werden. In Folge 
deſſen findet häufig eine fich überjtürzende ungefunde Preisfteigerung von 
Baugrundftüden ftatt, welcher durch eine angemefjene höhere Beftenerung 
wenigſtens einigermaßen vorgebeugt werben kann. ine befondere Beiteuerung 
der Baugrundftüde wird der fpefulativen Wertheuerung derjelben entgegen= 
wirken, da in diefem Falle die Befiter nicht blos mit den Zinſen bes Ans 
faufsfapital3, fondern auch mit der Steuer zu rechnen haben. ebenfalls 
wird aber hiermit den Gemeinden eine neue Steuerquelle eröffnet, welche 
ohne empfindlichen Drud eine billige und gerechte Worbelaftung bewirkt und 
einen vorzugsweiſe fommunalen Charakter trägt." (Begründung S. 565.) 
Hätte fi die Begründung darauf beſchränkt, den erjten und legten Sat ans 
einander zu reihen, jo hätte fie die Bauplagfteuer in ausreichender Weile 
motivirt gehabt und den Unſinn der ilbrigen Säge fi) und ben Lejern er: 
ſpart. Denn daß die Spekulation in Grundftüden fi durch eine höhere 
Steuer aud nur im Geringften von ihren Ausichweifungen wird zuriidhalten 
laffen, ift doch eine ganz naive Anſchauung; und ebenjo naiv iſt die andere 
Aeußerung der Begründung, daß die befondere Beſteuerung der Baugrund: 
ftüde der jpefulativen Vertheuerung entgegenwirken würde. Das eine wird 
fo wenig eintreten als das andere, jolange eben die Spekulation in den that: 
fählichen Verhältniffen eine Begründung findet. Im Gegentheil! Die Grunds 
ftüde werden durch die höhere Steuer einfach) noch mehr vertheuert und die 
Wohnungsnoth verichärft. Daran, daß bei fteigender Konjunktur alle auf 
den ftäbtifhen Grund und Boden gelegten Laften auf den Miether überwälzt 
werben, läßt ſich einmal nichts ändern, jolange wir privates Gigenthum an 
Grund und Boden fennen. 

In der Kommiffionsberathung erhielt der 827 al. 2 die folgende Faſſung: 
„Liegenichaften, welche durch die Feſtſetzung von Baufluchtlinien in ihrem 
Werthe erhöht worden find, können nad Maßgabe diejes höheren Werthes 
zu einer höheren Steuer als die übrigen Liegenichaften herangezogen werden.“ 
Nur auf die eine Werthiteigerung, welche eine Folge der Feſtſetzung der 
Baufludtlinien iſt, kann alio die Gemeinde ihre Hand legen, während alle 
die zahlreihen, viel größeren Werthfteigerungen, welche durch die eigentliche 
Straßenanlage, die Anlage von Straßenbahnen, die Anlage der Kanali— 
fation u. ſ. w. in unaufhörlicher Folge bewirkt werden, einer ‚jeden Beſteue— 
rung entgehen. Ebenſo entgeht alles Land, das nicht durch die Feſtſetzung 
von Baufluchtlinien berührt, troßdem aber durch die Entwicklung der benach— 
barten Stabttheile in jeinem Werthe gejteigert wird, jeder Beiteuerung. 

Diefe an und für ſich Schon fehr beichränfte Anwendungsmöglichkeit bes 
Paragraphen juchte dann die minifterielle Ausführungsanweijung noch weiter 
zu beichränfen, indem fie den lächerlich niedrigen Sat von 30 Pig. für 
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100 ME. vorſchlug und Liegenichaften al8 „unbebaute* Grundftüde oder 
Srundjtüdstheile bejtimmte. Diefe ungewöhnliche Interpretation ging ber 
minifteriellen Anweiſung doc jelbit zu weit und jo jubjummirte fie denn 
unter den Begriff „unbebaute Grundjtüde* auch die Liegenichaften, die nur 
mit Schuppen, Baraden und ähnlichen, ber einjtweiligen Benügung oder ans 
deren vorübergehenden Zweden dienenden Baulichkeiten bejegt find. Schuppen, 
Baraden ꝛc. find aber ohne Zweifel jo aut Gebäude wie andere Häuſer und 
fönnen ebenio gut zu dauernden Zwecken bejtimmt jein. Auf jeden Fall 
wurden durch diefe Definition alle die bebauten Grundſtücke, die bei Straßen 
durchbrüchen und «Erweiterungen durch neue Baufluchtfeitiegungen beträchtlich 
in Werthe gefteigert werden, der kommunalen Bejteuerung entzogen. Gerade 
in ſolchen Fällen aber, wenn zum Beifpiel rückwärts belegene Häufer an bie 
Front einer neuen großen Verfehrsftraße gerüct werben, treten die Werth: 
jteigerungen plöglich ein, find von bedeutender Größe und können daher aud) 
viel leichter im Intereſſe der Gemeindefaffe erfaßt werden, als die Werth: 
zuwüchſe, die an der Peripherie doch beträchtlich langſamer entitehen. 

Sehen wir num zu, welden Gebraud die preußifchen Städte von ben 
ihnen übertragenen Rechten gemadt und wie ſich die Bejtimmungen des Ge: 
jeße3 in der Praris bewährt haben. 

Nur jehr wenige Städte haben ben Verſuch gemacht, die Bauplatzſteuer 
in der Praris in Anwendung zu bringen und die meiften von ihnen haben 
ſich nad) jehr kurzer Zeit gezwungen gefehen, die Steuer wieder aufzuheben. 
So in Görlig nad) kaum einjähriger Dauer, jo auh in Berlin. Die 
Hauptichwierigfeit beftand darin, die Größe des Mehrwerths feitzuftellen. In 
Berlin hatte man bdenfelben jo zu bejtimmen gefucht, daß man den gegen- 
wärtigen Werth der Grundjtüde und den Werth abzuſchätzen juchte, den dieje 
haben würden, falls feine Fluchtlinien vorhanden wären, und bie Differenz 
der beiden Werthe als den fteuerpflichtigen Mehrwerth nahm. Die Schägungen 
des Bergangenheitöwerthes durch die Kommiſſionen waren aber derart ver: 
ihieden, daß man feine Bejteuerung darauf begründen fonnte. Der Steuer: 
ausſchuß ſah ſich deshalb zu einer Nahfhätung gezwungen und berüdjichtigte 
dabei die Preije, welche die Stadtgemeinde bei Erwerbung von Straßenland 
in den betreffenden Stabtgegenden in den legten Jahren gezahlt Hatte. Er 
verzichtete alfo von vornherein darauf, die thatſächliche Mehrwerthiteigerung 
zu erfallen. Gegen die Veranlagung gingen von ber Mehrzahl der Ber: 
anlagten nicht weniger als 1283 Einfprüche ein, die in 69 Fällen zu voll: 
ftändiger Aufhebung und in 237 zu einer Ermäßigung der Steuer führten. 
254 Einſprüche wurden als unbegründet zurüdgewielen, über den Neft der: 
jelben war noch feine definitive Entiheidung getroffen. Wie der Verwaltungs: 
bericht für 1895/96 ſich ausdrüdt, „ließ die gewaltige Zahl der Einſprüche 
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erfennen, mit welchem Unwillen die Bauplatzſteuer von den Betheiligten bei 
ber Höhe des Steuerfages (1 Prozent des Mehrwerthes war vorgejehen) und 
bei ihrer Ausdehnung auf Gelände an Straßen, deren Fluchtlinien zwar im 
Bebauungsplane vorgejehen, deren Anlegung aber noch nicht abzufehen war, 
aufgenommen wurde“. Selbitverftändlich blieb diefer Unwille der Grund: 
befiger nicht ohne Eindruf auf die Stadtverordneten. Ein Ausihuß wurde 
bon der Stadtverorbnetenverfammlung eingejegt, der dem Plenum vorichlug, 
zur Zeit zwar von einer Aenderung der Bauplagjtener abzujehen, dagegen die 
Einziehung der veranlagten und noch zu veranlagenden Steuer bis 1. Januar 1897 
einzuftellen.. Am 5. März 1896 beichlo die Verfammlung diefem Antrage 
gemäß. Beichleunigt wurde die Aufhebung der Bauplatzſteuer noch durd ein 
Urtheil des Oberverwaltungdgerihtes. Bon den fteuerpflichtigen Grundbejigern 
war nämlich nicht nur die Angemefienheit des feftgeftellten Miehrwerthes, fondern 
auch die Rechtmäßigkeit der Beſteuerung angefochten worden. Es handelte 
ſich darum, ob nad Ausſchluß der an älteren jogenannten hiſtoriſchen Straßen 
befegenen Grundftüde alle anderen Grundftüde an Straßen mit Bauflucht: 
(inien oder nur Grundjtüde an Straßen, deren Baufluchten nad Grlaß des 
Gejeßed vom 2. Juli 1875 feitgejeßt waren, zur Beſteuerung herangezogen 
werben fonnten. Die Gemeinde hatte nad) Anweiſung der Auffichtsbehörde 
die Beitenerung auf den größeren Kreis ausgedehnt, das Oberverwaltungs: 
gericht aber im Erfenntnig vom 11. Juli 1896 fich für die Befchränfung der 
Steuer auf die zweite Klaſſe von Grundjtüden entichieden. Damit fchieden 
1791 von den bejteuerten 2124 Grundftücden aus. Die Bauplatzſteuer wurde 
im folgenden Jahre 1897 aufgehoben. 

Dieſes klägliche Ende hatte fich vorausjehen laſſen, und die jchlagende 
Kritit Adides’ in der bereits zitirten Abhandlung hätte von vornherein von 
einem Berjuche, die Bauplagiteuer des Kommunalabgabengejeges in Anwendung 
zu bringen, abichreden follen. Außerdem hatte Adickes in demjelben Artikel 
noch darauf hingewiejen, wie eö möglich wäre, die Ziele der Bauplatzſteuer 
auch auf anderem fichererem Wege zu erreihen. Seine dort niedergelegten 
theoretifchen Vorſchläge hat er dann in der von ihm geleiteten Frankfurter 
Stadtverwaltung bei der Neuordnung ihres Steuerweiens in die Prarid ums 
zufegen geſucht. Die Gejchichte dieſes Verſuchs ift im höchiten Grade inter- 
eſſant, da fie wiederum zeigt, wie außerorbentlid ftarf die Macht der Haus— 
und Grundbefiger ift, und wie diejelbe nicht nur in der ſtädtiſchen Selbft- 
verwaltung, jondern auch in ber ftaatlihen Bureaufratie vorherrichend ift. 
Die mit der Neuregelung de3 Frankfurter Steuerwefend beauftragte Kom— 
miſſion hatte eine ftärfere Heranziehung der Werthfteigerung des Grundbejiges 
unter gleichzeitiger Umgeftaltung der ftaatlihen Grund- und Gebäubefteuer 
ins Auge gefaßt. Sie ſchlug alfo vor: 
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1. eine Zandfteuer. Die VBefteuerung der unbebauten Grundſtücke joll 
nicht nad) dem Grtrage, jondern nad) dem gemeinen Werthe ftattfinden. Zu 
diefem Zwecke werden die Grundſtücke in Lageklaſſen eingetheilt, die Grund: 
ftüde von annähernd gleichem Einheitswerthe umfaflen. In größeren Perioden 
wird die Abgrenzung der Lageklaſſen revidirt, die Feitiegung der Durchſchnitts— 
werthe aber aljährlih unter Zugrundelegung der wirklich erzielten Verkaufs: 
preiſe fir die einzelnen Lageklaffen bejtimnt. Als Steuerfaß wurde '/z Pro: 
mille des gemeinen Werthes vorgeichlagen; bei einer gewiſſen Höhe der Werth: 
fteigerung Sollte der Sat auf 1 Promille fteigen; 

2. eine Hausſteuer. Diefelbe fol den Rohertrag der bebauten Liegen: 
ihaften mit 4 Prozent befteuern, der Steuerfag aber proportional dem Ans 
wachſen der Erträge, und zwar bei einem Zehntel Grtragsfteigerung um 
’/a Prozent, fteigen. Das Marimum war bei einer Grtragsiteigerung von 
jch Zehntel mit 7 Prozent erreicht; 

3. eine Immobiliarumfagfteuer. Die in Frankfurt a. M. feit Alters: 
ber beftehende Immobilienumſatzſteuer (MWährichaftögeld genannt) fol in 
folgender Weile neu geregelt werden. Die Steuer wird auch auf Befig- 
wechjel durch Erbichaft, Schenkung 2c. ausgedehnt und foll in der Regel bei 
bebauten Grundjtüden 192 Prozent, bei unbebauten 3 Prozent betragen. Haben 
aber die Grundjtüce feit den leßtvorausgegangenen Beſitzwechſel Werthſteige— 
rungen von mehr ald 20 Prozent erlitten, jo fol fi der Prozentſatz ber 
Steuer für je 10 Prozent Werthiteigerung um "/s Prozent erhöhen. Bei 
Merthiteigerungen von mehr als 50 Prozent wird der Sat von 2 Prozent 
als Marimum beftimmt. Außerdem ift eine ergänzende Abgabe von ben zu 
ermittelnden Baulichkeiten in Höhe von 1'/s Prozent der Bauſumme vorgeſehen. 

Der Schwerpunkt diefer Vorfchläge lag in der Progreifion der Steuer: 
fäge, die proportional der Werth» beziehungsweije Ertragsfteigerung angelegt 
war. Gerade diefe Progreijion machte aber troß ihres geringen Umfanges die 
vorgefchlagenen Steuern der Stadtverordnetenverfammlung, in der die Grund— 
und Hausbefiger wie überall vorherrichen, im höchiten Grade zuwider. In 
rührender Eintracht vereinigten ſich die Nationalliberalen, Freifinnigen und 
Demofraten ohne jeden Unterfchied ihrer politiichen Anficht, um dieſes frevel- 
hafte Attentat auf ihr höchſtes Gut, die unverdiente Werthiteigerung, ab» 
zuſchlagen. Das Prinzip der progreifiven Beſteuerung des fteigenden Werth: 
zuwachſes wurde mit Stumpf und Stiel aud den Vorlagen entfernt und das 
mit der bedeutſame Fortichritt, den dielelben gebracht haben würden, glücklich 
aus der Welt geihafft. Dan feste die Landitener auf 1 Promille des Grund: 
werthes, die Hausftener auf 4 Prozent des jährlichen Ertrags, die Währ: 
ſchaftsſteuer (bisher 1'/s Prozent) auf 2 Prozent für bebaute und 3 Prozent 
fir unbebaute Grundſtücke feſt. Um die erforderlihen Steuerſummen auf: 
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zubringen war e& alfo nothwendig, bei der Land- und Währſchaftsſteuer über 
die Minimalfäge der Vorlagen hinauszugehen. Der ungemein gejunde Ge: 
danke, die im Werthe ftagnirenden Grundftüde mit Minimalfägen zu belaften, 
dagegen die durch die geſellſchaftliche Entwicklung oft rapide im MWerthe 
jteigenden Liegenichaften zu höheren Steuerleiftungen heranzuziehen, wurbe zum 
Schaden der Grund» und Hausbefiger jelbit von ihnen abgelehnt. Die Klagen 
blieben natürlich nicht aus. Sehr richtig führt aber der Berwaltungsbericht 
für 1895/96, ©. 5, aus: „Wenn jeitend der Hauöbefiger vielfach Klage über 
den Drudf der Hausſteuer erhoben ift, fo wird dabei vergeffen, daß die ges 
miſchte Kommiſſion ebenfo wie der Magiftrat Zufchläge zu den Realfteuern 
thunlichft Hatte vermeiden wollen, daß aber — gerade in Folge der Agitation 
der Grundbejiger — diejenigen Beitimmungen in ben neuen Ordnungen, welche 
die Entlaſtung des nicht im Werthe gejtiegenen Grundbefiges bezweckten, nicht 
zur Annahme gelangten.” 

Gegen die Erhöhung des MWährfchaftsgeldes und die Ausdehnung dieſer 
Abgabe auch auf nicht oneroje Geichäfte erhoben die oberjten ftaatlichen Ges 
nehmigungdinitanzen, der Finanzıminifter und Miniſter des Innern ihren 
MWideriprud. Im der Ausdehnung der Umſatzſteuer auf die durch Erbgang 
bewirkten Beſitzwechſel ſahen fie eine Erhöhung der Erbichaftöftener, die ber 
Staat3faffe vorbehalten bleiben müſſe, in der Erhöhung des Steuerfakes auf 
2 beziehungsweiſe 3 Prozent eine Gefahr für die Verfehröfreiheit und für 
den Ertrag de3 ftaatlihen Immobiliarkaufſtempels, und den ftädtifchen Be— 
hörden blieb nichts übrig, als löbliche Unterwerfung unter die minifterielle 
Weisheit. Man ließ daher das Währichaftsgeld in feiner alten Höhe (1'/a Pro: 
zent) beftehen, obichon doch offenbar das über den ftaatlichen Stempel hinaus— 
gehende halbe Prozent den Ertrag des jtaatlichen Immobiliarfaufftempels eben: 
fall3 gefährdete. 

Wie wir fahen, verzichtete die Frankfurter Stadtverwaltung von vornherein 
auf eine Anwendung der Bauplagiteuer und verfuchte auf andere Weije, vor 
Allem auch durd die Ausbildung der Immobiliarumjagiteuer, die Werth: 
jteigerung ſtädtiſcher Grundftiide zu erfalfen. Derjelbe Weg wurde von den 
meiiten anderen preußiichen Städten eingejchlagen. Die Bauplatzſteuer erwies 
fid) als gänzlich) unpraktiich. Gegen die Ausgeftaltung von befonderen Gemeinde- 
grund: und Gebäudefteuern war die ganze Macht der Haus: und Grund— 
bejiger£flajfe mobil gemacht — wie fonnten die Stadbtverwaltungen die wachienden 
Grundwerthe ſchließlich anders faſſen, als durch eine Umſatzſteuer, deren be> 
ſchränkte Sätze ſogar den Grundbeſitzern annehmbar waren? Es ließ ſich von 
vornherein erwarten, daß die ſtarke Vertretung dieſer Klaſſe in den Stadt— 
und Gemeindeverwaltungen eine zu hohe Fixirung der Sätze der Umſatzſteuer 
nicht zulaffen würde. Troßdem hielt es die Regierung für nöthig, auch ihrer= 
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jeit3 die Bedeutung der Umſatzſteuer möglichit herabzujegen und der Anwendung 
derjelben beengende Schranfen zu ziehen. Wie es in der Denkichrift von 
1896 heißt, „erwies es fi) fogar, un einer den verichuldeten Grundbefig 
Ihädigenden und die Sekhaftmahung der Minderbemittelten, namentlich der 
Arbeiterbevölkerung henimenden Erichtwerung des Beſitzwechſels vorzubeugen und 
zu verhüten, daß der durch $ 27 al. 2 weientlich in der Abficht, der Bau: 
ipefulation entgegenzumwirfen, zugelaffenen Bauplaßfteuer von vornherein der 
Boden entzogen würde, als geboten, in zweifacher Hinfiht den Gemeinde: 
umjaßfteuern Schranken zu ziehen durch Nichtzulaffung einmal eines Steuer: 
jage8 von mehr als 1 Prozent und jobann eines höheren Steuerfates für 
unbebaute wie für bebaute Grundftiide*.* Die geheimräthliche minijterielle 
Logik dieſer Denkichrift iſt ziemlich mangelhaft. Wollte, wie es in dem 
ſchönen Deutich der Denkichrift heißt, die Negierung der „die Sehhaftmachung 
der WDeinderbemittelten, namentlich” der Mrbeiterbevölferung hemmenden Er— 
ſchwerung des Beſitzwechſels“ vorbeugen, jo war doch gerade die Unterfcheidung 
der bebauten und unbebauten Grundftüde und die verihiedene Belajtung der— 
jelben ein gar nicht zu verachtendes Mittel, dieſe Abficht auszuführen. Ferner 
bemerkt die Denkichrift bald nachher bei Beiprehung der Bauplatzſteuer, daß 
die Städte von diejer Steuer feinen Gebrauch gemacht haben, weil fie in der 
Praxis unanmwendbar fei, und giebt die Berechtigung ihres Verhaltens mit 
ziemlich Haren Worten zu. Nach der zitirten Stelle der Dentichrift will die 
Regierung verhüten, daß dieſer unanmendbaren und unpraftiihen Bauplatz— 
fteuer von vornherein der Boden entzogen werde. Ein höchſt ſtaatsmänniſches 
Vorgehen! Ganz und gar verlor dann die Umſatzſteuer ihren Charakter einer 
Beſteuerung des Mehrwerthes durch die zahlreichen in Webereinftimmung mit 
dem ftaatlihen Stempelfteuergejeß feſtgeſetzten Befreiungen, bie vielleicht bei 
der Erhebung eines ftaatlihen Stempels begründet fein mögen, bier aber zu 
der ganzen Bedeutung des Geſetzes in Widerſpruch treten. Dasjelbe gilt auch 
für die Steuerbefreiung der Befigwechiel durh Erbgang, deren Aufhebung, 
wie bereitö bemerkt, von Frankfurt a. M. geplant war, "Mit vollſtem Nechte 
beflagte man fich daher im preußijchen Herrenhaufe darüber, daß „der Um— 
fagitener durch die Minifter der Charakter einer der ftaatlihen Stempel: 
fteuer ſich mähernden Stempelgebühr gegeben ſei und biejelbe in Folge 
deifen ihr Ziel nicht mehr erreiche, eine Gegenleiftung der Grunbeigenthümer 
zu fein für die durch die ftäbtilchen Einrichtungen bewirkte Grhöhung des 
Grundwerthes.“ Die meiiten Gemeinden jahen ſich bei diejer ablehnenden 
Haltung der Minijterien gezwungen, ſich den von der Regierung veröffent- 
lichten Mufterordnungen anzuichließen. Die Umfagjteuer blieb daher auf 


* Vergleiche Drudfache des preußifchen Abgeordnetenhaufes 1896, Nr. 130. 
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onerofe Geichäfte beſchränkt und die Säge ſchwanken zwiichen '/2 bis 1 Pro: 
zent. Nur in Frankfurt a. M. blieb der alte Sag de3 Währſchaftsgeldes 
1'/a Prozent erhalten, und Breslau behauptete die Unteriheidung von be— 
bauten und unbebauten Grundftücden, von denen die erjteren mit '/s, die legteren 
mit 1 Prozent belaftet wurden, jowie die Beſchränkung der Steuerfreiheit auf 
die durch Grbgang, Erbvertrag oder Theilung unter Miterben erfolgenden 
Gigenthumswechiel. 

Später jcheinen die Minifterien ihren Standpunkt inſoweit mobdifizirt zu 
haben, daß fie techniich brauchbar ausgeftalteten Umſatzſteuerordnungen nicht 
mehr ablehnend gegenüberftehen, jelbit wenn diefelben mehr als 1 Prozent 
erheben, nicht alle Befreiungen de3 Stempelfteuergefeges beibehalten und einen 
Unterfchied zwiichen bebauten und unbebauten Grundftüden machen. 

Den fozialpolitiihen Gedanken, den Hauserwerb der ärmeren Schichten 
der Bevölkerung, vor Allem der Arbeiterklafle nicht durch die Umſatzſteuer zu 
erjchtweren, der die Regierung zu der allgemeinen Beichräntung des Steuer: 
jages auf höchſtens 1 Prozent veranlaßte, hat die Stadtverwaltung München— 
Gladbach in anderer und entichieden auch zutreffenderer Weije dadurch zu ver: 
wirklichen gelucht, daß fie von einer Erhebung der Steuer abfieht, wenn es 
ih um die Veräußerung von Hausgrundftüden im Werthe von weniger als 
6000 Me. handelt. 

Die zarten Bedenken, welche die preußiiche Regierung bei der Ausarbeitung 
ihrer Mufterordnnung für die Umfagjtener bewegt haben, hat ma in Sadjen 
nicht gefannt. Die jähfiihen Städte haben von ihrer unumſchränkten Steuer: 
autonomie bei der Ausgeftaltung der Beligwechielabgabe weitejten Gebrauch 
gemacht. Hier wird die Abgabe in der Regel bei Beſitzwechſel von Immobilien 
und „Sonftigen Nechten, die ein bejonderes YFolium im Grund- und Hypotheken— 
buche haben“, erhoben und dabei auch Schenkungen, Vermächtniſſe und Erb: 
ichaften zur Beitenerung herangezogen. Ermäßigungen und auch wohl Steuer: 
freiheit treten in einigen Städten ein, wenn es fi um Grwerbungen zwiſchen 
Afzendenten und Deizendenten oder zwijchen Eheleuten handelt. Die Süße 
iind in ben einzelnen Städten natürlich ſehr verjchteden. Bon 4 Prozent in 
Leidnig finken diejelben auf "soo Prozent in Wurzen herab. Won ben 
größeren Städten mit über 50000 Einwohnern erhebt Leipzig *ıo Prozent, 
bei Grbgang in auf> oder abjteigender Linie und unter Ehegatten "/ıo Prozent 
(außerbem noch Leitungen an die Armentaffe); Dresden (Verordnung vom 
18. Auguft 1897) ®/ıo Prozent zur Stadtkaſſe, */ıo Prozent zur evangelifchen 
Schulkaſſe, die Hälfte bei Erbgang, fofern die Erwerber zu pflichttheilberechtigten 
Erben des bisherigen Eigenthümers gehören; Chemnig 1 Prozent zur Stadt: 
faffe, ?/s Prozent für die Ortsarmenkaſſe, "/s Prozent für ben geiltlichen 
Gemeintaften, bei Erwerb auf Grund Erbrechtes oder Vermächtniſſes Prozent 

Hugo, Deutfhe Stäbteverwaltung. 25 
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an die Ortdarmenfalle, auf Grund von Zwangdverjteigerungen * Prozent 
an die Schulkaſſe (Verordnung vom 20. Dezember 1878 beziehungsweiie 
9. Juli 1891); Plauen 1 Prozent, je ein Drittel an die Stadtkaſſe, Orts— 
armenfalfe und Schulfaffe (Verordnung vom 29. April 1896). 

In Württemberg und Bayern ift das Nedt, eine Umſatzſteuer zu 
erheben, den Gemeinden durch Spezialgeiege verliehen worden. In Württemberg 
fönnen die Gemeinden, in denen die Umlagen auf Grundeigenthum, Gebäude 
und Gewerbe den Betrag der Staatsfteuer überfteigen, einen Zufchlag zur 
jtaatlihen Liegenichaftsacciie erheben (Gejeg vom 15. Juni 1893), der aber 
50 Big. pro 100 ME. des der ftaatlihen Accife unterliegenden Kaufpreiſes 
nicht üiberfteigen darf. In Bayern (Gejeg vom 14. April 1898) beträgt die 
Gebühr ein Viertel der ftaatlihen Abgabe. In beiden Ländern hat die Umſatz— 
iteuer jeden Charakter einer Beſteuerung des unverdienten Werthzumachies 
verloren; jie ift weiter nichts als ein Zufchlag zu der ftaatlichen Abgabe, ein 
ſubſidiäres Dedungsmittel für den gemeindlichen Bedarf, dazu beftimmt, den 
Gemeinden eine fleine Steuererleichterung zu gewähren. Die Marimalhöhe 
der Abgabe erreicht noch nicht einmal den von der preußifchen Regierung 
normirten Sag von 1 Prozent. Jrgend welche ſozial- oder fteuerpolitiiche 
Bedeutung fommt der Umſatzſteuer in diefer Ausgejtaltung natürlich nicht- zu. 


B. Pie Umgeſtaltung bereits bebaufer Sfadiviertel. 


Bon nicht minderer Bedeutung für die Entwicklung einer Stadt iſt die 
Umgeftaltung bereit bebauter Stadtviertel, ihre Anpaſſung an die Bedürfniſſe 
des Verfehrd und die Forderungen der öffentlichen Hygiene; die Schwierige 
feiten der Ausführung find aber bedeutend größere, als bei der äußeren 
Stadterweilerung. Während die Gejeßgebung die Stellung der Gemeinden 
bei den Aufgaben der Stabterweiterung in mander Hinficht jehr günftig 
gegenüber den privaten Grundbejig geitaltet hat, befinden fich die Gemeinden 
bei linternehmungen der jogenannten inneren Stadterweiterung in einer fehr 
wenig vortheilhaften Lage. Die Koſten der äußeren Stadterweiterungen fünnen 
fie zum Theil oder ganz auf die Grundbefiger abwälzen; bei Straßen: 
verbefferungen und Straßendurhbrüchen, bei dem Abreißen unhygieniſcher Viertel 
oder Blöde heißt es für fie nur: zahlen, viel zahlen nach der Melodie der 
Enteignungsgeſetze. 

Wir ſahen bereits oben, wie auf einer gewiſſen Entwicklungsſtufe der 
größeren Städte eine vollſtändige Umgeſtaltung des alten Stadtinnern, des 
Geſchäftszentrums ftattzufinden pflegt. Die Wohnhäufer verfchwinden und 
machen Geihäftshäulern, Magazinen u. j. w. Plag. Die engen Straßen ver: 
mögen die Wogen des Verkehrs nicht mehr zu fallen, der gebieteriich eine Ver: 
breiterung des Verfehröbettes verlangt. Um Zeit zu eriparen, mitffen gekrümmte 
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Straßen geitredt, und, um unnöthige Kraftvergeubung zu verhindern, müſſen 
die Höhenlagen der verſchiedenen Straßen miteinander ausgeglichen werden. 
Neue Parallelftragen müſſen angelegt werden, um alte, zu enge Straßen zu 
entlaften; frumme Straßenzüge durch die Anlage neuer Diagonalftragen ver: 
fürzt; zweds Gewinnung neuer Verbindungen mit den neu entftandenen Stadt: 
vierteln neue Nadialftragen angelegt werden. Alle diefe Unternehmungen, mag 
es ſich num um die Umgeſtaltung bereit beitehender nicht mehr ausreichender 
Straßen (Straßenverbefferungen) oder um den Bau neuer Straßen (Straßen: 
durchbrüche) handeln, jpielen fi) auf bereits bebauten, meift im Geichäfts- 
zentrum oder bei Miillionenftädten in den Gejchäftsnebenzentren belegenem und 
daher außerordentlich werthuollem Boden ab. Handelt e3 fich bei den äußeren 
Stabdterweiterungen um die Bodenwerthe werdender Stabttheile, fo thürmt 
fih bier das Hinderniß ungeheurer Grundrenten, des Produktes vieler Jahr: 
zehnte, oft von Jahrhunderten, auf. 

Welche Mittel jtehen nun den Städten für die Durchführung ihrer Unter: 
nehmungen zu Gebote? In Verbindung mit der Feitiegung von Fluchtlinien 
nur dad der Enteignung des zum Straßenbau nothiwendigen Grund und 
Bodend. Durch die Feitiegung von Baufluchtlinien kann natürlich) nur allmälig 
die Erbreiterung der Straße erreicht werden, zudem ift ihr Fortichritt gänzlich 
von der privaten Bauthätigfeit abhängig. Der Vorgang wird fich ſelbſt in den 
günftigiten Fällen reger Bauthätigfeit ftetS iiber eine ganze Neihe von Jahren 
hinziehen und ift dabei, wie die Bauthätigkeit jelber und die fie bedingende 
induftrielle und kommerzielle Blüthe, den großen Schwankungen ſtoßweiſe fich 
vollziehender Entwidlung und langdauernder Stagnation unterworfen. Will 
die Gemeinde jelbitthätig in den Prozeß eingreifen, jo bleibt ihr nur der eine 
Meg der Erpropriation der Grund- und Hausbefiger. Nach $ 13 des preußiichen 
Baufluchtengejeged von 1875 können die Grumdbefiger eine Entihädigung für 
die Gntziehung von Örundeigenthum fordern, wenn die Straßen: oder Baus 
fluchtlinie vorhandene Gebäude trifft, und dag Grundſtück bis zur neuen 
Fluchtlinie von Gebäuden freigelegt wird, ohne daß es möglich wäre, die 
Grunderwerbsfoften durch Ortöftatut auf die Grumdbefiger abzumwälzen. Die 
Grpropriation wird durch das Gnteignungsgeieg von 1874 geregelt. Wie in 
Preußen gilt aud) in den anderen Staaten der Sat, daß die Durchführung 
der Baufluchtlinien beziehungsweife Ort3baupläne gegenüber beftehenden Bauten 
nır durch Erpropriation nad) den Enteignungsgeiegen geſchehen kann. Damit 
jind dann weiter die folgenden Süße gegeben. Die Gemeinden haben, falls 
der Theil eines Gebäudes in die Bauflucht fällt und zwecks Straßenerbreiterung 
niedergelegt wird, für das ganze Gebäude und außerdem für jede Werth: 
minderung, die dem Neitgrunditüd im Folge des Unternehmens zugefügt wird, 
wenn dasſelbe zum Beiipiel bebauungsunfähig wird, Entihädigung zu bezahlen. 
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Sie haben dad Recht der Enteignung nur für die zur Straße nothwendigen 
Grundftücdstheile. Dagegen kann der Eigenthümer die Uebernahme des ganzen 
Grundſtücks verlangen, wenn dasjelbe durch die Fluchtlinie joweit in Anſpruch 
genommen wird, daß das Reftgrundftüd nad den baupolizeilichen Vorſchriften 
des Ortes nicht. mehr zur Bebauung geeignet ijt. Die ganze Ungerechtigkeit 
des heutigen Enteignungsverfahrens, die rückſichtsloſe Benachtheiligung der Ge— 
meinden zu Sunften ber privaten Grundbefiger tritt hier vielleicht am jchärfften 
zu Tage. Die Gemeinden müſſen riefige Summen für den von ihnen ent: 
eigneten Grund und Boden bezahlen. Sie verwandeln die alten engen uns 
gejunden Gaffen in breite Straßen, in denen ſich der Verkehr ungehindert 
bewegen und enttwiceln kann und werfen den glüdlihen Grund und Haus: 
bejigern Hunderttaufende miühelofen Gewinns in den Schoß. Und anftatt 
daß es ihnen geftattet wäre, die von ihnen aufgewenbeten Koften ganz oder 
theilweile von dieſer Werthiteigerung abzuziehen, müſſen fie fogar in der 
Prarid meift für den enteigneten Boden nad) dieſem von ihnen geichaffenen 
Zufunftswerthe bezahlen. Der Grundbefiger dagegen ift der glückliche Monopoliſt, 
der von Privaten und Gemeinden gleicher Weile Tribut erhebt. Die Gemeinde 
bezahlt ihm fein altes Haus zum vollen Werthe, fie reißt e8 ihm nieder und 
überliefert ihm einen neuen Bauplatz an neuer breiter Straße. Sie bezahlt 
ihm das abgetretene Land zum vollen Werthe. Und wenn ihm nach Abtretung 
des Grund und Bodens ein NReftgrundftüd über bleibt, dad zur Bebauung 
überhaupt zu Elein ift oder diejelbe jchwierig und ungiünftig geftaltet, fo muß 
fie ihm auch diefes Land zum gleichen Preife abnehmen. Sieht aber der 
Srundbeiiger, daß ihm die Spekulation mit dem Reſtgrundſtück noch größere 
Werthe verfpricht, jo läßt er fi von der Gemeinde den Minderwerth ent- 
ihädigen, den fein Grundftüd durch die Abtretung des anderen Theiles zu 
Straßenziweden angeblich erlitten hat, und verfauft nachher die Reftparzelle 
an feinen Nachbarn oder feinen Hintermann zu den SBreifen, die bie Gemeinde 
durch ihre direkte Thätigfeit auf bedeutende Höhe gefteigert hat. Der angebliche 
Minderwerth des Reſtgrundſtücks verjchwindet; eine Quelle reichen Spekulations: 
gewinns thut ſich auf. 

Nur in jehr wenigen deutichen Staaten fünnen die Gemeinden die durch 
das Unternehmen bewirkte Werthiteigerung den Grundbefigern in Anrechnung 
bringen. Das württembergiſche Enteignungsgejeg von 1888, 8 11 al. 3 bes 
jtimmt, daß der „den Gnteigneten bezüglich des Neftgrundftüds durch das 
Unternehmen zugehende Schaden infoweit nicht in Betracht kommt, als bie 
entitehenden Nachtheile durch entiprechende Vortheile aufgewwogen werden". Bor 
Erlaß dieſes Gejeges war aud in Württemberg eine Anrechnung des Mehr: 
werthes nur in dem Spezialfall einer veränderten Höhenlage der Straße 
möglich, durch die die Befiger von Gebäuden in der Benützung berjelben bes 
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einträchtigt twurden.* Ebenſo kann in Hamburg (Enteignungsgejeg von 1886, 
$ 6)** der Mehrwerth des Reſtgrundſtücks angerechnet werden. Jedoch darf 
die Anrechnung den Entjchädigungswerth des abzutretenden Theiles ſammt 
Zuſchlag des Koſtenbetrags nicht überfchreiten, der auf etwaige Einrichtungen 
zur Fortſetzung der bisherigen Benügung des zuriidbleibenden Theiles von 
den Untertiehmern verwendet werden muß. Ebenſo die Dresdener Straßen 
bauordnung, 8 15.*** 

Verzichtete man alſo darauf, die reichlich fließende Quelle der Werth: 
fteigerung des Grund und Bodens fiir die Gemeinde anzuzapfen, jo ließ fi 
die finanzielle Stellung derfelben noch auf andere Art und Weiſe verbeſſern. 
Man Eonnte unter allgemeiner Vorausfegung der Werthiteigerung und auf 
Grund derjelben eine Beitragöpflicht der Intereſſenten zu jolchen Unteres 
nehmungen ftatuiren, die ihnen in bejonderem Make zu Gute kommen, und 
man fonnte der Gemeinde das Recht geben, nicht nur den zur Straßenanlage 
unbedingt erforderlichen Grund und Boden, fondern auch die ganze innerhalb 
einer bejtimmten Zone befegene, von der Straßenanlage betroffene Grundſtücks— 
gruppe zu enteignen (Zomenenteignung). Dem legten Mittel eignete zugleich 
der große Vorzug, eine nad techniſchen und Hygieniichen Gefichtöpunften fach: 
gemäße Neuauftheilung der Grundjtüde zu ermöglichen. 

Eine der Beitragspflicht der Anlieger bei dem Bau neuer Straßen ent- 
iprechende direkte Verpflichtung der Grundbefiger, zu den Koſten derartiger 
Straßenverbreiterungen beizutragen, fennt allein dad Hamburger Baus: 
polizeigejeß von 1882; aber dieſe Verpflichtung ift nur eine jehr beichräntte. 
Sie erftredt fich nicht weiter als ein Drittel der Koſten des fir die Ver: 
breiterung angewandten Grund und Bodens. Der Beitrag foll ferner den 
Werth eines Quadratmeters für jedes Meter der Frontbreite wicht überfteigen 
und die Beitragöpflicht überhaupt fortfallen, fall und foweit die Straße 
ihon eine Breite von 17 Mietern hatte, 


* MWürttembergifche Bauordnung von 1872, 8 8; ähnlich in der heffifchen 
Bauordnung von 1881, 8 11. 

* Schon im Hamburger Baupolizeigefeg von 1882. Darnach war bei ber 
Regulirung bereit3 bejtehender Straßen Entjchädigung zu zahlen für Abtretung 
de3 Grund und Bodens, bei Abbrüchen, Umbauten und Neubauten, bei Verbot 
des Höherbauend der in die neue Straßenlinie hineintretenden Gebäudetheile; 
aber die durch die Neuregelung der Straße für das betreffende Grundſtück fich 
ergebende Wertherhöhung war von der Entfchädigung bis zur Höhe der Werth: 
fteigerung in Abzug zu bringen. 

+ Intereſſant der folgende Paſſus: „Dabei ijt insbefondere zu berüdjichtigen, 
ob und in welchem Maße bisheriges Hinterland die Gigenfchaft von Vorderland 
erhält, auch ift, wenn an dem öffentlichen Verkehrsraume liegende Reitparzellen 
zu dahinter liegenden Parzellen gejchlagen werden, der Mehrwerth für die ganze 
neugebildete Parzelle zu berechnen. 
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Gegenüber diejer fejtgeregelten Beitragspflicht ift e8 in Baden und Preußen 
den Gemeinden möglich, auf Grund ber allgemeinen Beitragöpflicht der Inter: 
eifenten zu foldden Unternehmungen der Gemeinde, welche ihnen in hervor— 
ragendem Maße zu Gute kommen, auch zu Straßenverbreiterungen, Beiträge 
nad den Umftänden der einzelnen Fälle zu erheben. In Baden hatte ſchon 
die Gemeindeordnung von 1831 für dem Fall befonderer Benügung und Ab— 
nügung eines Vizinal- und Gemarkungswegs eine derartige Beſtimmung erhalten 
und in der Gemeindefteuergejeggebung von 1879 war der Grundgedanke dieſes 
Spezialfalld verallgemeinert worden. Wie e3 in den Motiven heißt: „hat 
die Entwidlung der jtädtiichen Verhältniffe eine Neihe von Unternehmungen 
veranlagt, welche mit völlig gleicher Berechtigung den Worausbeizug des be— 
jonderen Intereſſes verlangen, wie dies bei den durch bejondere Gejeggebung 
bi jeßt geregelten Fällen, bei der Anlage neuer Straßen und Stanalifation 
berjelben der Fall ift. Wir verweilen hier nur auf die erhöhten Anforderungen 
hinfichtlich der Entwällerungen und Kanaliſation der Städte, auf die von der 
Gemeinde übernommenen Veranjtaltungen zur Straßenreinigung und Straßen: 
beiprengung und Beleuchtung, auf nothiwendige Straßendurchbrüche, Ueber— 
wölbung jtörender Waflerläufe innerhalb des Stadtbezirkes, Herftellung von 
Verbindungsbriiden und Stegen, welden mehr Iofale Bedeutung zutommt, 
und auf andere Unternehmungen ähnlicher Art.“ In der Gemeindeordnung 
von 1890 und in der Städteordnung ($$ 72 bis 75) iſt dann die Erhebung 
bejonderer Beiträge fait gleichlautend geregelt worden. * 

In den preußifchen Landestheilen mit Städte- und Gemeindeordnungen, 
die vor dem Jahre 1875 erlaffen waren und wefentlich gleiche Beftimmungen 
enthielten, wie die SS 4, 11 und 53 der Stäbteordnung von 1853, war es, 
wie ein Enticheid des Oberverwaltungsgerichtes (Bd. XV, ©. 52) feititellte, 
möglich, einzelne Slaffen der Gemeindeangehörigen mit Vorausleiftungen zu be— 
laften. Soweit die Herftellung neuer Straßen in Betracht kommt, find dann, 
wie wir jahen, die Leiftungen der Anlieger durch das Baufluchtengejeg von 1875 
genau bejtimmt und weitergehende Statuten damit aufgehoben worden. Für 
die Anlieger an alten Straßen waren aber die Gemeinden nicht an $ 15 
des Baufluchtengejeges gebunden, ihr Necht zur Beitragserhebung alſo durchaus 
nicht bejchränft worden. Endlich hat das Kommunalabgabengejeg von 1893 


* Gemeindeordnung von 1890, 8 72: Wenn eine zur Erfüllung von Gemeinde: 
zweden ausgeführte Einrichtung oder Anlage durch ihre Herftellung an fich 
einzelnen gewerblichen Unternehmungen, einzelnen Grundftüden oder abgegrenzten 
Theilen des Gemeindebezirl3 in hervorragendem Maße befonderen Nuben bietet, 
fönnen die Interefjenten, beziehungsmeife die Gigenthümer der betreffenden Liegen- 
fchaften zur Dedung eines entfprechenden Theile der Herſtellungs- und Unter: 
baltungstoften durch befondere Beiträge verpflichtet werden. 
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im $ 9 den Gemeinden ausdrüdli das Recht gegeben: „Behufs Dedung 
der Koften für SHerftellung und Unterhaltung von Weranftaltungen, welche 
durch das öffentliche Intereſſe erfordert werben, von denjenigen Grundeigen- 
thümern und Gewerbetreibenden, denen hierdurch bejondere wirthichaftliche 
Vortheile erwachſen, Beiträge zu den Koſten der Veranftaltungen zu erheben.“ 
Das Recht wird zur Pflicht, wenn ſonſt die Koften einjchließli der Aus: 
gaben für die Verzinjung und Tilgung des aufgewendeten Kapital durch 
Steuern aufzubringen fein würden. Dieje Beiträge müſſen nad) den Vortheilen 
bemefien werden. Oder die Gemeinden fünnen nad $ 20 al. 2 bei 2er: 
anftaltungen, welche in bejonders hervorragenden oder geringem Maße einem 
Theile des Gemeindebezirfes oder einer Klaſſe von Gemeindeangehörigen zu 
Statten fommen, eine entiprechende Mehr: oder Minderbelaftung diejes Theiles 
des Gemeindebezirfes oder dieſer Klaſſe von Gemeindeangehörigen beſchließen. 

Damit find die Gemeinden in die Lage verjegt, einen Theil der Koſten 
der Straßenverbreiterungen auf die anliegenden Grundbefiger abzumälzen. Bei 
den Straßendurchbrücden liegt die Sache dagegen durchaus anders. Hier handelt 
es jih um die Anlage neuer Straßen und die Beitragspflicht der Anlieger 
it in diefem Falle duch die Bauflucht- und Ortöftraßengefeße beziehungs— 
weile Bauordnungen geregelt. Die lleberwälzung der gelammten Straßenbau- 
foften auf die Anlieger auf Grund der Beſtimmungen dieſes Geſetzes und 
die Anwendung der auf Grund derielben erlaſſenen Ortäjtatute wird aber 
wegen der gewaltigen Höhe der Koften in den meiften Fällen unmöglich fein. 
Da die Bortheile derartiger Anlagen außerdem nicht nur dem anliegenden 
Grundbejige, jondern einer umfallenderen Zone zu Gute fommen, jo wäre 
eine ſolche Koftenvertheilung gleichzeitig aud ungereht. Den Gemeinden bleibt 
alfo bei dieſen für fie mit beſonders hohen Unkoſten verbundenen Unter— 
nehmungen fein Mittel, die Grundbefiger zu Beitragdleiftungen heranzuziehen; 
die ganze Laft fällt daher auf fie, die Vortheile allein den Grundbefigern zu. 
Mit vollftem Rechte nad) der Anichauung ſelbſt jolcher Sreife, denen man 
eine fortgefchrittenere Anficht zutrauen follte.* 

Man hat den Verfuch gemacht, die Städte aus diejer höchſt unginftigen 
Lage zu befreien, dieje Verhältniſſe, die ein gewaltige Hinderniß für die 
GSntwidlung des Verkehr? und die Herſtellung hygieniſcher Quartiere jein 
mußten, wenigjtens in einigen Punkten umzugejtalten, indem man eine Aus— 


* Außerordentlich charafteriftifch ift die folgende Aeußerung Stübbens: 
„Straßendurchbrüche find nur in den felteneren Fällen ein brauchbarer Gegenftand 
der Privatunternehmung, wo die Einnahmen aus der Beräußerung der im Werthe 
gefleigerten Reftgrundftüde die Ausgaben überjteigen. In weitaus den meijten 
Fällen iſt ein Ueberfchuß nicht zu erwarten, die Verbefferung deshalb der Ge: 
meinde zu überlafien (!).“ Handbuch der Hygiene, Bd. IV, ©. 436 und 437. 
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bildung des Enteignungsrechtes im Sinne der Zonenenteignung in Angriff 
nahm. In Preußen wurde dies in der Lex Adickes ſeitens des Herrenhaufes 
verjucht. Der urſprüngliche Entwurf der Lex Adides hatte die Zonenenteignung 
nur fiir unbebautes Gelände zugelafien, ſeitens des Herrenhaufes wurde dieſelbe 
aber auch auf bebautes Gelände ausgedehnt, wobei mit vollem Rechte darauf 
hingewieſen wurbe, daß eine auch auf bebautes Land anmwendbare Zonen: 
enteignung für die Gemeinden von größerer Bedeutung ſei, als für unbebautes 
Lad, bejonderd wenn ihnen für das letztere noch das Mittel der Umlegung 
zur Verfügung ftände. Won dem Herrenhauje wurde aber für die Verleihung 
der Zonenenteignung das gleiche, umſtändliche, allgemeine Enteignungsverfahren 
beibehalten. Die Zonenenteignung wurde an den Nachweis ber „Nothwendigfeit 
in Öffentlichen Intereſſe“ geknüpft und von der Genehmigung der Miniiter 
des Innern und der öffentlichen Arbeiten abhängig gemadt. Außerdem wurde 
den Eigenthiimern von mindeſtens der Hälfte der von dem Zonenenteig— 
nungsverfahren erfaßten Grundſtücke das Necht gegeben, durd) eine Erklärung 
bei dem Gemeindevorftande unter beftimmten Bedingungen die Uebereignung 
der von der Zonenenteignung betroffenen Grundftüde an fie zu verlangen. Nur 
mußten fie ſich darin verpflichten, die Durchführung der Neueintheilung ber 
Srunditüde nad einem vom Gemeindevorftande zu genehmigenden Plane zu 
gewährleijten, das für Straßen und Plätze erforderliche Land unentgeltlich an 
die Gemeinde abzutreten und ihr die geſammten Enteignungskoſten, ſowie die 
Koſten des geplanten öffentlichen Unternehmens zu vergüten. Damit war denn 
glücklich die bedrohte Heiligkeit des Privateigenthums gerettet und der Anſpruch 
des privaten Beſitzers auf den unverdienten Werthzuwachs als unantaſtbar 
anerkannt, Denn e8 liegt ja auf der Hand, daß die Grundjtüdsbefiger von 
dieſem Nechte nur dann Gebrauch machen werben, wenn das linternehmen 
ihnen einen genügend hohen Profit veripricht, in allen anderen Fällen aber 
feine Ausführung der Gemeinde überlaflen werden. 

Im Allgemeinen bedeutet die Zonenenteignung für die Gemeinden eine 
geringe finanzielle Entlaftung, wenigitend in der Gegenwart, während ihr 
dagegen in Nücdjicht auf die Hygieniiche Anlage der Bauquartiere, fowie auf 
die ‚Förderung eine den Bedürfniifen des Verkehrs genügenden Straßen 
neges größere Bedeutung zukommt. Was wir oben iiber da Enteignungs— 
verfahren bei unbebauten Lande ausgeführt haben, gilt hier natürlich ebenfalls 
und noch in erhöhten Maße. Es find die außerordentlich hoch bemeiienen, 
über den wirflihen Werth hinausgehenden Schägungen der zu enteignenden 
Grundſtücke, durch die Straßendurhbrüce und Sanirungen ungejunder Viertel 
für die Gemeinden oft geradezu unerihwinglid; werben. Bei derartigen Unter: 
nehmungen ift es von der größten Wichtigkeit, Abichägungsgrundfäge für die 
Shägungstommiffionen feftzulegen, um eine Webervortheilung der Gemeinden 
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zu verhüten. Daß dieſelben den hartnädigiten Widerftand der Hausbeſitzer 
finden, liegt auf der Hand. In Hamburg wurde zum Beijpiel das Projekt 
betreffend Umbau des Hafenbezirkes in der jüdlichen Neuftadbt von der Bürger: 
ihaft einftimmig genehmigt. Abgelehnt wurde einzig der Antrag, wo— 
nad) die Gutachten der Wohnungöpflegebehörde über den Zuftand der Räume 
in den vom Staate aufzufaufenden Häufern als maßgebende Grundlage für 
die Urtheile der Erpropriationsbehörbe gelten jollten. Bei der Sanirung handelt 
es ih in großer Ausdehnung um baulich verwahrlofte Gebäude, die aber 
durh Vermiethung als Arbeiterwohnungen einen bedeutenden Miethertrag 
ergeben. Die erwähnte Beltimmung hätte natürlich die Höhe der Abichägung 
in enticheidender Weile zu Gunften des Staates und zu Ungunften der Haus: 
wucherer beeinflußt. Daher die Ablehnung jeitens der Bürgerſchaft, des 
Parlaments der Grund und Hausbefiger. Finanzielle Erfolge können übrigens 
die Gemeinden mit der Zonenenteignung nur dann erzielen, wenn fie fich 
niht nur mit der Durchführung des eigentlichen lnternehmens, alſo dem 
Abreigen der ungefunden oder verfehrähindernden Quartiere, der Neueintheilung 
deö gewonnenen Baulandes und der Anlage der Straße begnügen, jondern 
aud) vor Allem, wo es ji um die Anlage bedeutender Verkehröftraßen handelt, 
die Bebauung des Baulandes und die Vermiethung der Gebäude in eigener 
Regie durchführen. Allein in diefem Falle kommen fie in den Beſitz des zu— 
fünftigen Grundrentenzutwachies, der bei einem fofortigen Verkaufe des Bau— 
landes in der Hauptſache den Privatipefulanten zufallen wird. 

63 bleibt uns noch über, eine Kritik diefer modernen von uns frz ges 
ichilderten Bejtrebungen, den Grundbefig zu bejonderen Leiftungen für die 
ihm durch die Unternehmungen der Gemeinden im Speziellen und durch bie 
allgemeine Entwidlung im Allgemeinen zuwachſenden Vortheile heranzuziehen, 
vor Allem mit Rüdfiht auf die wichtige Frage der Steuerüberwälzung zu 
verjuchen. Es fragt jid, wer die Steuerlaft trägt, ob der mit der Steuer 
belaftete Grundbefiger oder der Miether. Nun ann zunächit nicht beftritten 
werben, daß die bisher gebräuchlichen Grund» und Gebäudefteuern gerade in 
‚Folge ihrer Unveränderlichkeit und weitgehenden Inabhängigfeit von den je: 
weiligen Werth» und Ertragsverhältniſſen den Charakter von Neallaften an— 
genommen haben und daher jchon bei der Abmeſſung des Kaufpreiſes durch 
Abzug des fapitalifirten Steuerbetrages berüdlichtigt werden. Bei den modernen 
Grtragiteuern dagegen, bei denen das Beitreben dahin geht, dem wechſelnden, 
meilt fteigenden Ertrage mit der Beſteuerung möglichit zu folgen, verichtwindet 
diefer Charakter gänzlih. Mit der engen Verbindung, in der derartige fom= 
munale Ertragiteuern mit dem gegenwärtigen Werthe der Srundftüde, nicht 
wie die jtaatlihen Ertragſteuern mit einem längft vergangenen Werthe be= 
ziehungsweiſe Ertrage ftehen, wird auch die Tendenz der Abwälzung dieſer 
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Laſten auf die Miether wirkſam. Das gilt auch für die übrigen Arten 
der Beiteuerung des unverbienten Werthzuwachſes, wie Umſatzſteuer*, Better: 
mentfteuer x. Die Tendenz der lleberwälzung ift in allen dieſen Fällen in 
gleiher Weije vorhanden. Es fragt ſich nun weiter, in welchen Füllen iett 
ſich dieſelbe durch. Das beftimmende Moment ijt dabei der Zuftand, in dem 
jih zur Zeit der Einführung oder Erhöhung der Steuer die wirthichaftliche 
Entwicklung der Gemeinden befindet. Fällt diejelbe in eine Zeit des all: 
gemeinen woirthichaftlichen Aufichwungs, des Anwachſens des Handels und 
Verkehrs, ſowie des Bevölkerungszuzuges von außen, jo befinden fich die 
Haus» und Grundbefiger in der glüdlichen Lage, von ihrer Monopolftellung 
unbejchränften Gebraud) machen zu fönnen. Die Miethen werden geiteigert 
und in der Miethiteigerung entfällt nur der fleinere Theil auf den über: 
wälzten Steuerbetrag. Bei rüdläufiger Konjunktur dagegen wird die Kon— 
furvenz der Haus: und Grundbefiger die Miether vor der Stenerüberwälzung 
bewahren, Allerdings it dabei der gewichtige Unterſchied zwiichen großen 
und feinen Wohnungen zu machen. Bei den größeren Wohnungen, die alio 
von der wohlhabenderen Bevölkerung bewohnt werden, wird ſich der Einfluß 
der Konjunktur viel energiicher geltend machen, als bei den fleinen Woh- 
nungen, bei denen fi) die Miethiteigerungen jehr ſchnell, die Miethrüd: 
gänge dagegen nur jehr langjam vollziehen. Es muß ferner die Thatiache 
berüdfichtigt werden, daß jelbjt in den Zeiten einer Hochkonjunktur fich die 
Entwidlung der Großftädte, die wir bier vornehmlich im Auge haben, nicht 
in allen Theilen gleichmäßig vollzieht, daß der eine Stadttheil in rapidem 
Aufichwunge, der andere in langſamer Entwidlung, ein dritter in Stagnation, 
ein vierter fih in direftem Nüdgange befinden kann. So kann innerhalb der 
Städte eine Konkurrenz zwiichen den Hauss und Grunbbefigern der verichie: 
denen Stadttheile vorhanden fein, die ihrerjeit3 wicder auf die Ueberwälzung 
der Steuern bejtimmend einwirft. 

63 iſt leider nicht möglich, direkt durch ftatiftiiche Daten dieje Ueberwälzungs— 
verhältniffe darzulegen; die Statijtit der Miethpreije läßt und bei derartigen 
feineren Unterfuchungen im Stiche. 63 dürfte überhaupt wohl faum möglich 
fein, auf ſtatiſtiſchem Wege diefe Vorgänge zu erfalfen, da auf die Miethpreis- 





* Der Adidesfchen Anficht, daß der Erwerber in Folge der Einrechnung 
der Umſatzſteuer in feine Kalkulation diejenige Summe, welche er für den Bau: 
plaß anlegen fann, entjprechend niedriger bemißt, eine Erhöhung der Miethen 
daher nicht wahrfcheinlich fei, können wir uns nicht anfchließen. Die Umſatz— 
fteuer wird allerdings gewöhnlich auf die Bauplagloften gefchlagen. Da aber wenig: 
ſtens bei dem großftädtifchen Miethhausbau die Bauplakgröße eine ziemlich feit 
bejtinmte, auch ſchon durch den Bebauungsplan gegebene Größe ift, fo erhöht 
fih durch die Umfaßfteuer der Preis des Bauplatzes und dieſer erhöhte Bau- 
platprei3 muß durch die Miethen verzinft werden. 
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fteigerungen eine ganze Reihe anderer und vor Allem viel wichtigerer Faktoren 
eimvirft, Diele fi) aber in ihren Wirkungen kaum von einander fcheiden laſſen. 

Mir haben alſo gejehen, daß die Steuern vom Grundbefig wenigſtens 
in den Städten mit fortichreitender Entwicklung durchaus nicht von den Grund— 
eigenthümern getragen, jondern von diejen auf die Miether überwälzt werden, 
und daß ferner gerade auf die weniger wohlhabende Klaſſe derjelben der 
größere Theil ihrer Laften entfällt. Niemand, der nicht gerade ein Mitglied 
der jtäbtifhen Grund: und Haußbefigervereine ift, wird behaupten wollen, 
dag damit das Ziel einer gerechten Steuerpolitik erreicht jei. 


Erfurd. Die Entwidlung des Berliner Straßennetzes. 
(Vergleiche Hierzu die Karte: Tie Entwidlung des Berliner Straßenneted in feinen 
Hauptverkehrszügen, nach S. 400.) 

Die Entwidlung Berlins ging zunächſt von dem alten inneren Kerne, 
den Revieren Berlin, Köln, Friedridswerder und Neu-Köln, in radialer Richtung 
vor jih. An den ned Spandau, Oranienburg, Prenzlau, Landsberg, Frank— 
furt führenden Landjtraßen entitanden im Norden und Djten die Mor: 
ftäbte Spandauer Nevier, Königitadt, Stralauer Revier, die ſich wie ein 
Ring um das alte Berlin lagern. Weit über diefen Ring hinaus zogen ſich 
aber jchon an diejen Straßen die Häuierzüge hinaus. Die Luiſenſtadt, die 
Friedrich-, die Dorotheen- und Friedrich Wilhelmſtadt, die ſich im Süden, Weſten 
und Nordweſten vor die alten Stadttheile Köln und Friedrichswerder lagern, 
find nad) vorgeichriebenen obrigfeitlichen Feitießungen angelegt worden und zeigen 
daher das Bild gerabliniger, rechtwinklig fich jchneidender breiter Straßenzüge. 

Die moderne Geſchichte Berlind werden wir am ridhtigften von dem 
Beginne der vierziger Jahre, das heißt der Entwidlung des Eifenbahnneges 
ber datiren, durch das Berlin in Folge jeiner wunderbar günjtigen geographiichen 
Lage wie mit einem Schlage die erjte Stelle unter den Handels- und Induſtrie— 
ftädten zufiel. Mit dei vierziger Jahren begann auch die rapide Zunahme 
der Bevölkerung, ber eine ebenjo jchnelle Entwidlung der Bauthätigfeit ent— 
ſprach. Vor Allem bildeten die Luifenjtadt, das Schöneberger und Tempel— 
hofer Revier und die äußere Friedrichſtadt den Schauplag der Bauthätigfeit. 
Hier wuchſen in wenigen Jahren ganze Städte empor mit einer Bevölkerung, 
die in die Dunderttaujende ftieg. 

Wirft man einen Blid auf einen Plan aus dem Jahre 1861, fo jieht 
man, daß zwilchen den neuen und alten Stadttheilen faft feine Verbindungen 
beitanden. Die äußere Friedrichſtadt, auf der einen nördlihen Seite vom 
Thiergarten begreuzt, im Südoſten durd) die Potsdamer und Anhalter Bahn 
höfe, bie jich wie ein Keil in das Stadtgebiet einzwängen, vom Qempelbofer 
Revier getrennt, hatte nur den einen Zugang über den Leipziger Pla durch 
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die Leipzigerftraße in die innere Friedrichſtadt, deren Straßenzug zugleich 
die einzige Verbindung mit dem Friedrichswerder und der Altjtadt gewährte. 
Die Hauptzugangsitraße zum Potsdamer: Pla und zur Leipzigerjtraße iſt 
für den öftlichen Theil der äußeren Friedrichſtadt die Potsdamerſtraße, die 
man durch die Ueberführung der Linfitraße über den Landwehrfanal, wo fie 
ſich auf dem Schöneberger Ufer tobtläuft, vergeblich zu entlaften fuchte. Sie 
ift zugleich auch die einzige Zugangsftraße für das ganze jenfeit3 des Land— 
wehrfanalö gelegene Schöneberger Quartier. Das zwiſchen dem Potödamer 
uud Anhalter Bahnhofe gelegene Quartier hatte nur den einen Einlaß durch 
die Anhaltiicheftraße, die fich auf der Wilhelmftraße todtläuft. Das Tempelhofer 
Revier konnte nur über den Belle Alliance-Plag in die Friedrichitadt gelangen. 
So war aljo die Friedrichſtadt vom Belle Alliance» bis zum Parijer:Plag ge: 
wiſſermaßen durch den doppelten Straßenwall der Königgräger und Wilhelm: 
ftraße gegen die Außenquartiere abgeiperrt, die denfelben nur in den beiden 
Straßenzügen der Leipziger: und Anhaltiſchenſtraße durchbrechen konnten. Ja, 
in dem Raume zwijchen der Behren- und Leipzigerjtraße haben wir noch 
einen dritten Straßengürtel in der Mauerftraße, auf der ſich fieben große mit 
der Leipzigeritraße parallel laufende Straßenzüge nad Weiten hin todtlaufen. 
Man kann die Genialität, mit der die Friedrichſtadt angelegt ift, nicht 
genug bewundern, zumal wenn man bedenkt, daß diejed ganze Quartier mit 
der nördlich der Linden gelegenen Dorotheenftadt nur durch eine einzige Straße, 
die Friedrichitraße, ein unbedeutende Seitengäßchen der Hauptitraße der 
Dorotheenjtadt, in Verbindung gebracht war.* 

Fragen wir nun, was hat die Stadt gethan, um die Fehler der Ver: 
gangenheit zu verbejjern, jo muß unjere Antwort lauten: zu wenig! Zu 
wenig, aud wenn man die zahllofen Schwierigkeiten bedenft, die fich jedem 
Vorgehen der Stadt auf dem Gebiete der Straßenverbejjerung in den Weg 
jtellen. Wenn wir von der Voßftraße, die ihre Entftehung der Brivatipetulation 
verdankt, und von der Hedemannftraße, die ohne Bedeutung für den Durch 
gangsverfehr ift, abſehen, bejchränfte fich die Thätigkeit der ftädtifchen Behörden 
auf die Durchführung der Zimmerftraße von der Wilhelm» bis zur Könige 
grägeritraße, eine Straßenforrektion, die ohne befondere Bedeutung blieb, da 
man die Durchführung der Zinmerjtraße nad) der Alten Jakobſtraße unter— 


* Die Große FFriedrichitraße halte auf der Strede zwifchen Behren- und 
Georgenjtraße eine Fahrdammbreite von nur 8 Metern. Erſt bei der Anlage des 
Stadtbahnhof3 und des Zentralhoteld gelang es, eine Erweiterung der Straße 
auf diefer kurzen Strede um 1,32 Meter zu erreichen, Seit 1885 ijt die Hälfte 
der Häufer in diefem Engpafje neu gebaut worden; die Stabtbehörden haben es 
aber verfäumt, rechtzeitig die neuen Baufluchtlinien feftzufegen (vergleiche Eber: 
ftabt, ©, 33). : 
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ließ. Um dieſe eine fleine Verbefjerung zu erreichen, bedurfte es nicht weniger 
als zwölfjähriger Verhandlungen mit den verjchiedenften Minifterien. Kein 
Wunder, da, wie es in einem Schreiben des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
jo ſchön hieß, „durch die Ausführung des Straßenprojeftes nicht näher zu 
bezeichnende wichtige militärifche, alſo Reichsintereſſen, verlegt werden würben“. 
Und worin bejtanden dieſe nicht mäher zu bezeichnenden militärischen, aljo 
Reichsintereilen, deren Verlegung in Ausficht ftand? Die Straße fchnitt ein 
Stüd von dem Garten des Kriegdminifteriums ab! Solange allerdings bie 
kleinlichſten Intereſſen ftaatliher Behörden, folange die Nüdfichten auf die Be— 
quemlichfeit und das Behagen hochgeitellter Perſönlichkeiten, folange eine rück— 
ſichtsloſe fiskaliſche Ausbeutungspolitit (vergleiche Botanischer Garten) gegen: 
über der Gemeinde die beftimmenden Momente für die Genehmigung gemeindlidher 
Straßenverbeilerungen find, jo lange fann man fich allerdings nicht wundern, 
daß die Stadt es ablehnt, die vermehrten Koften der an und fir fich ſchon 
theuren SKorreftionen auf fih zu nehmen. Die jonft jo geihwägigen Ver: 
waltungsberichte der Stadt Berlin find außerordentlich zuriidhaltend, wo es 
ich um die Darftellung von Konflikten zwiichen ftaatlihen und gemeindlichen 
Behörden handelt; aber dad Wenige, was fie berichten, genügt, um zahlreiche 
Beweiſe für unjere Behauptung zu liefern. Erſt April 1891 konnte die ver— 
längerte Zimmerftraße, der man natürlic wieder einen prinzlihen Namen 
geben mußte, dem öffentlichen Verkehre geöffnet werden. 

Wie nach Weiten auf die Diauerftraße, jo liefen ſich auch nad) Often die oben 
erwähnten Straßenzlüige von der Behren- bis zur Schützenſtraße und noch weiter 
füdlich bis zur Kochitraße auf dem von Norden nah Süden laufenden Straßen- 
zuge Oberer Wall, Ierujalemerftraße beziehungsweile Kommandantens und 
Lindenftraße todt. Zwiſchen der Leipzigerftraße und Unter den Linden fehlte 
e3 durchaus ar Verfehrsitraßen, die dem Durcdhgangsverfehr von Weiten 
nad dem Zentrum und weiter hinaus in die öftlichen Stabttheile und um— 
gefehrt eine bequeme und direkte Bahn gewährt hätten. Hier mußte die Stadt 
ſchon Anfangs der jechziger Jahre eingreifen. Nach jahrelangen Verhandlungen 
mit ben Staatöbehörden erhielt fie endlich die königliche Genehmigung zur 
Durhführung der Franzöfiichenftraße und zur Erweiterung der Schleujenbrüde. 
Die Koſten diefes Unternehmens beliefen fih auf 1583175 Me. 

Die äußere Friedrichitadt, da8 Schöneberger und das Tempelhofer Revier 
find jüngere Stabttheile mit äußerjt rapider Entwidlung. 

Wie unzureichend dieje drei Stabttheile mit der inneren Friedrichſtadt, um die 
fie ſich als ein äußerer Gürtel legen, verbunden find, haben wir bereits erwähnt. 
Damit nicht genug, find aber auch diefe äußeren Stabttheile untereinander jo 
wunderbar ijolirt, daß man an eine raffinirte Abfichtlichfeit zu glauben geneigt 
ift. Zwiſchen das Schöneberger und Tempelhofer Revier jchieben fich nämlich 
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als trennender Keil die Bahnhofanlagen der Potsdamer (1838), Dresdener 
(1875 bis 1885 angelegt) und Anhalter Bahnhöfe (1841) ein. Die ganze 
Kurzfichtigkeit der ftädtifchen Behörden wie nicht minder der ftaatlihen Ver: 
waltungöbehörben, die Gleichgiltigkeit, mit der man die Intereflen der Bewohner 
gegenüber den Intereſſen der mächtigen Eiſenbahngeſellſchaften vernachläſſigte, 
werden durd die bedeutjame Thatiache bewieſen, daß diejen Gifenbahnlinien 
bon vornherein geftattet wurde, ihre Schienenftränge im Niveau über Die 
Straßenzüge zu führen, während man zum Beijpiel in England Niveau: 
freuzungen nur in Ausnahmefällen gejtattete. Auch der hundertjährige Be— 
bauungsplan hatte „bei den Projektirungsarbeiten für die neuen Straßen 
anlagen fein Bedenken getragen, überall, wo es daS zeitige oder zufünftige 
Bedürfniß zu erfordern jchien, die Straßen über die Bahn und zwar in 
gleicher Höhe mit deren Geleijen hinüberzuführen“.* „Grit die Erfahrungen, 
welche in der Folgezeit geſammelt wurden, klärten die Erfenntniß des Polizei- 
präfidiums und des Magijtrats joweit, daß fie gegen die Herjtellung von 


* Vermwaltungsbericht 1861 bis 1876, II, ©. 34. 

* Ebenda, ©. 34. Das fraffeite Beifpiel für die Nüdfichtslofigkeit, mit der 
man die Intereſſen des Straßenverlehrs denen des Eiſenbahnverkehrs opferte, iſt 
doch die alte 1850 bis 1851 vom Staate erbaute Berbindung3bahn, welche 
den Stettiner Bahnhof mit dem Hamburger, dem Pot3damer, dem Anbaltifchen 
und dem Bahnhofe der Niederfchlefifch-Märkifchen Eifenbahn verband und im 
Grunde eigentlich eine lange Niveaufreuzung darftellte, infofern jie in den Straßen: 
damm zum Theil fehr frequenter Straßen und Pläße, wie der Invalidenftraße, des 
Platzes vor dem Brandenburger Thor, ded Potsdamer: und Askaniſchen-Platzes, 
eingelegt war. Die Bahn diente nur dem Güterverkehre. Da nun die Beſchränktheit 
der angejchloffenen Bahnhöfe, vor Allem des Stettiner und des Potsdamer Bahn: 
hofs, das Rangiren der langen Güterzüge innerhalb derfelben nicht geitattete, dieſes 
aljo zum Theile auf der Verbindungsbahn vor fich gehen mußte, fo fann man fich 
denfen, wie fortgejett der Straßenverfehr in jeiner freien Bewegung durch eine 
ſolche unfinnige Anlage gehindert fein mußte. In der Invalidenſtraße waren die 
Häufer fchon 1857 oft ftundenlang nicht zugänglich. Auf Befchwerden des Magijtrats 
vom Jahre 1863 gab der damalige Handeläminijter die folgende köjtliche Antwort: 
„Auch die feiner Zeit außerhalb der Stadt angelegten Bahnhöfe liegen bereits im 
Innern der Stadt und mit ihnen einige nicht unbedeutende Streden der einmün: 
denden Eifenbahnen. Bei der fortfchreitenden Ausdehnung Berlind wird dies in 
noch weit höherem Maße ftattfinden, der Straßen: und Bahnverkehr auf langen 
Streden nebeneinander herlaufen und der leitere Damit das Fremdartige, wie den 
Anfchein des Gefährlichen verlieren, welcher jet noch fo häufig den Wunfch, ihn 
von den Straßen entfernt zu jehen, hervorruft.“ Nur ein preußifcher Handel3- 
minifter kann die Unverfhämtheit haben, mit der Bevölkerung einer Großftadt 
und ihrer Vertretung in folcher Weife Hohn zu treiben. Schon ein Jahr fpäter 
wurde die Verlegung der Verbindungsbahn befchloffen! Aber erft 1871 war 
die neue Bahn vollender, jo daß jene aljo zwanzig Jahre lang einige der Haupt: 
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Die beiden circa 600 bis 700 Meter voneinander entfernten Eijenbahnlinien 
jchnitten alſo zweimal die ftark befahrenen längs des Landwehrfanals belegenen 
Boulevardftraßen, die allein Die Verbindung zwifchen den beiden ſüdweſtlichen Stadt- 
theilen vermittelten. Durch ‘Bolizeiverordnungen, das beliebte Mittel preußiicher 
Verwaltungsweisheit, juchte man die Verfehröftörungen in der Weile etwas zu 
beichränfen, daß man die Sperrung der beiden Straßenzüge zu Rangirzwecken, 
alio augerhalb des fahrplanmäßigen Betriebs, nur vier Mal in der Stunde 
auf die Dauer von höchſtens fieben Minuten geftattete. Mit anderen Worten, 
die Straßen blieben mindeſtens während der Hälfte des Tages für den Ver: 
fehr geiperrt. Grit 1870/71 beziehungsweile 1879 (jeitend der Anhaltifchen 
Sejellihaft) wurden nad Langen Verhandlungen mit den jtäbtiichen Be— 
börden die Niveaufreuzungen in Unterführungen der Straßen umgemwanbelt. 
Damit war aljo dem Verkehre wenigftens eine Straße geöffnet. Der rapiden 
Entwicklung der beiden fraglihen Vorſtädte konnte aber diejer eine Durchgang 
nicht genügen. Auf 1350 beziehungsweile 1750 Meter gab es feine zweite 
Verbindung. Die in dem „Hhundertjährigen“ Bebauungsplane von 1862 vor— 
geiehene großartige Gürtelftraße, die nah Kafjirung der Teltowerjtraße die 
zweite Verbindung gewähren jollte und die man jchon zwecks Umbaus des 
Potsdamer Bahnhofs aus der geraden Linie in einen Winfelzug verlegt hatte, 
fonnte zur richtigen Zeit nicht durchgeführt werden, da der Bau des Dresdener 
Bahnhofs zwiſchen den Anhalter und Potsdamer Bahnhöfen den gatızen Be: 
bauungsplan umgeworfen hatte und der neue nicht vor 1883 — ein glänzendes 
Beifpiel für die Schnelligkeit, mit der fich die Verwaltung den mwechielnden 
Bedürfniſſen der Großjtadt anzupalien weiß — endgiltig feſtgeſetzt wurde. 
Bon da an dauerte e8 dann noch vier Jahre, bis die Straße, die zu der 
Kategorie der Freiheitsfriegitraßen gehört, die Norkitraße, unter den 25 Eiſen— 
bahngeleifen durchgeführt war. 

Der Berwaltungsberiht des Magiſtrats für die Jahre 1882 bis 1888 
(S. 57) ſchließt das betreffende Kapitel mit einem Päan; er hätte es unjerer 
Meinung nach beifer mit einem Reu- und Klageliede geichloijen. Bereits in 
der Periode von 1861 bis 1876 war die Friedrich und Schöneberger Vor: 
jtadt biß über die Bülowſtraße, die Tempelhofer Vorſtadt biß in die Nähe 
de3 Streuzberges bebaut worden; aber erft Ende 1886 wurde die neue Ber: 
bindungsftraße fertig. Und dabei darf nicht vergefien werden, daß auf der 
Schöneberger Seite zwijchen den beiden Verbindungsftraßen ein Abſtand von 
circa 1200, auf ber Tempelhofer Seite von circa 800 Metern vorhanden ift. 
Die Beicheidenheit des Berliner Magiſtrats hat etwas Rührendes an fid; 


verfehrsadern in empfindlichiter Weife unterbunden hatte. (Bermaltungsbericht 
1561 bis 1876, II, ©. 34.) 
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der geringite Erfolg befriedigt ihn. Wir werden dieje Beobachtung noch öft 
maden können. 

Wir kommen zur Luiſenſtadt. Nah Südoſten ijt die Friedrichitadt von 
der Luiſenſtadt durch den Straßenzug der Lindenftraße abgejperrt. Auf dieſer 
ganzen circa 1300 Meter langen Strede gab es nur zwei boneinander circa 
600 Meter entfernte Zugänge zur Luifenftadt, die Hollmannftraße und die 
Dranienftraße, von denen nur bie leßtere in der Kochſtraße eine Fortfegung 
nad) Weiten fand. Ebenjo fchleht war die Luijenftadt mit der Altftadt ver: 


— 


bunden. Es fehlte zunächſt ganz und gar an einer direkten Verbindung mit | 


dem Friedrichäwerder, der nur auf dem Umwege der Leipzigerſtraße durch 
die Alte Kommandantenjtraße (Breite de3 Fahrdamms 6 Meter) erreicht 
werden fonnte. Mit Neu-Köln vermittelten allerdings drei Straßenzüge, die 
Neue Grünftraße, die Roßſtraße und die Inſelſtraße feit 1856/57 die Ber: 
bindung, aber die Breite diefer Straßen war nicht im Stande, den riefigen 
Verkehr aufzunehmen, der fih von und nad der rapide wachſenden Luijen- 
ftabt bewegte. Nach dem Stabttheil Berlin fonnte man nur durch bie 7,53 
bis 10,35 Meter breite MWallftraße oder auf dem Umwege über Injelbrüde, 
Fiicherbrüde und Mühlendamm gelangen. Der eine Zugang befand fih amt 
jüdweitlichen, der andere am füdöftlihen Ende des Stadttheild. Hier war 
alfo den ftädtiichen Behörden ein reiches Feld praftiicher Thätigfeit erichloflen, 
fie zogen es aber vor, privaten lInternehmern den größeren Theil der Aufgabe 
zu überlaffen. Die beiden neuen Straßen, die Beuth» und Seydelitraße, welche 
eine doppelte direkte Verbindung mit dem Spittelmarft jchufen, wurben von 
Privatunternehmern gebaut. Nur zu ber Anlage der Beuthitraße, mit der die 
GErbreiterung der Alten Kommandantenſtraße und die Durchführung der Ritter: 
ftraße verbunden wurde, zahlte die Stadt einen Beitrag von 708000 ME. 
in Grundſtücken — eine ſehr charakteriftiiche Zahlung! Die Thätigkeit der 
Stadt beichränfte fih darauf, die Wallftraße von der Inſelſtraße bis zur 
Waiſenbrücke mit einem Aufwande von 675000 Me. für Grunderwerb auf 
circa 22,6 Meter zu verbreitern. Erft 1891 ermöglichte e8 die Negulirung ber 
Spree und die Zuihüttung des Grünen Graben, eine neue direkte Verbindung 
zwiſchen der Köpenicerftraße und der Waijenbrüde in der Straße Am Köllnifchen 
Markt zu jchaffen. Dem Verkehr zwiſchen der Luifenftadt und dem Stralauer 
Viertel, das ſich noch ſchneller ald die Luiſenſtadt entwidelte, boten fich nur 
zwei Wege über die Spree, die Jannowigbrüde und die 970 Meter von 
diejer entfernt gelegene Schilling3brüde, die fid aber auf der Holzmarktſtraße 
todt lief. Um nun die beiden alten Dauptitraßen ber beiden Stabttheile, die 
Köpenider- und die Frankfurteritraße, über die Schillingsbrüde in direkte 
Verbindung zu bringen, wurde die Andreasitraße einerjeit3 bis zur Brüde 
und andererfeits bis zur Frankfurterftraße durchgeführt. Leider unterließ man 
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dabei, die Andreasitraße, wie jchon Bruch vorgejchlagen hatte, direkt bis zum 
Zandöberger- Pla weiter zu führen und wies den Verkehr den Umweg durch die 
neu angelegte Strausbergerftraße an. Erſt 1888 fegte man die Anbreasftraße 
über die Große Frankfurterſtraße bis zur Pallifadenftraße fort, von der aus 
dann ber Zandöberger: Pla gleichfall3 auf einem Umwege durd; die Friedrichs— 
bergeritraße erreicht werden fan. Cine zweite Verbindung zwiſchen der Frank— 
furter= und Köpeniderftraße jchuf die Stadt durch die Anlage der Michaelkirch- 
ftraße und der Michaelbrüde und die Durchführung der Markusjtraße, die 
auf der Frankfurterſtraße enbdigt. 

Segen wir nun unſere Wanderung von Dften zu unferem Ausgangs: 
punfte zurüctehrend weiter fort, jo fommen wir zunächſt zum alten Spandauer 
Revier, das durch einen doppelten Wall’ von Straßenziigen, die Elſäſſer- und 
Lothringerftraße äußerer Ring, Linienftraße innerer Ring, gegen feine Bor: 
ftädte abgeiperrt war. Nur wenige Ausläffe, urjprünglih nur drei, führten 
über diefe Ummwallung hinaus. Im Laufe der Jahre Hat die Stadt zwei 
weitere hinzugefügt, die aber nur der Oranienburger Vorftabt zu Gute ge: 
fommen find. 

Menden wir uns zunächſt in bie Nofenthaler Borftadt, das zwiſchen 
Brunnenftraße und Schönhaufer Allee belegene Quartier, und bejchäftigen 
und mit dem nördlich der Bernaueritraße gelegenen Theile derjelben. Die 
faft direkt nördlich verlaufende Schwedterſtraße theilt denjelben in zwei Hälften. 
Zwiſchen diefen beiden Hälften hatte der alte Bebauungsplan von 1862 circa 
zehn Verbindungsſtraßen vorgefehen und in dem nordweſtlichen Theile der 
Rofenthaler Vorftadt fi in einer wunderbar fchönen fternförmigen Straßen- 
anorbnnung verfünftelt. In die ruhige Harmonie diefer Straßenprojefte 
bradte num der Bau der Nordbahn Verwirrung und Tod. Der ganze Be: 
bauungsplan wurde wieder einmal umgeworfen; die Nordbbahn nahm das ganze 
längs der Schwedterftraße ſich nordwärts erftredende Land für fi) in Ans 
ſpruch und zerftörte auf eine Strede von circa 2 Stilometern bis zur MWeichbild- 
grenze jämmtlihe Verbindungen zwiſchen den beiden Stadttheilen. Mit dem 
Anwachien der Stabttheile und der Bahnanlagen müſſen ſich alſo bier die— 
jelben Vorgänge, wie bein Potsdamer Bahnhofe wiederholen. 

MWeftlih an die Rofenthaler jchließt fi die Oranienburger Vorjtadt. In 
diefer und in den beiden meiter nach Weſten fich anichliegenden Stadttheilen, 
Wedding und Moabit, finden wir eine Häufung von Verfehröhinderniffen und 
einen Mangel an Verbindungen zwifchen den genannten Stabttheilen vor, die 
geradezu unbegreiflich find. Die Oranienburger Vorftadt, das heit das zwilchen 
der Brunnenjtraße und dem Berlin-Spandauer Schiffahrtöfanal gelegene Quar— 
tier wird durch die Chauffeeitraße und die Gartenjtraße in drei ungleich breite 
Streifen zerjchnitten. Der füdliche Theil des weitlichiten Streifend wird durch 
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den Invalidenpark und den Grerzierplag der Artillerie, der größere ſüdliche 
Theil des mittleren Streifens durch die Anlagen des Stettiner Bahnhofs 
und der nördliche Theil des öftlichiten Streifens vom Humboldthain und dem 
Lagerhof in Anſpruch genommen. Die einzige durchgehende Querftraße ift Die 
Iuvalidenftraße, zu ber in einem Abftande von circa 1000 Metern die Liejen: 
ftraße als Verbindung der beiden mittleren Radialſtraßen verläuft. Da, wo die 
Liejenftraße die Gartenitraße jchneidet und wo dieſe den ganzen vom Norben 
der Oranienburger Vorſtadt und des Wedding fommenden Verkehr in die dia— 
gonal laufende Aderjtraße überleitet, über dieſen Kreuzungspunkt dreier äußerft 
febhafter Straßenzüge führte im Niveau die Bahnlinie der 1841 eröffneten 
BerlinsStettiner Bahn. Da der Bahnhof zum Nangiren nicht außreichte, fo 
war ber Straßenübergang nicht nur durch die ein= und auslaufenden Perſonen— 
und Güterzüge, ſondern auch die ſtets fich vermehrenden NRangirungen der 
Züge geiperrt. Dean kann fich denfen, wie die Klagen und die Entrüftung 
der Anwohner von Jahr zu Jahr wuchien, zumal da zehnjährige Ber: 
handlungen, wenigitens für Fußgänger eine Brüde an diefer Stelle zu errichten, 
ohne Reſultat blieben. Die Befiger der Schwargkopfihen Maſchinenfabrik hatten 
im Intereſſe ihrer Arbeiter, die dieſen Uebergang zu paffiren Hatten, einen 
anjehnlichen Beitrag veriprochen, aber „jowohl die Bahnverwaltung, als auch 
die Kommunalbehörden hatten die Verpflichtung zur Ausführung des erwähnten 
Bauwerkes ablehnen zu müſſen geglaubt”, wie ed in dem Verwaltungsbericht 
1861 bis 1876 (IL, ©. 32) jo ſchön Heißt. Doc, geben wir dieſem Berichte 
jelbjt das Wort: „Die Aufftelung von Schutleuten an der Kreuzung ver: 
mochte eine materielle Beilerung der Schäden nicht herbeizuführen, und konnte 
nur ben Zweck haben, das erbitterte Publikum von llebergriffen abzuhalten.” 
Hatten vielleicht die Staatsbehörden geglaubt, daB ſchon das Ericheinen von 
Schusleuten genügen würde, um alle Mibjtände aufzuheben? Uns follte es nicht 
wundern, wenn man auch dies von dem allmächtigen Schugmann erwartet hätte. 
Erſt 1876 wurde der Bahn das Rangiren auf der Niveaufreuzung verboten. „Wir 
bemerften damals,“ jo fährt der Verwaltungsbericht 1882 bis 1888 (I, ©. 68) 
wehleidig fort, „daß diefe Maßregel nur als ein PBalliativmittel zu betrachten ſei“ 
und fügt in Parentheje Hinzu: „ES kam auch dieſes aus Gründen, welche mit: 
zutheilen jegt fein Intereſſe mehr hat, nicht zur Ausführung.“ Die Gründe 
wären allerdings von dem größten Interejle; daß der Magijtrat fein Intereſſe 
daran Hat fie mitzutheilen, läßt fich denfen. Grit 18881! fam ein Vertrag 
nit dem Staate, feit 1. Februar 1880 Eigenthümer der Stettiner Bahn, zu 
Stande. Darnach zahlte die Stadt zur Verlegung der Bahnlinien 1000000 Me. 
baar und trat das erforderliche Terrain vom Humboldthain und den entbehrlich 
werdenden Straßentheilen ab. In den Jahren 1890 bis 1892 wurde dann 
die Weberführung der Liejenftraße zur Thatſache. Was foll man zu einer 
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Stadtverwaltung jagen, die über 20 Jahre lang diefe unglaublichen Zuftände 
beftehen ließ, die e8 in dem fiebziger Jahren ablehnen zu müſſen glaubte, 
eine Fußgängerbrüde zu erbauen, und Ende der 1880er Jahre einen Beitrag. 
von 1 Million Mark zahlte, zu einer Stadtverwaltung, die nicht im Stande 
war, die Jutereifen der Millionenftabt gegenüber einer privaten Eiſenbahn— 
gefelichaft zu wahren? 

Wir haben die Berliner Eijenbahnanlagen ſchon zu wiederholten Malen 
als mächtige Verkehrshinderniſſe kennen gelernt; in ihrer vollen Glorie präfentiren 
fie fih aber erft in ihrem Berhältniffe zu dem Stabttheile Moabit, der ſich 
allerdings mit vollem Nechte ala eine Terre maudite par les chemins de fer 
bezeichnen fanıı. Moabit ift auf drei Seiten geradezu von einem circa 4,5 Kilo— 
meter langen Gürtel von Eijenbahnen umfpannt, der an der Paulftraße be- 
ginnt und an der Beufjelftraße in der Nähe der Weichhildgrenze endigt. Nur 
vier Straßen führen über diefen Wal hinüber; zwei von diefen, Alt:Moabit 
und die Invalidenſtraße verbinden den jüböftlihen Theil Moabitö mit dem 
Königsplatz beziehungsweife der Friedrich Wilhelmftadt und dem Spandauer 
Viertel. Von der Invalidenftraße aber nordwärts fehlt e8 auf eine Strede von 
circa 1300 Metern an jeder Verbindung zwiſchen den beiden Stabitheilen 
Moabit und Oranienburger Vorſtadt, die durch Ererzierpläge, Bahnıhofsanlagen 
und den Sciffahrtöfanal voneinander getrennt find. An der Nordoftede 
Moabitö gewährt die vom Zentrum desſelben radial verlaufende Berleberger: 
jtraße einen Zugang zum Wedding. Bon hier ab aber nad Weiten bis zur 
Beuffelitraße, das heißt auf eine Strede von 2000 Dietern, lagert fih ein 
itellenmweije 200 Meter breiter Wall von Scienenfträngen der Verbindungs— 
bahn, der BerlinsHamburger und Berlin-Lehrter Bahn zwiichen die beiden 
Stabttheile. 

Bereits 1876 (!) Hatte die Stadtbehörde den Verſuch gemadt, als „Ent« 
ihädigung für die Zerſtörung des Bebanungspland durch die Erweiterung 
des Bahnhofs Moabit“ ,* die Ueberführung der zwiichen der Perleberger: und 
Beufielftraße gelegenen Stromſtraße von den Eijenbahnverwaltungen zu erhalten. 
Der kindlihe Glaube an die Unantaftbarfeit des der Stadt vom Polizei— 
präſidium aufoftroyirten Bebauungsplans, die harmloſe Ueberzeugung von feiner 
Güte und Zweckmäßigkeit ift eine charafteriftiiche Eigenthümlichkeit der ftädtifchen 
Behörden. Für Jedermann ift der Bebauungsplan nur ein werthlojes Stüd 
Bapier. Bei feiner größeren Unternehmung (wie zum Beijpiel beim Bau des 
Potsdamer Bahnhofs, des Lehrter Bahnhof u. f. w.) hat man ſich um ben 
Bebauungsplan gekümmert — nur die ftäbtifchen Behörden halten mit einer 
betvundernöwerthen Zähigkeit an diefem Monftrum von Bebauungsplan feit. 


* Vermwaltungsbericht 1882 bis 1888, I, ©. 70. 
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Und nun gar von den Giienbahnverwaltungen,* die jtets in Berlin gethau 
haben, was fie und niemals, was die Stabtbehörben wollten, eine Entſchädigung 
für die Zerjtörung des Bebauungsplans verlangen, um den fie ſich iiberhaupt 
nicht zu fümmern brauchten — heißt doch die Naivetät etwas weit treiben. 
Selbjtverftändlich Iehnten fie die Forderung ab, wobei fie fih noch auf die 
früher von den ftäbtifchen Vertretern gemachte kurzſichtige Aeußerung berufen 
fonnten, daß eine folche Heberführung nicht nöthig wäre — und die Landes— 
polizeibehörde, das heißt das Polizeipräfidium trat der Ablehnung bei. „Die 
Sade ruhte nun bis zum Jahre 1887,” führt der Verwaltungsbericht mit 
ſtoiſcher Ruhe fort. Volle 11 Jahre! Trog der jchon feit einigen Jahren 
außerorbentlich lebhaften Bauthätigkeit! Und auch jekt würde die Stadt faum 
weiter vorgegangen fein, wenn fie nicht an der Aufichließung des ihr gehörigen 
zwifchen dem Sciffahrtsfanal und der Müllerftraße gelegenen Grundbefiges 
„naturgemäß ein großes finanzielled Intereſſe“ gehabt hätte. Sie bat daher 
um die Grlaubniß, die Stromftraße über den Bahnhof Moabit auf ihre 
Koften überführen zu dürfen, und der Miniſter der öffentlichen Arbeiten war jo 
gnädig zu erflären, daß grundiägliche Bedenken dem nicht im Wege ftänden! 

Ueberhaupt tragen die jtädtiichen Behörden ein gut Theil der Schuld an 
der Abiperrung Moabit8 dur die Eilenbahnen. Die ganzen Anlagen des 
Lehrter Bahnhofs zwiſchen PBaulftraße und Invalidenſtraße, vor Allem aber 
die Verhunzung der „lieblichften und beliebteften Promenade, welde Berlin 
darbietet, nämlich an der Spree entlang neben dem Bellenuepark“ ** durch 
einen ungeheuren Güterbahnhof, haben die ftädtifchen Behörden durch ihr un- 
finnige3 hartnädiges Felthalten an dem Bebauungsplane verjchulde. 1867 
wünschte nämlich; das Dofmarjchallamt, dem der größte Theil des bezeichneten 
Landes gehörte, im Intereffe einer villenartigen Bebauung eine ganz uns 
weſentliche Rihtungsänderung einiger Straßen. Die Stadtverorbneten lehnten 
aber die Veränderung ab, da ihnen die alten projektirten Straßen „in jeder 
Beziehung zweckmäßig“ erichienen. Daraufhin verfaufte das Hofmarſchallamt 
jeinen Landfompler an die Lehrter Eifenbahngejellichaft, die 1869 mit dem 
Bau des Lehrter Bahnhofs begann. Daß dadurch circa ein Dugend der „in 
jeder Beziehung zwedmäßigen Straßen” kaſſirt wurden, fcheint die Stadt— 
verorbneten nicht gefiimmert zu haben, da man es wahrſcheinlich vorgezogen 
haben wird, fie in diefem Falle iiberhaupt nicht zu hören. 

Wir haben bei unjerer Ummanderung Berlins das alte Zentrum der Stadt 
noch nicht berührt und müſſen daher, ehe wir von der baulichen Entwidlung 
Berlin Abſchied nehmen, noch etwas ausführlicher der großartigen Um— 

* Weber ihr Verhältniß zu den ftädtifchen Behörden vergleiche Verwaltungs- 


bericht 1882 bi® 1888, II, S.74, Note. 
“* Bruch .c. ©. 69. 
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geitaltungen gedenken, denen die Altftabt Berlin von 1880 an unterworfen 
wurde. 

Der alte Stabttheil Berlin ftand nur durch ſechs Brüden mit allen ſich 
fonzentriih um ihn lagernden Stabttheilen in Verbindung. In der König: 
ftraße befaß er den einzigen von Südweſt nad) Nordoſt verlaufenden durch— 
gehenden, viel zu fchmalen Straßenzug, während die ſenkrecht zu diefem ftehenden 
Straßenzüge fih im Nordweſten auf der Neuen Friedrichſtraße, im Süden 
auf der Stralauerftraße tobt liefen. Bon welcher Richtung der Durchgangs— 
verkehr kommen mochte, überall mußte er natürlich ein mächtiges Hinderniß in 
feinem Wege finden. Man braudt nur den Plan der Stadt zu ftudiren, um 
fih vollftändig darüber klar zu werden, daß ohne eine vollftändige Um— 
geitaltung des Stabttheild feine genügende Abhilfe geichaffen werden konnte, 
Der gejammte von Weften und Süden fi in die Altftadt wälzende Verkehr 
nıußte fi über die Lange Brüde* in die Königftraße und über den Mühlen: 
damm in die Stralauerjtraße beziehungsweiie wiederum die Königstraße, falls 
er nämlich die Königſtadt erreichen wollte, zufammendrängen. Aus Alt-Berlin 
führte nad) dem Alexanderplatz die Königsbrüde heraus, deren Breite durch 
ben Umbau im Jahre 1872 bis 1873 von 11,3 auf 31 Meter, wovon 
16,94 Meter für die Fahrbahnen, erweitert wurde. In das Stralauer Revier 
gab es nur einen einzigen Ausweg über die enge Stralauer Brüde, die „im 
Wefentlihen nur ein zwiſchen majfiven Widerlagpfeilern liegender, mit Holz— 
Happen überdedter Schiffdurdjlaß von 7 Meter lichter Weite“ ** war. Ebenſo 
ihleht war die Verbindung mit den nörblichen Stadttheilen. Der gefammte 
aus der Dranienburger und Roſenthaler Vorftadt kommende Verkehr mußte 
entweder den Weg über die Herfulesbrüde mit einer Fahrbahn von nur 
7,32 Metern in bie nur 9 Meter breite Burgftraße oder über die Spandauer 
Brüde gleihfald mit einer Fahrbahn von nur 7,32 Metern auf die Neue 
Friedrichftraße einjchlagen. Hier fonnte er dann einen der ſechs fich ihm zur 
Auswahl bietenden von Nordweit nah Südweſt verlaufenden Straßenzüge 
wählen und zufehen, wie er am beiten auf die Königſtraße gelangen und 
von da fi) aus der Inſel herausarbeiten würde. Schon 1867 wurbe durd) 
Zählungen Eonftatirt, daß an den Ecken der. Heiligegeift: und Poſtſtraße 


* Die Lange Brüde (Kurfürftenbrüde), „diefe3 ehrwürdige und fchönfte 
Monument Berlins, das anzutaften wohl auch der kühnſte Neuerer nicht wagen 
durfte“, hatte eine Breite von 18,33 Metern; der Mühlendamm eine ſolche von 
7,7 bi3 6,8 Metern Fahrdamm. Nach Zählungen des Jahres 1867 paffirten in der Zeit 
von 7 Uhr Morgens bis 8 Uhr Abends Durchfchnittlich 4930 Wagen und 40490 Fuß— 
gänger die legtere Brüde; 1877 war die Zahl der Wagen auf 417 pro Stunde 
gewachſen. 

** Berlin und feine Bauten 1877, II, ©. 44. 





— 406 — 


2683 Fußgänger und 259 Wagen pro Stunde, und an ber Kreuzung der 
beiden Zweige der Spandauerftraße 3161 Fußgänger und 342 Wagen pro 
Stunde die Königſtraße berührt haben, ganz abgejehen von dem in ber Länge 
ber Königitraße fich beivegenden Verkehr. 

So lagen die Verhältniffe. Alt-Berlin, diefe von der Spree und dem 
Königsgraben gebildete Infel, war zum ungeheuren Verkehröhinderniß geworden, 
beffen Bejeitigung die rapide Entwidlung ber es umſchließenden Stabttheile 
von Tag zu Tag gebieterifcher forderte. Hier war den ftäbtifchen Behörden 
eine großartige Aufgabe geitellt; hier konnten fie zeigen, ob fie im Stande 
wären, die Forderungen, welche der Verkehr einer Millionenjtadt erhebt, zu 
begreifen, und ob fie die Energie und die Fähigkeit beſäßen, als Organifatoren 
bes Verkehrs, als Neugeftalter eines ganzen Stadttheil3 aufzutreten. Sehen 
wir zu, was bie ftäbtifchen Behörden geleiftet haben. 

Komplizirt wurde das Vorgehen ber ftäbtiichen Behörden durch die geplante 
Anlage der Stadtbahn, welche nad dem uriprünglichen Projekte bem Laufe 
be3 Königsgrabens folgen follte, vor Allem aber durch ihr durchaus fehler- 
haftes Beginnen, die Zujhüttung des Königsgrabens als zu erftrebendes 
Biel hinzuftellen und mit der Anlage des neuen Straßenneges in Alt-Berlin 
zu verbinden. Die Zufchüttung des Königsgrabend ift und bleibt ein bedauer— 
licher Fehler. Während das Beſtreben dahin gehen follte, alle Waflerflächen 
in der Stadt zu erhalten, haben bie ftäbtiichen Behörden in der allerdings 
ſchauderhaften Verſchmutzung des Königsgrabend den Nechtfertigungsgrund 
ihres Vorgehens gejehen. Als ob diejer Verſchmutzung nicht jehr leicht durch 
die Durchführung einer geregelten Kanalifation und die Anlage von einfeitig 
bebauten Uferftraßen hätte abgeholfen werden können! An Stelle der öden 
die Stadtbahn begleitenden Straße „an der Stadtbahn“ Hätte fid) die Stadt 
eine reizvolle Waſſeranlage ſchaffen können. Die Verwaltung zog es aber 
vor, das Schidjal der Umgeſtaltung Alt-Berlind mit der Stadtbahn zu ver— 
binden. So wurde denn der Königsgraben zugeſchüttet, auf dem fo gewonnenen 
billigen Boden die Stadtbahn errichtet, und neben der Stadtbahn eine neue 
periphere Straße von der Jannowigbrüde bis zur Spandauer Brüde geführt. 
Was damit gewonnen fein follte, inöbefondere inwiefern damit die innerhalb 
bes Königsgrabens gelegenen Straßenzüge, die wir oben charafterifirt haben, 
fir den Durchgangsverkehr verbeflert fein follten, ift und troß bes Der: 
waltungäberichtes 1877 bis 1881 (I, ©. 59) nicht klar geworden. 

Auch für die Anlage neuer radialer Straßenzüge ift die Verbindung mit 
dem Stabtbahnunternehmen nicht befonders vortheilhaft gewejen. Neu geichaffen 
wurden ſüdlich der Königſtraße drei Straßenzüge, von denen aber nur der 
eine, der eine direkte Verbindung zwilchen der Blumenftraße und der Stralauer: 
ftraße herftellte, für den Durdgangsverfehr von Bedeutung werden fonnte, 
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während die beiden anderen fih auf der Neuen FFriedrichftraße tobt liefen. 
Hatten vielleicht die ſtädtiſchen Behörden durch die Anlage einer Verbindung 
zwiichen Magazin und Neue Friebrihitraße und die flidhafte Verbreiterung 
der Parochialſtraße die Stralauerftraße zu entlaften gedacht? Auch der Ba: 
noramaftraße kann man feine größere Bedeutung zuerfennen. 

Wie hat nun die Stabt die Entlaftung der Sönigftraße in Angriff 
genommen, um bie e3 fi) doch in erjter Linie handelte? Das Vorgehen 
ift zu charafteriftiih. Zunächſt griff die Polizei ein. Die Straße genügt 
für den Verkehr nicht und muß entlaftet werden — aljo muß der Verkehr 
eingefchränft werben. Cine Verordnung vom 9. Mat 1875 verbot Fuhr: 
werfen, beren Ladungslänge mehr als 5,5 Meter überfchritt, die Paflage 
der Königftraße in der Zeit von 11 Uhr Vormittags bis 8 Uhr Abends; 
eine andere vom 19. Mai 1879 verbot ferner auf zwei Streden der König: 
ftraße für die Zeit von 11 Uhr Vormittags bis 7 Uhr Abends da3 Be: 
laden und Entladen ber Fuhrwerke, weldhe zum Transport von Laften und 
Waaren dienen, und das Stillhalten diefer Fuhrwerfe..e Da man aber den 
Verkehr doch nicht ganz verbieten fonnte, die am nächften liegende Verbreite— 
rung der Königftraße, die jofort und direkt Abhilfe gebracht hätte, aus Furcht 
vor den Koften und aus thörichter Ehrfurcht vor der Kurfürftenbrüde aber 
nicht in Angriff zu nehmen wagte, jo verfiel man wieber auf das Mittel, 
ben Verkehr durch die Anlage eines parallelen Straßenzuged abzulenfen. Die 
Königftraße mußte entlaftet werden und man entlaftete fie — durch die Feſt— 
fegung ber Baufluchtlinien für die Durchführung der Papenftraße bi zur 
Neuen Friedrichitraße. Das war Anfangs des Jahres 1878. 1880 war 
die Straße vollendet.* Erſte Entlajtung der Königitraße! Bewilligung bon 
1721000 ME. zu den Koſten. In dei beiden folgenden Jahren 1881 und 
1882 wurden die Fluchtlinien der neuen, Kaifer Wilhelmftraße getauften 
Straße bis zur Miünzftraße feitgeleßt. Die Feſtſetzung der Fluchtlinien für 
den weftlihen Theil nad dem Luftgarten wurde erft 1884 endgiltig erreicht. 
Neun Jahre waren aljo mit der Blanfeftftellung verbradt worden. Durch— 
geführt war nur der norböftliche Theil des Projektes, das heißt man Hatte 


* Die Stadtverorbnetenverfammlung hatte 1875 den Befchluß gefaßt, die 
Baufluchtlinie für die Kaiſer Wilhelmijtraße feftzufegen „unter der Bedingung, 
daß die Zufchüttung des Königsgrabend von den zuftändigen Behörden geitattet 
und befjen Terrain der Stadtgemeinde unentgeltlich übereignet werde“. Dazu 
bemerft ber Berwaltungäbericht 1877/81 I, ©. 55: „Die Abficht der ftädtifchen Be: 
börden, die Ausführung einer vom Luftgarten bis zur Münzftraße führenden 
Straße felbit in die Hand zu nehmen, war hiermit dofumentirt, aber die Aus- 
führung diefer Abfiht an Bedingungen gelnüpft, von denen e3 damals ſehr 
zweifelhaft war, ob auf ihre Erfüllung zu rechnen fein würde,” Gin köftlicher 
Paſſus! 
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das Pferd am Schwanze aufgezäumt Won einer Entlaftung der Königſtraße 
founte feine Rebe fein. 

Die Stadt ftand nunmehr vor der Frage der Ausführung des Projektes. 
Sollte fie es jelbft unternehmen oder warten, bis ihr ein günftiges Gejchid 
die Privatipefulation zuführen würde? Dieje Trage war für die ſtädtiſchen 
Behörden von vornherein entjchieden. Der Gedanke, ſelbſt jchöpferijch vor: 
zugehen, iſt ihnen nicht einmal gekommen, hätten fie fonft bei dem von ihnen 
jelbjt ausgeführten Durchbruch der Königsmauer das freigeworbene Abbruch: 
laud von 1878 an als wüſtes Ruinenfeld liegen laffen? Unter biefen Um— 
jtänden mußten fie es allerding3 als eine günftige Wendung betradhten, daß 
die Berliner Handelögefellichaft ſich bereit erklärte, „bei Dem Unternehmen mit- 
zuwirken“, wie ber Verwaltungsbericht 1882 bis 1888 jagt, oder richtiger die 
Sache durchzuführen. Im Verlaufe der Verhandlungen gelang es aud), „die Grund: 
lage eines Abkommens zu finden, welche es einer Aktiengejellichaft ermöglichte, 
das Rififo des Unternehmens mit der Hoffnung auf Gewinn zu übernehmen “.* 

Ende 1887 war die Kaiſer Wilhelmftraße glüdlich vollendet; die weit- 
gehende Entlaftung, die fich aber die ftädtiichen Behörden von ihr veriprachen, 
ift ausgeblieben. Noch immer vermag die Königſtraße den Strom des ſich 
dur fie hinwälzenden Verkehrs nicht zu fallen, trogdem die jtäbtiichen Bes 
hörden ihre abergläubijche Ehrfurcht vor der Sturfürftenbrüde überwunden und 
fie in.den Jahren 1894 bis 1896 verbreitert hatten: Dies ift nicht weiter 
wunderbar. Sollte die Kaiſer Wilhelmftraße fiir den Durchgangsverkehr wirklich 
bon Bedeutung werden, jollte fie eine Verbindung des Spandauer Revier, 
insbejondere der Nojenthaler Vorſtadt mit dem Stadtzentrum und ben weit: 
lihen Stabttheilen herjtellen, jo mußte fie zum mindelten biß zur Lothringer— 
ftraße durchgeführt werden und am Scönhauferthor einen Anſchluß an die 
radiale Schönhauferallee zu erreichen fuchen. Auch hier wieder hat der Mangel 
an weiten Blik und an Verftändniß für durchgehende Verkehrszüge die ganze 
Fortführung der Kaiſer Wilhelmftraße verpfuicht. Um die Ausgaben möglichſt 
niedrig zu halten, machte man von dem Anerbieten privater Unternehmer Ge— 
braud), welche das von ihnen erworbene Land, den Pla des alten Viktoria— 
theater zwiſchen Münz- und Dirtenftraße, parzelliren und ausbeuten wollten. 
Gegen einen Zuſchuß von 400000 Mi. aus Stadtmitteln bauten diejelben 
bie Fortführung der Kaiſer Wilhelmftraße bis zur Hirtenftraße. Dadurch 
wurde die Straße allerdings der Lothringerftraße um einige hundert Meter 
näher gerüdt, zugleich aber ihr endgiltig eine ſolche Richtung gegeben, daß 
nunmehr ein Anihluß an das Schönhaufer: und Prenzlauerthor nur durch 
die Anlage zweier neuer eine Gabel bildender Straßenziige erreicht werben kann. 


* Derwaltungsbericht 1882 bis 1888, ©, 38. 
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Anfang des Jahres 1900 ‚wurde die Planfeftitelung endlich vnllendet; wie 
lange die Durchführung des Projektes noch dauern wird, willen allein die 
Götter. Seit Mitte der fiebziger Jahre ſpielt diefe Entlaftungsaffaire. 

Die zweite große Aufgabe der ftädtiichen Behörden bejtand darin, dem 
vom Spittelmarft durch die Gertraudtenftraße und dem von ber Luifenftadt 
iiber die Injelbrüde fid) Alt-Berlin zumwälzenden, auf dem Mühlendamm zu— 
fammentreffenden und ſich durch diefen hindurchpreſſenden Verkehr einen beſſeren 
Zugang zu Schaffen, dann aber auch dem Verkehr nad) jeinem Eintritt in das 
Zentrum die Möglichkeit Ichneller Vertheilung und Wegfortfegung zu gewähren. 
In Iegterer Hinficht haben die Stabtbehörden gar nichts gethan, man milßte 
denn die Verbreiterung der Parodjialitraße hierher rechnen wollen. Es bleibt 
und alfo nur noch übrig, in Kürze der Erweiterung des Mühlendammes zu 
gedenken, die, wie das bei ftädtiichen Unternehmungen bereit3 nicht mehr ver— 
wunderlich fein fann, mit dem weitgehenden ftaatlichen Unternehmen der Spree= 
regulirung fomplizirt wurde und in Folge deifen zu ihrer Durchführung wiederum 
Jahrzehnte gebrauchte. Bereit im Werwaltungsberichte 1861 bis 1876 war 
die Werbreiterung ded3 Miühlendammes als unbedingt nothiwendig bezeichnet 
worden. Schon 1867 Hatten Verkehrszählungen jtattgefunden, die die Noth— 
wenbdigfeit berjelben bdireft bewiefen. Ende 1893 war die Verbreiterung 
endlich fertig geftellt worden. Kann eine Stadtverwaltung ſich unfähiger zeigen, 
dem fid) rapide entwidelnden Verkehr einer Niejenftabt die Bahnen zu Ichaffen, 
in denen er fich leicht und ohne Reibung bewegen kann? Die ganze Behand- 
fung der Mühlendammeforreftion trägt den Stempel diefer Unfähigkeit. Wir 
wollen nicht auf die finnlofe Vergeudung ſtädtiſcher Gelder zweds Erhaltung 
der alten Mühlen, die Verhunzung des Stäbtebildes und die Abjperrung der 
Spree durch die neuen Gebäude eingehen; das hat Eberftadt in feinen Artikeln 
über Berliner Kommunalwejen mit erfolgreicher fritiiher Schärfe gethan. Wir 
begnügen uns, nur einen Streich der ftäbdtiichen Behörden zu erwähnen, den 
der Berwaltungdbericht 1882 bis 1888 (I, ©. 47) in feinem gewohnten pomp= 
haften Stil glorifizirt. Der Mühlendamm war von jeher für den Pferde— 
bahnverfehr ein läftiges Hinderniß geweſen. Auf der einen Seite reichten bie 
Linien bis zum Moltenmarft, auf der anderen bis zum Köllniſchen Fiſchmarkt 
beziehungsweife Spittelmarft. Eine Ueberführung ber Linien iiber den Mühlen: 
damm hatte man nicht für thunlich gehalten. 1886 gejtattete man aber plötz— 
lich der Berliner Pferbebahngeiellichaft, ihre Geleife und zwar eins über ben 
Mühlendamm, das andere über den Mühlenweg bis zum Molkenmarkt zu 
legen. Was war geihehen? War der Mühlendamm verbreitert worden? 
Durchaus nit! Es hatte ſich nur herauögeftellt, daß die Verbreiterung wahr: 
ſcheinlich nod) ein Jahrzehnt auf fich warten laffen würde! Die Linien wurden 
gelegt. Aber jelbft der Berliner Magiftrat konnte nicht verfennen, „daß durch 
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die Herftellung der Geleisverbindung dem Hauptübel, den dur die äußerſt 
geringen Breitenmaße des Mühlendammes hervorgerufenen Verkehrserſchwer— 
niffen, noch feine Abhilfe geihaffen worben jei“.* Hat je ein Menih außer 
dem Berliner Magiſtrat ein überfüllte® Strombett durch weitere Ueberfüllung 
zu entlaften gedaht? Doch wir thun ihm Unrecht. Der Berliner Magiftrat 
„fonnte — man ſtaune — ſich der Anficht nicht verichließen, daß die Ueber— 
führung der Straßenbahngeleife und der auf benjelben ſich abwidelnde Ver— 
fehr der Bahnfahrzeuge noch einen Grund mehr zu Stodungen und eine 
weitere Vermehrung ber ohnehin fchon übergroßen Zahl von Fuhrwerken auf 
dem knapp bemeijenen Raum abgeben werde“. ine allerdings jehr ſchwie— 
rige Erfenntniß gegenüber der Thatjache, daß von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr 
Nachts 2200 Pferbebahnwagen nad jeder Richtung paffirten! 

Die Verbreiterung des Zuganges vom Spittelmarkt duch Alt» Köln zum 
Mühlendamm fand eine fchnellere Erledigung, ald man bei ftädtifchen Unter— 
nehmungen gewohnt if. 1891 wurde die Verbreiterung der Gertraubdten= 
ftraße von 11,3 bis 15 Meter auf 22 Meter beichloffen, 1892 die Flucht— 
linien fejtgejtellt und 1895 die Verbreiterung durchgeführt. 

Suchen wir nunmehr über die Leiftungen der ftäbtifchen Behörden für 
die Umgejtaltung Alt-Berlins, die eine jo „große Anftrengung der Arbeits— 
fraft ihrer Verwaltung“ gekoftet hat, zu einem Urtheil zu fommen, jo kann 
dasſelbe nur vernichtend ausfallen. Die Umgeftaltung kam, wenn fie übers 
haupt fam, ftet3 ein oder zwei Jahrzehnte zu fpät. Das war ber eine uns 
geheure Fehler. Die Verlufte aus den Verkehrsreibungen mögen fih auf 
viele Millionen belaufen. Die ganze Umgeftaltung Alt-Berlins ift ein mangel= 
haftes Flickwerk, das ift der zweite ungeheure Fehler. Es fehlte an weit- 
ſchauender Organifationskraft und an der Energie der Durhführung — eine 
Folge des in ben jtäbtifchen Verwaltungen mehr und mehr ſich vorbrängenden 
juriftiihen Bureaufratismus. Damit hängt aufs Engfte eine lächerlihe Scheu 
vor fpefulativen Ausgaben zufammen, auch wenn die Spekulation jo ficher ift, 
wie die in Grundftüden und Straßendurchbrüchen im Zentrum einer Millionen 
ftadt es ſein muß. Daher auch das ängftliche Ausſpähen nach privaten Unter— 
nehmern, auf die man bie Laſt der Ausführung freudig abwölzt umd denen 
man natürlich auch ein entiprechendes Maß Profit zutheilen muß. 

Was man unter Aufwand gewaltiger Geldmittel erreicht Hat, ift denn 
auch herzlich wenig. Die Entlaftung der Königitraße ift nur theilweiſe er 
reicht, aber man hat einen weiteren peripheren Straßenzug von der Jannowitz- 
brüde zur Spandauerbrüde geichaffen. Die Straße, welde den Turchgangs— 
verkehr aufnehmen follte, die Kaiſer Wilhelmjtraße, läuft fich bie jegt noch 


* Verwaltungsbericht 1882 bis 1888, I, ©. 47. 
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(1901) auf einer objturen Gaffe, der Hirtenftraße tobt. Noch immer muß 
fi) der ganze Durchgangsverkehr nah) dem Stralauer Viertel dur die 
Stralauerftraße hindurchzwängen, und dem von Weften und Süden über den 
erweiterten Mühlendamm eindringenben Verkehr bleibt e& noch immer überlaffen, 
fi) einen Durchgang nad) den Nleranderplage oder dem Hackeſchen Markte 
zu fuhen. Alles in Allem Anfänge von Verbeiferungen, die riejige Gelb: 
ſummen gefoftet haben, die faft zwei Jahrzehnte zu fpät kommen und ihre 
volle Bedeutung erit dann erhalten werden, wenn vielleicht wieber nad) einigen 
Sahrzehnten die fehlenden Diagonaljtraßen unter noch größerem Koftenaufwande 


bon der meitfichtigen Stadtverwaltung gefchaffen jein werben! 
* * 


Für die Berliner Verfehrsverhältniffe und die Stellung der polizeilichen 
Behörden zu denjelben ift eine Verordnung höchſt charakteriftifch, über die am 
2. März 1901 eine Konferenz ftaatliher und ftäbtifcher Behörden, ſowie der 
betheiligten Intereffenten ftattfand. Es handelte fi) um den Entwurf einer 
Polizeiverordnnung, welche das bequeme höchit probate Mittel, eine Entlaftung 
ber verfehröreihen Straßen des Zentrums und der Friedrichſtadt durch das 
Verbot de3 Verkehrs zu erreichen, auf eine ganze Reihe von Straßenzügen 
ausdehnte. Die Verordnung lautet: 

$1. In nachfolgenden Straßen: 

a) In der Aleranderftraße, von der Blumen: bi! zur Magazinftraße, 

b) in der Königjtraße, auf der ganzen Länge, 

e) in der Neuen Königftraße, vom Alerander:Plat bis zur Liegmannitraße, 

d) in der Landsbergerftraße, vom Wlerander» Pla bi3 zur Kleinen Frank— 
furterjtraße. 

e) in der Prenzlauerftraße, von der Alerander: bis zur Hirtenftraße, 

f) in der Münzftraße, auf der Strede zwifchen der Kleinen Alerander: und 
der Grenadierftraße, ausfchließlich der Ausmündung diefer beiden Straßen 
in die Münzftraße, 

g) in der Obermwallftraße, von der Franzöfifchenfiraße bi8 zum Hausvogteiplaß, 

h) in der Straße am Spittelmarft, von der Gertraudtenbrüde bis zur Leipziger: 
ftraße, 

i) in der Zeipzigerftraße, auf ber ganzen Länge und 

k) in der Friedrichitraße, von der Behrenitraße bis zur Weidendammerbrüde, 

wird für die Zeit von 10 Uhr Vormittags bis 7 Uhr Nachmittags das Beladen 
und Entladen der Fuhrwerke, welche zum Fortfchaffen von Laſten, Waaren oder 
Gegenjtänden irgend einer Art dienen, fowie das Stillhalten diefer Fuhrwerke, 
gleichgiltig, ob fie beladen find oder nicht, verboten. Das Gleiche gilt von Hand: 
wagen, Fahrrädern, Karren und Hundefuhrmwerlen. 

Dem Perfonenfuhrverfehr ift das Anhalten in den gedachten Straßenfirecden 
nur fo lange gejtattet, al3 das Aufnehmen oder da3 Xbfteigen von Perfonen 
nothwendig macht, das Umherfahren oder Warten aber verboten. 

82. In der Zeit von 10 Uhr Vormittags bis 7 Uhr Nachmittag darf 
Laft: und Arbeitsfuhrwerk, fomwie alles andere Fuhrwerk, welches auf Schritt: 
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fahren angewieſen ijt, in3befondere auch Handwagen, Karren und Hundefuhrmwerf, 
nachftehende Straßenftreden:. 

a) die Leipzigerftraße, von der Serufalemerjtraße bis zum Leipziger: Plaß, 

b) den Leipziger: Plab, 

ec) die Friedrichfiraße, von der Behrenftraße bis zur Weidendammerbrüde, 
nicht befahren. 

In der Diskuffion wurde von allen Seiten auf die Ihädigenden Wir: 
fungen einer ſolchen Polizeiverordnung hingewieſen. Dem Eleinen und mitt 
leren Gewerbeitand, der feine großen Waarenlager halten kann, wird bie 
Möglichkeit abgejchnitten, feine Lagerbeftände im Laufe des Tages zu ergänzen. 
Bon den Spediteuren wurde darauf aufmerfjam gemacht, daß ed unmöglich 
jei, bi8 Morgens 10 Uhr die Waarenablieferungen in genigendem Umfange 
borzunehmen und daß für Auslandsgüter ein Abrollen am Tage nothiwendig 
fei. Für den Verkehr der betroffenen Gejchäfte mit der Poft und Steuer- 
verwaltung würde eine ſolche Verordnung geradezu prohibitiv ſein. Packet— 
transporte per Wagen könnten den Poſtämtern nur noch bis Morgend 10 Uhr 
zugehen, da die Padetannahme um 7 Uhr geichloffen wird. Die Abfuhr 
der fteuerpflichtigen Gegenjtände fann, da das Steueramt nur von 8 bis 3 Uhr 
geöffnet ift, überhaupt nicht mehr am jelben Tage erfolgen, man müßte denn 
die beladenen Wagen tagsüber irgendivo unterbringen und nah 7 Uhr die 
Zufuhr zu den Geichäften ausführen. In fozialpolitifcher Hinficht würbe die 
Verordnung die ſchädliche Nachtarbeit zwangsweile wieder einführen. Die 
Arbeitszeit müßte bis in die jpäteren Abendftunden verlängert werben, und eine 
Anfiedlung der Chefs und Angeftellten außerhalb der Stadt würde in hohem 
Make erfchwert werben. Gegenüber diefen großen Schädigungen des Ge: 
werbes und Verkehrs würde einen Wortheil nur die von der Staatöbehörbe 
fo wunderbar begünftigte Große Berliner Straßenbahn Haben. Die Fuhr— 
werfe würden von den Straßen verbrängt und ihren Plaß die jchwerfälligen, 
unfinnig großen Wagen der Straßenbahn einnehmen. 

Wir führen diefe den Spott aufs jchärfite herausfordernde Affaire nur 
deshalb an, weil fie uns recht ſchlagend unſere Theje zu beweilen fcheint, 
daß die ftädtifchen Behörden Berlins e8 bei der Entwidlung des Straßen- 
netzes und der Ordnung des Verkehrs an dem haben fehlen laſſen, was 
Noth thut — an Weitblid, Organifationstalent und Energie. Noch ſchärfer 
würbe dies hervortreten, wenn wir hier die Geichichte des Straßenbahn: und 
Eiſenbahnverkehrs gleichfalls zur Darftellung bringen könnten. 


C. Bauprdnung. 


Die ftädtifhen Aufgaben, mit denen wir uns bisher bejchäftigt haben, 
erjtredten ji im Wejentlihen auf die allgemeine Anlage des Stadtgebiets 
und auf die Schaffung eines Straßenneges, das den hygienischen und ver- 
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verfehrötechniihen Aniprüchen genügt. Damit find aber die Aufgaben durch— 
aus noch nicht erichöpft. Wo der Häuferbau zum Induftriezweige, dad Haus 
zur Waare wie jede andere Waare aucd geworden ift, da bedarf es noch 
weitgehender Schugmaßregeln der Geſellſchaft im Intereife der Konſumenten, ber 
Hausbewohner. Für den Hausipekulanten ift das Haus nur eine Waare, die er 
produzirt, um fie mit Gewinn zu verkaufen, oder die er kauft, um fie mit Gewinn 
weiter zu verfaufen. Für den Miether ift aber die Wohnung noch etwas 
mehr als eine Waare, und gerade dieſes Plus an Gigenfchaften gegenüber 
den anderen Waaren ded Marktes jchlägt ihn in die drückendſten Feſſeln, 
raubt ihm feine Freiheit gegenüber dem Befiger der Wohnungen. Indem nun 
die große Mehrheit der Stadtbewohner mit Nüdficht auf die Befriedigung 
ihres Wohnungsbedürfniffes den Bauunternehmern auf Gnade und Ungnade 
überliefert ift — und da3 gilt in allen Großftädten mit wachiender Be— 
völferung —, fommt das private Intereffe der leßteren bei der ſchrankenloſen 
Verfolgung ihres Vortheils in Konflitt nicht nur mit den privaten Intereflen 
der Miether al3 folder, mögen diefelben nun pefuniärer Art oder folche der 
perfönlichen Sicherheit und Gefundheit fein, ſondern auch mit den wichtigjten 
hygieniſchen und fittlichen Interejfen der Gejellichaft. Noch niemals hat ſich aber 
das private Interefje in der Ausbeutung jchwächerer Volksgenoſſen freiwillig 
Schranken geftedt, am allerwenigiten da, wo es ſich im Beſitze des macht— 
vollften Ausbeutungsmittel®, des Grund und Bodens, befindet. Damit ijt 
ohne Weiteres das Necht der Gejellichaft gegeben, im erfolge ihrer Ber: 
waltung in die zügelloſe Ausbeutung des Grund und Bodens einjchränfend 
einzugreifen. So entitanden die Bauordnungen, Vorjchriften, die die Art 
der Bebauung der auf den Stadbtbauplänen feitgeitellten Baublöde regeln. In 
noch höherem Grabe ald der Stabtbauplan find diefe Bauordnungen das 
Refultat eines Kompromiffes zwiichen ben Intereſſen der öffentlihen Geſund— 
heitöpflege und der privaten Wirthfchaft oder bejler Ausbeutung. Sehen wir nun 
zu, inwieweit die in den deutjchen Städten giltigen Bauordnungen die wichtigen 
Momente der Volkshygiene und Sozialpolitif berüdiichtigt haben. Standfeitig- 
feit und feuerficherheit, bei denen e3 ji) um Gefahren handelt, die das Leben 
der Hausbemwohner in ziemlich offenfundiger Weife bedrohen, find verhältniß- 
mäßig früh als nothwendige Bedingungen des Hausbaus erfannt worden, 
und die Vorfchriften, deren Zweck es war, beide zu erreichen und zu fichern, 
bildeten bis in die neuefte Zeit den ausjchließlichen Inhalt der Bauordnungen. 
Der Kampf gegen die nicht minderen Gefahren, mit denen eine mangelhafte 
Licht: und Luftzufuhr, eine ungenügende Abwäfjerung, ein zu hoher Grund» 
wafleritand und tiefgelegene Sellerwohnungen, unhygieniſche Baumaterialien 
und dergleichen die Volksgeſundheit bedrohen, hat erft in allerjüngjter Zeit 
und ſelbſt jest noch in recht Schwächlicher Weife begonnen. Und ganz ebenio 
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jteht es auf fozialpolitiichem Gebiete. Daß es nicht minder bie Aufgabe der 
Bauordnung fein fol, die jchwächeren, hilfloſeren Klaſſen der Bevölkerung 
gegen die Ausbeutung rüdfichtölofer und oft auch gewillenlojer Spekulanten 
zu ſchützen und ihnen durch verftändige Anordnungen eine billige Haufung zu 
verihaffen, daß fie in gleicher Weile auch dazu berufen ift, fittlichen Momenten 
zu dienen, ift eine Erkenntniß, die fi) nur gegen ben hartnädigen Wider: 
ftand der Grund: und Hauöbefiger, der Baufpefulanten, der ganzen an ber 
Ausbeutung de Grund und Bodens und des Hauſungsbedürfniſſes der Be: 
völferung betheiligten Kreiſe langſam und unvolljtändig durchſetzt. 

Veberbliden wir in Kürze die wichtigsten für die Bauordnung in Frage 
fommenden hygieniſchen und fozialpolitiihen Momente. Da handelt es fi 
nun in erjter Linie um eine ausreichende Licht: und Luftzufuhr Wir 
vereinigen dieje beiden Momente, da im Allgemeinen alles, was die Direkte 
Zufuhr von Außenluft begünstigt, aud) die des Lichtes befördert und umgekehrt. 
Die direktefte Lichtzufuhr, die Befonnung mit ihren energiichen Einwirkungen 
auf die Wandfeuchtigfeit und »Temperatur, auf die Mikroorganismen der 
Luft und der Wandflächen u. ſ. w., hängt von der Orientirung der Straßen 
ab und wird daher in den wenigſten Fällen Berückſichtigung finden und finden 
fünnen. Bei der Anlage der Straßen werden alle anderen Momente, wie 
die günftigfte Verkehrsrichtung, der Anſchluß an bereits beftehende Straßen, 
die Rüdfiht auf eine günstige Entwäfferung, die Konfiguration des Bodens, 
aber auch die Rückſicht auf die elendeiten finanziellen Verhältniffe von größerer 
Bedeutung fein, ald die Gefundheit der Anwohner an denjelben. Die Straße 
dient heutzutage in eriter Linie dem Verkehr. Solange daher die jcharfe 
Scheidung zwilchen reinen Wohn: und reinen Verkehrsſtraßen nicht durch 
geführt ift — und dieſe ſetzt wiederum die wirthichaftliche Scheidung von 
Wohnung und Geichäft beziehungsweie Arbeitsftätte in größerem Umfange 
voraus —, jo lange wird auch das Hygieniiche Moment in der ‘Frage ber 
Drientirung der Straßen ohne Bedeutung fein. 

63 handelt fi) nunmehr darum, bei gegebener durch die genannten Gründe 
beitimmter Straßenanlage fir die an ihr belegenen Häufer die günftigften 
Belihtungsverhältniffe zu fihern Wir betradhten dabei zunächſt das 
Haus in feinem Verhältniffe zur Straße, dann in feinem Verhältniffe zu dem 
Grundftüde, auf dem es fteht. 

Die Nachtheile, die in den Altftädten die zu große Höhe der Häufer an 
den engen licht- und Luftlojen Straßen mit ſich gebracht hatte, veranlaßten 
die Aufftellung eines feiten, den hygienischen Anforderungen genügenden Ver— 
bältniffes zwijchen der Höhe der Häufer (h) und der Breite der Straßen (b). 
Meift jegte man h=b oder h=b-+ ce, wo e eine beftimmte, innerhalb 
enger Grenzen liegende, in dem verjchiedenen Bauordnungen verichieden große 
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Zahl ift. Nun find aber für die Ausnügung eines Grundftüds zwei Faftoren 
entjcheidend, eritend die Höhe des Hauſes beziehungsweije die Zahl der 
Stodwerfe und der Grab der Leberbauung der Grundſtücksfläche. Der zweite 
Faktor intereffirt und bier noch nicht, wir jegen ihn alſo konſtant. Dann 
hängt die Größe des Ausnügungsgrabes von der Höhe des Haufes ab. 
Diefe ift wiederum bedingt durch die Formel h— b. Daraus ergiebt fich 
ohne Weiteres, daß je breiter die Straße, deito größer die Höhe der Häufer 
und damit der Ausnügungsgrad des Grundftüds ift. „Breite Straßen“, ganz 
ohne Rüdfiht, ob durch die Größe des Verkehrs bedingt oder nicht, wurde 
jo der Schlachtruf der ausbeutungsluftigen Grund» und Hausbefiger, und bie 
„breite Straße” zum Charafteriftifum der modernen Stabtbaupläne, breite 
Straßen und hohe Häufer die Signatur der modernen Stadtquartiere. 

Infofern nun die breite Straße den Grad der Ausnügungsfähigkeit und 
diefer letztere (wenigſtens als ein Faktor) den Werth der Grundftüde beftimmt, 
wird die breite Straße der Stadterweiterungspläne zu einer Urſache der iiber: 
mäßigen Bodenwerthfteigerung. Ein Theil unjerer Hauſungsheilkünſtler fieht 
daher allein in einer Abitufung der Straßenbreiten und vor Allem in der 
Verkleinerung derfelben in den Wohnungsgquartieren das weſentliche Mittel 
zur Löfung der Mohnungsfrage, wobei fie zugleih und zwar mit vollem 
Rechte den unhygieniſchen Charakter der Straße an und für fi) zur Unter— 
ftügung ihrer Forderungen anziehen. Dabei überjehen fie, daß der Preis des 
Grund und Bodens noch durch eine ganze Reihe anderer Faktoren bejtimmt 
wird, und daß in Folge deſſen auch in den Stadterweiterungsgebieten der Städte, 
wo eine Abitufung der Straßenbreiten ftatt hat, die Bodenpreiſe und die 
Wohnungsmiethen diejelbe Höhe erreicht haben, wie in Wierteln, die nur mit 
breiten Straßen verjehen jind. 

Nod in anderer Richtung übt die breite Straße ihre verhängnißvolle 
Wirkung aus. Die Breite der Straße bedingt die Tiefe der Baublöde, ba 
man meiftend von einem bejtimmten Werhältniffe zwiſchen Straßenfläde und 
Bebauungsflähe ausgeht. Je größer aljo die Straßenbreite, deſto tiefer bie 
Baublöde, und je tiefer die Baublöde, defto weitgehender die Entwidlung ber 
Dintergebäude, die nicht verhindert werden fann, mit fteigender Grundrente 
vielmehr unvermeidlich if. Damit find wir bei dem mundeiten Punkte der 
ganzen ſtädtiſchen Bauentwidlung angelangt, dem Hinterhauſe. Das an 
der Straße belegene Vorderhaus erhält wenigftens in feinen nad) der Straße 
belegenen Räumen Licht und Luft von dem Straßenraume aus, der aud in 
den Zeiten engjter und dichteſter Bebauung die Hofgröße ftetö um ein Viel: 
faches übertroffen hat. Vor den Höfen hat dagegen jedes hygienische Prinzip 
nicht minder twie jede Rückſicht auf Behaglichkeit und Annehmlichkeit des Wohnens 
Halt gemacht. Hier hat fid) eben von jeher die misera plebs contribuens 


— 416 — 


zufammengebrängt, um deren leibliche3 und geiftiges Wohl fich die beſitzenden 
Klaſſen ftet3 nur jo weit gefiimmert haben, als die Rückſicht auf ihre eigene 
Exiſtenz (Furcht vor anjtedenden Krankheiten, Furcht vor Unterliegen im der 
Konkurrenz des Weltmarktes, Furdt vor der Gewalt der Maſſen) fie dazu 
mit eijerner Nothwendigfeit gezwungen hat. Dieje von Menſchen wimmelnden 
Hintergebäude find ftetö die reichite Duelle des Profit für die Bauſpeku— 
lanten und Hausagrarier gewejen. Sein Wunder, daß fie mit der zäheiten 
Ausdauer jede Beſchränkung bekämpfen, die ihnen diefe Quelle zu verjtopfen, 
die Ausnügungsfähigfeit des Hofes zu Bauzweden zu verfiimmern droht. 
Hier bei den Hintergebäuden liegt der Schwerpunft aller hygieniſchen und 
fozialpolitifhen Nefornı auf dem Gebiete der Bauordnung. 

Auch für die Hoflage der Gebäude müſſen wir die Forderung h— b vor 
allen Hauptfenjtern, das heißt den Fenftern bewohnter Räume, aufftellen. Es 
ſoll alfo vor benjelben ein freier Raum liegen bleiben, der der Höhe der Gebäude 
bis zur Dachtraufe gemefjen entipricht. Aber wie weit find wir noch heute von 
einer Verwirklichung diefer Forderung entfernt. Nicht einmal bie Theorie hat 
fih zu dieſer Forderung auffchwingen fönnen. Sagt doch zum Beifpiel 
Stübben, gewiß ein Anhänger weiträumiger Bebauung: „Wollte man bei- 
jpielöweife feititelen, daß die Wohnungen auch an den Rückſeiten oder Quer— 
jeiten von Gebäuden ihr Licht mur beziehen dürfen von freien Räumen, deren 
unbebaute Breite der Gebäudehöhe glei ift, jo würde man in jehr vielen 
Füllen einen wirthichaftlihen Schaden anrichten, der den geſundheitlichen Vor: 
theil bei Weiten überjteigt.** Das ift allerdings ein Sat, den nur bie 
Nüdfiht auf die privaten Hausbefigerintereffen, ſowie die ängſtliche Furcht 
vor „rückſchrittlichen Gingriffen in daS Erwerbsleben und fozialiftifcher Zer: 
ftörung bes Privateigenthums* (!!) diktirt haben kann. Folgerichtig ift die 
Forderung b = h allerdings aud für die Hofräume; was für die Vorder— 
jeite der Häufer gilt, muß auch für die Rückſeite derjelben, auf ber fi) ſtets 
bewohnte Räume befinden, und vor Allem für die dichtbevölferten Hofgebäude 
gelten!** Es ift durchaus nicht einzufehen, weshalb die Hofbewohner aus 
Rückſicht auf die wirthichaftlihen Intereflen der Haußbefiger von jeder aus— 
reihenden Licht: und Luftzufuhr ausgeſchloſſen bleiben follen. Selbit für bie 

* Handbuch der Hygiene, IV, ©, 454. 

* Sehr richtig betont dies Baumeifter in Stadterweiterung (Berlin 1876), 
©. 820: „Es follte eigentlich faum des Beweiſes bedürfen, dab was im bis: 
berigen als Erforderniß an der Straße erörtert wurde, für ulle Wände pafjend 
und nöthig ift. Oder foll die Hinterfeite nicht ‚hinreichend‘ Licht und Luft ge 
nießen, follen die Bewohner in Hinterhäufern mweniger gefund leben, ald es an 
der Straßenfeite möglich ift? Wenn ein Unterfchied ftattfindet, jo möchten wir 
ihn eher im entgegengefegten Sinne nehmen; denn e3 iſt zu vermuthen, daß im 
Durchſchnitt Hinten mehr Bedürfniß nach frifcher Luft ftattfindet als vorne.“ 
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reinen Gejchäftsviertel jollte dieje Forderung erhoben werden. Es gilt ja 
allerdings als ausgemacht, daß dieje eine bejondere Stellung einnehmen und 
von der Hygiene nicht die gleichen Anſprüche an fie erhoben werben dürfen. 
Das ijt aber eine vollftändig unbegründete Behauptung! Für die Taufende 
von Arbeitern, Gehilfen, Screibern u. ſ. w., die den ganzen Tag in ihren 
engen Arbeitsräumen oft bei jchwerer förperlicher Anftrengung verbringen, ift 
ein außreichender Luftraum und eine genügende Lichtzufuhr zum mindeften von 
derfelben Wichtigkeit, wie für die im behaglichen und geräumigen Wohnungen 
fi) aufhaltenden Willenbefiter der Außenzonen. 

Sehr Ihön können wir in den Hamburger Baupolizeiordnnungen verfolgen, 
wie ſich allmälig die im Intereſſe der Hygiene an die Größe des Hofraums 
geitellten Anforderungen vergrößern und fchließlich mit dem Grundfage h= b 
abſchließen. 

Die charakteriſtiſche Form der Ausnützung tiefer Baublöcke für kleinere 
Wohnungen in Hamburg iſt der Wohnhof.* In dieſem gruppiren ſich bie 
Gebäude meiſt nur auf einer Seite eines ſchmalen Hofſtreifens, der bisweilen 
als Durchgang von einer Parallelſtraße zur anderen führt. Der Zugang zu 
den älteren Wohnhöfen erfolgt durch einen beſonderen Eingang des Vorder— 
gebäudes, der oft ſehr niedrig und ſchmal iſt und nicht einmal die Einfahrt 
von Handwagen geitattet. Die Breite der alten Wohnhöfe beträgt 2 bis 
3 Meter bei 3 bis 4 Gejchoffen. Aenderung brachte das Baupolizeigejeg von 
1865. Die Eingänge zu den Wohnhöfen mußten wenigftens 2,3 Meter breit 
und 2,8 Dieter hoch fein; die Lichtenweite der Höfe mußte mindejtens 3,5 Meter 
bei 3 Stodwerfen von 2,5 Meter Tichter Höhe betragen; bei 6 Meter Hof: 
breite wurden 4 Stodwerfe geftattet. Die Erſchwerungen diejes Gelege er— 
wieſen fi) al3 zu unbedeutend; die neueren Wohnhöfe gaben den älteren an 
Licht: und Luftmangel wenig nad. Wirkliche Abhilfe brachte Hier erft das 
Geſetz von 1882 mit der Novelle von 1893. Stellerwohnungen wurden vers 
boten; die Höhe der Gebäude auf 3 Stockwerke beichränft. Für den Hofplatz 
gilt in den Vororten b=h; in Stadt und Vorftadt b= */sh, aber niemals 
weniger al3 3,5 Meter. Die Cingangdbreite wurde auf 3 Meter, die Eingangs— 
höhe auf 4 Meter erhöht. Dieje neueren Wohnhöfe hatten an den Rüdfronten 
Lichthöfe von 1 Meter, an denen die Fenſter von Küchen und Nebenräumen 
liegen durften. Die Novelle von 1893 vergrößerte dieje Lichthöfe auf 4 Meter, 
in Stadt und Borftadt auf 2,5 Meter. 

Da ſich eine wirklich eingreifende Bejchränfung der Ausnügungsfähigfeit 
der Höfe für Bauzwecke gegen den Widerftand der Grund: und Hausbeſitzer 


G. Koh in Schriften des Vereins für Gozialpolitil, XXX, ©, 47 ff.; 
Glaßen auf der Verfammlung de3 Deutfchen Vereins für öffentliche Geſundheits— 
pflege zu Magdeburg 1894 in D.B. f. 5. ©, XXVIL, ©. 1 ff. 

Hugo, Deutihe Stäbtenerwaltung. 27 
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nicht erreichen ließ, jo hat man in jehr vielen größeren Städten zu dem 
PBalliativmittel der offenen Bauweiſe, der Feitfegung eines Bauwichs 
zwijchen den einzelnen Häujern, gegriffen, um durch die freien Gajfen zwijchen 
den Worderhäufern Luft in die abgeichloflenen Höfe Hineinzuleiten. Der 
hygieniſche Werth diefer Maßregel ift, wenigitens wo es ſich um tiefere, mit 
Hintergebäuden auögenügte Baublöde handelt, unbejtreitbar. Abgefehen von 
der Erneuerung der ftagnirenden Luft der Höfe durch den häufig recht leb— 
haften Zug diefer Gaſſen befteht ein weiterer bygienifcher Vortheil in der Be— 
lichtung der beiden Gebäudeleiten, die fich gerade bei tieferen Grundſtücken 
font nur durch Lichtichächte und dergleichen unhygieniſche Anordnungen erreichen 
läßt. Dr. Meinert in Dresden will’ jogar nachgewieien haben, daß bei ber 
Kinderjterblichfeit an Durchfallfrankheiten der Luftwechlel, wie er durch frei- 
ftehende Häufer herbeigeführt werden fann, noch wichtiger iſt als das Maß der 
MWohnungsdichtigkeit innerhalb der Häufer. Am früheften (bereit 1840) ift 
die offene Bauweiſe wohl in Stuttgart zur Anwendung gelangt, wo fie mit 
Ausnahme des verhältnigmäßig Fleinen Gebiets der inneren Stadt allgemein 
zur Durchführung gebradt it. Nach dem Vorbilde Stuttgarts iſt fie dann 
auch in andere Großftädte eingeführt worden, vor Allem feitben die moderne 
Wiſſenſchaft der Stadthygiene die Forderung einer weitläufigen Bebauung der 
neueren Stabttheile aufgeftellt und zur Geltung gebradht hat. Nach einer 
Enquete von Baumeifter, über die berjelbe auf der VBerfammlung des Deutichen 
Vereins für öffentliche Gejundheitspflege von 1896 berichtete,* war 1896 die 
offene Bauweiſe in 36 größeren Städten eingeführt und zivar: 

1. für das gefammte Gebiet einer äußeren Zone, welde den älteren 
Stadtkern umgiebt: Stuttgart, Heilbronn, Um, Regensburg, Baugen, Zittau, 
Sebnitz, Raſtatt; 

2. für die Außenzone mit Ausnahme beſtimmter Straßen oder 
Flächen, welche gejchloffen bebaut werden dürfen: Nürnberg, Augsburg, 
Heidelberg, Roſtock; 

3. nur für beftimmte Straßen: Dresden, Leipzig, Chemnig, Erfurt, 
Koburg, Oppeln, Pojen, Eberswalde, Wandsbek, Bielefeld, Münden, Würz— 
burg, Hof, Karlsruhe, Freiburg, Konftanz, Wiesbaden. 

4. Anwendung von Fall zu Fall: Mannheim, Pforzheim, Baden, 
Düren, Braunfchweig, Lübeck, Kiel. 

Haben die im Vorftehenden behandelten Beſtimmungen die Aufgabe, das 
Haus feiner direkten Umgebung gegenüber mit Rückſicht auf die Licht: und 
Luftzufuhr in eine günstige Stellung zu bringen, fo beſchäftigt fi) ein anderer 
Theil der Bauordnungen damit, dafür zu forgen, daß diefe Möglichkeit der 


* 9.8.f.8.., XXVII (1896), ©. 11 ff. 
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Licht: und Luftzufuhr nun auch audgenügt und in das Innere der Häuſer 
Licht und Luft hineingebracht wird. Dabei handelt es fi um die Momente der 
Geſchoßhöhe, der Flächengröße der Räume und der Flächengröße der Fenſter. 

Mit der Feitiegung einer Minimalgefhoßhöhe (meijt 2,5 Meter, befier 
3 Meter) und eines im Verhältniß zur Bodenflähe bejtimmten Minimal: 
fenjterrammes (meift ein Zehntel der Bodenflähe) muß ſich die Beſtimmung 
einer ausreichenden Flädengröße der Wohnräume verbinden. Ob der Luft: 
raum für die Zahl der die Wohnung benügenden Perſonen ausreicht, hängt 
natürlih von der Größe der Zahl ab. Auch das größte Zimmer wird un: 
janitär, wenn fich zu viel Perſonen in demfelben zufammenpferhen. Trotzdem 
empfiehlt fich unferer Anficht nad) die Feitiegung einer Minimalgröße für das 
zur Bewohnung bejtimmte Zimmer, die man nach dem fiir zwei Erwachſene 
und zwei Kinder erforderlichen Luftraum feſtſetzen könnte. Die Negelung des 
Berhältniffes zwiichen Luftraum und Zahl der Bewohner ift aber im Wejent- 
lichen eine Frage der Wohnungpolizei; wir werden weiter unten auf dieſelbe 
ausführlicher einzugehen haben.* 

In Folge der Schwierigkeit der Licht und Luftzufuhr verdienen die 
Kellerwohnungen die ganz befondere Aufmerkjamfeit der Bauhygiene. Die: 
jelben jollten richtiger Weije vollftändig verboten und die Benützung derartiger 
Kellerräumlichkeiten zu Zweden der Küche, der Werfitätte, des Ladens u. f. w. 
nur bei Erfüllung fehr ftrenger Bedingungen gejtattet fein. Die Wohnungs: 
ftatiftif zeigt und, daß die Kellerwohnung durchaus nicht ein unumgängliches 
Attribut der Großftädte ift, daß vielmehr in einer ganzen Neihe berjelben 
überhaupt feine oder nur verjchtwindend wenig SKellerwohnungen vorhanden 
find. Was alfo hier möglich ift, läßt fi auch an anderer Stelle erreichen. 
Selbftverftändlich bedarf es einer ftändigen Auffiht, um ein derartiges Verbot 
durchzuſetzen, da dad Haußbefigertfum im Intereſſe vollftändigfter Mieth- 
ausnützung aller Räume ftetS gemeigt tft, bie geieglihen Beftimmungen zu 
umgehen. 

Weitere wichtige hygieniſche Punkte, die wir Hier nur in Kürze erwähnen, 
jind der Schuß der Wohnungen gegen Feuchtigkeit (Grundwaſſer, Schlagregen ꝛc.), 
die janitäre Beſchaffenheit des Baugrumdes, des Füllungsmaterials der Zwiſchen— 
deden, der Entwällerungsanlagen, der Abortgruben ꝛc. Ueber das rein hygie— 
nifhe Moment hinaus führt uns dann eine Neihe von Beltimmungen, die 
fih damit bejhäftigen, die einzelne Wohnung als vollftändiges Ganze gegen 
die anderen Wohnungen desjelben Haufes ober desfelben Stockwerkes ab: 
zugrenzen. Dahin gehören die Forderungen, daß jede Familienwohnung 

* Eine ſolche Minimalgröße ift feitgefegt in der Bauordnung der Stadt Mül— 
haufen i. E. vom 2. Mai 1898 $ 42; allerdings find die Zahlen 2,20 Meter Breite 
und 8 Quadratmeter Fläche bei 2,8 Meter lichter Höhe zu gering. 
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mindeſtens aus zwei Räumen bejtehen müffe, daß diejelbe durch Wände gegen 
die übrigen Wohnungen abgeichloflen, daß jede Wohnung mit einem Aborte 
verjehen jein folle. 

In der Bauordnung, nicht aber im Bebaumgsplan, wie dv. Mangold 
gegen Eberjtadt in einem Artikel der Sozialen Praris ſehr richtig ausführt, 
haben wir ferner dad wicdhtigfte und jchneidendfte Kampfwerkzeug gegen die 
Miethkafernen. Diefer Kampf ift aber erft in ſehr wenigen Städten in 
Angriff genommen worden. Vor Allem verdient hier die Frankfurter Baus 
ordnung für die Außenjtadt vom 2. Juli 1897 Erwähnung. Nah $ 7 mu 
nämlich in der inneren Zone bei Gebäuden, die in irgend einem Geſchoß mehr 
als eine Wohnung befigen, für jede zweite und weitere Wohnung und außerdem . 
für jede Hinterwohnung je ein weitere Zwanzigftel der hinter der Baulinie 
belegenen Grundftüdsfläche unbebaut bleiben. In einem beftimmten Wohnviertel 
der inneren Zone, jowie in dem Wohn- und gemiichten Viertel der äußeren Zone 
muß fogar jtatt eines Zmanzigitel ein weiteres Zehntel des Hofes unbebaut 
bleiben. Durch diefe Beftimmungen wird der eine Charafterzug der Miethfaferne, 
das Zufammendrängen zahlreicher Wohnungen auf ein Stodwerk und die Zu: 
gänglichkeit derjelben von einer Treppe und einem Gange aus, in der ſchärfſten 
Weiſe angegriffen. Ihre Tendenz ift gut; nur wird leider das Ziel verfehlt. 
Denn dem Baufpekulanten bleibt immer der Ausweg, größere Wohnungen zu 
erbauen. Die Wohnungsnoth zwingt die Miether in dieſelben hinein und mir 
fönnen dann ein Zwilchenvermietherthum fich entwideln jehen, das die großen 
Wohnungen parzellirt und weiter vermiethet. An Stelle der im übrigen getrennten 
fleinen Wohnungen mit Küche und fonftigem Zubehör treten dann Wohnungen 
mit noch geringerer Abtrennung ihrer Räumlichkeiten und ohne das erforderliche 
Zubehör. So werben gegen die Abficht gerade durch die Bauordnung noch 
viel fcheußlichere Wohnzuftände geichaffen. Sollte die Beftimmung der Baus 
ordnung erfolgreich fein, jo hätte fie durch entjprechende Beitimmungen über 
das Nftermiethtvejen ergänzt werden müſſen. Den Angriffen der Bauunternehmer 
et hoe genus omne, bie ſich allerdings bei ihrem Vorgehen auf eine be= 
deutende Miethfteigerung und die von und Dargejtellte Mangelhaftigfeit der 
Bauordnung ftügen konnten, gelang es, die zeitweilige Aufhebung diejer Be— 
ftimmungen (bis 1908) durchzuſetzen. 

Barallel diefer Erfchwerung der Miethkaferne müßte die Erleichterung des 
Baues kleiner Wohnhäufer durch die Herabiegung der übertriebenen Anjprüche 
an Feuerficherheit, Maffivbau zc. gehen. Das große Stockwerkhaus ift aber 
leider auch heute noch der Normalbau der Bauordnungen, auf den alle Be- 
ſtimmungen zugejchnitten find. 

Wir haben bereit3 oben darauf hingewiejen, wie außerordentlich langjam 
fi die hygieniſchen Momente in den Bauordnungen ducchjegen. Um eine 
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jede Beftimmung, die die Ausbeutungsfähigkeit de8 Grund und Bodens be= 
ſchränkt, muß ein hartnädiger Kampf mit der ganzen Sippe der Grund» und 
Bodenjpekulanten und des Hausbeſitzerthums gefochten werden. Jede Kon— 
zeffion an die Hygiene, die den Profit beſchränkt, muß diejen Klaſſen und 
ihren Vertretern in den jtäbtiichen Behörden mühſam abgerungen werden. 
Ueberall, aber nirgends fhärfer ala in Berlin und in der Gejchichte feiner 
Bauordnung tritt dieſe traurige Erſcheinung hervor. Nicht weniger als 34 Jahre 
liegen bier zwijchen der Baupolizeiordnung vom Jahre 1853 und der jie er- 
fegenden Bauordnung von 1887! Im dieſem Zeitraume ift Berlin von 
415095 Ginwohnern auf 1315287 (Volkszählung von 1885) gewachien, die 
Zahl der bebauten Grundftiide von 8816 im Jahre 1853 auf 20835 im 
Jahre 1887; die Zahl der Wohnungen von 81970 im Jahre 1853 auf 
325135 im Jahre 1887 geftiegen. Und diefe ganze riejige Bauentwicklung 
vollzog fi, ohne dat eine ausreichende Bauordnung der zügellojeiten Bau: 
willfür auch nur die geringjten Schranfen gejett hätte. 

Wie Bruch fagt*, fan die Baupolizeiordbnung vom Jahre 1853 unter 
dem Ginfluffe der Pyromanie zu Stande. In der That betradhtet fie das 
ganze Bauweſen nur von dem Gefichtöpunfte des Feuerlöſchweſens aus. Feuer— 
fihere Dadrinnen, feuerfihere Mül- und Aſchekaſten, feuerfihere 
Treppen, maifive Küchenwände u. ſ. w. — furz, nad) Feuerficherheit, Feuer: 
fiherheit jchreit die ganze Baupolizeiordnung. Sie kennt nur ein Ziel, Feuerficher: 
heit, fie hat nur einen Gedanken, Feuerfiherheit! In jedem Grundjtüde muß 
ein freier Hofraum von 17 Fuß Länge und Breite verbleiben (8 27). Warum? 
„Weil in einem ſolchen jeder Feuerwehrwagen bequem ummwenden und die jegt 
übliche Feuerſpritze noch mit Wirkſamkeit gebraucht werden kann.““* Gebäude 
auf demfelben Grundſtücke müſſen mit den Fronten mindeftens 17 Fuß von 
einander entfernt bleiben (8 31). Giebel gegen Giebel und Front gegen 
Giebel dürfen fi bis auf 8 Fuß einander nähern, da 8 Fuß für das Durch— 
palfiren eines YFeuerwehrwagens genügen. Sind Seiten» ober Hintergebäude 
vorhanden, jo muß bei einer Grundftüdstiefe von mehr als 100 Fuß eine 
zum Transport der Löſchwerkzeuge geeignete unbeſchränkte Durchfahrt 
von minbeftend 8 Fuß Breite und 8 Fuß (lichter) Höhe eingerichtet werden 
(8 31). Fügen wir dazu nod) die Beltimmungen des $ 28, wonad) die überall 
zuläſſige Höhe der Vordergebäude auf 36 Fuß, bei einer Straßenbreite von 
36 bis 48 Fuß auf das 1/. fache der Straßenbreite feitgejegt und bei noch 
breiteren Straßen überhaupt feiner Einfhränfung unterworfen wird, fo haben 
wir alles bei einander, was die Baupolizeiordnung von 1853 an Beitimmungen 
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über die Bebauungsfähigkeit der Grundftüde, das heißt über die wichtigiten 
hygieniſchen PVerhältniffe einer Stadt enthält. Die Kärglichkeit des freien 
Raummaßes kann uns nicht überraihen. Daß überhaupt Raum von der 
Bebauung freigehalten wurde, haben wir nur der die ganze Baupolizeiordnnung 
durchtränfenden Feuerfurcht zu danken. 

Ebenfo kümmerlich in hygieniſcher Hinficht find die Vorſchriften über die 
MWohnungsräume. Bier Paragraphen erichöpfen diefen Abichnitt. Der erite 
von ihnen jpricht den folgenden geradezu muftergiltig gefaßten Sat aus: 
„Die zu Wohnungen beftimmten Gebäude oder Gebäubetheile müffen jo ans 
gelegt und in ſolchem Material ausgeführt werden, daß fie hinlänglih Luft 
und Licht haben, troden und der Geſundheit nicht nachtheilig find“ (8 87). 
Was bedeutet „Hinlänglic Luft und Licht“, was der „Geſundheit nicht nach— 
theilig*? Das find Ausdrüde, die ebenjo unbejtimmt find, wie der „gehörige 
Luftwechſel“ des $ 88, der durch paffende Einrichtungen und „mindeftens durd) 
Fenſter zum Oeffnen in hinreichender Zahl und Größe in Wohn: und Schlaf: 
räumen mit wenigeral3 9 Fuß lichter Höhe“ hergeftellt werden jol. In Wohn: 
räumen, bie zum täglichen Aufenthalte von Menjchen bejtimmt find, wird eine 
lichte Höhe von 8 Fuß, bei Neuanlagen in vorhandenen Gebäuden von 7'/a Fuß 
porgefchrieben. Stellergeichofle find nur dann zu Wohnzweden benugbar, wenn 
beren Fußboden mindeitens 1 Fuß über dem höchſten Waſſerſtande, deren 
Dede 3 Fuß über dem Niveau der Straße liegen ($ 90). Dazır kommen 
dann noch die Beitimmmungen, daß Wohnungen erjt nad Ablauf von 9 Mo: 
naten nad Vollendung des Rohbaues bezogen werden dürfen, daß ein feuer: 
jiherer Behälter für Müll 2c. vorhanden fein muß; und alle hygieniſch wich— 
tigen Beitimmungen find thatſächlich genannt. 

Mit diefer Baupolizeiordnung, in der bie lächerlichite Angſt vor Feuer, 
die iibertriebenfte Sorge fiir Feuerficherheit geradezu Orgien feierte, in der 
dagegen die Momente der öffentlichen Gelundheitspflege iiberhaupt feine Stelle 
fanden, hat Berlin fih 34 Jahre lang beholfen. 34 Jahre der riejenhaften 
Entwidlung zur Millionenitadt unter der Herrichaft des fiebzehnfühigen Hofes! 
Man möchte fragen, ob irgend ein anderes Land ein gleich ſündhaftes Fiasko 
polizeiliher WVerwaltungsfunft aufzuweifen hat, wie Preußen in Berlin und 
ber Berliner Baupolizeiordnung vom Jahre 1853. in ungeheurer, nie wieder 
gutzumachender Frevel an der Berliner Bevölkerung! Nicht der einzige! Wir 
werden ihrer noch mehr begegnen. 

„Es find bereits 10 Jahre ber, daß eine Umarbeitung der Berliner 
Baupolizeiordnung im Werke ift. Sollten abermals 10 Jahre vergehen, bis 
fie ind Leben tritt?" — frug Bruch 1870. Aus 10 Jahren wurden 17, 
ehe die neue Baupolizeiordnung in Kraft trat. Im Jahre 1880 Iegte das 
Polizeipräfidium den Entwurf einer Bauordnung vor. Die Verhandlungen 
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iiber denjelben endeten mit einer Neihe von Abänderungsvorichlägen jeitens 
der ftädtiihen Verwaltung, deren Inhalt indeß nicht an die Deffentlichkeit trat. 
Der Entwurf verihwand plöglic mit allen ihn begleitenden Akten auf feiner 
Wanderung durch die verichiedenen Bureaud. Die ganze Arbeit mußte von 
Neuem gemacht werden, und von Neuem begann die wüthende Agitation ber 
in ihren heiligiten Intereffen der Ausbeutung bedrohten Haus: und Grund— 
beiger und Baufpefulanten. Man drohte mit einem Generaljtreif der Baus 
unternehmer und juchte, allerdings vergeblich, die Bauarbeiter aufzuhegen und zu 
Kundgebungen gegen den Entwurf zu veranlaffen. Anfangs des Jahres 1885 
wurde der neue Entwurf veröffentlicht, der nach zwei Jahren endlojer Ver: 
handlungen endlich die endgiltige Fallung erhielt und am 15. Januar 1887 
publizirt wurde. Die neue Bauordnung mußte ihr Leben ohne die Zuſtim— 
mung des Gemeindevorjtandes beginnen, da dieſer in Verbindung mit der 
Stabtverordnietenverfammlung die Intereffen der Grundbeſitzer und Bauſpeku— 
lanten in jo weitgehender Weiſe vertrat, daß er jelbit einer jo ſchwäch— 
lihen Beichränfung des unbedingten Bodenausbeutungsrechtes diefer Gruppen 
nicht zuftimmen fonnte. Es iſt höchſt charakteriftiih, daß fich fofort nad) 
Erlaß der Bauordnung Wünſche nad deren Abänderung feitend des Magi— 
jtrates, der Innungen der Bauhandwerfer, der Bereinigung der Berliner 
Architekten u. j. w. erhoben, daß aljo die für die Gntwidlung der Stadt 
fo wichtige Verordnung feine Stabilität zu erreichen vermochte. Immerhin ver: 
gingen zehn Jahre, bis Berlin mit einer- neuen Bauordnung bejchentt wurde. 
Um die Bauordnung von 1897 fpielten ſich die gleichen Kämpfe ab, wie um 
ihre Vorgängerin. Auf der einen Seite die ftaatlichen Initanzen, auf der 
anderen der Magiftrat und die Stadtverordneten, die einen bemüht den hygie— 
niſchen Forderungen jo weit als möglich entgegenzufommen, die anderen unter 
dem Ginfluffe der Grund und Baufpefulanten jede Beichränfung der Be— 
bauungöfreiheit aufs Hartnädigite befämpfend. Auch diejer Bauordnung wurde 
die Zuftimmung des Magiftrates verjagt und durch den Beichluß des Ober: 
präfidenten der Provinz Brandenburg erjegt. Berlin bietet alfo das traurige 
Bild, daß ber geringe hygieniſche Fortichritt, den die Bauordnnungen von 
1887 und 1897 aufweilen, gegen die ſtädtiſchen Behörden von den ftaatlichen 
Behörden durchgejegt werben mußte. 

Und wie gering dieje Fortichritte find, wird eine furze Vergleichung ber 
drei Bauordnungen von 1853, 1887 und 1897 zeigen. 

1. Gebäubdehöhe an der Straße. Die Bauordnung von 1887 machte 
den Fortfchritt, daß fie die Gebäudehöhe ein= für allemal gleich der Straßen: 
breite jeßte, daß fie ferner ein Marimum von 22 Dieter feitlegte und die 
Zahl der Geſchoſſe, die zum dauernden Aufenthalte von Menichen beftimmtt 
find, auf 5 beichränfte. Die Stabtverordnieten hatten die Zahl der Stod: 
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werfe auf 6, ohne NRüdfiht ob zum dauernden Aufenthalte von Menjchen 
beitimmt oder nicht, und die Höhe der Gebäude von 22 Meter auf 24 Meter 
erhöhen wollen!! In der Bauordnung von 1897 ift nicht® geändert. 

2. Höhe und Nbftand der Gebäude nad hinten. Wie wir jahen, 
hatte fi) Berlin in der Zeit von 1853 bis 1887 unter der Herrſchaft des 
jiebzehnfüßigen Hofes entwidelt. Die Hofzuftände waren geradezu ſchauer— 
liche; Licht und Luft vermochten in die engen Schächte nicht einzubringen. 
Der Mangel an beiden mußte auf den dicht bevölkerten Grundftüden die ſchäd— 
lichiten Folgen haben. Hier griff denn auch der Entwurf der neuen Baus 
ordnung don 1885 energiich ein. Er beitimmte im $ 2, daß bisher nicht 
bebaute Grundftüde höchitens bis auf zwei Drittel, bereit3 bebaute höchitens 
bis auf drei Viertel ihrer Grundflähe bebaut werden dürfen. Der Aus: 
Ihuß der Stadtverordnetenverfjammlung, ber den Entwurf zu berathen Hatte, 
erklärte den 8 2 für vollig unannehmbar und jtrih ihn. Glüdlichermweile 
hielten aber die ftaatlihen Behörden mit Zähigfeit an demfelben feſt. Nach 
der Bauordnung mußte ferner die Bebauung duch Höfe von mindeftens 
60 Quadratmeter Grundflähe und 6 Meter geringiter Abmeffung jo unter: 
brochen werben, daß die zwiichen den Höfen Iiegenden Gebäudetheile eine 
Tiefe von höchſtens 18 Meter erhielten. Die Höhe der Hinter- und Geiten- 
gebäude durfte die Ausdehnung des Hofraumes vor ihnen um nicht mehr al3 
6 Meter überfchreiten, bei einem Deinimalhof von 6 Meter Breite alfo nicht 
höher als 12 Meter fein. Die Stabtverordneten hatten auch in dieſen 
Punkten eine größere Bebauung zu erreihen geſucht. Sie wollten den erlaubten 
Höhenüberſchuß auf 8 Meter erhöhen, die Zufammenlegung der Höfe benachbarter 
Grundſtücke zulaffen und bei grundbuchlicher Sicherung der Nichtbebauung die 
Geſammtbreite beider Höfe für die Höhe der Seitenflügel maßgebend fein Laffen. 

Die Bauordnung von 1887 bedeutete alfo gegenüber der von 1853 einen 
entichiedenen Fortſchritt. Man beredinete, daß auf einem Grundftüde von 
20 Meter Frontlänge und 56 Meter Tiefe bei äußerfter Ausnützung nad 
der bisherigen Bauordnung circa 325, nah dem Entwurfe von 1880 188 
und nach dem von 1885 rund 167 Berfonen untergebracht werben könnten, 
aljo eine Beſchränkung der Ausnügungsfähigkeit um 50 Prozent jtattfände.* 
Die Zahlen find ficher übertrieben; jo viel beweijen fie aber doch, daß die 
Bauordnung von 1887 einen ganz beträchtlichen Gingriff in die bisherigen 
Bauderhältniffe darſtellte. Dabei blieb aber dieſe angeblich jo revolutionäre 
Bauordnung noch ganz erheblich hinter denen von Dresden, Karlsruhe, Frei: 
burg, Frankfurt a. M., Münden, Hamburg zurid. ** 


. Deutfche Bauzeitung 1885, S. 90. 
»Vergleiche Baumeiſter, Die neue Berliner Baupolizeiordnung. „D. V.f. 
ö. G.“ XIX (1887), ©. 600 ff. 
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Die Bauordnung von 1897 hat die Beltimmungen des $ 2 vollitändig, 
feineswegd aber in fortichrittlicher Richtung abgeändert. Sie hob allerdings 
den Unterſchied zwijchen bisher bebauten und unbebauten Grundſtücken, joweit 
diefelben weniger als 35 Meter tief find, vollftändig auf. Sie fonnte dies 
aber um jo leichter thun, als fie für die große Mehrzahl der Grundftüde die 
Bebauungsfähigkeit vergrößerte. Fiir die Berechnung des bebaubaren Theiles 
wird dad Grundſtück duch Parallelen zur Baufluchtlinie in Streifen zerlegt. 
Der erite Streifen erjtredt fich bis zur Tiefe von 6 Meter und ift voll bebaubar, 
der zweite Streifen bis zu 32 Meter Tiefe ift zu 7/10 bebaubar. it das 
Grundftüd tiefer als 32 Meter, fo ift der Neit bei Grundftiiden inmerhalb der 
früheren Stadtmauer zu °/ıo, bei ſolchen außerhalb derjelben zu °/ıo bebaubar. 
Iſt aber die Durchſchnittshöhe der auf dem dritten Streifen zu errichtenben 
Gebäude fleiner als 10 Meter und wird der zweite Streifen nur zu ”/so bebaut, 
jo kann die Reftfläche jogar zu ”/ıo bebaut werden. Die bebaubare Fläche 
eined Grundſtückes wird durch Addition der bebaubaren Streifenflähen ge— 
funden und kann unabhängig von der Streifentheilung vertheilt werben. 
Durch Rechnung kann man fi nun jehr einfach) davon überzeugen, daß bei 
Grundſtücken bis zu 32 Meter Tiefe die Bauordnung von 1897 eine Ver: 
ſchlechterung gegenüber ihrer Vorgängerin bedeutet, daß ſelbſt bei Grundftiiden 
bis zu 50 Meter Tiefe, falls diejelben innerhalb der Stadtmauer Liegen, 
dasjelbe der Fall ift, und nur wenn fie außerhalb der Stadtmauer liegen, 
der gleihe Zuſtand wie früher erreicht wird. Erſt bei Grunditüden von 
70 Meter Tiefe und mehr bleibt auch im eriten Falle die gleiche Fläche un— 
bebaubar wie nach der Bauordnung von 1887. 

Ginftiger find die Beſtimmungen über die Minimalhofgröße. Sie wird 
von 60 Quadratmeter auf 80 Quadratmeter erhöht; wenn aber die nicht be= 
baubare Fläche geringer als 80 Quadratmeter ift, wird auch die Haupthof— 
fläche verkleinert. Nur bei Grundjtüden von weniger al$ 6 Meter Tiefe 
darf der Hof fehlen gegen 15 Meter der Bauordnung von 1887. 

3. Fürjorge im Innern. Cine Entwidlung zum Beſſern fönnen wir 
auch bei der Zimmerhöhe beobachten. Fiir Räume, die zum dauernden Auf: 
enthalte von Menſchen beitimmt find, jchrieb die Bauordbuung von 1853 eine 
lichte Höhe von 8 Fuß, die von 1887 eine jolde von 2,5 Meter vor. Die 
Bauordnung von 1897 hat die8 Maß auf 2,8 Meter erhöht. 

Gegen die Kellerwohnungen bradte zum eriten Male die Bauordnung 
von 1887 einige Beitimmungen, die gegen den Beſchluß der Stadtverordneten- 
verfammlung in derjelben verblieben. Bewohnte Räume dürfen nirgends tiefer 
al 0,5 Meter unter dem Grbboden liegen. Indeß wird eine Tiefe von 
1 Meter gejtattet, wenn fich an der zugehörigen Außenwand ein durchgehender 
Lichtgraben von 1 Meter Breite befindet, deifen gut zu entwäſſernde Sohle 
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15 Zentimeter tiefer als der Fußboden der anliegenden Räume liegt. Alle 
Räume müſſen mindeſtens 0,40 Meter über dem höchſten befannten Grund— 
waſſerſtande liegen. Die Bauordnung von 1897 hat dieſe Beſtimmungen 
nur wiederholt. Zu einem vollſtändigen Verbote der Kellerwohnungen hat 
ſie ſich nicht aufſchwingen können. 

4. Schutz gegen Verunreinigungen. In dieſer ſanitär ſo wichtigen 
Beziehung enthielt die Bauordnung von 1887 nur ſehr wenig, und über 
dieſes Wenige iſt ihre Nachfolgerin auch nicht hinausgekommen. Die Abwäſſer 
ſollen in die Kanäle oder, wo die erſteren fehlen, in die Straßenrinnen ab— 
geleitet werden. Wo die Aborte nicht an die Schwemmkanäle angeſchloſſen 
find, müſſen die Fäkalien in Tonnen oder Tonnenwagen geſammelt werden. 
Der Tonnenſtand muß dicht umſchloſſen werden und einen undurchläſſigen 
glatten Fußboden erhalten. Die Anlage von Gruben iſt verboten. Alle 
Röhren zur Ableitung unreiner Stoffe müſſen ein bis über das Dach führendes 
Dunſtrohr haben. Fir die Aufnahme von Hausmill oder gewerblichen Ab— 
fällen find undurchläffige, bededte Behälter vorgeichrieben. Die Ajchebehälter 
jollen feuerfejt fein. Zur Verfüllung von Balkendecken und Gewölben dürfen 
feine Stoffe verwendet werden, die durch gelundheitsichädlihe Beſtandtheile 
verunreinigt find. lleber das Material zur Anichüttung von Bauplägen wird 
feine Beitimmung getroffen, und doch it der hygieniſch veine Untergrund 
mindeftend jo wichtig, wie die hygieniſch reine Fehldecke. 

5. Schuß der Gefundheit und des Lebens der Bauarbeiter. Die 
Bauordnung von 1887 verlangte im Intereffe der Bauarbeiter die Abdeckung 
der Balfenlagen und die Umfriedigung der Deffnungen ($ 31). Damit be: 
gnügt fich auch die neue Bauordnung. Sie verbietet weder die Aufitellung 
bon offenen Kokskörben oder Koföfeuern in Räumen, in benen überhaupt 
Menſchen beichäftigt find, noch verlangt fie die Deritellung dicht verichließ- 
barer Fenfter und Thüren in den Räumen, wo längere Zeit gearbeitet wird. 
Auch die Frage der Baubuden und der Abtrittsanlagen für die Arbeiter 
während des Baues wird mit feinem Worte berührt. In Sachen Arbeiter: 
ihuß zeigt die neue Bauordnung die größte fozialpolitiihe Nüdftändigfeit. 

6. Daß die alte Bauordnung von 1853 den Grundfaß der Zonenbau— 
ordnung nicht anwandte, war felbftverftändlich; daß aber auch ihre Nach— 
folgerinnen, jfowohl die von 1887 wie die von 1897, darin feine Nenderung 
brachten, das erklärt fich jehr einfach aus dem ungeheuren Einfluß der Grunde 
und Hausbefiger Berlins. In einem Nachtrage zur Bauordnung von 1897 
find einige Landkomplexe und Straßen bejonderen Baubeſchränkungen unter: 
worfen worden — das ift aber auc Alles und nicht der Erwähnung werth. 
Berlin ift unter der Herrihaft der Miethölaferne groß geworden, und es 
ſcheint, als ob ftädtiiche wie jtaatliche Behörden in der Miethskaſerne das 
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Wahrzeihen Berlins erblidten, an dem fich zu vergreifen eine Verſündi— 
gung wäre. 

Die Bauordnung foll aljo in erjter Linie die Intereſſen der Gemeinichaft 
beziehungäweife ihrer Mitglieder gegenüber einer zügellofen Ausbeutung des 
Grund und Bodens und der verbrederiichen Vernachläſſigung aller Vorjchriften 
der Hygiene, der Baus und Feuerjicherheit in ausreichender Weile fchügen. 
Wir haben gelehen, wie oft diejelbe Hinter den bejcheideniten Anforderungen 
zurücblieb. Hier müſſen wir auf einen anderen Fehler berjelben hinweifen, 
der mit der gleichförmigen Giltigfeit derfelben unauflöslich verfmüpft ift. Die 
älteren Bauordnungen, jo nod) die Berliner vom Jahre 1887, ſowie viele 
Bauordnungen des heutigen Tages fernen feinen Unterſchied in der Behandlung 
der verichiedenen Theile einer Stadt. Sie werden dem alten Stadtferne mit 
einer meift unhygieniſch dichten Bebauung und Bevölkerung angepaßt und 
übertragen die WVerhältniffe der Altftadt ohne jede Spezialifirung auf die neu 
entftehenden Quartiere. Dieſe Thatjache erklärt fich jehr einfach aus der Vor: 
herrichaft der Haus: und Grundeigenthümer in den ftädtiichen Behörden. Der 
Merth der noch unbebauten Grundftücde im Innern der Stadt ift in gewiller 
Ausdehnung durch die Ausnügungsfähigfeit berjelben bedingt; die Größe der 
Ausnügungsfähigfeit wird ihrerſeits beſtimmt dur die Größe der Bebauung 
der bereit3 überbauten Grundjtüde. Wird nun durch eine neue Bauordnung 
die Ausnügungsfähigfeit diefer Grundſtücke gegenüber derjenigen der bereits 
bebauten Grunbdjtüde bejchränft, jo ift die unmittelbare Folge ein Sinken 
des Werthes der unbebauten Grundftüde und ein Verluft der Grundſtücks— 
befiger, mögen diejelben nun ihre Grumdftiide bereit unter jpefulativer Be— 
rüdfihtigung ihrer Ausnützungsfähigkeit gefauft haben oder dieſelben fchon 
jeit längerer Zeit befigen. Da haben wir denn wieder einmal den Sonflikt 
zwiſchen dem jtetig fich ändernden, eine ſtets wachſende Beichränfung des 
Eigenthumsrechtes der Privaten fordernden Intereſſe der Gemeinichaft und 
den eriworbenen Rechten der Privaten. Inwieweit prinzipiell dieie erivorbenen 
Nechte aufgehoben werden können ift eine Frage, auf die an dieſer Stelle 
feine Antwort gegeben werden kann. Läßt ſich behaupten, daß die zukünftige 
Ausnügung eined Grundftüds ein jolches erworbenes Recht darftellt? Kann 
das ſtädtiſche Gemeinweſen die Ausnügungsfähigkeit eines Grundſtücks durch 
eine weitergehende neue Bauordnung beſchränken oder niht? Muß fie an 
die Bejiger folder Grundftüde für die Aufhebung diefer Ausnügungsfähigfeit 
Scadenerja zahlen? Unſeres Erachtens liegt in dieſem Falle das Nifiko 
ganz allein bei dem Käufer ſtädtiſcher Grundſtücke. Er weiß, dab & Baus 
ordnungen giebt, und er weiß ebenjo wohl, daß eine Bauordnung etwas 
Wechſelndes it. Wenn er alio bei dem Kaufe eines Grundſtücks den 
Werth desſelben durd; die Ausnügungsfähigkeit beftimmen läßt, jo fpekulirt 
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er auf ein Weiterbeſtehen der alten Bauordnung. Aus dieſem Spekuliren auf 
das Weiterbeſtehen der Bauordnung aber ein Recht auf das thatſächliche Weiter: 
beitehen derſelben ableiten wollen, wäre allerdings ganz in dem Sinne einer 
Geſellſchaftsordnung gehandelt, für die das Gemeintvejen nur ald Ausbeutungs: 
objeft im Interefle der Befigenden vorhanden ift. Wir können daher der Be: 
hauptung Stübbend,* „daß die Bauordnung da Halt machen muß, wo ihre 
Vorſchriften berechtigte Intereffen verlegen, wirthichaftlihe Nachtheile von 
erheblihem Umfange hervorrufen würden,“ nicht zuftimmen, noch weniger aber 
den weiter fi) anjchliegenden Sägen: „Die Grundlage der Bauordnung: 
vorfchriften bildet deshalb überall mit Necht da3 vorhandene Bauweſen in 
den alten Stabttheilen* und weiter: „die Ausnitgung . . . kann in alten 
Stadttheilen durch die Bauordnung wenig herabgedrüdt werden; bet alt bebauten 
Grundftüden wird man jogar auf eine Herabdrüdung der Ausnützung, aljo 
der Wohnungsdichtigfeit auch im Falle des Neubaues bis zu einer gewiſſen 
Grenze verzichten müllen.” Es fragt fi) eben nur, was find „berechtigte 
Interefjen“, was find „wirthichaftliche Nachtheile von erheblihem Umfange“ 
und was heißt „bis zu einer gewiſſen Grenze“? Für die Grund: und Haus: 
befiger find alle ihre Intereſſen und allein dieſe berechtigt; für fie ift jede 
Beſchränkung der Ausnügungsfähigkeit ein wirthichaftliher Nachtheil von er— 
heblihem Umfange, jelbjt wenn die Bauordnung ihnen nur verbietet, Räume 
ohne Luft: und Lichtzufuhr als Wohnungen zu vermiethen. Aber Stübben 
giebt und eine Richtichnur dafür, wie weit die wirthfchaftlihe Rückſichtnahme 
zu gehen habe. „Allein diefe wirthichaftlihe Nüdfihtnahme bezieht ſich nur 
auf die bebauten und unbebauten Grundftüde der Innenſtadt, auf neu gewonnene 
Bauftellen aber nur inſoweit, als dieje bereits denjenigen Werth erlangt haben, 
der die innerftädtiiche dichte Ausnützung auch für fie wirthichaftlich notwendig 
macht.“ Ein falomonifher Ausipruh! Durd die von der Bauordnung bes 
ftimmte Ausnügungsfähigkeit wird der Werth eines Grundjtüds beftimmt. 
Und diefer Werth verlangt die Ausnügung des Grundftüds, wird zum bes 
rechtigten Jntereffe, vor dem die Bauordnung Halt zu mahen hat. Mit anderen 
Worten heißt dies nur: die Bauordnung wird durch die von ihr ſelbſt ge- 
ſchaffenen Verhältniſſe unveränderlich. 

Es iſt klar, daß der geringſte Angriff auf die Ausnützungsfähigkeit der 
Grundſtücke das ganze Heer der Haus- und Grundſtücksbeſitzer in Waffen 
bringt; zumal wenn ein ſolcher ſich gegen ſo werthvolle Objekte der Speku— 
lation richtet, wie die Grundſtücke im Zentrum einer Stadt es ſind. Daher 
finden wir denn überall die Erſcheinung, daß in der Regelung der Bau— 
verhältniſſe des Stadtkernes die Fortſchritte der Bauordnungen, vor Allem 


* Städtebau im Handbuch der Hygiene IV, ©. 450 ff. 
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in hygieniſcher Hinſicht, nur ſehr geringe geweſen ſind. Den Beſtrebungen, 
gerade hier, wo es am nothwendigſten wäre, energiſch und radifal vorzu— 
gehen, ftellt fih das unbewegliche Hinderniß des Hausbeſitzerintereſſes ent- 
gegen. Wollte man nun aber nicht ohne Weiteres die verwerflichen Bebau— 
ungszuftände der Altſtadt auf die neu in die Bebauung einbezogenen Stadts 
theile übertragen, jo war nur eine Möglichkeit gegeben: bie unterjcheibende 
Behandlung der verichiedenen Stabttheile, zunächſt der alten bereitö bebauten, 
von den noch im Entſtehen begriffenen Quartieren, Man fonnte dann 
weiter innerhalb der Quartiere wieder Verfehröftraßen und Wohnftraßen 
unterjcheiden; man fonnte die Fabrikanlagen in bejondere Theile verweijen. 
Damit find wir bei der fogenannten Zonenbauordnung angelangt, das 
heißt einer Bauordnung, welche das Stadtgebiet in Theile zerlegt und für 
diefe Theile verjchiedenartige Beitimmungen erläßt. Diefe Beſtimmungen bes 
treffen die Anlage von Vorgärten, die Häuferhöhe und Gejchoßzahl, die Größe 
des Bauwichs, die Größe des unüberbaut bleibenden Hofraumd, den Aus— 
ihluß von Hintergebäuden, kurz, fie fuchen die Arealdichtigkeit und damit 
auch die Wohnraumbichtigfeit herabzufegen. Einige Beifpiele derartiger Zonen- 
bauordnungen werden das ihnen zu Grunde liegende Prinzip am bejten ver: 
deutlichen. 

Berlin: Für die Vorortbezirke: I. Zone viergefchoifige Bauten, h*— 18 m, 
H=*/10 G; II. Bone dreigeichoffige Bauten an unfertigen Straßen, h=15 m, 
H=*ıo G, diefe Zone ift zum Verſchwinden beftimmt; III. Zone zwei— 
geihoifige Bauten, Bv=4 m, H=?/ G. — Die I. und II. Zone um— 
fajjen 46600 ha, die III. 26480 ha= 31°. 

Köln. I. Zone: Innenftabt 865 ha; II. Zone: ftädtifche Vororte 1310 ha, 
h==17 m, 3 Wohngeidoffe, U— °/ıoo G; III. Zone: ländliche Vororte 
6805 ha, h=15 m, 2 Wohngeihoife, U— °ıo G; Heinere Landhaus: 
bezirte 889 ha, h=15 m, 2 Wohngeihofle, Bv—=5 m, H=fıo. 

Franffurta.M. Innenſtadt mit dichter Bebauung 200 ha, h=18 m, 
3 Obergeſchoſſe. In der Außenftabt werben zwei Zonen umterjchieden: eine 
innere, Bv—=3 m, H=%/ıo G, und eine äußere, Bw — 4 beziehungöweife 
5m, H=°/ıo G. Ferner werden innerhalb der Zonen reine Wohnpiertel, 
gemijchte Viertel und Fabrikviertel unterjchieden. 

Magdeburg. Altjtädtifche Bebauung: 4 Geſchoſſe, H='/s G; äußere 
beichräntte Bebauung a) h— 16 m, 3 Geſchoſſe, U— '/; G; b)h= 16 m, 
3 Geihoffe, H='/. G; ec) Bebauung mit Bauwich: wie b, aber mit Bau— 
wid von 5 m. Außerdem noch eine bejondere Fabrikbebauung. 


* h= Haushöhe; H — unbebaute Hofgröße; G — Grundftüdägröße; Bw — 
Bauwich. 
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Hannover. Innenzone mit dichter Bebauung 770 ha, h=18 m, 4 Wohn- 
geſchoſſe, H="/s G; weniger dichte Außenzone mit geichloffener Bebauung 
2970 ha, H=*/ıo G; fabriffreieg Landhaußviertel 215 ha, h= 13,5 m, 
Bw=3m, H=!Yı G. 

Dieje Beifpiele werden genügen, da e3 nicht im unferer Abficht liegt, die 
Zonenbauordnungen aller größeren Städte zur Darftellung zu bringen. Wir 
verweijen auf die Enquete von Baumeister und jein Referat auf der 20. Ber: 
jammlung des Deutfchen Vereins für öffentliche Gejundheitspflege 1895, wo 
er außer den von uns behandelten Städten noch Altona, Breslau (Bau: 
polizeiordnung von 1893), Hamburg (Gefege von 1892 und 1895), Barmen 
(22. März 1894), Hildesheim, Bochum anführt, ferner auf Stübben im Hand» 
buch der Hygiene IV, ©. 476 ff., der noch Münden, Stuttgart (Bauordnung 
vom 22. Juli 1897), Diüffeldorf, Wiesbaden erwähnt. Wir fügen Hinzu: 
Karlsruhe (Bauordnung von 1898), Offenbach (6. Nachtrag zur Bauordnung 
vom 28. Januar 1897), Elberfeld, Halle a. ©. (Bauordnung vom 20. Juli 1898). 

Durch die Zonenbauordnungen, die ein Kompromiß zwijchen den Forderungen 
der Hygiene und den Ausbeutungsintereifen der Grund- und Haußbefiger dar: 
ftellen, wird alfo mit mehr oder weniger Entichiedenheit, in mehr oder weniger 
großer Abſtufung der Grundjag durchgeführt, verjchiedene Zonen, je nad) den 
Zweden, die denjelben ihren Charakter aufdrüden, zu bilden und in dieſen 
Zonen die Bebauungsdichtigkeit verfchieden zu geftalten. Das allgemeine Schema 
diefer Zonenbauordinungen befteht darin, bei den Abitufungen die Zunahme 
der Hofgröße mit der Abnahme der Häuferhöhe und der Zunahme der Ge- 
bäubdeabftände zu fombiniren. Das Ideal derjelben ift eben dad von allen 
Seiten freiitehende, von Garten umgebene Cinfamilienhaus — ein deal, das 
in unferen gejellichaftlichen Verhältuiffen nur von einem winzigen Bruchtheil 
der Stadtbewohner erreicht werden fann. Ohne Zweifel wird dur eine 
derartige Kombination eine jehr fchnelle Abnahme der Bebauungsdichtigfeit 
erreicht, deren ganzer Fehler darin befteht — daß fie zu jchnell ift und daher 
nur einer geringen Minderheit begüterter Leute zu Gute kommt. Man mache 
fih doch zunädhft einmal ar, was denn eigentlich durch die Bauordnung 
erreicht werden fol. Doc ausfchliehlih das Ziel, den Bewohnern ausreichenden 
MWohnungdraum mit hygieniſch genügender Luft: und Lichtzufuhr zu verichaffen! 
Dazu ift es aber durchaus nicht nöthig, daß die Cinfamilienhäufer mit Baus 
wich, Vor: und Nücdgarten gebaut werden. Gärten, die in der Stabt im 
Stande gehalten werden follen, koſten Geld, das weder die Arbeiterflafle noch 
die kleinere Mittelklafie dafür iiber hat. Außerdem find die wenigſten Stabt: 
bewohner jo enthufiaftiiche Gartenfreunde, daß ihnen die Pflege der Kleinen 
Landfegen, auf denen fie ja natiirlich fein Gemüſe bauen können, nach ſchwerem 
Tagewerke noch einen befonderen Genuß gewährte. Macht man fich aber ein» 
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mal von der Beichränftheit, Einfamilienhäufer nur mit Bor: und Rückgarten 
und freiftehend denken zu können, frei, jo ift durchaus fein Grund dafür vor— 
handen, weshalb die einſtöckigen Einfamilienhäufer nicht in gefchloffener Baus 
weife aufgeführt werben, und weshalb gerade für dieje hygieniſch vortheilhaften 
Bauten noch beſonders große über das nothwendige hygieniſche Maß hinaus: 
gehende Hofräume erforderlich fein jollten. Verzichtet man auf das Schema 
der Kombination, jo wird man unſeres Gradtend die Wohlthat des Ein- 
familienhaujes in viel weitere reife tragen können, als das bisher der Fall 
iſt. Es ift daher ein entichieden jehr richtiger Gedanke der Hallenfer 
Zonenbauordnung von 1898, in den Beſtimmungen für die Einfamilienhäufer 
(8 40b) bejondere Erleichterungen zu gewähren. Darnach wird die Freifläche 
des Hofes fiir derartige Bauten, deren Grundftücdsfront nicht mehr als 8 Meter 
betragen darf, in der III. und IV. Zone auf ein Drittel der Geſammtfläche 
ſtatt zwei Fünftel beziehungsweile die Hälfte herabgefegt und zugleich die Be— 
ſtimmung aufgehoben, daß diefe Freifläche eine Minimalgröße von 50 Quadrat: 
metern haben muß. Der Bauwich von 5 Merern, der für die IV. Bone vor: 
geichrieben ift, wird allerdings beibehalten und nur das Zugeftändniß gemacht, 
daß architektoniſch einheitiiche Gruppen von vier Häuſern gebildet werden dürfen. 
Auch die Frankfurter Bauordnung fennt, joweit es fi) um die Hoffreifläche 
handelt, Erleichterungen für Einfamilienhäufer. Der Bauwich wird aber aud) 
hier gefordert. Die erwähnten Erleichterungen gehen entichiebden nicht weit genug. 
Will man den Bau von Eins oder Zweifamilienhäufern aud für die unteren 
Klaſſen in den Außenbezirfen der Großſtädte möglich machen, jo muß in 
erfter Linie die Forderung des Bauwichs fallen. Das iſt aber auch jehr gut 
möglich, fobald man nur durd die Feitiegung von rückwärts belegenen Bau: 
fluchtlinien und ftrengfte Durchführung des Grundjages von der Gleichheit der 
Gebäubehöhe und der Breite der vor dem Gebäude freibleibenden Grund: 
ſtücksfläche für die Erfüllung der hygieniſchen Forderungen forgt. Wie man 
fieht, unterliegt das allgemein gebräuchliche Schema der Zonenbauordnungen 
berechtigten Angriffen, und die Rettung liegt auch hier allein in der Befrei— 
ung bon dem Schema. 

Ein wichtiger Punkt bei der Einführung von SZonenbauordnungen  ift 
die Unterbringung der YFabrifanlagen, beziehungsweife die Bildung fabriffreier 
Wohnbezirke. Das lettere wird ſich in den meiften Fällen viel leichter erreichen 
laſſen, als das erjtere. Das Verbot ift leicht ausgeſprochen, dazu bedarf es 
feiner eingehenderen Studien über die zur Errichtung eines Fabrifviertels 
geeignetiten Theile ded Stadtbezirke und ebenfo wenig foftipieliger Anlagen, 
wie Bahnanfchlüffe, Verbindungsbahnen u. |. w. Um aber in einer großen 
oder ſich rajch entwidelnden Fabrikſtadt der Induſtrie beftimmte Quartiere 
anzuweiſen, dazu bedarf es eines bedeutenden Weitblid3 und klarer Einficht 
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in die wirthichaftlihen und techniichen Bedingungen der Induſtrie, wie fie 
fih nur felten in den Stadtverwaltungen finden. In der That fonımt es den 
meiften berjelben in erfter Linie darauf an, vornehme Wohngquartiere zu ſchaffen 
und von denjelben alle die Störungen und Unamnehmlichkeiten fern zu halten, 
die num einmal mit Yabrifanlagen verbunden zu fein pflegen. Für derartige 
ortöftatutarifhe Beſtimmungen werden die in ben Stadtverorbnetenverfamm: 
lungen vorherrihenden Grund» und Hausbefiger ſtets zu haben jein, da dies 
jelben den Willenvierteln das nothwendige Moment der Stabilität gewähren, 
fie gegen unmwillfommene Cindringlinge Ichügen und dadurch vor Nevolutionen 
bewahren, die in der Baugeichichte der Städte nur zu häufig find. 

Die gejeglihe Grundlage für die Anlage von Fabrikvierteln beziehungs— 
weile das Verbot von Fabritanlagen fir beitimmte Quartiere gewährt die 
Gewerbeordnung in den SS 16 und 23 al. 3. Darnach bebürfen Anlagen, 
die durch die örtliche Lage oder die Beichaffenheit der Betriebsſtätte für die 
Beliger oder Bewohner der benachbarten Grundftüde oder für das Publikum 
überhaupt erhebliche Nachtheile, Gefahren oder Beläftigungen herbeiführen 
fönnen, einer Konzeſſion. Der Landesgeieggebung bleibt das Recht vorbehalten, 
zu verfügen, intwieweit durch Ortsftatuten darüber Beſtimmung getroffen werden 
kann, daß einzelne Ortötheile vorzugäweije zu Anlagen der in 8 16 erwähnten 
Art zu beitimmen, in anderen Ortötheilen aber dergleichen Anlagen entweder gar 
nicht oder nur unter beionderen Beſchränkungen zuzulaffen find. Won dieſem 
Rechte haben die meisten deutihen Staaten Gebrauch gemadt, jo Württem— 
berg in der Allgemeinen Bauordnung von 1872 $ 30, Baden im Eins 
führungsgeleg vom 21. Dezember 1871 zur Gewerbeordnung, Heſſen in der 
Allgemeinen Bauordnung $ 29, Braunfchtweig, Anhalt, Sachen und andere 
mehr. Nur Preußen macht wieder einmal eine Ausnahme; es hat fein der: 
artiges Geſetz erlaſſen. Nach einer Enticheidung des Oberverwaltungsgerihtes 
(Bd. XVII, ©. 362) find indeß die Polizeibehörden durch die in der Gewerbes 
ordnung 88 1, 16, 23, 27 enthaltenen Sagungen nicht behindert, im Rahmen 
ihrer landesgejeglihen Befugnifie durch Verordnungen und Verfügungen die 
Heritellung joldher Anlagen gewerblicher oder nichtgewerblicher Art zu verbieten 
oder zu beichränfen, deren Betrieb gefahrbringend oder fiir dad auf den 
Straßen, Wegen und Plägen verfehrende Publikum mit Nachtheilen oder Be— 
läftigungen verbunden ift. 

Die Städte haben num die Anlage von Fabriken in den Villenvierteln 
entweder bireft verboten, wie in Breslau, Barmen und an anderen Orten, 
oder durch die Vorichrift beſonders großer Abſtände zu erjchweren geiucht. 
So verlangt zum Beilpiel Frankfurt a. M. einen Abftand von 20 Metern 
in den MWohnvierteln ber inneren Zone, von 40 Metern in ben Wohnpierteln 
der äußeren Zone und von 10 Metern in den gemilchten Vierteln, und zwar 
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auf allen Seiten von der Grundjtüdägrenze und von der Straße. Das tft 
wohl der gewöhnlihe Vorgang. Seltener iſt die Ausſcheidung bejonderer 
Fabrikviertel und das Verbot der Anlage von Fabriken in den übrigen Stadt: 
theilen. Nicht ohne Grund, mie dies die Geſchichte des Ortsſtatuts in 
Dresden vom 5. Februar 1878 beweiſt, über das Hendel auf der 14. Ver: 
jammlung des Vereins für öffentliche Gejundheitöpflege berichtete.* 

Zwei Punkte find hier intereflant. Cinmal, daß bejonders die Fabrik: 
befiger die Agitation für den Erlaß eines Ortsjtatuts betreffend die Ein- 
rihtung von Fabrifvierteln befürworteten. Dabei verlangten fie aber, daß 
den Anliegern, die Nichtfabrifbefiger find, dadurch das Beſchwerderecht ab- 
geichnitten werde, alfo innerhalb der Yabrikviertel feine Rüdfiht auf Rauch-, 
Ruß- und fonftige Beläftigungen genommen zu werden brauche. „Es follte 
ein Fabrikdiftrift mit der Wirkung errichtet werben, dab überhaupt Niemand 
fünftig mehr in ſolchem Yabrikviertel bauen dürfe, ohne daß er fich vorher 
ausdrüdlich verpflichtete, auf alle und jede Beichwerde gegen die in dem 
Fabrikviertel vorhandenen oder fünftig zu errichtenden Fabriketabliſſements 
zu verzichten.“ Diefe Forderung mußte natürlich als ungejeglih von den 
ftädtifchen Behörden zurückgewieſen werden, zeigt aber, wie weit einfeitige 
SIintereifenvertretung zu gehen bereit ift. Der zweite zeigt die Schwierigkeiten, 
die einem ſolchen Ortöftatut in den Weg treten, aufs Deutlichfte an. Das 
Ortöftatut verwies die in 8 16 der Gewerbeordnung angeführten Anlagen, 
ferner die lärmenden Anlagen nad) $ 27 der Gewerbeordnung und außerdem 
größere Dampffraftanlagen in den wejtlihen Stadttheil. Dabei mußten 
einige Bezirke in den fabriffreien Vierten, die ftarf mit Fabriken bejegt 
waren, ausgenommen werden. Selbitverjtändlich mußten die beftehenden Ans 
lagen belafjen werden, jogar eine Vergrößerung derielben erlaubt bleiben, 
fofern nur nicht eine kleinere Dampfkeffelanlage in eine größere verwandelt 
wurde. Dieſe Feitiegungen bemweijen jchon zur Genüge die Verlegenheit der 
Gejeggeber, da die Größe der Dampfteflelanlage durchaus nicht da3 Maß 
der von ihr bereiteten Beläftigung ift. In der Praris mußte es daher zu 
Dispenfationen fommen. Die Entwidlung der Heiz: und Beleuchtungstechnit 
durchlöcherte dann das Ortsitatut noch mehr. Die Stadt wollte ein Elek— 
trizitätswerk einrichten, fonnte aber auf Grund ihres Statuts die Anlage 
nicht innerhalb der Stadt, wie techniſch nothiwendig, ausführen. Ihre Abficht, 
für das Glektrizitätswerf im Beſonderen und für größere Dampffeffelanlagen 
zu Heiz: und PVentilationdzweden im Allgemeinen eine Ausnahme auf ort3= 
ſtatutariſchem Wege zu machen, fand ebenfo wenig wie ein Geſuch um Diss 
penfation von den betreffenden Paragraphen des Ortsftatuts die Genehmigung 


"DB. f. ö. © XXI, (1889), ©. 42 ff. 
Hugo, Deulſche Städtevermwaltung. 28 
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des Minifteriums de3 Innern. Die Stabt war alio gezwungen, ihr Elek— 
trizitätswerk an anderer Stelle zu errichten. 

Die Aufgabe der offenen beziehungsweije mweiträumigen Bauweiſe war ur: 
ſprünglich eine rein janttäre; man wollte es vermeiden, daß bie Uebelſtünde, 
unter denen die alten Stadtferne in täglich neu bezeugter Weile zu leiden hatten, 
der Mangel an Luft und Licht mit feinen hygienisch ſchädlichen Folgen, das 
Zufammendrängen großer Bewohnermaffen in hochgethürmten Miethkafernen, 
ſich auch auf die neu entjtehenden Stabttheile ausdehnten, daß das Wohnungs: 
elend in jeinen abichredenditen Formen ſich aud in diefen in gleicher Weile 
verjüngte und fortpflauzte. Gefündere Wohnungen waren das Ziel, bas 
man fich geftedt hatte und das man durch die weiträumigere Bebauung zu 
erreichen hoffte. Leider find gelündere Wohnungen und gejundes Wohnen 
nicht identiih. Man muß fi zunächſt den Unterſchied zwiſchen Areal: 
dichtigkeit (Bewohnerzahl bezogen auf die Grundſtücksfläche) und zwifchen 
der Wohnraumdichtigfeit (Bewohnerzahl bezogen auf die Wohnraum: 
fläche) ftetS gegenwärtig halten. Beide find durdhans feine identiſche Indices 
der Art und Weije, in der das Wohnungsbedürfniß befriedigt wird. Ihre Größen 
brauchen fich daher auch gar nicht zu entiprehen. Es kann ſehr wohl eine 
höhere Arealdichtigkeit mit geringerer Wohnraumdichtigkeit Hand in Hand gehen 
und umgefehrt, und vom hygieniſchen, ebenſo wie vom fozialpolitifchen und 
fittlihen Standpunkte aus ift in vielen Fällen das erjtere Verhältniß ganz 
entjchieden dem zweiten, geringere Nrealdichtigfeit mit größerer Wohnraum: 
dichtigkeit, vorzuziehen. In der Praris find allerdings die Zuftände derart, 
daß auf den Grumbdftüden mit größter Arealdichtigkeit fich auch die größte 
Wohnraumdichtigfeit zu finden pflegt. Es find daß eben die Grundftüde mit 
Miethfafernen. Hier geht die Bebauung des Grundftüds bis an bie äußerfte 
Grenze des baupolizeilich Erlaubten, und ebenfo wenig fennt die Belegung des 
Mohnraumd eine Grenze. 

Bon Gegnern der weiträumigen Bebauung wird nun die geringere Wohn 
raumdichtigfeit als dad Wichtigere hingeitellt und behauptet, daß fich diefelbe 
nur dann erreichen lajle, wenn eine dichtere Bebauung, aljo größere Areal: 
dichtigfeit geftattet würde. Die größtmöglihe Ausnügung des Grund und 
Bodens geitatte die Produktion einer größeren Wohnraumflähe, damit eine 
Herabjegung der Miethen und damit eine Vergrößerung de3 auf den einzelnen 
Kopf entfallenden Wohnraums. Es dürfte indeß für die Anhänger dieſer 
Richtung Fehr ſchwierig fein, den Beweis für die Verbilligung der Miethen 
zu führen. Im Gegentheil beweilt die Erfahrung aller Großftäbte, daß ge 
rade in den Slums, wo die Areal und Wohnraumdichtigkeit am größten: ift, 
die Miethpreife auch am höchſten find. Es ift eine befannte Thatſache, daß 
die Nermiten der Armen am allertheuerften wohnen. Außerdem verbürgt die 
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geringere Wohnraumbichtigkeit durchaus noch fein gejundes Wohnen. Der 
hygieniſche Charakter de Wohnraums, feine Belichtung, Bejonnung, Luft 
aufuhr find von ber allergrößten Wichtigkeit und dieſe Faktoren werben eben 
durch den Weberbauungsgrad eines Grundftüds bedingte. Die Formel größt- 
mögliher Wohnraum ift daher noch feine Löſung; fie muß heißen größt- 
möglicher gejunder Wohnraum. 

Sollte das Ziel des gejunden Wohnens, aljo die Verbindung von ge— 
ringerer Areal» und Wohnraumbdichtigfeit, erreicht werden, jo mußte die offene 
Bauweiſe auch noch die Gigenjchaft haben, die Höhe der Miethpreife herab: 
zufegen. Denn waren einmal die gefunden Wohnungen in Folge der offenen 
Bauweiſe vorhanden, jo handelte es fi) nur noch darum, die Belegung biejer 
Wohnungen möglihft günftig zu geftalten. Das Zufammendrängen der nichts 
befigenden Schichten des Volkes in viel zu engen Wohnungen, die Aufnahme 
von Aftermiethern, Schlafgängern u. ſ. w. find aber allein eine Folge des zu 
hohen Miethpreijes der Wohnungen; des Vergnügend wegen wird Niemand 
berartige Elemente in feine Wohnung aufnehmen. Mit den gefunden Woh— 
nungen war e3 aljo nicht allein gethan; diefe mußten auch billig fein. Erſt 
die gejunde, billige Wohnung kann eine Verbeflerung der Wohnungs: 
verhältniffe bieten. Die Vertheidiger der weiträumigen Bauweiſe behaupteten 
nun, daß mit derfelben nicht nur das hygieniſche Ziel der gefunden Wohnung, 
fondern auch das fozialpolitiich wichtige der billigen Wohnung erreicht werde. 
Sie führten aus, daß ber baupolizeilich äußerfte Grad der Bebauungsfähigfeit 
eines Grundftüds den enticheidenden Faktor des Bodenpreiſes ausmache, daß, 
wie fid) der Sorreferent Claßen-Hamburg auf dem Magdeburger Kongreſſe 
des Deutfhen Vereins für öffentliche Gejundheitöpflege ausbrüdte, der wirf- 
lihe Preis des Boden? nur eine Funktion deſſen iſt, was darauf gebaut 
werben darf. Nun kann ganz offenbar durch baupolizeiliche Beitimmungen 
die Bebauungsfähigkeit eines Grundſtücks beſchränkt und in Folge deſſen auch 
der Preis desfelben herabgedrüdt werden. „Da nun“, wir zitiren Profeſſor 
Baumeifter, „die Miethe auf dem aufgeiwendeten Kapital beruhe und dies 
Kapital aus zwei Bolten zufammengejegt fei, dem Preiſe für Ankauf des 
Bauplage3 und für Herftellung des Hauſes, fo müffe, wenn der Preis ber 
Bauſtelle heruntergehe, weil die Baupolizei fiir geringere Ausniitzung Sorge 
getragen habe, doc das aufgewandte Kapital auch heruntergehen und der 
BVermiether könne bei dem gleihen Nuten für ihn die Wohnung billiger 
vermiethen“. Dies Räſonnement ift leider durchaus fehlerhaft. Selbit wenn 
wir zugeben, daß thatjächlich durch die baupolizeilihe Beſchränkung der Be: 
nügungsfähigkeit des Grund und Bodens der Preis desjelben verringert wird — 
und das wird auch allerjeit3 zugeftanden —, jo folgt daraus noch gar nichts 
für den Preis der Wohnungen, höchſtens für die Herftellungsfoften der Häuſer. 
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Es handelt ſich ſcharf gefaßt um die Frage: find die Koſten des Grund und 
Bodens, der zur Herftellung eines Kubikmeter Wohnraum gleicher Güte noth- 
wenbig ift, geringer bei der weiträumigen Bebauung, als bei der geichloffenen 
und engen Bebauung. Da offenbar bei der erſteren ein größere® Quantum 
Boden nothwendig ift als bei der leßteren, fo muß die behauptete Verbilligung 
des Grund und Bodens jo groß fein, daß der Preis des größeren für ben 
Kubikmeter Wohnraum erforderlichen Areald geringer ift, als der des kleineren 
Areald im zweiten Falle, falls iiberhaupt eine Verbilligung der Wohnungen 
möglich fein foll. 

Bon den Gegnern der weiträumigen Bauweiſe wird nım behauptet, daß 
die preißmindernde Wirkung der Baubefchränfungen nicht die Preisfteigerung 
aufzuheben vermöchte, die, das gleiche Wohnungsraumbedürfniß vorausgejegt, 
eine Folge der geiteigerten Nachfrage nad) Grund und Boden nothwendig fein 
müffe.* Ein ftatiftiicher Beweis kann von ihnen nicht geführt werden, da es 
an einem hinreichend großen und genügenden Zahlenmaterial fehlt.** Ahr 
Beweis ift ein rein deduftiver, der an ber enticheidenden Stelle verfagt. Da 
für einen gleich großen Wohnungsraum bei weiträumiger Bauweiſe ein größeres 
Areal erforderlich iſt al3 bei geichloffener Baumeile, jo muß eine größere 
Nachfrage nad) Bauland entftehen und diefe Nachfrage muß die Preije für 
dasſelbe fteigern. Daraus wird eine preisfteigernde Tendenz der weiträumigen 
Baumeife geichloffen. Offenbar kann diefe aber nur bei dem Webergange von 
der geichloffenen zur weiträumigen Bauweiſe und daher nur vorübergehend 
wirffam fein. Denn daß niedrige Bodenpreife und mweiträumige Bebauung 
jehr wohl miteinander Hand in Hand gehen können, das beweifen die Boden 
preisverhältniffe in England, Belgien und anderen Ländern, wo das Einfamilien- 
haus die Negel und nicht wie bei uns die Ausnahme ift. Ueber das Stärfe- 


* Vergleiche zum Beifpiel Abele, Weiträumiger Städtebau und Wohnungs: 
frage. Stuttgart 1900, ©. 52 ff. 

** Auch was Abele 1. c. S. 65 über die Stuttgarter Miethen anführt, ift fein 
Beweis, Die Miethpreiderhöhungen der Jahre 1893 bis 1897 und 1897 bis 1899 
fönnen nicht als ein Beweis für die jchädliche Wirkung der Baubefchränfungen 
angeführt werden, da die fraglichen Baubefchränktungen die Bergftraßen und 
Quartiere betreffen, die nur in ganz geringer Ausdehnung für die Anlage Kleiner 
MWohnungen geeignet find und benügt wurden, und ferner die offene Baumeife 
mit 3 Meter Abitand in Stuttgart bereits feit 1840 befteht. Die rapide Mieth— 
fteigerung fällt eben in eine Zeit, in der Stuttgart von 139817 Einwohnern in 
1890 auf 162256 in 1896 und ſchätzungsweiſe bis 1. Dezember 1900 auf 179275 
Einwohner wuchs. Das erklärt alles, Wie tendenziös übrigens Abele die Ziffern 
verwerthet, dafür nur folgende Anführung. 1888 bis 1898 ftieg der Mietpreis 
für 1 Zimmer von 120 auf 150 ME, alfo um 30 ME., „dagegen“ (!!) von 18983 
bis 1897 von 150 auf 180 ME,, alfo um 30 Mt. Datum des Inkrafttretens der 
verhängnißvollen Bauordnung 1. Oltober 1897, 
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verhältniß diejer Tendenz zu der anderen preißvermindernden der Baubeichräns 
tungen läßt fich ferner aus jener Behauptung, vorausgeſetzt, daß dieſelbe richtig 
wäre, durchaus nichts fchließen. Das kann nur ein erafter Zahlenbewveis, an 
dem es, wie ſchon geſagt, gänzlich fehlt. 

Bei der weiträumigen Bebauung wird für das gleihe Quantum Wohn 
raum ein größeres Quantum Bauareal gefordert als bei der engen Bebauungs— 
weile. Daraus folgt mit Nothwendigfeit, daß bie einmaligen Aufwendungen 
der Städte für Kanalifation, Straßenanlagen, Gas- und Wafferleitungen, fo: 
wie die laufenden Auögaben für Straßenreinigung und -Unterhaltung, die Be— 
leuhtung und Bewahung der Straßen, Abfuhr des Hausmülls u. |. w. eine 
gewiffe Steigerung erleiden müſſen. Ein Theil der Aufwendungen für 
die Straßenbauten und Sanalifationsanlagen, in einzelnen Staaten aud) die 
Gasbeleuchtungseinrichtung, werben von den Gemeinden gefeglicher Weile auf 
die Straßenanlieger bei der Errichtung ihrer Neubauten abgemwälzt. In Folge 
deſſen müſſen natürlich die Herftelungskfoften der Häufer fteigen und die Woh— 
nungen theurer werden. Dies ift ein zweiter Einwand, der gegen die Ein- 
führung der mweiträumigen Bebauung von ihren Gegnern gemacht wird. Die 
Thatfahe jelbft ift unbeftreitbar. Ob aber die Belaftung groß genug ift, um 
gegenüber den anderen miethlteigernden Faktoren ind Gewicht zu fallen, über: 
haupt bemerkbar zu werden, ift mehr als zweifelhaft. Bei den Miethiteigerungen 
der großitäbtiihen Hausbefiger handelt es fih um ganz andere Summen, 
neben denen die Zinjen der in Betracht kommenden Mehraufwendungen als 
LZappalien verſchwinden. Außerdem aber wirb von ben Freunden ber weit: 
räumigen Bebauung mit vollem Rechte darauf hingewieſen, daß die Koſten 
für Kanalijation und Straßenbau bei Eleineren eins und zweiftödigen Häufern, 
die an reinen Wohnftraßen gelegen find, pro Frontmeter ganz bedeutend ge: 
ringer fein können, als in den breiten Straßen mit hochgethürmten Häufern 
und bis auf? Aeußerſte ausgenütztem Hinterlande, wo die großen anjäffigen 
Bevölkerungsmaſſen allein ſchon einen beträchtlichen Straßenverkehr erzeugen. 

- Zweierlei haben wir durch unjere Kritik der weiträumigen Bebauung fejt- 
ftelen fönnen; einmal daß diejelbe aus hygieniſchen Gründen entſchieden den 
Vorzug vor der engräumigen verdient, daß aber zweitens eine weitgehende 
Verbilligung der Wohnungen von ihr allein nicht zu erwarten ift, wenn auch 
dad Gegentheil troß aller Behauptungen der Haus- und Grundbefigervereine 
und ihrer literariihen Vertreter erft recht nicht ermwielen ift. In dieſem 
Refultate werden wir noc durch die Ueberlegung beitärkt, daß der Preis der 
Wohnungen gar nicht allgemein durch ihre Herftellungsfoften beftimmt wirb. 
Die Herftelungsfoften jegen fi) auß den Koften des Grund und Bodens 
und aus denen des Mohngebäudes zufammen. Die übliche Verzinfung des 
Koftenaufiwandes, die Steuern, Reparaturkoften u. ſ. w. müffen durch die Miethen 
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bes Haufes aufgebracht werben. Alle dieſe Momente find für die Preisbilbung von 
Bedeutung; fie beitimmen ben Minimalpreis der Wohnungen, aber auch nur 
diefen. Inwieweit dieſer überjchritten wird, hängt davon ab, in weldher Aus: 
dehnung der Monopolcharakter der Waare Wohnung von dem Befiger aus— 
genügt werben kann. Dabei müffen wir zwiichen den größeren und theueren 
Wohnungen und den Kleinen Wohnungen der Arbeiter, Handwerker u. |. w. unter: 
ſcheiden. Bei den legteren überwiegt die Nachfrage faft immer dad Angebot 
und daher kann bie Monopolftellung meift voll ausgenügt werben. Die Minimal: 
preife fommen alfo nicht zur Anwendung. Die Preife richten ſich vielmehr 
ganz einfach) danach, was die betreffende Mietherklaffe, eben die arbeitende Be: 
bölferung, für die Minimalwohnung zu zahlen vermag, gerade jo wie in der 
Tarifpolitif der privaten Eiſenbahngeſellſchaften die Frachtfäge nicht nach den 
Selbitkoften beftimmt werben, fonbern einfah danach, was ber Verkehr zu 
tragen im Stande ift. Der Rüden des Laftthierd wird bis an die äußerfte 
Grenze der Tragfähigkeit belaftet. Außerdem zeigen gerabe bei diefen Woh— 
nungen bie Preiſe die Tendenz fi auf ihrer höchiten erreichten Höhe zu 
halten; ein Nachfolgen derjelben nad den SKonjunfturverhältnifien des An 
gebots und der Nachfrage kann kaum je beobachtet werben. Durch dieje 
Thatjahen wird aljo das logiſch jehr ſchöne NRäfonnement hinfällig. Selbit 
eine Verbilligung des Grund und Bodens braucht gar nicht zu einer Ver: 
billigung der Wohnungen zu führen und wird dies bei den kleinen Wohnungen 
in den mwenigiten Fällen thun, jo lange der Wohnungsbau in der Hauptſache 
durch bie private Bauthätigkeit erfolgt. 


DPreizehntes Kapitel. 
Wohnunaswelen 


4. Wohnungsbau. 


So groß die Bedeutung bed Ortsbauplans und der Bauordnung für 
eine hygieniſche und technisch fichere Ausgeftaltung der Haufungsverhältnifie 
der Stadtbewohner ift, fo liefert fie doch gewiflermaßen erft das Fundament, 
auf dem fich der weitere Bau erheben muß. Auch die tadellos eingerichtete 
Wohnung kann durch die Benügung zu einem Seuchenherde werden. Alle 
Beitrebungen, der Hygiene zu dienen, find vergeblih, wenn die wirthichaft: 
lihen Zwangsverhältniſſe eine ilbergroße Zahl von Menfchen in Wohnungen 
zufammendrängen, die nicht für fie angelegt worben find; wenn 15 Perſonen 
da haufen, wo der Baumeifter für zwei gebaut; wenn das Haus, das für 
eine Familie beftimmt war, zur übervölferten Miethkajerne herabfinftt. An 
bie Seite der Bauordnung muß daher die Wohnungsordnung, an die Seite 
ber Baupolizei die Wohnungspolizei treten. Die Bauordnung erfaßt überhaupt 
nur die Neubauten; in bie Verhältniffe bereitö beitehender Gebäude greift fie 
nur infofern ein, als fie einem Um- oder Neubau unterliegen. Neben den 
Neubauten, auf die die Bauordnung Anwendung findet, beiteht aber noch 
die bei Weiten: überwiegende Zahl der alten Wohnungen, die vor dem Erlafie 
der neuejten Bauordnung entitanden find und auf die dieje feine Anwen 
dung findet. 

Und gerade in diefe alten Wohnungen, die oft noch in Zeiten ohne 
hygienische Ansprüche entftanden find, dringt, wie wir fahen, zunächſt der 
Strom der zuziehenden Bevölkerung ein. Die Bauthätigkeit im Außengebiete 
folgt in den meiften Fällen der Bevölferungszunahme nur mühjelig nad und 
bleibt gerade in ber Fürforge für die Haufung der arbeitenden Klaſſen hinter 
ben Forderungen des Nothwendigen zurüd. Dielen Zuftand können wir in 
ben meiften Großftäbten beobachten; feine Folge ift die Wohnungsnoth, 
die ſtets vorhanden ift, aber nur von Zeit zu Zeit, wenn die Uebelſtände 
ihren. Gipfel erreichen, die Aufmerkſamkeit der Geſellſchaft auf fich zieht. 

Es kann natürlich nicht unfere Aufgabe fein, auf Grund des ftatiftischen 
Materials eine Darftellung der allgemeinen Wohmungsverhältniffe der Stäbte 
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zu geben. Die Thatjache, daß die mwohlhabenderen Klaſſen der Bevölkerung 
gewöhnlich im Stande find, ihr Wohnungsbedürfniß in ausreichender Weile 
zu befriedigen, überhebt uns der Aufgabe, auch ihre Verhältniffe bei unjerer 
Unterfuhung zu berücfichtigen. Es find nur Heine Theile der Bevölkerung, 
die fi in diefer glüdlihen Lage befinden. Wir aber haben es hier mit ber 
großen Maſſe der Bevölkerung zu thun, deren Einkommen nicht über 2000 ME. 
fteigt und deren Wohnungen aus ein bis zwei, höchſtens drei heizbaren Zimmern 
beiteht. Eine ftatiftifche Unterfuhung ihrer Wohnungdverhältniffe würde ung 
zeigen, daß die private Bauthätigfeit nicht im Stande geweſen ift, für bie 
hygienische Haufung diefer Klaſſen zu forgen. 

Die Gründe hierfür liegen auf der Hand. Der Bau von kleinen Wohnungen 
für die Arbeiterflaffe liegt in den größeren Städten gewöhnlich in den Händen 
von fleineren Spekulanten, die mit theurem Gelde wirthichaften müffen und 
dem entiprechend die Miethen feitiegen. Aug ihren Händen gehen dann häufig 
die Häufer wiederum in die Hände von wenig fapitalfräftigen Hausbeſitzern 
über, die auf die Herausmwirthichaftung eines möglichit großen, als Grundlage 
für einen eventuellen fpäteren Verkaufspreis dienenden Ueberſchuſſes angewieſen 
find. Die Heritellung von Arbeiterwohnungen in Großftäbten rentirt ſich nur, 
wenn die Wohnungen in Arbeiterfajernen gebaut werben, durch die ber 
theure Grund und Boden genügend ausgebeutet werben fanıı. Zu ſolchen Bauten 
find aber bedeutende Kapitalien nothwendig. Mit dem Betriebe ift ein erheb- 
liches Rifito verbunden; der Verkauf folder Miethfajfernen ift ſehr fchwer, 
die Kapitalien Liegen alfo feit und können von dem Bauunternehmer nicht 
wieder weiter verwendet werden. Der Bauunternehmer führt den Bau von 
Häufern aus und fpekulirt auf den Verfauf derfelben; der Betrieb des Haufe 
ift aber nicht feine Sache, fondern die der Haußbefiger, die die Wohnungs⸗ 
vermiethung theild im Neben-, theil3 im Hauptberufe betreiben. Hier ‚könnte 
alſo eine Arbeitstheilung förderlich fein. Wenn eine genügende Zahl von 
Gejellichaften oder Privaten vorhanden wäre, die die Vermiethung von Woh— 
nungen allein betreiben wiirde, ohne ſich mit dem Bau von joldhen zu belajten, 
wenn alfo fir die Bauunternehmer ein leichterer Abjag ihrer Häufer gefichert 
wäre, würde fid) die Bauthätigfeit ohne Zweifel in größerer Ausdehnung auch 
dem Bau von Arbeiterhäufern zuwenden. Wie die Verhältniffe heute liegen, 
wird ein ſolches Anwachſen nicht zu erwarten fein, da im Allgemeinen die Profit 
verhältniffe fir den Vermiether Eleiner Wohnungen nicht iibermäßig günftige find 
und in Zukunft fich immer ungünftiger geftalten werben — Profit aber, je größer 
deito befier, nothivendig tft, um das Kapital anzuloden. Der Reparaturaufwand 
ift gerade in Arbeiterfajernen ein ziemlich großer, voraudgejegt, daß die Woh— 
nungen in einem einigermaßen anftändigen Zuftande erhalten werden. Und für 
die Erfüllung diefer Vorausfegung wird mit der Ausgeftaltung der Bau= und 
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Wohnungshygiene, dem fiegreichen Ginzuge der Volkshygiene in das geſammte 
öffentliche und private Leben der Geſellſchaft der behördliche Zwang mit ſtets 
wachſender Sicherheit ſorgen. Die Hygiene iſt num einmal die entichiedenfte 
Feindin des privaten Profit3; und mit ihrer Entwicklung und mit der Durch: 
führung ihrer Grundjäge wird, ihren Vertretern und Anhängern vielfady un— 
bewußt, ein klar erfennbarer Stampf gegen da3 gefammte Syſtem der privaten 
Profitmacherei, daS heißt gegen unjer ganzes heutiges Wirthſchaftsſyſtem ge: 
führt. In dem Maße nun, wie die Erfenntniß von der das ganze gejellichaft- 
fihe Leben erfajlenden Bedeutung gefunder, fittliher Wohnungsverhältniffe 
fih durchſetzt und in ftetS ftrengeren Borjchriften der Bau: und Wohnungd- 
polizei zum Ausdruck kommt, in dem Maße ſchwindet auch die Möglichkeit, 
durch rückſichtsloſe Vernahläffigung der Gebäude und Wohnungen den Profit 
zu fteigern. Zuftände, wie fie noch der legte Wohnungsfeldzug in Straßburg 
wieder and Licht gebracht hat, können fi) da gar nicht mehr herausbilden, 
wo eine unermüdlihe Wohnungsinipektion ihres Amtes waltet. Mit ihnen 
verſchwindet dann aber auch die Möglichkeit glänzender Prozente. An 
ſchlechten Schulden pflegt e8 bei Wrbeiterwohnungen auch nicht zu fehlen; 
jede länger dauernde Arbeitslofigfeit wird eine. ſolche Miethverihuldung mit 
fi) bringen. Außerdem erfordert der Betrieb einen ziemlid) großen Stapital- 
aufwand, auch wenn wir eine weitgehende Hypothefenbelaftung ins Auge faſſen. 
Mit dem NAufwande großer Kapitalien und einem nicht unbeträchtlichen Rifito 
muß aber eine hohe Berzinfung des Kapitals Hand in Hand gehen. Eine 
bierprozentige Verzinfung genügt in dieſem Falle nit. Wir begegnen daher 
auch nirgends Aftiengejellichaften, die die MWohnungsvermiethung nad rein 
tapitaliftiihen Grundfäßen betreiben, fi aber der Grundftiidsipefulation ent— 
hielten, jo wenig es an Bau= und Terraingejellichaften fehlt. Ankauf von 
Häufern und Vermietung von Wohnungen nad Wohlthätigkeitsgrundfägen 
und mit befchränftem Profitgewinne wird in England zum Beifpiel von der 
verdienftvollen, aber über das Maß ihrer Verbienfte in ben Himmel erhobenen 
Miß Oftavia Hill, in Deutjchland von G. de Liagre in Leipzig und Anderen 
betrieben.* 

Unter den gegenwärtigen Berhältniffen kann aljo der Bau von Arbeiter: 
fafernen nicht den Profit abwerfen, der allein größere Kapitalmaffen anzuziehen 
vermöchte. Die Beitrebungen, durch den Bau von vorbildlichen Arbeiterhäufern 
nadjzumeijen, daß eine Verzinfung von 4 Prozent fi) mit einer janitären 

* Vergleiche über de Liagre Albrecht, Wohnungsnoth, S. 66. — Ebenjo wirken 
in Darmftadt der „Verein gegen Verarmung und Bettelei“, in Berlin der „Verein 
zur Berbefjerung der Heinen Wohnungen” und der „Berliner Frauenverein Dftavia 
Hill.” Auch in Frankfurt aM. (vergleiche Soziale Praris VIII, ©. 1157) follen 
dabingehende Verſuche gemacht werden. 
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Ausftattung der Wohnungen verbinden läßt, müſſen alfo von vornherein ihr 
Biel verfehlen, weil eben eine Verzinfung von 4 Prozent im Verhältniß zum 
Riſiko dem Kapital nicht genitgt. 

Daß dem jo tft, daß nämlid „die Privatbauthätigfeit dem Bebürfnik 
nad) Heinen Wohnungen nicht vorauszugehen, jondern langſam und mühſelig 
zu folgen pflegt”, wird ziemlich von allen Seiten zugegeben; nur die Folge: 
rungen, die aus dieſer Thatjache gezogen werden, find jehr verichiebener Art. 
Die Anhänger der privaten Bauthätigkeit fehen die Aufgabe des Staates und 
ber Gemeinde, ja ihre einzige „Verpflichtung Hinfichtlih der Löſung der 
Wohnungdfrage darin, die Privatunternehmung wieder zum Bau von Klein— 
wohnungen aufzumuntern. Und das fanın dadurch gejchehen, daß fie den Bau 
folder Kleinwohnungen wieder rentabel machen und bie Unannehmlichkeiten 
bejeitigen, welche die WVermiethung von Kleinwohnungen in fi jchließt.“ * 
Hier wird alio mit dürren Worten höherer Profit und geringeres Riſiko für 
die Bauunternehmer gefordert — auf Koften der Gejammtheit der Steuer: 
zahler. Man braucht nur die verjchiedenen vorgeichlagenen Mittel, wie Herab: 
fegung oder Erlaß ber Beiträge der Anlieger zu den Straßenkoften, billiger 
Verkauf von Gemeindegrundftiiden mit beftimmten Baubedingungen oder günz- 
liher Erlaß der Grundfoften, Befreiung des Grund» und Hausbeſitzes von 
beftimmten öffentlichen Laſten u. f. w. zu betrachten, jo wird ihr Schenfungs: 
charakter klar genug hervortreten. Ziehen wir als Beifpiel die Mannheimer Be 
dingungen für ftädtifche Subventionirung des Baues von Arbeiterwohnungen ** 
heran. Darnach erläßt die Stadtgemeinde Geſellſchaften, Genoſſenſchaften, 
Konfortien und Einzelperfonen auf gemeinnigiger Bafıs (!!) die Straßentoften, 
wenn fih der Bauherr für ſich und feine Necdhtsnachfolger verpflichtet, die 
Baupläne für die Errichtung Meiner Wohnungen von 2 bis 3 Zimmern nebit 
Küche vorzulegen, diefe Wohnungen in gutem Stande zu erhalten und einen 
Miethzins zu erheben, der neben Dedimg der öffentlichen Laften und einer 
mäßigen Quote für Neparaturen und Abichreibungen ben landesüblichen Zinsfuß 
aus dem urfprünglichen Aufwande für Geländeerwerb und Bau nicht über: 
fteigen darf. Außer den Straßenkoſten wird aud der Kaufſchilling für ſtädtiſches 
Gelände gänzlich oder theilweife erlaffen, falls der Unternehmer fid) zur Ein— 
führung ein» ober zweiwöchentlicher Miethzahlungstermine verpflichtet und der 
Stadtgemeinde dad Net einräumt, nah 50 Jahren jederzeit die Baugrund: 
ftüde nebft allem Zubehör um den urfprünglichen Aufwand, abzüglid der Ab: 
fchreibungen von mindeſtens "/s Prozent jährlih, fäuflih zu übernehmen. 
Beicheidenere Forderungen konnte allerdings bie Stadt faum ftellen. Die 
gemeinnügigen Bauunternehmer verzichten nur auf die Ausnügung der zu: 

* Xbele 1. c., ©. 71. 

** Dberbürgermeifter Bed, Die Wohnungsfrage u. f. w., ©. 30. 
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fünftigen Entwidlung; fie dürfen aber den landesüblichen Zins voll erheben. 
Ja, worin befteht denn dann eigentlich die Gemeinnügigfeit dDiefer Unternehmer? 
Dod offenbar nur in der Thatſache, daß fie überhaupt Arbeiterwohnungen 
bauen. Noch anfechtbarer wirb das Vorgehen der Stadtgemeinde in den Fällen, 
wo fie außer den Straßenkoſten auch nocd die Geländekoften erläßt. Wie 
jollen bier die Miethzinfe fejtgefegt werden? Nur nad) dem Aufwande für 
den Bau — dann würden allerdings die wenigen Glüdlichen, denen es geläuge, 
biefer Wohnungen habhaft zu werben, fehr billig wohnen, aber die ganze 
Transaktion wäre nichts Anderes, als ein indirefter Wohnungszufhuß au 
einige Bewohner der Stadt — oder nad) den durchſchnittlich für derartige 
Wohnungen gebräuchlichen Miethzinfen, dann würde an die gemeinnügigen 
Unternehmer ein bireftes Geſchenk auf Koſten der Stadtgemeinde gemacht, und 
mit der Gemeinnügigfeit wäre es nichts. 

Diefer Schenfungscharatter tritt noch deutlicher hervor bei den Bedingungen, 
die „privaten Unternehmern, Konfortien u. j. w. mit Gemwinnabfiht“ geftellt 
werden. Die Stadtgemeinde erläßt die Straßentoften, falls fi der Bauherr 
fir ſich und feine Nechtönachfolger verpflichtet, Eleine Wohnungen (2 bis 
3 Zimmer nebft Küche) nad; genehmigten Bauplänen zu erjtellen und biefelben 
in dauernd gutem Zuftande zu erhalten. Hier begiebt ſich alio die Stabt: 
gemeinde jedes Ginfluffes auf die Höhe des Miethzinfes; der Bauherr wird 
in der fpefulativen Ausnügung der Wohnungsnoth in feiner Weife bejchränft. 
Es ift und nicht klar, wie fi die Stadtgemeinde von einem ſolchen Vorgehen 
eine Herabjegung der Wohnungspreiſe verſprechen fann. Eine derartige Unter: 
ftüßung privater Unternehmer, mögen fich diefelben nun als gemeinnüßig oder 
eigennüßig vorftellen, muß mit allem Nachdruck verurtheilt werden. Dasjelbe 
gilt auch für die Subventionirung von Baugenofienihaften und Baus und 
Sparvereinen. Direkte Gejchente der Gemeinde, die aus allgemeinen Steuer= 
mitteln aufgebracht werden müſſen und nur ganz winzigen Gruppen der Be— 
wohnerihaft zu Gute fommen, find überall verwerflih, mögen die Empfänger 
Kapitaliften oder Arbeiter fein. Nichts ift iiberhaupt falfcher als der Gebante, 
nichts verfehlter und refultatlofer als der Verſuch, die Wohnungsfrage auf 
ber Baſis der MWohlthätigfeit zu löſen. 

Wir müflen hier noch zweier Verfuche gebenfen, die Bauthätigfeit der ſo— 
liden Privatunternehmung dur) Gewährung billiger Kapitalien zu fördern. 
Düffeldorf hat 1900 auf Anregung des Oberbürgermeifter® Marr den 
Beihluß gefakt, Hupothefariihe Darlehen auf Gebäude, Hotels, Fabriken, 
Bauftellen und Neubauten zu gewähren. Anlaß zu biefem Beichluffe gab die 
außerordentlihe Wohnungsnoth und die die Bauthätigkeit hemmende Geld» 
vertheuerung. Die Stabt giebt als Grundftof 1 Million Mark her und 
emittirt jodann bis zu 20 Millionen Mark Schulbverichreibungen, bie von 
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der Stadt garantirt werden. Die Schuldverſchreibungen dürfen den Betrag 
ber jeweils ausjtehenden Darlehen nicht iberfteigen. Die Zinſen für die 
hypothefariihen Darlehen find um '/s Prozent höher, als die Zinjen ber 
auögegebenen Sculdverichreibungen. Die Beleihung fol fi bis zu 60 Pro» 
zent des Gebäubewerthes, bei Fabriken bis 50 Prozent des Werthes ber 
Grundfläche, bei noch nicht fertigen Neu- oder Umbauten in der Negel höchſtens 
bi3 zu 50 Prozent des Werthes der Grundfläche erftreden. Bei Wohnhaus: 
neubauten kann eine Erleichterung dahin eintreten, daß das Darlehen bis zur 
Höhe von 60 Prozent des jeweiligen Geſammtwerthes der Grundfläche und 
des fertig geftellten Baued gewährt werden darf. Die Darlehen find fünf 
Jahre unfündbar, können aber jederzeit in den erwähnten Schulbverfchrei: 
bungen -zurücdgezahlt werben. Koulante Erledigung jedes Antrags, die wohl: 
wollende Würdigung aller Gefuhe und Wünſche, die Sicherheit auf ftändiges 
Gntgegentommen und ruhigen Genuß de8 Darlehens rechnen zu dürfen, bie 
Möglichkeit, auch für Neubauten und Baupläge Darlehen erhalten zu können, 
werben als Vortheile bezeichnet, dur die ſich die ftäbtiihe Hypothekenſtelle 
vor den privaten Hypothekenbanken auszeichnen fol. Es fragt ſich nur, ob ſich 
diefe Bortheile ſchließlich als billigerer Kredit verkörpern werben oder nicht. 
Nur im erjteren Falle werden bie ftädtiichen Hypotheken bejondere Nachfrage 
finden und ihren Zwed erfüllen. Giebt die Stabt aber billigeren Kredit, fo 
muß man bie Frage aufmwerfen, ob fie berechtigt ift, die Mittel der Ge- 
fanımtheit zum pefuniären Wortheile bejtimmter Gruppen ihrer Einwohner, 
bier der Bauunternehmer anzuwenden und auf die Ausnügung ber fich bietenben 
Chancen des Geldmarktes zum Schaden der Stadtkaſſe zu verzichten. Ein 
folhes Vorgehen dürfte doch nur dann eine gewilfe Berechtigung aufiweijen, 
wenn Garantien vorhanden find ober gegeben werben, daß ſich der billigere 
Kredit num auch in billigeren Wohnungen darftellt und im legten Ende’ der 
Klaſſe von Einwohnern zu Gute fommt, deren Wohnungsbebürfniß ſtädtiſcher 
Unterftügung bedarf. Dabei genügt e3 nicht, allgemein eine ſolche thatlächliche 
Entwidlung als wahricheinlich anzunehmen, fondern es ift nothwendig, dieſe 
Garantie für den einzelnen Fall feitzulegen. Das ift in dem Düffeldorfer 
Plane nicht geichehen und jein fozialpolitiicher Werth ift daher zum Mindeften 
zweifelhaft. 

Bon ganz anderen Grundlagen geht der Plan einer ftädtiihen Baubank 
uud Baukaſſe aus, wie ihn der Oberbürgermeifter von Frankfurt a. M., 
Adides, entworfen hat.“ Will Düffeldorf die erften 50 bis 60 Prozent Baus 
gelder liefern, To ficht dagegen Mdides mit Necht die größere Schwierigkeit in 
der Beichaffenheit der zweiten Hälfte der Baugelder. „Die Webelftände (im 





* Vergleiche Allgemeiner Bericht im Verwaltungsbericht für 1899, S. 14 bis 22, 
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Bauweſen),“ heißt es bei ihm, „liegen befanntlich wefentlic darin begründet, 
daß die Beihaffung der zweiten Hälfte der Baugelder zum großen Theile 
in den Händen von mehr oder weniger gewillenlojen Geldleuten liegt, welche 
nicht nur hohe Zinfen für die Baugelder nehmen, fondern auch die Preiſe 
der ihnen gehörigen, an ihre Darlehensnehmer zu übertriebenen Preifen ver: 
fauften Grundftüde mwejentlih in die Höhe treiben.“ Die ſtädtiſche Baukaſſe 
fol nun Denjenigen, die ein Erbbaureht auf ftäbtifhen Grund und 
Boden erwerben, vier Zehntel ber zweiten Hälfte der Baugelder als Hypothek 
auf das Erbbaurecht gewähren. Das letzte Zehntel müſſen die Erbbauberechtigten 
ſelbſt nachweiſen. Die erften fünf Zehntel kann die Baufaffe ebenfalld ge— 
währen, wobei fie bann die Hypothek anderweitig unterzubringen ſuchen wird, 
oder ihre Beichaffung bleibt dem Bauenden ſelbſt überlafien. Der Zinsfuß 
ſoll nad) rein wirthichaftlihen Grundfägen bemeffen werden. Sehr wichtig 
ericheint uns die Beichränfung der Thätigfeit der Baukaſſe auf die Fälle, in 
denen ein Grbbaureht auf ftädtiichem Boden erworben wird. Damit wird 
einmal die fi herausbildende Grundrente für die Stadt bewahrt, und zugleich 
die Grund: und Bodenjpefulation oder beſſer gejagt die Spekulation mit der 
Grundrente für die betreffenden Grundſtücke auf einen gewiſſen Zeitraum be> 
ihränft. Beichränfungen des Perfonenfreifes find nicht vorgefehen. Jedem 
Bauluftigen, mag es fih um einen PBrivatmann oder eine Baugenoffenichaft 
oder einen Bauunternehmer handeln, ſoll der Kredit der Baukaſſe offen ftehen. 
Auch über die Art der zu bauenden Häufer jollen feine Vorichriften gemacht 
werden, obſchon bejonders in Zeiten der Kriſe das Riſiko der Stadt bei 
großen Miethhäufern ein ganz bedeutendes fein wird, kleine Wohnhäufer 
dagegen, vor Allem natürlid; Cinfamilienhäufer, im Intereife der Stadt vor: 
zuziehen wären. So weit jo gut! Mit der Einfiihrung des Erbbauvertrags ijt 
aber bie Grundrentenfpefulation durchaus nicht abgejchnitten. Innerhalb des 
längeren Zeitabichnitt3, während deſſen ber Vertrag läuft, kann ein Wohn: 
haus unzählige Male feinen Befiger wechſeln, und bei jedem Werfaufe der 
entitandene Grundrentenzuwachs fapitalifirt und ausbezahlt werden. Es handelt 
fih alſo darum: kann und foll die Ausnügung der Grundrentenfteigerung 
unmöglid; gemacht werden oder foll fich die Gemeinde nur darauf beichränfen, 
an der Grundrentenfteigerung theilzunehmen? Die Adickesſche Begründung faßt 
nur den legten Punkt ind Auge. Um die Theilnahme der Gemeinde an 
dem Grundrentenzuwachs zu fihern, empfiehlt fie bei Veräußerungen eine 
indirekte Abgabe, ähnlich dem Währſchaftsgeld, und eine direkte alljährlich zu 
zahlende Abgabe zu erheben. Die Höhe der direkten Abgabe fol nicht gleich: 
bleibend, jondern den Gigenthiimlichkeiten des einzelnen Falles entiprechend 
fejtgejegt und bei Miethhäufern eine dem Wachſen der Mietheinnahmen ent: 
Iprechend fteigende Erhöhung der Grundabgabe ausbedingt werden. Außerdem 
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will Adides der Stabt während der Dauer des Erbbaurechtes ein Rückkaufsrecht 
gewähren, daß fie nach Ablauf einer gewilfen Zeit, höchitens von 30 Jahren, 
ausüben kann. Der Preis des rückzukaufenden Grundſtücks joll von vornherein 
jo bejtimmt fein, daß der Erbbauberecdhtigte nicht nur fein hineingeftedtes 
Baugeld, fondern auch noch einen angemejlenen Gewinn erhalten wiirde. 
Unferes Erachtens kann es durchaus nicht die Aufgabe der Stadt fein, privaten 
Unternehmern oder Privatleuten den Genuß eines in erfter Linie mit ihren 
Mitteln geihaffenen Grundrentenzumachjes zu ermöglichen. Und ebenjo wenig 
hat fie dafiir zu jorgen, daß für die Bauunternehmer u. j. w. ein Profit 
herausfpringt. Dieje ängitlihe Sorge um die private Bauthätigkeit ift eine 
große Schwäche der ganzen Dentichrift. Die Stadt joll den gefammten Grund: 
rentenzuwachs für fich im Intereffe der Gemeinſchaft abfangen — das ift 
die Grundlage jeder ftäbtifchen Grundpolitif, Und das kann fie nur, wenn 
fie jelbft baut. Damit find alle Spekulationen mit ber Grundrente von vornherein 
unmöglih gemadt. 

Wir können es alfo durchaus nicht als die Aufgabe der Gemeinde betrachten, 
den Bau von Hleinwohnungen für die Unternehmer rentabel zu machen, ganz 
beſonders aber nicht, wenn fich dies Ziel nur durch direkte oder indirekte Sub» 
ventionen aus dem Gemeindejädel erreichen läßt. Dabei wäre dann noch bie 
einfache Ueberlegung zu machen, daß das private Kapital bei vorausſichtlich 
wachſendem Angebote ſich ganz ficher nicht mit dem Bau von Arbeiterwohnungen 
beichäftigen wird, wenn dasſelbe ſchon zu Zeiten jtarfer Nachfrage feine glänzenden 
Verzinfungsausfichten in dieſem Geichäfte entdeden konnte. 

Selbitverjtändlich lehnen die Schwärmer für die private Bauthätigkeit die 
Thätigfeit des Staates und der Gemeinde ab, „weil eine ſolche übermädtige 
Konkurrenz die Privatbauthätigkeit hemmen würde, anftatt fie zu fördern“ .* 
Sie fehen das Heil höchſtens noch in Genoffenichaften und gemeinnützigen 
Aktiengeſellſchaften, „wobei bie leßteren ihre Thätigkeit unbeſchadet des ge 
meinnügigen Charakters berjelben weniger nad) Grundfägen der Mohlthätig- 
feit, als vielmehr auf geichäftlicher, finanzwirthichaftlicher Grundlage ein- 
zurichten haben.“ Im einfaches Deutich übertragen heißt das: fapitalfräftige 
Aftiengefellichaften können ergänzend eintreten, wobei fie natürlich jcharf auf 
ihren Profit zu achten haben. Es gehört ein ziemlich großes Maß von Darm: 
Iofigfeit dazu, um in folchen Vorjchlägen Heil zu ſuchen. Trogden müſſen 
wir im Intereſſe unjerer Theſe die heilbringende Thätigkeit der Genoffen- 
Ichaften auf dem Gebiete der Arbeiterwohnungsfrage kurz unterjuchen. 





* Zum Beifpiel Stübben auf der 17. Berfammlung des Deutfchen Vereins 
für öffentliche Gefundheitspflege zu Leipzig. Wir werden weiter unten zu unter: 
fuchen haben, ob in diefer feden Behauptung auch nur ein Atom von Wahrheit 
ſteckt. 
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Die Baugenoffenichaften zerfallen in zwei Klaſſen; die einen ftreben dahin, 
die Genoffenfchaftler zu Eigenthümern eine Haufe zu machen, die andere 
Klaſſe hält dagegen am Gemeineigenthum der erbauten Häufer feſt und übers 
trägt alfo den Genoffenichaftlern nur das Recht auf eine Wohnung. Die 
einen wollen Hausbefiger machen, die anderen gefund und billig wohnende 
Miether. Soweit diefe Genofjenfchaften aus Arbeitern, Unterbeamten, Klein: 
handwerfern, alfo aus Angehörigen der nichtbefigenden Klaſſen beitehen, haben 
fie ftet3 mit dem Mangel an ausreichenden Gelbmitteln zu kämpfen gehabt 
nnd in Folge deifen zur Erleichterung der Wohnungsnoth in den Kreiſen 
ihrer Klaffengenofjen nur jehr wenig beitragen können. Wo Arbeiterbauvereine 
einige Erfolge aufzumeilen haben, verdanken fie es äußeren Umſtänden, nicht 
aber der eigenen Sraft. 

So hatte der 1878 nah dem Vorbilde des Kopenhagener Arbeiterbau- 
vereind von Mitgliedern des Flensburger Arbeitervereind gegründete Flens— 
burger Arbeiterbauverein allerdings bis 1888 27 Häuſer gebaut, Die 
zum Theil von bejfer geftellten Beruföarbeitern, zum Theil aber auch von 
fleinen jelbjtändigen Handwerkern jowie Subalternbeamten- erworben wurden. 
Wie Albrecht* hervorhebt, gelang es dort aber einzelne befjer fituirte Eins 
wohner für die Sahe zu gewinnen und dadurch dem Kredit des jungen Inter: 
nehmens zu ftärfen. Wir haben es aljo auch hier mit feiner reinen Arbeiter: 
baugenoffenfhaft, ſondern mit einem Mittelding zwiſchen einer ſolchen und 
einem gemeinnüßgigen Bauvereine zu thun. Dasjelbe gilt für die 1886 ge 
gründete Berliner Baugenojjenihaft. Auch hier war es wieder ein 
„beionderer Glücksumſtand, der die raſche Entwidlung des Unternehmens 
wejentlich förderte”, — die Ueberlaſſung mehrerer größerer Darlehen zu 
mäßigen Zinſen ſeitens gemeinnützig denfender Freunde. Ebenſo bei dem 
Hannoverichen, Göttinger und Berliner Spar: und Bauverein. lleberall dies 
ſelbe Gricheinung, daß e8 den afloziirten Arbeitern einfach unmöglich ift, bie 
zum Bau von Arbeiterhäujern nothiwendigen Geldmittel durch Beiträge ober 
aus ihren Kreiſen dargeliehene Griparniffe (wie bei den Spar: und Baus 
vereinen) aufzubringen. Dagegen haben die von Arbeitern geleiteten Spar: 
und Bauvereine, vor Allem der zu Hannover, einmal im Befige ber erforbder- 


* H. Albrecht, Mitwirkung der Arbeitnehmer bei der Löfung der Wohnungs- 
frage in Schriften der Zentraljtelle für Arbeiter-Wohlfahrtseinrichtungen Heft 1, 
©. 29 ff.; ferner die Spar: und Bauvereine in Hannover, Göttingen und Berlin 
in derfelben Zeitfchrift Heft 3. Kampffmeyer in feinem Buche: Die Baugenofjen- 
jchaften im Rahmen eines nationalen Wohnungsreformplanes, S. 42, würdigt den 
Einfluß, den die Gewährung billiger Darlehen auf die Entwidlung der Bau: 
genojjenfchaften gehabt hat, durchaus nicht genügend und überfchäßt daher ihre 
finanzielle Leiftungen um ein bedeutendes. 
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lihen Geldmittel, den Beweis geliefert, daß fie im Stande find, den Bau 
von Häufern erfolgreich durdhzuführen und die gebauten Häuſer ebenio erfolg- 
reich zu verwalten. 

63 geht nun jeit einigen Jahren das Beftreben der Wohnungsreformer 
dahin, den Baugenofjenichaften, Spar= und Bauvereinen oder wie fie ſich fonft 
nennen, durch die Beſchaffung der erforderlichen Geldmittel zu größerer Blüthe 
und weiter reichender Thätigkeit zu verhelfen. So fand am 9. Mai 1894 
im Anſchluß an die Sonferenz der Zentralitelle für Arbeiterwohlfahrtsein- 
richtungen in Berlin eine befondere Verſammlung ftatt, um fich mit der Frage 
zu beihäftigen, wie man Baugenofjenfchaften und fonftigen YBauunternehmungen 
zu Gunften der ärmeren Klaſſe Kapital in entſprechender Höhe und zu mäßigem 
Zinsfuße zuzuführen vermöcte. Dabei waren es die Fonds der ftaatlichen 
Verfiherungsanftalten und die Finanzkraft der Kommunalkörper, vor Allem 
der Gemeinden, auf die fich die lüfternen Blide warfen. Den Gemeinden 
wurde eine jehr reichhaltige Thätigkeit zugewielen: fie jollten die Straßenbau: 
foften und Grundſtückskoſten ganz oder theilweije erlaffen, fie follten den Bau 
vertheuernde Beſtimmungen der Bauordnung aufheben, fie follten entweder 
aus eigenen oder aus den Mitteln der von ihnen verwalteten Stiftungen 
Darlehen zu niedrigem Zinsfuße geben, fie follten endlich die Garantie für 
Darlehen der Verficherungsanjtalten übernehmen, kurz fie follten einen Theil 
der Koften oder des Riſikos oder noch befler einen Theil der Koften und 
des Riſikos übernehmen.* Wie weit und unter welchen Bedingungen kann 
nun bie Gemeinde derartigen Anforderungen entiprehen? Wir haben jchon 
oben gefehen, daß es fi in den Fällen, wo ein Softentheil von der Ge— 
meinde übernommen wird, um nichts Anderes als einen indirekten Wohnungs: 
zuſchuß an Kleine Gruppen der Gemeinihaft handelt, und daß derartige Bes 
borzugungen und Sonderjubventionen fi als unmöglich erweijen, wenn wir 
una den Vorgang verallgemeinert benfen. Ganz anders bei der Uebernahme 
des Riſikos. Der Gemeinde fehlt es einmal nicht an Organen, die die Ge— 
ihäftsführung der Baugenofjenichaften in ausreichender Weife zu überwachen 
und eine Schädigung derjelben zu verhindern vermögen. . Außerdem ift aber 
das Rififo fein großes, da ſich die Entwicklung der ſtädtiſchen Grundrente jeit 

* Wir halten e3 für überflüffig hier aufzuzählen, was von den einzelnen 
Gemeinden bisher in diefer Hinficht geleiftet ift, feitdem wir in den drei Gut— 
achten de3 Dberbürgermeifterd Bed (Mannheim) „Die Wohnungdfrage mit be 
fonderer Berüdfichtigung der Mannheimer Berhältniffe”, Nechtsrath H. Bechh 
(Nürnberg) „Gutachten über die Wohnungsfrage mit befonderer Berüdfichtigung 
der Nürnberger Verhältniffe” und Dr. K. Singer (München) „Die Wohnungen der 


Minderbemittelten in München“ ziemlich vollftändige Darjtellungen diefer Thätig- 
feit der Gemeinden haben. Wir verweifen alfo auf diefe Schriften. 
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den legten Jahrzehnten unaufhaltiam nach oben vollzieht. Und was die Garantie 
für Darlehen der Verficherungsanftalten angeht, jo erfcheint uns der von Lieb 
recht auf der genannten Spezialtonferenz der Zentralitelle für Arbeiterwohlfahrts:- 
einrichtungen entwidelte Plan über das Zulammengehen von Verfiherungs- 
anstalten und Kreiſen beziehungsweife Gemeinden als jehr beachtenswerth, aber 
einer nicht unwichtigen Modifikation bebürftig.* Liebrecht hatte dort aus: 
gefiihrt, daß in dem Maße, wie die Summe der von den VBerjiherungsanftalten 
ausgeliehenen Geldern wächſt, aud die Verwaltungsarbeit, bedingt durch die 
Kontrolle iiber die Verwendung der auögeliehenen Gelder, über die Sträfte 
der Gejchäftsftelle hinauszugehen droht. Es wäre daher nothwendig, ent- 
weder eine bejondere Amtöftelle fiir dieſe Aufgaben einzurichten oder aber zur 
Dezentralijation überzugehen und den Schwerpunft in die Genoffenichaften, die 
das Geld aufnehmen, zu verlegen. Als Mittelglied zwiichen Genoſſenſchaften 
und Verficherungsanftalten will er nun die Kreiſe und Gemeinden einfchieben. 
Die Gemeinde oder der Kreis faufen das nöthige Terrain und veranlafien 
die Gründung von Arbeiterbaugenoflenihaften. Dieſe Baugenofjenichaften 
bauen ihrerieit3 mit dem von der WVerficherungsanftalt bergeliehenen Gelde 
die Häufer. Aus dem angefammelten Kapital wird dann das Grundſtück 
bezahlt, jo daß als einzige Gläubigerin die Verfiherungsanftalt über bleibt. 
Die Vortheile find: in den erjten jchwierigen Lehrjahren fteht die Gemeinde, 
die als Grundſtückseigenthümerin interejfirt ift, der Genofjenjchaft zur Seite; 
jpäter, wenn die Genofjenihaft gut fundirt ift, fann die Gemeinde die Ver: 
waltung ganz von ſich abwälzen. Zwei jehr richtige Gedanken find in diefem 
Vorſchlage enthalten: die Heranziehung der Gemeinden und Berficherungss 
anftalten zur Geldbeihaffung, und die Uebertragung der Verwaltung der Ge- 
bäude und Wohnungen an Genoffenichaften. Dagegen ift die Ausschaltung 
der Gemeinde im Werlaufe der Ausführung verfehlt. Bei einer jo eminent 
lofalen Angelegenheit wie es die Befriedigung des Wohnungsbedürfnifies ift, 
ericheint es viel richtiger, ein dauerndes Verhältniß zwiichen der Genofjen- 
ihaft auf der einen Seite und der Iofalen Behörde auf der anderen Seite 
zu Ichaffen, alö gerade die lokale Behörde auszuſchalten, die an einer ratio— 
nellen Gntwidlung der Genofienichaft und an einer rationellen Ausnützung 
des Grund und Bodens das größte Interejfe hat, die außerdem am beften 
die Ueberwachung der Genoſſenſchaft zu leiften vermag. Auch der Werfauf 
von Gemeindegrundftüden und der damit verbundene Verzicht auf die Aus— 
nügung einer zukünftigen Grundrente müſſen die gewichtigiten Bedenken erregen. 
Viel richtiger iſt &, aus dem angeſammelten Kapital der Genofjenichaften 

* Vergleiche Schriften der Zentralftelle für Arbeiter-Wohlfahrtseinrichtungen 
Heft 5. 


Hugo, Teutihe Stäbteverwaltung. 29 
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die vom der Berficherungsanftalt dargeliehenen Baugelder zurüdzuzahlen und 
dad Gebäude in das Eigenthum der Genoffenihaft überzuführen. 

Später hat dann Liebrecht feine Anfichten in der Weife weiter entwidelt, 
daß er den Verficherungdanjtalten eine weitgehende Thätigkfeit auf dem Gebiete 
der Wohnungsfürjorge zutheilt. Er will ihnen das Recht geben, ſich „eigene 
Organe zur Erledigung der Wohnungsfürſorge-Sache zu ſchaffen, insbejondere 
auch technische Organe hierfür anzuftellen“.* Sie follen die finanziellen Träger 
der Wohnungsreform fein, deöhalb mit großen Kapitalien ausgeftattet werben 
und dann ihrerjeits Geldmittel zum Bauen durch Darlehen gewähren. Die 
eigentlich bauenden Organe aber follen nach dem Kampffmeyerichen Plane, 
der den Liebrehtichen weiter führt, die Arbeiterbaugenofjenichaften werden, 
die mit der Landesverfiherungsanftalt in engfter Verbindung ftehen. 

Wir haben geliehen, daß es nicht gelingen kann, das private Ktapital zu 
größerer Bauthätigkeit zu veranlaffen, jo lange die Verzinfungsausfichten, die 
der Bau und Betrieb von Arbeiterrvohnungen ihnen bieten, feine bejonders 
glänzende find. Wir find ferner bei der Hritif einer Neihe von Maßregeln, 
wie Erlaß von Straßenbaufoften u. ſ. w, zu dem NRefultate gefommen, dat 
direfte Subventionen des privaten Bauunternehmerthums ſeitens der Gemeinde, 
ald welche ſich dieſe Maßregeln im Grunde darjtellen, durchaus verwerflich 
find. Es bleibt uns nun noch übrig, einige Vorichläge zu beipredhen, bie 
ihr Ziel, die Unterſtützung und Beförderung des privaten Kleinwohnungs— 
baues, auf indireftem Wege zu erreichen fuchen. 

Die Koften eine Hausgrundſlückes ſetzen fi zufammen aus dem Auf: 
wande für den Grund und Boden und den Hoften des eigentlichen Baues. 
Soll der Bau von Arbeiterwohnungen nun unter Berückſichtigung der Bor: 
ichriften der Öygiene ftattfinden, jo kann an dem zweiten Poften nichts geipart 
werden; im Gegentheil, derjelbe wird in dem Maße, wie fid) die Aniprüde 
der Hygiene und Mohnlichkeit jteigern, fortgeſetzt wachſen. Es bleibt alfo 
als einziger Ausweg die Verbilligung des Grund und Bodens, das heißt die 
Hinſchlachtung einer Gruppe von Kapitaliften und zwar der font jo ängftlich 
behüteten, ſtets als Stüße der Gejellihaftsordnung, der Monardie u. ſ. w. 
geprieienen Grundeigenthiimer zu Gunften einer anderen Gruppe, der Arbeiter: 
wohnungsunternehmer, die, halb Profitjäger, halb Wohlthäter der Menjchheit, ein 
wunderbares Fabelleben in der Phantafie vieler Wohnungsfragefhwärmer führen. 

Die Mittel, durch die man eine foldhe Verbilligung des Grund und Bodens 
zu erreichen hoffte, find das Verbot der Miethlajernen, um die fogenannte 
Kafernirungsrente aufzuheben, und die Bereitftellung zahlreicher und geeigneter 

* Liebrecht, Reichshilfe für Errichtung Kleiner Wohnungen ©. 11; vergleiche 
auch Kampfimeyer, Die Baugenofjenfchaften im Rahmen eines nationalen Woh— 
nungsreformplanes, ©. 48 ff. 
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Baugrundftüde. Die Anhänger des erften Mittels jind im der Anſchauung 
befangen, daß durch eine Beichränfung der Ausnützung des Grund und Bodens 
zu Bauzweden der Preis desjelben herabgedrüdt werden kann. Der Erlaß einer 
dahin wirkenden Bauordnung gilt ihnen al3 eine der wichtigiten Aufgaben der 
Gemeinden. Wir haben uns jchon oben mit diefem Gedanfengange beichäftigt. 
Die Bereitjtelung zahlreicher und geeigneter Baugrunditüde kann gleichfalls 
in erfter Linie durch die Gemeinde befördert werden. Durch die Anlage neuer 
Straßen, den Bau von Straßenbahnen wird direkt bisher landwirthſchaftlich 
bebautes Land in Bauland umgewandelt. Inwiefern aber dadurd der Preis 
de3 Grund und Bodens verringert werden joll, it uns gänzlich unerfindlich. 
Im Gegentheil! auf jeden Fall wird der Preis des bisher landwirthſchaftlich 
bebauten Landes fofort dur die Anlage von Straßen um ein Vielfaches in 
die Höhe getrieben. Dasfelbe gilt von der Anlage von Straßenbahnen. So— 
bald ein Vorort, der biöher einen rein ländlichen Charakter hatte oder deſſen 
üiberfchüffige Bevölkerung in der Stadt Arbeit juchte, durch eine Straßenbahn 
nit dem Zentrum der Stabt in Verbindung kommt, fteigen die Preife des 
Bodens und der Wohnungen in rapider Weile. Die Spekulation bemächtigt 
fi) ded neuen Gebietes noch vor feiner Grichliegung — und damit ift jede 
Ausfiht auf eine Verbilligung ded Grund und Bodens verichwunden. 

Ziehen Straßen und Straßenbahnen den Grund und Boden der ftädtifchen 
Peripherie in die direkte Einflußiphäre der Stadt und damit allerdings auch 
der ſtädtiſchen Bodenfpefulation, jo ſuchen die Beiteuerung der Grundſtücke 
nad) dem gemeinen Werthe bdiejelben auf den Markt zu zwingen, die lm: 
legung und Zonenenteignung dieje neuen Grundftiide möglichft Schnell bebaubar 
zu machen, indem fie die „Hinderniſſe aus dem Wege räumen, die jeder 
Eigenthümer von zeriplittertem 'Befige der Bebauung großer Flächen zu be- 
reiten vermag“ * Wir haben diefe Inftitute bereits oben eingehender kritiſch 
unterfucht und jind zu dem Nejultate gefommen, daß fie nicht im Stande 
iind, den Preis des Grund und Bodens herabzufegen. 

Haben ſich alſo private Unternehmung und Arbeiterbauvereine als unfähig 
ertviefen, eine genügende Zahl gelunder billiger Wohnungen für die arbeitende 
Klaſſe herzuftellen, find ferner, wie wir gezeigt haben, die den Gemeinden 
zur Unterftiigung der Bauunternehmung zur Verfügung ftehenden Mittel ent: 
weder nicht im Stande, darin eine merfliche Linderung zu bewirfen, oder als 
Subventionirungen feiner Bewohnergruppen zu vermwerfen, jo drängt fi) mit 
um fo größerem Nachdrude die Trage auf, ob es denn ohne eine totale Um— 
wälzung des heutigen Wirthſchaftsſyſtems nicht möglich ift, die Wohnungsnoth 
für alle Bervohner oder wenigſtens den größeren Theil derfelben aus der 


* Küchler auf der 20. Berfammlung des „D. 2. f.ö. G.“ XXVIII (1896), ©. 29, 
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Welt zu Schaffen. Um eine Beantwortung diefer Frage vorzubereiten, ift es 
nothwendig, in Kürze die Thatjachen zu wiederholen, die fi) aus unjeren 
bisherigen Unterfuchungen ergeben haben. 

Die Wohnungsnoth ift eine direkte Folge des Mißverhältniffes zwiſchen 
der Lohnhöhe der arbeitenden Bevdlferung und den Miethpreiien.* Die 
Höhe der Miethpreife ift bedingt durch den vor Allem bei den fleinen Woh— 
nungen rein in die Erſcheinung tretenden monopolartigen Charakter der Waare 
Wohnung, der feine Urfache in dem Subftrat der Wohnung, dem Grund und 
Boden, hat. Die monopolifirende Grumdipefulation, unterftügt durch eine ihre 
Tendenzen fördernde, das große Miethhaus als Normalhaus betrachtende 
Bauordnung, hat die Bodenpreiie zu einer derartigen Höhe getrieben, dab der 
Bau umd Betrieb von Arbeiterwohnungen zumal bei den ftetS wachlenden Ans 
forderungen der öffentlihen Hygiene für die private Unternehmung nicht mehr 
lohnend ift, ihr den jede Anwendung des Privatfapitald® bedingenden, aus: 
reichenden Profit nicht mehr verheißt. Die Mittel, durch die man die private 
Unternehmung wieder zum Bau von Arbeiterwohnungen heranzuziehen hofft, 
laufen entweber auf direfte Subventionirung derjelben auf Gemeindekoften 
hinaus oder find untauglich. Andererjeits haben gemeinnügige Unternehmungen 
mit beſchränktem Dividendenbezuge und Arbeiterbauvereine gezeigt, daß es ihnen 
jehr wohl möglid) ift, Arbeiterwohnungen von genügender Billigfeit herzuftellen. 
Ihnen fehlt aber das nöthige Kapital, ihre Thätigfeit hat daher nur ganz 
geringe Kreiſe der bebürftigen Bevölkerung erfalfen können. Außerdem fehlt 
es den Arbeiterbauvereinen und -Genoſſenſchaften leicht an der nothwendigen 
Hilfe der techniichen Sachverftändigen. 

Es ift ferner charafteriltiich, aber ganz in dem lofalen Wejen der Arbeiter: 
wohnungsfrage begründer, daß ſowohl die Vertheidiger der privaten Unter— 
nehmung als auch die Anhänger der Genojlenichaften und die jonjtigen Woh— 
nungsreformer fi) an die Gemeinde um Unterftügung für die Realifirung 
ihrer Bläne und Zwede wenden. Mag es fih um den Grlaß von Straßen: 
baufoften, um die Planlegung von neuem Baugelände, um den Erlaß einer 
Bauordnung Handeln, es ift immer die Gemeinde, deren Thätigfeit man in 
Bewegung zu ſetzen ſucht. Dieje Thatſache beweiſt mit enticheidendem Nach: 
drude, daß die Intereilen der Gemeinde als der lokalen Organifation aufs 


* Sehr klar ausgeſprochen im 9. Jahresbericht der Altienbaugefellichaft für 
Heine Wohnungen in Frankfurt a. M., ©. 6: „Der fehler u. f. w. liegt nur darin, 
daß die Wohnungsfrage nur in zweiter Linie eine Baufrage und viel: 
feiht nur in dritter Linie eine Grund: und Bodenfrage ift. Sie ift 
in erjter Linie eine wirthichaftliche Frage, und fo lange der Sat, daß die Wohn: 
frage Lohnfrage ist, nicht in den Gemeindevertretungen beberzigt wird, werden 
Ungriffe wie in Frankfurt a. M. und Stuttgart nicht ausbleiben.“ 
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Engfte mit dem pezifiich Iofalen Problem der Haufung der arbeitenden Klaſſen 
zunächſt, dann aller Bewohner überhaupt verbunden find, und nicht nıinder, 
daß fie allein die Machtmittel befigt oder mit den Machtmitteln ausgeltattet 
werden kann, die einen Fortichritt zur Löjung der gewaltigen Aufgabe ver: 
bürgen. Die Gemeinde als öffentliche Korporation kann und muß auf den 
Unternehmergewinn verzichten, ohne den die private Unternehmung nicht zu 
eriitiren vermag. Sie kann auf die Ausnigung der ſtets wachjenden Grund— 
rente verzichten oder, wenn fie diefelbe für fi in Anipruch nimmt, durch eine 
jchmerzlofe Dislozirung der betroffenen Bewohner alle die Sceußlichfeiten 
vermeiden, mit denen bie private Ausbeutung der Grundrente unabänderlich 
verfnüpft ift. Ihre finanziellen Kräfte reichen foweit als die Größe der je— 
weiligen Aufgabe. Sie befigt die technifchen Kräfte, die fiir den Entwurf 
und die Ausführung der Häufer nothivendig find. Sie ift die Herrin über 
die Straßenanlagen und jollte es — in einigen Städten ift fie es au — 
über da3 Straßenbahnneg fein. Sie allein ift im Stande, ſich über die Größe 
der Aufgabe, das heißt iiber die Zahl der erforderlichen Wohnungen die ein— 
gehendite Kenntniß zu verichaffen, und durch ihre ganze Verwaltungsthätigfeit 
befähigt, die Richtung der geſammten Gemeindeentwidlung zu erfennen und in 
gewiffen Grenzen zu beftimmen. 

Diejen Thatjachen gegenüber fallen die Einwände, welche von den Gegnern 
der Gemeindebauthätigkeit gemacht werden, ald nichtig zu Boden. Man über: 
blicke dieſe Gegengründe, wie fie zum Beiſpiel in dem verdienftvollen Gut- 
adıten des Rechtsraths Beckh-Nürnberg über die Wohnungsfrage S. 47 bis 49 
zufammengeftellt find, und man wird über die Geringfügigfeit derſelben 
erjtaunt fein. Das Grundmotiv ift die Furcht vor dem Kommunismus. 
„Direftes Eingreifen der Gemeinde durch unmittelbare Gewährung von Quartier 
an die Ort3einwohner kann natürlich nur von jolchen begehrt werden, welche 
einer fommuniftiichen Staatsanſchauung huldigen,“ ſchrieb der Bergamtsdirektor 
Dr. jur. Leuthold bereit3 im XXX. Bande der Schriften des Vereins für 
Sozialpolitif und ſprach damit die geheimen Gedanken aller der Leute aus, 
welche von ber und durch die Ausbeutung der Gejellichaft leben. Es ift der 
uralte, veraltete Ginwand, den man gegen jede TIhätigfeit der Gemeinde er: 
hoben hat, die über die Nachtwächterauffaffung ihres Thätigkeitöbereiches hinaus— 
ging. Die Gemeinden liefern Waſſer, Gas, eleftrifches Licht u. j. w., warum 
jollten fie nicht auch Wohnungen produziren? Iſt die Wohnung mehr Waare 
als Waller und Gas und elektriiches Licht und dadurch in höherem Grade 
für die private Produktion prädeftinirt? Iſt die Wohnung eine Waare, 
wie ein Stiefel, den ich mir in Dutenden von Läden in gleicher Güte faufen 
fann? Wird nicht viel mehr gerade die Wohnung durch den tiefgehenden Ein: 
fluß, den fie auf die Sittlichfeit und Gejundheit des Volkes, auf feinen ganzen 


— 456 — 


der einzelnen Landichaften, die Verhältniffe der Stabt oder des Landes drüden 
fih in der Wohnung ebenfo aus wie der Charakter der einzelnen Klaſſen. 
Sp wenig ferner die großen Gejellihafistlaffen homogene Körper bilden, jo 
verichieden die einzelnen fie zulammenfegenden Berufsgruppen durch die Art 
des Berufs, die Höhe der Entlohnung, ihre geiellichaftliche Stellung find, To 
verichieden ift auch die Befriedigung des Wohnungsbedürfniſſes der einzelnen 
Gruppen und Klaſſen. Innerhalb der Arbeiterflaife find es vor Allem zwei 
Momente, die die Differenzirung des Wohnungsbedürfniiies bewirfen, die 
Lohnhöhe und die damit aufs Engfte verbundene Arbeitsdauer auf der einen 
Seite und auf der anderen Seite die mehr oder weniger große Ständigfeit 
der Beſchäftigung. Der ftändig beichäftigte, wenn aud) niedrig gelohnte Tag: 
löhner wird einen relativ größeren Theil feines Lohnes für die Wohnung 
aufwenden fünnen, ald der beifer bezahlte Saijonarbeiter, bei dem Perioden 
der lleberzeitarbeit und der Arbeitslofigfeit miteinander abwechſeln. Den Ver: 
iciedenheiten in der jozialen Stellung der veridhiedenen Theile der Arbeiter: 
Halle muß auch die Bauthätigfeit der Gemeinden entiprehen. Sie darf ſich 
nicht darauf befchränfen, nur einen Durchſchnittstypus einer Arbeiterwohnung 
berzuftellen. Je mehr fie fih den Bedürfniſſen und der pefuniären Leiſtungs— 
fühigfeit der einzelnen Gruppen anpaßt, deſto nußbringender wird fie ein. 
Von der Schlafftätte des einzeljtehenden Gelegenheitsarbeiter® bi8 zu dem 
reipeftabeln Ginzelhaus des hochgelohnten qualifizirten Arbeiters mit vier bis 
ſechs Räumen und fleinem Garten muß eine an Güte und Umfang der 
Wohnung aufiteigende Reihe von Wohnungstypen geichaffen werden, deren 
Neichhaltigkeit eine ſichere Bedürfnißbefriedigung gewährleiftet. Die Natur 
der geiellichaftlichen Verhältniffe zwingt mit umwiderjtehliher Gewalt zu einer 
Differenzirung des MWohnungsbaus. Man kann den Arbeiter, der auf Ge 
legenheitsarbeit oder beſtimmte Kunden angewielen iſt, nicht in den Vorftädten 
außerhalb des Wohnungsbereich feiner Kundichaft anfiedeln. Sein Quartier 
muß in der nächſten Nähe des Verkehrs: und Arbeitözentrums liegen, da wo 
das wechielnde Leben der Großftadt jeden Augenblid neue Arbeitsgelegenbeit 
ihafft. Hier aber jchließt der hohe Werth des Grund und Bodens den Bau 
von Ginzelhäufern ohne Weiteres aus. Nur das große Miethhaud vermag 
die Belaftung mit dem Bodenpreije zu tragen. Für den jtändig beichäftigten 
Arbeiter dagegen mit feit begrenzter Arbeitszeit tritt das Einzelhaus oder das 
Heine eins bis zmweiltödige Miethhaus in den ferner vom Zentrum belegenen 
Bezirken oder den Vororten in fein Recht. Diele geſchickte Anpaſſung au das 
Bedürfniß würde den Gemeinden durch die bereits jfizzirte Verbindung mit 
Mierhgenoiienichaften ganz bedeutend erleichtert werden. Che daher die Städte 
den Bau von Arbeiterwohnungen in umfaflender Weile in Angriff nehmen, 
it e8 nöthig, den Umfang und die Art des Wohnungsbedürfniffes genau und 
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zwar vor Allem mit Rückſicht auf die Lohnhöhe, die Ständigkeit der Be— 
ſchäftigung der Wohnungsbedürftigen und die Lage ihrer Arbeitsſtelle feſt— 
zuſtellen. Ohne die Berückſichtigung dieſer Momente kann die Wohnungs: 
ſtatiſtik diefe wichtige Vorarbeit für die Bauthätigkeit der Gemeinde nicht erfüllen. 

Eine weitere Borbedingung für eine gefunde Bauthätigkeit der Genteinde 
ilt eine weitfihtige Grund- und Bodenpolitif, durch die ſich dielelbe in den 
Beſitz des für ihre Baupolitif erforderlichen billigen Grund und Bodens zu jegen 
vermag. Wir haben bereits des Defteren erwähnt, welche verhängnißvollen 
Wirkungen die Bodenipefulation durch ihre ichwindelhaften, die rapide Steige: 
rung der Bodenpreile bezweckenden Manöver auf die Mohnungsverhältnifie 
ausübt, wie die unfinnig hohen Bodenpreije die Wohnungsmietben in die Höhe 
und die Wohnungsnoth auf den Gipfel der Scheußlichfeit treiben. Wir haben 
gleichfall® geliehen, daß die Mittel, welche gegen die Baufpefulation empfohlen 
worden umd in Anwendung gefonmen find, ihr Ziel gänzlich verfehlen, ja jogar 
das Gegentheil desjelben bewirken. Es giebt heutzutage in der That nur ein 
Mittel gegen die Bauſpekulation, die weitfichtige Gegenfpekulation der Gemeinden 
jelbft, unterftügt durd) ein erweiterte® Expropriationsrecht und eine kluge Ver: 
fehrapolitif. Der Inhalt diefer Spekulation iſt aber im Gegenjag zur privaten 
nicht der Erwerb des jpäteren Verkaufs wegen, fondern der Erwerb des Be: 
jiged und der Bebauung wegen. Gin fundamentaler Unterjchied! 

Bisher fünnen fich die Gemeinden nur durch freihändigen Ankauf in den 
Beiig von Grund und Boden bringen, deilen fie für ihre Bauthätigfeit be- 
dürfen. Es liegt auf der Hand, wie leicht es da der Spekulation gemacht 
wird, die Haufpolitif der Gemeinden zu durchkreuzen. Selbit die Fälle find 
nicht jelten, in denen Mitglieder der ſtädtiſchen Kollegien ihre Willenichaft 
benügt haben, um ſelbſt oder durd Dritte direkt zu eigenem Wortheile oder 
den ihrer Sippe und Klique der Gemeinde zuvorzufommen und die Kaufpreiſe 
in die Höhe zu treiben. Wie häufig haben die Gemeinden Verkaufsverhand— 
lungen mit zahlreichen Kleinbefigern angeknüpft, um plöglich im Verlaufe ihrer 
Verhandlungen einen Großipekulanten oder Konſortium fich gegenüber zu ſehen. 
Gegen dieſe Gefahren des freihändigen Ankaufs giebt es nur ein Mittel, das 
der Erpropriation zu Bebauungsziweden, wobei wir ein vereinfachtes Verfahren 
und ein allgemeines Vorkaufsreht auf Grund und Boden al3 jelbitverftändlich 
porausjegen. Leider befigen die deutichen Städte bis heutigen Tages noch 
nicht das Recht, Land zwecks der Bebauung mit Arbeiterhäufern zu enteignen, 
ein Recht, das den englischen Lofalbehörben durd; den „Housing of the 
Working Classes Act“ von 1890 gegeben wurde. 

Den wenigiten Städten iſt die Bedeutung des Bodenproblems für Die Haufung 
der nichtbeſitzenden Klaſſe far geworden. Kein Wunder, daß fie fi daher in 
ihrer Bodenpolitif in nichts über das Niveau des gewöhnlichen privaten Boden 
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ipefulanten erheben. Bereitö bei dem Kapitel Stabterweiterungen haben wir ge: 
fehen, daß Feſtungsſtädte, die in den Befig großer Ländereien gekommen waren, 
nichts Giligeres zu thun Hatten, ala ihren Beſitz zu möglichſt hohen Preiſen 
loszuſchlagen. Diefe Städte bilden durchaus feine Ausnahme. Sp gehört zum 
Beiipiel die Stadt Leipzig, bie die Bejigerin eine8 bedeutenden Grundbefiges 
ift, zu den größten Bodenfpefulanten Leipzigs.* Ihre Bodenpolitif ift von 
Th. Kranzforn in feiner Schrift „Das Baugewerbe mit bejonderer Rüdjicht 
auf Leipzig“ in jo draftiicher Weile gekennzeichnet, daß wir den betreffenden 
Paſſus hier am beiten zitiren werden. Es heißt da: „Aber auch die Stadt 
Leipzig, die befanntlich Beſitzerin eines ganz beträchtlichen Grundeigenthums 
ift, hat bedauerlicher Weife bis jegt feinerlei Bedadht darauf genommen, durd) 
die Art der Verwaltung und Verwendung der in ihrem Bejige befindlichen 
Bauflähen mäßigend auf die ftädtifchen Vodenpreife einzumwirfen. Im Gegen: 
theile ließe fich eher jagen, daß der Nath der Stadt jelbit die Grundftücks— 
ipefulation im größten Maßitabe betreibt, indem er fortgejegt ſowohl aus 
dem jtädtifchen Vermögen wie aus dem des Johannisitiftes Grundſtücke an: 
fauft und Baupläge um die höchſten erzielbaren Preife wieder verkauft... . 
Im Uebrigen vollziehen fich jene Anz und Verkäufe nicht unter anderen Rück— 
jihten ala denen der Privatipefulanten, und auc in der Stadtverordneten: 
verjammlung, der das Genehmigungsrecht zujteht, pflegen höhere Gefichtspunfte 
der kommunalen Wohlfahrtspflege nur ganz vereinzelt einmal laut zu werden, 
und fie finden da faft niemals Widerhall. Wo hier einmal Wideripruch gegen 
eine geplante Bauplagveräußerung erhoben wird, geht er in der Regel von 
der Abficht aus, den Preis noch weiter in die Höhe zu treiben. Wei dieſer 
unter anderen Umſtänden vielleicht erfreulichen Uebereinſtimmung der beiden 
jtädtiichen Kollegien darf man ſich nicht wundern, daß bei Feitiegung ber 
Bebauungspläne für neue Staditheile die Rückſicht auf die günftige Verwerthung 
des in Betracht kommenden ſtädtiſchen Bauareal3 eine größere Rolle fpielt 
als die Gefichtöpunfte der Gejundheitöpflege oder der fozialen Wohnungs: 
politif. Bis tief in die Vororte hinein ift unter diefen Umftänden die ge 
ichloffene Bauweiſe mit vier- und fünfſtöckigen Miethfafernen vorgedrungen; 
wo einmal offene Bauweiſe angeordnet wird, da geichieht es für Billenbauten, 
alſo zu Gunsten der bejigenden Klaſſen.“ Und weiterhin: „Allem Anſcheine 
nad find die ftädtiichen Behörden nicht geneigt, das einträgliche Bauplaätz— 
geihäft jo bald aufzugeben. Haben fie doch jüngſt erjt den Plan erwogen, 
einen in der Mitte der Stadt gelegenen, von der Stadtgemeinde mit großen 
Kojten für den Bau eines Rathhauſes erworbenen Häuferblof an die Immo: 


* Man vergleiche noch 2. Pohle, Die Verwaltung des jtädtifchen Grund- 
befiges in Leipzig in „Soziale Praris“, IV (1895), ©. 481 und 482. 
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biliengejellichaft wieder zu veräußern — ein Hand-in-Handgehen der großen 
Privatipefulation mit der öffentlihen Verwaltung, das leider nicht vereinzelt 
daſteht.“ Einige Zahlen, die wir dem Jahresberichte 1898 entnehmen, werden 
den Beweis für die Berechtigung dieſes Urtheild bringen. Es wurden an— 
gefauft von der Stadt Leipzig für: 





1896 | 1897 1898 








| Mart Dart | Mart 
Hausgrundftüde . . | 1167500,— | 2831100,— | 1087500,— 
Feld, Wiefe, Garten 842334,96 | 141599,26 935 783,72 
Bauareal . . . 113766,45 | 24,20 | 1087595,35 
Vollspain . . . . .  186785,84 | = 

' 231088725 | 29727283,46 | 3060879,07 


Dagegen wurden verfauft: 
Baupläße . . . . ,1514215,25 | 1085254,— 10614627,60 

Laſſen wir die Hausgrundſtücke, die hier nicht in Betracht foınmen, außer 
Acht, jo wurden im den drei Jahren 1896, 1897 und 1898 für 3121 103,94 ME. 
Grund und Boden gekauft, dagegen für 13214096,85 Mk. verfauft!! 

Von einem derartigen Verhalten ftädtiicher Verwaltungen hebt ſich die 
weitichanende und kluge Grund: und Bodenpolitit Frankfurts a. M., wie 
fie in erjter Linie von dem Leiter feiner ftädtilchen Werwaltung gezeichnet 
und durchgeführt worden ift, ſcharf und deutlich, wie Licht vom Schatten ab. 
Der von uns alö der leitende Grundiag jeder jtädtiichen Boden: und Hauſungs— 
politit ausgeſprochene Gedanfe der Gegenjpefulation der Gemeinde zum Zwecke 
dauernden Beſitzes findet fi) zum Beiſpiel Elar ausgeiprochen in der Begründung, 
die der Oberbürgermeifter Adides feinem Antrage auf Ginrichtung einer 
ſtädtiſchen Baubank und Baukaſſe beigegeben hat. Hier heißt e8: „Wiederholte 
Srörterungen im Schoße der ftädtifchen Behörden haben neuerdings wieder 
ergeben, daß ein Ausſchluß der ungeiunden Spekulation und des vertheuernden 
Zwiſchenhandels, fowie der mucheriichen Beleihung nicht wohl möglich iſt, 
wenn das im Beſitze der Stadt befindliche Gelände einfach in Wege des Ver— 
fauf3 aus der Hand gegeben wird. Ebenjowenig iſt die jtädtiiche Verwaltung 
bei diefer Art des Vorgehens in der Lage, ihrerjeit3 die Vertheuerung dadurch 
zu verhindern, daß fie zu bejonders billigen Preiſen verfauft, da dies eine 
ungerechtfertigte Beporzugung Ginzelner bedeuten und zuden nicht den jpäteren 
MWohnungsinhabern, jondern nur den Weiterverfäufern zu Gute fommen wiirde. 
Auch von diejer Seite her empfiehlt es fich alio, ftatt des Verkaufs einmal 
mit der Abgabe zu Erbbaurecht Verſuche zu macen....** Dieſer Stand: 
punft ift von der Frankfurter Verwaltung nicht fofort erreiiht worden. Ihre 


* Vergleiche Berwaltungsbericht für 1899, Allgemeiner Bericht, S. 17. 
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Bodenpolitif ift in den legten Jahren in einer Entwidlung begriffen. Als 
ihren Abſchluß fünnen wir die wirthichaftliche Erkeuntniß von der Nothwendig— 
feit bezeichnen, den Verkauf ftädtiichen Geländes durd die Verpachtung des— 
felben zu erjegen. Die Grundjäge, weldhe den Magiſtrat bei dem Erwerb von 
Grundbefig geleitet hatten, wurden von ihm bei der Begründung feiner Vorlage 
betreffend den Erwerb des Gutleuthof-Geländes (24. November 1897) kurz in 
folgender Weife entwidelt. Zanderwerb lediglich zur Spekulation fei bisher 
nicht getrieben worden und ſolle auch in Zukunft nicht getrieben werden. Es Tiege 
aber im finanziellen Intereife der Gemeinde, den Grunderwerb für die Unter: 
nehmungen, bei denen ein folcher nothwendig ift, To günftig als möglich zu 
geitalten. Bei der Durchführung von Alignements, der Heritellung von Schulz, 
Spiel: und Erholungsplägen, von Häfen, Quais und ähnlidhen Anlagen, 
Elektrizitätswerken, Trambahndepots, Yeuerwehritationen und dergleichen fei es 
von der größten Bedeutung, durch rechtzeitige und in größerem Umfange vor: 
genommene Grunderwerbungen Vorjorge zu treffen. Nah Ausicheidung des 
für die ftäbtifchen Straßen und Pläße beziehungsweije die fonftigen Anlagen 
erforderlichen Landes folle der überſchießende Grundbefig dann zu ſolchen Preiſen 
verkauft werden, daß nicht nur die gelammten Koften, zum Beiſpiel bei der 
Anlage von Straßen die Koften des Straßengeländes, die Straßenbaufoiten 
und der Zinsverluft, jondern fogar ein Ueberſchuß herausgewirthichaftet werde. 
Gegen ein derartiges Verfahren, auf das wir bereit3 oben näher eingegangen 
find, läßt fi nur der eine, aber auch enticheidende Gegengrund anführen, 
daß duch den Verkauf der Werthzuwachs der Zukunft den privaten Käufern 
in den Schoß geworfen wird. Es untericheidet fih nur darin von der privaten 
GSrundipefulation, daß die Spekulation im Intereſſe der Stadtkaſſe ftattfindet. 

Die Vornahme umfaſſender Grunderwerbungen wird vom Magiſtrate dann 
ferner mit dem Intereſſe der überwiegenden Maſſe der jtädtiichen Bevölkerung 
an niedrigen Grund» und Bodenpreifen begründet. Das Land, das für bie 
nächſten Jahrzehnte in Frankfurt a. M. als Bauland in Betradht fommt, liegt 
nämlich zum Theile in den Händen weniger großer Grundbefiger, zum anderen 
Theile in der Geſtalt maßlos zeriplitterten Parzellenbefiges in den Händen Eleiner 
Beliger. Dieje Grundbeiigverhältniffe find natürlich ein großes Hinderniß für 
einen rationellen Anbau. Der Großgrundbefig kann die Preife zu der von 
ihm beliebten Höhe jteigern. Der Webergang der Kleinen Parzellen zu Baus 
land iſt eigentlich nur auf dem Umwege über die Bodenipefulation möglich, 
und daß auf diefem Wege die Grundftiidöpreife rapide wachſen, ift eine be— 
fannte Thatſache. Solchen fpefulativen Steigerungen der Bodenpreiſe wird 
num ohne Zweifel am ficheriten durch den Ankauf größerer, am beiten natürlich 
aller Theile der ftädtiichen Marfung durd die Stadt oder die mit ihr ver: 
bundenen Stiftungen ein Riegel vorgeichoben. Dabei kann dann die Stadt 
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den Grund und Boden zu Preifen, bei denen fich billige Wohnungen herftellen 
fafjen, abgeben, jofern fie fich die fünftige Werthjteigerung des Grund und 
Bodens rejervirt. Aus diefen Gründen empfahl alfo der Magiftrat den Ankauf 
von Grund und Boden und die Verpachtung besjelben durd die Gemeinde 
im Wege des Erbbauvertragd. 

Billiger Grund und Boden iſt alio die Vorbedingung für bie ftäbtifche 
Bauthätigfeit, die für die Arbeiterklaife billige Wohnungen bereit ftellen 
will. Es liegt auf der Hand, daß dies um jo mehr der Fall fein muß, je 
mehr die weiträumige Bebauung die Herrichaft in den Bauordnungen und 
Bebauungsplänen erringt. Billiger Grund und Boden ijt aber nur noch an 
der Peripherie unjerer großen Städte zu finden und daher jollten die Stadt- 
verwaltungen ihr Augenmerk in erjter Linie darauf richten, das dort befind- 
liche, für die jpäteren Stabterweiterungen erforderliche Land in ihren Befig 
zu bringen. 

Damit nun das mühſam an der Peripherie zufammengefaufte Land auch 
wirklich feine Aufgabe erfüllen ann, muß es in die engite Verbindung mit 
den bereitö bebauten Theilen der Stadt, vor Allem dem Gejchäftszentrum ge— 
bracht werden. Die Mittel dazu find Straßen und Straßenbahnen. Daher 
gehört auch die Straßenbahn als ein gemwaltiges Werkzeug zur Förderung 
gelunder Haufungsverhältniffe in die Hand der Städte, nicht aber privater 
Profitjäger, die Linien nur dann bauen, wenn ihnen ficherer Profit winkt. 
Auch in diefem Punkte ftehen die deutjchen Städte noch in den erſten An— 
fängen. Die Zahl der Städte, die Straßenbahnen in eigener Regie betreiben, 
ift ganz außerordentlih gering und wir fennen fein Beiſpiel für die plan- 
mäßige Berbindung von Arbeiterwohnungs- und Straßenbahnpolitif. 

Menn wir die Anfiedlung des Eleinen Beamtenthums der öffentlichen 
Körperichaften und privaten Unternehmung, jowie eines Theiles der Arbeiter: 
Ihaft und zwar gerade der jtändig beichäftigten und der gutbezahlten quali= 
fizirten Arbeiter in dent Umkreiſe der Städte vorichlagen, fo find wir und jehr 
wohl bewußt, daß dieſelbe — eine raſche und billige Verbindung der Wohn: 
auartiere mit dem Gefchäftszentrum beziehungsmweije den Fabrikbezirken voraus— 
gejegt — noch eine ziemlich weitgehende Umgeftaltung unferer wirthichaftlichen 
Berhältniffe, vor Allem durd) die Verfürzung der Arbeitszeit, zur Vorbedingung 
hat, mit der die Komprimirung des Arbeitstags inklufive der ihn unter= 
brehenden Baujen parallel zu gehen hat. 


B. Wohnungsinfpektion. 
„Weber einen Punkt befteht allgemeine Uebereinitimmung — daß die elenden 
geiundheitsihädlihen Wohnräume, das maſſenhafte Zufammengedrängtjein in 
luft und lichtlojen Stuben eine der traurigen VBorbedingungen für das beijpiel= 
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lofe Wüthen der Seuche geweien find“ — fo fchrieb am 8. November 1892 bei 
Gelegenheit der furchtbaren Choleraepidemie der „Hamburgiiche Storreipondent“. 
Die gewaltige Empörung über die VBernahläffigung aller ſanitären Einrich— 
tungen, die, eine Folge der Furcht vor der alles bedrohenden Cholera, damals 
Deutichland erregte — nit als ob es in vielen anderen Stäbten mit ben 
fanitären Berhältniffen beifer geitanden hätte —, zwang den Hamburger Senator 
Dr. Burdard im Neichötage zu dem Verfprehen: „Wir wollen es unmöglich 
machen, daß in Zukunft den janitären Aniprüchen nicht genügende Wohnungen 
gebaut werben, und wir wollen zweitens das Bewohnen von vorhandenen, 
aber in janitärer Beziehung unzureichenden Wohnungen verbieten.“ Das waren 
Aeußerungen, geſprochen und geichrieben unter dem überwältigenden Cindrude 
des Choleramaſſenſterbens, das natürlich in erjter Linie die ärmeren Klaſſen 
ber Bevölkerung betroffen hatte. Wären die arbeitenden Klaſſen in der Bürger: 
ihaft vertreten, diefelbe nicht nur ein Geſchäftsausſchuß der Grund: und 
Hausbefiger, jo würde das entjegliche Leiden am eigenen Leibe eine große 
fozialpolitifche Aktion auf dem Gebiete des Wohnungswejens erzwingen haben. 
Die vermoderten Nechte der Hausbefiger auf fchranfenloje Ausbeutung ihrer 
Miethiaßen, auf die Ausmünzung des Markes und der Gejundheit der ärmeren 
Klaſſen der Bevölkerung in Elingende Goldfüchſe wären unerbittlich zerichlagen 
worden, und die Grundjäße der jozialen Gejundheitöpflege zum Durchbruch 
gefommen. So aber liefert uns die Geichichte de Hamburger Wohnungs: 
pflegegeſetzes nur ein weiteres, höchſt widerliches Beiſpiel für den grenzen: 
lojen Egoismus der befigenden Klaſſe, einen jchlagenden Beweis fiir unfere 
ihon öfter wiederholte Behauptung, daß der fiegreiche Fortichritt der öffent: 
lichen Gejundheitspflege aufs Engſte mit der politiihen Machtentwicklung der 
arbeitenden Klaſſe verknüpft ift. 

Berfolgen wir alſo die Gejchichte des Wohnungspflegegeleges, das, 1893 
begommen, endlid am 5. Juni 1898 zur Erledigung fam. Am 12. Mai 1893 
brachte der Senat ein Gejeß betreffend die Wohnungspflege ein, deſſen weſent— 
liher Inhalt jich folgendermaßen zufammenfaflen läßt. 

1. Organijation der Wohnungspflege. Die Handhabung derfelben ift Sache 
der Baupolizeibehörde in Verbindung mit den PVorftehern und Wohnungs: 
pflegen. Die Stadt wird in 36 Pflegebezirke getheilt; an der Spige eines 
jeden jteht ein WVorfteher, dem eine nad dem Bedürfniß zu bemeſſende Zahl 
von Wohnungspflegern beigegeben wird. Beide, Vorfteher und Wohnungs: 
pfleger, find bürgerliche Chrenbeante. Die Vorfteher werden von der Bürger: 
ihaft gewählt und wählen ihrerfeits die Wohnungspfleger. Diefe bürger: 
lichen Ehrenbeamten üben, unterftügt von den Baupolizeiinſpektoren und deren 
Affiftenten, die Wohnungsinfpektion aus. Weber Mißftände, deren Abſtellung 
fie nicht jelbjt bewirken können, berichten die Wohnungspfleger den Vorftehern, 
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die die lagen an die Baupolizeibehörde weiter geben. Das Verbot, Räume, 
die den Vorichriften des Baupolizeigejeges oder des Wohnungspflegegeſetzes 
nicht entiprechen oder wegen jonjtiger vom Amtsarzte als gefundheitsichädlich 
bezeichneter Zuftände ſich als unbewohnbar beweiien, al3 Wohn-, Schlaf- oder 
Arbeiträume und Küchen zu benützen, wird von der Baupolizeibehörde in 
Verbindung mit dem aus fünf Perſonen beitehenden Ausſchuſſe des Vor— 
jteherfollegiums ausgeſprochen. Zur Wiederbenügung verbotener, aber ver: 
änderter und verbeilerter Näume bedarf es der jchriftlichen Grlaubniß der 
Baupolizeibehörde. Diejelbe Behörde hat auch das Recht, nad) Anhörung des 
Vorftehers, MWohnungspfleger® und beamteten Arztes, Friften zu gewähren 
und von den ftrengeren Vorjchriften des Geſetzes zeitweilig zu biöpenfiren, 
jowie Grleichterungen eintreten zu laſſen. 

2. Die hygieniſchen Vorfchriften des Geſetzes. Jedes Gelaß (Wohnung), 
welches zun dauernden Aufenthalte von Menjchen beſtimmt ift oder dient, 
toll einen eigenen verichließbaren Zugang, eigenen Abort, eigene Kochitelle, 
ferner, wo Siel- und Wafferleitung vorhanden ift, Waflerhahn und Ausguß 
haben. Sollen mehrere Haußhaltungen eine Wohnung oder einen Theil der: 
jelben benützen, fo ift eine bauliche Theilung derjelben erforderlich. 

Alle Wohnräume müfjen den baupolizeilichen VBorichriften entiprechen. Die 
lihtgebende Fläche der nothmwendigen Fenſter muß minbeftens ein Zehntel der 
Grundfläche des MWohnraums betragen. In Schlafräumen müflen auf jedes 
Kind unter zehn Jahren mindeftens O,1 Quadratmeter, auf jede ältere Perſon 
minbeitend 0,2 Quadratmeter yenjterfläche, ſowie mindeſtens 5 beziehung 
weile 10 Kubifineter Luftraum bei mindejtens 2 beziehungsweife 4 Quadrat— 
meter Grundfläche entfallen. Kinder unter einem Jahre werden nicht mit: 
gerechnet, jofern diejelben zur Familie des Haushaltungsvorftandes gehören (!). 

Für Schlafleute wird Trennung der Gejchlechter auch bei Aufnahme in 
die Schlafzimmer der Familie vorgeichrieben. 

Soweit die Vorichriften des Entwurfes. Das Charakteriftiiche ift, daß 
berielbe feinen Unterſchied zwiſchen alten bereit3 bewohnten und neuen nod) 
zu errichtenden Wohnungen macht, fondern einfach verlangt, daß die Wohnungen 
den baupolizeilichen Vorſchriften entiprechen müſſen, thatſächlich aljo eine Rück— 
wirkung neuer baupolizeilicher Vorfchriften ohne Entſchädigung ftatuirt. Dieje 
Beitimmung mußte jelbitveritändlih” den Haß und die erbitterte Feindichaft 
der Hausbejiger erregen. Ihr Ausschuß — jo können wir den von der Bürger: 
ſchaft eingejegten Ausihuß zur Berathung der Senatsvorlage mit Recht be: 
zeichnen — behauptete in dem Bericht, den er nad) Verlauf eines Jahres 
über die Senat3vorlage abjtattete, daß damit mindeftens 90 Prozent der 
Häufer einem Neubau unterworfen wirden, ein großer Theil gänzlich ab- 
gebrochen werben müßte. Es muß zugegeben werden, daß die Beitimmung 
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des 8 6, die für jedes Gelaß (Wohnung) eigenen verichließbaren Zugang, 
eigenen Abort, eigene Kochitelle, Waſſerhahn und Ausguß forderte, eine ziemlich 
weitgehende war, während im Gegentheil die übrigen fanitären Vorſchriften 
als nicht weitgehend genug bezeichnet werden müſſen. Mit der Durchführung 
dieſer Vorſchriften mußte eine gewaltige Umwälzung der alten Wohnverhältnifie 
verbunden fein. Darin hatte der Ausihuß der Bürgerſchaft ohne Weiteres 
Recht. Der Senat hatte es offenbar vorgezogen, jich mit der Durchführbar: 
feit des Geſetzes nicht zu befallen, wohl in der richtigen Erkenntniß, daß 
die Bürgerschaft jeinen Entwurf doch nicht annehmen würde. 

Ferner ift es charakteriſtiſch, daß der Entwurf auch die Leberfüllung der 
Wohnungen angreift, fi aljo nicht nur auf die aus der baulichen Werlotterung 
und Mangelhaftigkeit der Wohnungen entitehenden janitären Uebelſtände be 
ſchränkt. Die VBorjchriften desfelben find allerdings jehr milde, geradezu ſchwäch— 
fihe. Schon der Sag von 10 Kubikmeter Luftraum für Erwachſene, der 
übrigens in dem polizeilichen Verordnungen, betreffend das Schlafftellenmwejen, 
gebräuchlich ift, ift zu niedrig; wie viel mehr der von 5 Kubikmeter für Kinder 
unter zehn Jahren. Lächerlih ift die Beitimmung, daß Kinder unter einem 
Jahre nicht gerechnet werden, falls fie zur Familie des Haushaltungsvorſtandes 
gehören. Weshalb nur dann? 

Noch abfälliger muß unſere Kritik über die Organilation der Wohnungss 
injpeftion lauten. Die ehrenamtlichen Worfteher und Pfleger jollen von der 
Bürgerichaft, der Vertretung der Hausbejiger, gewählt werden. Es lag auf 
der Hand, daß dieje nur folche Perjonen wählen würden, von denen fie feine 
Schädigung ihrer Hansbefigerintereflen zu erwarten brauchten. Cine derartig 
organifirte Inſpektion war von vornherein zur Unthätigfeit bejtimmt. 

Anm 26. Mai 1893 jegte die Bürgerichaft einen Ausſchuß zur Prüfung 
der Senatsvorlage ein. Nach einjähriger Berathung erftattete derfelbe Bericht. 
Er verwarf den Senatsentwurf in Bauſch und Bogen und hatte an Stelle 
desjelben einen eigenen aufgelegt. Diejer Entwurf hatte allerdings den großen 
Vorzug, daß er alle Pflichten von den Hausbefigern auf die Miether abwälzte, 
die Rechte der erjteren gegenüber den leßteren ins Grenzenlofe verftärkte. 
Der Hausbefiger ift nur für die Uebelſtände ungenügender Unterhaltung ver: 
antwortlic, wie Abwehr der Feuchtigkeit, Inftandhaltung der Wafferverforgungs: 
und Gntwäflerungsanlagen, Neinigung der Lichthöfe und Lichtichachte, Nein: 
haltung der mehreren Wohnungen gemeinfamen Aborte u. f. w. Für alles 
andere ift der Miether verantwortlid, auf den übrigens durch die Be— 
ftimmungen des $ 11, betreffend die gelundheitswidrige Benügung einer Wohnung, 
die Schuld an jeder baulichen Verlotterung mit Leichtigkeit abgewälzt werden fann. 

Bon den Anforderungen des Senatsentwurfes an die Beichaffenheit der 
Wohnungen ließ der Ausihuß nur die eines Mindeitluftraums von 10 Kubik— 
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meter für Erwachſene in Schlafzimmern bejtehen. Für Kinder bis zu 14 Jahren 
galten ihm 5 Kubikmeter als ausreichend. 

Genau in derjelben Weiſe ſchwächte der Ausihuß auch die organilatorischen 
Beftimnmngen des Senatsentwurfed ab. Er übertrug die Beichlußfaffung und 
Exekutive allein ben ehrenamtlich thätigen Pflegern und Vorftehern und jchaltete 
die Baupolizeibehörde vollftändig aus. Die techniſch jachverfjtändigen Organe, 
der Öygienifer und der Bautechnifer, wurden bei Seite geichoben, da man 
wohl mit Recht von ihnen ein jchärferes Eingreifen bei der Ausführung be= 
fürdhtete. Die ſchwachen Klauen, die der Senat3entwurf gezeigt hatte, waren 
nun gänzlich beichnitten. Das Wohnungdgejeg der Bürgerichaft that feinem 
Hauöbefiger mehr weh, und — damit war denn wieder einmal der Hamburger 
Staat gerettet. 

Der Ausfhußentwurf wurde am 27. Juni 1894 mit nur geringen Aende— 
rungen von der Bürgerjchaft angenommen, der Senat lehnte aber feine Zu: 
ftimmung ab. Erft im Frühjahr 1898 einigten fich die beiden Körperſchaften 
iiber einen neuen Entwurf des Senats, der den Haußbefigerintereffen weit 
entgegenfam, aber trotzdem noch in der Bürgerſchaft beträchtliche Aenderungen 
erfuhr. Die Organijation blieb die vom alten Bürgerſchaftsentwurf vorgejchlagene: 
an der Spike die Behörde für Wohnungspflege, beitehend aus 2 Senatoren 
und den von der Bürgerfchaft gewählten Vorſtehern der 9 Kreiſe, in die die 
Stadt getheilt wurde, mit den Nechten der Erefutive und einem Beamtenſtabe 
von einem Inſpektor, zwei Aififtenten und einem Schreiber; unter ihr die Kreis— 
verfammlung der Pfleger mit dem Rechte der Beichlußfafjung über die von 
den Pflegern vorgebrachten Uebelſtände; jchließlich die Pfleger als die eigent- 
lihen Unterfuchungsbeamten. Gegen die Behörde für Wohnungspflege kann 
noch an den Senat appellirt werden. Als Sadpverftändige find Beamte der 
Baupolizei und der Mebizinalbehörde beigegeben, die aber fein Recht ber 
Initiative befigen. Gin prachtvoller Inftanzenzug, der jeden Bureaufraten mit 
Wonne erfüllen, jeden Hausbeſitzer im Innerften feines Herzens erfreuen muß. 
Gin beihmugter Abort, der von mehreren Parteien benügt wird — welch 
eine Fülle von Verhandlungen kann diefer unpoetiſche Fall hervorrufen; welche 
Berge von Akten aufthürmen! Weiſt die Beihmugung des Abortes darauf 
hin, daß janitäre und fittliche Mißftände vorliegen, auf Grund deren nad) 
dem Gejege eine Theilung des Abortes gefordert werden darf — der Wohnungs: 
pfleger jagt ja; der Hausbeſitzer beftreitet ed. Er provozirt einen Beſchluß 
der Kreiöverjammlung, der Behörde für Wohnungspflege, des Senats der 
freien und Hanfeftadt Hamburg — und erreicht vielleicht, daß der bejchmußte 
Abort nicht ala eine Gefahr für Hygiene und Sittlichkeit erklärt wird. 

Von einer rückwirkenden Kraft des Baupolizeigeleges von 1882 war natürlich 
feine Rede; ja die Bürgerichaft janktionirte jogar die Ueberichreitungen dieles 
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Geſetzes in Wohnungen, die nah 1882 entſtanden waren. Der Mindeſt— 
luftraum von 10 Kubikmetern für Erwachſene und 5 Kubikmetern für Kinder 
bis zu 15(!!) Jahren in Schlafzimmern wurde auf die Wohnungen mit Ein: 
miethern (Aftermiether und Schlafleute) bejchräntt; die Theilung ber Zubehörden 
(wie Küche, Abort u. ſ. mw.) in Wohnungen, die von mehreren Familien benützt 
werden, nur auf Nachweis fanitärer oder fittliher Mißſtände Hin für erforderlich 
erklärt. Im Uebrigen füllen wieder zahlreiche Beftimmungen über die „Kunft 
des richtigen Bewohnens“ die Paragraphen diejes Wohnungspflegegeieges, 
dad von Anfang bis zu Ende den Stempel ded „ut aliquid fiat“ und ber 
rüdfichtslofen Vertretung der Hauöbejigerintereifen trägt. Das Hamburgiiche 
Geſetz ift uriprünglich ein Produft der Cholerafurdt, ein „Gelegenheitsgeſetz“, 
wie es der Ausihuß der Biürgerihaft nannte, das man am liebiten in einer 
Kommilfion begraben hätte, nachdem die unfägliche, Ichlotternde Angſt mit 
dem Abzuge des unheimlichen Gaftes verihwunden. Mar begrub es nicht, 
weil man aus Unheil Heil ſich zu erwerben gedachte. So wurde der ſchwächliche 
Senatsentwurf verändert und gefnetet, bejchnitten und kaſtrirt und dient jegt als 
zierendes Feigenblatt, das die Schande ded Hamburgiichen Staates züchtig verhüllt. 

Mitte Mai 1899 begann die Behörde ihre Thätigfeit. In dem Berichts: 
jahre 1899 gingen 694 Bejchwerden ein, von denen 416 erledigt wurden. 
Die Unterfuhung erfolgte in 393 Fällen auf Grund erjtatteter Anzeige, nur 
in 23 (!) aus eigener Initiative der Pfleger. Unbegründet waren 72 Be: 
ſchwerden, 18 wurden anderen Behörden zur weiteren Erledigung überwiejen. 
Durch gütlihe Vermittlung der ehrenamtlihen Organe wurden 370 Be: 
ſchwerden erledigt. Geichloffen wurden 14 ganze Wohnungen und 18 Theile 
von ſolchen. Bon den erlebigten Beichwerden bezogen fih 108 auf 2er: 
unreinigung, 63 auf Quftverderbniß, auf den Mangel an Tagesliht und 
friiher Luft 34, auf Feuchtigkeit 124, auf Mbortanlagen 46, auf Waſſer— 
verforgung 46, auf mangelhaften baulichen Zuftand des Hauſes und ber 
Mohnung 63, auf Ungeziefer 61. Außerdem wurden 168 Neubauten und 
22 Umbauten beſichtigt. Wenn man bebenft, daß nur 23 Unterfuchungen 
aus eigener Initiative ber 81 Wohnungspfleger jtattfanden, jo wird man ihre 
Thätigkeit mit dem beiten Willen nicht als intenfive bezeichnen können. Die 
Ausführung des Geſetzes reiht fich feiner Entjtehung würdig an. 

Gegenüber dem fünfjährigen Hamburger Poſſenſpiel ericheint das Heſſiſche 
Wohnungsinipektiondgejeg vom 1. Juli 1893 als eine bedeutende ſozial— 
politiſche That, troß der zahlreihen Mängel, Unvollitändigkeiten und Halb— 
heiten, von denen es wimmelt. Dad Gefeß überträgt die Wohnungsinfpektion 
auf die Ortöpolizeibehörden und Gefundheit3beamten des Staates und unter: 
wirft ihrer Inſpektion alle Miethwohnungen — aber nicht die von den 
Eigenthümern felbft bewohnten Wohnungen — mit drei oder weniger Zimmern 


— 467 — 


intlufive Küche, alle Kellergeichoffe oder nicht unterfellerten Räume, deren 
Boden nicht mindeſtens 1 Fuß über Erde gelegen ift, und die unmittelbar unter 
Dad befindlichen Räume. Die Polizeibehörde kann für dieſe Wohnungen und 
Räume die Größe des Mindeftluftraums für jede aufzunehmende Perfon feit- 
jegen. Die Vermiether derartiger Räume, mit Ausnahme der Wermiether 
möblirter Wohnungen im MWerthe von mehr als 8 Mk. monatlich, find bei 
erftmaliger Vermiethung zur Anzeige an die Ortöpolizeibehörbe verpflichtet. 
Die Polizeibehörde erhält durch das Geſetz das Necht, die Benükung einer 
gelundheitsihädlihen Mietwohnung zu unterfagen oder von der Befeitigung 
beftimmter, die Gefundheit gefährdender Umftände abhängig zu machen. Weiſt 
aber der Miether nad, daß unbeanftandete Wohnungen von der jeinen Vers 
hältniffen entipredhenden Größe und Preislage zur Zeit nicht vorhanden find, 
fo joll die Frift zur Räumung nicht unter 1 Monat beftimmt und kann bis 
auf 5 Jahre erjtredt werden. 

Das Gejeg gilt für Gemeinden unter 5000 Seelen nur, wenn es durch 
Polizeiverordnung eingeführt ift. 

Zwei außerordentliche Mängel des Gejeges fpringen auf den erjten Blid 
in die Augen. Das Gejeß beftimmt nicht, unter welchen Umftänden die Woh- 
nungen als gejundheitsjchädlich zu bezeichnen find, und e& fehlt jede Andeutung 
einer pofitiven Wohnungsfürforge, wenn es an unbeanjtandeten Wohnungen 
fehlt. Wir werben auf diejen Punkt, den das Hamburger Geſetz ebenfo wenig 
ins Auge faßt, weiter unten zu fprechen kommen. Bon welcher Wirkung 
der Mangel an Hygieniichen Grundjägen war, das beweift am beften die 
Ausführung des Gejeges, über die der Zweiten Sanımer der Landftände fiir 
das Jahr vom 1. April 1895 bis 31. März 1896 eine Ueberſicht vorgelegt 
wurde. Die Nejultate der fiinf größten Städte des Landes genügen für den 
Beweis: 


| gabl der | Babl der Zadhi der | Zahl der | 


| Bohnungen | Bevöllerung b 
ı unter | in biefen 








Zahl ber 
eanftandeten  Auss | Friſt⸗ 
Wohnungen weiſungen | gewährungen 





| Kontrolle | Wohnungen 

| 
Main . » 7985 | 27 912 ' 70 | 5 5 
Darmitadt . ı 83761 . 12316 569 23 18 
Dffenbah . - 2... 300 | 10581 | 18 | 2 — 
Worms... .-.. st | 135585 | 92 ı\ 1 1 
Gießen . - . 2... 768 2878 | 12 | Verhandlungen im Gange. 


In Mainz mit doppelt jo viel Wohnungen al3 Darmftadt ijt faum der 
achte Theil der in legterer Stadt beanftandeten Wohnungen beanftandet worden. 
Worms, in dem bei einer Polizeienquete ded Jahres 1891 14 Prozent ber 
aufgenommenen 1604 Arbeiterwohnungen als „feucht und ungelund“, 40 Pro— 
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zent ala in hohem Maße überfüllt ermittelt wurden, weilt nur 72 Be- 
anftandungen und nur eine Ausweifung auf!* Die Ziffern der Beanjtandungen 
find alſo in feiner Weiſe vergleichbar und da in Folge deflen die von der 
Regierung vorgelegte Statiftif einen jehr geringen Werth hat, jo unterlaffen 
wir e8 auf diejelbe noch weiter einzugehen ** und wenden und dazu, dar— 
zuftellen, wie die Wohnungdinipeftion in einigen der größeren hejfiichen Städte 
organifirt ift und nach welchen Grundſätzen dieſelbe gehandhabt wird. 

In Worms und Mainz wurde bie erjte Aufnahme und Nevifion ber unter 
das Geſetz fallenden Wohnungen von der Schugmannichaft vorgenommen. Die 
beanftandeten Wohnungen wurden dann den Armenärzten, denen bie Funktionen 
von Wohnungsinipektoren übertragen wareı, zur Nachreviſion und Begutachtung 
überwiefen. Erſt 1897 wurde in Mainz die Wohnungsinipektion einem 
ſtädtiſchen Bauverſtändigen übertragen. Derſelbe revidirte im Jahre 1897/98 
2181 Miethwohnungen, 31 Schlafräume und 73 Sclafitellen von 8246 
Miethwohnungen mit 28108 Einwohnern, 3995 Sclafräumen und 1022 
Sclafitellen. Er beanjtandete 160 Miethwohnungen, 3 Schlafräume und 
3 Sclafitelen. 1898/99 wurden 2985 Miethivohnungen mit 254 Beanftans 
dungen, 175 Sclafitellen mit 16 und 705 Schlafräume mit 23 Bes 
anſtandungen befichtigt. 1899/1900 wurden 790 Mietwohnungen mit 78, 
705 Schlafräume mit 42 und 140 Sclafjtellen mit 11 Beanftandungen ber 
Nevifion unterworfen. Bei den gemeinfamen Befichtigungen mit den Groß: 
herzoglichen Sreisgejundheitsamt wurden im gleichen Jahre 757 Miethwoh- 
nungen, 75 Schlafräume und 73 Schlafitellen begutachtet und dabei 324, 
beziehungsweife 18 und 11 Anſtände gefunden. 

Bei der Handhabung des Geſetzes war es Grundiag, „mit Rückſicht auf 
die örtlichen Verhältniffe an der Hand der ſachverſtändigen Gutachten auf 
die Hauseigenthümer belehrend einzuwirken.““** Zwei Gründe führt der Ver— 
waltungsbericht 1897/98 für Diejes Vorgehen an: 1. es follte dur ein 
energiſches Vorgehen die für die ärmere Volföklaffe vorhandene Wohnungsnoth 
nicht geiteigert werden; 2. es follte eine Gntwerthung des Grundbefiges in 
der Altitadt vermieden werden. Der zweite Grund muß mit aller Ent— 
ichiedenheit ala ein geradezu verwerfliher Grundfag gekennzeichnet werden. 
Um eine Entwerthung der Altjtadt zu verhüten, Toll feine energiihe Wohnungs— 
injpektion nad) weitergehenden Beltimmungen, als fie das Gejeg vorjchreibt, 


* Vergleiche für Worms Verwaltungsbericht 1890/91, ©. 79 bi8 83. Bon 
118 Wohnungen unterftügter Armen waren 1892 15 — 12,8 Prozent feucht, Ber: 
waltungsbericht 1891/92, ©. 421 ff. 

** Vergleiche die Verhandlungen der Zweiten Kammer vom 31. März 1898, 
vor Allem die Rede des Abgeordneten Dr. David, 

** Vermwaltungsbericht 1897/98, ©. 43. 
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eingerichtet und durchgeführt werden! Wodurch ift aber der Werth der Häufer 
in der Altſtadt bedingt? Offenbar dadurch, daß es möglid war, unjanitäre 
Häufer zu hohen Miethpreifen zu vermiethen — denn andernfalld® fönnte 
bei Durchführung einer Wohnungsinfpektion feine Entwerthung eintreten. Diejer 
durch Duldung und Ausbeutung unfanitärer Wohnungen entftandene Werth 
der Häufer foll nun in direktem Widerſpruche gegen dad Gejeß geſchützt werben. 
Die Profite der Slumausbeuter find heilig — das iſt der Grundjag, den die 
Mainzer Stadtverwaltung proflamirt. 

Auch den erjten der beiden Gründe läßt fi) eine gewilfe Berechtigung 
nur dann zufchreiben, wenn man auf dem Standpunkte des Verwaltungs: 
berichtes fteht und es für angezeigt hält, „zuzufehen, in welchen Umfange für 
die Neuerrihtung von kleineren Wohnungen (durch Privatipefulation, gemein: 
nügige Anftalten 2c.) Sorge getragen werde“. Sobald man e3 aber für bie 
Prliht der Gemeinde hält, jelbit den Bau von Arbeitermohnungen zu unter- 
nehmen und ihr nicht die Rolle des Zuſchauers zuzutheilen vermag, kann man 
auch nicht den folgenden Schlußſatz des Verwaltungäberichtes als enbgiltig 
betrachten: „Inſolange nicht die legtere Frage der Beſchaffung und Errichtung 
billiger und gejunder Miethwohnungen einer beſſeren Löjung als bisher ent: 
gegengeführt und ausreichender Erſatz für die beanftandeten And die weiterhin 
fi) ala mangelhaft erweilenden Näume gefunden wird, läßt fich das immer: 
hin wünſchenswerthe jchärfere Handhaben des Geſetzes in der Stadt Mainz aud) 
für die nächſte Zeit nicht rechtfertigen und durchführen.“ Auch während der 
Berwaltungsjahre 1898 bis 1900 wurde an denjelben Grundfägen feftgehalten. 

Die Organijation der Wohnungsinſpektion war ferner gerade in ihren 
Grundlagen, wo es ſich um die Beichaffung des Urmateriald handelt, fehler: 
haft. Jedermann wird zugeben, daß MWohnungsaufnahmen nah hygienischen 
und bautechniichen Grundfägen ein beſonders geichultes Perſonal erfordern, 
daß dagegen die perjönliche Auffajlung von Schugleuten ohne willenichaftliche 
Bildung fir die Aufnahme des Thatbeftandes ohne jeden Werth ift, und 
daher die Thätigkeit derjelben fi) aufs Engfte an das vorgeichriebene Schema 
halten muß. Das Schema kann aber bei den Wohnungen wie bei allen Er: 
ſcheinungen des praftiichen Lebens, bei denen es fich nicht nur um bireft 
meßbare Zahl: oder NRaumgrößen, jondern um eine große Zahl anderer 
Eigenichaften oder beſtimmender Faktoren handelt, nur einige grobe Auhalts— 
punfte geben und muß das llebrige der feineren Auffaffung des wiſſenſchaft— 
li gebildeten Beobachter überlaſſen. Die Revifion der beanftandeten Woh— 
nungen ſeitens der Armenärzte erfüllte dagegen den Zweck fchon beifer. 

Es ijt bezeichnend, daß der dritte deutſche Bundesftaat, der im Beſitze 
eines MWohnungdpflegegeieges ift, dasjelbe der franzöſiſchen Herrſchaft verdankt. 
In Eljaß:Lothringen gilt für die Verbeilerung der Gejundheitöverhältnifie 


EI 


ungefunder Wohnungen ein franzöfiiches Gejeß vom 13. April 1850. Danach 
fann der Gemeinderat nad freiem Belieben durch beionderen Beichluß eine 
Kommiffion ernennen, die aus 5 bis 9, in Städten mit mehr als 50000 Ein» 
wohnern aus 5 bis 20 Mitgliebern, darunter obligatorifch ein Arzt und ein 
Baufachverftäudiger, beſteht. Den Borfig führt der Bürgermeiſter oder ein 
Beigeordneter. Die Kommiſſion hat die als ungejund bezeichneten Wohnfingen 
aufzufuchen und Vorjchläge über deren Verbeflerung zu machen. Als ungefund 
gelten Wohnungen, die das Leben oder die Gejundheit ihrer Bewohner ge: 
fährden fünnen. Ueber die Vorſchläge der Kommiſſion entjcheidet der Ge— 
meinderath nad) Anhörung des Gigenthiimerd. Nur wenn die Gejunbheits- 
verhältuiffe einer Wohnung nicht mehr gebeilert werben fönnen, ift die 
Schließung derſelben geitattet. Gin vorläufiges Wohnverbot ift aljo nicht 
erlaubt. Gegen die Entiheidungen des Gemeinderaths ift Berufung an die 
Verwaltungsgerichte möglid. Dadurch wie auch durd die langen Friften, 
vor deren Ablauf gegen renitente Hausbeſitzer nicht zum zweiten Male vor- 
gegangen werden darf, können Streitfälle jahrelang verichleppt werden. Wie 
man fieht, ijt dieſes elfaß-lothringiiche Geſetz feine jehr fchneidende Waffe im 
Kampfe gegen die Wohnungsmijere. Troßdem hat zum Beilpiel Straßburg, 
wo jeit 1897 eine Kommiljton in Thätigfeit ift, gute Erfolge erzielt. Die 
Kommiſſion, der ein bautechniich geichulter Beamter als Wohnungsinipektor 
beigegeben worden war, beichränfte ihre Thätigkeit auf die Altitadt, wo feit 
langen Zeiten geradezu jchauderhafte Wohnungszuſtände herrichten.* Schon 
ihre Einjegung, dann die erfte Befichtigung der Häuſer dur dieſelbe ver- 
anlaßte zahlreihe Hausbefiger zu Verbeflerungen. Bis 1. April 1900 brauchte 
nur in 538 Fällen das förnliche Verfahren eingeleitet zu werden; von diejen 
mußten 17 Fälle vor den Gemeinberath und nur zwei zur Strafanzeige ge 
bracht werden. „Die Furt, durch den Beſchluß der Wohnungstommiffion, 
zu deren Sigungen Vertreter der Preſſe zugelaflen find, und weiter durch den 
Gemeinberathsbeihluß vor der Deffentlichfeit an den Pranger geftellt zu werden, 
erwies fih al® das wirffamfte Zwangsmittel.“** 

Außer in den drei behandelten Bundesitaaten haben wir no in Baden 
eine für den Umfang des Großherzogthums giltige Regelung der Wohnungs- 
fontrolle. Auf Grund der SS 87a, 116 und 136 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs 
hatte das Minifterium des Innern in einer Verordnung vom 27. Juni 1874 
einen 8 12 erlafjen, der fich mit der Wohnungskontrolle beichäftigte. Cine 
Grweiterung des $ 116,*** der nunmehr die fejte Grundlage der Wohnungs 


* Meil in der Enquete des Vereins für Sozialpolitit, Schriften Bd. XXX. 

* »,d. Colt, MWohnungdinfpeltion, 1900, ©. 38 ff. 
"+ 8116 erhielt den Abfat: Gleiche Strafe trifft Hauseigenthümer oder deren 
Stellvertreter, welche den ihnen bei den zeitweiligen Unterfuchungen der Wohn: 
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injpeftion bilbet, veranlaßte die Abänderung diefer Verordnung und den Er: 
laß einer neuen vom 10. November 1896. Danad) hat der Bezirförath das 
Recht, nad) Benehmen mit dem Gemeinderathe zeitweilige Unterfuchungen der 
Wohngebäude anzuordnen, un die Abjtellung bauordnungswidriger, gefundheits= 
Shädlicher oder die Sittlichfeit gefährdender Zuftände in den zum Wohnen 
dienenden, inöbelondere zum Vermiethen bemiigten oder Arbeitern zum Aufenthalte 
oder Schlafen zugewieienen Räumen herbeizuführen.* Solche Unterfuchungen 
gebäude oder bei fonftigen Anläfjen befonders eröffneten polizeilichen Anordnungen 
zur Abftellung von bauordnungswidrigen, gelundheitsfchädlichen oder die Sittlich- 
feit gefährdenden Zuftänden in den zum Vermiethen benütten oder Arbeitern 
(Gefellen, Gehilfen, Lehrlingen, Dienftboten u. ſ. w.) zum Aufenthalte und Schlafen 
zugemwiejenen Räumen innerhalb der gefegten Frift nicht entiprechen oder einem 
polizeilichen Verbote zumider Räume, in welchen ſolche Zuftände beftehen, zu 
den bezeichneten Zwecken benüßen. 

* Zu $ 12 ift folgende Inftruftion ergangen: Bei der Begutachtung von 
Miethwohnungen wäre dad Hauptaugenmerk auf folgende Punkte zu richten: 


I. Bauliche Bejchaffenheit. 

1. Die Miethwohnung ſoll unterfellert oder wenigſtens vom Boden durch 
eine Sfolirfchicht von Asphalt oder Beton getrennt oder aber mit Luftgebälf ver: 
ſehen fein. 

2. Miethwohnungen müfjen eine genügende Stodhöhe befigen (vergleiche für 
neubergejtellte Wohnungen den 8 11 genannter Verordnung). 

3. Trodenheit der Wohnung muß deutlich erfichtlich fein an dem Zuftande 
der Wände und Deden. 

4. Kellermohnungen find nicht gejtattet. Halbfellerwohnungen nur, wenn der 
Fenfterfturg über dem umgebenden Terrain liegt (vergleiche $ 6 Abf. 2 der Yandes: 
bauordnung von 1869). 

5. Werden Bodenräume zum Schlafen benüßt, jo müffen die inneren Dach: 
flächen mit Berfchalung verfehen fein. 


I. Mangel an Luft und Licht. 

6. Mietwohnungen müſſen direkte Feniter in da3 Freie haben. Die Ge- 
fammtfläche diefer nothmwendigen Fenſter muß im Berhältniffe zum Kubifinhalte 
des Gelajjes ftehen, foll mindeftend 1 Quadratmeter auf 45/30 Kubilmeter be- 
tragen. 

Auch Küchen und Abtritte in Miethwohnungen follen ftet3 ein Fenſter ins 
Freie haben. 

7. Die Feniter von Miethwohnungen follen in entfprechender Entfernung von 
gegenüberftehenden Gebäuden und Mauern angebracht fein. 

8. Schlafräume dürfen nur fomweit belegt werden, daß auf jede erwachiene 
Perfon ein Luftraum von mindeitend 12 Kubifmetern, auf jede Kind unter 
10 Jahren die Hälfte davon entfällt. 


III. Einwirkung von Ausdünftungen. 


9. Für jede Mietwohnung muß ein ummandeter, bebedter und verſchließ— 
barer Abtritt vorhanden fein, der nicht direkt mit Wohn: oder Schlafjimmern in 
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werden durch den Ortsgeſundheitsrath der größeren Städte oder beſondere 
Kommiſſionen, deren Mitglieder von den Staatsbehörden ernannt werden, 
vorgenommen. Die Ortögejundheitsräthe find nun Organe der ſtädtiſchen 
Verwaltung und injofern wäre aljo die Wohnungstontrolle eine Aufgabe der 
ftäbtiihen Verwaltung. 

Ueber die aufgefundenen Mikftände muß an den Bezirksrath berichtet 
werden, ber beftimmt, in welcher Weile und in welchen Friſten die Haus: 
eigenthümer fir Abhilfe zu forgen haben, eventuell eine Beniigung der be— 
anitandeten Räume verbietet. Gegen feine Entiheidungen ift Rekurs an das 
Minifterium gejtattet. Damit wird alfo die Ausführung der im Intereſſe 
der Hygiene und Sittlichfeit nothiwendigen Maßregeln der jtädtifchen Wer: 
waltung genommen. Dan kann nicht behaupten, daß dieſer Dualismus für eine 
wirklich erfolgreicd) durchgreifende Wohnungsinfpektion von Vortheil iſt. Zu leicht 
entitehen daraus Konflikte zwiichen der kommunalen Selbjtverwaltung und 
den jtaatlihen Behörden. Anftatt die Ortspolizei, vor Allem ſoweit fie Wohl: 
fahrtspolizei ift, ald eine Aufgabe der lokalen Seldftverwaltungsförper zu 
betrachten, gilt fie in Deutichland als ein ftaatliches Hoheitsreht. Ein Neft 
aus der Zeit des abjoluten Polizeiſtaats ftehen die ftaatlichen Polizeibehörden 
als eine läjtig gewordene Schranfe in der freien Entwidlung des modernen 
Gefellichaftölebens da. Mit uralt verdichteter Anmaßung treten fie der demo— 
fratijchen Selbftverwaltung feindlich entgegen und ſuchen, ſelbſt unfähig, die 
zahlreichen Probleme der modernen Zeit zu löſen, dieſe an der Ausdehnung ihres 
Wirkungskreiſes zu hindern, ihr die Wurzeln kraftvoller Entwicklung abzuſchneiden. 


Verbindung ſteht. Jeder Abtrittſitz muß mit einem gutſchließenden Deckel ver— 
ſehen ſein. Der Abtritt muß mit einer verſchloſſenen Grube in Verbindung ſtehen. 

10. Miethwohnungen dürſen nicht mit gewerblichen Anlagen, bei welchen 
nach Art und Umfang ihres Betriebs erhebliche geſundheitliche Bedenlen vor: 
liegen, in direkter Verbindung jtehen, ebenfo nicht mit Räumen, in denen Stoffe 
mit übler Ausdünftung aufbewahrt oder verarbeitet werden. 

11, Abwäſſer und Fälalien dürfen in der Nähe von Mietwohnungen nicht 
auf ungeregelte Weife angefammelt oder abgeleitet werden, fondern müjjen unter 
thunlichiter Reinhaltung von Boden, Luft und Waſſer entfernt werden. 

12, Die Heizung darf nicht in Defen mit Dfentlappen erfolgen. 


IV. Bei der Beurtheilung der Wohnungsverhältniffe für Familien fommen haupt: 
ſächlich noch in Betradht: 

13. Zahl, Grundfläche und KRubifinhalt der Zimmer, 

14. Ob außerdem Küche, etwa3 Keller und Speicher vorhanden ift. 

15. Wie breit die Gänge bei fogenannten Miethlafernen find, wie viele Familien 
auf eine Treppe und einen Abtritt angemwiefen und ob die einzelnen Wohnungen 
voneinander abgeirennt find, 

16. Bon wie viel Perfonen — Ermwachfene und Jugendliche getrennt — die 
Wohnung überhaupt benügt wird, ob und wie viel Aftermiether darunter find. 
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Im Jahre 1888 wies das Minifterium des Innern in Baden einige 
Bezirtsämter größerer Städte an, auf Grund des $ 12 der Verordnung von 
1874 eine Unterfuhung der Zleinen Mietwohnungen herbeizuführen. So 
fand 1891 zum eriten Male in Karlsruhe eine Wohnungsengquete ftatt, die 
ſich auf 313 bebaute Grundftüde mit 1666 Wohnungen und 7540 Bewohnern 
erjtredte. Veranlaßt durd die zahlreihen Mißſtände, das Vorherrſchen der 
Miethkajerne, Mangel an Luft und Licht, Uebervölferung der Eleinen Woh— 
nungen, zu hohe Miethpreiſe u. |. w., machte die Unterſuchungskommiſſion eine 
Reihe von Vorſchlägen, auf Grund deren eine Nevifion der Bauordnung von 
1890 in Angriff genommen, das Statiftifche Amt mit der Führung einer 
Wohnungsftatiftit beauftragt wurde, und die Stadt den Bau von Arbeiter: 
wohnungen beichloß.* Ferner wurden noch Verhandlungen über die Einrichtung 
einer ftändigen Wohnungsfontrolle eingeleitet. 

Auh in Mannheim fand in den Jahren 1890 bis 1893 eine Wohnungs 
inipeftion jtatt, die außerordentlih ſchlechte Wohnungszuftände aufdedte. ** 
Auf Anregung des Großherzoglichen Bezirfsamtes jchuf die Stadt dad 
Amt eined MWohnungsfontrolleur® im Nebenanıt, der ſtändiges Mitglied 
der Ortsbaufommilfion und des Ortsgeſundheitsraths fein jollte. Der Gehalt 
wurde auf 1200 ME. feftgeleßt und dad Amt mit der Stelle eine Obmanns 
der Feuerſchauer fombinirt, da der Stadtrat die Stelle eine! Wohnungs: 
fontrolleurs nicht als ein die volle Thätigfeit eined Mannes beanfpruchendes 
Gemeindeamt errichtet wiljen mwollte.*** Es iſt harafterijtiich, daß eine Stadt 
von über 97000 Einwohnern, eine Stadt, deren Haufungsverhältniife als 
jehr Schlechte bezeichnet werden müſſen, die Stelle eines Wohnungsfontrolleurs 
al3 Nebenamt neu einrichtet und einem Architekten gegen Zahlung einer Jahres 
vergütung von 1200 ME. überträgt! Nach einer Aeußerung des Oberbürger: 
meijterö Bed auf der XXI. Verſammlung des Deutichen Vereins fir öffent: 
liche Gejundheitöpflege ift die Wohnungsinipektion in Mannheim nunmehr fo ges 
regelt, daß die Stadt in Bezirke getheilt und für jeden Bezirf eine Wohnungs: 
unterfuchungsfommilfion gebildet ijt, die aus dem ftaatlihen Sanitätöbeamten, 
einem Mitgliede des Bezirfsraths, einem Mitgliede der Stadtverwaltung, dem 
Armenbezirkövorfteher, dem örtlich) zuftändigen Mitgliede der Armenkommiſſion 
und dem Ortöbaufontrolleur befteht. Die Zeit und Reihenfolge für die Begehung 
des Bezirkes bejtinnmt die Staat3behörde im Benehmen mit dem Stadtrathe. 

Durch eine Erweiterung des $ 73 des Wolizeiftrafgefeßbuches, die am 
22. Juni 1900 Gejegesfraft erlangte, ift nunmehr auch in Bayern bie 





* Hpgienifcher Führer durch Karlsruhe, S. 9 ff. 
** Vergleiche Vermaltungsbericht II, ©. 152 ff. 
** Mannheim, VBerwaltungsbericht 1892/94, Il, ©. 154. Ebenda die Dienjt: 
anmeifung für den Wohnungsfontrolleur. 
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Srundlage für eine Wohnungsinipektion geichaffen. Eine königliche Verordnung 
vom 10. Februar 1901 hat dann die nöthigen Ausführungsbeſtimmungen zu 
dem betreffenden Paragraphen gebracht. Danach ift in allen Gemeinden des 
Staates eine polizeiliche Beauffihtigung der Wohnungen und Wohnungsräume 
einzufiihren. Natürlich wird die Ausführung der Wohnungsaufficht in bie 
‚Hände der Ortöpolizeibehörde gelegt, das heißt in den Gemeinden mit ſtädtiſcher 
Verfaflung der Magiftrate, in den Gemeinden mit Landgemeindeverfaffung in 
die der Bürgermeifter. Nach Bedürfniß find in dem größeren Städten eigene 
MWohnungstommiffionen, felbitverftändlih ohne Exekutive, zu befiellen, deren 
Mahl durch die Gemeindeverwaltung erfolgt, und denſelben Wohnungsinfpeftoren 
als Hilfsorgane beizugeben. Im Allgemeinen wird aljo die Art der Wohnungs: 
infpeftion in das Belieben der Gemeinden geftellt. Diefelben können fich mit 
der einfachen und wenig Nuten bringenden Infpektion durch Polizeiorgane 
begnügen, fie können aber auch durch Einſetzung von Wohnungskommiſſionen 
und Anftelung von Wohnungsinipeftoren eine wirkſame und tiefgreifende 
Thätigkeit entfalten. Es wird alſo ausfchließlic) von der Größe des fozial: 
politifchen Verſtändniſſes in den Gemeindeverwaltungen abhängen, ob dieſe 
ganze Aktion für die Wohnungsverhältniffe von größerer Bedeutung jein wird. 

Die Feitftellung der an die Wohnungen und Wohnräume zu erhebenden 
Forderungen, aljo der Beitinnmungen über den baulichen Zuftand, die Troden: 
beit und Neinlichfeit der Räume, die Luft: und Lichtzufuhr, den Lufraum u. |. w. 
foll durch orts- und oberpolizeiliche Verordnungen erfolgen, und dabei auf 
die Iofalen Verhältniffe Rüdficht genommen werden. 

In Preußen fehlt es natürlich an einer allgemeinen Regelung der Woh: 
nungsinfpektion, mag diejelbe wie in Hamburg und Heilen auf dem Wege des 
Geſetzes oder wie in Baden und Bayern auf dem des Geſetzes und der Ver— 
ordnung gejchehen fein. Wo wir in Preußen eine Wohnungsinjpektion haben, ' 
verdanft diejelbe ihre Entitehung der Initiative einzelner VBerwaltungsmänner, 
Negierungspräfidenten, Landräthe, Bürgermeiſter u. ſ. w. oder der Noth jpezieller 
Greigniffe (wie zum Beifpiel in Pofen 1892). Sie trägt in Folge deſſen, 
wie jelbitverjtändlich, polizeilichen Charakter und ſiukt dadurch von der Höhe 
einer eminent wichtigen hygienischen Einrichtung auf das Niveau der gewöhn— 
lichten polizeilichen Ordnungömaßregeln herab. Von Städten, die eine polizei: 
lihe Wohnungsinspeftion haben, nennen wir Düſſeldorf, Elberfeld, Barmen, 
Duisburg, Poſen u. ſ. w. Wir beichränfen uns auf eine Darjtellung der 
topiichen Düffeldorfer Wohnungsinipektion, 

Am 31. Mai 1893 wurde eine Negierungspolizeiverordnung für die Kreiſe 
Duisburg, Eſſen, Mülheim a. d. Nuhr, Ruhrort erlaflen und fpäter auf die 
Bergifchen Streife, den Streis Neuß, Krefeld, Gladbach und München-Glad— 
bach ausgedehnt. Der 8 1 dieſer Verordnung verbietet es, in Wohnungen, 
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die „fi in von zwei oder mehr Familien bewohnten oder zun Bewohnen 
durch zwei oder mehr Familien beftimmten Häujern befinden, jelbit als Eigen— 
thümer oder Befiger einzuziehen oder eine Familie zur Miethe ober Aiter- 
miethe aufzunehmen, fobald diefe Wohnungen polizeilih ald zum Bewohnen 
ungeeignet oder als ilberfüllt bezeichnet worden find.“ Als ungeeignet können 
Wohnungen bezeichnet werden, die ohne geniigende Waflerverforgung und Abort= 
einrichtung find, bei denen die Schlafräume mit Aborten in offener Verbindung 
ftehen, die feine verichließbare Thüren und feine unmittelbar ins Freie führende 
und zu öffnende, oder zu Eleine Fenſter (Fenſterfläche kleiner als ein Zwölftel 
der Fußbodenfläche), jowie feine die Räume vom Erdboden trennende Fuß— 
böden haben. Speicherräume dürfen als Schlafräume nur benützt werben, wenn 
fie vollftändig verpußte oder mit Holz verfleidete Wände haben. Als iiber: 
füllt follen die Wohnungen gelten, die in den Schlafräumen weniger als 
10 Kubikmeter Luftraum fiir jede mehr ald 10 Jahre alte Perſon und 5 Kubik— 
meter für jedes Kind unter 10 Jahren enthalten. Die Schlafräume jollen 
ferner derart fein, daß die lebigen über 14 Jahre alten Perjonen nad) dent 
Gejchlehte getrennt in bejonderen Räumen oder Abjchlägen fchlafen können, 
und jedes Ehepaar und feine noch nicht 14jährigen Kinder einen bejonderen 
Schlafraum oder doch einen bejonderen Abichlag befigen. 

Die Ausführung diejer Bolizeiverordnung wurde nun in Diiffeldorf* in die 
Hände von 36 Revierpolizeifergeanten gelegt, die allerdingd „daran zu 
gewöhnen find, ben Polizeiton möglichft bei Seite zu laſſen“. Jeder legte 
ein genaues Verzeichniß der in feinem Reviere befindlichen und der Verordnung 
nicht entiprechenden Miethwohnungen an. (Mie geichah dies?) Die Woh- 
nungen wurden dann von einem ſtädtiſchen Baumeiſter revidirt. Darauf er: 
folgte die Aufforderung, die Mängel binnen einer Frift von vier Wochen zu 
bejeitigen. Die Nevierbeamten haben die in ihrer Lifte befindlichen Wohnungen 
viermal im Jahre zu repidiren. Die Kontrolle über die Wohnungsbeauf— 
fihtigung führt ein Polizeiwachtmeiſter, der jede Woche eines der 36 Res 
viere nachrevidirt. Derjelbe übt die Funktionen eines Wohnungs: 
infpeftor8 au3! Im Ganzen wurden auf Grund dieſer Polizeiverordnung 
587 Wohnungen beanjtandet; aber nur 107 Wohnungen braudten ausdrück— 
lich für polizeilih ungeeignet beziehungsweiie überfüllt erklärt zu werben, 
Bei einer „eingehenden Nachreviſion“ wurden allerdings noch 200 Wohnungen 
beanftandet, wovon 65 ungeeignet beziehungsweije überfüllt. „In Folge des 
Umſtandes“, jo heißt es in der Feltichrift zur 70. Verfammlung Deuticher 
Naturforicher und Aerzte „Düffeldorf im Jahre 1898" ©. 74, „daß die 


* Marr (Düffeldorf) auf der XXIII. Verfammlung des Deutichen Vereins 
für öffentliche Gefundheitspflege über die Handhabung der Düfjeldorfer Polizei— 
verordnung. 
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Bolizeiverordnung nur ganz allmälig eingeführt wurde, ijt weder ein Mangel 
an geeigneten Wohnungen für die ärmeren Bevölkerungsklaſſen eingetreten, 
noch; eine Steigerung der Miethpreije erfolgt, wie aud Härten gegen Miether 
und VBermiether vermieden find. — Aus Vorftehendem ergiebt fih, daß der 
Berjuch, mittelft einer zielbewußten, auf Jahre hinaus feitgefegten und plans 
mäßig geübten gleichmäßigen Thätigfeit der Ortöpolizeibehörden die Bejeitigung 
der vorhandenen Wohnungsübelftände in Wege umfichtiger polizeilicher Für— 
jorge zu fördern als geglüdt bezeichnet werden fann.* Wir erlauben uns 
allerdings, an der Gründlichfeit der Wohnungsinipeftion zu zweifeln und 
fönnen daher auch in den felbitgefälligen Päan der Polizeibehörde nicht ein: 
jtimmen. Wenn in einer Stadt von der Größe Düſſeldorfs mit circa 19000 
Häufern und 37000 Haushaltungen nur 587 beziehungsweife 820 Wohnungen 
beanstandet und von diejen nur 107 als polizeilih unbrauchbar bezeichnet 
worden find, jo beweilt dies entweder außerordentlich glänzende Wohnungs- 
verhältniffe ober aber und zwar wahricheinlicher, daß die von den Polizei— 
organen vorgenommene Wohnungsunterfuchung in oberflächliher Weile aus— 
geführt wurde, 

Gleichfalls in der Hauptjache polizeilicher Natur ift die Wohnungsinipektion, 
die in Württemberg, Äpeziell in Stuttgart, auf Grund der 88 29a und 
32 des Polizeiftrafgejeges vom 21. Dezember 1871/4. Juli 1898 ausgeübt 
wird. Auch bier ift der Schugmann der Wohnungsinipektor erfter Inftanz, 
der nad) einem ſehr detaillirten Schema jeine Aufnahme macht. „Unter Um: 
jtänden“ erfolgt eine weitere Inſpektion durch einen höheren Polizeifunftionär 
oder den Stadtarzt.* 

Ein Ueberblick über die Art und Weije, wie in den verſchiedenen Staaten 
und Städten die Wohnungsdinipektion geregelt ift, zeigt uns, daß es mit Aus: 
nahme Hamburgd nirgends zu der Ginrichtung eines befonderen mit der 
Mohnungshygiene beauftragten Amtes gefommen iſt. Ueberall Liegt diejelbe 
in den Händen der Polizei und der Schugmann erjcheint als der Wohnungs: 
hugienifer, der das jo eminent wichtige Urmaterial liefert. Das gilt für 
Preußen, das gilt aber auch für Württemberg (Stuttgart), Heilen u. ſ. w. 

So wenig in der Prariß erreicht wurde — es fehlt vor Allem an Geld 
im Militärftaate — To zahlreih find die Worichläge für die Organijation 
eines jolchen Amtes, die alle aufs Klarfte zeigen, wie tief das ganze organis 
jatoriiche Denken in Deutichland in bureaufratifche Feſſeln geichlagen ift. Da 
will der eine den Bürgermeiſter oder einen Stellvertreter desjelben als Vor: 
figenden einjegen und dem Bürgermeiſter in jeden Falle die Verantwortlich: 


* Vergleiche Nettich auf der XXI. Verſammlung des Deutfchen Bereind 
für öffentliche Gefundheitöpflege. 
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feit gegenüber der höheren Verwaltungsbehörde zuweiſen; ein anderer den 
Borfteher des Amtes zum Neichöbeamten machen, der von der Gemeinde: 
verwaltung unabhängig und natürlich ein höherer Verwaltungsbeamter ift.* 
Wieder andere wollen zwar das Wohnungsamt in engſte Verbindung mit ber 
Gemeindeverwaltung bringen und feßen den Bürgermeiſter zum Vorfigenden 
ein, wollen aber dem Wohnungsamte das Necht geben, auch gegen die Ges 
meindeverwaltung an bie Auffichtsbehörde Berufung einzulegen. Ganz in dem 
Sinne des herrichenden bureautratifchen Syitems find die Vorjchläge des Ober: 
bürgermeifters von Eſſen, Zweigert,“ die wir hier als harafteriftiich in Kürze 
beiprechen. Danach jollen die neuen Wohnungsämter nur begutadhtende und 
berathende Behörden jein, die den Polizeiverwalter, den allmächtigen und all 
wiſſenden Träger preußiich-deuticher Verwaltung, berathen diirfen. „Die Ent- 
ſcheidung muß in der Hand eines Mannes verbleiben, des Polizeiverwalters, 
der perjönlich verantwortlich ijt nicht blos jeinem Gewiſſen, fondern jeiner 
vorgeſetzten Dienjtbehörde und eventuell dem Zivil: und Strafrichter.* Man 
fann fich darauf verlaflen, daß unter fothanen Verhältniffen diefer Polizei: 
verwalter mit feiner reichen Verantwortlichfeit gegeniiber Gewiſſen und vor: 
gejegter Dienftbehörde thun und laſſen wird, was er will und mwodurd er 
fi) der vorgelegten Dienjtbehörde und allen ſtaatlichen Gewalten gegenüber 
in das günftigjte Licht jegen fann, daß er aber den Rath des Wohnungs— 
amtes nad) Gefallen benügen oder vernadhläffigen wird. Wir Hätten dann 
eine zweite Art von Sanitätsfommilfion, wie diefe zu unfruchtbarem Vege— 
tiren verdammt und mur zu kurzem Leben galvanifirt, wenn fich der Herr 
Polizeiverwalter in Zeiten fanitärer Noth gegen plögliche Erplofionen des 
Unwillens der Bevölkerung deden will. 

Die Wohnungspolizei ift jo wenig eine ftaatlihe Aufgabe, wie die Bau— 
polizei, troß der ftaatlichen Baupolizeiämter in Preußen und in anderen rück— 
ftändigen Staatöwejen. Dem Staate fanıı, wie auf dem Gebiete der Lofalen 
Öffentlichen Gefundbheitöpflege überhaupt, nur eine beauffichtigende Thätigkeit 
zugewiejen werden, die aber nicht von Verwaltungsbeamten, jondern von tech— 
niihen Sadpverftändigen zu üben ilt. Gerade die Bau- und MWohnungspolizei 
find in eminenter Weile Aufgaben der ftädtiichen Selbitverwaltung, der durd 


* Dabei durfte ed dann natürlich nicht an einer fyınmetrifchen Klimar von 
MWohnungsbehörden mit einem Reichswohnungsamte an der Spite fehlen! Auch 
in den in vieler Beziehung nur zu billigenden Borfchlägen v. d. Goltz' in „Die 
Wohnungdinfpettion ꝛc.“ ©. 46 ff. giebt e8 ein Reichswohnungsamt mit Reiche: 
mwohnungsinfpeftoren, darunter die Inſtanz für die Bundesjtaaten mit eigenen 
Sinjpeltoren und jchließlich die Gemeinde mit ihrem Wohnungsamt. Zu viel 
ded Guten! 

* XVIL Verſammlung des Deutjchen Vereins für öffentliche Geſundheits— 
pilege 1891 in „D.B.f.d. G.“ XXIV (1892), ©. 97, 
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Wahlen aus dem Schoße der Bürgerſchaft hervorgegangenen Körperſchaft. 
Dieſe oder eine ſtändiger Ausſchuß derſelben, dem vielleicht das Recht 
oder die Pflicht gegeben iſt, ſich ſachverſtändige Bürger zu kooptiren, muß 
die Leitung der Wohnungspolizei und das Beſchlußrecht in allen Fragen der— 
ſelben haben,“ während die Ausführung der von ihm vorgezeichneten Woh— 
nungspolitik in die Hände eines dem Ausſchuſſe verantwortlichen ſachverſtän— 
digen Vorſtehers des Wohnungsamtes, eines Hygienikers, gelegt ſein ſollte. Die 
untergebenen direkt ausführenden Organe dieſes leitenden Beamten wären dann 
die Wohnungsinipektoren, ebenfalls bezahlte Beamte, mit einer möglichft hohen 
bautehnifchen und Hygieniihen Ausbildung, zu denen unter feinen Umftänden 
Militäranwärter gewählt werben dürfen. Welche Stellung man dieſen Woh— 
nungsinipeftoren geben fol, ift feine müßige und leicht zu enticheidende 
Frage. Nichts wäre verfehlter, als wenn man fie etwa aus der Reihe 
der heutigen Sicherheitorgane nehmen wollte.* Wie wenig diele jchlecht 
gelohnte und jchlecht vorgebildete, durd eine mehr oder weniger lange mili- 
täriihe Dienjtzeit in mancher Beziehung verdorbene Klaſſe von ſtädtiſchen 
Beamten iiber die Annahme von Trinfgeldern erhaben ift, weiß Jeder, der 
die Augen offen hat und nicht in bureaufratiicher Selbitgefälligkeit ſich damit 
begnügt, nur das zu kennen, was ihm feine diden Aktenbündel mittheilen. 
Bei der Wohnungsinſpektion handelt es ſich aber um die Intereifen einer 
mächtigen Klaſſe, der Hausbefiger; die Objekte, die bejtritten werden, haben 
häufig einen ganz bedeutenden pefuniären Werth, jo daß die Gefahren einer 


* So auch v. d. Sol in dem bereit? erwähnten Buche. Dagegen Fönnen 
wir und mit zwei weiteren Vorfchlägen desfelben nicht einverjtanden erklären. 
v. d. Golt will den Vorfig in der Wohnungstommilfion dem Wohnungsbeamten 
zutbeilen und um eine vollftändige Unabhängigkeit der Kommiſſion zu erreichen, 
die Mitglieder derfelben zu je einem Drittel von dem Gefundheitsrath, der Ge: 
meindevertretung und der Regierung ernennen lajfen. Die Regierung foll in der 
Lage fein, ein nad) der einen oder anderen Richtung gefchaffenes Uebergemwidht 
durch ihre Ernennungen auszugleichen. Wir lehnen derartige jtaatliche Vertreter 
in allen Behörden der Selbjtverwaltung mit aller Entjchiedenheit ab. 

* Buttftabt auf der XXIII. Verfammlung des Vereins für öffentliche Gefund- 
beitöpflege: „Wenn dagegen aus Düffeldorf mitgetheilt worden fei, daß dort bie 
Wohnungsbeauffichtigung durch Schugleute erfolge, und dab ald Wohnungs: 
infpeftor der Wachtmeifter anzufehen fei, fo glaube er doch, daß der Verein, fo 
oft er über dieje Angelegenheit verhandelt habe, nie daran gedacht babe, daß 
der ausführende bygienifche Beamte ein Schugmann fein folle, der doch für ein 
foldyes Amt ohne jegliche Borbildung fei. Dagegen müffe man fich entjchieben 
ausfprechen, daß die Erelution einfach den unteren Polizeibeamten übergeben 
werde, dafür bedürfe es geeigneter Leute ꝛc. ...“ und Zweigert: „die Handhabung 
der Wohnungspolizei durch den Schugmann halte er für die fchlechtefte, die zu 
finden fei.” 
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Beitehung oder Beeinfluffung jehr groß find. Nicht minder wichtig iſt aber 
das Verhältniß, in dem die Schugleute zu den Klaſſen der Bevölkerung ftehen, 
deren Wohnungen da3 eigentliche Gebiet der Wohnungsinfpektion find, zu den 
arbeitenden SKlaffen. Jede Wohnungsinfpektion bringt die infpizirenden Be— 
amten in eine höchft intime Verbindung mit den Bewohnern. In ſehr vielen 
Fällen wird der Inſpektor geradezu die Aufgabe haben, die Bewohner gegen 
die gejundheitsichädlichen Folgen vernadhjläffigter Häufer und Wohnungen und 
damit gegen die ausbeutenden Dausagrarier in Schuß zu nehmen. Nur da 
aber, wo volles Vertrauen in die Unparteilichkeit der Wohnungsbeamten be— 
jteht, wird fich der Miether jeinem Schube anvertrauen wollen. Auf diejes 
Vertrauen ift andererjeit3 der Beamte vollftändig angewieſen, wenn er feine 
wichtige Miffion erfüllen will. Glaubt man nun, daß in den arbeitenden 
Klaſſen Vertrauen zu der Unparteilichkeit der Schugleute vorhanden ift? Kann 
man ba3 überhaupt für möglich halten, wenn man bedenkt, daß gerade gegen- 
über dem Arbeiter der Schutzmann nur als das willige Werkzeug der Klaſſen— 
unterdrüdung eriheint? Wo immer die arbeitende Klaſſe fih in Freiheit 
um die Verbeſſerung ihrer Lage bewegen will, beim Streit, in ber politifchen 
Verfammlung, bei harınlofen Vereinsausflügen, im Konfumverein, da tritt 
ihr der Schugmann als der Büttel entgegen, mit dem die regierenden Klaſſen 
das Volk niederdrüden. Und einer ſolchen Beamtenklaffe will man die Woh— 
nungsinfpektion übertragen! 

Einer derartigen Anordnung gegenüber ift der Vorfchlag, die Wohnungs— 
inipeftion durch Mitglieder der Wohnungstommilfion, alfo Bürger im Ehren 
amte, ausführen zu Iaffen, nicht ohne fachliche Begründung. Und Vorgänge 
in England jcheinen gleichfall3 für ihn zu fprechen. Hier, wo das Amt des 
inspeetor of nuisances gleihfall® ein fubalternes und durch die Art ber 
Anftellung (at the pleasure of the Board) von der jtädtifchen Behörde 
jehr abhängiges ift, hat fich nämlich in den legten Jahren eine Tendenz bemerf- 
bar gemadt, die Stellen der mweibliden Inſpektoren durd Angehörige der be: 
ſitzenden Klaſſe zu beiegen, bei denen durch ihre gejellichaftliche Stellung jebe 
Möglichkeit einer Beftehung oder Beeinfluffung durch unſkrupulöſe Hausbefiger 
von vornherein ausgeſchloſſen war. Andererſeits find die Aufgaben der 
Wohnungsinſpektion jo einjchneidende, wird dad Vorgehen derjelben oft genug 
im ſcharfen Gegenjage zu den Intereffen der Befiger ftattzufinden haben und 
daher direkt polizeiliher Zwang in Anwendung kommen müfjen, daß füglich 
bezweifelt werben darf, ob ehrenamtliche Wohnungspfleger die genügende Energie 
und Selbftaufopferung befigen werden, fi) ſolchen Konflikten auszuſetzen. 
Außerdem ift zu bedenken, daß die größere Zahl der Chrenämter in den 
Händen der Haußbefiger liegt, alfo wahrjcheinlih auch die der Wohnungs: 
fontrolle ihnen zufallen werden und damit allerdings der Bod zum Gärtner, 
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die Hausbeſitzer zum Nichter in eigener Sache gelegt wären. Steine Krähe hadt 
der anderen die Augen aus, jagt ein alte® Sprichwort. Im Allgenteinen 
wird man alſo wohl ſtändig angeftelten, bezahlten Beamten den Vorzug geben. 
Nur muß man fich dabei hüten, diefe Wohnungsinſpektoren in eine fubalterne 
Stellung zu bringen. Beachtung verdient auch der Vorſchlag v. d. Bol’, der 
eine Verbindung von ehrenamtlichen und bejoldeten Wohnungsinipektoren 
empfiehlt.* 

Dei der Wohnungsinipektion handelt es fich darum, zwei Arten von Woh— 
nungsichädlichkeiten zu bekämpfen, jolde, die dem gejundheitsichädlichen Zu— 
jtande der Wohnung geichuldet find, und ſolche, die eine Folge der geſund— 
heitsfhädlichen VBenügung der Wohnungen find. Die Webelftäude der erften 
Klaſſe laſſen fih in den meiften Fällen abitellen. Die Zahl der Wohnungen 
und Häufer, die über jede Reftauration hinaus find, für die allein noch der 
Abbruch als Radikalkur übrig bleibt, ift wohl in den wenigften Städten jo 
groß, daß die Ausquartierung ihrer Bewohner die allgemeinen Wohnungs: 
zuftände in merflicher Weiſe zu beeinfluffen vermöcdte. Ganz anders bei der 
zweiten Klaſſe der Wohnungsichädlichkeiten, wenigſtens ſoweit diejelben eine 
Folge der Wohnungsüberfüllung find. Dieſe Uebelftände laſſen fih nur durch 
die Diölofation der Bewohner abjtellen; es giebt fein anderes Mittel. lm 
welche Bevölferungsmaflen e3 ſich aber dabei handelt, aud) wenn man den 
jehr niedrigen Maßftab der ftatiftiichen lebervölferung anlegt, zeigt die Woh— 
nungsftatiftit zur Genüge. Ihre Zahlen bringen aber die Noth nicht einmal 
in ihrem ganzen Umfange zum Ausdrude. Die Heberfiilung einer Wohnung 
fann nämlich auf doppelte Weile zu Stande fommen. Ginmal, die eigentliche 
Familie ift für die Wohnung zu zahlreich oder fie hat zweitens eine ſolche Zahl 
von Schlafgängern oder Aftermiethern aufgenommen, daß der ihr nunmehr 
noch zur Verfügung ftehende Wohnungsraum zu Hein wird. Die Wirkung 
der Wohnungsinfpektion im eriten Falle liegt Har. Im zweiten alle wird 
die Familie entweder gezwungen, fi) eine größere Wohnung zu juchen oder 
die Schlafgänger und Aftermiether zu kündigen. Da fie dann aber die zu 
theure Wohnung nicht mehr zu zahlen vermag, fo muß aud fie die Wohnung 
wechieln. Der Umfang der Wohnungsnoth wird alſo noch bedeutend ver: 
größert. Wohin num. mit diefen Menjchen, die man aus ihren übervölferten 
Wohnungen vertrieben hat? Das ift die große Frage, und jede Wohnungs: 
infpeftion, die es ernft meint und fich nicht damit begnügen will, an der Ober: 
fläche deö Uebels herumzudoktern, muß auf dieſe Frage eine Antwort bereit 
haben, ehe fie daran denfen kann, die Familien auf die Straße zu fegen und 
ihnen aufzugeben, ſich in einer geeigneteren Wohnung niederzulaflen. Der 


*A. a. O. S. 538. 
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Erlaß einer Wohnungsordnung ift leicht; die Schwierigkeiten beginnen, fobald 
ed ſich um die Durchführung derfelben handelt. Che man fich daher über 
die Größe der Schwierigfeiten und bie Art ihrer Ueberwindung nicht Hlar ift, 
ehe man nicht die Ausdehnung der Webervölferung genau fennt, erlaffe man. 
feine Wohnungsordnung. Das beweilen die Erfahrungen ber beiden Städte 
Leipzig und Dresden zur Genüge. 

In Leipzig erließ der Rath am 18. Dezember 1896 ein Negulativ über 
Theilvermiethungen. Die grundlegende Beitimmung (8 2) verbietet die Theil- 
vermiethung in allen Wohnungen, die mur aus Stube, Hammer und Küche 
beitehen, und gejtattet diejelbe an Familien nur dann, wenn für die after: 
miethende Familie Stube und Kammer vorhanden ift. Küchen, des unmittel: 
baren Licht: und Luftzutrittesg entbehrende Räume, Hauöflure, Sorridore, 
Keller und offene Hausböden bürfen weder zu Wohn: noch zu Sclafzweden 
benügt werben. Die Räume der Theilmiether müſſen nach Geichlechtern und 
von den Wohn: und Schlafräumen der Familie getrennt fein und eigenen 
Zugang vom Vorſaale aus befigen. Pro Kopf werden 10 Kubitmeter Luft: 
raum und mindeſtens 3'/. Quadratmeter Bodenfläche des Schlafraumes, für 
je 3 Familien beziehungsweije je 10 Perſonen ein befonderer Abort, für 
jeden einzeln aufgenommenen Theilmiether ein eigenes Bett, alle drei Jahre 
ein nener Wanbdftrich, beziehungsweife alle ſechs Jahre Neutapezirung geforbert. 
Jeder Vermiether von Theilwohnungen ift zur Anmeldung feiner Wohnung 
bei der Polizei verpflichtet. Die Wohnung wird dann einer Prüfung unter: 
worfen und über diejelbe ſowie die erlaubte Anzahl der Theilmiether eine 
Beicheinigung ausgeſtellt. Auf Grund von Thatfachen, welche die Unzuver— 
läffigfeit des Vermiethers im fittliher Beziehung darthun, erhält das Polizei: 
amt die Befugniß, die Theilvermiethung zu unterjagen (8 14). Mit dieſer 
Beitimmung ift allen möglichen Chikanirereien der Polizei Thür und Thor 
geöffnet. In heutigen Zeiten, wo jozialdemofratiihe Gefinnung nicht nur’ bei 
der Polizei und dem Staatsanwalt, jondern auc bei Gerichten alö fittlicher 
Defekt gilt, wäre eine Maßregelung von Theilvermiethern aus politiichen 
Gründen auf einen jolhen Paragraphen hin durdhaus nichts wunderbares. 
Als ein Vorzug dieſes Negulativs muß es dagegen bezeichnet werben, daß 
es feinen Unterfchieb zwiſchen Erwachſenen und Kindern macht, fondern fir 
beide ben gleihen Luftraum fordert. 

Das Negulativ ift noch nicht in Sraft getreten — aus verichiebenen 
Gründen, wie es im Verwaltungsbericht für 1897 kurz und bündig heißt. 
63 wurde aber eine Enquete über die unter das Geſetz fallenden Wohnungen 
veranftaltet, deren Nejultate allerdingd wohl „die verichiedenen Gründe” aus— 
machen dürften. Es jtellte fi) nämlich) heraus, daß von 22037 Wohnungen 
nicht weniger als 14231 = 64,57 Prozent in 20890 Fällen gegen das Ne: 

Hugo, Deutſche Stäbteverwaltung. 31 
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gulativ verftießen. Die folgende Tabelle (Verwaltungsberiht 1897 ©. 80) 
giebt eine kurze Ueberſicht: 


Art ber Berftöhe Zahl ber Verfiöße 

Wohnungen nur aus Stube, Kammer und Kühe 1153 — 5,5 Prozent 
Benügung von Küchen zc. zu Schlafzmeden . . 2751 —= 13,1 - 
Mangel eines direften Zuganges zu ben Be 

der Theilmiether . . ...%09= 98 P 
Zu geringer Luftraum, beaiehungemeife u Heine 

Bodenflähe. . . :. . 11018 = 52,7 ⸗ 
Mehr als 10 Verſonen auf einem Abort 2... 8826 — 15,9 s 
Nicht jede Perfon ein Belt . . . 2 22.2... 2865— 12 P 
Undere Gründe . 2 2: 2m nn ren 358 — 1,6 


Genau dieſelben Erfahrungen hat auch Dresden mit ſeiner Wohnungs— 
ordnung vom 25. Januar 1898 gemacht, die urſprünglich am 1. April 1899 
in Kraft treten ſollte. Bei einer vorläufigen Unterſuchung der von ihr be— 
troffenen Wohnungen hat es ſich nämlich herausgeſtellt, daß bis 1. April 1899 
nicht weniger als circa 3000 Wohnungen mit Schlafſtellen beanſtandet werden 
müßten. In Folge deſſen wurde der Termin der Inkraftſetzung bis zum 
1. Oktober 1904 verſchoben, in der Hoffnung, daß bis dahin ein genügendes 
Angebot kleiner preiswerther Wohnungen vorhanden ſein würde. Die weitere 
Entwicklung der Wohnungsverhältniſſe hat ſich indeß ſeitdem nur zum Schlech— 
teren vollzogen und das Inkrafttreten der Verordnung noch unwahrſcheinlicher 
gemacht. 

Soll alſo die Wohnungsinſpektion mehr als eine Farce, eine Selbſt— 
täuſchung und Täuſchung anderer ſein, ſo müſſen die Gemeindebehörden dafür 
ſorgen, daß eine genügende Zahl von Wohnungen vorhanden iſt und daß die 
Preiſe derſelben nicht über das Einkommen der Klaſſen hinausgehen, deren 
Bedürfniß ſie befriedigen ſollen. Städtiſche Wohnungsinſpektion und ſtädtiſcher 
Wohnungsbau müſſen Hand in Hand miteinander gehen, die eine kann ohne 
den anderen ihr Ziel nicht erreichen. 

Nur wenn die Stadt im Beſitze von Wohnungen iſt, können die Ungerechtig— 
keiten vermieden werden, die mit dem Umzugszwange der Wohnungsinſpektion 
verbunden fein fönnen, Bei zahlreicher Familie ift das Familienhaupt oft 
außer Stande, die Koften einer unter dem Gefichtspunkte der Wohnraum: 
dichtigkeit janitären Wohnung zu tragen, obſchon e3 vielleicht zu den beſſer 
bezahlten Schichten der Arbeiterflaffe gehört. Iſt nun die Stadt im Befite 
von Häufern mit kleinen Wohnungen, fo ift die Löjung einfah. Dem be: 
treffenden Familienhaupt wird eine der Größe feiner Familie entiprechende 
Wohnung angewiefen und der von ihm bisher bezahlte Miethſatz erhoben. 
In diefen Fällen kann und darf die Höhe der Miethe nicht von der Größe 
der Wohnung abhängig gemacht werden. Wird von der Stadtgemeinde eine 
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MWohnungdinipektion eingerichtet und führt diejelbe die volkshygieniſchen Normal: 
jäge durch, jo tritt eine volljtändige Ummälzung in der Art der die Wohnungs- 
auswahl beftimmenden Gründe ein. Die Größe der zu benügenden Wohnung 
wird nunmehr in erfter Linie durch die Größe ber Familie beftimmt — und 
zwar nah Anordnung der Gemeinde — nicht mehr wie bisher durch bie 
Zahlungsfähigfeit der Miether. Der Wille der Gemeinfchaft tritt, innerhalb 
gewilfer Grenzen die Wohnung wählend, an die Stelle des Willens des 
Miethers, dieſelbe muß daher aucd mit ihren Kräften die des Miethers er: 
gänzen. Allein die Höhe der Miethe darf dann durch die Zahlungsfähigkeit des 
Miethers beitimmt werden, während die Größe der Wohnung aus dem ent: 
iceidenden Verhältnig zu Miethhöhe und Zahlungsfähigfeit des Miethers 
auszuſcheiden hat und allein nah volkshygieniſchen Grundfägen beftimmt 
werden darf. 

Dies Problem muB eigentlicd jedes Mal auftauchen, weun die Städte: 
verwaltungen die Miethpreiie für die Wohnungen feftiegen, die fie fiir ihre 
Arbeiter und Heinen Beamten gebaut haben, und die Wohnungen unter fie ver: 
theilen. Ein Beifpiel! Die Stadt Stuttgart hat Wohnungen für einen Theil 
der ſtädtiſchen Angeftellten gebaut und zwar zwei Klaſſen: ſolche mit 1 Zimmer, 
Kühe und Zubehör, und ſolche mit 2 Zimmern x. Die Preife der ein- 
zimmerigen Wohnungen wurden auf 150 Mk., die der zweizimmterigen auf 
228 ME. feſtgeſetzt und zugleich beitimmt, daß die einzinmerigen Wohnungen 
nur an finderlofe Familien vermiethet werden dürfen. Der Grundſatz ift 
jehr lobenswerth, führt aber zu folgenden Verhältniſſen. Die Lohnhöhe der 
Arbeiter iſt im Weſentlichen die gleihe, ob fie nun 1= oder 2zimmerige 
Wohnungen mieten. Der Theil aber von ihnen, der Kinder hat, ift ges 
zwungen, die um 78 ME. theurere Wohnung zu miethen, d. h. feine öfo- 
nomiſche Leiftungsfähigfeit, die bereit3 durch den Aufwand für die größere 
Familie angegriffen ift, wird außerdem noch durch die höhere Wohnungs: 
miethe im Verhältniß zu dem gleichen Lohneinfommen viel mehr in Anſpruch 
genommen, al3 die des finderlojen Theiles. Aus dieſem Widerfpruch kann 
allein die Feitfegung der Miethhöhe nach der ökonomiſchen Leiltungsfähigfeit 
d. h. nach der Lohnhöhe unter Berüdfihtigung der Familiengröße und die 
Vertheilung der Wohnungen nad) der Größe der Familien herausführen. Ein 
jolher Weg hätte unſeres Erachtens jehr gut eingejchlagen werben können, 
da ja bereit3 bei der Feitiegung der Miethpreife die Unterſchiede der Stod: 
werfe und Straßenlage von der Stuttgarter Verwaltung nicht berüdfichtigt 
worden waren, fie fih in diefem Punkte alſo ſchon von den Negeln bes 
privaten Wohnungsmarktes befreit hatte. 

Das find die logischen Konfequenzen der Cinführung der Wohnungs: 
inipeftion. Daraus folgt dann ferner, daß nur öffentlicherechtliche Verbände 
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mit dem Nechte der Bejteuerung im Stande find, eine derartige Ausgleichung 
zwiichen Wohnungsbebürfniß und wirthichaftlicher Leiftungsfähigkeit der Miether 
vorzunehmen und die erforderlihen Koften aufzubringen. In allen den zahl» 
reichen Fällen, wo dieſe Inkongruenz vorhanden ift, wäre alfo die Thätigkeit 
der Baugenoffenihaften wie der Baugefellihaften ausgeſchloſſen. 

Wohnungsnachweis. Als eine natürlihe und nothwendige Ergänzung 
ber ftäbtiihen Wohnungsinipektion möchten wir den ftäbtiihen Wohnungs— 
nachweis bezeichnen. Wir haben bereit3 hervorgehoben, daß die ſtädtiſche 
Wohnungsinfpektion wenigitens da, wo es ſich um überfüllte Wohnungen handelt, 
nur dann im Stande ift ihres Amtes zu walten, wenn fie den dislozirten 
Bewohnern auch die erforderlihen Wohnungen zur Verfügung ftellen oder 
nachweiſen fanı. Schon aus diefem Grunde iſt es höchſt wünſchenswerth, 
wenn das mit der Wohnungsinſpektion betraute Amt über die Geſammtheit 
der zur Verfügung ſtehenden kleinen Wohnungen ſtändig einen genauen Ueber— 
blick hat. Das kann nur durch die Organiſation eines Wohnungsnachweiſes 
mit Anzeigepflicht der leerſtehenden Wohnungen für die Vermiether erreicht 
werden. In nicht wenig Fällen iſt außerdem die Ueberfüllung der kleinen 
Wohnungen nicht direkt auf Mangel an ſolchen, ſondern einfach darauf zurück— 
zuführen, daß der Arbeiter nicht im Stande iſt und nicht die Zeit hat, die 
läſtige und mühſelige Suche nach paſſenden Wohnungen bis ans befriedigende 
Ende durchzuführen. Man braucht ſich nur in die Lage eines Arbeiters hinein— 
zudenken, der nach zehn- oder zwölfſtündiger Arbeit müde nach Hauſe zurück— 
gekehrt, ſpät Abends die Suche nach einer Wohnung aufnehmen muß, man 
braucht ferner nur zu bedenken, daß die feinen Wohnungen in viel größerer 
Zahl in den oberen Stodwerfen liegen als die größeren, die Wohnungsiuche 
daher viel mühfeliger ift, daß ferner namentlich bei fteigender Wohnungs: 
nachfrage die Wermiether ftet3 wählerifcher werben, um zu begreifen, daß 
berjelbe in zahlreichen Fällen Ichließlich die erite befte Wohnung nimmt, nur 
um wenigſtens irgend einer Unterkunft, mag diejelbe beichaffen fein wie fie 
will, ficher zu fein. Der fozialpolitiiche Werth eines ſtädtiſchen Wohnungs: 
nachweifes für Eleine Wohnungen mit Anzeigepflicht ift um fo größer, als 
die Zahl der Umzüge bei den fleinen Wohnungen und ber fie benügenden 
Arbeiterklaffe zahlreicher ift, ala bei den größeren Wohnungen, und als für 
die arbeitenden Klaſſen und überhaupt die nichtbefigende Schiht der Be 
pölferung alle gelderfordernden Mittel der Wohnungsjuche, die Benützung der 
MWohnungsbureaus, der Inſerate, der jchnellen Verkehrsmittel u. ſ. w. eine viel 
größere Laſt bedeuten, als für die wohlhabenden Klaſſen. 

Diejenigen Städte, welche überhaupt der Organijation eines Wohnungs— 
nachweifes nähergetreten find, haben ſich daher darauf bejchräntt, einen folchen 
nur für kleine Wohnungen (bis zu drei Zimmern oder bis zu einem Höchſt— 


— 4 — 


betrage, der in den einzelnen Städten verjchieden it, Ulm bis 250 Mk., 
Straßburg bis 600 Mt., Mülhauſen i. E. 35 Mf. monatlich) einzurichten. 
Meiftens, jo in Ulm, Straßburg, Worms und in anderen Orten ift der Woh— 
nungsnadweis mit dem ftädtifchen Arbeitönachweis verbunden, in Mil: 
haufen i. &. mit dem ftäbtifchen Ausfunftsburean. Köln unterftügt den an 
die Allgemeine Arbeitönahweisanftalt angeichloffenen Wohnungsnachweis für 
Arbeiter und Angejtellte mit 3000 ME. jährlicher Beihilfe. Die Benützung 
des Wohnungsnachweiſes ift in der Negel für beide Theile (Vermiether und 
Miether) unentgeltlih. Gin Anzeigezwang eriftirt nicht, in Folge deilen läßt 
fih überall ein unverhältnigmäßiges Ueberwiegen der Nachfragen beobachten. 
In Köln wurden zum Beifpiel in der Zeit vom 1. April 1898 bis 30. Juni 
1899 3051 freie Wohnungen angeboten, wovon unmöblirte von einem Raum 
356, von 2 Räumen 857, von 3 Räumen 737, von 4 Näumen 414, während 
fi die Nachfrage auf 5944 beziehungsweile 518, 2598, 1753 und 636 
stellte. In Worms erwie die Einrichtung den beftehenden Wohnungsmangel 
aufs Deutlichite. 

Soll der Wohnungsnahweis jeine Aufgabe erfüllen, jo muß er alle leer: 
ftehenden Wohnungen der von ihm vermittelten Gattung in feinen Biichern 
führen, andernfall® wird feine Wirkung nicht weiter reichen, als die der pri— 
vaten Miethbureaus, mit dem einzigen VBortheile, daß die Vermittlung un: 
entgeltlic ift. Dieje Umentgeltlichkeit der Vermittlung läßt ſich aus ſozial— 
politiichen Gründen vielleicht für die Wohnungsfuchenden rechtfertigen. Weshalb 
follen aber die Hausbefiger nicht eine geringe, die Koften dedende Gebühr 
bezahlen, ausgenommen man jucht biejelben durch die Linentgeltlichfeit zur 
Anzeige ihrer leeren Wohnungen anzuloden. 

Wie bemerkt, vermitteln die ſtädtiſchen Wohnungsnachweiſe nur kleine Woh- 
nungen, während die bejleren Wohnungen von ihrer Thätigkeit ausgeſchloſſen 
find. Für dieſe Beichränfung läßt fi fein vernünftiger Grund anführen. 
Dr. Rettich hat in einem Artikel der „Sozialen Praxis“, „PBraktiiche Wohnungs: 
ftatiftit und ftäbtiihe MWohnungsämter“,* in jchlagender Weiſe die gewaltigen 
Vortheile ausgeführt, die ein zentralifirter, alle Wohnungen umfaflender Woh: 
nungsnachweis fir alle Klaffen der Bevölkerung haben würde, und die Sunmmen 
zahlenmäßig feitzuftellen gejucht, die zum Beilpiel in Stuttgart allein für 
MWohnungsinferate in dem gelejenjten Lofalblatte jährlid) ausgegeben werden. 
Gr beredjnet diefelben auf circa TOOOO ME, Rechnet man dazu noch die an 
die Miethbureaud von beiden Parteien zu entrichtenden Tribute, jo kommt 
man zu ganz gewaltigen Unfoften, mit denen in leßter Linie der Miether den 
Mangel einer zentralen Organifation de3 Wohnungsmarftes zu bezahlen hat. 


* Soziale Praxis VI (1897), ©. 545 ff. 
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Eine im Vergleich zu den jegigen Koften jehr geringe Gebühr, die am richtigften 
allein von den Vermiethern zu erheben wäre — am Ende trägt fie ja doch 
der Miether —, würde vollftändig ausreichen, die gejanımten Koften de 
MWohnungsamtes zu deden. Die Gebühr Fönnte nah Wohnungswerthen ab— 
geituft jein und bei den kleinſten Wohnungen gänzlich fortfallen. 


= * 
* 


Unſere Unterſuchung hat uns alſo zu dem Nejultate geführt, daß die 
Wohnungsnoth, die in erfter Linie die arbeitenden Klaſſen trifft, erfolgreich nur 
dur die Gemeinden befümpft werben kann. Wir haben gezeigt, daß bei dem 
Iofalen Charakter de Wohnungsweſens auch die Iofalen Körperichaften, das 
heißt die Gemeinden, die berufenſten Werkzeuge find. Sie find im Befige der 
erforberlihen technijchen Kräfte, um zunächſt das Bedürfniß genau feititellen 
und dann den Wohnungsbau in umfajlender Weife in Augriff nehmen zu 
fönnen. Dabei bezeichneten wir als Vorbedingung jedes erfolgreichen Vorgehens 
den Beſitz billigen Grund und Bodens. Wo die Gemeinden den erforderlichen 
Boden nicht befiten, muß es ihre erſte Aufgabe jein, fich in den Beſitz des— 
jelben zu jegen. Heute kann das nur duch geſchickte Spekulation erfolgen 
und jelbft diefe bleibt häufig genug erfolglos. Es bedarf daher einer Um— 
geftaltung des Erpropriationsrechtes und Erpropriationöverfahreng und der Aus» 
ftattung der Gemeinden mit dem weitgehendften Vorkaufsrechte. Für den 
Wohnungsbau feitend der Gemeinden haben wir eine Reihe von Forderungen 
aufgeftellt, deren Erfüllung allein den Erfolg verbürgt. Die hauptſächlichſten 
von ihnen waren: die Fundirung des Unternehmens auf die rein geichäftliche 
finanzielle Bafis der Selbfterhaltung, die Vermeidung eines öden Schematismus 
und die geſchickte Anpafjung an das Bebürfniß. Der Betrieb der erbauten 
Häufer wird von ben Gemeinden am beiten an Miethgenoffenichaften über: 
tragen. 

Haben wir fo die Aufgaben der Gemeinden bezeichnet, jo wirft fich die 
weitere Frage auf, woher ſollen dieſelben die Mittel zu einer umfaſſenden 
Bauthätigkeit nehmen. Dabei müffen wir zunächſt die folgende Bemerkung 
machen, bie vielleicht dazu dient, die Frage einer Löſung entgegenzuführen. 
Die Schwierigkeiten der Geldbeihaffung werben unjerer Anfiht nad) dadurch 
ins Grenzenlofe übertrieben, daß man unter dem Cindrude idealer, vorgeitellter 
Haufungsverhältniffe die Befriedigung des gefammten Wohnungsbedürfnifies 
der Gemeinden, natürlich in erfter Linie der Städte und Großftädte ind Auge 
faßt. Eine folche totale Revolution ift aber in zehn Jahren genau jo un: 
möglich durchzuführen, wie in einem Jahre. Macht man fid) klar, daß der 
Öffentliche Wohnungsbau, wie jede gefunde Einrichtung, ich entwideln muß, 
um zur vollen Leiſtungsfähigkeit zu gelangen, daß er ſich zunächſt in natür: 
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licher Weiſe auf die Bevölkerungstheile beſchränkt, für die im Intereſſe der 
Volksgeſundheit und Volksſittlichkeit in erſter Linie geſorgt werden muß, ſo 
werden auch die erforderlichen Geldmittel ſich als begreifbare und beſchaffbare 
Summen darſtellen. Mit einigen Millionen Mark läßt ſich in einer mittleren 
Stadt Schon ein recht hübjcher Anfang auf dem Gebiete des Wohnungsweiens 
machen. Und wenn fih die Millionen für Schladhthausanlagen, Kanali— 
jation u. ſ. w. finden, warum jollten fie für den Bau ftädtiicher Wohnhäufer 
nicht aufzutreiben fein, deren Ertrag von vornherein ficher ift. Für Kleinere 
Gemeinden könnten die Verficherungsanftalten, die größeren Kommunalverbände, 
der Staat jelbit ala Geldgeber auftreten. Wir wiederholen unfere Anficht, 
dab für die Anfänge des gemeindlichen Wohnungsbaues, die fih, weil fie 
eben Anfänge find, in gewillen Grenzen halten werden, die erforderlichen 
Geldmittel ohne Schwierigkeiten zu beichaffen fein werden. In dem Maße, 
wie derjelbe an Ausdehnung gewinnt und die private Bauthätigfeit erjet, 
werden fi) auch die dadurch bedingten Aenderungen des Hypothekenweſens 
herausbilden. Das private Hypothekenweſen wird durch ein ſtaatliches oder 
kommunales erſetzt werden und wie der private Hypothekarkredit der privaten 
Bauthätigkeit gedient hat, wird der öffentliche die Bauthätigkeit der Gemeinden 
unterſtützen und verſorgen. 


Eraänzungen. 


Seite 30. In Chemnig hat ſeitdem eine doppelte Erhöhung der Ab» 
fuhrgebühren ftattgefunden und zwar vom 13. März 1899 pro Kubikmeter 
von 2,50 ME. auf 2,75 ME. und vom 1. Oktober auf 3 ME. für gewöhnliche 
Abortgruben, von 2,50 Mi. auf 3,50 ME. für Gruben mit Desinfektionss 
einrichtung. 

Seite 92. Auch Poſen befigt einen Fuhrpark, der Ende 1899/1900 
aus 50 Bferden beitand. Das Berjonal de Marſtalls fest ſich aus 
1 Futtermeifter, 26 Hutichern und 12 dauernd beichäftigten Arbeitern zus 
jammen. Bom Fuhrpart wurden 12646 Pferbetage geleiftet, von denen 
3246 auf die Straßenreinigung, 6002 auf die Abfuhr beweglicher Behälter, 
1492 auf Feuerlöſchzwecke entfielen. 

Seite 100. Zur Geſchichte der Berliner Müllabfuhr tragen wir aus 
den Berwaltungsbericht für 1898/99 noch Folgendes nad. Die bereits 
erwähnte Verordnung zwang die Berliner Abfuhrunternehmer wieder von den 
ftädtiichen Abladeplägen Gebraudh zu machen. Die Frequenz der leßteren 
jtieg daher aud) im Jahre 1898/99 auf 49795 Fuhren = 124899 Tonnen 
und es ergab fi eine Einnahme von 241107,13 Mt. Nah Spreenhagen 
wurden 306 Schiffsladungen Müll mit einem Gewicht von 54198 Tonnen 
verfradhtet. Die Verhältniffe der Abladepläge haben ſich allerdings geändert, 
aber, wie der Verwaltungöbericht elegiich bemerkt, damit ift nicht gefagt, „daß 
dieje plöglich eingetretene und auch anhaltende Frequenz nun wirklich zum 
Vortheil der Stadtgemeinde geworden ift. Es bleibt zu berüdjichtigen, daß 
bie Fortihaffung des Hausmülld nad außerhalb immerhin nod) mehr Koſten 
veruriacht, wie durch dem Tarif eingebracht wird, und daß auch in dem 
abgelaufenen Gtatsjahre eine. bedeutende Menge Müll auf unjeren Ablabe: 
plägen gejtapelt worden ift, welcher fpäterhin wieder und mit erheblichen 
Unkoſten wird fortgeihhafft werden müſſen.“ 

Seite 108. In Baden iſt das Abdeckereiweſen nunmehr durch Geſetz 
vom 3. Juni 1900 geregelt. Die Gemeinden eines Amtsbezirkes find ver: 
pflichtet, eine dem Bebürfnig entiprechende Zahl von Abdedereien, welcher 
gefallene Thiere oder unjhädlich zu machende Thierfadaver von den Befigern 
zu überweilen find, zu errichten und fich zu dieſem Zwecke je nach Beſtimmung 
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des Bezirfärathes zu Verbänden zu vereinigen. Die Verbände werden burd) 
Kommijfionen von 3 bi8 5 Gemeindemitgliedern vertreten, deren Beſchlüſſe 
bei Erwerb und Veräußerung von Liegenschaften und dinglichen Nechten, bei 
der Aufnahme von Anlehen 2c. der Genehmigung bed Bezirksrathes bebürfen. 

Seite 132. Auch in Frankfurt a. M. ift nunmehr duch Beſchluß der 
Stabtverordneten vom 29. Januar 1901 die Erridtung eine® Nahrungs: 
mittelunterfuchungsamtes gefichert. 

Seite 135 bis 137. Der Kampf, den die Städte gegen bie beliebte 
„Wäfferung der Milch durchs Maul der Kuh“ zum Theil mit gutem Erfolge 
durch die Vorichrift eines beitimmten Fettgehaltes, meift 3 Prozent, geführt 
haben, ijt durch eine Enticheidung des Reichsgerichtes vom 21. Dezember 1899 
jehr erichwert, ja geradezu unmöglich gemacht worden. Das Neichsgericht 
erklärte, daß „unter Vollmilch Milh in ihrer uriprünglichen vollen Zu: 
jammenjegung zu veritehen ift, dev nichts von ihren natürlichen Beitandtheilen 
entzogen und an der nichtö durch Zuſätze oder weitere fünftliche oder natür— 
lihe Einwirkung verändert iſt, kurz Mil, wie fie von der Kuh kommt. 
Auf einen beftimmten Fettgehalt fommt es nidht an.“ Damit war 
der agrariihen Milchverichlechterung Thür und Thor geöffnet. — Aus den 
Grundjägen, welche das ſächſiſche Minifterium des Innern für die ftädtiichen 
Milchregulative aufgeftellt hat, fiihren wir noch die folgenden au. Es fann 
vorgeichrieben werden, daß Vollmilh, wenn fie nicht einen beftimmten Fett— 
gehalt, beziehentlich ein beſtimmtes Ipezifiiches Gewicht Hat, nur unter ent— 
iprechender Deklaration verkauft werden darf. Die Deklaration fol in der 
Negel in der Weile ausgeführt werden, daß der Fettgehalt an den Gefäßen 
angegeben iſt. Man darf danach überzeugt fein, daß in Zukunft die fett: 
arme Vollmilch zu den bisherigen Preiſen für die fettreiche Vollmilch und Die 
legtere zu höheren Preiſen verkauft werden wird. Die Deklaration des Fett— 
gehaltes an den Gefäßen ijt für den Somfumenten durchaus werthlos. — 
Februar 1901 wurde in Dresden der Fettgehalt von 3 Prozent auf 2,8 Pro— 
zent herabgeiekt. 

Seite 161. Daß e3 unbedingt nothwendig Mt, die Schlachthäuſer ben 
Meggerinnungen zu nehmen und in ben Gigenbetrieb der Gemeinden über- 
zuführen, beweilen die Erfahrungen, die man in den württembergiichen Stäbten 
Göppingen, Reutlingen und anderen mehr gemadt hat, aufs Allerichlagendfte. 
Dad Schlahthaus in Neutlingen — und ganz ebenfo in Göppingen und 
anderen Städten — gehört der Mieggergenofjenichaft; es beiteht aber Schladht- 
hauszwang, und der ganze Betrieb fteht unter ſtädtiſcher Auffiht und Kon— 
trolfe. Die der Metzgergenoſſenſchaft nicht angehörenden Metger haben bei 
Schladtungen die doppelte Gebühr zu zahlen. Die Metzgergenoſſenſchaft hat 
num den Fleiſchlieferanten des Konſumvereins, dem ein Fünftel der Ein- 
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wohnerſchaft angehört, nicht in die Genoffenichaft aufgenommen und will ihre 
Statuten dahin ändern, daß Mekger, welche Lieferungen an Konſumenten— 
vereinigungen übernehmen, nicht Mitglieder der Genoſſenſchaft bleiben ſollen. 
Hier fol alfo der Befig der mit Schlachthauszwang ausgeftatteten Schladht- 
häufer benügt werden, um den Profit der Mebgergenofien gegen die Kon 
furrenz des Konfumvereins zu ſchützen, das heißt öffentliche Einrichtungen zu 
Gunſten kleiner Produzentengruppen mißbraucht werden. 

Seite 184. Wir geben hier noch die neueren Zahlen, die uns zugänglid) 
waren: Magdeburg 1899/1900 11714 (1385) Rinder, 77987 (16008) 
Schweine, 18386 (4202) Kälber, 14330 (513) Schafe; Nürnberg 1899 
Export 54409 Stück Vieh; Mainz 1899/1900 Erport 29056 Stüd. Die 
Ausfuhr geht auf dem Landivege nad Wiesbaden und den Lanborten der 
Provinzen Rheinheſſen und Starfenburg; mit der Eiſenbahn: Großvieh nad 
Bingen, Dieburg, Frankfurt a. M., Dornad) i. E., Meg, Köln, Koblenz, 
Weifenthurm; Kälber nah Mannheim; Schweine nad Frankenthal, Speyer, 
Landau, Kreuznach, Metz. 

Seite 218 ff. Kapitel IV. Badeweſen. Wir tragen zunächſt einige 
neuere Frequenzzahlen nah. Duisburg 1899/1900 ©. 228: Schwimm— 
halle 75162, Bolfsbad 21611, Wannenbäder 1. Klaſſe 6832, 2. Klaſſe 
17747, Braufebäder 23332 Beſucher. Dortmund 1898/99 ©. 231: 
1. Anſtalt Schwimmbad 89703 und 70164 Schüler, Wannenbäder 
23875 Beſucher; 2. Anftalt Schwimmbad 48601 und 39026 Schüler, 
Wannenbäder 12825, Braufebäder 37466 Beſucher. Für bie erjte Anftalt 
ift der Bau einer Frauenihtwimmhalle beſchloſſen. Magdeburg ©. 231: 
In den drei ftäbtiichen Volf3babeanftalten betrug die Frequenz 1899/1900 
118012 Männer und 27620 Frauen; die Ginnahmen beliefen ſich auf 
14684 Mk., die Ausgaben auf 13507,28 Mi. Außerdem fubventionirt 
die Stadt die Babeanjtalt Wilhelmsbad, wo 25310 Bäder (3480 Wannen: 
bäder a 25 Pfg., 11744 Braufjebäder a 10 Pig. und 10086 a 5 Pfg.), 
jowie das Annabad, wo 18178 Bäder (371 Wannenbäder & 25 Pfg., 
2916 Braujebäber a 10 Pfg. und 15431 a 5 Pfg.) verabfolgt wurden. 
Nürnberg S. 232: Das Bad im Frauenthorzwinger enthält feit 1897 
7 Badezellen. Außer den genannten 3 Anjtalten noch eine vierte am Geierd- 
berg. Diejelbe enthält 10 Braufezellen für Männer, 3 Braufezellen für 
Frauen (Preife 15 und 10 Pfg.); 3 Wannenzellen für rauen (Preis 30 
bezw. 25 Pfg.). Die Frequenzziffern für 1899 waren der Reihe nad): 
87227, 57906, 73360, 78123 Bejuder. Charlottenburg ©. 233 
1899/1900: Schwimmbad 66444 männlihe und 28526 weibliche Bejucher, 
Wannenbäder 98888, Braufebäder 27572 Beſucher. Crefeld S. 233 
1899/1900: Schwimmbad 158735 und 23569 Volksſchüler, Volksbad 
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45593, Wannenbäder 40798, Braufebäder 50588 Beſucher. Eine 2. Aus 
jtalt wurde im Auguft 1900 eröffnet. Nahen S. 233 hat ein zweites Volks— 
bad im Kloſterbongard eröffnet. 

Seite 224. Die dritte Voltöbadeanftalt in Berlin (Bärwaldſtraße) ſoll 
im Mai 1901 eröffnet werben. 

Seite 239. Endlich hat die Berliner Schuldeputation im Bericht für 
1899/1900 ſich über die Schulbraufebäder ausgeſprochen. Es giebt zur 
Zeit Babdeeinrichtungen an 9 Gemeinbeboppelichulen. Im Laufe des Bericht> 
jahres wurden 210574 Bäder und zwar 133917 von Knaben und 76657 
bon Mädchen genommen. Im Durdichnitt famen auf jede der 9 Knaben— 
ichulen 14880 Bäder, auf jede der 9 Mädchenjchulen nur 8517 Bäder. 
Die Koften des Betriebs betrugen 8750 Mk., pro Bad 4'/r Pfg. 

Seite 242. In Nürnberg bejiten 10 Schulhäufer Brauſebäder; bie Fre— 
quenz betrug 1899 258588 finder, 

Seite 294. Im Jahr 1898/99 fanden 238 Wöchnerinnen in das Dort- 
munder Heim für Wöchnerinnen Aufnahme, wovon 85 unentgeltlih und 153 
gegen Zahlung. 

Seite 308. Im Jahre 1898,99 wurden in der Stadtarmenapothefe zu 
Aachen 51013 Rezepte zu einem Tarpreife von 51392,47 ME. angefertigt. 
Die Gefammtkoften des Betriebs waren 20355,36 Mk., jo daß fi ein 
Ueberihuß von 31037,11 ME. ergab. 

Seite 326. Wie unnöthig die Klaffeneintheilung bei Leichenbejtattungen 
ift, beweiſen die folgenden Zahlen au Dortmund (1898/99). Es wurden 
beerdigt Perfonen über 8 Jahre mit dem Leichenwagen 1. Klaſſe 90, 
2. Hlaffe 148 und 3. Klaſſe 852. 

Seite 346. Das fähfiihe Baugeieg von 1900 gewährt den Gemeinden 
diefen Schuß gegen Wertherhöhung aus Sulturveränderungen nicht. 8 29 
giebt den Grundeigenthiimern das Necht zur Vornahme von Kulturverände— 
rungen, die eine MWertherhöhung der Grundfläche zur Folge haben. Kommt 
eö jpäter zur Enteignung oder unentgeltlichen Abtretung, jo iſt auch für dieje 
Mertherhöhung Entſchädigung zu gewähren! 

Seite 361. Die Umlegung hat auch in das Allgemeine Baugejeg für 
Sadien 88 54 bis 65 Aufnahme gefunden. 

Seite 371. Durch $ 78 des Baugejeßes ift den Gemeinden nunmehr 
allgemein das Recht gegeben worden, den Aufwand, der ihnen durch „Be— 
ihaffung und Heritellung von Straßen, Plägen, Brüden, Ufermauern, Dämmen, 
Schleufen, Brunnen, Wafjerleitungen, Beleuchtungsanlagen und durch ähnliche 
Heritellungen, durch die Aufjtellung und Genehmigung von Bebauungs-, Um— 
legungs⸗ und Gnteignungsplänen, jowie durch die Gewährung der ihnen nad) 
dem Baugeſetze obliegenden Entſchädigungen“ erwächſt, ganz oder theilweiie 
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als Bauabgabe von denjenigen Grundftüdseigenthiimern, denen durch die be— 
treffenden Unternehmungen ein entiprechender Vortheil erwächſt, nad) einem 
durch Ortsgeſetz feitzuftellenden Maßſtabe zurüczufordern. Hierbei ift in ge- 
eigneten Fällen neben der Anliegerlänge der betheiligten Grunbbejiger auch 
die Baumeife, namentlich binfichtlich de3 Imfanges der bebauten Fläche, der 
Gefhoßzahl und der Zahl der eingebauten Wohnungen zu berüdfichtigen. 

Seite 386. Leider mwurbe bei der Zufammenftellung des Manuffriptes 
und fpäter auch bei der Drudlegung überfehen, daß die am Ende von Ab: 
ſchnitt A fich anschließende Darftellung und Kritik der Beſteuerung der ım= 
bebauten Grundjtüde nach dem gemeinen Werthe bort einzufügen vergeſſen 
ward. Wir laffen daher diejelbe der Vollftändigkeit wegen hier folgen. 

„Wir fahen bereit3 oben, daß das preußiiche Kommunalabgabengefeg im 
8 25 den Gemeinden dad Recht gab, bejondere Steuern vom Grundbefig zu 
erheben, und ihnen unter Anderem die Veranlagung nach dem „gemeinen 
Werthe“ empfahl. Won biefer Empfehlung haben die preußiichen Städte in 
ziemlich großer Anzahl Gebrauh gemadht: Köln, Charlottenburg und die 
übrigen Vororte Berlins: Lichtenberg, Schmargendborf, Deutſch-Wilmersdorf, 
Zehlendorf, Groß-Lichterfelde, Brig, Mariendorf, Schöneberg, Steglig, Grune: 
wald, Lankwig, Rirdorf, Friedenau, Tempelhof, Treptow, Borhagen-Nummels: 
berg, Neu⸗Weißenſee, ferner Mülheim a. Rh., Malſtatt-Burbach und in neuerer 
Zeit Dortmund, Miünfter, Düffeldorf, Nahen, Vohwinkel, Wermeläfirchen. 
Was iſt num unter dem „gemeinen Werthe“ zu veritehen? Cine Entjicheidung 
bes preußiichen Oberverwaltungdgerichte8 vom Jahre 1899 hat den Begriff 
endgiltig in folgender Weile feitgefegt. Nach dem Allgemeinen Landrecht beiteht 
der gemeine Werth in dem Nuten, den eine Sadje jedem Beſitzer gewähren 
fann.. Diejer erichöpft fid) aber in der Negel nicht in den Vortheilen, welche 
aus dem Gebrauche oder Grtrage fließen, jondern er umfaßt auch diejenigen 
Vortheile, welche durd die Veräußerung der Subitanz erwachſen. Deshalb 
ift es unzuläffig, den gemeinen Werth nur nad) dem Maßſtabe, der aus einer 
Kapitalifirung der Jahreserträgnilie gefunden wird, zu berechnen. Vielmehr ift 
ber Verkaufspreis, der unter gewöhnlichen Berhältnifjen erzielt werden 
fann, maßgebend für die Ermittlung des gemeinen Werthes. 

63 liegt auf der Hand, daß eine derartige Veranlagung der unbebauten 
Grundftüce, insbeiondere wenn ſie jährlich vorgenommen wird, den Werth: 
jteigerungen berjelben in genügender Weile zu folgen im Stande fein wird. 
Bon der Ausgeftaltung der Steuer, vor Allem der Anordnung der Steuer: 
füge wird es natürlich abhängen, in wie weit der unverdiente Werthzuwachs 
für die Gemeinde abgefangen wird. Und ebenfo wird daburd bedingt jein, 
ob die Steuer die fozialpolitiichen Hoffnungen erfüllt, die man von ihr er: 
wartet. Der Rheiniiche Verein zur Förderung des Arbeiterwohnungsweſens 
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hat die joziale Bedeutung der Beſteuerung nach dem gemeinen Werthe in einer 
Eingabe an die drei in Betracht kommenden Rejfortminifter in folgender Weiſe 
dargeftellt: „Eine derartige Befteuerung der unbebauten Grundftiide ift ges 
eignet, zur Linderung der Wohnungsnoth noch von einer anderen Seite her 
beizutragen. Gin Hauptgrund der Wohnungsnoth in wachſenden Orten befteht 
nämlid darin, daß nicht dem Steigen der Bevölferung entiprechend gebaut 
werden kann, weil die Befiger der Baupläße diejelben nicht hergeben. Dieje 
Bauplagbefiger entziehen die in ber Nähe der Städte zur Bebauung unbedingt 
nothwendigen Grundftüde ihren fozialen Funktionen, lediglich un die Preije 
fünftlih) in die Höhe zu treiben. Auf ein derartige Verfahren iſt durch die 
gegenwärtige geringe Befteuerung der unbebauten Grundjtiife geradezu eine 
Prämie geiegt, während es das Ziel einer zwedentiprechenden Steuerpolitik 
jein müßte, eine Strafe darauf zu jegen und buch eine dem Werthe des 
Bauplatzes angemefjene Steuer den Befiger geneigt zu machen, deu Bauplatz 
eher auf den Markt zu bringen.“ Um dieſes Ziel zu.erreihen, müßten aller: 
ding3 die Steuerfäge jehr hoch gegriffen werden. Süße von 1 Promille wie in 
Sranffurt a. M., von 2 Promille wie in Düffeldorf, von 2,26 Promille wie in 
Charlottenburg find dazu nicht im Stande. Von der großen Grundjpefulation 
werden fie mit Leichtigkeit getragen; ihre einzige Wirkung dürfte bie fein, 
daß fie die Eleinen Grundbefiger zum Werfaufe zwingt und dadurch nur den 
Machtbereich der Großſpekulation fonfolidirt. Will man fi zu hohen Steuer: 
jägen entichließen, fo wäre aus Gründen der Gerechtigkeit eine Zoneneintheilung 
der Grundſtücke nad) ihrer Lage zu der bebauten Stadt nothwendig. Grund: 
ftiicde, die an der Markungsgrenze gelegen find und vielleiht in 100 Jahren 
zur Bebauung fommen, fann man nicht in gleicher Weiſe bejteuern, wie bie 
Ländereien, bei denen die landwirthichaftliche Bearbeitung nur als Dedmantel 
der Bauplageigenihaft dient. Die Steuerjäge wären aljo proportional der 
Entfernung vom Bebauungsrande der Stadt abzuſtufen. Gin eingreifendes 
Mittel gegen die Spekulation fünnten ſich die Gemeinden dann verichaffen, 
wenn fie mit diefer Abitufung eine Progreifion der Steuerjäge nad) der im 
Laufe der Abichägungsperiode thatlählic eingetretenen Wertherhöhung ber 
Grundſtücke verbänden. Durch eine ſolche Kombination ließen ſich die Steuer- 
jäge auf eine ſolche Höhe treiben, daß auch ftärfere Spekulanten zu einer 
Bebauung ihrer Grundftüde veranlaßt würden. 

Denten wir uns eine derartige doppelt geftufte Steuerordnung mit hohen 
Steuerfägen in Thätigfeit. In dem Maße, wie die Stadt fi) ausdehnt, 
wächſt der Werth der Grundſtücke und die Spekulation beginnt ſich derſelben 
zu bemächtigen. Es entwidelt ji ein reger Grundſtückshandel. Sofort tritt 
aber auch die Steuer mit ſtets wachſenden Sägen in Aftion. Jeder Befig- 
wechfel, der meiſt mit einer Preisjteigerung verbunden ift, jteigert den Steuer: 
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fat. In dem Maße, wie die Bebauung vorrüdt, die Grundftüde an ben 
Bebauungsrand heranrüden, wächſt der Steuerfag. Die Säge werben jehr 
bald fo hoch werden, daß die Spekulation feinen Vortheil mehr darin findet, 
den Grund und Boden vom Markte fernzuhalten, daß ſie ſich gezwungen 
fieht, ihn zur Bebauung abzugeben. Und das wichtige Reſultat wäre erreicht, 
daß die Bebauung wenigftend in den Bodenangebotverhältniffen fein Hinderniß 
mehr fände, dem Bedürfniß etwas jchneller als bisher nachzukommen. 

Andererſeits ift die Frage nicht unberedhtigt, ob die Gemeinde einen der- 
artigen Bauzwang ausüben darf. Gerade in Zeiten, wie fie und bie legten 
Jahre gebracht haben, ift diefe Frage aktuell. Die Induſtrie zeigte eine 
glänzende Blüthe, zahlreihe Städte waren in rapider Zunahme begriffen; die 
MWohnungsnoth erreichte eine oft geradezu erichredende Höhe und die Mieth: 
preife ſtiegen ſchnell. Auf den erſten Blick fcheint in joldhen Perioden das 
Wirken der von und gezeichneten Steuerordnung äußerjt heilfam. Nun find 
aber die Zeiten induftrieller Blüthe gewöhnlid von einer großen Geldfnapp: 
heit und in Folge deilen von hohen Zinsfägen für Yeihkapital begleitet. . Unter 
dem Bauzwang würde ſich eine rege Bauthätigfeit abipielen müſſen und die: 
ſelbe wäre gezwungen, in Folge der Konkurrenz der Bauımternehmer ſehr 
hohe Zinsjäge zu zahlen, jo daß jehr wahricheinlich eine Vertheuerung des 
Geldes für ſolche Zwede eintreten würde. Dadurch wiirden die Heritellungs: 
foften der Häufer und in Folge deſſen aud die Miethen vertheuert und dieſe 
Verthenerung könnte jehr leicht jo weit gehen, daß die Vortheile einer even: 
tuell eingetretenen Bodenverbilligung ausgeglichen würden. Außerdem wäre 
aber ein derartiger Bauzwang nocd mit einer ganzen Neihe wirthichaftlicher 
Gefahren verbunden, jo daß in der That der Verſuch, durch hohe Befteuerung 
die Grumdftiide auf den Markt und zur Bebauung zu bringen, als ein jehr 
zweifchneidige® Mittel bezeichnet werden muß.“ 

Seite 415. Die Forderung h = b fir Hofräume ift in dem ſächſiſchen 
Baugejeg $ 100 »außgeiprocden, aber durd Ausnahmen ($ 100, $ 103) gleich 
wieder durchbrochen worden. 
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Hausmülls 92; Vichhof 179; Grundwaſſer⸗ 
verforgung 193; liefert Wafjer an andere 
Gemeinden 200; finanzielle Ergebnifje des 
Waſſerwerls 203; Waffertarif 208; Preis- 








degrejfion im Waffertarif 216; Subventio» | 


nirung privater Babdeanftalten 234— 236; 
Schulbraujebäder 242; Größe der ſtädtiſchen 
Anlagen 251; Iranfenanftalt 267; Be- 
gräbnißmindeftloften 329; Zonenbauord⸗ 
nung 430; Wohnungsinfpeltion 474, 

Baufluchtengefeß, preußifches von 1875, Ne 
gelung der Kanalifationsbeiträge im B. 69; 
Recht der Gemeinden, Bebauungspläne 
feftzufetsen 340— 342; Schub der Gemein- 
den gegen wildes Bauen 344; Enteignung 
bei der Anlage oder Erweiterung von 


Ortsftraßen und »Pläten 347, 349, 350, 
351; Berhältniß des B, zum Kommunal— 
abgabengefje in Sachen der Beitragspflicht 
ber Grundbeſitzer zu den Stadterweite- 
rungsfoften 369—370; Abwälzung der 
Straßenbaufoften auf die Grundbefiter 
374— 376; Entfhädigung der Grundbefiger 
in Fällen der inneren Stadterweiterung 
387 — 388, 

Baugenofjenichaften 447—450; Flensburger 
Arbeiterbauverein 447; Berliner Bau- 
genofjenichaft 447. 

Baugefeß, allgemeines, für Sachſen; Zu— 
ftändigfeit der Gemeinden in Sachen der 
Bebauungspläne 342; Berbot des Bauens 
außerhalb des Ortsbauplanes 344; Be- 
ihränfung der Baufreiheit 345; fein Shug 
der Gemeinden gegen Bodenwertherhöhungen 
in Folge von Kulturveränderungen 491; 
Umtegung 491; Koftendedung bei Stadt 
erweiterungen 491; Größe der Hofräume 
im Baugefet 494, 

Bauordnung 412—438; hygienische u. ſozial⸗ 
politiihe Bedeutung der B. 412—414; 
Befonnung 414; Belichtungsverhältniſſe 
414; Straßenbreite und Häuferhöhe 414 
bis 415; Gtraßenbreite und Baublodtiefe 
415—416; Bebauung der Höfe 416— 417; 
in Hamburg 417; die offene Baumeife 
417—418; Geſchoßhöhe, Raumgröße, 
Fenfterflähe 419; Kellerwohnungen 419; 
die B. ein Kampfwerkzeug gegen die Mieth- 
fafernen 420; Geſchichte der B. in Berlin 
420— 427; die B, u. ihre Anwendung auf 
die alten Stabdttheile 427—428; die Zonen- 
bauordnung 428— 431; Kabrikviertel 431 
bis 434; Kritif der offenen Baumweife 
434 — 438, 

Bauordnung, beffiiche; Regelung der Kanali- 
fationsbeiträge in der B. 69; Zuftändigfeit 
der Gemeinden in Sachen des Bebauungs- 
plans 342; Beſchränkung der Baufreiheit 
345, 346; Enteignung bei Anlage oder 
Erweiterung von Ortsjtraßen u. Plägen 
348, 350; Umlegung in ber ®, 354— 356; 
Abwälzung der Straßenbaufoften auf die 
Grundbefiger 374; rechtliche Beftimmungen 
betr, Fabrikviertel 432, 

Bauordnung, württembergifche, Zuftändigfeit 
der Gemeinden in Sachen des Bebauungs- 
planes 342; Beſchränkung der Baufreiheit 
345, 346, 347; Enteignung bei Anlage 
oder Grmeiterung von Ortsſtraßen und 


Pläten 347,350; Abwälzung der Straßen» 
baufoften auf die Grundbefiger 373—374; 
rechtliche Beftimmungen betr. Kabrifviertel 
432, 

Baupfaßfteuer im preußifdien Kommunal- 
abgabengefeg 378—380; in Berlin 380 
bis 381, 

Baupolizeigejeg in Hamburg, Anrechnung der 
Werthfteigerung auf Entfchädigungszah- 
lungen bei Unternehmungen der inneren 
Stadterweiterung 389; Beitragspflidht der 
Anlieger bei Straßenverbreiterungen 389; 
Bebauung der Höfe 417. 

Bautzen, offene Baumeife 418. 

Baumeife, offene, 417—418, Kritil 434— 488, 

Bayern, Recht der Gemeinden, Gefundheits: 
beamte anzuftellen 8; Regelung des Ab» 
dedereimefens 108; Unterfuhung von Nah 
rungsmitteln 134; Berordnungen betr. 
Fleiſchbeſchau 151; Rechtliches und Sta— 
tiftifches betr. Schlachthäuſer 158; Ent- 
ſchädigung für Aufgabe privater Schlacht: 
häufer 172; Peihenjchau 316; Beftimmungen 
betr. die Errichtung von Leichenhallen 320; | 
Zuftändigkeit der Baupolizei in Sachen der | 
Feftfegung von Baufludtlinien 343; Woh- | 
nungsinfpeltion 473—474. 

Bebauungsplan, Feſtſtellung des B. ein Necht 
der Gemeinde 340— 342; Mittel der Ge— 
meinden zur Durdführung 343—3064; 
nämlich: Beſchränkung der Baufreiheit 343 
bis 347; Enteignung 347 — 351; Umlegung 
351—364, 

Bedürfnißanftalten 79—83. 

Begräbnißweſen 315—332; Hygieneu. Sozial« | 
politit im B. 315— 316; Yeihenfhau 316; | 
die zwei Arten des B. 317— 318; wad)- 
fende Berbreitung der Beerdigung vom 
Leichenhauſe 318— 319; rechtliche Beſtim— 
mungen betr, Feichenhäufer u. Verbreitung 
der letzteren 319— 321 ; Peihenhausgebühren 
321— 322; ſtädtiſcher Selbftberrieb 322 bis 
325; die Begräbnißflaffen u. ihre Kritik 
325—326, 491; Friedhöfe und Kirchen— 
gemeinden 336— 327; Gebühren für Gräber 
328; VBeerdigungsfoften und ihre Bedeu— 
tung für die minderbemittelten Klaffen 
328—329; die Frage der foftenlofen Be- 
erdigung 329— 331; Gräberpflege 331 bis 
332, | 

Berlin, Deputation für d. öffentl, Gefunds | 
heitspflege 6; ſchauerliche Zuftände der 
Abfuhr 17; Geſchichte der Kanalifation | 
Hugo, Deutfhe Stäbtevermaltung. 
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36—47; Zufammenjegung der Abwäſſer 
55; Beſchreibung der Riefelfelder 63— 65; 
Rentabilität der Riejelfelder 66; Krant- 
heitsftatiftit der Niejelfelder 68; Kanals 
benügungsgebühr 71—72, 75; Bedürfniß« 
anftalten 81; Straßenreinigung 87, 88—90 ; 
Abfuhr des Straßenkehriht3 u. Hausmülls 
92; des Hausmüll® 98—100, 488; Zen: 
tralmarfthalle u, Großverfehr 116—118; 
Hallenweſen 120—122; Hallenzwang 123; 
Kampf gegen den Straßenhandel 124— 126; 
Ueberfhüffe der Marfthallen 127; Fleiſch— 
befhau 152— 154; Fleifchbeichau importir- 
ten Fleiſches 157—158; Geſchichte des 
Schlachthauſes 163—168; Entihädigung 
für Aufgabe privater Schlachthäuſer 170; 
Gebühr für Schweinefhladtungen 173; 
Wirkungen der lofalen Konzentration des 
Schlachtgewerbes 176—177; Exportvieh— 
markt 179— 183; zentrale Waſſerverſorgung 
185 ; Geſchichte des Waſſerwerls 196— 198; 
liefert Waffer an andere Gemeinden 198; 
finanzielle Ergebniffe des Wafferwerts 203; 
Hausbefiger u. Waffertarif 205—207; 
Waſſermeſſer u. Wafferverbraud) 209; Feft- 
fetung des Minimalguantums bei Waffer- 
meſſer 214— 215; Geſchichte des öffentl. 
Badeweſens 220—226; Geſchichte der 
Schulbäder 239—240, 491; Kinderfchwim- 
men im Winter 242; Größenverhältniß der 
ftaatlihen u. ftädtifchen öffentl. Anlagen 
245; Entwidlung der öffentl, Anlagen 250 
bis 251; Größe der ftädtiihen Anlagen 
251; Spielpläge 252; ftädtifche Gärtnerei 
257; Irrenanftalten 266; Mranfenanftalten 
267; Hefonvaleszentenpflege 269— 270 ; 
Polizeiverordnung betr. Desinfeltion 278; 
Desinfeltionsweien 231— 283; Koften des» 
felben 286; SHeilftätten für Yungentrante 
258-289; Mefonvaleszentenheim für 
Möchnerinnen 297— 298; Sanitätswachen 
299— 304; Armenbegräbniffe 330; Ab- 
wälzung der Straßenbaufoften auf die 
Grundbefiger im WRegulativ von 1838 
374; Bauplagfteuer 380—381; Entwick⸗ 
lung des Straßenneges 395—412; Ges 
fhichte der Bauordnung 420—427; Zonen« 
bauordnung 429, 

Bielefeld, offene Bauweiſe 418, 

Blumenpflege durch Schulkinder 259— 260, 

Bodum, Straßenreinigung 87; Abfuhr des 
Straßenkehrichts u. Hausmülls 92; Grund» 
wajjerverfjorgung 195; liefert Wafjer an 

32 


Bremen, Kübeliyfiem 32, 
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andere Gemeinden 199; finanzielle Er: | 
gebniije des Wafjerwerf3 203; Feſtſetzung 
de8 Minimalquantums bei Wafjermefier 
214; Preisdegreifton im Waffertarif 216; 
Badewefen 233; Vernachläſſigung fozial« 
politiſcher Gefichtspunfte bei Einrichtung 
u. Betrieb von Schmwimmbädern 236; 
Größe der ftädtifchen Anlagen 251; Zonen« 
bauordnung 430, 

Bodenpofitif der Gemeinden 457—461, 
Braunsberg, Kübeljyftem 34, 

Braunſchweig (Staat), Gefet betr. Fleiſch— 
befhan 151; Rechtliches u. Statiftifches 
betr. Schladhthäufer 159, 

Braunſchweig (Stadt), Rentabilität der Riefel- 
felder 66; Nanalbenütungsgebühr 72; | 
Straßenreinigung 87; Straßenfprengung | 
88; Abfırhr des Straßenkehrichts u. Hause | 
müls 92; Marktwefen 123; Ueberichüfie 
der Markthalle 127; Braunſchweiger Mol- 
ferei u. Säuglingsmild; 142; Fleiſchbeſchau 
importirten leifches 156 ; Wafferverforgung 
und Flußverunreinigung 189— 190; finans 
zielle Ergebniffe des Waſſerwerls 203; 
Feſtſetzung des 





Dinimalquantums bei | 
Waſſermeſſer 213; Einheitspreis für Waſſer 
215; Subventionirung von Privarbades 
anftalten 235; Schulbraufebäder 242; Größe 
der ftädtifchen Anlagen 251; Desinfeltions- 
gebühren 285; Sanitätswache 306; Begräb⸗ 
nigmindeftloften 329; offene Bauweiſe 418, 
35; Kanalifations- 
beitrag 70; Straßenreinigung 87; Abfuhr | 
des Straßenkehrichts u. Hausmülls 92; 
Nahrungsmitttelunterfuhungsamt 135; 
Fleiſchbeſchau importirten Fleiſches 156; 
Sefe betr. Schlachthaus 160; Gebühr 
für Schweinefhladhtungen 173; Biehhof 
179; finanzielle Ergebniffe des Waſſer— 
werd 203; Subventionirung privater 
Badeanflalten 235; 35; Schulbrauſebäder 242; 
SIrrenanftalt 266; Desinfettionsgebühren 
285; Beitragspflicht der Unternehmer bei 
Straßenanlagen 375; mißglüdter Verſuch 
der Befteuerung von Yiegenfcdhaften nad) 
dem Berkaufswertb 377—378. 

Breslau, Inftanzenzug bei der Meldung von 
Infeltionsfranfheiten 13; fchauerliche Zus 
fände der Abfuhr 17; Zufammenfegung 
der Abwäſſer 55; Rentabilität der Riefel- 
felder 66; Kanalbenütungsgebfiht 72, 76, 
dr: Bedirfnißanftalten 83; Straßenreini- 
gung 87; Schnecbefeitigung 87; Abfuhr 


Bühl, 


— 


des Straßenlehrichts u. Hausmülls 92; 
ftädtifcher Fuhrpark 93; Unterfuchung * 
Nahrungsmitteln 132133: Viehhof 179, 

183; Flußtwafferverforgung 187; — 
Waſſer an andere Gemeinden 198; finan- 
zielle Ergebnifje des Waſſerwerls 203; 
Einheitspreis für Waffer 215; Badeweſen 


231; GSubventionirung privater Bade— 
anftalt 235; Schulbraufebäder 242; 


Sommerbaden ber Schulkinder 243; Größe 
ber frädtifchen Anlagen 251; Spielpläte 
254; ſtädtiſche Gärtnerei 257; Irren— 
anflalt 266; Krantenanflalten 2 267; Res 
tonvaleszentenpflege 270; bakteriologifches 
Unterfuhungsamt 277; Desinfeftione- 
gebühren 285; Sanitätswanhen 306; ftäbt. 
Hofpitalapothele 308; Begräbnißmindeft- 
foften 329; Immobiliarumſatzſteuer 385; 
Bonenbauordnung 430, 

allgemeiner Schladhthauszwang 162. 


' Eannftatt, berechneter Aufwand der Gemeinde 


bei foftenlofer Beerdigung 331. 


Charlottenburg, Deputation fir Gejundheits- 


pflege 6; Rentabilität der Niefelfelder 66; 
Kanalbenütungsgebühr 72; Straßenreini- 
gung 87; Abfuhr des Straßenfehrichts u. 
Hausmüll 92; Beſchau importirten Flei— 
ches 156; private Wafferverforgungsanlage 
193; finanzielle Ergebnifje des Waſſer— 
werts 208; Badewefen 233, 490; Schul: 
braufebäder 242; Größe der ftädtifchen 
Anlagen 251; Ktrankenanftalten 267; Be- 
gräbnigmindeftloften 329. 


Chemnit, Verbleib der Abfuhrftoffe 30—31 ; 


Straßenreinigung 87; Abfuhr des Straßen- 
fehricht8 und Hausmülls 92; ftädtifcher 
suhrpart 95; Marktiwefen 123; Defizit 
der Markfthallen 127; Beſchau importirten 
Fleiſches 156; liefert Wafler an andere 
Gemeinden 198; finanzielle Ergebnifie des 
Waſſerwerks 203; Sommerbabden der Schul« 
finder 244; Größe der lädtifchen Anlagen 
251; bakteriologifches Unterfuhungsamt277; 
Veihenhäufer und ihre Benübung 321; 
Selbftbetrieb im Begräbnißiwejen 324—325; 
Begräbnißllafien 325; Begräbnißmindeft- 
foften 329; Immobiliarumfatfteuer 385; 
offene Bauweife 418; ee der Ab. 
fuhrgebühren 488, 





Danzig, unfanitäre Zuftände der Abfuhr 17; 


Zufammenjeßung der Abwäffer 55; Renta— 
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bilität der Niefelfelder 66; Typhusfterblich- 
. keit auf den MWiefelfeldern 68; Straßen« 
reinigung 87; Abfuhr des Straßenkehrichts 
und Hausmülls 92; fädtifcher Fuhrparl 94 ; 
Bertehrsausgleihung inder Markthalle 116; 
beſchränkter Hallenzwang 113; Kampf gegen 
den Straßenhandel 124; Viehhof 179; 
Quellwafferverforgung 193; Feſtſetzung des 
Minimalquantums bei Waffermefjer 213; 
Braufebad 233; Schulbrauſebäder 242; 
- Spielpläge 254; Kranlenanftalten 267; 
bafteriologifches Unterfuhungsamt 277. 
Darmitadt, Kanalifationsbeitrag 70, T4; 
Straßenreinigung 87 ; Schneebefeitigung 87; 
Straßenfprengung 88; Abfuhr des Straßen- 
fehrihts und Hausmülls 92; Hausmüll: 
abfuhrgebühr 106; Nahrungsmittelunter- 
fuhungsamt 135; Gejchichte des Schladht- 
hauſes 161— 162; Feſtſetzung des Minimal» 
quantums bei Waffermeffer 212; Preis» 
degreifion im Waffertarif 216; Schulbraufes 
bäder 242; unentgeltl, Abgabe von Reihen- 
gräbern 328; Begräbnigmindeftloften 329; 
Wohnungsinfpeltion 467, 

Deputation, ftädtifche, für d. öffentl. Gefund- 
heitspflege, in Berlin 6; in Charlotten« 
burg 6, 

Desinfeltionswefen, rechtliche Regelung 277 
bis 230; das D, eine Aufgabe der Ges 
meinden 280— 281; hygieniſche Anforde: 
rungen an den Desinfettionsbetrieb 281; 
Ordnung des D. in Berlin 281—283; 
Statiftif der Desinfeltionsanftalten 283 bis 
284; Nothwendigkeit der Gebührenfreiheit 
284— 285; Ordnung des Gebührenmefens 
in Halle 285; in Breslau 285; in Bremen 
285; in Königsberg 285; Grundjäge für 
die Regelung des Gebithrenmwejens 285 bis 
236; Aufwand der Städte für das D. 286, 


Waſſer an andere Gemeinden 199; finan« 
zielle Ergebnifje des Waſſerwerls 202, 203; 
Preisdegreffion im Wajfertarif 216; Bade- 
weien 231, 490; Sculbraufebäder 242; 
Größe der ftädtifchen Anlagen 251; Kranken⸗ 
anftalt 267; Wefonvaleszentenpjlege 270; 
ftädtifche Heimftätte für Wöchnerinnen 294, 
491; Selbitbetrieb im Begräbnißweſen 324; 
Begräbnigmindeftloften 329; Gräberpflege 
332; Statiſtil der Beerdigungen nad) 
Klaffen 491. 


Dresden, Stadtbezirksarzt 10; Ausfhuß für 


die öffentl. Gefundheitspflege 10; Verbleib 
der Abfuhrftoffe 30— 31; Straßenreinis 
gung 87; Schneebefeitigung 87; Ab: 
fuhr des Straßenkehrichts u. Hausmülls 
92; flädtifcher Fuhrparf 95; Straßen- 
reinigungsgebühr 104; Marfthallen 122; 
beſchränkter Hallenzwang 123; Ueberjchüfie 
der Markthalle 127; Unterfuhung von 
Nahrungsmitteln 132, 135; Gebühr für 
Schweinefhlahtungen 173; Grundwaſſer⸗ 
verforgung 193; Tiefert Waffer an andere 
Gemeinden 198; finanzielle Ergebniffe des 
Waſſerwerls 203; Waffertarif 208; Rabatte 
fäge im Waffertarif 216; Braufebad 233; 
Ablehnung von Schulbädern 240; Größen- 
verhältnig der ftaatlihen und ftädtifchen 
Öffentl. Anlagen 245; Relonvaledzenten- 
pflege 270; bafteriologifches Unterfuhungs- 
amt 277; Heilftätte für Lungentrante 289; 
Leihenhäufer u. ihre Benützung 321; Selbſt⸗ 
betrieb im Begräbnißweſen 324—325; Be- 
gräbnißklaſſen 325; Begräbnißgmindeftloften 
329; Dedung ber Stadterweiterungstoften 
371—373; Immobiliarumfagfteuer 385; 
offene Baumeije 418; Ortsftatut betr. An- 
lage eines Fabrifviertels 433 — 434; Woh⸗ 
nungsordnung 482, 


Deuticher Verein für öffentliche Gejundheits- | Düngerabfuhrgefellihaften, private, Renta— 
pflege, fein Borgehen in Sachen der Fluß | bilität inLeipzig, Dresden, Chemnit 30—31. 
verumreinigung 53; Yeitiäge betr. Beſeiti- Düren, offene Bauweife 418. 
gung d. Kehrichts u. Hausmüll 97; Stellung | Düffeldorf, rechtliche Schwierigkeiten bei Ueber— 
zur Fleiſchbeſchau 149. nahme der Fälalienabfuhr 23; Tarif für 

Ponauefchingen, allgemeiner Schlahthaus- | Grubenleerrung 20; Kanalanfhlußgebühr 
zwang 162, 74; Gtraßenreinigung 87; Abfuhr des 

Dortmund, Kanalbenütungsgebühr 73, 75;| Straßentehrihts u. Hausmüll 92; ftädti« 


Straßenreinigung 87; Abfuhr des Straßen- 
tehrichts u. Hausmüll 92; Straßenreini« 
gungsgebühr 104; Unterfuchung von Nah- 
tungsmitteln 131; Beſchau importirten 
Szleifches 156; Erhöhung der Scyladhthaus- 
gebühren 172; Biehhof 179, 134; liefert 


fher Fuhrpark 94; Nahrungsmittelunter: 
fuhungsamt 133; Fleiſchbeſchau 152; 
Fleiſchbeſchau importierten Fleiſches 156; 
Erhöhung der Schladjthausgebühren 172; 
Biehhof 179; Grundwajjerverforgung 193; 
finanzielle Ergebniffe des Wafjerwerts 202, 
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203; Wafjertarif 208; Nabattfäge im | Emden, Kübelfgftem 33, 34, 
Naffertarif 216; Badeweſen 229— 230; | Engen, allgemeiner Schlachthauszwang 162, 
Vernachläſſigung fozialpolitifcher Geſichts- Enteignung bei der Anlage oder Erweiterung 


punkte bei Einrihtung und Betrieb von 
Schwimmbädern 236; Entwidlung der 
öffentl. Anlagen 248; Ablehnung einer 
Schenkung zur GErridtung eines Spiels 





von Ortsftraßen u. Plägen 347—351; 
bei Umlegung 354, 359, 360; Zonen» 
enteignung 363— 364, 391 — 392; bei der 
inneren Stadterweiterung 387—389. 


plates im Hofgarten durch die Stadt: | Entihädigung für Aufgabe privater Schladht- 


verordneten 252; SKranfenanftalt 267; | 
Selbitbetrieb im Begräbnißwefen 324; Bes | 


häufer in Preußen 170; in Baden, Bayern 
und anderen Bundesftaaten 171, 


gräbnißmindeftfoften 329; Gräberpflege 332; | Erbbaureht in Franffurt a. M. 445—446. 
Zonenbauordnung 430; ſtädtiſche Hypothe- | Erfurt, Kübeliyftem 32, 35; Straßenreini- 


tenftelle 443—444; Wohnungsinfpeltion 
474—476, 

Duisburg, Tarif für Grubenleerung 20; | 
Straßenreinigung 87; Schneebefeitigung 87; 
Abfuhr des Sträßenkehrichts u. Hausmülls 
92; Straßenreinigungsgebühr 105; Nah: 
rungsmittelunterfuchungsamt 133; Beſchau 
importirten ?Fleifhes 156; Erhöhung der 
Schlahthausgebühren 172; Grundwafler: | 
verforgung 193; finanzielle Ergebniffe des | 
Waſſerwerls 203; Waffertarif 208; Feft- 
jegung des Minimalguantums bei Waffer: 
mefjer 213; Vadewefen 223—229, 490; | 








gung 87; Abfuhr des Straßenkehrichts u. 
Hausmülls 92; Beſchau importirten Flei— 
ſches 156; Grundmwafjerverforgung 195; 
Feſtſetzung des Minimalquantums bei 
Waffermeffer 212; Braufebad 233; Sub- 
ventionirung privater Badeanftalt 235; 
Schulbraufebäder 242; Blumenpflege durch 
Schullinder 260; Krantenanftalt 267; 
balteriologiſches Unterfuhungsamt 277; 
Yeihenhausgebühren 322; Abftufung der 
Gebühren für Neihengräber nah Ein» 
fommentlaffen 328; Begräbnißmindeftloften 
329; offene Bauweife 418. 


Vernachläſſigung fozialpolitifcher Geſichts- Erlangen, ftaatliches Unterfuhungsamt für 


punfte bei Einrichtung und Betrieb von | 


Nahrungsmittel 134, 


Schwimmbädern 236; Größe der ftädtifchen | Ernährung, Fürforge für die, ihre Stellung 


Anlagen 251; Begräbnißmindeflloften 329; 
MWohnungsinfpeltion 474. 


Eberbach, allgemeiner Schlachthauszwang 162. 
Eberswalde, offene Baumeife 418, 
GEdernförde, Kübeliyftem 34. 


im wirthſchaftlichen Produftionsprogen 111 
bis 113; Märkten, Markthallen 113—128; 
Unterfuhung von Nahrungsmitteln 128 
bis 135; Milch 135— 148; Fleiſchverſorgung 
148— 184; Wafferverforgung 185 bis 
217. 


Eiberfeld, Straßenreinigung 87; Abfuhr des | Efjen, Klärbrunnenanlage nah Hödner- 


Straßenkehrichts u. Hausmüll 92; Nah: 
rungsmittelunterfuhungsamt 133; Beſchau 
importirten Fleifhes 156; Entſchädigung 
für Aufgabe privater Schladhthäufer 170; 
Biehhof 179; Grundwafferverforgung 193; 
liefert Waffer an andere Gemeinden 200; 
Feſtſetzung des Minimalquantums bei 
Waffermeffer 214; Preisdegreffion im 
Waflertarif 216; Badeweſen 232; Ber: 
nahläffigung fozialpolitifher Grundſfätze 
bei Einrichtung und Betrieb von Schwimm- 
bädern 236 ; Schulbraufebäder 242; Kranlen⸗ 
anftalt 267; ftädtifche Heimftätte für Wöchne- 
rinnen 294; Begräbnißmindeftloften 329; 
Zonenbauordnung 430; Wohnungsinfpel- 
tion 474, 

Elſaß⸗Lothringen, Wohnungspflegegefeh 469 
bis 470, 


Rothe 59—60; Schlammoverwerthung 61; 
Bau- u, Betriebsloften der Kläranlagen 62; 
Straßenreinigung 87; Abfuhr des Straßen» 
fehriht8 u. Hausmülls 92; Hausmüll« 
abfuhrgebühr 105; Fleiſchbeſchau impor⸗ 
tirten Fleifches 156; Erhöhung der Schlacht⸗ 
hausgebühren 172; Biehhof 179, 184; 
Grundwafferverforgung (theilweife) 193; 
fiefert Waffer an andere Gemeinden 199; 
finanzielle Ergebnifje des Wafferwerls 203; 
Preisdegreffion im Waffertarif 216; Bade» 
wejen 233; Vernachläſſigung der fozial- 
politifchen Gefichtspunfte bei Einrichtung 
u, Betrieb von Schwimmbädern 236; Größe 
der ftädtifchen Anlagen 251; Spielpläge 254; 
ftädtifche Heimftätte für Wöchnerinnen 264; 
Begräbnißmindeftfoften 329; Wohnungs- 
infpeltion 474, 
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Eßlingen, berechneter Aufwand der Gemeinde | 


bei foftenlofer Beerdigung 331, 


Fabrikviertel in den Bauordnungen431—434. 
Fäkalienabfuhr 18— 36; Grubenſyſtem 20—31; 
Tonnene bez. Kübelfyftem 31—35; durch 
Schwemmtanalifation 33, 36; rechtliche 
Schwierigfeiten bei Uebernahme der F. in 
eigene Regie der Gemeinden 22—24; Konz 
flitt der ftädt. u. landwirthſchaftl. Inter— 
efien bei der F. 42—44, 

Familiengärten 257—259; in Yeipzig 257 
bis 258, in Kiel 258— 259; fozialer Werth 
derfelben 250, 

Fleiſchbeſchau 148—158; Geſchichte 148 bis 
150; Gegenfat zwifchen Preußen u. den 
füddeutfhen Staaten 150—151; in den 
füddeutſchen Staaten 151; in Heflen-Naffau | 
151—152; in Würzburg 152; in Düffel« | 
dorf 152; in Stuttgart 152; in Berlin 
152— 154; des importirten Fleifches 154 | 
bis 156; Cinführung der F. in den grö- 
Beren Städten 156; in Berlin 156 —158. 
Sleifchverforgung 148 — 184, Fleiſchbeſchau 
148— 158; Schlachthäuſer 158— 179 ; Vieh- 
höfe 179— 184. 








Säuglingsmilh durd die Milchluranſtalt 
142; Fleiſchbeſchau importirten Fleiſches 
156; Viehhof 179, 183; Quellwaſſerver⸗ 
forgung 193; finanzielle Ergebnifie des 
Waflerwerts 203; Wafjertarif 207; Bade— 
wefen 230-231; Bernadjläffigung fozial- 
politifher Gefichtspunfte bei Einrichtung 
u. Betrieb von Schwimmbädern 236; Schul- 
braufebäder 242; Sommerbaden der Schul⸗ 
finder 243; Größe der ftädtifhen Anlagen 
251; Irrenanftalt 266; Kranfenanftalten 
267; bafteriologifhes Unterfuhungsamt 
277; Desinfeltionsgebühren 285; flädtifche 
Entbindungsanftalt 294; Leichenhausge— 
bühren 322; Selbfibetrieb im Begräbniß- 
wejen 323; Begräbnißllaffen 325—826; 
Begräbnigmindeftloften 329; Geſetzentwurf 
betr. Umlegung 359; Neuregelung der 
Grund» u. Gebäudefteuern 381— 383 ; Bes 
ftimmungen gegen die Miethlaferne in der 
sranffurter Bauordnung 420; Zonenbau- 
ordnung 429; Begünftigung d. Einfamilien- 
häufer in der Bauordnung 431; Beftims 
mungen in der Bauordnung betr. Anlage 
von Fabriten 432—433; ftädtifhe Baus 
faffe u. Erbbaurecht 444—446; Boden- 


Flensburg, Kübelfyftem Ab. 
Zlußverunreinigung 50—55; Zufanımenhang 
der 75. mit der Abwäfferableitung der 


politif 459—461; Nahrungsmittelunter- 
fuhungsamt 489. 
Sranffurt a. O., Straßenreinigung 87; Ab» 





Städte 50—51; Bedeutung der Fälalien- 
abihwemmung für die 5. 51—52; die 
wiſſenſchaftl. Deputation für d. Medizinal« 
weſen in Preußen u. der Deutfche Berein | 
für öffentl. Gejundheitspflege in der Frage 
der F. 52—54; Begriff der Selbftreinigung 
der Flüſſe 54; allgemeine Grundfäge für 
d. Ableitung der ftädtifchen Abwäfler in 
die Flüffe 54—55. 

Frankfurt a. M., Geſchichte der öffentl. Ge— 
fundheitspflege 6—7; ftädtifcher Gefund« 
heitsrath 7— 8; Kanalifationsprojelt 5.8 
u, Gutachten der wiſſenſchaftl. Deputation 
für d, Medizinalweien in Preußen darüber 
52; Zujammenfeßung der Abwäjler 55; 
Ktlärbedenanlagen 57; Schlammverwerthung 
61; Bau» u. Betriebskoſten d. Kläranlagen 
62; Kanalanſchlußgebühr 71; Bedürfniß- 
anftalten 32; Straßenreinigung 87; Ab- 
fuhr d. Straßentehrihts u, Hausmülls 92; 
ftädtiicher Fuhrpark 93: Berfehrsauss | 





fuhr des Straßentehrichts u. Hausmülls 92; 
Fleifhbeihau importirten Fleiſches 156; 
Gebühr für Scweinefhladhtungen 173; 
private Wafferverforgungsanlage193; Größe 
der ftädtifchen Anlagen 251; Kranlenanftalt 
267; Begräbnigmindefttoften 329, 


Freiburg, Abfuhrverhältniffe im Fahre 1876 


17—18; Rentabilität der Rieſelfelder 66; 
Kanalifationsbeitrag 70; Straßenreinigung 
87; Schneebefeitigung 87; Abfuhr des 
Straßentehridts u. Hausmülls 92; ftädti« 
ſcher Fuhrpark 94; Nahrungsmittelunter- 
fuhungsanftalt 134; allgemeiner Schladht« 
hauszwang 162; Freibant 173; Fleifchkrieg 
gegen die Meßgerinnung 177; Biehhof 179; 
finanzielle Ergebnifje des Wafjerwerts 202, 
203; Waffertarif 207; Schulbraufebäder 
242; Größe der ftädtijchen Anlagen 251; 
Teihenhäufer u. Yeihenhauszwang 319; 
Seibftbetrieb im Begräbnißwefen 324; 
offene Bauweife 418. 


gleihung in der Markthalle 116; Hallen» | Fürth, Nahrungsmittelunterfuchungsamt 134, 
wefen 122; Hallenzwang 123, 125; Webers | Fuhrpark, ftädtifcher, in Breslau 93; Köln 93; 


ſchüſſe dev Marlthalle 127; Lieferung von | 


Frankfurt aM. 93; Magdeburg 23; Düfjel- 
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dorf94; Königsberg 24; Danzig 94; Kiel 94; | Gichen, Desinfeltionsgebühren 285; Woh- 
Kaffel 94; Mannheim 94; Freiburgi.B.94;| nungsinfpeltion 467. 
Mainz 94; Leipzig 95; Dresden 95; Chem: | Glasgow, Organifation der Belämpfung der 
nig 95; Stuttgart 95; Pofen 488, Infektionskrankheiten 272— 274. 

Glatz, Tonnenfoftem 34, 

Gärtnereien, ftädtiiche, in Mannheim 257; Glückſtadt, Kübelfyftem 34. 

Berlin 257; Breslau 257; Köln 257; | Gmünd, berechneter Aufwand der Gemeinden 
Magdeburg 257; Hannover 257. bei foftenlofer Beerdigung 331, 

Gebühren fiir Fälalienabfuhr 20, 30, 34 bis | Görlig, Tonnenſyſtem 32, 35; Straßen» 
35; Kanalifationeg. 70— 79; für Benütung | reinigung 87; Abfuhr des Straßenfehricdhts 
von Bedürfnißanftalten 82—83; für] und Hausmülls 92; Beſchau importirten 
Straßenreinigung 103—105; für Abfuhr) Fleiſches 156; Grundmwafjerverforgung 193; 
von Hausmüll 105—106; für Abdederei | finanzielle Ergebnijje des Waſſerwerls 202, 
in Münden 110; Standgebühren der Markt- | 203; Größe der ftädtifchen Anlagen 251; 
halle in Leipzig 124; Einfluß der Standg. | Spielpläge 254; Krankenanſtalt 267; Ab» 
der Marfthallen auf die Entwidlung des ftufung der Gebühren für Reihengräber nad) 
Straßenhandel8126 ; Tarifeder ftädt.Febens- | den Cinfommenklaffen 328; Begräbniß- 
mittelunterfudhungsanftalten 132; Schlacht: | minbdeftloften 329, 
gebühren 1Z1;impreuß. Kommunalabgaben: | Göppingen, berechneter Aufwand der Ge» 
gefeg 171— 173; für Schweineſchlachtungen meinde bei foftenlojer Beerdigung 331. 
173; Waffertarife 201— 217; Badegebühren | Göttingen als Pionier der Schulbäder 238 
221, 223—226, 228, 229, 230, 231, 232, | bis 239; Desinfeltionsgebühren 285, 
233, 234, 235, 242, 243; Desinfeltiong- | Graudenz, Kübelfyfem 35. 
gebühren 284—286; Yeichenhausgebühren | Greifswald, Kübelſyſtem 35; fanitäre Rei— 
321—322; ©, für Gräber 328, nigung ber Kübel 35. 

Geburtshilfe 290—298 ; mangelhafte Zuftände | Grubenfyftem 20—31; Ueberficht über die 
der Geburtshilfe u. Wochenpflege290— 292; | Städte mit G. 19; hygieniſcher Werth 20; 
Anftellung der Hebammen durd die Ge-⸗ Grundfäge für die Gebührenfeftfegung 20 
meinden bezw. Gemeindeverbände 292; Er-| bis 21; Gründe für Uebernahme der Für 
rihtung von Heimftätten für Möchnerinnen | falienabfuhr bei G. in eigene Regie der 
durch die Gemeinden 293— 296; Furſorge Gemeinden 21—22; pneumatiſche Ent— 
für erholungsbedürftige Wöchnerinnen 296 | leerungsvorridtungen 24; Verbleib der Ab» 
bis 298, fuhritoffe 24—81; fpeziell in Stuttgart 25 

Gemeindeordnung für Bayern: öffentl. Ge⸗ bis 29; im Leipzig, Chemnitz, Dresden 
fundheitspflege 8. 30—B1. 

Gejundheitsbeamter, Stellung im Rahmen der | Grundfteuer, nad) dem Berlaufswerth in 
Berwaltungsorganifation, in Heflen 2—3; | Bremen 377—378; im preußiichen Kom- 
in Preußen 5; Recht der Gemeinden in) munalgeſetz 378; in frankfurt a, M. 382; 
Bayern, ©. anzuftellen, 8, nach dem gemeinen Werthe 492—494. 

Sefundheitspflege, Organifation der öffent Grundwaffer, Verunreinigung durch d. ftädt. 
lichen 1—14; Verfuche ihrer Organifation | Abfallprodufte 16; in Berlin 40, 
durch die Gemeindebehörden 5—12; fpeziell 
Berlin 65 Charlottenburg 6; Frank | Hagen, liefert Waſſer an andere Gemeinden 200, 
furt a. M. 6—8; Hannover 8; Köln 8; | Halle a. S., Sclammverwerthung 61; Bau- 
Leipzig 2; Dresden 10; Stuttgart 10; Mann- | und Betriebsfoften der Kläranlagen 62; 
heim 11; Karlsruhe 12; heſſiſche Städte Kanalanfhlußgebühr 71; Straßenreinigung 
12; Skizze einer Neuorganifation 13—14, | 87; Abfuhr des Straßenkehrichts u. Haus- 

Geſundheitspolizei, lokale, Theil der Orts:| miülls 92; Erhöhung der Schladhthaus- 








polizei 1 '  gebühren 172; Gebühr für Schweine 
Gefundheitsrath, ſtädtiſcher, in Frankfurt a. M. ſchlachtungen 173; Freibank 173; Viehhof 
7; in Hannover 8, 179, 184; Grundwafferverforgung 193; 


Siebichenftein liefert Waffer an andere Ge- finanzielle Ergebniffe de8 Wafferwerts 203; 
meinden 200, Gebühren für Nebenwaſſermeſſer 211; Eins 
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heitspreis für Waſſer 215; Schulbrauſe- Hausmüll, Abſuhr 91—100; Berbrennung 


bäder 242; Größe der ftädtifchen Anlagen | 


251; 


100— 103; Gebühren für Abfuhr 105— 106, 


Desinfeltionsgebühren 285; Selbft« | Heide, Kübelfyftem 34. 


betrieb im Begräbnißiwefen 324; Be Begräbniß: Heidelberg, Kanalifationsbeitrag 70; Nah: 





klaſſen 325; Abftufung der Gebühren für, 
Reibengräber nad Einkommenklaſſen 328; 
Begräbnißmindeftloften 329; 
ordnung 430; Begünftigung der Ein- 
familienhäufer in der Bauordnung 431. 


Hamburg, Kanalanfhlußgebühr 71; Straßen« | 


Bonenban: | | 





rungsmittelunterfuhungsamt 134; allge 
meiner Schlachthauszwang 162; offene Baus 
weife 418, 


Heilbronn, beredjneter Aufwand der Gemeinde 


bei foftenlofer Beerdigung 331; offene Bau— 
weife 418, 


reinigung 87; Abfuhr des Straßenkehrichts | Heifftätten für Yungentrante 286— 289; Auf: 


u. Hausmülls 92; Berbrennungdes Straßen- 
kehrichts 100— 103; Nahrungsmittelunter- 
fuchungsamt 135; Gefeß betr. Schlachthaus 
160; Gebühr fürSchweinefhladhtungen 173; 
Biehhof 179; 


188— 189; finanzielle Ergebniffe des Waſſer⸗ 
werls 203; Badeweſen 233; 


Wohnungen mit Badezimmer 237; 237; Schul! 


braufebäder 242; Jrrenanftalt 266; Koften | 


des Desinfettionswefeng 286;  Sanitäts- 
wachen 304—305; Begräbnißgmindetloften 
329; Umlegung 356—357 ; Anrechnung der 
Werthfteigerung auf Entidädigungszah- 
lungen bei Unternehmungen der inneren 
Stadterweiterung 389; Beitragspflicht der 
Anlieger bei Straßenverbreiterungen 389; 
Abſchätzungsgrundſätze bei Enteignung un» 
fanitärer Häufer 398; Bebauung der Höfe 
417; Zonenbauordnung 430; Wohnungs: 
pflegegejeg 461— 466, 

Hamm, liefert Waffer an andere Gemeinden 200, 


zentrale Wafferverforgung | 
185; Wafferverforgung u. Choferacpidemie 


Statiftif der | 





Hannover, flädtiicher Gefundheitsrath 8; 
Straßenreinigung 87; Abfuhr des Straßen 
kehrichts u. Hausmülls 92; beſchränlter 
Hallenzwang 123; 
127; Nahrungsmittelunterſuchungsamt 133; 
Beſchau importirten Fleiſches 156; ſchlechte 
Erfahrungen auf dem der Fleiſcherinnung 
gehörigen Schlachthof 160—161; Gebühr 
für Scdweinefhladhtungen 173; Grund» 
waijerverjorgung 193; Liefert Waſſer an 
andere Gemeinden 198; finanzielle Ergeb- 
nijfe des Waſſerwerls 203; Feftfegung des | 
Minimalgquantums bei Waffermefjer 214; 
Preisdegreifion im Wafjertarif 216; Bade» 
weien 232; Schulbraufebäder 242; Größe 
der fiädtifchen Anlagen 251; Spielpläge 


Immobiliarumfagfteuer in 





254; ftädtiihe Gärtnereien 257; Jrren« 
anftalt 266; Kranfenanftalten 267; Sani» 
tätwadien 305; 305; Gräberpflege 331; Zonen | 
bauordnung 429, | 


gaben der Städte auf diefem Gebiet 287 
bis 258; in Berlin 288—289; in Dresden 
289 


Hefien, Dienftinftrultion für die Kreisärzte 


2—3; Ortsgefundheitsräthe 12; Regelung 
der Kanalifationsbeiträge 69; Regelung des 
Abdedereiwejens 108; Berordnungen betr, 
Fleiſchbeſchau 161; Rechtliches u, Statifti« 
jches betr. Schladhthäufer 159; Berfuche, 
die Apothelenkonzeffionen in den Befig der 
Städte zu bringen 310—312; Yeihenjchau 
316; Zuftändigfeit der Gemeinden in Sachen 
der Bebauungspläne 342; Regelung des 
Bauens außerhalb des Ortsbauplans 344; 
Schu der Gemeinden bei Bodenwerth- 
erhöhungen in Folge von Kulturverände- 
rungen 346; Beſchränkung der Baufreiheit 
345; Enteignung bei Anlage oder Er» 
weiterung von Ortsftraßen und Plägen 348, 
350; Umlegung in der Allgem. Bauordnung 
354— 356; Abwälzung der Straßenbau: 
foften auf die Grumdbefiger 374; Beſtim— 
mungen in der Bauordnung betr. Fabrik» 
viertel 432; Wohnungsinipektionsgejet 466 
bis 467, 


Defizit der Markthalle | Hof, ofſene Bauweiſe 418, 
Hufum, Kübelſyſtem 34, 


Frankfurt 382, 
383; Preußen 383— 385; Sachſen 385 bis 
386; Württemberg u, Bayern 386, 


Infeltionsfrantheiten, Inſtanzenzug bei der 


Anzeige in Breslau 13; Bekämpfung 271 
bis 289; Aufgaben der Gemeinde 271 bis 
272; Glasgow ein Beifpiel 272 - 274; 
Regelung der Anzeigepfliht 274—276; 
bafteriologifche Unterfuhungsämter 276 bis 
277; gejegliche Regelung der Desinfektiong- 
pfliht 277— 278; AInftanzenzug bei der 
polizeilichen Kontrolle von Krankheitsfällen 
278— 250; Aufgaben der Städte auf dein 
Gebiet des Desinfeltionswejens 230— 281; 


ftädtifche Desinfeftionsanftalten 2831— 286; | 
Belämpfung der Tuberfulofe 286— 289, 
Irrenanftalten 265—266, 
Itzehoe, Kübelſyſtem 34, 





Kanaliſation, typiſcher ER. 
33, 36, 48—49; Gefdichte der K. in, 
Berlin 36°—47; tabellarifche Ueberficht über 
die Städte mit 8. 49—50; Verbleib der | 
Abwäfler 50—55; Klärung der Abwäſſer 
55—68; Aufbringung der Koften 68—79. 

Karlsruhe, Ortsgefundheitsrath 12; Kanali- 
fationsbeitrag 70; Straßenreinigung 87; 
Abfuhr des Straßentehriht® u. Haus- 
mäls 92; Mildregulativ 135; Anforde 
rungen des Ortsgefundheitsraths an Molke: 
reien 143; Fleiſchbeſchau importirten Flei— 
ſches 156; allgemeiner Schlachthauszwang 
162; Viehhof 179; Grundwafjerverforgung | 
193; finanzielle Ergebnifje des Waffer- | 
werls 203; Waffertarif 207; Baderefen | 
233; Subventionirung einer Privatbade: | 
anftalt 235; Schulbraufebäder 242; Größen | 
verhältnig der ſtaatlichen u. ftädtifchen | 
Öffentl. Anlagen 245; Yeichenhäufer u. 
Yeihenhauszwang 319; Selbjtbetrieb im 
Begräbnißweien 324; Begräbnißllaffen 
325; Begräbnigmindeftloften 329; offene 
Baumeife 418; Zonenbauordnung 430; 
Wohnungsinfpeltion 473, | 

Kafjel, Kanalanſchlußgebühr 71, 75; Straßen | 
reinigung 87; Abfuhr des Straßentehrichts | 
u. Hausmüll 92; ftädtifher Fuhrpark 94; 
Hausmiüllabfuhrgebühr 106; Nahrungs- 
mittelunterfuhungsamt 133; Beſchau im- 
portirten Sleifches 156; Grhöhung der 
Schlachthausgebühren 172; Freibant 174; | 
Viehhof 179; Quellwafferverforgung 193; 
finanzielle Ergebniffe des Wafferwerts 203; | 
Waffertarif 207; Braufebad 233; Schul« 
braujebäder 242; Größe der ftädtifchen 
Anlagen 251; Begräbnigmindeftloften 329. 

Kiel, Kübeljyftem 35; Kanalanſchlußgebühr 
71; Straßenreinigung 87; Abfuhr des 
Straßenfehrichts u. Hausmüll 92; ftädt. 
Fuhrpark 94; Straßenreinigungsgebühr 
104; Beſchau importirten Fleiſches 156; 
Erhöhung der Schladhthausgebühren 172; 
liefert Wafjer an andere Gemeinden 198; 
finanzielle Ergebniffe des Wafjerwerts 202, 
203; Feſtſetzung des Minimalguantums 
bei Waffermeffer 213; Größe der ftädtifchen 
Anfagen 251; Familiengärten 258—259; | 
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Krantenanftalt 267 ; Begräbnigmindeftloften 
329; offene Baumeife 418. 

Kläranlagen, Klärbeden in Frankfurt a, M. 
57—58; Hlärbrunnen nad) Rödner-Rothe 
u. Nahnien-Müller 59—60; Bau- u. Be 
triebsfoften in Frankfurt a M., Wies- 
baden, Halle a. S., Eſſen 62. 

Koblenz, ftädtifche Heimftätte für Wöchne— 
rinnen 294, 

Koburg, offene Bauweife 418. 

Köln, frädtifche Sanitätslommiffion 8; Kanali- 
fationsprojelt u. Gutachten der wiſſenſchaftl. 
Deputation für das Medizinalmwefen in 
Preußen darüber 52; Kanalbenügungs- 
gebühr 74; Geſchichte der Bedürfnip: 
anftalten 80— 81; Straßenreinigung 87; 
Abfuhr des Straßenfehrihts u. Haus- 
mülls 92; ftädtifcher Fuhrpark 93; Auf: 
hebung der Straßenreinigungsgebühr 103; 
Marktweſen 123; Unterfuhung von Nah— 
rungsmitteln 131; Beſchau des importir- 
ten fleifches 156; Erhöhung der Schlacht⸗ 
hausgebühren 172; Biehhof 179, 188; 


Geſchichte der Wafferverforgung 185; 
Grundwafferverforgung 193; finanzielle 


Ergebnifie des Wafferwerts 203; Waffer- 
mefjer u. Wafferverbraud) 209; Feftfegung 
des Minimalgquantums bei Wafjermeffer 
212; Badewefen 233; Subventionirung 
privater Badeanftalt 234; Schulbrauſe—⸗ 
bäder 241; Gntwidlung der öffentl. Ans 
lagen 246— 247; Spielplätze 252; jtäbdt. 
Gärtnerei 257; Entwidlung der Kranfen- 
anftalten 264— 265; Srrenanftalt 265; 
Kranfenanftalten 267; balteriologiſches 
Unterfuhungsamt 277; Anweiſung über 
das Verfahren bei anſteckenden Krankheiten 
u, Desinfektion 279; Desinfeltionsgebübren 
285; ftädtifche Armenapothefe 308; Gräber: 
pflege 331; unverdienter Werthzuwachs bei 
der Stadterweiterung 365; finanzielle Re 
fultate der Stadterweiterung 366—367; 
Zonenbauordnung 429; Wohnungsnad- 
weis 485, 

Königsberg, Kübelfyftem 35 ; Kanalbenügungs» 
gebühr 76; Straßenreinigung 87; Abfuhr 
des GStraßentehrihts u. Hausmülls 92; 
ftädtifcher Fuhrpark 94 ; Straßenreinigungs- 
gebühren u. Hauseigenthümer 104; Bieh- 
hof 179, 184; Grundwafferverforgung 193; 
liefert Wafier an andere Gemeinden 198; 
finanzielle Ergebniffe des Waſſerwerls 202, 
203; Wafiertarif 208; Nabattfäge im 





— 


Waſſertarif 216; Brauſebad 233: Schul⸗ 
braufebäder 242; Sommerbaden der Schul—⸗ 
finder 243; Größe der ftädtiichen Anlagen 
251; Kranfenanftalt 267; Desinfettions- 
gebühren 285; Begräbnigmindefttoften 329. 

Kolberg, Biehverfiherung auf dem Scladjt- 
hof 178. 

Rommunalabgabengefeb, preußifches, Schladht- 
hausgebühren 171—172; Koftendedung 
der Stabdterweiterungen 368—370; neue 
Maßftäbe für die Bertheilung der Straßen» 
baufoften auf die Anlieger 375; Recht der 
Gemeinden, befondere Steuern vom Grund» 
befig zu erheben 378; Bauplatfteuer 378 
bis 350; Beitragspflidt der Grundbefiter 
bei Unternehmungen der inneren Stadt» 
erweiterung 391. | 

Konftanz, Nahrungsmittelunterfuhungsamt 
134; allgemeiner Schlachthauszwang 162; 
offene Baumeife 418, 

Krantenhäufer 263— 269; techniſche Gründe 
für die Entwidlung des Sranfenhaus: 
wejens 263; unterftüßende politiiche Mo— 
mente 263— 264; Statiftif 264; Gefchichte 
der Kranfenanftalten in Köln 264—265; 
SIrrenanftalten 265—266; allgemeine 
Kranfenhäufer 266—268; Charakter der | 
ftädtifchen Krankenfürſorge 268269: ; Heil. 
ſtätten für Lungenkranke 2836—289. 

Krefeld, Straßenreinigung 87; Abfuhr 9 
Straßenkehrichts u. Hausmülls 92; Ber | 
hau des importirten Fleifhes 156; Er⸗ 
böhung der Scladhthausgebühren 172; 
Biehhof 179; finanzielle Ergebniſſe deB | 
Wafjerwerts 203; Waffertarif 208; FFeft- 
ſetzung des Minimalguantums bei Wajler- 
mejjer 213; Preisdegreifton im Waſſer⸗ 
tarif 216; 6; Bodewefen 233, 490; Größe | 
der hädtifchen Anlagen 251; 51; Krantenanflalt | 
267; Begräbnißmindeftfoften 329, 

Kreisarzt, Inſtruktion für die heifiihen Ar. 
2—3, Geſetz betr. Dienftftelung der Kr. 
in Preußen v. 1899 5, 

Kübelfyftem 31—35; Beſchreibung u. hygie— 
nifcher Werth 31—32; tabellarifche Ueber— 
ficht der Städte mit K. 34— 35; Kritik 33. 











Leipzig, Stadtbezirksarzt 9; Ortsgefundheits- 
ausfhuß 9—10; rechtliche Schwierigkeiten | 
bei lebernahme der fäfaltenabfuhr 22 bis, 
23; Verbleib der Abfuhrftoffe 30—31; | 
Straßenreinigung 87; Abfuhr des Straßen» | 
tchrichts u, Hausmülls 92; ſtädtiſcher Fuhr⸗ 
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part 95; Marfthallenzwang 123; Schuß 
der Marfthallenhändler gegen Konkurrenz 
124; Ueberſchüſſe der Markthalle 127; 
Nahrungsmittelunterfuhungsamt 135; 
Berfuh einer Säuglingsmildhverforgung 
durch die Apothefen 142—143; Beihau 
importirten ?Fleifches 156; Freibank 173; 
Biehverfiherung auf dem Schlachthof 177 
bis 178; Biehhof 179; Grundwafjerver- 
forgung 193; Hefert Waſſer an andere 
Gemeinden 198; finanzielle Ergebniffe des 
Wafjerwerl3 202, 203; Hausbefiger u. 
Wafjertarif 204— 205; Preisdegreffion im 
Wafjertarif 216; Badeweſen 232; Schul- 
braufebäder 242; Entwidlung der öffentl. 
Anlagen 246; Familiengärten 257—258; 
Desinfeltionsgebühren 285; ſtädtiſche Heim 
ftätte für Wöchnerinnen 294; Veihenhäufer 
u, ihre Benützung 320—321; Begräbniß- 
minbeftfoften 329; Dedung der Stadt» 
erweiterungsfoften 371 — 373; Immobiliar- 
umfaßfteuer 385; offene Bauweife 418; 
Bodenpolitif 458—459; Regulativ über 
Theilvermiethungen u. Schwierigfeiten feiner 
Durdführung 481—482, 

Leisnig, Immobiliarumſatzſteuer 385, 

Lex Adides 357—359, 363—364, 371, 

Liegnitz, Rentabilität der Riefelfelder 66; 
Straßenreinigung 87; Abfuhr des Strafen 
fehrichts u. Hausmillls 92; Grundwaſſer⸗ 
verforgung 193; finanzielle Ergebniffe des 
Waſſerwerks 203; Wafjertarif 208; Feft- 
fegung des Minimalquantums bei Wafjer- 
meſſer 214; Rabattfäge im Wafjertarif 216; 
Subventionirung einer Privatbadeanftalt 
235; Größe der ftäbtifchen Anlagen 251; 
Kranfenanftalt 267; Begräbnißmindeftloften 
329, 

Lörrach, Nahrungsmittelunterfuhungsamt 
134; allgemeiner Schlahthauszwang 162, 

Ludrwigsburg, berechneter Aufwand der Ges 
meinde bei foftenlofer Beerdigung 331. 

Ludwigshafen a. Rh., Tarif für Gruben- 
leerung 20, 

Lubeck, Kübelſyſtem 35; Straßenreinigung 87; 
Abfuhr des Straßenkehrichts u. Hausmülls 
92; Hausmüllabfuhrgebühr 106; Markt— 
hallenzwang 123; Defizit der Markthalle 
127; Geſetz betr. Schlachthaus 160; Vieh— 
hof 179; finanzielle Ergebnifie des Waijere 
werts 203; Größe der ftädtifchen Anlagen 
251; Irrenanftalt 266; Begräbnißmindeft- 
foften 329; offene Yaumeife 418, 
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Magdeburg, Rentabilität der Riefeljelder 66; | Marburg, mechaniſche Klärung der Abwäſſer 


Kanalbenütungsgebühr 75; Straßenreini- 


56, 


gung 87; Abfuhr des Straßenkehrichts u, | Märkte u, Markthallen 113—128; Wochen⸗ 


Hausmülls 92; ftädtifcher Fuhrpark 93; 
Erhöhung der Sclahthausgebühren 172; 
Biehhof 179, 184, 490; zentrale Waffer- 
verforgung 185; Wafjerverforgung u. Fluß. 
verunreinigung 190—192; finanzielle Er— 
gebnifje des Waſſerwerls 203; Einheits- 
preis für Waffer 215; Badeweſen 231 bis 
232, 490; Schulbraufebäder 242; Größe 
der ftädtifhen Anlagen 251; | 
Gärtnerei 257; Krankenanftalten 
Kranfenhausapothelen 309; Abftufung der 
Gebühr für Neihengräber nach Einfommen- 
Haffen 323; Gräberpflege 332; finanzielle 
Refultate der Stadterweiterung 367 ; Zonen» 
bauordnung 429, 

Mainz, Ortögefundheitsrath 12; Kanali- 
fationsbeitrag 70; Straßenreinigung 87; | 
Abfuhr des Straßentchridts u. Hausmülls 
92; ſtädtiſcher Fuhrpark 94; Nahrungs» | 
mittelunterfuhungsamt 135: Beſchau im: | 
portirten Fleiſches 1863 Viehhof 179, 184, | 
490; Badewefen 232; Schulbraufebäder | 
242; Spielpläge 254; Nefonvaleszenten- | 
pflege 270; ftädtifche Apotbele 8310—311; | 
Begräbnißmindeſtkoſten 329; Stadterweites 
rungsgefeg 353— 354; Belteuerung des 
underdienten Werthzuwachſes durch Spezial | 
geieh 365— 366; finanzielle Nefultate der | 
Stadterweiterung 366; Wohnungsinfpet- | 
tion 467—469, | 

Mannheim, Ortsgefundheitsrath 11—18;| 
Kanalanſchlußgebühr 71; Straßenreinigung | 
87; Echneebefeitigung 87, 90; Abfuhr des | 
Straßenfehridhts u. Hausmülls 92; ftädti« | 
icher Fuhrpark 94; Nahrungsmittelunter: | 
judhungsamt 134; Beſchau importirten | 

Fleifches 156; Viehhof 179, 184; Grund» | 

waiferverforgung 193; finanzielle Ergeb- 

niffe des Waſſerwerls 203; Waffertarif | 

207; Feſtſetzung des Minimalquantums | 

bei Wafferıneffer 213; Nabattfäte im | 

Waffertarif 216; Badeweien 232; Schule | 

braufebäder 242; Größe der ftädtifchen An— 

lagen 251 ; ftädtifche Gärtnerei 257 ; Yeichen« 
häufer und Feihenhauszwang 319; Selbit- 
betrieb im Begräbnißweien 3245 Bes 
gräbnifmindeftloften 329; offene Bauweiſe 

418; Bedingungen für die ftädtiiche Sub: 

ventionirung des Baues von Arbeiterivoh- 

nungen 442-443; Wohnungsinfpeltion 473, | 


267; 














markt in Stuttgart 113— 115; Erſetzung 
der Märkte durch Markthallen 115—116; 
Berfehrsausgleihung in Danzig u. Frank— 
furt a. M. 116; Entwidlung des Groß- 
handels in Frankfurt a. M, 116; in Berlin 
116—118; Detailmarkthallen 118—120; 
Organifation des Markthallenweiens in 
Berlin 120—122; Frankfurt a, M. 122; 
Dresden 122; Straßburg 122; Meg 123; 
Münden 123; Hallenzwang 123; Ent— 
widlung des Händlerweſens 123—125; 

- Belämpfung des Straßenhandel® 125 bis 
bis 126; Höhe der Standgelder 126— 127; 
Einfluß auf diefebensmittelpreife 127—128. 

Medizinal»- u. Sanitätsweien in Preußen 2, 

Meißen, Relonvaleszentenpflege 270, 

Meg, Markthallen 122; Fleiſchbeſchau impor— 
tirten Fleiſches 163 Viehhof 179; finan— 
zielle Ergebniſſe des Waſſerwerks 265; 
Größe der ſtädtiſchen Anlagen 251; Be— 
gräbnigmindeftloften 329, 

Miethgenoſſenſchaften 455. 

Mitch 135—148; polizeilihe Kontrolle 135 
bis 138; fanitäre Gefahren des Milch— 
verfehrs 138; Oſtertags Theſen auf dem 
VII. Internation. Kongreß für Hygiene 
138— 139; Produftionstontrolle 139; Kon- 
trolle des Milchhandels 140; die Frage 
der Milhverforgung 140 ff.; Lieferung von 
Säuglingsmild) 141—145; allgem. Milch— 
verforgung durch ſtädtiſche Milchwirth— 
ſchaften 146; durch bäuerliche Milchwirth— 
ſchaften 146; durch Genoſſenſchaften 146 
bis 147; Konflikt zwiſchen Hygiene und 
Privatbetrieb 147 —148; Munizipaliſirung 
der Mitchproduftion 148, 

Minden . W., Mildhregulativ 139, 

Mülhauſen i. E., Freibank 173, 174; Feſt⸗ 
ſetzung des Minimalquantums bei Waſſer— 
meſſer 214; Preisdegreſſion im Waſſertarif 
216; Minimalgröße der Wohnräume in 
ber Bauordnung 419; Wohnungsnadhmeis 
485, 

Mülheim a, d, R. Tiefert Waſſer an andere 
Gemeinden 199, 

München, Kanalbenütungsgebühr 73— 74, 75; 
Straßenreinigung 87; Schneebefeitigung 87; 
Abfuhr des Straßentehrichts u. Hausmülls 
92; Straßenreinigungsgebühr 104; Haus: 
müllabfuhrgebühr 106; Abdederei 108 his 


110; Markthallen 123; ſtaatliches Nah— 
rungsmittelunterfuhungsamt 134; Beihau 
importirten Fleiſches 156; Viehhof 179, 
184; Quellwafjerverforgung 193; liefert 
Waſſer an andere Gemeinden 198; finan- 
zielle Ergebnifie des Wafferwerts 203; 
Feſtſetzung des Minimalquantums bei 
Wafjermeffer 213; Einheitspreis für Waffer 
215; Badeweſen 228; Schulbraufebäder 
242; Größe der ftädtifhen Anlagen 251; 
Spielpläge 254; Relonvaleszentenpflege 
270; Leihenhäufer u. Yeichenhauszwang 
320; Selbftbetrieb im Begräbnißtweien 325; 
Begräbnigmindeftloften 329; offene Baus 
weiſe 418; Zonenbauordnung 430, 
München⸗Gladbach, rechtliche Schwierigkeiten 
bei Uebernahme der Fälalienabfuhr 22; 
Rahrungsmittelunterfuchungsamt 134; Eiß- 
produftion im Schladjthaufe 176; Grund: | 
wafjerverforgung 193; Feftfetung des Mir 
nimalquantums bei Wafjermeffer 214; 
Preisdegreifion im Waffertarif 216; Bader | 
weſen 233; Bernadläffigung der fozial- | 
politifhen Gefichtspunfte bei Einrichtung | 
und Betrieb von Schwimmbädern 236; | 
Begräbnigmindeftloften 329; Immobiliar— 
umfatsfteuer 385. | 
Münſter i. W., Grundwafferverforgung 193; | 
Baffertarif 208; Preisdegreifion im Waflers | 
tarif 216; Krankenanftalt 267; Begräbniß« 
mindeftloften 329. 











Nahrungsmittel, Unterfuchung der 123 —135; 
internationale Mafregeln fir 129— 130; | 
Borzüge der öffentl. Unterfuchungsanftalten 
131—132; rechtliche Grundlage der Unter» 
fuhungsanftalten 132—135. | 

Neiße, Kanalifationsprojeft u. Gutachten der | 
wiſſenſchaftl. Kommiſſion für d. Medizinal- 
weien darüber 54. 

Neumünfter i H., Kübelfyflem 35. 

Nürnberg, Kanalanfhlußgebühr 71; Straßen 
reinigung 87; Schneebefeitigung 87; Ab- 
fuhr des Straßentehridts u. Hausmülls 
92; Hausmäüllabfuhrgebühr 106; Marlt« 
weien 123; Nahrungsmittelunterfuchungs- 
anftalt 134; Yieferung von Säuglingsmild) 
durch die Anftalt für keimfreie Kindermild 
142; Beſchau importirten Fleiſches 166; 
Biehhof 179, 184, 490; finanzielle Ergeb» 
niffe des Waſſerwerls 203; Badeweien 232; 
Schuibraufebäder 242; Größe der ftädtifchen | 
Anlagen 251; Leichenhäufer u. Leichenhaus⸗ 
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zwang 320; Begräbnigmindefiloften 329; 
offene Bauweiſe 418, 


Dberverwaltungsgeriht, preußiiches, Ent» 
fheidung betr, Uebernahme der Fälaliens 
abfuhr feitens der Stadt Düfjeldorf 23; 
Entfcheidung betr. Bauplatfteuer 381; Ent» 
ſcheidung betr. Anlage v. Fabrikvierteln 432, 

Dfienbah, Ortsgefundheitsrath 12; Kanali- 
fationsbeitrag 70; Selbftbetricb im Ber 
gräbnißweien 323; Zonenbauordnung 430; 

Bohnungsinfpeltion 467, 

Oppeln, offene Baumeije 418, 

Ortsgefundheitsausfhuß, in Yeipzig 9; in 
Dresden 10, 

Ortsgefundheitsrath, in Mannheim 11—12; 
in Karlsruhe 12; in heffifchen Städten 12; 
Thätigkeit bei der Wohnungsinfpeltion in 
Baden 471—472. 

Ortspolizei, Gejundheitspolizei ein Theil der 
D.1— 2; die Sanitätsfommiffionen Organe 
der O. 4; ihr Verhältniß zur Kontrolle 
der Märkte u. Berlaufsftätten 130—131; 
Gefundheitsattefte der O. bei Fleiſchimport 
155— 156; Rechte der D. bei Feſtſetzung 
der Baufluhtlinien 340—342, 343; O. 
u. Wohnungsinfpeltion 466—476, 

Ortöftraßengefeb, badifches, Regelung der 
Kanalifationsbeiträge 69; Verbot d. Bauens 
außerhalb des Ortsbauplans 344; Beſchrän⸗ 
bung der Baufreiheit 345, 346, 347; Ent» 
eignung bei Anlage oder Erweiterung von 
Ortsftraßen u. Plägen 350; Umlegung 
360— 361; Abmwälzung der Straßenbau- 
foften auf die Grundbefiger 373, 





Pforzheim, Nahrungsmittelunterfuhungsamt 
134; offene Baumeife 418, 

Plauen i B., Straßenreinigung 87; Abfuhr 
des Straßenkehriht® u, Hausmülls 92; 
Milchkontrolle 136—137; Ergebniffe der 
Waflerverforgung 203; Ginheitspreis für 
Waffer 215; Ehulbraufebäder 242; Größe 
der ſtädtiſchen Anlagen 251; Yeichenhalle 
320; Begräbnißmindefttoften 329; Dedung 
der Stadterweiterungstoften 371—373; 
Immobiliarumfaßfteuer 386. 

Poſen, Kanalifationsprojeft u. Gutachten der 
wiſſenſchaftl. Deputation für d. Medizinals 
weien in Preußen darüber 54; Straßen» 
reinigung 87; Abfuhr des Straßentehrichts 
u. Hausmülls 92; finanzielle Ergebniffe 
de8 Wafjerwerls 203; Waffertarif 208; 
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Preisdegreifion im Waffertarif216; Braufe- | Negensburg, ofiene Baumeife 418, 


bad 233; Sculbraufebäder 242; Größe 
der ftädtifchen Anlagen 251; SKranfen- 
anftalt 267; Begräbnißmindeftloften 329; 
offene Baumeife 418; Wohnungsinfpeltion 
474; Fuhrpark 488. 

Potsdam, Straßenreinigung 87; Abfuhr des 
Straßenfehrihts u. Hausmülls 92; Grund- 
wafjerverforgung 193; finanzielle Ergeb- 
niſſe des Wafferwerfs 203; Feſtſetzung des 
Minimalquantums bei Waffermefjer 214; 
Größe der ftädtifchen Anlagen 251 ; Kranfen- 
anftalt 267, 

Preußen, Medizinal- und Sanitätsweſen 2; 
Negelung d. Abdedereimefens 108; Minis | 
fterialerlag betr. Nahrungsmittelunter- | 
ſuchungsanſtalten 133; Mangeleines Fleiſch⸗ 
beſchaugeſetzes 150—151; Rechtliches u. 
Statiftiiches betr. Schlachthäuſer 158; Ge- 
fe betr. Schladhthäufer von 1868 162 
bis 163; von 1881 168—171; Schladt- 
gebühren im preuß. Kommunalgefeg 171 
bis 172; Entihädigung für Aufgabe pri- 
vater Schladythäufer 170; ftatiftiiche Ans 
gaben über die Kranfenanftalten 264; Jrren» 
fürforge 265—266 ; Anzeigepflicht bei Jn- 
feltionskrankheiten 275; Regelung des Des- 
infektionsweſens ——— Anſtellung der 
Hebammen 292; Verſuche, die Apothelene 
tonzejfionen in in den Beſitz der Städte zu | 
bringen 309—310; geſchichtl. Entwidlung 
des Rechtes der Gemeinden, Bebauungs« | 





Rieſelfelder, 


Roſtock, Kübelſyſtem 35; 
418 


Rekonvaleszentenanſtalten 269—270, 
Remſcheid, liefert Waſſer an andere Gemein— 


ben 200, 


Rendsburg, Tonnenſyſtem 34, 
Reutlingen, berechneter Aufwand der Ge» 


meinde bei koftenlojer Beerdigung 331. 


Nheydt, Tiefert Wafler an andere Gemeinden 


200, 

hygienifher Werth als Klär- 
methode für Abwäſſer 62—63; Beichreibung 
der Riefelfelder Berlins 63—65; Renta⸗ 
bilität 66; Berwerthung der Dungftoffe 
66—68; Verbleib der pathogenen Milro- 
organismen 68, 

offene Bauweiſe 


Sachfen, Recht der Stadträthe, Bezirksärzte 


anzuftellen 2; Geſetz betr. Fleifchbeihau 151; 
Rechtliches u. Statiftifches betr. Schladht- 
häufer 159; Beftimmungen betr, Errid)- 
tung von Leichenhäufern 320; Zuftändig- 
teit der Gemeinden in Sachen der Be: 
bauungspläne 342; Berbot de8 Bauens 
außerhalb des Drtsbauplans 344: Bes 
ſchränkung der Baufreiheit 345 ; fein Shut 
der Gemeinden gegen Bodenwertherhöhungen 
in Folge von Kulturveränderungen 491; 
Umlegung 491; Koftendedung bei Stadt: 
erweiterungen 491; Größe der Hofräume 
im Baugefeß 494, 


pläne feftzuftellen 340—342; Schuß der. Sanitätsfommiffionen, ftaatliche, in Preußen, 


Gemeinden gegen wildes Bauen 344; Ent- | 
eignung bei der Anlage oder — ——— 
von Ortsftraßen u, Plätzen 347, 349, 350, 
351; Lex Adides betr. Umlegung 357 bie 
359; Zonenenteignung in der Lex Adides 


ihre Zufammenfeßung u. Aufgaben 4; ihre 
Thätigfeit 4; ftädtifche, in Köln &. 


Sanitätswachen u. Unfallftationen 299— 307, 


in Berlin 299— 304; Hamburg 304—305; 
Braunfhweig 306; Breslau 306, 


363— 364; Abwälzung der Straßenbau- | Säuglingsmild in englifchen Städten 145. 
foften auf die Grumdbefiger 374— 376; Schlachthäuſer, Rechtliches u. Statiftisches in 


Gemeindefteuern vom Grundbefit 378; 
Bauplabfteuer 378— 380; Beitragspflicht 
der Anlieger zu Iinternehmungen der inneren 
Stadterweiterung 390—391 ; rechtliche Ber 
ftinmungen betr. Anlage von yabrifvierteln | 
432; Wohnungsinfpeltion 474, 


deutfhen Bundesftaaten 158—160; bugie- 
nische Begründung zentraler S. 160 —161; 
Geſchichte der S. in Deutſchland 161— 162; 
preußiſches Gejeg von 1868, 162—163; 
Geihichte des Berliner ©. 163—168; 
preußifche Novelle von 1881, 168—171; 
Schlachtgebühren im preuß. Kommunal- 


Radolfzell, allgemein. Schlachthauszwang 162, 

Raſtatt, allgemeiner Schlahthauszwang 162; 
offene Baumeife 418, 

Raftenburg, Kübelfyftem 34, 

Ravensburg, beredineter Aufwand der Ges 
meinde bei foftenlofer Beerdigung 331. | 


gefegv.1893,171— 172; Höhe der Schladht- 
gebühren 172—173; reibänte 173—174; 
öfonomifhe Wirkungen der Zentralifation 
des Schladhtgewerbes in den ©. 174— 177; 
ftädtifher Fleiſchverkauf in Freiburg 177; 
BViehverfiherung in den S. 177—179; 


Uebelftände bei S., die im Befit der 
Schladterinnungen find 489—490. | 

Schlammverwerthung bei Kläranlagen 60 bis | 
62; Dungmwerth des Sclammes 60; 
Schlammnoth in Wiesbaden 60—61; in 
Halle, Efien, Frankfurt a. M, 61. 

Schleswig, Kübelfyftem 34. 

Schneebefeitigung 87. 

Schulbäder 238— 244; Bedeutung 238; Ge- 
ſchichte 238— 239; in Berlin 239— 240; 
Ablehnung in Dresden 240— 241; das 
Kölner Syftem 241; in Stuttgart 241; 
Badezwang 241—242; Statiſtik 242; 

Mangel an Einrichtungen für E 

| 
| 
| 





ihwimmen im Winter 242—243; Für— 
forge für dasjelbe in Berlin 242; in Kre⸗ 
feld 243; Kinderſchwimmen im Sommer, 
in Frankfurt 243; Königsberg 243; 
Mainz 243; Breslau 243; Chemnit 244; 
Kaffel 244, 

Schwemmtlanalifation, f. Kanalifation. 

Schwerin i. M., Kübelfyftem 35, 

Sebnit, offene Baumweije 418, 

Selbftreinigung der Flüffe 54. 

Siegen, liefert Waffer a. andere Gemeinden 
200, 

Spandau,Kanalbenütungsgebühr 75; Straßen« 
reinigung 87; Abfuhr des Straßentehrichts | 
u. Hausmülls 92; Straßenreinigungsges 
bühr 105; SHausmüllabfuhrgebühr 106; 
Unterfuhung von Nahrungsmitteln 131; | 
Ergebniffe des Waſſerwerls 203; Felt: 
ſetzung des Minimalquantums bei Waffer- 
mefjer 2145 Größe der ftädtifhen An— 
lagen 251; Krankenanſtalt 267, 

Stade, Kübelfyftem 34, 

Stadtarzt, in Frankfurt a. M. 7—8; in Stutt« 
gart 10, 

Stadtbezirksärzte, in Sadjen 9; Dienft- 
inftruftion in Leipzig 9; in Dresden 10, 

Stadterweiterung 339— 411, gefhichtl. Ent- 
widiung des Rechts der Gemeinden, Be- 
bauungspläne feitzuftellen, in Preußen 340 
bis 342; in Baden, Württemberg, Heffen, 
Sachſen 342; Mittel der Gemeinden zur 
Durdführung der Bebauungspläne 343 bis 
364; Beſchränkung der Baufreiheit 343 bis 
347; Enteignung 347—351; Umlegung 
351—363; Zonenenteignung in der Lex 
Adides 363—364; Koftendedung 364—386; 

der unverdiente Werthzuwachs bei der Er» 








weiterung von Feſtungsſtädten 364—365 ; | 


Befteuerung desfelben im Mainzer Epezial- | 
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geſetz 365— 366; finanzielle Refultate in 
Köln 366— 367; Magdeburg 367; Straß 
burg 367; Würzburg 367—368; das 
preußifhe Kommunalabgabengefet u, die 
Koftendedung 368—371; ſächſiſche Orts- 
ftatuten (Dresden, Leipzig, Plauen) u, die 
Koftendedung 371—373; Abwälzung der 
Straßenbaufoften auf die Antieger, in den 
füddeutfchen Staaten 373—374 ; in Preußen 
374— 376; der unverdiente Werthzuwachs 
u. die Verfuche feiner Beiteuerung376— 377; 
in Bremen 377—375; im preußijchen 
Kommunalabgabengeje(Bauplatfteuer)378 
bis 380; die Bauplagfteuer in Berlin 380 
bis 381; BVorfchläge zur Beſteuerung des 
Werthzuwachſes in Frankfurt a. M. 381 
bis 383; die Immobiliarumſatzſteuer in 
Preußen 333— 385; in Sachſen 385— 386; 
in Württemberg u. Bayern 386; die Um— 
geftaltung bereit bebauter Stadtviertel, 
fogenannte innere Stadterweiterung 386 
bis 395; Erkurs: Entwidlung des Berliner 
Straßennetzes 395— 411; Koftendedung im 
fähfiihen Baugeſetz 491; Bejteuerung der 
Grundftüde nad) dem gemeinen Werth 492, 

Stadt u. Land, Konflikt zwischen, betr. Dünger» 
abfuhr in Berlin 43—44; betr. die Milch» 
regulative der Städte 137— 138, 489, 

Städtebau 335—438; typifcher Verlauf der 
ſtädtiſchen Entwidlung und Feftftellung der 
ftädt. Aufgaben auf dem Gebiet des Städte: 
baus 335— 339; Stadterweiterung 339 bis 
386; Umgeftaltung bereits bebauter Stadt» 
viertel 386—412; Bauordnung 412—438. 

Städteordnung für Baden 10—11, 390; für 
Preußen von 1853 374, 390. 

Städtereinigung 15—110; Geſchichte deri. 
in deutichen Städten 15—18; ſchauerliche 
Zuftände in Berlin 17; Danzig 17; Breslau 
17; Freiburg im Jahre 1876 17—18; 
Fälalienabfuhr 18—36; Ableitung der 
Abwäfler 36—79; Bedürfnißanftalten 79 
bis 83; Straßenreinigung und Müllabfuhr 
83— 106; Abdedereien 106—110. 

St. Blafien, allgemeiner Schlachthauszwang 
162, 

Stettin, Kanalbenügungsgebühr 76; Straßen- 
reinigung 87; Abfuhr des Straßenfehrichts 
u. Hausmüll 92; Straßenreinigungsgebühr 
104; finanzielle Ergebniffe des Waſſerwerls 
203; Preisdegreffion im Wafjertarif 216; 
Größe der ftädtifchen Anlagen 251; Kranten- 
anftalt 267; balteriologifches Unterfuhungs- 
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amt 277; unentgeltf. Abgabe von Reihen: 
gräbern 328; Begräbnißminbdeftfoften 329, 
Straßburg, Straßenreinigung 87; Abfuhr des 
Straßenkehrichts u. Hausmülls 92; Markt⸗ 
hallen 122; fein Hallenzwang 123; Ueber» 
ſchüſſe der Markthallen 127; Fleifhbeichau 
importirten Fleifches 156; Biehhof 179; 
Grundwajjerverforgung 193; finanzielle Er» 
gebnifie des Waſſerwerks 203; Rabattfätze 
im Waffertarif 216; Braufebad 233; Größe 
der ftädtifhen Anlagen 251; finanzielle 
Kefultate der Stadterweiterung 367; Ab- 
wälzung der Gtraßenbaufoften auf die 
Grundbefitter 3745 Wohnungsinfpektion 
470; Wohnungsnahmweis 485. 
Straßenbautoften, Abwälzung derf. auf die 
Grundbefiter im badifchen Ortsſtraßengeſetz 
373; in ber württembergifchen Bauordnung 
373—374; in der heffiidhen Bauordnung 
374; im Straßburger Geſetz 374; im 
preußischen Baufluchtengefeg 374— 376; bei 
der inneren Stadterweiterung 387—391. 
Straßenreinigung 83— 91; Pflicht der Haus- 
befiger 83; Geſchichte der Zentralifation 
der S. 84—86; Ueberſicht über die Arten 
der ©. im verfchiedenen Städten 86—87; 
Mafchinenverwendung 88—90; Arbeiter- 
perfonal 90; Abfuhr des Straßentehrichts 


90— 100 ; BerbrennungdesStraßentehridhts 


100—103; ®ebühren 103—105, 

Straßenfprengung 88. 

Stuttgart, Stadtarzt 10; Tarif für Gruben- 
leerung 20; Gefchichte der Fälaltenabfuhr 
25— 29 ; Kanalanfhlußgebühr 71; Straßen- 
reinigung 87; Straßeniprengung 88; Ab- 
fuhr des Straßentehridts und Hausmülls 
92; ftädtifher Fuhrpart 95; Straßen— 
reinigungsgebühr 104; Wocenmarlt 113 
bis 115; Defizit der Markthalle 127; 
Nahrungsmittelunterfuhungsanftalt 134; 
Fleiſchbeſchau 152; Fleiſchbeſchau impor» 
tirten Fleiſches 1B6; Duellmajierverforgung 
(theilweife) 193; Ergebnifie des Waſſer— 
werls 203; Waffertarif 208; Gebühren für 
Nebenwaſſermeſſer 211; Feitfegung des 
Minimalquantums bei Waflermeffer 213; 
Preisdegreffion im Wafjertarif 216; Schul- 
braufebäder 241; Größe der ftädtifchen An— 
lagen 251; Spielpläte 254— 255 ; Dispen- 
firanftalt des Katharinenhofpitals 308; 
Leichenhaus und feine Benügung 321; Be 
gräbnigmindeftloften 329; berechneter Auf- 
wand der Gemeinde bei Ffoftenlofer Ber 
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erdigung 331; Gräberpflege 831; offene 
Baumweife 418; Zonenbauordnung 430; 
Steigerung der Miethpreife 436; Woh— 
nungsinfpeltion 476; immanente Wider- 
fprüche bei der Feſtſetzung der Miethpreiſe 
für ftädtifhe Arbeiterwohnungen 483, 


Tauberbiſchofsheim, allgemeiner Schlachthaus⸗ 
zwang 162 
Thorn, Kübelſyſtem 35. 





Tonnenſyſtem ſ. Kübelſyſtem. 
Tuttlingen, berechneter Aufwand der Gemeinde 
bei koſtenloſer Beerdigung 331. 


Ueberwälzung der Kanaliſationsgebühr auf 
die Miether 77—79; des Waſſergelds auf 
die Mierher 204—205, 206, 210; der 
Steuern u. Präzipualbeiträge auf Grund» 
befig 393—396. 

Um, Nahrungsmittelunterfuhungsamt 134; 
berechneter Aufiwand der Gemeinde bei koſten⸗ 
lofer Beerdigung 331; Gefeßentwurf betr, 
BDefteuerung des umverdienten Werth 
zuwachſes bei der Stadterweiterung 365; 
offene Bauweife 418; Wohnungsnahmeis 
485, 

| Umfegung 351—363; geſchichtl. Entwicklung 
der Umlegungsfrage 351—853; Weſen 
353; das Mainzer Geſetz betr. U. 353 bis 
354; in der heffifhen Bauordnung 354 
bis 356; in Hamburg 356— 357; Preußen 
357—359; Baden 359 —361; Sachſen 
491; Kritif des Umlegungsverfahrens 361 
bis 363, 

Unna liefert Waffer an andere Gemeinden 199, 

Unterfuhungsämter, bakteriologiihe 276 bis 
277; ihre Gefhichte 276; in Dresden 276 
bis 277; Stettin 276; Köln 277; Erfurt 
277; Breslau 277. 





Viehhöfe, für Erport u. Iofalen Verlehr 179; 
Erportviehhof in Berlin 179—183; Erport- 
märfte in anderen Städten 183—184; ihre 
finanziellen Ergebnifie 184; ftatiflifche Nach⸗ 
träge 400, 

Biehverfiherung 177—179; in Leipzig 177 
bis 178; Zwidau 178; Kolberg 178; Kritif 

| der fommunalen Biehverficherungsanftalten 

durch Hausburg 178—179, 





ı Wandsbed, offene Bauweiſe 418. 
Waldshut, Nabrungsmittelunterfuhungsamt 


| 134; allgemeiner Schlahthauszwang 162, 
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Wafferverforgung, techniſch⸗hygieniſche Ent« 


widiung 185—193; fpäte Entwidlung 
berfelben in Deutſchland 185—186; Ge— 
fhihte der W, in Köln 186; Ein- 
flüffe, die die urfprüngliche Brunnen— 
verforgung unzulänglid) machen 185— 187; 
Uebergang zur Benütung fliefender Wäffer 
und Entftehungzentraler®, 187 ; in Breslau 
187; Gefahren des Flußwaffers 158; Ham: 
burger W. und die Choleraepidemie 188 
bis 189; Uebergang zur Filtration des 
Flußwaſſers 188— 189; Berfagen der Filter 
gegenüber Flußverunreinigungen in Braun: 
ſchweig 189— 190; in Magdeburg 190 bis 


192; Uebergang zur W. aus Grund» oder 
Quellwaſſer 192—193; Befitverhältniffe 


der Wafferverforgungsanlagen in England 
193; in Deutſchland 194; Städte mit pri» 
vaten Anlagen 194—195; Uebergang der 
Wafferanlagen aus privaten in Gemeinde: 
befig in Berlin 196—198; Städte als 
Großlieferanten von Trint- und Gebraud)s- 
waſſer 198—200; Wajjergenofienichaften 
200— 201; hygieniſche Bedeutung des 
Waſſertarifs 201; finanzielle Ergebniffe des 
MWafierwerkbetrieb8 in Städten mit mehr 
als 50000 Einw. u. Refultate daraus 201 
bis 204; Schwierigkeiten bei der Herab» 


ſetzung der Tarife 204; in Leipzig 204— 205 ; | 


in Berlin 205— 206; Hausbefiger u, Waffer- 
tarife 204— 207; Waflertarife 207— 217; 
Veranlagung des Waffergelds nad) dem 
Miethwerthe 207; nad) der Zahl der Mohn- 
räume 207—208; nad) der Fußbodenfläche 
208; nad) Wafferzingeinheiten 208; Wafjer- 
meſſer als Mittel der Konſumbeſchränkung 
209; allgemeine Einführung der Wafjer- 
meſſer 209; die Wailergeldvertheilung bei 
Waſſermeſſern 209— 211; hugienifche Ein- 
wände gegen die Wafjermejier 211—212; 
Feftfetung des Minimalquantums bei 
Waſſermeſſer 212— 215; Preisdegreffion 
u. Rabattſätze in den Waffertarifen 215 bi 
216; Refultate der Unterfucdhung 217, 

Wertheim, Nahrungsmittelunterfuhungsamt 
134; allgemeiner Schlachthauszwang 162, 
Werthzuwachs, unverdienter (unearned in- 
erement) bei Erweiterung von Feſtungs— 
ftädten 364— 365; in Köln 365; Befteues 
rung desjelben durch Spezialgefeg in Mainz 
365 - 366; in Ulm 2365; Berfuche der 
Befteuerung bei unbebautem Lande 377; 
in Bremen 377—378; in Preußen (Baus: 


| 


| 


| 
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plagfleuer) 378—380; Bauplatzſteuer in 
Berlin 380—381; Vorſchläge zur Be— 
fteuerung in Frankfurt a. M. 351383; 
Immobiliarumfagfteuer in Preußen 353 
bis 385; in Sadjfen 385— 386; in Würt- 
temberg u. Bayern 386; Inanſpruchnahme 
desfelben für die Koften der Stadtermweite- 
rung 388—389, 

Wiesbaden, Schlammverwerthbung 60—61; 
Baur u. Betriebsfoften der Kläranlagen 
62; Straßenreinigung 87; Abfuhr des 
Straßentehridts u. Hausmüll 92; Haus- 
millabfuhrgebühr 106; Biehhof 179; 
Quellmwafjerverforgung 193; Ergebniſſe des 
Wafferwerfs 203; Gebühren für Neben: 
waſſermeſſer 211; Feftfegung des Minimal: 
quantums bei Waffermeffer 214; Einheits- 
preis für Wafjer 214; Braufebad 233; 
Sculbraufebäder 242; Größe der ftädtifchen 
Anlagen 251; Krankenanftalt 267; Selbit- 
betrieb im Begräbnißweſen 324; unentgeltl. 
Abgabe von Meihengräbern 328;  ofiene 
Bauweiſe 418; Zonenbauordnung 430, 

Wilhelmshaven, Tonnenfyftem 34, 

Wismar, Kübelfyften 34, 

Witten, liefert Waſſer an andere Gemeinden 
199, 


' Wohnungsbau 439 —461;5 Wohnungsnoth 





der nichtbefigenden Klaſſen 439—440; Un— 
fähigleit der privaten Bauthätigfeit, ihr 
abzubelfen 440—442; Beftrebungen, die 
private Baurhätigkeit durch Unterftügung 
feitens der Gemeinden zu fördern 442 —443; 
in Düffeldorf 443—444; in Frankfurt aM, 
444—446; Bedeutung der Baugenofjen- 
ſchaften für die Arbeitermohnungsfrage 446 
bis 448; Beftrebungen, den Baugenofjen- 
ichaften, Spar- u. Bauvereinen die Unters 
ſtützung der Gemeinden zu verjchaffen 448 
bis 449; Liebrechts Plan 449—450; Ver: 
fuche, den privaten Kleinwohnungsbau auf 
indiretem Wege zu fördern 450—461; 
Zufammenfafjung der bisherigen Ergebniſſe 
451—452; die Bedeutung der Gemeinde 
für die Wohnungsfrage 452—453;, Ein— 
wände gegen die Gemeindebauthätigfeit 453 
bis 454; Furcht der Stadtverwaltungen 
vor dem Betrieb von Arbeitermohnungen 
454; Miethgenoffenfhaften als Ausweg 
vorgejchlagen 455; lofale u. foziale Be— 
dingungen der Befriedigung des Wohnungs 
bedürfnifies 455—457; Bedeutung einer 
weitfichtigen Bodenpolitif für die Bau— 


thätigfeit der Gemeinde 457—461; Boden» 
politik in Leipzig 458—459; Bodenpolitit 
in Frankfurt a, M. 459—461; Bedeutung | 
der Straßenbahnen für die ftädtiiche Bau— 
thätigfeit 461, 

Wohnungsinfpettion 461—484 ; das Straß- 
burger Wohnungspflegegejeg 461—466; 
das heffifche Wohnungsinfpeftionsgejch 466 
bis 467; in Mainz 468—469; Gefeg in 
Elſaß⸗Lothringen 469—470; in Straßburg 
470; rechtliche Ordnung in Baden 470 bis 
472; Karlsruhe 473; Mannheim 473; 
rechtliche Ordnung in Bayern 4735—474; 
in Preußen 474; Düffeldorf 474—476; 
in Württemberg 476; Vorſchläge betr, Or- 
gantjation der Wohnungspolizei 476—480; 
Aufgaben 430—481; ihre Stmierigeiten | 
in Yeipzig 481-482; in Dresden 482; 
logische Konjequenzen der Einführung 482 
bis 483; immanente Widerfprüche bei der 
Feftfegung der Miethpreife für ftädtifche 
Arbeiterwohnungen 483. 

MWohnungsnahmweis 484—486. 

Wohnungsmwefen 439—487; Wohnungsbau 
439—461; Wohnungsinfpeltion 461 bis 
484; Wohnungsnahweis 484—486; Zus 
jammenfaffung 486—487, 

Worms, Ortsgefundheitsrath 12; Kanals 
benügungsgebühr 73; Wafferverforgung u. 
Flußverumreinigung 192; liefert Maffer an 
andere Gemeinden 198; ftädtiiche Apothete 
311; Selbftbetrieb im Begräbnißweſen 323; 
Wohnungsinipeltion 467,468; Wohnungs- 
nachweis 485. 

Württemberg, Regelung des Abdedereimejens 
108; Verordnung betr. Milchkontrolle 1355 
Verordnung betr. Fleiſchbeſchau 151; 
Fleiſchbeſchau importirten Fleiſches 154 
bis 155; Rechtliches u. Statiftifches betr. 
Schlachthäuſer 159; Anftelung der Heb- 
ammen 292; Leichenihau 316; Beftim- 
mungen betr. Errichtung von Yeichenhäufern 








| 
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321; Zuftändigfeit der Gemeinden in Sachen 
der Bebauungspläne 342; Regelung des 
Bauens außerhalb des Ortsbauplans 344; 
Beſchränkung der Baufreiheit 345, 346, 
347; Enteignung bet der Anlage oder Er- 
weiterung von Ortsftraßen u. Pläten 347, 
350; Abwälzung der Straßenbaufoften auf 
die Grundbefiger 373—374; Anrechnung 
der Werthfteigerung auf Entihädigungs- 
zahlungen bei Unternehmungen der inneren 
Stadterweiterung 358; Beftimmungen in 
der Bauordnung betr. Fabrikviertel 432; 
MWohnungsinipektion 476, 

Würzburg, Straßenreinigung 87; Abfuhr des 
Straßenkehridhts u. Hausmülls 92; flaat- 
lihe8 Nahrungsmittelunterfuhungsamt 
134; Fleiſchbeſchau 152; Eisproduktion im 
Schlachthauſe 176; Viehhof 179, 184; 
Quellwafjerverforgung 193; Feſtſetzung des 
Minimalquantums bei Wafjermeffer 213; 
Braufebad 233; Schulbraufebäder 242; 
Teihenhaus 320; Begräbnigmindeftloften 
329; finanzielle Refultate der Stadterweite- 
rung 367 —368; offene Baumeije 418, 

Wurzen, Immobiliarumfagfteuer 385. 


Bittau, offene Baumweife 418, 

Zonenbauordnung 423 —434; in Berlin 429; 
Köln 429; Frankfurt a. M. 429; Magde- 
burg 429; Hannover 430, 

Zonenenteignung, in der Lex Adides 363 bis 
364, 389, 391—392. 

Zwidau, Straßenreinigung 87; Abfuhr des 
Straßenfehrihts u. Hausmüll 92; Frei— 
bant 173; Biebhverfiherung auf dem 
Schlachthof 178; Viehhof 179, 184; finan- 
zielle Ergebniffe des Wafjerwerls 205; 
Waffertarif 208; Badeweſen 233; Größe 
der ftädtifchen Anlagen 251; Leichenhaus 
u. feine Benütung 321; Begräbnißmindeſi⸗ 
foften 320, 
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